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I.  ABHANDLUNGEN. 

DIE  LEHRE  VON   DER  GEWALTENTEILUNG 

UND  DIE  NEUEN  DEUTSCHEN 

VERFASSUNGEN. 

Von 

Dr.  jur.  FRITZ  STIER-SOMLO 

ord.  Professor    des    öffentlichen   Rechts    und    der  Politik    an    der 

Universität  Köln. 

I. 

Es  ist  hier  die  Aufgabe  gestellt,  zu  prüfen,  ob  und  inwie- 
weit in  den  seit  den  Staatsumwälzungen  des  November  191 8 
entstandenen  deutschen  Staatsverfassungen,  insbesondere  in  der 
des  Reichs  und  Preußens,  aber  auch  der  von  Bayern,  Sachsen, 
Württemberg,  Baden,  Hessen,  Thüringen  usw.,  eine  erkennbare 
Aufnahme  und  Durchführung  der  Lehre  von  der  Gewaltenteilung 
erfolgt  ist.  Damit  soll  die  Untersuchung  verbunden  werden, 
welche  Neugestaltungen  sich  ergeben  haben  und  sich  im  Bereiche 
des  Historisch-Politischen  wie  des  Politisch-Dogmatischen  einzu- 
stellen scheinen.  Es  handelt  sich  in  erster  Linie  nicht  um  eine 
juristische  Analyse  von  Verfassungseinrichtungen  und  -einzel- 
bestimmungen,  die  hier  fehl  am  Orte  wäre,  sondern  um  der 
Staatslehre  und  theoretischen  Politik  zugute  kommende  Erkennt- 
nisse, um  staatswissenschaftlich  zu  gewinnende  Einsichten,  deren 
Verwendung  zur  Klärung  und  Erklärung  praktisch-politischer  Er- 
scheinungen beitragen  kann.  Es  wird  sich  zeigen,  daß  sich  in 
scheinbarer  Anlehnung  an  die  Lehre  von  der  Gewaltenteilung, 
über  die  äußerlich  leicht  erkennbaren  und  ausgesprochenen  staats- 
rechtlichen und  staatspolitischen  Aenderungen  des  bisherigen  Zu- 
standes    hinaus,    dem    nicht    tiefer    forschenden  Auge  meist  ver- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1922.     1/2.  I 
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borgene,  nur  in  ihren  Symptomen  an  die  Oberfläche  drängende 
Neugestaltungen  sich  vollziehn,  die  von  den  Schöpfern  der  Ver- 
fassungsurkunden zu  einem  nicht  geringen  Teile  weder  gewollt, 
noch  ihnen  vielfach  auch  nur  erkennbar  waren,  die  sie  aber  auch 
sicherlich  nicht  gewünscht  haben,  wie,  um  es  hier  nur  in  zwei  Bei- 
spielen vorwegzunehmen:  die  bis  zur  Karikatur  gehende  Verball- 
hornung des  Grundsatzes  von  der  parlamentarischen  Regierungs- 
weise und  die  parteipolitisch  bestimmte  Besetzung  der  Verwal- 
tungsämter. Man  gewahrt  bald,  wie  das  Verfassungswerk  sich 
über  seine  subjektiven  Urheber  hinausschwingt,  sich  verselbständigt, 
sich  objektiviert  und  sein  Eigenleben  führt;  wie  es  ferner  —  in 
den  Strom  der  Ereignisse  gestellt  —  nicht  vorbedachten  angeblichen 
Entwicklungsgesetzen  gehorcht,  sondern  bestimmt  wird  durch  Da- 
seinswirklichkeiten und  die  Bewegtheit  politischer  Notwendigkeiten 
und  Allzumenschlichkeiten,  durch  geistige  Strömungen,  Not  und 
Hoffnung  der  zeitlich  geprägten  seelischen  Kräfte,  Parteien,  Regie- 
rungen. 

Diese  Hypostasierung  der  Verfassungen,  diese  von  ihrem 
gewillkiirt-zufälligen  Ursprung  losgelöste  Selbständigkeit  und  ihr 
Ruhen  im  eigenen  Schwergewicht,  das  von  der  Subjektivität 
individueller  Absicht  der  verfassunggebenden  Versammlungen  für 
die  Zukunft  sich  befreit,  erscheint  von  großer  Bedeutung.  Ohne 
die  Wirkungskraft  der  Komponenten  irgendwie  zu  verkennen, 
aus  denen  die  jeweilige  Verfassungsurkunde  entstanden  ist,  wird 
durch  jene  Einstellung  eine  Deutung  und  Beurteilung  möglich, 
die  das  vielfach  so  schädliche  Haften  an  den  Gesetzesmaterialien 
meidet,  den  Aeußerungen  von  Regierungs-  und  Volksvertretern 
keine  größere  Bedeutung  zumißt,  als  unsicheren  und  oft  getrübten 
Erkenntnisquellen  zukommt,  dagegen  das  Geschaffene  und 
dauernd  neu  Werdende  als  eine  geschlossen  gedachte  Ein- 
heit als  Forschungsobjekt  sich  gegenüberstellt.  Damit  ist  das 
Zurücktreten  der  formaljuristischen,  das  Vortreten  der  staats- 
wissenschaftlichen, Ideenzusammenhänge  und  Unwägbares  beachten- 
den Methode  verbunden,  der  als  Ideal  vorschwebt  eine  sinnvolle 
Belebung  verfassungsrechtlich-statischer  Erscheinungen  durch 
politisch-dynamische,  gemeinschafts-psychologisch  zu  verstehende 
Ereignisse,  Einrichtungen  und  Wirkungen. 

Gleichzeitig  wird  sich  ganz  von  selbst  ergeben,  daß  ein  mit 
dem  Ausdruck  »Gewaltenteilung«  bezeichnetes  Gedankensystem, 
wenn    man    es   zu    dem  in  flutenden  Lebensströmen  befindlichen 
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Verfassungswerk  in  Beziehung  setzt,  den  Rahmen  sprengt,  der 
aus  seinem  historisch  übermittelten  schematischen  Aufbau  zurecht- 
gezimmert ist  und,  weit  von  ihrem  Stamm  hinausgewachsenen 
Aesten  eines  Baumes  gleich,  in  verwandte  und  benachbarte  Ge- 
biete seine  Verlängerungen  erstreckt  und  seine  Schatten  wirft. 
So  soll  auch  gezeigt  werden,  wie  die  Lehre  von  der  Gewalten- 
teilung von  ihren  Urhebern  unmöglich  voraussehbare  Probleme 
zeitigte  und  zur  Auseinandersetzung  über  jedenfalls  für  Deutsch- 
land neue  Verfassungsgestaltungen  herausfordert. 

Wir  gehen  aus  von  einer  folgendermaßen  verstandenen  Lehre 
der  Gewaltenteilung  ^) : 

Die  politischen  und  bürgerlichen  Freiheiten  der  Staatsange- 
hörigen können  nur  dann  gesichert  sein,  wenn  —  unbeschadet 
der  Einheitlichkeit  und  Unteilbarkeit  der  Staatsgewalt  —  die 
drei  ^)  allgemeinen  Funktionen  des  Staates  :  Gesetzgebung,  Recht- 
sprechung und  Verwaltung  nicht  einer  Person  allein  zustehen, 
sondern  verschiedenen  Personen  (oder  Personengruppen)  zu  selb- 
ständigem Rechte,  die  sich  in  notwendiger  Verbindung  mitein- 
ander befinden,  um  sich  gegenseitig  in  den  verfassungsmäßigen 
Schranken  zu  halten.  Es  müssen:  die  Gesetzgebung  dem  Volke, 
die  Rechtsprechung  unabhängigen  Richtern,  die  Verwaltung  dem 


i)  Als  Ergänzung  darf  ich  wohl  verweisen  auf  meine  Abhandlungen:  »Die 
Dreiteilung  der  Gewalten«,  »Volkssouveränität  und  Freiheitskämpfe«,  »Justiz  und 
Verwaltung«  im  Handbuch  der  Politik  3.  Aufl.  Bd.  i  (1920)  S.  165  ff.,  216  ff., 
296  S.  und  auf  meine  »Politik«  5.  Aufl.  (192 1)  S.  82,  126,  148.  Aus  dem  Schrift- 
tum hebe  ich  hervor:  Duguit,  La  Separation  des  pouvoirs  et  l'assemblee  nationale 
de  1789,  1893;  G.  Jellinek,  Allgemeine  Staatslehre,  3.  Aufl.,  1914  S.  497 — 501, 
523,  576  ff.,  601,  602  —  614,  682,  726  f.,  789  f.;  Estnem,  Elements  de  droit  consti- 
tutionel  frangais  et  compare  4.  Aufl.  1907  S.  365  und  dort  zitierte;  Tschnernoff 
in  Revue  du  droit  public  et  de  la  science  pbluique  en  France  Bd.  20  S.  60,  61, 
73  ff.  ;  Beyer,  Kritische  Studien  zur  Systematisierung  der  Staatsfunktionen,  Zeitschr. 
f.  ges.  Staatswiss.  Bd.  67  S.  421  ff.,  605  ff. 

2)  Daß  Montesquieu  nur  zwei  Gewalten  unterscheide,  nehmen  unzutreffend 
an  Duguit  a.  a.  O.,  Barkhausen,  Un  paragraphe  de  l'esprit  des  lois,  Revue  criti- 
que  de  legislation,  1882  S.  490  und  Herrnvill,  Grundlehren  des  Verwaltungsrechts 
1921  S.  4  in  Verkennung  des  Satzes  »Des  trois  puissances  dont  nous  avons  parle, 
celle  de  juger  est  en  quelque  fagon  nulle«.  Das  heißt  nicht  etwa  »nicht  vor- 
handen« sondern  bezieht  sich  auf  eine  Erläuterung  der  richterlichen  Gewalt,  die 
Montesquieu  vorher  gibt  (Esprit  des  lois  XI,  6),  wo  auch  ausdrücklich  steht:  »Es 
gibt  in  jedem  Staate  drei  Arten  von  Gewalten.«  Nur  bringt  er  die  Justiz  wie 
die  Verwaltung  als  Exekutive  der  Gesetze  unter  einen  Nenner.  So  wohl  auch 
Ernst  V.  Hippel,  Die  Lehre  Montesquieu^  von  der  Dreiteilung  der  Gewalten  usw. 
(Göttinger  ungedruckte  Dissertation)   1921   S.  20  f. 

T  * 
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Könige  (Staatschef)  zustehen.  Die  Lehre  von  der  Gewalten t ei- 
lung ist  gleichzeitig  eine  solche  der  Gewalten  h  em m  un  g  (»II 
faut  que,  par  la  disposition  des  choses  le  pouvoir  arrete  le 
pouvoir«);  daß  letztere  bei  Montesquieu  der  Gewaltenteilung  über- 
geordnet sein  soll,  wie  neuerdings  behauptet  wird,  ist  nicht  nach- 
weisbar. Die  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  ist  mit  der  persön- 
lichen Fürstensouveränität  als  mit  der  staatlich  ausschließlichen 
unvereinbar,  nicht  aber  mit  der  Volkssouveränität  ^).  Zu  Unrecht 
wird  bestritten  die  Gleichordnung  der  Gewalten  bei  Montesqjiieu 
und  ferner,  daß  die  tatsächlich  eng  miteinander  verflochtenen 
Staatsfunktionen  in  seiner  Lehre  schroff  voneinander  gesondert 
werden.  Die  Ausführung  seiner  reinen  Theorie  würde  eine  Ge- 
fährdung der  Staatseinheit  in  sich  schließen;  praktisch  ist  jene 
auch  nirgends  restlos  erfolgt.  Zu  den  Begriffen  der  Teilung  und 
Hemmung  muß  zum  vollen  Verständnis  das  Bild  der  »balance« 
kommen  ^). 

Grundsätzlich  ist  es  nicht  die  Absicht  dieser  Untersuchung, 
die  mannigfachen  Studien  über  Einzelheiten  der  Lehre  von 
der  Gewaltenteilung  durch  eine  neue  in  dem  Sinne  zu  ver- 
mehren, daß  versucht  würde,  über  die  soeben  erfolgte  Grund- 
einstellung hinaus,  gelehrte  Meinungsverschiedenheiten  in  gewissen 
Sonderfragen   zu   erörtern   und   etwa  zu  schlichten  ^).     Denn  jen- 

i)  Dies  gegen  W.  Hasbach,  Ist  Monlesqiiuu  ein  Anhänger  der  Lehre  von 
der  Volkssouveräniiät?  Zeitschr.  f.  Sozialwiss.  191 1  und  Die  moderne  Demokratie 
1912  S.   17  ff.  und  meine  oben  Anm.   i   angeführten  Abhandlungen. 

2)  Es  ist  das  Verdienst  von  W.  Hasbach  (Gewaltentrennung,  Gewaltenteilung 
und  gemischte  Staatsformen,  Vierteljahrsschr.  f.  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte 
Bd,  13  [1916]  S.  562  f.),  hierauf  besonders  aufmerksam  gemacht  zu  haben.  Nach 
ihm  auch  Carl  Schnitt- Dorotic,  Die  Diktatur,  1921  S.  102  f.:  -»Mojitesquieu  ge- 
braucht zur  Veranschaulichung  seiner  Konstruktionen  das  Bild  von  der  »balance«, 
das  im  siebzehnten  und  achtzehnten  Jahrhundert  für  jede  Art  wahrer  Harmonie 
verwertet  wurde  und  nicht  notwendig  abstrakt  nationalistisch  zu  sein  braucht  .... 
Ein  System  gegenseitiger  Kontrolle,  Hemmung  und  Bindung  soll  errichtet  werden. 
Le  pouvoir  arrete  le  pouvoir  (Esprit  des  lois  XI,  4) ",  arreter,  enchainer,  Her, 
empecher  sind  die  wesentlichen  Ausdrücke  in  dem  berühmten  6.  Kapitel  des 
XI.  Buches.. 

3)  Typisch  hierfür  ist  der  an  Rehms  (in  seiner  Allgemeinen  Staatslehre  1899 
S.  232  ff.  über  Montesquieu  vorgetragenen)  Ansichten  sich  entzündete  Meinungs- 
streit mit  G.  Jdliiiek.  (Eine  neue  Theorie  über  die  Lehre  Montesquieu^  von  den 
Staatsgewalten  in  Grünhuts  Zeitschrift  für  das  Privat-  und  öffentliche  Recht  Bd.  30 
[1903]  S.  I  f.;  Erwiderung  von  Rehm  S.  417  f.  und  Duplik  Jellitieks  S.  419). 
Rehm  hatte  nicht  bloß  den  Grundsatz  der  distribution  und  Separation,  sondern 
auch   den  der  organischen  fondation  (den  er  fälschlich  mit  »Verschmelzungc  über- 
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seits  solcher  Spezialitäten  läßt  sich  weitgehende  Uebereinstimmung 
der  wissenschaftlichen  Gesamtansicht  gemäß  der  obigen  Formu- 
lierung in  einem  Maße  erreichen,  das  genügt,  um  die  Bedeutung 
des  Inbeziehungsetzens  der  Lehre  von  der  Gewaltenteilung  zu 
den  neuen  deutschen  Verfassungen  zu  erkennen  und  um  zu  den 
Fragengruppen  hinzuleiten,  deren  Lösung  uns  erwünscht  ist. 

IL 

Nach  der  Ueberschrift  des  berühmten  XI.  Buchs  im  Esprit 
des  Lois  handelt  es  sich  um  Gesetze  »qui  forment  la  liberte 
politique,  dans  son  rapport  avec  la  Constitution -^  und  im  ersten, 
die  Generalidee  heraushebenden,  Kapitel  unterscheidet  es  diese 
Gesetze  von  denen,  »qui  forment  la  Constitution  dans  son  rapport 
avec  le  citoyen«.  Aber  was  ist  das  denn:  politische  Freiheit? 
Im  dritten  Kapitel  gibt  Montesquieu  die  reichlich  unklare  Ant- 
wort: »II  est  vrai,  que  dans  les  democraties  le  peuple  paroit 
faire  ce  qu'il  veut;  mais  la  liberte  politique  ne  consiste  point  ä 
faire  ce  que  Ton  veut.  Dans  un  Etat,  c'est  ä  dire  dans  une 
societe  oü  il  y  a  des  lois,  la  liberte  ne  peut  consister  qu'ä 
pouvoir  faire  ce  que  l'on  doit  vouloir,    et  ä  n'etre  point  contraint 

de    faire    ce    que  l'on  ne  doit    pas    vouloir La  liberte  est 

le  droit  de  faire  tout  ce  que  les  lois  permettent.«  Als  ob  es 
keine  schlechten  Gesetze  geben  könnte!  Und  wenn  im  sechsten 
Kapitel  ein  Satz  steht:  »La  liberte  politique,  dans  un  citoyen, 
est  cette  transquillite  d'esprit  qui  provient  de  l'opinion  que 
chacun  a  de  sürete«,  so  ist  damit  auch  kein  kraftvolles  Bild  von 
einer  politischen  Freiheit  gegeben,  das  auch  nur  eine  Ahnung 
der  großen  Verfassungsänderungen  vermittelte,  die  Montesquieu?, 
Werk  mit  auszulösen  berufen  war.  Für  uns  ist  aber  wichtig, 
die  unvermeidlich  politisch  gefärbte  Staatslehre  in  ihrer  Ver- 
bindung mit  dem  Verfassungsrecht  zu  sehen;  es  bleibt  ein  Gewinn, 
zu  erkennen,  daß  dieses  Recht  letzthin  nur  auf  der  Grundlage 
politischer  Notwendigkeiten,  Grundsätze  und  Zwecke  zurückführ- 
bar sein  muß,  wenn  es  verstanden  sein  will. 

Auf  jenem  Grundgedanken  der  Sicherung  der  politischen 
Freiheit    ruht    die    Gewaltenteilungslehre :    Es    dürfen    nicht    ver- 


setzt) betont.  Jellinek  leugnet  andrerseits  gar  nicht  die  Möglichkeit  der  Ver- 
bindung der  Gewalten  zur  Herstellung  des  Gleichgewichts,  s.  auch  seine  Allg. 
Staatslehre  3.  Aufl.  1914  (auch  in  dem  dritten  Neudruck  1921)  S.  604  Anm.  i. 
Vgl.  auch  Hildegard  Trescher,  in  Schmollers  Jahrb.  Bd.  42  (1918)  S.   292. 
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schiedene  Behörden  aus  Beamten  derselben  Körperschaft  bestehen, 
wodurch  die  Macht  beinahe  ein  und  dieselbe  wird  (Esprit  des 
lois  XI,  6),  ein  Prinzip,  das,  in  Fortführung  des  Gedankens,  die 
ge walten  verb  in  den  d  e  Demokratie,  in  der  Parlament  und 
Regierung  in  engster  Gesamtwirkung  auftreten,  kritisch  betrachten 
und  ablehnen  müßte.  Bei  Montesquieu  soll  es  zur  Wahl  nur  der 
Volkskammer,  dagegen  zur  vollen  Unabhängigkeit  nicht  nur  der 
Adelskammer,  sondern  auch  der  Exekutive  vom  Parlament  kommen. 
Nur  eine  Untersuchung  und  Bestrafung  gesetzwidrig  handelnder 
Minister  ist  vorgesehen.  Die  Unabhängigkeit  der  Richter  scheint 
er  nur  für  gesichert  zu  halten,  wenn  die  richterliche  Gewalt  nicht 
einem  ständigen  Gerichtshof  anvertraut  wird  (La  puissance  de 
juger  ne  doit  pas  etre  donnee  ä  un  senat  permanent,  mais  exercee 
par  des  personnes  tirees  du  corps  du  peuple,  dans  certains  temps 
de  l'annee,  de  la  maniere  prescrite  par  la  loi,  pour  former  un 
tribunal  qui  ne  dure  qu'autant  que  la  necessite  le  requiert.) 
Man  denkt  an  die  heutige  Ablehnung  von  Geschworenen,  wenn 
man  hört:  II  faut  meme  que  dans  les  grandes  accusations  le 
criminel,  concurremment  avec  la  loi,  se  choissise  des  juges;  ou, 
du  moins,  qu'il  en  puisse  recuser  un  si  grand  nombre  que  ceux 
qui  restent  soient  censes  etre  de  son  choix.  Der  Angeschuldigte 
soll  seine  Richter  wählen !  Wie  selten  hat  man  beachtet,  daß 
unsere  verfassungsmäßige  Unabhängigkeit  der  Gerichte  ganz 
anders  aussieht! 

Und  auch  darin  hat  man  sich,  ohne  den  Fortschritt  in  diesem 
Punkte  zu  erkennen,  allzusehr  an  das  Schema  der  Montesquieii- 
schen  Lehre,  ihre  Abwandlungen  übersehend,  gehalten,  daß  man, 
wie  bei  ihm,  auch  im  monarchischen  Deutschland  glaubte,  im 
Monarchen  allein  die  Verkörperung  der  Exekutive  zu  sehn.  Man 
hat  bei  uns  frühzeitig  zwischen  Innehabung  und  Ausübung  der 
staatlichen  Macht-  und  Rechtsbefugnisse  und  damit  auch  der 
Verwaltungsbefugnisse  unterschieden.  In  bezug  auf  die  Inne- 
habung stand  die  Exekutive  beim  deutschen  Monarchen  bis 
zur  Novemberrevolution  191 8.  Aber  das  war  doch  im  wesent- 
Uchen  blasse  Theorie.  In  der  Ausübung  war  er  beschränkt. 
So  konnte  z.  B.  der  König  von  Preußen  die  gesetzgebende  Ge- 
walt nur  gemeinschaftlich  mit  den  zwei  Kammern  ausüben,  auch 
dort,  wo  sie  verwaltend  eingriff,  wie  beim  Etatrecht;  der  König 
mußte  sich  der  Minister  bedienen,  weil  seine  Staatsakte  nur 
durch    Gegenzeichnung    der    verantwortlichen    Ratgeber     rechts- 
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gültig  wurden.  Beschränkt  war  der  Monarch  demnach  aut  dem 
Gebiete  der  Exekutive  durch  die  Verfassung,  aber  auch  durch 
einfache  Gesetze :  es  bestand  die  Rechtspfhcht  des  Monarchen 
zur  Aufrechterhaltung  der  gesetzmäßigen  Behördenorganisation, 
er  mußte  Beamte  ernennen  und  sie  walten  lassen.  Darüber 
hinaus  band  aber  jedes  die  Freiheit  der  Verwaltung  gegenüber 
dem  Untertan  einschränkende  Gesetz  auch  den  König  und  ihn 
zuerst. 

Es  läßt  aber  schon  Montesquieu  die  Gewaltenteilung  durch 
Ausnahmen  durchsetzen :  der  Träger  der  Exekutive  erhält  bei 
ihm  das  Recht,  die  Volksvertretung  zu  versammeln  und  aufzu- 
lösen und  ein  Vetorecht ;  beides  prinzipwidrig  und  doch  von 
einem  weisen,  bis  heute  maßgebenden  Gedanken  beherrscht,  daß 
ohne  das  Recht  der  ausführenden  Gewalt,  gewisse  Unternehmungen 
des  gesetzgebenden  Körpers  zu  verhindern ,  dieser  despotisch 
werden  muß.  Die  Gefahr  des  heutigen  Parlamentsabsolutismus 
wird  uns  noch  beschäftigen.  Auch  wird  die  richterliche  Gewalt 
insofern  mit  der  gesetzgebenden  verknüpft,  als  die  Adligen  durch 
die  Adelskammer  gerichtet  werden  sollen  (das  altenglische  Pairs- 
gericht!),  die  auch  den  Richterspruch  mildern  kann,  und  Staats- 
verbrechen vor  der  Volksvertretung  anzuklagen  sind. 

So  ist  zu  erkennen,  daß  einerseits  das  Grundsystem  der  Lehre 
von  der  Gewaltenteilung  in  seinen  großen  Linien  die  Jahrhunderte 
überdauert  hat  und  für  Gegenwart  und  Zukunft  des  Verfassungs- 
lebens zwingende  Vorstellungen  und  den  Entschluß  auslöst,  sich 
bei  Schaffung  neuen  Rechts  positiv  oder  negativ  zu  ihm  zu 
stellen;  daß  anderseits  die  historische  Gebundenheit  der  Lehre 
zahlreiche  Abschattungen  in  der  Problemstellung  für  die  Jetztzeit 
bedingt,  und  daß  es  immer  darauf  ankommt,  bei  jeder  Unter- 
suchung die  besondere  Gestalt  der  Einzelfrage  vorab  zu  be- 
trachten, Begriffe  und  Rechtseinrichtungen  vor  ihrer  Analyse  und 
Beurteilung  daraufhin  zu  prüfen,  ob  der  Wortklang  und  der 
Wortinhalt  heute  noch  derselbe  ist,  wie  im  18.  Jahrhundert. 
Das  wird  sich  insbesondere  bei  dem  Begriff  der  drei  Gewalten 
notwendig  erweisen. 

III. 

Ist  die  Lehre  von  der  Gewaltenteilung,  wie  sie  hier  verstanden 
wird,  und  in  welcher  Art  ist  sie  in  der  Reichsverfassung 
vom  II.  August    1919    in    dem    Sinne    durchgeführt,    daß    jeder 
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Gewalt  ein  abgegrenztes  Tätigkeitsgebiet  zugewiesen  ist?  Sind 
für  diese  Funktionsscheidungen  verfassungsrechtliche  Bürgschaften 
geschaffen?  Sind  diese  getrennten  Tätigkeitsgebiete  in  aller  Rein- 
heit bestimmten  Organen  (Subjekten,  Gruppen)  zur  Beherrschung 
und  ausschließlichen  Zuständigkeit  überwiesen? 

I.  Die  Reichsverfassung  läßt  die  gesetzgebende  Gewalt 
durch  den  Reichstag  oder  unmittelbar  durch  das  Volk  aus- 
üben. Die  Mitwirkung  der  andern  Reichsorgane  (Reichspräsident 
und  Reichsrat)  und  des  Reichswirtschaftsrats  ist  fördernd  oder 
hemmend,  aber  nicht  entscheidend.^  Wenn  angenommen  wird, 
daß  eine  Verletzung  des  Grundsatzes  der  Dreiteilung  vorliegt,  falls 
dem  Träger  der  Exekutive  das  absolute  Veto  bei  der  Gesetzgebung 
zusteht,  dann  kann  hiervon  in  der  Reichsverfassung  nicht  gesprochen 
werden.  Nach  Artikel  68  Abs.  2  RV.  werden  die  Reichsgesetze  vom 
Reichstag  und  allein  von  ihm  beschlossen ;  e  r  gibt  den  Gesetzes- 
i  n  h  a  1 1  und  den  Gesetzes  b  e  f  e  h  1  (die  Sanktion),  nicht,  wie  im  bis- 
herigen Deutschen  Reich,  der  Bundesrat,  in  den  Einzelstaaten  der 
Landesherr.  Weder  der  Reichspräsident  noch  die  Reichregierung 
hat  ein  Veto;  jener  muß  die,  aber  auch  nur  die  verfassungs- 
mäßig zustande  gekommenen  (also  nicht  die  mit  einem  Ver- 
fahrens- oder  materiellen  Mangel  behafteten !)  Gesetze  ausfertigen 
und  binnen  Monatsfrist  im  Reichsgesetzblatt  verkünden  (Art.  70). 
Schon  hier  spielt  jedoch  ein  M  inde  rhe  its  vet  o  des  Reichs- 
tages hinein :  die  Verkündigung  eines  Reichsgesetzes  ist  um  zwei 
Monate  auszusetzen,  wenn  es  ein  Drittel  des  Reichstags  verlangt; 
dieses  Verlangen  kann  der  Reichspräsident  unbeachtet  lassen, 
wenn  Reichstag  und  Reichsrat  das  Gesetz  für  dringlich  erklären. 
Geht  man  dem  politischen  Sinn  dieser  und  der  zum  Volksent- 
scheide führenden  Vorschriften  (Art.  73,  74)  forschend  nach,  so 
ergibt  sich  ein  recht  interessantes  Bild.  Zunächst:  Eine  anfecht- 
bare Sanktion  des  Reichstages !  Sein  Gesetzesbeschluß  ist  nicht 
endgültig.  Folgende  Möglichkeiten  sind  eröffnet :  Jedes  Gesetz, 
dessen  Verkündung  auf  Antrag  von  mindestens  einem  Drittel  des 
Reichstages  ausgesetzt  ist,  muß  dem  Volksentscheid  unterbreitet 
werden,  wenn  ein  Zwanzigstel  der  Stimmberechtigten  es  beantragt. 
Sodann  kann  der  Reichsrat  Einspruch  einlegen ;  das  Gesetz  muß 
dem  Reichstag  zur  nochmaligen  Beschlußfassung  vorgelegt  wer- 
den. Kommt  hierbei  keine  Uebereinstimmung  zwischen  Reichstag 
und  Reichsrat  zustande,  so  kann  der  Reichspräsident  binnen 
drei  Monaten  über  den  Gegenstand  der  Meinungsverschiedenheit 
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einen  Volksentscheid  anordnen.  Macht  der  Präsident  von  diesem 
Rechte  keinen  Gebrauch,  so  gilt  das  Gesetz  als  nicht  zustande 
gekommen.  Hat  der  Reichstag  mit  Zweidrittelmehrheit  entgegen 
dem  Einspruch  des  Reichsrats  beschlossen,  so  hat  der  Präsident 
das  Gesetz  binnen  drei  Monaten  in  der  vom  Reichstag  beschlos- 
senen Fassung  zu  verkünden  oder  einen  Volksentscheid  anzu- 
ordnen. 

Der  Gesetzessanktion  des  Reichstags  sind  damit  sehr  fühl- 
bare Hemmungen  geschaffen.  Wenn  nicht  der  Reichstag,  d.  h. 
seine  Mehrheit,  sondern  gerade  seine  Minderheit  den  Anstoß  zur 
Aussetzung  der  Verkündung  des  beschlossenen  Gesetzes  durch 
den  Reichspräsidenten  geben  kann,  wenn  es  ferner  trotz  Dring- 
lichkeitserklärung durch  Reichstag  und  Reichsrat  beim  Reichs- 
präsidenten liegt,  ob  er  unverzüglich  verkünden  oder  die  Ver- 
kündigung aufschieben  will,  so  sieht  man  den  Reichstag  in  der 
Ausübung  der  gesetzgebenden  Gewalt  beengt  durch  eine  andere 
Gewalt,  die  ausübende.  Das  gleiche  Bild  zeigt  sich  in  dem  Falle 
des  Reichsratseinspruchs.  Nicht  nur,  daß  der  Reichsrat  an  sich 
zur  Vertretung  der  deutschen  Länder  bei  der  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  des  Reichs  gebildet  (Art.  60),  als  Mitgesetzgebungs- 
organ auftritt;  sondern  er  kann  auch,  zusammen  mit  dem  Präsi- 
denten, wenn  dieser  trotz  fortdauernder  Meinungsverschiedenheit 
zwischen  Reichstag  und  Reichsrat  keinen  Volksentscheid  anordnet, 
das  Gesetz  zu  Fall  bringen.  Der  Reichstag  kann  sich  nur  durch 
Zweidrittelmehrheit  gegen  den  Einspruch  des  Reichsrats  schützen. 

Hiernach  besteht  kein  absolutes,  sondern  ein  aufschiebendes 
Veto  der  Exekutive,  wenn  auch  in  den  etwas  krausen  und  inein- 
ander verfangenen  Artikeln  der  Reichsverfassung.  Eine  grund- 
sätzliche Abweichung  von  der  Gewaltenlehre  wird  man  in 
dieser  Gestaltung  nicht  erblicken  können. 

Noch  klarer  wird  dies,  wenn  man  die  notwendigerweise  schon 
berührte  zweite  Anfechtung  der  Gesetzessanktion  des  Reichstags 
durch  den  Volksentscheid  näher  ins  Auge  faßt.  Dieser  ist 
nicht  nur  in  dem  bezeichneten  Falle  der  Aussetzung  der  Ver- 
kündung, sondern  auch  dann  möglich,  wenn  der  Reichspräsident 
binnen  eines  Monats  ein  vom  Reichstag  beschlossenes  Gesetz 
vor  seiner  Verkündung  zum  Volksentscheid  zu  bringen  be- 
stimmt (Art.  73  Abs.  I  und  2).  Hier  wird  der  unmittelbare  Ein- 
griff der  Exekutivgewalt  noch  deutlicher.  Auch  das  Maß  des 
Einflusses    ist    nicht    zu    unterschätzen.      Gewiß    entscheidet    der 
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Reichspräsident  nicht  materiell  über  das  Gesetz,  aber  er  bringt 
den  Reichstagsbeschluß  um  seine  Rechtswirkung.  Denn  selbst 
wenn  der  Volksentscheid  im  Sinne  des  Reichstags  ausfällt,  ist  es 
nicht  der  Wille  des  Reichstags,  sondern  des  Volkes,  der  die 
Sanktion  erteilt.  Meist  wird  aber  eine  Bestätigung  des  Reichs- 
tagsbeschlusses durch  den  Volksentscheid  nicht  erfolgen;  gerade 
die  Erwartung  einer  abweichenden  Abstimmung  des  Volks  wird 
den  Reichspräsidenten  veranlassen,  sich  an  die  großen  Massen 
zu  wenden. 

Der  tiefere  Sinn  der  ganzen  Regelung  erschließt  sich  uns, 
wenn  wir  diese  Möglichkeiten  des  Volksentscheids  schließlich 
mit  der  noch  fraglichen  letzten  zusammenhalten,  die  sich  nicht 
an  ein  beschlossenes  Gesetz  anschließt.  Nach  Art.  73 
Abs.  3  und  4  muß  ein  Volksentscheid  herbeigeführt  werden, 
wenn  ein  Zehntel  der  Stimmberechtigten  das  Begehren  nach 
Vorlegung  eines  Gesetzentwurfs  stellt.  Dem  Volksbegehren  muß 
ein  ausgearbeiteter  Gesetzentwurf  zugrundeliegen.  Ueber  den 
Haushaltsplan,  über  Abgabengesetze  und  Besoldungsordnungen 
kann  nur  der  Reichspräsident  einen  Volksentscheid  veranlassen. 
Wenn  man  erwägt,  daß  die  reine  Gewaltenteilungslehre  die  Gesetz- 
gebung dem  Volke  zugewiesen  hat,  so  wird  man  in  der  Reichs- 
verfassung, die  (indem  sie  erklärt:  »Die  Staatsgewalt  geht  vom 
Volke  aus«  [Art.  i  Abs.  2]),  sich  auf  den  Boden  der  Volks- 
souveränität stellt,  einen  wichtigen  Versuch  zur  Verwirk- 
lichung jener  Lehre  finden.  Zwar  kann  ein  Gesetz  allein  durch 
das  Volk  nicht  Zustandekommen ;  irgendwie  ist  der  Reichstag 
beteiligt;  aber  der  wahre  Gesetzgeber  ist  das  Volk, 
der  Reichstag  ist  sein  Organ.  Das  Volk  schafft  Gesetze  durch 
Volksabstimmung,  es  schafft  sie  als  Quelle  der  Staatsgewalt. 
Das  Volk  steht  über  dem  Reichstag,  denn  wo  kein  anderer  Aus- 
weg mehr  bleibt,  gilt  (nach  Maßgabe  jener  berührten  Artikel) 
unmittelbar  sein  Wille.  Selbst  bei  der  Verfassungsänderung 
tritt  das  hervor.  Soll  sie  auf  Volksbegehren  durch  Volksent- 
scheid beschlossen  werden,  so  ist  die  Zustimmung  der  Mehrheit 
der  Stimmberechtigten  erforderlich.  Hat  der  Reichstag  entgegen 
dem  Einspruch  des  Reichsrats  eine  Verfassungsänderung  be- 
schlossen, so  darf  der  Reichspräsident  dieses  Gesetz  nicht  ver- 
künden, wenn  der  Reichsrat  binnen  zwei  Wochen  den  Volks- 
entscheid verlangt  (Art.  -j^  Abs.  i  Satz  4  und  Abs.  2).  Bei 
dieser    grundsätzlichen    Regelung    ist    es    ohne  Belang,    daß    der 
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Durchsetzung  jenes  unmittelbaren  Willens  verfassungsmäßige 
Hindernisse  mehrfacher  Art  aufgerichtet  zu  sein  scheinen.  So 
findet  der  Volksentscheid  trotz  Volksbegehren  (im  Falle  des  Art.  73 
Abs.  3)  nicht  statt,  wenn  der  begehrte  Gesetzentwurf  im  Reichs- 
tag unverändert  angenommen  worden  ist.  Doch  liegt  hier  bei 
näherem  Zusehen  gar  kein  Hemmnis  des  Volkswillens  vor.  Denn 
der  Volksentscheid  unterbleibt  nur,  weil  der  Reichstag  eben  den 
Volkswiilen  tut.  Wenn  ferner  im  Art.  75  bestimmt  ist,  daß  durch 
den  Volksentscheid  ein  Beschluß  des  Reichstages  nur  dann  außer 
Kraft  gesetzt  werden  kann,  wenn  sich  die  Mehrheit  der  Stimm- 
berechtigten an  der  Abstimmung  beteiligt,  so  liegt  auch  hierin 
nur  eine  Bürgschaft  dafür,  daß  nicht  eine  Minderheit  dem  Reichs- 
tag den  Rang  abläuft,  da  nun  einmal  Volkswille  als  Volksmehr- 
heitswille gedacht  ist.  Auch  braucht  nicht  besonders  betont  zu 
werden,  daß  die  Vorschriften  des  Reichsgesetzes  über  den  Volks- 
entscheid vom  27.  Juni  192 1,  zur  Ausführung  der  Reichsverfassung 
bestimmt,  nur  formaler  Natur  sein  und  keineswegs  den  materiellen 
Satz  irgendwie  berühren  sollten :  Die  gesetzgebende  Gewalt  steht 
beim  Volke;  ausgeübt  wird  sie  in  seinem  verfassungsmäßigen 
Auftrag  vom  Reichstag,  aber  auch  unmittelbar  vom  Volke  selbst 
und  zwar  gerade  in  Fällen,  in  denen  es  gleichsam  als  Schieds- 
richter über  den  anderen  Staatsorganen  auftritt.  Mir  will  scheinen, 
daß  diese  ganze  Regelung  verblüffend  übereinstimmt  —  wenn 
man  auf  den  Geist  der  Dinge  sieht  und  die  naturgemäße 
Sondererscheinung  der  Zeiten  und  Länder  in  die  Rechnung  setzt  — 
mit  Montesquieu:  »Comme  dans  un  Etat  libre  tout  homme  qui 
est  cense  avoir  une  äme  libre  doit  etre  gouverne  par  lui  meme, 
il  faudroit  que  le  peuple  en  corps  eüt  la  puissance  legislative; 
mais  comme  cela  est  impossible  dans  les  grands  Etats,  et  est 
sujet  ä  beaucoup  d'inconvenients  dans  les  petits,  il  faut  que  le 
peuple  fasse  par  ses  representants  tout  ce  quil  ne  peut  faire  par 
lui-meme«  (Esprit  des  lois  XI,  6). 

2.  Die  Macht  des  Gesetzgebers  oder,  wie  man  es  auch  aus- 
drücken mag,  der  Umfang  seiner  Zuständigkeit  läßt  sich  aus  der 
Gewaltenlehre  nicht  bestimmen.  Denn  sie  geht  von  der  Ueber- 
ordnung  der  gesetzgebenden  Gewalt  aus ,  der  gegenüber  die 
richterliche  und  exekutive  das  Gemeinsame  hat,  daß  sie  beide 
als  Rechtsnormen  ausführende  gedacht  sind.  Die  gesetzgebende 
steht  über  ihnen,  sie  ist  ihnen  nicht  gleich-,  sondern  übergeordnet. 
Diese  einfache  Tatsache  erweist  sich  sofort  im  Hinblick  auf  unser 
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Problem  bedeutsam.  Steht  die  Gesetzgebung  über  Rechtsprechung 
und  Verwaltung  und  ist  erstere  unmittelbar  und  mittelbar  beim 
Volk,  so  kann  man  nicht,  wie  dies  geschehen  ist,  mit  Grund  an- 
nehmen, daß  ein  verfassungsmäßig  bestimmter,  nur  einer 
sonstigen  formalen  Einteilung  widersprechender  Einbruch  in  den 
Kreis  der  Exekutive  mit  der  Wirkung  der  Verletzung  der  Ge- 
waltenteilungslehre vorliegt,  wenn  gewisse  Regelungen  durch 
Gesetz  erfolgen  müssen,  obwohl  sie  Verwaltung  seien.  Ich 
meine  natürlich  die  Vorschriften  der  Reichsverf.  Art.  85,  87  und  45, 
wonach  die  Feststellung  des  Haushaltsplans  durch  ein  formelles 
Gesetz  erfolgen  muß ;  es  eines  solchen  auch  bedarf  für  die 
Beschaffung  der  Geldmittel  im  Wege  des  Kredits  und  zur  Ueber- 
nahme  einer  Sicherheitsleistung  zu  Lasten  des  Reiches  und  end- 
lich Kriegserklärung  und  Friedensschluß  durch  Reichsgesetz  er- 
folgen. Jene  Annahme  verkennt,  daß  Verwaltung  eben  nur  ist, 
was  nicht  Gesetzgebung  oder  Rechtsprechung  ist.  Wenn  daher 
die  den  beiden  andern  übergeordnete  gesetzgebende  Gewalt  die 
Funktionen  aus  Art.  85,  87,  45  sich  selbst  beilegt,  so  hat  sie  sie 
damit  der  INIachtsphäre  der  anderen  Gewalten,  hier  der  Ver- 
waltung, nicht  etwa  nachträglich  entzogen,  sondern  sie  ihnen  von 
vornherein  versagt.  Man  kann  auch  demgegenüber  nicht  auf 
die  Begriffsbestimmung  verweisen,  die  von  der  Gesetzgebung  in 
dem  Esprit  des  lois  (a.  a.  O.)  gebildet  ist:  »Par  la  premiere,  le 
prince  ou  le  magistrat  fait  des  lois  pour  un  temps  ou  pour 
toujours,  et  corrige  et  abroge  Celles  qui  sont  faites.«  Ich  ver- 
mag keine  nach  Montesquieu  »unzulässige  Ausdehnung  des 
formellen  Gebiets  der  Gesetzgebung  durch  Einschränkung  des 
der  Exekutive  eigentlich  (!)  zukommenden  Machtkreises«  in  den 
Art.  85,  87,  45  der  Reichsverfassung  zu  erblicken.  Denn  Montes- 
quieu lag  die  uns  geläufige  Unterscheidung  von  formellem 
und  materiellem  Gesetz  fern,  jene  durch  den  Konstitutionalismus 
ausgebildete  Lehre,  wonach  die  rechtsverbindliche  Anordnung 
eines  Rechtssatzes  (Rechtsregel,  Rechtsnorm)  materielles  Gesetz 
genannt  wird,  auch  wenn  sie  der  Form  des  Gesetzes  entbehrt 
und  auch  die  einer  Verordnung,  einer  Satzung,  eines  Staatsver- 
trages annehmen  kann,  während  das  Gesetz  im  formellen  Sinne 
jede  in  den  vorgeschriebenen  verfassungsmäßigen  Formen  des 
Gesetzes  ergehende  staatliche  Willenserklärung,  ohne  Rücksicht 
auf  ihren  Inhalt,  also  auch  ohne  Rücksicht  darauf  ist,  ob  ein 
Rechtssatz   (Rechtsregel,    Rechtsnorm)    ihren    Gegenstand    bildet. 
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Was  der  Exekutive  »eigentlich«  zukommt,  das  bestimmt  eben 
die  Gesetzgebung,  die  ihr  formelles  Gebiet  selbst  begrenzt.  Darin 
liegt  durchaus  kein  Widerspruch  zur  Gewaltenlehre,  die  unter 
»Gesetz«  jede  n'cht  von  den  Organen  der  Verwaltung  oder  der 
Rechtsprechung  geübte  Staatsfunktion  versteht,  die  grundsätzlich 
vom  Volke  selbst  oder  seinen  Repräsentanten  ausgehen  soll.  Die 
Annahme  dagegen,  Montesquieu  habe  lediglich  Aufstellung  von 
Rechtsnormen  unter  Legislative  verstanden,  ist  unrichtig,  weil  sie 
ihm  die  Unterscheidung  materieller  und  formeller  Gesetze  unter 
Zurückziehung  der  Legislative  auf  die  ersteren  unterstellt. 

Was  hat  es  damit  für  eine  praktisch-politische  Bewandtnis } 
W^enn  die  gesetzgebende  Gewalt  bestimmt,  was  in  ihren  Macht- 
bereich gehört,  so  fürchtet  man,  es  könnte  der  Reichstag  durch 
formelles  Gesetz  die  Zuständigkeit  der  Exekutive  einschränken. 
Wohl,  das  könnte  er.  Der  Gewaltenlehre  widerspräche  das 
an  sich  nicht,  denn  die  Legislative  steht  über  den  anderen  Ge- 
walten. Doch  beachtet  man  dabei  nicht,  daß  jener  »Einbruch 
in  den  Kreis  der  Exekutive«  durch  die  Reichsverfassung  geheiligt 
ist  und  jede  nicht  in  ihr  enthaltene  Ausdehnung  der  gesetzgeben- 
den Gewalt  auf  Kosten  der  Verwaltung  eine  Verfassungsänderung 
wäre.  Diese  aber  ist,  wie  wir  gesehn  haben,  mit  wesentlichen 
Kautelen  versehen,  insbesondere  mit  der  Möglichkeit  einer  un- 
m.ittelbaren  Volksabstimmung,  die  der  im  Reichstag  verkörperten 
Organschaft  zur  Gesetzgebung  Schranken  auferlegen  kann.  Ebenso 
darf  man  nicht  jene  vielfach  hemmenden  Kräfte,  die  in  Reichs- 
präsidenten, Reichsrat  und  im  Minderheitsveto  des  Reichstags 
liegen,  gerade  für  unsere  Sonderfrage  unberücksichtigt  lassen. 
In  Reichspräsident  und  Reichsrat  findet  die  Exekutivgewalt  Stütze 
und  Hemmung  vor  Uebergriffen.  Das  sinnvolle  Ineinander  zeigt 
sich  hier  von  einer  unerwarteten  Seite  und  wirkt  einem  Parla- 
mentsabsolutismus entgegen. 

3.  Es  ist  eine  ganz  andere  Rechtsfrage  von  großer  politischer 
Bedeutung,  ob  die  Reichsverfassung  den  Unterschied  des  materiellen 
und  formellen  Gesetzes  kennt  und  ob  Rechtsnormen  eines 
Gesetzes  bedürfen,  also  nicht  durch  die  Verwaltung  (in  nicht- 
gesetzesmäßigen  Formen,  insbesojidere  der  der  Verordnung)  er- 
lassen werden  können,  es  sei  denn,  daß  eine  besondere  gesetz- 
mäßige Delegation  an  die  Exekutivgewalt  vorliegt.  Es  wird 
heute  schon  fast  ausschließlich  jene  »Kenntnis«  der  Reichsver- 
fassung   angenommen   und    zwar   gerade    mit  Rücksicht    auf  die 
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Vorschrift  des  erwähnten  Art.  85,  der  einen  Verwaltungsakt,  die 
Feststellung  des  Haushaltsplans,  d.  h.  also  keine  Rechtsvor- 
schrift in  die  F  o  r  m  des  Gesetzes  aufzunehmen  befiehlt.  Da- 
durch hebt  sich  dies  formelle  Gesetz  deutlich  vom  materiellen  ab. 
Während  daher  die  Befürchtung  einer  willkürlichen  Ausdehnung 
der  Legislative  auf  Kosten  der  Verwaltung  als  stark  übertrieben 
und  die  jetzige  Verfassungsgestaltung  als  nicht  mit  der  Gewalten- 
lehre in  Widerspruch  befindlich  nachgewiesen  wurde,  handelt  es 
sich  hier  um  die  Abwendung  der  Gefahr,  durch  Ausschaltung 
des  Unterschieds  des  materiellen  vom  formellen  Gesetze  der 
Verwaltung  einen  Machtkreis  einzuräumen,  der  alle  verfassungs- 
rechtlichen Bürgschaften  wesenlos  machen  würde.  Nur  der  Gesetz- 
geber hat  die  Rechtsregeln  zu  erlassen,  die  Verwaltung  nur  in 
seinem  Auftrage.  Diese  Folgerung  aber  mußte  Montesquieu  fern- 
liegen; die  nach  ihm  sich  entwickelnde  Lehre  kann  deshalb 
nicht  auf  ihre  Uebereinstimmung  mit  seinen  Gedanken  geprüft 
werden.  Sie  ist  etwas  Späteres  und  dient,  unabhängig  von  ihnen, 
zur  schärferen  Abgrenzung  der  Funktionen  von  Legislative  und 
Exekutive. 

4.  Eingangs  wies  ich  darauf  hin,  daß  die  > Gewaltenteilung«, 
in  den  Strom  des  Verfassungslebens  gestellt,  ihre  Wirkung  weit 
über  ihre  ursprünglichen  Ausgangspunkte  hinaus  erstreckt.  Hier 
ist  der  Augenblick,  dies  an  einem  sehr  wichtigen  Zusammenhang 
darzulegen.  Die  großen  Demokratien  in  Europa  und  Amerika 
hat  man  mit  Recht  in  gewalten-verbindende  und  gewalten-tren- 
nende  oder  -verteilende  geschieden.  Der  Unterschied  (bei  dem 
schon  die  Anlehnung  an  die  Gewaltenteilungslehre  kennzeichnend 
ist)  liegt  darin,  daß  bei  der  letzteren,  der  sog.  repräsenta- 
tiven Demokratie,  die  vollziehende  Gewalt  grundsätzlich  nicht 
an  der  Gesetzgebung  teilnimmt,  das  Parlament  nicht  an  der  Exe- 
kutive, daß  dagegen  bei  der  gewaltenverbindenden  Demokratie 
»die  Ministerstellen  und  die  übrigen  wichtigen  Verwaltungsämter 
mit  den  Führern  der  im  Parlamente  über  die  Mehrheit  verfügen- 
den Partei  besetzt  werden :  die  parlamentarische  Demo- 
kratie«. Ich  kann  in  diesem  letzten  Satze  von  Hasbach  (Die 
moderne  Demokratie,  1912  S.  135)  freilich  keine  ganz  glückliche 
Formel  finden,  da  es  nicht  zum  Wesen  der  Demokratie  mit 
parlamentarischer  Regierungsweise  gehört,  daß  außer  den  Ministern 
auch  die  andern  wichtigen  Verwaltungsämter  der  Mehrheitspartei 
des  Parlaments  zur  Verfügung  gestellt  werden,  eine  Vorstellung, 
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die  schon  deshalb  keine  Durchschnittsgeltung  hat,  weil  bei  Koa- 
litionsregierungen, wie  sie  z.  B.  in  England  seit  1915,  in  Deutsch- 
land seit  1919  bestehen,  von  einer  Mehrheitspartei  nicht  ge- 
sprochen werden  kann.  Anderseits  ist  eine  repräsentative 
Demokratie,  bei  der  die  vollziehende  Gewalt  überhaupt  in  keiner 
Weise  an  der  Gesetzgebung  teilnimmt,  wohl  kaum  aufzufinden. 
Trotz  alledem  ist  jene  Unterscheidung  im  Kerne  richtig,  muß  nur, 
als  allgemeine,  die  Besonderheit  einzelner  Staatsgestaltungen  ver- 
nachlässigen. Hier  handelt  es  sich  mir  nun  darum,  klarzustellen, 
daß  Deutschland  als  Staat  mit  parlamentarischer  Regierungsweise 
jedenfalls  zur  Gruppe  der  gewaltenverbindenden  Demokratien 
gehört,  und  was  daraus  für  die  praktisch-politische  Gestaltung 
gefolgert  wurde  oder  sich  ergab.  Bereits  gezeigt  ist,  wie  nach 
der  Reichsverfassung  Organe  der  Verwaltung  (Reichspräsident, 
Reichsrat)  an  der  Gesetzgebung  mitwirken.  Nun  war  aber  auch 
umgekehrt  schon  von  dem  Erlaß  von  Verwaltungsakten  durch  die 
Gesetzgebung  (Haushaltsgesetz,  Anleihen,  Schuldgarantien)  die 
Rede.  Die  Beziehung  ist  aber  noch  viel  eingehender  gestaltet, 
indem  der  Reichsrat,  der  immerhin  auch  Gesetzgebungsorgan 
ist,  das  Zustimmungsrecht  hat  zum  Erlaß  von  allgemeinen 
Ausfülirungs-Verwaltungsvorschriften  der  Reichsregierung,  wenn 
die  Ausführung  der  Reichsgesetze  den  Landesbehörden  zusteht 
(Art.  yy  Satz  2);  zu  Verordnungen  der  Reichsregierung  über 
Grundsätze  und  Gebühren  für  die  Benutzung  der  Verkehrseinrich- 
tungen (Art.  88  Abs.  3),  über  Bau,  Betrieb  und  Verkehr  der 
Eisenbahnen  (Art.  91,  93,  98),  ferner  ein  Beratungsrecht 
bei  wichtigen  Reichsgeschäften  (Art.  67).  Außerdem  beschränkt 
das  Parlament  die  Verwaltung  beim  Abschluß  von  Bündnissen 
und  Verträgen  mit  fremden  Staaten,  die  sich  auf  Gegenstände  der 
Reichsgesetzgebung  beziehen;  sie  bedürfen  der  Zustimmung 
des  Reichstags  (Art.  45  Abs.  3);  es  beschränkt  die  Macht  des 
Reichspräsidenten  bei  Verhängung  der  sog.  Reichsexekution  gegen 
pflichtwidrig  handelnde  Länder  (Art.  48  Abs.  i  u.  3)  und  des 
Ausnahmezustandes,  wenn  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung 
erheblich  gestört  oder  gefährdet  wird  (daselbst  Abs.  2),  denn  von 
allen  solchen  Maßnahmen  hat  der  Reichspräsident  unverzüglich 
dem  Reichstag  Kenntnis  zu  geben  und  die  Maßnahmen  müssen 
auf  Verlangen  des  Reichstags  außer  Kraft  gesetzt  werden.  Man 
wird  nicht  umhin  können,  in  der  Doppelstellung  des  Reichsrats, 
der  ein  Organ  sowohl  der  Gesetzgebung  wie  der  Verwaltung  ist. 
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Statt  eine  Gewaltenteilung  eine  Gewaltenvermischung  zu  erkennen. 
Gleichwohl  wird  man  nicht  sagen  dürfen,  daß  die  soeben  mitge- 
teilte Rechtslage  im  Reich  eine  grundsätzliche  Ablehnung  der 
Lehre  Monte sqniejcs,  bedeutet,  denn  ich  habe  gezeigt,  daß  zu  den 
Begriffen  der  Teilung  und  Hemmung  zum  vollen  Verständnis  das 
Bild  des  Gleichgewichts,  der  Balance,  kommen  müsse.  Nun  ist, 
was  dem  Reichsrat  an  die  Verwaltung  einschränkenden  Befug- 
nissen gegeben  ist,  gerade  unter  diesem  Zeichen  zu  betrachten, 
ebenso  wie  die  eben  aufgeführten  Befugnisse  des  Parlaments  die 
Uebermacht  des  Exekutive  an  höchster  Spitze  übenden  Reichs- 
präsidenten im  Interesse  desselben  Gleichgewichts  begrenzen 
wollen.  Die  Einrichtung  des  Reichsrats  stellt  überdies  ein  aus 
der  bundesstaatlichen  Natur  des  Reichs  fließendes  N  o  v  u  m  dar, 
für  das  deshalb  bei  Montesqiiieii  natürlich  keinerlei  Anknüpfungs- 
punkt gegeben  sein  konnte ;  es  wirkt  sich  hier  nicht  da„  Problem 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  sondern  Unitarismus  und  Föderalis- 
mus aus. 

Trotzdem  zeigt  sich,  soweit  die  Gewalten  verbunden,  statt 
verteilt  sind,  der  politische  Schaden  in  der  Abweichung  von  der 
Gewaltenteilungslehre.  Hierdurch  ist  erst  in  Deutsch- 
land die  unbefriedigende  Form  der  parlamen- 
tarischen Regierungsweise  und  die  parteipoli- 
tisch bestimmte  Besetzung  vieler  Verwaltungs- 
ämter voll  zu  erklären.     Es  sei  dies  näher  betrachtet. 

Man  hat  den  Reichspräsidenten  gedacht  als  ein  Staatsober- 
haupt, das  das  Reich  würdig  nach  außen  und  innen  vertritt,  ge- 
wisse Verwaltungsaufgaben  erfüllt,  wie  Ernennung  und  Entlassung 
der  Reichsbeamten  und  Offiziere,  Oberbefehl  über  die  gesamte 
Wehrmacht  des  Reichs,  Reichsexekution,  Begnadigungsrecht  und 
endlich,  aber  nicht  zuletzt,  eine  vermittelnde  Rolle  übernimmt 
zwischen  Volk  und  Reichstag,  Volk  und  Regierung.  Er  ernennt 
den  Reichskanzler  und  auf  dessen  Vorschlag  die  Reichsminister. 
Da  diese  zu  ihrer  Amtsführung  des  Vertrauens  des  Reichstages 
bedürfen,  ist  das  Ernennungsrecht  wesentlich  formaler  Natur;  die 
politische  Lage  muß  bei  der  parlamentarischen  Regierungsweise 
zur  Berufung  des  die  Mehrheit  in  der  Volksvertretuug  leitenden 
Politikers  führen.  Allein  wenn  mehrere  geeignete  von  derselben 
Parlamentsmehrheit  getragene  Persönlichkeiten  vorhanden  sind, 
hat  der  Reichspräsident  eine  gewisse  Freiheit,  die  ihn  zum  Schieds- 
richter   über    die    Berufung    des    geeigneten    Ministerpräsidenten 
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(Reichskanzlers)  machen  kann.  Ganz  besonders  ist  das  der  Fall, 
wenn,  wie  bei  uns  in  Deutschland,  eine  große  Parteizersplitterung 
besteht  und  nur  Koalitionsmehrheiten  im  Reichstag  denkbar  sind, 
bei  Ernennung  des  Reichskanzlers  keineswegs  von  vornherein  mit 
einer  feststehenden  Mehrheit,  die  ihren  Kandidaten  gleichsam 
ausschließlich  präsentiert,  gerechnet  werden  kann.  So  wirkt  der 
Reichspräsident  doch  möglicherweise  auch  materiell  ein  auf  die 
Bestellung  des  durch  den  Reichstag  zu  stützenden  Reichskanzlers 
und  der  Reichsminister.  Das  politische  Recht  des  Parlaments,  aus 
sich  heraus  den  Führer  der  Regierung  zu  bestimmen,  erfährt  eine 
leichte  Korrektur.  Doch  das  mag  noch  hingehen.  Viel  schwerer  wiegt 
es,  daß  infolge  der  Gewalten  Verbindung  zwischen  Reichs- 
tag und  Reichsregierung  eine  Lage  geschaffen  ist,  die  jene  ver- 
mittelnde Rolle  des  Reichspräsidenten  nicht  zur  Auswirkung 
kommen,  sondern  ganz  bedenkliche  Zeichen  des  Parlament  s- 
absolutismus  erkennen  läßt.  Zwar  haben  wir  schon  gesehen, 
daß  der  Reichspräsident  auch  hier  eine  Schiedsrichterrolle  spielen 
kann  beim  Minderheitsvotum  des  Reichstags,  beim  Einspruch  des 
Reichsrats  gegen  ein  beschlossenes  Gesetz  und  sogar  ohne  solche 
Rechtsvorgänge  durch  Anrufung  des  Volksentscheids.  Aber  häufig 
können  diese  Fälle  nicht  werden,  die  Volksabstimmung  bleibt 
seltene  Ausnahme,  Eine  Kollision  zwischen  Volk  und  Reichstag, 
Reichstag  und  Reichsregierung  zu  lösen,  sollte  des  Reichspräsi- 
denten Aufgabe  sein.  Jedoch  ist  das  gewährte  Mittel  der  Reichs- 
tagsauflösung gänzlich  unzulänglich.  Denn  der  Reichspräsident 
bedarf  für  alle  Anordnungen  und  Verfügungen  zu  deren  Gültigkeit 
der  Gegenzeichnung  durch  den  Reichskanzler,  also  auch  für 
die  Reichstagsauflösung.  Es  wird  also  von  demselben 
Reichskanzler  die  Gegenzeichnung  erwartet,  dessen  Entlassung  im 
Falle  einer  vom  Reichspräsidenten  vorausgesetzten  Aenderung  der 
Volksstimmung  gegenüber  der  früheren  Reichstagswahl  in  Aus- 
sicht genommen  wird  1  Praktisch  bedeutet  das  Fehlen  einer  ver- 
fassungsmäßigen Ausnahme  von  der  Gegenzeichnungspflicht  bei 
der  Reichstagsauflösung,  daß  diese  beim  Reichskanzler  und  nicht 
beim  Reichspräsidenten  liegt  und  daß  die  vermittelnde  Funktion 
des  letzteren  illusorisch  gemacht  ist.  Da  nun  wieder  der  Reichs- 
kanzler infolge  der  parlamentarischen  Regierungsweise  vom  Reichs- 
tag abhängt,  wird  er,  in  Ermangelung  eines  Gegengewichts  durch 
den  Reichspräsidenten,  die  Wünsche  des  Parlaments  weitgehend 
erfüllen.    Dies  nicht  nur  in  bezug  auf  Unterlassung  von  Neuwahlen, 
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Einbrint^ung  oder  Nichteinbringung  von  Gesetzen,  sondern  auch 
in  dem  außerordentlich  wichtigen  Punkte  der  Beamtenernen- 
n  u  n  g  e  n.  Daß  diese  in  Deutschland  einen  so  bedenklichen 
parteipolitischen  Charakter  haben,  daß  der  Satz  des  Art.  130  Abs.  I 
der  Reichsverfassung:  »Die  Beamten  sind  Diener  der  Gesamtheit, 
nicht  einer  Partei«  überall  nur  spöttisches  Lächeln  auslöst,  hängt 
mit  dieser  verfassungsrechtlichen  Fehlregelung  und  mit  der  damit 
verbundenen  Neigung  zur  Parlamentsallmacht  zusammen.  Das 
Ernennungsrecht  des  Reichspräsidenten  (Art.  46)  ist  infolge  der 
Gegenzeichnung  praktisch  ein  Ernennungsrecht  von  Reichskanzler 
und  Reichsminister,  die  wieder  dem  Reichstag  und  seinen  Parteien 
willfährig  sind  und,  wie  die  Verfassungsvorschriften  jetzt  lauten, 
umsomehr  sein  müssen,  als  eine  sichere,  auf  eine  Partei  oder 
auf  einen  Parteiblock  gestützte  Mehrheit  im  Reichstage  durch 
die  Parteizersplitterung  ausgeschlossen  ist. 

Hat  man  hierin  den  schlagendsten  Beweis  dafür,  daß  die 
engste  Verbindung  der  gesetzgebenden  und  ausübenden  Gewalt 
zu  den  bedenklichsten  staatlich-politischen  Zuständen  führen  kann, 
so  ist  der  für  Deutschland  festgestellte  Mißstand  durchaus  nicht 
notwendig  mit  der  parlamentarischen  Regierungsweise  als  solcher 
verknüpft.  Es  ist  eines  der  Hauptverdienste  des  Buches  von 
Sidney  Lozv,  Die  Regierung  Englands  (übersetzt  von  Johannes 
Hoops)  1908  (S.  53  ff.,  71  ff".,  90  ff".,  109  ff.),  daß  es,  indem  mit 
seltenem  Freimut  nicht  nur  das  formalrechtliche,  sondern  das 
»konventionelle  und  wirkliche«  Element  in  der  gegenwärtigen 
englischen  Verfassungslage  geschildert  wird,  im  einzelnen  zeigt, 
wie  der  Einfluß  des  Parlaments,  d.  h.  seiner  Mehrheit  in  ent- 
scheidenden Fragen,  von  den  Fällen  völligen  Regierungswechsels 
abgesehen,  ganz  außerordentlich  gering  ist  gegenüber  dem 
Kabinett;  daß  dieses  letztere,  trotz  formalrechtlich  ganz  anderer 
Ordnung,  sowohl  die  Bedeutung  des  Hauses  der  Gemeinen  als 
gesetzgebender  Körperschaft  zu  seinem  Vorteil  gemindert,  ihm 
auch  auf  dem  Boden  der  legislativen  Initiative,  der  Kontrolle  der 
Verwaltung  und  der  sonstigen  Beeinflussung  der  Exekutive  eine 
nur  ganz  bescheidene  Einflußsphäre  gelassen  hat.  Es  ist  g  e  r  a  d  e 
das  Gegenteil  der  deutschen  Entwicklung  zu  erkennen :  Das 
Kabinett  hält  die  es  stützende  Parlamentspartei  oder  Koalition 
in  Abhängigkeit  von  sich,  arbeitet  der  aus  früheren  Jahrhunderten 
in  ihrer  ganzen  Schädlichkeit  erwiesenen  Parlamentswillkür  entgegen. 
Die    Mehrheit,    die    sich    dem    entscheidenden   Einfluß    ihrer    im 
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Kabinett  sitzenden  Führer  entzieht,  verliert  automatisch  ihre  Herr- 
schaft und  ihren  Regieungscharakter.  In  England  führte  also 
das  parlamentarische  Regierungssystem  zu  ganz  anderen  Ergeb- 
nissen als  in  Deutschland.  Immerhin  erwachsen  dort,  ebenfalls 
als  Folgeerscheinung  der  Parteiregierung,  die  wieder  aus  einer 
Gewaltenverbindung  statt  einer  Gewaltentrennung  erklärbar  ist, 
unerfreuliche,  mit  der  Moutesqnteicschen  Lehre  unvereinbare  Nöte. 
Es  ist  dies  von  größter  Bedeutung,  weil  sich  zeigt,  daß  an  Stelle 
einer  Volksherrschaft,  trotz  Aufrechterhaltung  des  Scheins  einer 
solchen,  eine  Politiker-Oligarchie  die  Leitung  des  Staates 
in  Händen  hält,  die  bestimmt  sein  muß,  den  Gedanken  der  reinen 
Demokratie  vollständig  ad  absurdum  zu  führen.  Damit  soll  über 
den  letzten  Wert  dieser  Staatsgestaltung  nichts  ausgesagt  sein. 
Es  zeigt  sich  aber  jedenfalls,  daß  jedes  Abrücken  von  der  Ge- 
waltenteilungslehre den  Gedanken  eines  vollkommen  freien  Staates 
gefährdet,  wobei  hier  die  Freiheit  in  dem  Sinne  gemeint  ist,  daß 
keine  der  drei  Staatsgewalten  zu  einer  die  übrigen  Gewalten  und 
die  Staatsbürger  tyrannisch  beherrschenden  Ausschließlichkeit 
gelangen  darf.  Dem  Reiz,  auf  diese  Dinge  näher  einzugehen, 
muß  hier  widerstanden  werden,  weil  es  sich  nicht  um  rechtsver- 
gleichende Fragen,  auch  nicht  speziell  um  das  Problem  der 
parlamentarischen  Regierungsweise  oder  der  Demokratie  handelt, 
sondern  um  die  sich  ausdehnende  Wirkung  der  von  der  Gewalten- 
teilungslehre aufgeworfenen  Fragen  auf  jene  die  Gegenwart  be- 
herrschenden politischen  Lebensformen. 

Nicht  unbeachtet  darf  freilich  bleiben,  daß  auch  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  wo  die  gewaltentrennende 
Demokratie  herrscht  ^},  die  Exekutive  beim  Präsidenten,  die  Ge- 
setzgebung beim  Senat  und  Abgeordnetenhaus  liegt,  wo  weder 
die  Abhängigkeit  des  Präsidenten  von  den  Parlamenten,  noch 
dieser  von  jenem  sich  herausgebildet  hat,  eine  starke  Parteiherr- 
schaft vorhanden  ist,  derart,  daß  der  bei  der  Präsidentenwahl 
siegenden  Partei  die  stärkste  Einflußnahme  auf  die  Exekutive 
ermöglicht  ist.  Aber  eben  nur  ermöglicht,  da  die  Selbständigkeit 
des  Präsidenten,  der  weder  dem  Parlamente  verantwortlich  noch 
zur  Bildung  eines  verantwortlichen  Ministeriums  verpflichtet 
ist,  ihn  zur  Abwehr  eines  ihm  nicht  genehmen  Einflusses  befähigt. 

i)  Vgl.  ff.  Knust,  Montesquieu  und  die  Verfassungen  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika,  München,  1922  S.  109  :  »Die  Trennung  von  Legislative  und  Exe- 
kutive ist  radikal  verwirklicht.« 
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Ueberdies  wurde  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  der  besonders 
in  bezug  auf  die  Aemter  gültige  Grundsatz  »dem  Sieger  die  Beute« 
mit  Rücksicht  auf  die  Notwendigkeit  eines  sachlichen,  von  Partei- 
intercssen  freien  Beamtentums  erheblich  abgeschwächt.  Auch 
hier  muß  ein  weiteres  Eingehen  vermieden  werden,  zumal  diese 
Zusammenhänge  längst  erkannt  sind.  Es  genügt  wohl,  auf  die 
klassischen  Werke  von  James  Bryce,  American  Commonwealth, 
besonders  I  38  ff.,  II  3  —  246  und  Modern  Democracies  (2  Bde.) 
hinzuweisen.  Zweifellos  bleibt  aber  die  Erkenntnis,  daß  zwar 
keine  Form  der  Demokratie  ohne  ein  irgendwie  geartetes  Partei- 
system (auf  die  Art  freilich  kommt  es  an)  bestehen  wird,  daß 
aber  die  gewaltenverbindende  Demokratie  ihm  zwangslogisch 
ausgesetzt  ist,  während  bei  der  im  Sinne  Montesqiiieus  gewalten- 
trennenden Demokratie  ein  für  das  Bestehen  des  Staates  unent- 
behrliches Gleichgewicht  der  Mächte  im  Bereiche  der  staatsrecht- 
lich-politischen Möglichkeiten  liegt. 


Ist  somit  jedenfalls  die  Heilsamkeit  einer  Gewaltentrennung 
dargetan,  so  fragt  es  sich,  wieweit  wenigstens  im  Deutschen 
Reiche  —  der  parlamentarischen  Regierungsweise  und  der  Partei- 
herrschaft ungeachtet  —  der  Versuch  unternommen  worden  ist, 
die  Unabhängigkeit  der  Gesetzgebung  und  Exekutive  zu  wahren 
und  zu  sichern.  Der  Reichstag  hat  das  Selbstversammlungsrecht. 
Er  tritt  zum  ersten  Male  spätestens  am  dreißigsten  Tage  nach 
der  Wahl,  im  übrigen  in  jedem  Jahre  am  ersten  Mittwoch  des 
November  zusammen;  er  bestimmt  den  Schluß  der  Tagung  (also 
auch  die  Vertagung)  und  den  Tag  des  Wiederzusammentritts. 
Der  Reichspräsident  kann  nur  eine  frühere  Berufung  verlangen 
(Art.  23,  24).  Er  kann  allerdings  den  Reichstag  auflösen  (Art.  25). 
Ueber  die  geringe  Bedeutung  dieser  Befugnis  ist  schon  gehandelt 
worden.  Es  ist  verkehrt,  zu  sagen,  daß  in  dem  Selbstversamm- 
lungsrecht eine  Verletzung  der  Gewaltenteilung  liegt;  wenn 
irgendwann,  so  steht  in  diesem  Falle  die  Legislative  auf  ihrem 
eigenen  Boden,  auf  ihrem  eigenen  Recht.  Daß  das  Organ  der 
Exekutive  nur  in  der  schwachen  Position  des  Präsidenten  ein- 
greift, ist  nicht  richtig,  da  auch  Reichsregierung  und  Reichsrat 
in  Frage  kommen.  Diese  Verteilung  der  Exekutivgewalt  ist  nicht 
gegen  die  Mojttesgjiiensche  Lehre.  An  der  politischen  Schädlich- 
keit   der  Regelung,    die    dem  Reichspräsidenten  seine  Vermittler- 
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rolle  zwischen  Volk,  Reichstag  und  Reichsregierung  zu  spielen 
fast  unmöglich  macht,  ist  treilich  nicht  zu  zweifeln.  Nimmt  man 
sodann  den  Reichsrat  als  Gesetzgebungsorgan  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  Wahrung  und  Sicherung  seiner  Selbständigkeit,  so  tritt 
hier  wieder  die  Anomalie  dieser  bundesstaatlichen  Neugestaltung 
in  den  Vordergrund.  Ohne  Selbstversammlungsrecht,  kann  er 
doch  die  Reichsregierung  mit  einem  Drittel  seiner  Mitglieder  zur 
Einberufung  zwingen,  was  wiederum  überflüssig  ist,  denn  er  ist 
dauernd  versammelt  (§  2  der  Geschäftsordnung  des  Reichsrats 
vom  20.  November  1919  in  der  Fassung  v.  14.  Dezember  1921, 
ZBl.  d.  d.  R.  S.  975  ff.).  Doch  liegt  in  dieser  Rechtslage  ein 
zweifelloser  Schutz  seiner  verfassungsmäßigen  Wirksamkeit,  ins- 
besondere besteht,  indem  die  Reichsregierung  auf  den  Reichsrat 
als  mitgesetzgebendes  und  mitverwaltendes  Organ  angewiesen  ist, 
keine  Gefahr,  daß  der  Reichsrat  durch  die  Reichsregierung  (etwa 
unter  dem  Einfluß  des  Reichstags)  unrechtmäßig  begrenzt  wird. 
Seltsamerweise  lassen  sich  auch  aus  der  Verbindung  der  gesetz- 
gebenden und  exekutiven  Funktion  i  m  Reichsrate  keine  ver- 
fassungspolitischen Bedenken  entnehmen.  Nun  sind  die  Reichs- 
ratsmitglieder teils  von  den  sie  entsendenden  Regierungen,  teils, 
soweit  die  Hälfte  der  preußischen  Stimmen  in  Frage  steht,  von 
den  Provinzialverwaltungen  bestellt  (Art.  63).  Selbst  wenn,  was 
keineswegs  feststeht,  eine  Abhängigkeit  von  diesen  Körperschaften 
bestünde,  wäre  die  Sicherheit  derGesetzgebungs-  (und  Verwaltungs)- 
funktion  des  Reichsrats  als  solchen  nicht  bedroht;  keine  Exekutiv- 
gewalt kann  ihn  rechtlich  und  tatsächlich  in  der  Erfüllung  seiner 
Aufgaben,  politische  Gefährdung  herbeiführend,  hindern.  Die 
einzelnen  Mitglieder  genießen  zwar  nicht  die  den  Reichstagsmit- 
gliedern gesicherte  Immunität  (die  an  sich  durchaus  im  Geiste  der 
Lehre  von  den  unabhängigen  »Gewalten«  ist),  doch  besteht  hierfür 
auch  kein  Bedürfnis,  weil  die  Reichsratsmitglieder  mit  den 
Stellen  aufs  engste  zusammenhängen,  von  denen,  geschichtlich 
gesehen,  eine  Bedrohung  ihrer  verfassungsmäßigen  Stellung  aus- 
gehen könnte,  nämlich  von  den  Organen  der  Exekutive. 

Auch  für  den  Reichspräsidenten  als  Träger  der  Exekutive 
gilt  das  Erfordernis  der  Unabhängigkeit  und  ihrer  Sicherung. 
Deren  Gefährdung  könnte  an  sich  nur  vom  Träger  der  Legislative, 
also  vom  Reichstag  oder  vom  Volk  ausgehen.  Es  scheint  mir 
nun  irrtümlich,  anzunehmen,  daß  in  der  Möglichkeit  der  A  b  - 
Setzung  des  Reichspräsidenten  durch  Volksabstimmung  (Art.  43) 
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eine  Unsicherheit  und  eine  Abhängigkeit  liege.  Vielmehr  ist  es 
so,  daß  das  auf  sieben  Jahre  bestimmte,  durch  unmittelbare 
Volkswahl  (Gesetz  v.  4.  Mai  1920)  entstehende  Amt  ihm  die 
denkbar  festeste  Garantie  für  die  Ausübung  seiner  Funktionen 
bildet  und  lediglich  bei  Verfehlungen  ernstester  Art  an  Ab- 
setzung zu  denken  ist,  die  durch  Art.  43  RV.  aber  gerade  sehr 
erschwert  werden  soll ;  es  ist  Beschluß  des  Reichstags  mit  Zwei- 
drittelmehrheit erfordert  und  dann  erst  entscheidet  die  Volks- 
abstimmung. Hat  diese  die  Absetzung  abgelehnt,  dann  sitzt 
der  Reichspräsident  um  so  fester  im  Sattel :  Die  Volksabstimmung 
gilt  als  neue  Wahl  und  hat  die  Auflösung  des  Reichstags  zur 
Folge.  Nur  bei  schuldhafter  Verletzung  der  Reichsverfassung 
oder  eines  Reichsgesetzes  kann  ferner  der  Reichspräsident  vor 
dem  Staatsgerichtshof  angeklagt  werden  (Art.  59  RV.,  Ges. 
V.  9.  Juli  1921).  Darin  liegt  doch  nur  ein  Schutz  vor  dem 
Reichspräsidenten,  d.  h.  vor  einem  verfassungswidrig  handelnden 
Reichspräsidenten,  nicht  die  Versagung  seiner  Unabhängigkeit 
gegenüber  der  Legislative.  Ueberdies  kann  er  ohne  Zustimmung 
des  Reichstags  nicht  strafrechtlich  verfolgt  werden  (Art.  43).  Also 
weder  Exekutive  noch  Rechtspflege  soll  sich  ohne  weiteres  an 
ihn  heranwagen.  Vollends  unbegreiflich  ist  es,  wie  man  die 
Gegenzeichnung  aller  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Reichs- 
präsidenten (Art.  60)  als  Beschränkung  seiner  Unabhängigkeit  hat 
deuten  wollen.  Gewiß  wäre  der  nicht  durch  »ministerielle  Be- 
kleidung« gedeckte  Präsident  mächtiger,  aber  auch  für  das 
Gleichgewicht  der  »Gewalten«  gefährlich.  Die  Gegenzeichnung 
hindert  ihn  politisch  insofern,  als  er  ohne  jene  nichts  Entschei- 
dendes durchsetzen  kann ;  doch  handelt  es  sich  hier  vom  Stand- 
punkte der  Gewaltenteilungslehre  darum,  ob  er  innerhalb 
des  ihm  verfassungsmäßig  für  die  Exekutive 
gewährten  Rahmens  in  der  Geltendmachung  seiner  Zu- 
ständigkeit durch  die  Legislative  behindert  ist.  Das  ist  nicht 
der  Fall. 

Damit  werden  wir  auf  die  Tatsache  gestoßen,  daß  die  Exe- 
kutive im  Reich  nicht  allein  beim  Reichspräsidenten  liegt.  Ist 
sie  aber  noch  der  Reichsregierung  und  dem  Reichsrat  zugewiesen, 
so  kann  das  natürlich  nur  durch  eine  Teilung  der  Zuständigkeit 
dieser  drei  Organe  durchführbar  sein.  Man  kann  infolgedessen 
nicht  von  einer  die  Gewaltenteilung  berührenden  Beschränkung 
der  Exekutivgewalt  einer  dieser  drei  Organe  untereinander 
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sprechen,  denn  sie  stellen  zusammen  die  »ausübende  Gewalt« 
dar,  sondern  nur  davon,  ob  sie  in  ihrer  Gesamtheit  durch  die 
Legislative  in  Abhängigkeit  gehalten  werden.  Vom  Reichspräsi- 
denten ist  dies  schon  verneint  worden.  Man  könnte  allenfalls 
die  verhältnismäßige  Geringfügigkeit  seiner  politischen  Macht  ins 
Feld  führen,  nicht  aber  ist  eine  von  -der  Verfassung  ungewollte 
Abhängigkeit  und  ein  Mangel  der  Sicherheit  seiner  Stellung  in 
Frage.  Anders  bei  der  Reichsregierung  als  Organ  der  Exekutive. 
Sie  wird  dadurch  in  ständiger  Abhängigkeit  vom  Reichstag  ge- 
halten, daß  die  parlamentarische  Regierungsweise  diesem  die 
Möglichkeit  jederzeitiger  Abberufung  der  Reichsregierung  mittels 
Versagung  des  Vertrauens  gibt.  Die  Ministeranklage  dagegen 
werte  ich  hier  wie  beim  Reichspräsidenten  mehr  als  einen  Schutz 
der  Minister,  denn  als  Damoklesschwert,  das  der  Reichstag  ständig 
über  dem  Reichsministerium  halten  könnte.  Das  ist  schon  des- 
halb nicht  der  Fall,  weil  damit  die  ständige  Selbstbedrohung  der 
Reichstagsmehrheit  mit  dem  Verlust  ihrer  Machtstellung  oft  genug 
verbunden  wäre.  Nicht  ganz  so  bei  der  andauernden  Bereitschaft 
zur  Anwendung  des  Art.  54,  daß  der  Reichskanzler  und  die 
Reichsminister  zu  ihrer  Amtsführung  des  Vertrauens  des  Reichs- 
tags bedürfen,  weil  hier  bis  zur  tatsächlichen  Mißtrauenserklärung 
immer  noch  eine  ziemliche  Spannung  besteht.  Diese  reicht  aber 
aus,  um  die  Reichsregierung  politisch  vom  Reichstag  abhängig 
zu  machen,  in  einem  Maße,  das  in  Deutschland  bedenkliche 
Formen  angenommen  hat.  Es  hat  noch  nichts  Ungewöhnliches 
an  sich,  wenn  der  Reichstag  und  seine  Ausschüsse  die  Anwesen- 
heit des  Reichskanzlers  und  jedes  Reichsministers  verlangen 
können  (Art.  33  Abs.  i),  auch  nicht,  daß  die  bei  der  Beratung 
auftretenden  Regierungsvertreter  der  Ordnungsgewalt  des  Vor- 
sitzenden unterstehen  (Abs.  4  daselbst).  Daß  es  aber  ein  Selbst- 
versammlungsrecht des  Reichtags,  ferner  keine  praktische  Mög- 
lichkeit für  den  Reichspräsidenten  gibt,  den  Reichstag  ohne  Zu- 
stimmung des  Reichskanzlers  aufzulösen  (der  wieder  Exponent 
der  Reichstagsmehrheit  ist);  daß  es  an  einer  zweiten  Kammer 
fehlt;  daß  der  Reichsrat  die  Funktionen  einer  solchen  in  keiner 
Beziehung  hat  und  der  Bundesrat,  der  doch  immerhin  die  Auf- 
gaben einer  zweiten  (oder  ersten)  Kammer  insofern  erfüllte,  als 
ohne  ihn  der  Reichstag  kein  Gesetz  schaffen  konnte,  weggefallen 
ist ;  daß  wir  praktisch  einen  hemmungslosen  Parlamentsabsolutismus 
haben,  gestützt  von  einer  in  ihrer  Gruppierung  zur  Mehrheit  immer 
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unsicheren  Parteivvirtschaft  —  all  das  zusammen  macht 
die  Regierung  zum  Spielball  des  Reichstags 
und  verhindert  sie,  selbst  wenn  sie  es  wollte, 
an  einer  über  den  Parteien  stehenden  Staats- 
leitung und  an  der  Zurückweisung  von  Forde- 
rungen, die  auf  eine  unsachliche,  nach  Partei- 
gesichtspunkten orientierte  Aemterbesetzung 
abzielen. 

Von  einer  Abhängigkeit  der  Exekutivgewalt  des  Reichsrats 
durch  die  Legislative  kann  schon  deshalb  keine  Rede  sein,  weil 
er  auch  Gesetzgebungsorgan  ist,  im  übrigen  kein  Anhalt  für  die 
etwaige  Annahme  zu  finden  wäre,  daß  der  Durchsetzung  seiner 
Rechte  als  Vertreter  der  Länder  vom  Reichstag  irgendein  Hemm- 
nis bereitet  sein  sollte. 

VI. 

Ich  gehe  dazu  über,  mich  zu  dem  Komplex  der  hier  aufge- 
worfenen und  beantworteten  Fragen  für  die  neuen  Landes- 
verfassungen zu  stellen.  Wie  mannigfaltig  auch  hier  die 
tatsächliche,  rechtliche  und  politische  Lage  ist,  so  vereinfacht 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  die  Reichsverfassung  die  Proble- 
matik insofern,  als  sie  im  Art.  17  vorschreibt,  daß  jedes  Land 
eine  freistaatliche  Verfassung,  eine  dem  Reichstagswahlrecht  ent- 
sprechende Parlamentswahl  und  die  parlamentarische  Regierungs- 
weise haben  muß  und  als  die  für  die  Unabhängigkeit  und  Sicher- 
heit des  Parlaments  notwendige  Abgeordneten-Immunität  (Art.  36 
bis  38)  sich  nicht  nur  auf  Mitglieder  des  Reichstages,  sondern 
auch  der  Landtage  bezieht.  Aber  es  bleibt  darüber  hinaus  noch 
vieles  Besondere. 

I.  Nach  der  preußischen  Verfassung  vom  30.  November 
1920  wird  die  gesetzgebende  Gewalt  ausgeübt  vom  Volke 
selbst  und  zwar  entweder  unmittelbar  (Volksbegehren,  Volks- 
entscheid, Volkswahl)  oder  mittelbar  durch  den  vom  Volke  ge- 
wählten Landtag  (Art.  3,  6).  Die  oberste  vollziehende  Ge- 
walt wird  dem  Staatsministerium  zugewiesen.  Ein  Staatspräsident 
ist  nicht  vorhanden.  Die  Trübung  einer  reinen  Gewaltenteilungs- 
lehre könnte  man  in  der  Mitwirkung  des  Staatsrats  finden,  wenn 
er  nicht  doch  auch  ausdrücklich  (Art.  31)  als  Gesetzgebungs- 
organ bestellt  wäre.  Nimmt  man  ihn  als  einen  der  Träger  der 
Exekutive,  so  liegt  wieder  keine  Verletzung  des  Grundsatzes  der 
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Dreiteilung  vor,  weil  ihm  auch  in  dieser  Eigenschaft  grundsätz- 
lich kein  absolutes  Veto  bei  der  Gesetzgebung  zusteht,  wenn 
auch  in  einem  Falle,  in  dem  der  Ausgabenbewilligung,  über 
den  Vorschlag  des  Staatsministeriums  hinaus  (Art.  42  Abs.  4) 
eine  bemerkenswerte  Ausnahme  zu  finden  ist.  Nach  Art.  29  be- 
schließt allein  der  Landtag  über  die  Gesetze  ;  er  gibt  Gesetzes- 
inhalt und  Gesetzesbefehl,  gab  unter  der  Monarchie,  letzteren 
der  König.  Der  Staatsrat  hat  das  Recht  der  Gesetzesinitiative, 
d.  h.  er  kann  Gesetzesvorlagen  durch  das  Staatsministerium  an 
den  Landtag  bringen ;  er  hat  ein  Recht,  angehört  zu  werden 
vor  Einbringung  von  Gesetzesvorlagen  durch  das  Staatsministerium. 
Ihm  steht  das  Recht  zu  einem  aufschiebenden  Einspruch  zu  gegen 
die  vom  Landtag  beschlossenen  Gesetze.  Dieser  hat  nochmals 
zu  beschließen.  Erneuert  er  seinen  früheren  Beschluß  mit  Zwei- 
drittelmehrheit, so  bleibt  es  bei  seinem  Beschlüsse.  Wird  bei 
der  erneuten  Beschlußfassung  des  Landtags  nur  eine  einfache 
Mehrheit  für  den  früheren  Beschluß  erreicht,  so  ist  der  Beschluß 
hinfällig,  falls  er  nicht  durch  einen  vom  Landtage  herbeigeführten 
Volksentscheid  bestätigt  wird  (Art.  40,  42).  Volk,  Landtag  und 
Staatsrat  sind  danach  Gesetzgebungstaktoren;  aber  nur  die 
beiden  ersten  haben  (von  jener  Ausnahme  des  Art.  42  Abs.  4 
abgesehn)  allein  die  Entscheidung.  Die  Gesetzgebung  ist 
daher,  der  Lehre  der  Gewaltenteilung  entsprechend,  wenn  auch 
ein  wenig  behindert,  dem  Volke,  unmittelbar  und  mittelbar  zu- 
gewiesen. Die  Sanktion  der  Gesetze  liegt  beim  Landtag;  sie  i.st 
aber  anfechtbar  durch  den  Staatsrat,  nicht  dagegen,  wie 
in  der  Reichsverfassung,  durch  den  Volksentscheid.  Ja  dieser 
hat  gerade  umgekehrt  die  Aufgabe  erhalten,  den  erstmaligen 
Landtagsbeschluß  trotz  Einspruchs  des  Staatsrats  zu  halten, 
denn  er  würde,  falls  die  nochmalige  Beschlußfassung  nur  einfache 
Mehrheit  ergibt,  ohne  Bestätigung  durch  Volksentscheid  hin- 
fällig werden.  Die  unmittelbare  Volksgesetzgebung  hat  in  Preußen 
einen  weiteren  Radius  als  im  Reich :  sie  kann  die  Verfassung 
ändern,  nicht  nur  Gesetze  erlassen,  ändern  oder  aufheben  (Art.  6 
Abs.  I  Ziffer  i,  2).  Das  Volk,  Träger  der  Staatsgewalt  (Art.  2), 
ist  auch  hier  wie  im  Reich  der  wahre  Gesetzgeber. 

Der  Landtag  in  Preußen  ist  aber  noch  mehr.  Seine  Stellung 
ist  derart  aufgerichtet,  daß  die  Exekutivgewalt  auf  das 
empfindlichste  eingeengt,  die  Gewaltentei- 
lungslehre   verletzt  ist.     Es  zeigt  sich  aber  automatisch 
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die  politisch  geradezu  verhängnisvolle  Wirkung  dieser 
G  r  u  n  d  s  a  t  z  w  i  d  r  i  g  k  e  i  t  aufs  deutlichste. 

A.  In  Art.  7  ist  das  Staatsministerium  als  die  oberste  voll- 
ziehende und  leitende  Behörde  des  Staates,  aber  nicht  als  In- 
haber der  besonderen  Staatsgewalt  der  Exekutive  bezeichnet 
worden.  In  Wirklichkeit  ist  es  nur  eines  der  Organe,  durch 
die  das  souveräne  Volk  die  Verwaltung  ausüben  läßt.  Auch 
der  Staatsrat  ist  zur  Vertretung  der  Provinzen  auch  bei  der  Ver- 
waltung des  Staates  ausdrücklich  bestimmt  (Art.  31). 
Wichtiger  aber  als  die  Teilung  der  Exekutive  unter  mehrere  Träger 
ist  eine  geradezu  katastrophale  Ausdehnung  der  parlamentarischen 
Machtvollkommenheit  zuungunsten  der  Verwaltung. 

a)  Im  Reich  hat,  wenn  auch  unter  erschwerenden  Voraus- 
setzungen, der  Reichspräsident  die  Befugnis  zur  Auflösung  des 
Reichstags.  Dagegen  ist  kein  Träger  der  Exekutive  in  Preußen 
zu  der  gleichen  P'unktion  berechtigt.  Der  Landtag  löst  sich  selbst 
auf  durch  eigenen  Beschluß!  (Art.  14).  Jede,  Streit  und  Meinungs- 
verschiedenheit zwischen  Volk,  Landtag,  Regierung  ausgleichende, 
Exekutivstelle  fehlt.  Die  »Balance«  ist  verloren.  Selbstherrlich 
versammelt  sich  der  Landtag,  bestimmt  Schluß  der  Tagung  (und 
kürzere  Vertagung),  den  Tag  des  Wiederzusammentritts  (Art.  17) 
und  auch  seine  eigene  Auflösung!  Das  bedeutet  praktisch  natür- 
lich seine  Nicht  auf  lösung.  Zwar  hat  die  Verfassung  noch  zwei 
weitere  Auf^ösungsmöglichkeiten  geschaffen,  die  eine  durch  den 
Volksentscheid  (Art.  6  Abs.  i  Zifif.  3  und  Art.  14  Abs.  i),  die 
andere  durch  ein  Dreimännerkollegium:  durch  den  Beschluß  des 
Ministerpräsidenten,  des  Landtagspräsidenten  und  Staatsratspräsi- 
denten. Jedoch  dürfte  der  eine  Fall,  durch  Volksentscheid,  schon 
wegen  seiner  Kostspieligkeit  und  Schwerfälligkeit,  nur  äußerst 
selten,  wenn  überhaupt  je,  in  Frage  kommen.  Im  zweiten  Fall  aber 
sind  normalerweise  der  Landtags-  und  Ministerpräsident  Exponenten 
der  Landtagsmehrheit  und  sie  werden  in  der  Regel  den  Willen 
des  Landtags  zur  Geltung  bringen,  also  die  Exekutive  über- 
stimmen. Nicht  das  Normale,  wie  Koellreiitter,  Das  parlamen- 
tarische System  in  den  deutschen  Landesverfassungen,  192 1  S.  12 
zu  meinen  scheint,  wohl  aber  das  Mögliche  ist  es,  daß  die 
Interessen  des  Ministerpräsidenten  und  des  Landtagspräsidenten 
auseinandergehen;  dann  gibt  der  Staatsratspräsident  den  Aus- 
schlag. In  welcher  Richtung,  läßt  sich  aber  nicht  vermuten. 
Da  der  Staatsrat    auch  Gesetzgebungsorgan  ist,    kann  von  einer 
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befriedigenden  Regelung  keine  Rede  sein.  Sie  würde  nur  dann 
gegeben  sein,  wenn  der  —  freilich  erst  zu  bestimmende,  ein 
wirkliches  Gegengewicht  zum  Parlament  darstellende  —  Träger 
der  Exekutive  das  Recht  zur  Auflösung  des  Landtags  hätte  und 
als  Mittler  und  Schiedsrichter  der  hier  mehrfach  bezeichneten 
Art  auftreten  könnte. 

b)  Der  Preußische  Landtag  greift  in  das  Gebiet  der  voll- 
ziehenden Gewalt  ein  durch  das  ihm  verfassungsmäßig  (Art.  29 
Abs.  i)  gewährte  Recht  zur  Aufstellung  von  Grund- 
sätzen für  dieVerwaltung  derStaatsangelegen- 
heiten  und  durch  Ueberwachung  ihrer  Ausführung.  Der  Land- 
tag beschränkt  sich  also  nicht  auf  die  Kontrolle,  er  gibt  vielmehr 
der  Regierungstätigkeit  den  Anstoß,  ja  er  gestaltet,  er  leitet  sie. 
Diese  Befugnis  steht  auch  mit  dem  parlamentarischen  System  in 
Widerspruch,  da  dieses  voraussetzt,  daß  die  Regierung  die  Richt- 
linien ihrer  Politik  selbst  bestimmt  und  sich  zurückzieht,  wenn 
sie  hierfür  nicht  mehr  das  Vertrauen  der  Volksvertretung  besitzt. 
Gibt  der  Landtag  der  Regierung  seine  Befehle,  so  sinkt  das 
Ministerium  zu  einem  einfachen  Werkzeug  herab  ^). 

c)  Dazu  kommt,  wie  im  Reich,  die  die  gewaltenverbindende 
Demokratie  kennzeichnende  Abhängigkeit  der  Exekutive  von  der 
parlamentarischen  Mehrheit.  Indem  durch  diese  entweder  das 
Vertrauen  des  Volkes  bekundet,  vom  Landtag  dem  Staatsmini- 
sterium oder  einem  Staatsminister  durch  ausdrücklichen  Beschluß 
das  Vertrauen  entzogen  wird,  und  die  Verantwortlichkeit  der 
Minister  festgelegt  ist  (Art.  57,  46),  wird  klar,  daß  sich  all  dies 
im  wesentlichen  auf  die  Verwaltung  bezieht,  diese  also  im  Sinne 
und  vielfach  nach  den  ausgesprochenen  Wünschen  des  Landtags 
zu  erfolgen  hat.  Die  Exekutivgewalt  steht  daher  zwar  beim  Staats- 
ministerium, aber  dieses  muß  nach  den  politisch  bestimmten  Willens- 
richtungen des  Landtags  verfahren.  Die  Abhängigkeit  vom  Land- 
tag und  seinen  herrschenden  Parteien  geht  ins  Grenzenlose. 

B.  Der  schroffe  Parlamentsabsolutismus  ist  in 
Preußen  jedoch  auch  dadurch  zur  politischen  Wirklichkeit,  mit 
allen  üblen  Folgen  der  Parteiregierung  und  Parteiwirtschaft  im 
Aemterwesen  geworden,  als  die  verfassungsmäßigen  Rechte  des 
Staatsrats,  der  eine,  wenn  auch  schwache  Gegenwehr  der  alles 
überflutenden  Landtags  diktatur  entgegenzusetzen  bestimmt 

i)  Vgl.  Redslob,  La  Constitution  prussienne,  Revue  du  droit  public  et  de  la 
Science  politique   en  France  et  ä  l'Etranger   192 1   S.   14. 
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war,  mißachtet  wurden.  Es  sind  dem  Staatsrat,  entgegen  der 
Verfassungsvorschrift,  manche  Gesetzentwürfe  nicht  zur  Begut- 
achtung vorgelebt  worden,  die  dann  aber  vom  Landtag  beschlossen 
und  vom  Staatsministerium  in  der  Gesetzsammlung  verkündet  wor- 
den sind ;  es  ist  dem  Staatsrat  der  Entwurf  des  Haushaltungsgesetzes 
1920  nicht  einmal  vollständig  vorgelegt  worden,  obwohl  der  Staats- 
rat nach  Art.  42  Abs.  4,  wie  gezeigt,  unter  Umständen  auf  diesem 
Gebiete  zu  einem  absoluten  Veto  zuständig  ist;  man  hat  dem 
Staatsrat  die  Anhörung  auch  bei  Erlaß  von  Ausführungsbe- 
stimmungen versagt,  obwohl  sie  ihm  nach  Art.  40  Abs.  4  ge- 
bührt usw.  ^).  Die  preußische  Notverfassung  hatte  einem  unbe- 
schränkten Parlamentsabsolutismus  Vorschub  geleistet.  Es  wur- 
den von  der  Landesversammlung  Mehrausgaben  ohne  Vorsorge  für 
gleichzeitige  Deckung  beschlossen.  Damit  forderte  man  die 
Gegenwirkung,  das  Verlangen  nach  »retardierenden  Momenten« 
geradezu  heraus.  Dem  Parlamentsabsolutismus  sollte  nach  dem 
Entwiu-f  der  Verfassung  ein  sog.  Finanzrat  begegnen,  an  dessen 
Stelle  man  dann  den  Staatsrat  angenommen  hat,  unter  ausdrück- 


l)  Ich  darf  hier  wohl  verweisen  auf  mein  »Gutachten  über  gewisse  ver- 
fassungsmäßige Rechte  des  Preußischen  Staatsrats  und  die  Folgen  ihrer  Nicht- 
beachtung« in  Nr.  8  der  Drucksachen  des  Preußischen  Staatsrats  1922  S.  I — 30 
und  in  erweiterten  Formen  mit  wissenschaftlichen  Nachweisen  abgedruckt  im 
Archiv  des  öffentlichen  Rechts  Bd.  42  (1922)  Heft  2,  S.  129 — 192.  Im  obigen 
Text  sind  nur  einzelne  staatspolitische  Gesichtspunkte  herausgehoben.  Mein  Gut- 
achten versuchte  der  Minister  des  Innern,  Severing,  in  einem  Schreiben  an  den 
Staatsrat  vergeblich  zu  widerlegen,  nachdem  durch  offiziöse  Telegramme  in  der 
ganzen  Tagespresse  meine  Ausführungen  falsch  wiedergegeben  und  mit  beleidigen- 
den Bemerkungen  glossiert  wurden.  Die  unsachliche  und  unwürdige  Polemik 
dieses  auch  hierbei  als  sozialdemokratischer  Parteimann  auftretenden  Ministers  gibt 
einen  weiteren  Beleg  zu  meiner  Darlegung  von  der  Abhängigkeit  des  preußischen 
Ministeriums  vom  Landtage.  Der  Staatsrat  hat  über  die  entgegengesetzten  Auf- 
fassungen zwei  Berichte  seiner  Mitglieder  veranlaßt.  Der  eine  ist  erstattet  worden 
von  dem,  ebenso  wie  Severing,  jeder  Fähigkeit  zur  Erfassung  und  Beurteilung 
staatsrechtlicher  Fragen  entbehrenden  Sozialdemokraten  Mehlich,  dem  gleich 
jenem  Minister  jede  wissenschaftliche  Vorbildung  fehlt  und  deren  ebenso  gehässige 
wie  haltlose  Annahmen  und  »Kritiken«  ins  Raritätenkabinett  eines  Karikatur- 
Parlamentarismus  gehörten.  Der  andere  Berichterstatter,  Prof,  Dr.  Freiherr 
V.  Freytag-Loringhoven,  trat  in  allen  wesentlichen  Punkten  meinem  Gut- 
achten bei.  Am  27.  April  1922  beschloß  der  Staatsrat  die  Anrufung  des  Reichs- 
staat sge  rieh  tsh  ofs,  der  darüber  entscheiden  soll,  ob  denn  in  meinem  Gut- 
achten niedergelegten  Forschungsergebnisse  oder  die  auf  Landtagsdiktatur  heraus- 
kommende Handhabung  wichtigster  Bestimmung  der  preußischen  Verfassung 
rechtens  ist. 
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lieber  Ablehnung  einer  ersten  oder  zweiten  Kammer,  aber  als 
Gegengewicht  zu  einem  absoluten  Parlament.  Wie  ein  roter 
Faden  zieht  sich  dieser  Gedanke  durch  alle  Verfassungsverhand- 
lungen. Immer  wieder  kommen  Wendungen  vor,  wie  die,  es 
müßten  im  Staatsrat  Personen  in  Tätigkeit  treten,  die  außerhalb 
des  Parteikampfs  ständen  (besonders  auch  im  Dreimännerkollegium, 
das  über  die  Landtagsauflösung  beschließt),  es  dürfe  nicht  ein 
»beispielloser«  Parlamentsabsolutismus  befestigt  werden,  der  Haupt- 
zweck des  Staatsrats  sei,  einer  einseitigen  Landtagspolitik  hemmend 
entgegenzuwirken.  Behindert  man  aber  die  Auswirkung  der  Staats- 
ratsfunktionen,  so  fällt  auch  dieser  schüchterne  Ansatz  einer 
Hemmung  der  Legislative  dahin  und  während  sich  diese  auf 
Grund  der  Verfassung  die  einschneidendsten  Eingriffe  in  die 
Exekutivgewalt  —  Aufstellung  der  Grundsätze  für  die  Staatsver- 
waltung, Beeinflussung  des  Staatsministerium  in  einer  Weise,  daß 
dieses  nur  »Werkzeug«  bleibt  —  gestatten  darf,  fehlt  es  der 
Exekutivgewalt  an  jeder  parlamentarischen  dies  Einkammer- 
parlament in  Schach  haltenden  Einrichtung.  Es  ist  tragikomisch, 
daß  das  Staatsministerium  —  in  seiner  Abhängigkeit  vom  Land- 
tag und  aus  parteipolitischen  Gründen  —  diesen  > Parlaments- 
ersatz«, den  Staatsrat,  statt  ihn  als  Hilfe  gegen  die  Landtags- 
diktatur heranzuziehen  oder  wenigstens  ungehindert  sich  entfalten 
zu  lassen,  ernsthaft  in  seiner  verfassungsrechtlichen  Position  er- 
schüttern will. 

Wieder  zeigt  sich  demnach  ein  Krebsschaden  der  Gegenwart 
in  der  Verletzung  der  Gewaltenlehre !  Die  Legislative  beherrscht 
die  Exekutive  in  einem  die  freie  Funktion  der  letzteren  geradezu 
unmöglich  machenden  Maße  und  leistet  der  parlamentarischen 
Tyrannei  Vorschub,  die  weite  Kreise  als  Fehler  der  Republik 
als  solcher  zu  Unrecht  betrachten.  Was  Gesetzgebung  und  die 
von  ihm  abhängige  Verwaltung  anordnen,  muß  der  Richter  an- 
wenden. Denn  es  ist  formell  »Gesetz  und  Recht«.  Der  Kreis  ist 
geschlossen. 

C.  Der  reichsverfassungsmäßigen  Regelung  entspricht  sachlich 
die  preußische,  soweit  es  sich  um  jene  bereits  (oben  III,  2)  er- 
örterten Fälle  handelt,  in  denen  Verwaltung  durch  die  Legis- 
lative geübt  wird :  beim  Haushaltsgesetz ,  Anleihebeschafifung, 
Sicherheitsleistung  zu  Lasten  des  Staates,  Amnestie  (Art.  63, 
65,  54  Abs.  3).  Es  trifft  hier  alles,  was  dort  über  die  Wah- 
rung der  Gewaltenlehre  gesagt  ist,  um  so  mehr  zu,  als  die  preußische 
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Verfassung  im  Art.  64  eine  interessante  Neuerung  gebracht  hat, 
die  der  Exekutive  selbst  auf  dem  Gebiete  der  Ausgabenleistung 
wertvolle  Zugeständnisse  gemacht,  also  die  Einwirkung  der  Legis- 
lative auf  diesem  Verwaltungsgebiet  abgeschwächt  hat.  Es  ist 
nämlich  das  Staatsministerium,  wenn  bis  zum  Schlüsse  eines 
Rechnungsjahres  der  Haushaltsplan  für  das  folgende  Jahr  nicht 
durch  Gesetz  festgestellt  ist,  bis  zu  seinem  Inkrafttreten  ermächtigt, 
alle  Ausgaben  zu  leisten,  die  nötig  sind,  um  gesetzlich  bestehende 
Einrichtungen  zu  erhalten  und  gesetzlich  beschlossene  Maßnahmen 
durchzuführen,  um  die  rechtlich  begründeten  Verpflichtungen  des 
Staates  zu  erfüllen,  um  Bauten,  Beschaffungen  und  sonstige  Lei- 
stungen fortzusetzen,  für  die  durch  den  Haushaltsplan  eines  Vor- 
jahres bereits  Beiträge  bewilligt  worden  sind  usw. ;  Schatzan- 
weisungen bis  zu  einer  bestimmten  Höhe  auszugeben.  Auch  in 
Preußen  wie  beim  Reich  ist  eine  verfassungsmäßige  Garantie  vor- 
handen, daß  der  »Einbruch  in  den  Kreis  der  Exekutive«,  soweit 
es  sich  um  die  erörterten  Fragen  des  Etats  usw.  handelt,  an  den 
Schwierigkeiten  der  Verfassungsänderung  ein  Hemmnis  findet. 

D.  Ebenso  wie  die  Reichsverfassung  (oben  III,  3),  kennt 
auch  die  preußische  den  Unterschied  von  formellem  und  materiellem 
Gesetz.  Nach  dem  über  die  gesetzliche  Feststellung  des  Haus- 
haltsplans handelnden  Art.  63  darf  jener  keine  Vorschriften  ent- 
halten, die  sich  nicht  auf  die  Einnahmen  und  Ausgaben  des 
Staates  oder  ihre  Verwaltung  beziehen,  die  also  etwas  anderes 
wären  als  Veranschlagungen,  Schätzungen  über  künftige  Ein- 
nahmen und  Ausgaben,  die  eine  Abänderung  bestehender  Gesetze 
oder  gesetzlicher  Einrichtungen  in  sich  schlössen.  Also  gehören 
Rechtsnormen,  die  den  Inhalt  des  materiellen  Gesetzes  bilden, 
nicht  in  das  Haushaltsgesetz,  das  also  nur  formelles  Gesetz  sein 
kann.  Ein  Verwaltungsakt  ist  auch  die  in  formelles  Gesetz  ge- 
kleidete Regelung  des  Finanzwesens  der  ertragswirtschaftlichen 
Unternehmungen  des  Staates  in  Gemäßheit  des  Artikels  69. 

Die  Hauptbedeutung  der  Lehre  vom  materiellen  Gesetz  liegt 
darin,  daß  ein  solches  nur  die  gesetzgebenden  Faktoren  schalTen 
konnten  und  sog.  selbständige  Verordnungen  des  Königs  über 
Rechtsnormen  unzulässig  waren.  Nach  der  jetzt  geltenden 
preußischen  Verfassimg  Art.  82  Abs.  i  sind  die  Befugnisse,  die 
nach  den  früheren  Gesetzen,  Verordnungen  und  Verträgen  dem 
Könige  zustanden,  auf  das  Staatsministerium  übergegangen.  Wer 
also     das    angeblich    selbständige    königliche    Verordnungsrecht 
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leugnet,  versagt  dem  Staatsministerium  die  entsprechende  Zustän- 
digkeit und  wahrt  der  Legislative  das  ihr  ausschließlich  zustehende 
Recht  zur  Schaffung  von  Rechtsregeln,  und  trägt  zur  reinen  Durch- 
führung der  Gewaltenteilungslehre  hierdurch  das  seinige  bei.  Die 
entgegengesetzte,  vereinzelt  aber  hartnäckig  (von  Zorn  und  Arndt) 
vertretene  Lehre  wollte  den  König  nicht  an  die  Zustimmung  der 
Kammern  beim  Erlaß  von  Rechtsnormen  durch  einen  allgemeinen 
Rechtssatz  gebunden  wissen,  sondern  behauptete,  der  Gesetzes- 
weg müsse  nur  dann  eingeschlagen  werden,  wenn  die  Verfassungs- 
urkunde dies  ausdrücklich  bestimme.  Soweit  aber  nach  diesem 
Aufzählungsgrundsatze  ein  Gesetz  nicht  ausdrücklich  gefordert 
werde,  könne  der  König  auch  ohne  eine  besondere  gesetzliche 
Delegation  auf  dem  Wege  der  Verordnung  Recht  schaffen.  Diese 
Lehre  ist  schon  durch  den  Hinweis  auf  die  Privatrechtsgesetz- 
gebung zu  Fall  gebracht;  wäre  sie  richtig,  so  würde  der  König 
durch  Verordnung  auch  bürgerliche  Rechtssätze  haben  schaffen 
können,  was  noch  niemand  behauptet  hat.  Gegen  diese  Stellung- 
nahme (die  ich  schon  in  meinem  preußischen  Staatsrecht  Bd.  i  S.  io8  ff. 
1906  geltend  machte  und  jüngst  in  meinem  preußischen  Ver- 
fassungsrecht 1922  S.  67  f.,  80  f.  wieder  begründete)  macht  Arndt 
soeben  (Reichsverfassung,  2.  Aufl.  192 1  S.  177  ff.,  preußische  Ver- 
fassung, 192 1  S.  58)  geltend,  daß  das  bürgerliche  Recht  gerade 
nach  seiner  Enumerationstheorie  durch  Gesetz  erlassen  werden 
müsse,  da  nach  Art.  102  Reichsverf.,  Art.  8  preuß.  Verfassung 
die  Gerichte  nur  der  Autorität  des  Gesetzes  unterworfen  sind, 
weshalb  seit  der  Verfassung  der  Satz  festgestanden  habe:  Wo 
man  den  Richter  braucht,  braucht  man  auch  ein  Gesetz.  Der 
Irrtum  Arndts  ist  handgreiflich :  In  dem  Satze,  daß  die  Rechts- 
pflege durch  unabhängige  nur  den  Gesetzen  unterworfene  Gerichte 
ausgeübt  wird,  ist  das  Wort  »Gesetz«  im  Sinne  von  jeder  Rechts- 
norm gebraucht.  Muß  doch  der  Richter  auch  die  rechtmäßige  Ver- 
ordnung, das  zweifellose  Gewohnheitsrecht  anwenden,  d.  h.  er  ist 
an  sie  gebunden.  Die  Lehre  Arndts^  die  Art.  102  bzw.  8  als  Fälle 
der  Enumeration  hält,  ist  unhaltbar;  sie  widerlegt  nicht  das  obige 
aus  der  Schaffungsform  des  bürgerlichen  Rechts  entnommene  Be- 
weismoment ;  sie  gibt  der  Verordnung,  d.  h.  der  Exekutive,  was 
nur  des  Gesetzes,  d.  h.  der  Legislative  ist,  vermengt  die  »Ge- 
walten«, deren  Trennung  hier  von  einleuchtender  Bedeutung  ist. 
Könnte  die  Exekutive  Rechtsnormen  erlassen,  so  würde  die  Kraft 
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der  Legislative  ausgehöhlt  sein.     Die  politische  Wirkung  liegt  auf 
der  Hand. 

E.  Die  gewaltenverbindende  Demokratie  Preußens  zeitigt  jene 
bei  der  Betrachtung  der  Verfassungszustände  im  Reich  (oben  III,  4) 
dargelegten  Mißstände  in  noch  erhöhtem  Grade,  weil  hier  sowohl 
der  Staatspräsident  fehlt,  als  auch  dem  Staatsrat  eine  viel  ge- 
ringere Mitwirkung  als  dem  Reichsrat  gewährt  worden  ist.  So- 
weit der  Staatsrat  Gesetzgebungsfaktor  ist  (Art.  31),  findet 
seine  Beteiligung  vor  und  nach  Beschlußfassung  des  Landtages 
statt.  Vor  Einbringung  der  Gesetzesvorlagen  hat  das  Staats- 
ministerium dem  Staatsrate  Gelegenheit  zur  gutachtlichen  Aeuße- 
rung  zu  geben.  Der  Staatsrat  kann  seine  abweichende  Ansicht 
dem  Landtage  schriftlich  darlegen.  Er  ist  auch  berechtigt,  Ge- 
setzesvorlagen durch  das  Staatsministerium  an  den  Landtag  zu 
bringen  (Art.  40  Abs.  2  und  3).  Nach  Beschlußfassung  des  Land- 
tags steht  dem  Staatsrat  der  Einspruch  zu,  der  nur  aufschiebende 
Kraft  hat  (Art.  42  Abs.  i — 3),  abgesehen  von  dem  bereits  erwähnten 
einzigen  Fall  eines  absoluten  Vetos  bei  gewissen  Landtagsausgaben 
(Abs.  4  daselbst).  Somit  ist  klar,  daß  ihm  eine  die  Parlaments- 
diktatur des  Landtags  wesentlich  hemmende  Funktion  praktisch 
nicht  möglich  ist  und  daß  der  Staatsrat,  soweit  er  Faktor  der 
Exekutive  ist,  nicht  die  Schiedsrichterrolle  zwischen  Landtag, 
Regierung  und  Volk  spielen  kann,  die  nach  der  Gewaltenteilungs- 
lehre notwendig  wäre.  Erinnern  wir  uns  des  Selbstauflösungs- 
rechts des  Landtags,  so  tritt  dessen  hemmungslose  Funktion  noch- 
mals deutlich  hervor;  sie  ist  in  ihrer  Einseitigkeit  nicht  zu  über- 
bieten, wenn  man  hinzunimmt  die  Abhängigkeit  der  Exekutive 
durch  das  Recht  des  Parlaments,  Grundsätze  für  die  Verwaltung 
der  Staatsangelegenheiten  aufzustellen.  Sie  wird  monströs  durch 
Art.  45,  wonach  der  Landtag  selbst  ohne  Aussprache  den 
Ministerpräsidenten  wählt,  der  danach  nur  der  politische  Voll- 
strecker seines  Willens  sein  kann.  Diese  Verletzung  der  Lehre 
Montesquieu^  hat  aber  nun,  worauf  es  hier  ankommt,  die  schäd- 
lichsten Folgen  in  jenem  vielgetadelten  Parlamentsabsolutismus 
und  jener  Parteiwirtschaft  und  Aemterbesetzung  gezeitigt.  Des- 
halb und  nicht  etwa  der  architektonischen  Schönheit  einer  Theorie 
zuliebe,  ist  die  Bedeutung  der  Gewaltenteilungslehre  immer  wieder 
hervorzuheben.  Die  Beeinflussung  der  Legislative  durch  die  Ver- 
waltung ist  nur  im  Falle  des  Erlasses  von  Notverordnungen  durch 
das  Staatsministerium  (Art.  55)  von   einiger  Bedeutung,  die  aber 
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auch  gleich  dadurch  abgeschwächt  wird,  daß  der  ständige  Aus- 
schuß des  Landtags  von  vornherein  zustimmen  muß,  und  daß 
ferner  die  Notverordnung  dem  Landtage  bei  seinem  nächsten 
Zusammentritt  zur  Genehmigung  vorgelegt  und  im  Falle  der  Ver- 
sagung der  letzteren  alsbald  außer  Kraft  gesetzt  werden  muß. 
Hierdurch  und  infolge  der  aufgezeigten  Abhängigkeit  des  Staats- 
ministeriums vom  Landtag  ist  der  Erlaß  nur  der  ihm  präsumtiv 
genehmen  Notverordnungen  zu  erwarten.  Schließlich  wird  man 
das  Recht  des  Staatsrats,  vor  Erlaß  von  Ausführungsvorschriften 
zu  Reichs-  und  Staatsgesetzen,  sowie  von  allgemeinen  organisa- 
torischen Anordnungen  gehört  zu  werden,  entweder  als  eine  Mit- 
wirkung eines  Gesetzgebungs-  oder  eines  Exekutivorgans  —  der 
Staatsrat  ist  beides  —  ansehen  (Art.  40  Abs.  4).  In  jenem  Falle  be- 
deutet sie  die  weitere  Beschränkung  einer  durch  die  Legislative 
ohnedies  schon  beengten  Funktion  der  Verwaltung;  im  letzteren 
Falle  das  Zusammenwirken  von  zwei  Exekutivorganen,  dem  jede 
prinzipielle  Bedeutung  fehlt.  Unter  allen  Umständen  ist  dieses 
Recht  des  Staatsrats  nicht  von  der  Art,  daß  es  auf  die  politische 
Wirkung  der  Gewaltenteilung  nennenswerten  Einfluß  hätte. 

So  fehlt  es  in  Preußen  an  einem  Staatsorgan,  das  der  Legis- 
lative auf  dem  Boden  der  Gesetzgebung  irgendwie  fühlbare  Gegen- 
gewichte schaffte;  das  die  Bestellung  des  Staatsministeriums 
außerhalb  des  Landtags  bewirkte;  das  die  Kollisionen  zwischen 
der  Legislative  und  den  übrigen  Staatsorganen  löste  —  die  Volks- 
abstimmung ist  auch  hier  als  zu  umständlich  und  teuer  kein  ernst- 
haft brauchbares  Instrument  — ;  das  dem  verfassungsmäßig  ge- 
heiligten Einbruch  der  Legislative  in  die  Exekutive  wenigstens 
hinsichtlich  der  politischen  Wirkungen  steuern  könnte.  So  steht 
uns  eine  Verfassungsgestaltung  gegenüber,  die  ihre  an  der  richtigen 
Gewaltenteilung  gemessene  Fehlerhaftigkeit  durch  die  in  ihrem 
Gefolge  unausbleiblichen  heillosen  Zustände  im  Staatsleben  verrät. 

Dieser  Sachlage  gegenüber  bringt  die  kurze  Nachprüfung  der 
Garantie  für  die  Unabhängigkeit  der  Legislative  und  Exekutive 
(für  das  Reich  oben  zu  V)  keine  neuen  Gesichtspunkte,  nur  eine 
Bestätigung  der  gewonnenen.  Der  Landtag  hat  natürlich  das 
Selbstversammlungsrecht.  Er  tritt  zur  ersten  Tagung  nach  jeder 
Neuwahl  am  30.  Tage  nach  Beginn  der  Wahlperiode  zusammen; 
das  Staatsministerium  kann  ihn  auch  schon  früher  berufen.  Im 
übrigen  versammelt  er  sich  am  zweiten  Dienstag  des  November 
in  jedem  Jahre;  der  Präsident  des  Landtags  muß  ihn  früher  be- 
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rufen,  wenn  es  das  Staatsministerium  oder  mindestens  ein  Fünftel 
der  Mitglieder  des  Landtags  verlangt.  Der  Landtag  bestimmt 
den  Schluß  der  Tagung  und  den  Tag  des  Wiederzusammentritts 
(Art.  17).  Von  seiner  Selbstauflösung  und  seinem  Recht  zur  Wahl 
des  Ministerpräsidenten  als  Beweisen  seiner  Selbstherrlichkeit  war 
bereits  in  anderem  Zusammenhange  die  Rede.  Im  Gegensatz  zu 
ihm  hat  der  Staatsrat  kein  volles  Selbstversammlungsrecht,  zum 
erstenmal  wurde  er  durch  das  Staatsministerium  einberufen.  Der 
Schutz  der  Landtags-  und  Reichsratsmitglieder,  im  Grunde  die 
Sicherung  ihrer  Unabhängigkeit,  entspricht  der  Immunität  der 
Reichstagsabgeordneten.  Doch  war  zu  zeigen,  daß  es  trotzdem 
möglich  ist,  die  verfassungsmäßige  Auswirkung  des  Staatsrats  zu 
hindern,  indem  man  ihm  keine  Gelegenheit  zur  gutachtlichen  An- 
hörung gibt  und  sein  Recht,  gewisse  Ausgabenposten  endgültig 
zu  beanstanden,  illusorisch  macht.  Die  Sicherung  des  Haupt- 
trägers der  Exekutive,  des  Staatsministeriums,  ist  zwar  formell 
gegeben,  aber  es  ist  der  Legislative  durch  die  straffe  Gewalten- 
verbindung fast  machtlos  ausgeliefert.  Es  bedarf  deshalb  keiner 
nochmaligen  Untersuchung  über  die  Wahl  des  Ministerpräsidenten 
durch  den  Landtag  (Art.  45),  über  Ministerverantwortlichkeit,  Ver- 
trauensentziehung und  Anklage  (Art.  57,   58). 

VII. 

Viel  kürzer  können  die  übrigen  deutschen  Verfassungen  auf 
die  hier  herausgestellten  Fragen  hin  erörtert  werden.  Die  Pro- 
blematik ist  überall  dieselbe,  sie  gleicht  der  im  Reich  und  in  Preußen 
und  weicht  nur  in  Schattierungen  ab.  Die  bayrische  Ver- 
fassungsut  künde  vom  14.  August  19 19  kennt  keinen  vom  Volk 
unmittelbar  gewählten,  ja  überhaupt  keinen  Staatspräsidenten. 
Das  Gesamtministerium  wird  durch  den  Landtag  bestellt  (Art.  58), 
er  wählt,  wie  in  Preußen,  den  Ministerpräsidenten,  der  eine  Vor- 
schlagsliste für  die  übrigen  Ministerien  unterbreitet  und  diese 
im  Einverständnisse  mit  dem  Landtage  besetzt.  Tatsächlich 
übt  der  Landtag  in  Bayern  die  Herrschaft  über  den  Staat 
aus,  der  nur  nominell  von  der  Gesamtheit  des  Volks  beherrscht 
wird.  Ein  Gegengewicht  bildet  gegen  diese  Diktatur  weder  der 
Ministerpräsident,  noch  das  Gesamtministerium;  Volksbegehren 
und  Volksentscheid  sind  »derart  verklausuliert«,  daß  sie  tatsächlich 
zur    leeren  Form    werden.     Das    sind    auch    die  Gedanken    einer 
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jüngst  erschienenen  Schrift  ^),  die  zu  dem  Ergebnis  kommt,  es  müsse 
in  der  Person  eines  Staatspräsidenten  ein  Gegengewicht  zum  Land- 
tag geschaffen  werden,  der  unmittelbar  vom  Volk  gewählt  wird 
und  dem  unter  eitler  Reihe  wichtiger  Rechte  auch  die  Befugnis 
zur  Auflösung  des  Landtags  zustehen  müßte.  Die  parlamenta- 
rische Macht  kommt  auch  darin  zum  Ausdruck,  daß  den  Mini- 
stern Staatssekretäre  als  ständige  politische  Stellvertreter  beige- 
geben werden  können  (§  58  Abs.  2).  Der  Landtag  hat  Selbst- 
versammlungsrecht, auch  zu  einer  außerordentlichen  Tagung,  wenn 
seine  Einberufung  vom  Vorstand  oder  Gesamtministerium  be- 
schlossen oder  von  50  Mitgliedern  oder  einem  Fünftel  der  stimm- 
berechtigten Staatsbürger  beantragt  wird.  Der  Landtag  kann 
jederzeit  seine  Selbstauflösung  beschließen!  Ein  Recht  des 
Gesamtministeriums  zur  Anrufung  der  Volksentscheidung  über 
die  Auflösung  des  Landtags  wurde  abgelehnt;  eine  Auflösung 
durch  Volksentscheid  auf  Volksantrag,  der  aber  kaum  praktischen 
Wert  hat,  ist  möglich  (§§  30  Abs.  4,  §  31).  Der  Landtag  hat 
das  Recht  der  Gesetzgebung;  die  an  sich  schon  selten  durchführ- 
baren Einrichtungen  des  Volksbegehrens  und  Volksentscheids  (§10) 
werden  noch  dadurch  beengt,  daß  der  Landtag  über  die  Zulässig- 
keit  und  Rechtsgültigkeit  der  ersteren  entscheidet  und  daß  von 
der  Volksentscheidung  eine  beträchtliche  Gruppe  von  Angelegen- 
heiten ausgenommen  ist;  darunter  befinden  sich  »die  vom  Land- 
tag als  dringend  bezeichneten  Gesetze«  (§§  y6,  yy).  Gegenüber 
diesem  Uebergewicht  des  Landtags  hat  allerdings  das  Gesamt- 
ministerium einen  rechtlich  umhegten  weiten  Zuständigkeitsbe- 
reich: Leitung  der  gesamten  Staatsverwaltung,  Vollzug  alier  Ge- 
setze, Reichsverordnungen  und  Beschlüsse  des  Landtags ;  Vertre- 
tung Bayerns  gegenüber  dem  Reiche,  den  Ländern  und  den  aus- 
wärtigen Mächten  im  Rahmen  der  Reichsverfassung.  Alle  Ge- 
schäfte der  Staatsverwaltung  sind  nach  Maßgabe  der  Gesetze  vom 
Gesamtministerium  unter  die  Ministerien  zu  verteilen  (§§  57  Abs.  i, 
§  58  Abs.  3  Satz  2,  §  61).  Es  ist  nur  eben  die  Frage,  wieweit 
die  Exekutive  durch  die  überragende  und  fast  schrankenlose  Land- 
tagsherrschaft auch  in  ihren  Einzelakten  bestimmt,  ja  bedingt  ist. 
Die  Legislative  wird  durch  die  Exekutive  in  Bayern  weder 
durch    das  Recht    des  Ministeriums,   Vorlagen  auszuarbeiten    und 
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an  den  Landtag  zu  bringen,  auch  nicht  durch  den  Erlaß  von 
Rechts-  und  Notverordnungen  im  Rahmen  der  Gesetze,  wohl  aber 
durch  das  Recht,  die  Volksentscheidung  über  die  vom  Landtag 
beschlossenen  Gesetze  anzurufen,  berührt.  Eigenartig  ist  die 
Regelung  bei  Abschluß  von  Staatsverträgen,  die  grundsätzlich 
der  ausführenden  Gewalt  zustehen.  Es  wird  in  Bayern  auch  der 
Abschluß  dem  Gesamtministerium  zugewiesen,  aber  der  Landtag 
genehmigt  sie  und  sie  sind,  wenn  sie  Rechtsätze  enthalten,  hin- 
sichtlich ihres  Rechtsinhalts  als  Gesetze  zu  beschließen,  so  daß 
hier  wieder  der  Landtag  entscheidet  (§§  6i  Ziff.  3,  50,  74  Abs.  i, 
44).  Selbst  die  Ausfertigung  und  Verkündigung  bleiben  nicht  allein 
Sache  der  Exekutive,  sondern  sie  erfolgen  durch  den  Landtags- 
präsidenten zusammen  mit  dem  Gesamtministerium  (§  62  Abs.  i). 
Auch  im  Verordnungsrecht  ist  letzteres  beschränkt,  soweit  es  sich 
um  Einrichtung  oder  Veränderung  von  Behörden  und  Stellen  han- 
delt; es  bedarf  der  Genehmigung  des  Landtags.  Nur  in  dringen- 
den Fällen  kann  das  Gesamtministerium  solche  Verordnungen 
unter  Vorbehalt  der  nachträglichen  Bestätigung  des  Landtags 
erlassen  {§  46).  Die  Kontrolle  der  Exekutive  ist  verschärft :  durch 
beauftragte  Mitglieder  kann  der  Landtag  nach  vorausgegangener 
Verständigung  des  Ministeriums  von  den  Einrichtungen  und  Unter- 
nehmungen der  Staatsverwaltung,  insbesondere  der  Staatsschulden- 
verwaltung Einsicht  nehmen  (§  52).  Von  den  jetzt  normalen 
Abhängigkeitsverhältnissen  durch  Geltendmachung  der  Minister- 
verantwortlichkeit einschließlich  der  Ministeranklage  und  von  den 
aus  dem  Etatrecht  fließenden  Rechts-  und  Machtbefugnissen  des 
Landtags  soll  weder  hier  noch  bei  den  übrigen  Ländern  beson- 
ders die  Rede  sein.  Sie  ergeben  sich,  unbeschadet  mancher 
interessanter  Spezialregelungen,  aus  der  konstitutionellen  Entwick- 
lung überhaupt  und  aus  den  zwingenden  Bestimmungen  der  Reichs- 
verfassung. 

Nach  der  württembergischen  Verfassung  v.  20.  Mai 
1919  liegt  die  Gesetzgebung  beim  Landtage  (§§  24,  64,  65). 
Das  Volk  ist  an  ihr  nur  in  zwei  Fällen  beteiligt.  Einmal  sind, 
wenn  der  Landtag  die  Dringlichkeit  eines  Gesetzes  nicht  be- 
schlossen hat,  und  das  wird  die  Regel  sein,  von  ihm  angenommene 
Gesetze  oder  Teile  von  solchen  binnen  zwei  Monaten  zur  Volks- 
abstimmung zu  bringen,  wenn  das  Staatsministerium  es  beschließt 
oder  Yio  der  bei  der  letzten  Landtagswahl  Stimmberechtigten  es 
begehrt.     Sodann  hat  eine  Volksabstimmung  stattzufinden,   wenn 
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i/io  der  Stimmberechtigten  das  Begehren  beim  Staatsministerium 
einbringt,  einen  Gesetzesvorschlag  dem  Volke  zur  Abstimmung 
vorzulegen.  Der  Landtag  hat  das  Recht,  solche  Gesetzesvor- 
schläge dem  Volke  zur  Annahme  oder  Ablehnung  zu  empfehlen 
Jedenfalls  bleibt  die  gesetzgebende  Gewalt  beim  Volke.  Die 
formelle  Mitwirkung  der  Exekutivgewalt  ist  äußerst  gering.  Sie 
beschränkt  sich  auf  ein  Vorschlagsrecht  (§§  25,  51),  auf  die  Aus- 
fertigung und  Verkündung  (§  63),  auf  Erlaß  von  Notverordnungen 
(§  61)  und  auf  das  Verlangen,  Beschlüsse  des  Landtages,  Aus- 
gaben des  Voranschlags  zu  erhöhen  oder  neu  einzustellen,  einer 
wiederholten  Beratung  zu  unterziehen  ;  dies  darf  ohne  Zustimmung 
des  Staatsministeriums  nicht  vor  Ablauf  von  14  Tagen  stattfinden 
(§  70).  Dagegen  ist  umgekehrt  die  Exekutivgewalt  auf 
das  äußerste  durch  die  gesetzgebende  Gewalt 
beschränkt.  Der  Landtag  ist  souverän.  Er  hat  das  Selbst- 
versammlungsrecht (§  33),  das  durch  ein  Einberufungsrecht  des 
Staatsministeriums  nicht  abgeschwächt  wird;  er  bestimmt  selbst 
den  Schluß  der  Sitzungsperiode  und  den  Tag  des  Wiederzu- 
sammentritts. Aufgelöst  kann  der  Landtag  nicht  vom  Staats- 
ministerium werden,  dies  kann  nur  geschehen  durch  Volksab- 
stimmung, wenn  die  Regierung  es  beschließt  oder  wenn  Vs  der 
Stimmberechtigten  das  Volksbegehren  stellt. 

Der  Landtag  ist  berufen,  die  »Staatsleitung«  zu  bestellen 
und  diese  dem  Staatsministerium  zu  übertragen  (§§  24,  47  Abs.  i). 
An  seiner  Spitze  steht  ein  Ministerpräsident,  der  die  Amtsbe- 
zeichnung »Staatspräsident«  führt.  Dieser  wird  durch  den  Land- 
tag gewählt,  beruft  die  übrigen  Minister  und  bestellt  unter  ihnen 
seinen  Vertreter.  Nach  jeder  Neuwahl  des  Landtages  findet 
auch  eine  Neuwahl  des  Staatspräsidenten  und  eine  Neubildung 
des  Staatsministeriums  statt  (§  48).  Der  Landtag  ist  berechtigt, 
das  Staatsministerium  abzuberufen  oder  die  Entlassung  einzelner 
Minister  zu  verlangen  (§  49).  Der  Landtag  hat  ferner  die  Aus- 
führung der  Gesetze  zu  überwachen  (§  24),  die  Beseitigung  von 
Mißbräuchen  in  der  Verwaltung  vom  Staatsministerium  zu  fordern; 
dieses  liat  ihm  auf  Verlangen  über  seine  Geschäftsführung  Aus- 
kunft zu  erteilen  und  die  Akten  vorzulegen  (§  26  Abs.  i).  Durch 
alle  diese  Bestimmungen  ist  die  Exekutivgewalt  vollständig  ab- 
hängig von  der  Legislative.  Abgesehen  von  den  geringen  soeben 
bereits  festgestellten  Befugnissen  der  Regierung  steht  dem  Staats- 
präsidenten nur  noch   das  Recht  der  Einzelbegnadigung  und  der 
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Beamtenernennung  zu.  Allmacht  des  Landtages,  Ohnmacht  der 
aus  verschiedenen  Parteien  hervorgehenden  »Staatsleitung«,  rück- 
sichtslose Mehrheitsherrschaft !  Der  Staatspräsident  ist  nichts 
weniger  als  ein  Organ,  das  das  Gleichgewicht  der  Kräfte  her- 
stellen und  als  vermittelnder  Faktor  zwischen  Volk,  Volksver- 
tretung und  Regierung  dienen  könnte.  Wahrlich:  »Streitigkeiten 
zwischen  Regierung  und  Landtag  darüber,  ob  zu  einer  Anordnung 
ein  Gesetz  notwendig  ist,  sind  kaum  mehr  denkbar,  da  der  Land- 
tag eine  Regierung,  die  sich  seinem  Willen  nicht  fügt,  sofort 
abberufen  kann«  [Bazille,  Verfassungsurkunde  des  freien  Volks- 
staates Württemberg,   1919  S.  20). 

Das  Ergebnis  ist  auch  bei  der  Verfassung  des  Freistaates 
Sachsen  v.  i.  November  1920  nicht  anders.  Einzelheiten  sind 
natürlich  etwas  verschieden.  Das  Selbstversammlungsrecht  des 
Landtags  ist  umständlich  geregelt.  Zunächst  hat  ihn  der  Land- 
tagspräsident zu  berufen,  er  muß  es  tun,  wenn  mindestens  1/3 
der  gesetzlichen  Zahl  der  Abgeordneten  es  bei  ihm  bean- 
tragt. Auch  das  Gesamtministerium  kann  einberufen;  ist  das 
nach  einer  Neuwahl  nicht  bis  zum  30.  Tage  nach  dem  Wahl- 
tage geschehen,  so  tritt  der  Landtag  von  selbst  zusammen.  Im 
Laufe  der  Wahlperiode  hat  der  Landtag  sich  alljährlich  selbst 
zu  versammeln.  Er  kann  sich  auch  selbst  auflösen,  wenn 
auch  grundsätzlich  nur  bei  Anwesenheit  von  ^/s  der  gesetzlichen 
Zahl  der  Abgeordneten.  Wenig  praktische  Bedeutung  wird  auch 
hier  die  Vorschrift  haben,  daß  der  Landtag  auf  Volksbegehren 
oder  auf  Antrag  des  Gesamtministeriums  durch  Volksentscheid 
aufgelöst  werden  kann  (§§  8,  9,  36),  Auch  hier  überragt  die 
Stellung  des  Landtages  weitaus  die  des  Gesamtministeriums,  das 
er  in  Abhängigkeit  hält.  Der  Ministerpräsident  wird  vom  Land- 
tag gewählt  und  wenn  jener  auch  die  übrigen  Minister  ernennt 
und  entläßt,  so  geschieht  es  nur  in  Uebereinstimmung  mit  der 
Landtagsmehrheit.  Bei  der  Gesetzgebung,  die  dem  Land- 
tage und  dem  Volke  zusteht  (§§  34,  36  Abs.  2  und  3)  hat  das 
Gesamtministerium  keine  entscheidende  Mitwirkung,  aber  einige 
kennzeichnende  Mitberatungs-  und  Hemmungsfunktionen.  Nicht 
nur  kann  das  Gesamtministerium  beim  Landtage  einen  Gesetz- 
entwurf einbringen,  ein  solcher  kann  ihm  auch  vom  Landtage 
überwiesen  werden ,  daß  er  ihn  prüfe  und  unverändert  oder 
abgeändert  dem  Landtage  zur  endgültigen  Beschlußfassung  wie- 
der vorlege  (§  34).     Es  kann  das  Gesamtministerium  auch  gegen- 
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Über  einem  vom  Landtag  beschlossenen  Gesetze  Redenken  haben 
und  es  unter  Angabe  der  Gründe  dem  Landtage  binnen  14  Tagen 
vor  der  Ausfertigung  und  Verkündung  zurückgeben,  damit  er 
noch  einmal  beschließe.  Beharrt  der  Landtag  bei  dem  Gesetz, 
so  kann  das  Gesamtministerium  innerhalb  Monatsfrist  den  Volks- 
entscheid über  das  Gesetz  herbeiführen  (§§  35,  39  Abs.  2).  Es 
muß  dies  tun,  wenn  7io  der  Stimmberechtigten  ein  Gesetz  oder 
die  Auflösung  des  Landtags  begehrt.  Auf  dem  Gebiete  des 
Finanzwesens  hat  das  Ministerium  sogar  gegenüber  dem  Etat- 
recht des  Landtags  gewisse  Hemmungsmöglichkeiten.  Beschlüsse 
des  Landtages,  durch  die  die  Ausgaben  des  Haushaltsplanes  er- 
höht oder  Neuausgaben  eingestellt  werden,  sind  auf  Antrag  des 
Gesamtministeriums  zu  wiederholen.  Der  erneute  Beschluß  darf 
ohne  Zustimmung  des  Gesamtministeriums  nicht  vor  Ablauf  von 
14  Tagen  gefaßt  werden.  Auch  sonst  ist  eine  gewisse,  an  die 
preußische  Verfassung  erinnernde  Freiheit  der  Regierung  gegeben  : 
Erfordern  unvorhergesehene  dringende  Umstände  schleunige 
finanzielle  Maßnahmen,  zu  denen  die  Zustimmung  des  Landtages 
nicht  rechtzeitig  eingeholt  werden  kann,  so  kann  das  Gesamt- 
ministerium die  zur  Deckung  des  Bedarfs  unumgänglichen  Maß- 
nahmen anordnen  und  nötigenfalls  auch  ein  kurzfristiges  Dar- 
lehen aufnehmen  (§§  43,  46),  aber  auch  hier  ist  natürlich  die 
Abhängigkeit  vom  Landtag  gegeben;  die  getroffenen  Maßnahmen 
sind  dem  Landtage  sobald  als  möglich,  spätestens  beim  nächsten 
Zusammentreten  zur  verfassungsmäßigen  Genehmigung  vorzulegen  ; 
auch  ist  ihm  die  Verwendung  der  aufgenommenen  Summen  nach- 
zuweisen. Eine  allgemeine,  die  Stellung  des  Staatsministeriums 
festlegende  Grundformel  ergibt  keine  materiellen  Rechte:  »Die 
Regierung  wird  vom  Gesamtministerium,  der  obersten  Staats- 
behörde, geführt«  (Art.  25  Abs.  i  Satz  i);  nur  einzeln  aufge- 
zählte Befugnisse  werden  zugewiesen.  Die  Exekutive  ist  auch 
hier  zum  bloß  ausführenden  Organ  der  Legislative  geworden. 
Auch  in  diesem  Lande  fehlt  es  tatsächlich  vollkommen  an  dem 
Gegengewicht  zum  Parlamentsabsolutismus  und  zur  Parteiherrschaft. 
Wenn  IVoe/ker,  selbst  als  Ministerialrat  in  der  Staatskanzlei  den 
Dingen  nahestehend,  in  seinem  guten  Erläuterungswerke :  Ver- 
fassung des  P'reistaats  Sachsen  192 1,  S.  7  f.  behutsam  sein  Urteil 
fällt,  so  wissen  die  Auguren,  was  das  bedeutet:  »Das  Werk,  das 
entstanden  ist,  ist  ein  Gesetz  hoher  Verantwortlichkeiten.  Es 
ist  aufgebaut  auf  Vertrauen.  Es  vertraut  darauf,  daß  das  sächsische 
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Volk  die  politische  Reife  und  das  Staatsbewußtsein  zeigen  wird, 
die  die  von  ihm  zur  unmittelbaren  Ausübung  übertragenen  Rechte 
erfordern.  Es  gibt  dem  Landtage  ein  außerordentliches  Maß  von 
Verantwortung  für  die  Geschicke  des  Landes  .  .  .  Bei  dem  Ueber- 
gewicht,  das  die  Verfassung  dem  Landtag  über  die  Regierung 
gibt,  erwartet  sie  von  ihm  eine  freie  und  große  Auffassung  von 
den  Aufgaben  der  Regierung,  die  sich  fernhält  von  kleinlicher, 
engherziger  Bevormundung,  die  die  Minister  nicht,  wie  man  in 
Frankreich  sagt,  zum  commis  du  parlament  stempelt,  sondern 
ihnen  Raum  läßt,  sich  als  frei  und  freudig  schaffende  Persön- 
lichkeiten auszuwirken.  Die  Verfassung  stellt  aber  auch 
höchste  Anforderungen  an  die  Mitglieder  der  Regierung  selbst, 
nämlich  in  der  Richtung,  daß  sie  ihre  eigene  Verantwortung  nicht 
leichthin  durch  die  des  Parlaments  gedeckt  sehen,  sondern  sich 
bewußt  sind,  daß  auch  die'  Regierung  ihre  Rechte  und  Aufgaben 
unmittelbar  durch  die  Verfassung  erhalten  und  daher  die  ver- 
fassungsmäßige Pflicht  hat,  ihre  ungeschmälerte  Erfüllung  unter 
eigener  Verantwortung  zu  wahren.«  Mir  will  scheinen,  als  ob 
hier  mehr  ein,  freilich  durchaus  zu  billigendes  Ideal,  als  die 
Kennzeichnung  der  wirklich  vorhandenen  verfassungsrechtlichen 
Mächteverteilung  gegeben  und  dabei  die  Geringfügigkeit  der 
ministeriellen  Befugnisse  gegenüber  der  überragenden  Zuständig- 
keit des  Landtages  etwas  zu  wenig  beachtet  wäre  und,  sicher  in 
bester  Absicht,  die  Schwierigkeiten  unterschätzt  worden  sind, 
die  selbst  bedeutenden  Persönlichkeiten  durch  die  verfassungs- 
rechtliche Struktur  der  Parlamentshegemonie  erwachsen  müssen. 
Auch  nach  der  badischen  Verfassung  v.  21.  März  1919 
hat  der  Landtag  das  Recht  zur  Selbstversammlung,  zur  Vertagung 
und  Bestimmung  des  Wiederzusammentritts,  wenn  auch  mit  aller- 
hand Besonderheiten  (§§  39,  45),  wogegen  das  Auflösungsrecht 
formell  zwar  beim  Staatsministerium  steht,  aber  praktisch  keine 
Bedeutung  hat,  weil  vorausgesetzt  wird  das  Verlangen  von 
80000  stimmberechtigten  Staatsbürgern,  dem  bei  der  binnen 
einem  Monat  vorzunehmenden  Volksabstimmung  die  Mehrheit 
der  stimmberechtigten  Staatsbürger  beizutreten  hat  (§  46).  Die 
Minister  werden  aus  den  zum  Landtag  wählbaren  Staatsbürgern 
unter  Bezeichnung  der  von  ihnen  zu  verwaltenden  Ministerien 
vom  Landtage  in  öffentlicher  Sitzung  gewählt.  Tatsächlich  kommen 
andere  als  Parlamentsmitglieder  kaum  in  Betracht.  Aus  den 
Ministerien  ernennt  der  Landtag  alljährlich  den  Präsidenten,    der 


Die  Lehre  von  d.  Gewallenteilung  u.  d.  neuen  deutschen  Verfassungen.        41 

die  Amtsbezeichnung  »Staatspräsident«  führt  und  seinen  Stell- 
vertreter. Jederzeit  kann  der  Landtag  durch  Beschluß  der  Ab- 
geordnetenmehrheit die  Mitglieder  des  Staatsministeriums  oder 
einzelne  von  ihnen  abberufen  (§§  52,  53).  Die  Gesetzgebung 
wird  ausgeübt  teils  durch  das  Volk  unmittelbar  im  Wege  des 
Volksvorschlagrechtes  und  der  Volksabstimmung,  teils  durch  die 
vom  Volk  gewählte  Vertretung  (§  6).  Das  Staatsministerium 
spielt  dabei  außer  dem  Vorschlagrecht  und  der  Ausfertigung  und 
Verkündung  der  Gesetze  sowie  der  Ueberwachung  ihrer  Aus- 
führung keine  Rolle.  Immerhin  ist  bemerkenswert,  daß  keine 
wesentliche  Aenderung  einer  Regierungsvorlage  beschlossen  wer- 
den soll,  ohne  daß  sie  mit  den  Vertretern  der  Regierung  und 
einem  Ausschuß  erörtert  worden  ist  (§  50  Abs.  2).  Dagegen 
ist  der  Landtag  souverän  in  besonders  ausgeprägter  Art:  er  kann 
sich  mit  allen  zu  einer  Beratung  für  geeignet  erachteten  Gegen- 
ständen beschäftigen.  Es  übt  Gesetzgebung  und  Vollziehung 
nach  Maßgabe  der  Verfassung  aus  (§  29  Abs.  1).  Indem  alle 
Staatsverträge  zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gesetzesform  bedürfen 
(§  29  Abs.  3),  ist  die  freie  Tätigkeit  der  Regierung  hier  ganz 
ausgeschlossen.  Sie  hat  außer  den  schon  bezeichneten  formellen 
Befugnissen  im  Grunde  genommen  nur  die  Vertretung  des  Staates 
nach  außen  hin,  das  Beamtenernennungsrecht  (in  das  natürlich 
die  Parteien  entscheidend  hineinreden)  und  die  Befugnis  zu  Not- 
verordnungen. Deutlicher  als  hier  ist  die  Ueberflutung  der  Exe- 
kutivgewalt durch  die  Gesetzgebung  und  die  Verletzung  der 
Gewaltenteilungslehre  in  keiner  Verfassung  zum  Ausdruck  ge- 
kommen. 

Die  übrigen  Staaten  werden  hier  meist  in  der  Reihenfolge 
der  Einwohnerzahl  aufgeführt,  wie  dies  auch  in  §  10  der  Ge- 
schäftsordnung des  Reichsrats  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung 
V.  14.  Dezember  192 1  geschehen  ist  (Zentralblatt  für  das  Deutsche 
Reich  192 1  S.  975  ff.).  Ueberall  das  wesentlich  gleiche  Bild! 
Nach  der  Verfassung  des  Landes  Thüringen  v.  ii.März  1921 
übt  der  Landtag  (neben  dem  Volksentscheid)  die  gesetzgebende 
Gewalt  aus,  überv^/acht  die  Verwaltung  und  bestellt  die  Landes- 
regierung, versammelt  sich  selbst,  löst  sich  selbst  auf,  indes  die 
Auflösungsbefugnis  der  Landesregierung  von  einem  Volksent- 
scheid abhängig  ist  (§§  5,  13,  16,  28).  Die  Verkündung  eines 
Gesetzes  wird  ausgesetzt,  wenn  die  Landesregierung  innerhalb 
14    Tagen     nach     der     Schlußabstimmung     des     Landtags     eine 
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schriftlich  begründete  Vorstellung  dagegen  beim  Landtag  er- 
hebt. ]?eharrt  dieser  nach  erneuter  Beratung  bei  seinem  ur- 
sprünglichen Beschlüsse,  so  muß  die  Landesregierung  das  Gesetz 
innerhalb  eines  Monats  verkünden  oder  es  dem  Volksentscheid 
unterbreiten  (§  31).  Ueberall  nur  leicht  hemmende  Möglichkeiten 
der  Exekutive  bei  der  Gesetzgebung,  die  natürlich  noch  durch 
die  politische  Abhängigkeit  vom  Landtag  abgeschwächt  werden; 
nirgends  eine  Mitentscheidung.  Dagegen  liegt  für  die  Landes- 
regierung, der  die  »Staatsleitung«  anvertraut  sein  sollte,  schon 
in  ihrer  Wahl  durch  den  Landtag  die  Schwäche  ihrer  Position. 
Sogar  die  Urkunden  über  die  Anstellung  eines  Mitgliedes  der 
Landesregierung  und  über  eine  Versetzung  in  den  Wartestand 
oder  Ruhestand  unterzeichnet  der  Landtagspräsident  (§§  34—36). 
Formell  bleibt  der  Landesregierung  die  Beschlußfassung  über 
Staatsverträge  —  jedoch  bedürfen  solche,  die  sich  auf  Gegen- 
stände der  Gesetzgebung  beziehen,  der  Zustimmung  des  Land- 
tages — ,  über  Berufung  des  Landtages  in  gewissen  Fällen,  Vor- 
lagen an  ihn  und  Stellungnahme  zu  seinen  Beschlüssen,  über 
Ausführungsverordnungen  und  Notgesetze,  Begnadigungs-  und 
Beamtenernennungsrecht. 

Die  Rechtslage  ist  dieselbe  nach  der  Hessischen  Ver- 
fassung V.  12.  November  1919^)  und  der  Verfassung  der  freien 
und  Hansastadt  Hamburg  v.  7.  Januar  1921.  »Senat  und 
Bürgerschaft«  sind  zwar  geblieben,  aber  es  heißt  nicht  mehr 
Senat  und  Bürgerschaft,  sondern  nur  noch  die  Bürgerschaft  ist 
der  Vertreter  des  hamburgischen  Volkes  und  von  ihr  allein  wer- 
den die  Gesetze  beschlossen.  Der  Senat  ist  nur  die  Landes- 
regierung. Die  Mitglieder  des  Senats  werden  jetzt  ohne  seine 
Mitwirkung  lediglich  von  der  Bürgerschaft  gewählt  und  nicht 
mehr  auf  Lebenszeit;  sie  sind  von  dem  Vertrauen  der  Bürger- 
schaft abhängig  und  haben  von  ihrem  Amte  zurückzutreten,  wenn 
die  Bürgerschaft  ihnen  ihr  Vertrauen  durch  ausdrücklichen  Be- 
schluß entzieht.  Das  Senatsmitglied  ist  jetzt  ein  Mittelding 
zwischen  Minister  und  Magistratsmitglied.  Die  Staatsgewalt  geht 
vom  Volk  aus,  dessen  Vertreter  die  Bürgerschaft  ist.  Diese  kann 
ihre  Auflösung  selbst  beschließen.  Im  Kampfe  mit  dem  Senat 
kann  dieser  einen  Volksentscheid  herbeiführen,  ob  er  selbst 
zurückzutreten  hat  oder  die  Bürgerschaft  neu  zu  wählen  ist.     »Des- 


i)  Gesetzgebungsgewalt  Art.  4,  7 — 9,  Vollziehungsgewalt  Art.   5,  37  ff. 
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halb  ist  die  Republik  Hamburg  jetzt  ein  absolut  demokfatisches 
und  parlamentarisch  regiertes  Staatswesen,  während  es  früher  eine 
oligarchische  Republik  mit  aristokratischer  Spitze  war*  i).  Selbst 
die  bisherigen  Republiken  sind  daher  radikalisiert  worden.  Auch 
in  B  r  e  m  e  n  ist  nach  der  Verfassung  vom  i8.  Mai  1920  der 
Landtag  (Bürgerschaft)  der  Landesregierung  (Senat)  übergeordnet; 
jene  wirkt  bei  der  Verwaltung  wesentlich  mit.  In  Lübeck 
steht  es  nach  der  Verfassung  v.  23.  Mai  1920  nicht  anders. 

Von  einem  näheren  Eingehen  auf  diese  wie  die  übrigen 
Staaten  ^)  kann  hier  um  so  mehr  abgesehen  werden  als,  natürlich 
unbeschadet  gewisser  Abweichungen  im  einzelnen,  überall  dasselbe 
Ergebnis  zutage  tritt :  Machtlosigkeit  der  Exekutivgewalt  gegen- 
über dem  Landtag;  entweder  Beschränkung  auf  formell  her- 
gebrachte Verwaltungsgeschäfte  ohne  wesentlich  staatspolitische 
Bedeutung,  oder  Abhängigkeit  von  der  gesetzgebenden  Gewalt  in 
der  Durchführung  wichtiger  Maßnahmen  —  oder  beides.  Es  fehlt 
jeder  ernsthafte  Stützpunkt  gegenüber  dem  parlamentarischen 
Uebergewichte,  es  mangelt  an  jedem  Organ,  das  im  Streitfalle 
Schiedsrichter  zwischen  Volk,  Volksvertretung  und  Regierung 
sein  könnte  ^).  Man  mag  diese  Zusammenfassungen  je  nach  der 
individuellen  Beurteilung  der  Einzelvorschriften  im  Zusammenhang 
mit  politischen  Ereignissen  etwas  zu  verschärfen  oder  abzu- 
schwächen in  der  Lage  sein:  immer  bleibt  eine  geradezu  unheil- 
volle und  für  das  Deutsche  Reich  wie  seine  Länder  ganz  unhalt- 
bare verfassungsrechtliche  und  politische  Lage  infolge  der  Unter- 
drückung der  Exekutivgewalt  durch  die  Legislative  und  der  Ver- 
letzung der  Lehre  von  der  Gewaltenteilung. 

VIII. 
Mit  Vorbedacht  ist  bisher  die  dritte  Staatsgewalt,  die  richter- 
liche, nicht  zum  Gegenstande  näherer  Betrachtung  gemacht  worden. 

1)  Mittelsiein,  Die  Verfassung  der  freien  Stadt  Hamburg   192 1,  S.   iS  — 20. 

2)  Mecklenburg-Schwerin  V.  17.  Mai  1920  §§  26,  50  ff. ;  M  ecklen- 
b  u  r  g  -  S  t  r  e  1  i  t  z  V.  29.  Januar  1919  §§  14,  16 — 20;  Oldenburg  v.  17.  Juni 
1919  §§  34  ff-.  38  ff.,  46,  47,  65ff. ;  Braun  schweig  v.  6.  Januar  1922  Art.  2, 
14,  23,  32  fr.,  41  ff.;  Anhalt  v,  18.  Juli  1919  §§  2  ff.,  7  ff.,  11,  27  ff.  (»Staats- 
rat« =  Regierung) ;  Lippe  V.  21.  Dezember  1920  Art.  2  ff.,  7  ff.,  25  ff.  (»Landes- 
präsidium« =  Landesregierung) ;  S  c  h  a  um  b  u  r  g-L  i  pp  e  v.  14.  März/22.  Dezem- 
ber  1919  §§  2,  4—12. 

3)  Gemeint  sind  natürlich  hier  politische  Differenzen ,  nicht  Verfassungs- 
streitigkeiten. Letztere  gehören  gemäß  §  19  Reichsverfassung  vor  den  Staats- 
gerichtshof. 


44 


Dr.  jur.  Fritz  Stier-Somlo: 


Zwar  fehlen  hier  nicht  juristische  Probleme  von  seltener  Schwie- 
rigkeit und  Tragweite  und  auch  keineswegs,  wie  sogleich  zu  zeigen 
sein  wird,  einzelne  wichtige  verfassungspolitische  Fragen.  Aber 
die  Durchsetzung  des  Satzes,  daß  die  richterliche  Gewalt  unab- 
hängigen Richtern  übertragen  wird ,  damit  die  Erfüllung  der 
Forderung  Montesquieu^,  ist  eine  geschichtlich  unanfechtbare  und 
unangefochtene  Tatsache,  die  sich  bekanntlich  in  Deutschland, 
mindestens  dem  Grundsatze  nach,  schon  1749  in  Preußen  findet, 
ein  Jahr  nach  dem  Erscheinen  der  Esprit  des  Lois.  Was  hier 
von  staatswissenschaftlich-politischem  Interesse  ist,  läßt  sich  leicht 
überblicken. 

Immerhin  wird  darüber  gestritten,  ob  die  richterliche  Gewalt, 
die  Montesquieu  als  diejenige  bezeichnet,  kraft  deren  der  Fürst 
oder  die  Obrigkeit  Verbrechen  straft  oder  über  die  Streitigkeiten 
der  einzelnen  richtet  (XI,  6),  sich  mit  Rechtsprechung  in  unserem 
heutigen  Sinne  deckt.  Man  greift  hier  am  besten  zu  dem  Begriff 
der  Justiz,  der  sich  wieder  in  den  materiellen  und  formellen  spaltet. 
Justiz  im  materiellen  Sinne  ist,  mittels  des  Rechtsspruchs  die 
Rechtsordnung  aufrecht  zu  erhalten,  Recht  und  Gerechtigkeit 
durch  strenge  Bindung  an  die  Rechtssätze  zu  verwirklichen.  Ich 
sage,  mittels  des  Rechtsspruches  und  nicht  durch  jeden  Justizakt; 
dieser  kann  auch  erlassen  werden  auf  dem  Gebiete  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit,  des  Vormunds-,  Pflegschafts-,  Grundbuch-, 
Handels-,  Vereins-,  Genossenschaftsregisterwesens.  Die  Justiz  im 
formellen  Sinne  bedeutet  die  Tätigkeit  der  ordentlichen  Gerichte 
schlechthin.  Es  ist  keinerlei  Bedenken  vorhanden,  im  Sinne  der 
klassischen  Gewaltenteilungslehre  richterliche  Gewalt  zunächst  nur 
im  Sinne  der  Justiz  in  formellem  Sinne  zu  nehmen.  Aber  hier 
taucht  sofort  die  Frage  auf,  ob  die  Forderung  der  Unabhängigkeit, 
der  Gerichte  nur  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  oder  auch  die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit  trifft.  Sicher  ist,  daß  §  i  des  Gerichts- 
verfassuugsgesetzes  sich  nur  auf  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit 
also  auf  bürgerliches  und  Strafrecht,  bezog  und  in  Uebereinstimmung 
hiermit  auch  der  entsprechende  verfassungsrechtliche  Grundsatz 
für  alle  deutschen  Einzelstaaten  und  das  Reich  bis  zur  Staats- 
umwälzung von  19 18  in  diesem  Sinne  zu  verstehen  war.  Das  war 
von  größter  Bedeutung,  wenn  man  sich  vergegenwärtigt,  daß  der 
Angelpunkt  der  ganzen  Lehre  vom  freien  Ermessen  in  der  Er- 
kenntnis liegt  von  der  Verschiedenheit  der  Arten  sowie  der 
letzten  Funktionen    und    der  Aufgaben    des  freien  Ermessens  bei 


Die  Lehre  von  d.  Gewaltenteilung  u.  d.  neuen  deutschen  Verfassungen. 


45 


der  rechtsprechenden  und  bei  der  verwaltenden  Tätigkeit  ^).  Zu 
dieser  verwaltenden  Tätigkeit  gehört  aber  auch  die  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit. Sie  ist  —  wie  geschichtliche  und  dogmatische, 
hier  nicht  auszubreitende  Forschungen  erwiesen  haben  —  die  in 
den  Formen  eines  Prozeßverfahrens  vor  sich  gehende  Tätigkeit 
von  Verwaltungsbehörden  auf  Grund  des  objektiven  Verwaltungs- 
rechts mit  starker  Anlehnung  an  den  Zivilprozeß,  wenn  auch  mit 
erheblichen  Unterschieden  in  bezug  auf  Verhandlungsmaxime, 
privaten  Prozeßbetrieb,  Rechtskraftfähigkeit  der  Entscheidungen. 
Die  Verwaltungsgerichtsbarkeit  hat  zu  ihrer  Aufgabe  sowohl  die 
Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Rechtsordnung  als  auch  den 
Schutz  der  subjektiven  öffentlichen  Rechte.  Sie  bedeutet  gegen- 
über den  liberalen  im  19.  Jahrhundert  vielfach  auch  gesetzgeberisch 
hervorgetretenen  Versuchen,  lediglich  in  der  Kontrolle  durch  die 
Gerichte  den  wahren  Schutz  vor  Uebergriffen  der  Verwaltung  zu 
sehen  und  damit  übrigens  die  Gewaltenteilungslehre  zu  verletzen, 
den  Sieg  des  Gedankens,  daß  die  Verwaltung  aus  sich  heraus 
befähigt  sein  soll,  auf  ihrem  Gebiete  Recht  und  Justiz  zu  verwirk- 
lichen. Meine  Auffassung  von  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit 
bringt  es  zwangsläufig  mit  sich,  daß  ein  Widerspruch  zur  Ge- 
waltenteilungslehre nicht  vorhanden  ist ,  während  die  Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit,  als  ein  Gegenstück  oder  gar  ein  Bestand- 
teil der  herkömmlichen  »Rechtsprechung«  gedacht,  den  Gegen- 
satz erst  schafft.  In  der  Verwaltungsgerichtsbarkeit  kontrolliert 
die  Exekutive  sich  selbst.  Indem  aber  §  l  des  Gerichtsver- 
fassungsgesetzes nur  dem  Richter  der  ordentlichen  Gerichts- 
barkeit, der  materiellen  Justiz,  die  Unabhängigkeit  sicherte,  war 
die  Frage  für  den  Verwaltungsrichter  zunächst  offen,  und  die 
Möglichkeit  seiner  Handhabung  des  freien  Ermessens  mehr  im 
Sinne  der  Verwaltung  als  der  Justiz  —  bei  der  es  nicht  ausge- 
schaltet, aber  nach  Art  und  Funktionen  anders  gestaltet  ist  — 
gegeben. 

Das  hat  sich  nun  alles,  wie  mir  scheinen  will,  durch  die  neue 
Reichsverfassung  und  teilweise  die  Landesverfassungen  geändert. 
Art.  102  der  Reichsverfassung  unterwirft  den  Richter  dem  Gesetz, 
d.h.  den  hieraufgerichteten  Beschlüssen  des  Reichstags,  stellt  ihn 
aber  frei  gegenüber  der  Exekutive,  soweit  es  sich  um  die  Rechts- 

i)  Ich  habe  dies  näher  dargelegt  in  meiner  Abhandlung :  Das  freie  Ermessen 
in  Rechtsprechung  und  Verwaltung,  Festgabe  von  Laband  (1908),  Band  2  S.  443 — 514 
und   darf  hierauf  verweisen. 
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pflegetätigkeit  als  solche  handelt.  Nur  die  Justizverwaltung  bleibt 
unberührt,  d.  h.  derjenige  Teil  der  Verwaltung,  der  die  Bestellung 
der  Richter,  Einrichtung  der  Gerichte,  Staatsanwaltschaften  usw., 
die  Fürsorge  für  die  sachlichen  Bedürfnisse  der  Justiz  betrifft. 
Aber  der  Grundsatz  der  richterlichen  Unabhängigkeit  ist  jetzt  nicht 
mehr  auf  die  ordentliche  Gerichtsbarkeit  beschränkt,  sondern  findet 
Anwendung  »auch  auf  die  Richter  der  außerordentlichen  Gerichts- 
barkeit, die  Verwaltungsgerichte  und  des  Staatsgerichtshofes,  auf 
Richter  jeder  Art«,  wie  dies  aus  den  Beratungen  in  der  verfassung- 
gebenden Nationalversammlung  und  auch  aus  der  allgemeinen 
Fassung  des  Art.  102  deutlich  hervorgeht,  in  der  Wissenschaft 
allgemein  anerkannt  ist.  Das  wird  auch  durch  Art.  107  der 
Reichsverfassung  bestätigt,  wonach  im  Reich  und  in  den  Ländern 
nach  Maßgabe  der  Gesetze  Verwaltungsgerichte  zum  Schutze  der 
einzelnen  gegen  Anordnungen  und  Verfügungen  der  Verwaltungs- 
behörden bestehen  müssen.  Auch  diese  sind  jetzt  der  allge- 
meinen Grundregel,  die  für  die  Rechtspflege  gilt,  der  Unabhängig- 
keit und  Gesetzesgebundenheit  der  Richter  unterworfen. 

Obvv/ohl  diese  Rechtslage  das  natürliche  Ergebnis  der  Ent- 
wicklung ist,  in  der,  infolge  der  hohen  Sachlichkeit  und  Unpartei- 
lichkeit der  deutschen  Verwaltungsgerichte,  ihre  Funktionen  sich 
weder  äußerlich  noch  innerlich  viel  von  denen  der  ordentlichen 
Gerichte  unterscheiden  und  deshalb  die  aus  dem  Ursprung  der 
Verwaltungsgerichte  hergeleitete  Eigentümlichkeit  allmählich  ver- 
blassen mußte,  ist  doch  auf  diese  Weise  ein  bisher  nicht  beachtetes 
Problem  entstanden.  Solange  die  Verwaltungsgerichte  nämlich 
als  Verwaltungsbehörden  galten,  die  Recht  und  Gesetz  innerhalb 
der  Verwaltung  selbst  verwirklichten  und  wahrten,  konnte  vom 
Einbruch  der  richterlichen  Gewalt  in  die  ausübende  nicht  die 
Rede  sein.  Nunmehr  aber  ist  das  anders.  Die  richterliche  Gewalt 
wird  über  die  verwaltende  gestellt.  Zweifellos  ist  das  mit  der 
klassischen  Gewaltenteilungslehre  im  ursprünglichen  Sinne  schwer 
zu  vereinbaren. 

Es  ist  jedoch  eine  Reihe  von  Momenten  zu  betrachten,  die 
diese  formelle  Verletzung  der  Lehre  als  eine  naheliegende  er- 
klären und  sogar  rechtfertigen  können.  Der  Grundgedanke  des 
Rechtsstaates,  der  zur  Kontrolle  von  Verwaltungsakten  nach  den 
Normen  des  Rechts  führt,  feiert  in  den  unabhängigen,  nur  dem 
Gesetz  unterworfenen  Verwaltungsgerichten  seinen  Triumph.  Will 
man  den  Rechtsstaat,   so    darf  man  natürlich  auch  seine  berech- 
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tigten  Forderungen  nicht  wegen  einer  mehr  äußerHchen  Erwä- 
gung ablehnen,  zumal  es  doch  mindestens  sehr  wahrscheinlich  ist, 
daß  der  Grundgedanke  der  Gewaltenteilungslehre  in  bezug  auf  die 
Exekutivgewalt  zwar  deren  Selbständigkeit,  aber  auch  deren  Be- 
grenzung im  Auge  gehabt  hat  und  eine  Entwicklung  nicht  als 
grundsatzfremde  betrachtet  haben  würde,  die  darauf  hinausläuft, 
die  Grenzen  dieser  Gewalt  für  den  Fall  der  Ueberschreitung  durch 
ihre  Organe  sorgsam  abzustecken.  Dazu  kommt  aber  noch,  daß 
die  Abscheidung  zwischen  den  Tätigkeitsgebieten  der  Justiz  und 
Verwaltung,  geschichtlich  gesehen,  überall  und  insbesondere  in 
Deutschland  große  und  bis  heute  nicht  überwundene  Schwierig- 
keiten verursacht.  Einerseits  hat  sie  die  Zuständigkeit  von  Ver- 
waltungsbehörden in  Strafsachen  und  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten, andererseits  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in 
Fragen  des  öffentlichen,  insbesondere  Verwaltungsrechts  ermög- 
licht. Daß  wir  auch  heute  noch  keineswegs  vollkommen  be- 
reinigte Verhältnisse  haben,  die  sich  nach  eindeutigen  Prinzipien 
feststellen  ließen,  ist  ebenfalls  nicht  zu  bezweifeln.  Diese  Fragen 
gehören  zu  den  schwierigsten  des  Gerichtsverfassungsrechtes, 
brauchen  aber  hier  nicht  weiter  verfolgt  zu  werden.  Denn  teils 
sind  sie  rein  juristischer  Natur,  teils  und  hauptsächlich  aber 
berühren  sie  unser  Problem  doch  nur  an  der  äußeren  Peripherie. 
Denn  mögen  im  einzelnen  noch  viele  Besonderheiten  und  Grenz- 
berichtigungen nötig  sein :  Grundsätzlich  ist  darüber,  daß  die 
Trennung  von  Justiz  und  Verwaltung  eine  der  elementarsten 
Grundlagen  unseres  ganzen  verfassungsrechtlichen  Daseins  ist,  ein 
Zweifel  unmöglich.  Es  genügt  hierbei  der  Hinweis  auf  die  sich 
aus  allem  obigen  ergebende  Tatsache,  daß  die  Verwaltungs- 
behörden nicht  der  richterlichen  Unabhängigkeit  teilhaftig  sind, 
und  daß  bei  ihnen  trotz  des  rechtsstaatlichen  Grundsatzes,  daß 
alle  Verwaltung  auf  dem  Gesetze  beruhen  muß,  jene  strenge  Ge- 
bundenheit an  das  Gesetz  nicht  besteht,  womit  man  wieder  bei 
der  Angelegenheit  der  Arten  und  Funktionen  des  freien  Er- 
messens landet. 

Ebenso  wie  die  Reichsverfassung  haben  zwar  nicht  alle,  aber 
doch  eine  Reihe  von  Landesverfassungen  den  die  richterliche  Ge- 
walt herausstellenden  Grundsatz  der  Gewaltenteilungslehre  ausge- 
sprochen. Die  preußische  Verfassung  wiederholt  im  Art.  8,  daß 
die  Rechtspflege  durch  unabhängige,  nur  dem  Gesetz  unterworfene 
Gerichte  ausgeübt  wird.     Ebenso  die    bayrische    Verfassung, 
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§  5,  die  ferner  im  §  69  Abs.  2  kennzeichnenderweise  erklärt: 
»Rechtspflege  und  Verwaltung  sind  getrennt.  Den  Gerichten 
können  Geschäfte  der  Justizverwaltung  und  der  freiwilligen  Ge- 
richtsbarkeit übertragen  werden«,  welch  letztere  also  richtigerweise 
aus  dem  Begriff  der  Rechtspflege  herausgenommen  werden.  Die 
württembergische  Verfassung  hat  den  Satz  des  Art.  102 
der  Reichsverfassung  nicht  wiederholt,  dagegen  im  §  61  einen 
sehr  bemerkenswerten  Grundsatz  ausgesprochen:  »Soweit  die  Be- 
hörden und  Beamten  Rechtsstreitigkeiten  entscheiden,  sind  sie 
nur  dem  Gesetz  unterworfen.«  Die  Erläuterung  von  Bazille  S.  58 
sagt  hierzu ,  daß  die  Vorschrift  für  die  Rechtssprechung  der 
Verwaltungsgerichte  und  der  Verwaltungsbehörden  gelte,  die  eben- 
falls teilweise  rechtsprechende  Aufgaben  haben,  insbesondere  für 
das  Gebiet  des  Polizeistrafrechts.  Die  vorgesetzten  Behörden 
könnten  auf  allen  diesen  Gebieten  keine  Weisungen  über  die  Aus- 
legung der  Gesetze  oder  die  Strafhöhe  geben.  Soweit  der  §  61 
nur  den  rechtsstaatlichen  Grundsatz,  daß  die  Verwaltung  auf  dem 
Gesetze  beruhen  müsse,  ausspricht,  ist  nichts  gegen  ihn  einzu- 
wenden, wohl  aber  scheint  mir  im  übrigen  ein  Gegensatz  zu 
Art.  102  der  Reichsverfassung  zu  bestehen.  Zutreffend  hat  An- 
schütz  (Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  192 1,  S.  173)  ausge- 
führt: »Damit,  daß  wir  die  Ausdehnung  des  Grundsatzes  der  rich- 
terUchen  Unabhängigkeit  auf  die  Verwaltungs  g  e  r  i  c  h  t  e  gemäß 
Art.  102  der  Reichsverfassung  übertragen  müssen,  ist  nicht  gesagt, 
daß  einem  Beamten,  welcher  (z.  B.  als  Beschwerdeinstanz  in  Ver- 
waltungssachen) Streitigkeiten  irgendwelcher  Art  zu  entscheiden 
hat,  Unabhängigkeit  im  Sinne  jenes  Artikels  zu  gewähren  ist, 
denn  das  würde  auf  eine  ungerechtfertigte,  von  der  Verfassung 
sicherlich  nicht  gewollte  Beseitigung  der  Unterschiede  zwischen 
Rechtspflege  und  Verwaltung  hinauslaufen. «:  Das  trifft  unbedingt 
den  Nagel  auf  den  Kopf.  Die  badische  Verfassung  hat  im 
§  7  erklärt:  »Die  Rechtspflege  wird  ausgeübt  durch  die  nach  den 
Reichs-  und  Landesgesetzen  bestellten  Gerichte.  Die  Gerichte 
sind  unabhängig  innerhalb  der  Grenze  ihrer  Zuständigkeit.«  Der 
letzte  Satz  findet  sich  auch  in  Art.  6  der  hessischen  Ver- 
fassungsurkunde und  ist  insofern  bedenklich,  als  er  den  Inhalt 
der  Unabhängigkeit  ins  Ungewisse  stellt,  vor  allem  deren  Beschrän- 
kung durch  Gesetze  zuläßt.  Das  widerspricht  §  102  der  Reichs- 
verfassung vollkommen.  Aber  daß  zuweilen  in  den  einzelstaat- 
lichen Verfassungen  auch  sonst  unmittelbare  Verstöße  gegen  die 
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Reichsgrundgesetze  enthalten  sind,  zeigt  §  38  Abs.  i  und  2  der 
badischen  Verfassung  mit  folgender  Bestimmung:  »Der  Landtag 
hat  das  Recht,  die  zuständigen  Behörden  unmittelbar  um  die  Vor- 
nahme von  Beweiserhebungen,  die  er  für  erforderlich  hält,  zu 
ersuchen  oder  solche  selbst  vorzunehmen.  Die  Vorschriften  der 
Reichsstrafprozeßordnung  finden  entsprechende  Anwendung.  Bei 
Vornahme  eines  Augenscheins  in  staatlichen  Betrieben  und  An- 
stalten ist  die  Regierung  zuvor  zu  verständigen.  Der  Landtag 
hat  ferner  das  Recht  und  auf  Verlangen  von  1/5  seiner  Mit- 
glieder die  Pflicht,  Ausschüsse  zur  Untersuchung  von  Tatsachen 
einzusetzen,  wenn  die  Gesetzlichkeit  oder  Lauterkeit  von  Regie- 
rungshandlungen angezweifelt  wird.  Diese  Ausschüsse  erheben 
in  öffentlicher  Verhandlung  die  Beweise,  die  sie  oder  die  Antrag- 
steller für  erforderlich  erachten.  Alle  Gerichte  und  Verwaltungs- 
behörden sind  verpflichtet,  dem  Ersuchen  dieser  Ausschüsse  um 
Beweiserhebung  Folge  zu  leisten.  Alle  behördlichen  Akte  sind 
diesen  Ausschüssen  auf  Verlangen  vorzulegen.«  Mit  Recht  hat 
gegen  diese  Vorschriften  der  Kommentator  der  badischen  Ver- 
fassung, Zehnter,  durch  seinen  Beruf  als  Oberlandesgerichtspräsi- 
dent zu  dieser  Kritik  besonders  berufen  (a.  a,  O.  S.  83,  84),  aus- 
geführt: »a)  der  Abs.  2  besagt,  alle  Gerichte  und  Verwaltungs- 
behörden seien  verpflichtet,  dem  Ersuchen  der  vom  Landtag  ein- 
gesetzten Untersuchungsausschüsse  um  Beweiserhebung  Folge  zu 
leisten.  Das  steht,  was  die  ordentlichen  Gerichte  anbelangt,  i  m 
Widerspruch  mit  dem  §4  des  Einführungsge- 
setzes zum  G  e  r  i  c  h  t  s  V  er  f  a  s  s  u  n  gs  g  e  s  e  t  z  für  das 
Deutsche  Reich.  Nach  diesem  §  4  ist  die  Landesgesetz- 
gebung zwar  nicht  gehindert,  den  Gerichten  Geschäfte  der  Justiz- 
verwaltung zu  übertragen ,  andere  Gegenstände  der  Verwaltung 
dürfen  den  ordentlichen  Gerichten  aber  nicht  übertragen  werden. 
Da  es  sich  im  §  38  weder  um  eine  Angelegenheit  der  streitigen 
Gerichtsbarkeit,  noch  um  ein  Geschäft  der  Justizverwaltung  han- 
delt, sind  die  ordentlichen  Gerichte  berechtigt,  Ersuchen 
der  Ausschüsse  um  Beweiserhebung  abzulehnen. 
Eben  deshalb  gehören  die  ordentlichen  Gerichte  auch  nicht  zu 
den  zuständigen  Behörden,  an  welche  sich  nach  Abs.  i  des  §  38 
der  Landtag  um  Beweiserhebung  wenden  kann.  Zuständige  Be- 
hörden sind  nur  die  Verwaltungsbehörden  im  Sinne  des  Verwal- 
tungsgesetzes vom  5.  Oktober  1863  und  der  Verfahrensordnung 
dazu,    b)  Die    Mitteilung   der  Gerichtsakten    und    die  Gewährung 
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der  Einsicht  in  dieselben  hat  ihre  Schranken  in  den  Vorschriften 
der  Prozeßordnungen.« 

* 

Ungeachtet  aller  rechtlichen  Einzelfragen  erscheint  eine  poli- 
tisch auswirkende  Problematik  bezüglich  der  richterlichen  Gewalt 
in  unseren  neuen  deutschen  Verfassungen  nicht  erkennbar.  An- 
ders bezüglich  der  von  mir  ausführlich  behandelten  Beeinflussung 
der  Exekutive  durch  die  Legislative.  Hier  liegen  Fehler  unseres 
Verfassungsbaues  im  Reich  wie  in  den  Ländern  vor,  von  deren 
Beseitigung  schlechthin  die  Möglichkeit  un- 
seres innerpolitischen  Daseins  auf  die  Dauer 
abhängt.  Eine  parlamentarische  Diktatur  mit  unvermeidlicher 
Parteiherrschaft  auf  allen  Gebieten  des  Staatslebens  trägt  den 
Keim  des  Untergangs  in  sich,  um  so  mehr,  als  sie  auch  auf  die 
Rechtspflege  überzugreifen  (trotz  allen  Leugnens  der  führenden 
Stellen)  eine  nicht  geringe  Neigung  hat,  wie  die  unerquicklichen 
und  konsequenten  Angriffe  auf  die  Justiz  beweisen.  Es  wäre 
müßi^,  darüber  zu  streiten,  ob  politische  Lage  und  Gesinnung 
in  den  ersten  Jahren  nach  der  Staatsumwälzung  zwangsläufig  zu 
den  verfassungsrechtlichen  Unzuträglichkeiten  geführt  haben,  die 
wir  jetzt  mit  aller  Deutlichkeit  erkennen  oder  ob  umgekehrt 
die  verfassungsrechtliche  Ausprägung  gewisser,  bis  auf  die  Spitze 
getriebener  radikal-demokratischer  Grundsätze  den  mehr  oder 
minder  verborgenen  politischen  Strömungen  zur  sichtbarsten  Festi- 
gung gedient  hat.  Eine  gegenseitige  Beeinflussung  ist  zweifellos 
vorhanden.  ]\Iag  man  auch  weit  entfernt  sein  von  der  Ueberhe- 
bung,  in  den  rein  rechtlichen  Formen,  Begriffen  und  Einrichtungen 
der  Verfassungsgesetze  das  Entscheidende  zu  sehen ;  mag  man 
auch  nicht  vergessen,  daß  sie.  vielfach  nur  die  Einkleidung  von, 
in  bestimmten  Zeiten  die  Völker  und  Gesellschaftsklassen  bewe- 
genden politischen  Wünschen  und  Bestrebungen  sind;  daß  geistige 
Inhalte,  menschliches  Wollen  und  Gefühlsströmungen  zu  Rechts- 
sätzen verhärten,  so  darf  man  immerhin  weder  die  sichernde  und 
stärkende  Kraft  des  rein  verfassungsrechtlichen  Elements  für  die 
Fortdauer  solcher  Inhalte  usw.  noch  die  Bedeutung  seiner  Aen- 
derung  und  Aufhebung  unterschätzen,  womit  eine  wesentliche 
Stütze  jener  politischen  Inhalte  usw.  dahinfallen  muß. 

Im  Interesse  der  Gegenwart  und  Zukunft  Deutschlands  ist 
dringend  zu  wünschen,  daß  der  Wandel  der  verfassungsrechtlichen 
Dinge  nicht  lange    auf  sich  warten  läßt.     Im  Sinne  der  wohlver- 
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standenen  und  in  der  Pfeilrichtung  ihrer  Grundgedanken  fortent- 
wickelten Gewaltenteilungslehre  muß  der  verhängnisvolle  Fehler  in 
der  Ausgestaltung  der  Gewalten  v  e  r  b  i  n  d  u  ng  beseitigt  und 
es  müssen  die  nötigen  Hemmungen  für  die  parlamentarische  All- 
macht, Gleichgewichte  und  ausgleichende  Kräfte  zwischen  den 
einzelnen  Staatsgewalten  im  Sinne  der  obigen  Darlegungen  ge- 
funden werden. 
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ZWECK  DER  VOLKSABSTIMMUNG,  IHRE 

RECHTLICHE    UND   POLITISCHE   LÖSUNG  IN 

DER  DEUTSCHEN  REICHSVERFASSUNG. 

Von 

Dr.  WILLY  BERTHOLD. 

In  den  konstitutionellen  Monarchien  geht  das  Bestreben  dahin, 
die  Macht  des  Parlaments  der  Krone  gegenüber  zu  stärken  und 
seine  Befugnisse  zu  erweitern.  Jahrhundertelang  ist  diese  Ent- 
wickelung  aus  den  englischen  Verfassungskämpfen  zu  beobachten. 
Dort  ist  das  Parlament  oder  vielmehr  der  Führer  der  Mehrheits- 
partei des  Unterhauses  der  eigentliche  Herrscher  und  zwar  ein 
beinahe  absoluter. 

In  Republiken  dagegen  wird  versucht,  dem  Parlamente  Schran- 
ken zu  ziehen  und  es  nicht  allmächtig  werden  zu  lassen.  Als 
Beispiel  diene  hier  die  Geschichte  der  römischen  Republik,  die 
Verfassungsgeschichte  der  Schweiz  und  der  Vereinigten  Staaten. 
Auch  in  Frankreich,  dessen  Parlament  die  gesamte  Macht  des 
Staates  in  sich  vereinigt,  sind  derartige  Bestrebungen  wahrzu- 
nehmen. In  konstitutionellen  Staaten  gilt  das  Parlament  gewöhn- 
lich als  der  Vertreter  der  Volksinteressen  gegen  die  möglichen 
An-  und  Uebergrifife  der  ausführenden  Gewalt  des  Herrschers 
und  seiner  Regierung.  In  den  Republiken  dagegen  richtet  sich 
das  Mißtrauen  der  Demokratie  namentlich  gegen  das  Parlament- 
är Körperschaft,  wie  gegen  dessen  Mitglieder,  sagt  Hasbach  in 
seinem  grundlegenden  Werke  über  »Die  moderne  Demokratie«, 
2.  Auflage,  Jena  192 1.  Mißtrauen  gegen  die  eigenen  Führer 
und  Machthaber  scheint  untrennbar  mit  jeder  Demokratie  ver- 
bunden zu  sein;  das  kann  in  unsern  Tagen  wieder  besonders 
deutlich  beobachtet  werden,  ohne  daß  Beispiele  aufgezählt  zu 
werden  brauchen.  Karl  Kaiitsky  und  Bruno  Schoenlank  begrün- 
den in  ihren  Erläuterungen  zum  Erfurter  Programm  die  geforderte 
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direkte  Gesetzgebung  durch  das  Volk  damit,  daß  die  politisch 
mündigen  Bürger  eines  Gemeinwesens,  in  welchem  das  öffent- 
liche Leben  kräftig  sich  regt,  sich  nicht  damit  begnügen  können, 
einer  Körperschaft  die  Gesetzgebung  zu  übertragen,  ohne  sich 
die  Mittel  der  Aufsicht,  der  Prüfung  und  der  Berichtigung  zu 
sichern  und  es  reiche  nicht  aus,  daß  die  Wahlperioden  kurz  be- 
fristet sind.  Wer  die  sozialistischen  Parteien  studiert  oder  die 
Gewerkschaften,  der  stößt  überall  auf  jene  »Kontrollkommissionen«, 
von  denen  man  erwartete,  daß  sie  dafür  sorgen  würden,  daß 
alles  in  Ordnung  hergehe.  Das  Mißtrauen  in  die  eigenen  Organe 
ist  eine  Erbschaft,  welche  die  Sozialdemokratie  aus  der  Zeit  mit- 
gebracht hat,  wo  sie  als  Partei  noch  um  ihre  Geltung  rang,  sagt 
Karl  Büclier  in  seiner  Schrift  über   »Die  Sozialisierung.« 

Ein  Ausfluß  des  Mißtrauens  gegen  das  Parlament  und  ein 
Mittel,  seine  Macht  einzuengen,  ist  neben  anderem  die  Volks- 
abstimmung. Sie  bedeutet  die  einzige  Aeußerung  des 
»souveränen  Volkes«,  bei  dem  alle  Macht  liegt  und  von  dem  alle 
Macht  ausgeht,  abgesehen  von  den  Parlamentswahlen.  Diese 
Wahlen  können  kein  reines  Bild  der  Volksansichten  geben,  weil 
hierbei  die  allerverschiedensten  Fragen  mitspielen  und  der  eine 
seinen  Kandidaten  aus  diesen,  der  andere  aus  vielleicht  entgegen- 
gesetzten Gründen  wählt.  Wird  jedoch  dem  Volke  eine  scharf 
geformte  Frage  vorgelegt,  auf  welche  nur  J  a  oder  Nein  ge- 
antwortet werden  kann,  so  soll  aus  der  darüber  angeordneten 
Abstimmung  des  ganzen  Volkes  dessen  Auffassung  klar  hervor- 
gehen, vorausgesetzt  natürlich,  daß  jeder  Staatsbürger  die  Trag- 
weite seiner  Abstimmung  beurteilen  kann.  Während  in  wirk- 
lichen Monarchien  nach  Annahme  von  Gesetzen  durch  das  Parla- 
ment der  Herrscher  sich  über  seine  Stellung  zum  Gesetze  klar 
werden  und  sie  entweder  durch  Verkündung  oder  Ablehnung 
des  Gesetzes  zum  Ausdruck  bringen  muß,  soll  in  den  Demokratien 
das  ganze  Volk  diese  Aufgabe  haben.  Die  sog.  öffentliche 
Meinung,  wie  sie  aus  der  Presse  ersichtlich  ist,  genügt  dazu  nicht ; 
denn  sie  kann  gefälscht  oder  unecht  sein.  Das  ganze  Volk  steht 
an  der  Stelle  des  Monarchen.  Wie  dieser  sich  »Souverän« 
nennt,  so  ist  das  Volk  in  seiner  Gesamtheit  der  Souverän. 
Wie  des  Herrschers  Wille  den  letzten  Ausschlag  gibt,  so  soll 
der  Volkswille  staatsrechtlich  die  letzte  Instanz  bei  allen  Streitig- 
keiten darstellen ;  der  Entscheidungsanspruch  muß,  damit  sein 
Inhalt  allen  klar  sei  und  seine  Wiikung  alles  ergreife,    in  beson- 
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ders  scharf  umrissene  Formen  gekleidet  werden  und  diese  Form 
ist  die  Volksabstimmung.  Wie  der  überzeugte  Monarchist  die 
Macht  seines  Herrschers  zu  erweitern  bestrebt  sein  muß,  so  auch 
der  Republikaner  oder  Demokrat  die  Macht  des  Volkes.  Je 
mehr  die  Demokratie  Gemeingut  eines  Volkes  geworden  ist,  um 
so  mehr  müßte  auch  die  Willensäußerung  des  Volkes,  die  Volks- 
abstimmung, geregelt  sein.  Jedoch  nur  in  einem  ganz  kleinen 
Staate  kann  der  Herrscher  alles  im  Sinne  des  alten  absoluten 
Polizeistaates  selbst  erledigen  und  nur  in  einem  ganz  kleinen 
Gemeinwesen  vermag  das  gesamte  Volk  alles  selbst  zu  bestimmen 
(sog.  unmittelbare  Demokratie,  vgl.  Hasbach  a.  a.  O.  S.  136). 
Je  kleiner  ein  Staat  ist,  desto  reiner  können  sowohl  Monarchie 
wie  Demokratie  in  die  Erscheinung  treten,  je  größer  der  Staat, 
desto  abgeschwächter  erscheint  seine  Verfassungsform  nach  beiden 
Polen  zu.  Das  gilt  mehr  von  der  Demokratie  als  von  der 
Monarchie. 

Selbst  die  wesentlichste  Einrichtung  der  Demokratie,  die 
Volksabstimmung,  kann  verschieden  gestaltet  werden.  Es  leuchtet 
ohne  weiteres  ein,  daß,  je  größer  der  Staat  ist  und  je  mehr 
Stimmberechtigte  in  Frage  kommen,  um  so  seltener  eine  Ab- 
stimmung abgehalten  werden  darf.  Eine  Volksabstimmung  ver- 
ursacht gewaltige  Unkosten  und  den  Verwaltungsbehörden  eine 
Menge  Arbeit,  welche  besser  zu  andern  Zwecken  verwendet 
werden  kann.  Außerdem  bemächtigt  sich  des  gesamten  Volkes, 
wie  bei  jeder  Wahl,  eine  lebhafte  Erregung  und  Beunruhigung. 
Bei  zu  häufiger  Vornahme  solcher  allgemeiner  Abstimmungen 
tritt  aber  schließlich  eine  gewisse  Wahlmüdigkeit  und  Gleich- 
gültigkeit ein,  die  ebenfalls  von  Uebel  ist  (vgl.  Lenel:  Ueber 
die  Reichsverfassung,  Freiburg  1920  S.  26). 

Man  unterscheidet  nun  vier  Unterarten  der  Volksabstimmung: 

1.  das  sog.  Veto,  d.  i.  das  Recht  des  Volkes  oder  eines 
bestimmten  Teiles  davon  gegen  Gesetze,  welche  von  den  gesetz- 
gebenden Körperschaften  ordnungsgemäß  angenommen  worden 
sind,  innerhalb  einer  in  der  Verfassung  festgesetzten  Frist  Wider- 
spruch zu  erheben,  so  daß  eine  Volksabstimmung  darüber  statt- 
finden muß. 

2.  die  sog.  Initiative,  das  Recht  einer  bestimmten  An- 
zahl von  Bürgern  außerhalb  des  Parlamentes,  den  Erlaß,  die  Auf- 
hebung oder  Abänderung  eines  Gesetzes  zu  begehren ;  sehr  gut 
sagt  die  Reichs  Verfassung  dafür  »Volksbegehren«. 
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3.  das  sog.  Referendum  im  engeren  Sinne,  d.  h.  das 
Recht  des  Volkes,  über  die  von  den  vorberatenden  und  gesetz- 
gebenden Körpern  entworfenen  oder  erlassenen  Gesetze  durch 
Volksabstimmung  zu  entscheiden,  daher  heißt  es  in  der  Reichs- 
verfassung »Volksentscheid«.  Es  wird  dabei  zwischen  obli- 
gatorischem und  fakultativem  Referendum  unterschie- 
den; ersteres  liegt  vor,  wenn  nach  der  Verfassung  über  alle  oder 
bestimmte  Gesetzentwürfe  abgestimmt  werden  muß,  letzteres, 
wenn  bloß  die  Möglichkeit,  eine  solche  Abstimmung  zu  veran- 
lassen, vorgesehen  ist. 

4.  die  sog.  Abberufung,  das  Recht  des  Volkes,  seine  Beamten 
oder  Parlamentarier  vor  Ablauf  ihrer  Wahlperiode  aus  ihrem 
Amte  abzuberufen. 

Die  Grenze  zwischen  Veto  und  Referendum  zu  ziehen,  ist 
oft  ziemlich  schwierig ;  das  reine  Veto  ist  nur  in  kleinen  Kantonen 
der  Schweiz  anzutreffen  und  für  politische  Verhältnisse  der  Groß- 
staaten nicht  geeignet.  Dasselbe  gilt  auch  von  der  Abberufung 
der  Beamten. 

I.  In  Deutschland  ist  von  Anbeginn  der  Verfassungen  und 
seit  Bestehen  der  Parlamente  von  diesen  ständig  um  die  Er- 
weiterung ihrer  Machtbefugnisse  gekämpft  worden,  nicht  bloß  in 
den  einzelstaatlichen  Landtagen,  sondern  in  der  Paulskirche  und 
vornehmlich  im  Reichstag.  Die  beiden  Gegenpole  im  Reichstage 
waren  lange  Jahre  Eugen  Richter,  der  in  fast  jeder  seiner  Reden 
mit  Nachdruck  die  sog.  konstitutionellen  Garantien  verlangte  und 
Bismarck,  der  jeder  Schmälerung  der  Rechte  der  Krone  bzw. 
des  Bundesrates,  die  seine  Rechte  waren,  mit  Leidenschaft  ent- 
gegentrat. Nach  seinem  Abgange  dagegen  beschwerte  er  sich 
in  verschiedenen  Ansprachen  und  Zeitungsartikeln  bitter  darüber, 
daß  der  Reichstag  nicht  sorgfältiger  über  seine  Befugnisse  wache. 
Bis  Mitte  191 7  behielten  in  Deutschland  formell  Herrscher  und 
Regierung   die  Ueberhand.     Die  Friedensresolution   vom   19.  Juü 

19 17  bedeutet    das    erste    sichtbare  Zeichen    der  Ueberlegenheit 
des  Reichstages,  die  vor  der  Revolution  in  der  Oktoberverfassung 

191 8  ihren  äußerlichen  Abschluß  fand. 

Der  Kampf  um  die  Parlamentsrechte  kommt  auch  in  den 
Programmen  der  politischen  Parteien  deutlich  zum  Ausdruck.  Von 
den  Parteien  der  Frankfurter  Nationalversammlung  sprechen  so- 
wohl Rechte  (Partei  Milani  und  Kasino),  wie  Linke  (deutscher  Hol), 
daß  das  Volk    seine  verfassungsmäßigen  Rechte   nur  durch  Ver- 
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tieter  ausübe;  an  eine  Volksabstimmung  dachte  damals  noch 
keine  Partei.  Die  erste  war  die  sozialdemokratische  Arbeiter- 
partei, welche  in  ihrem  Eisenacher  Programm  vom  August  1869 
in  Kapitel  III  unter  Punkt  2  die  Einführung  der  direkten  Gesetz- 
gebung (d.  h.  Vorschlags-  und  Verwerfungsrecht)  durch  das  Volk 
forderte;  das  Gothaer  Programm  vom  Mai  1875  fügt  dann  noch 
die  Entscheidung  von  Krieg  und  Frieden  durch  das  Volk  hinzu. 
Noch  ausführlicher  ist  das  Erfurter  Programm  von  1891  ;  neben 
direkter  Gesetzgebung  durch  das  Volk  vermittels  des  Vorschlags- 
und Verwerfungsrechts  wird  Selbstbestimmung  und  Selbstverwal- 
tung des  Volkes  in  Reich,  Staat,  Provinz  und  Gemeinde  gefordert, 
sowie  Wahl  der  Behörden  durch  das  Volk  und  deren  Haftbarkeit 
und  Verantwortlichkeit.  Im  Programm  der  damaligen  deutschen 
(erst  süddeutschen)  Volkspartei  vom  21.  September  1895  wird 
unter  IV  u.  a.  der  Ausbau  unsers  Verfassungslebens  durch  Ein- 
führung der  Volksabstimmung  über  grundlegende  Gesetze  zur 
Programmforderung  erhoben,  die  jedoch  nach  dem  Zusammen- 
schluß zur  fortschrittlichen  Volkspartei  1910  in  deren  Programm 
nicht  aufgenommen  worden  ist,  so  daß  bis  zur  Revolution  die 
Volksabstimmung  nur  eine  Forderung  der  Sozialdemokraten  war; 
auch  die  nach  der  Revolution  erlassenen  Programme  haben  inso- 
weit keine  Aenderung  geschaffen. 

II.  Obschon  die  politischen  Parteien  in  ihren  Programmen 
die  Volksabstimmung  als  solche  nicht  besonders  ausgebaut  haben, 
so  wurde  sie  doch  von  verschiedenen  demokratisch  gerichteten 
Politikern  in  Wort  und  Schrift  unter  Hinweis  auf  die  Verhältnisse 
in  der  Schweiz,  die  als  besonders  vorteilhaft  hingestellt  wurden, 
lebhaft  gefordert.  Es  sei  hier  bloß  an  Theodor  Cnrti  erinnert, 
der  als  Direktor  der  P'rankfurter  Zeitung  der  vormaligen  deut- 
schen Volkspartei  angehörte  und  aus  der  Schweiz  stammte.  Auch 
der  frühere  Reichsminister  Dr.  Preuß,  der  Verfasser  der  neuen 
Reichsverfassung,  ist  dafür  eingetreten.  In  seinem  Entwürfe  des 
allgemeinen  Teils  der  künftigen  Reichsverfassung,  der  am  20.  Jan. 
1919  im  Reichsanzeiger  veröffentlicht  worden  ist,  schlug  er  im 
IV.  Abschnitt,  der  vom  Reichspräsidenten  und  der  Reichsregie- 
rung handelte,  als  2.  Absatz  des  §  60  vor,  der  Reichspräsident 
solle,  falls  zwischen  den  beiden  Häusern  des  Reichstages  (nach 
dem  Vorbilde  der  Frankfurter  Verfassung  ein  Volkshaus  und  ein 
Staatenhaus)  über  eine  Gesetzesvorlage  eine  Uebereinstimmung 
nicht    zustande    komme,    berechtigt    sein,    eine    Volksab- 
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Stimmung  über  den  Gegenstand  der  Meinungsverschiedenheit  her- 
beizuführen. Ferner  sah  er  in  §  67  Abs.  2  vor,  daß  der  Reichs- 
präsident vor  Ablauf  seiner  siebenjährigen  Wahlperiode  auf  An- 
trag des  Reichstages  durch  eine  Volksabstimmung  abgesetzt  wer- 
den könnte.  Die  Ablehnung  der  Absetzung  sollte  als  Wieder- 
wahl gelten. 

In  der  Denkschrift  zum  Verfassungsentwurf 
werden  die  beiden  Vorschläge  vornehmlich  so  begründet :  da 
sowohl  Reichspräsident  wie  Parlament  ihre  politische  Gewalt  vom 
Volke  ableiten,  müsse  die  Entscheidung  über  sonst  nicht  auszu- 
gleichende Konflikte  wieder  dem  Volke  zufallen.  Demzufolge 
solle  der  Präsident  befugt  sein,  durch  Auflösung  des  Parla- 
ments Berufung  von  der  Volksvertretung  an  das  Volk  selbst  ein- 
zulegen. Wenn  es  sich  jedoch  um  eine  Meinungsverschiedenheit 
über  ein  einzelnes  Gesetz  handele,  ohne  daß  die  Gesamtrichtung 
der  Politik  in  Frage  gestellt  werden  solle,  so  müsse  der  Präsi- 
dent eine  Entscheidung  des  Volkes  über  die  bestimmte  Gesetzes- 
frage auch  ohne  Auflösung  des  Parlaments  dadurch  herbeiführen 
können,  daß  er  die  Gesetzesfrage  allein  der  Volksabstimmung 
im  Wege  des  Referendums  unterbreite.  Auf  der  andern  Seite 
glaubt  Preuß  auch  dem  Reichstag  in  besonders  schweren  politi- 
schen Konflikten  die  Befugnis  einräumen  zu  sollen,  das  Volk  zu 
einem  Urteil  über  die  politische  Haltung  des  Präsidenten  anzu- 
rufen, indem  der  Reichstag  durch  Beschluß  einer  Zweidrittelmehr- 
heit die  Volksabstimmung  über  die  Weiterführung  der  Präsident- 
schaft veranlaßt.  Bestätigt  dabei  das  Volk  die  Haltung  des  Prä- 
sidenten, so  soll  zwecks  Vermeidung  einer  allzugroßen  Häufung 
solcher  Vorgänge,  dieses  durch  Referendum  erteilte  Vertrauens- 
votum zugleich  als  Wiederwahl  des  Präsidenten  für  einen  neuen 
Anfangstermin,  also  wieder  auf  7  Jahre,  gelten.  In  der  durch 
Reichstagsbeschluß  herbeigeführten  Volksabstimmung  erblickt 
Pre?iß  den  Ausdruck  der  politischen  Verantwortlichkeit  des  Prä- 
sidenten. Hinsichtlich  einer  Volksabstimmung  über  Verfassungs- 
änderungen, welche  im  Entwürfe  nicht  besonders  erwähnt  wird, 
führt  er  aus,  je  höher  ein  Volk  das  Grundgesetz  seines  politischen 
Gemeinlebens,  auf  dem  die  regelmäßige  Ordnung  aller  Gewalten 
beruht,  schätze  und  achte,  desto  mehr  werde  es  geneigt  sein,  die 
Verfassungsgesetzgebung  organisatorisch  von  der  gewöhnlichen 
Gesetzgebung  abzuheben,  wodurch  auch  die  Beurteilung  der  Ver- 
fassungsmäßigkeit der  Gesetze  stärker  gesichert  werde.     Die  dem 
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Volke  vorzulegenden  Fragen  der  Verfassungsänderung  müssen 
zuvor  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  klar  und  deutlich  formu- 
liert werden,  so  daß  die  Abstimmung  einfach  mit  Ja  oder  Nein 
erfolgen  kann.  Für  eine  gewisse  Uebergangszeit  müsse  aber  noch 
die  Möglichkeit  einer  leichteren  Korrektur  von  Verfassungsände- 
rungen durch  eine  qualifizierte  Mehrheit  des  Reichstages  gegeben 
sein.  Sei  die  neue  Verfassung  praktisch  erprobt,  so  seien  weitere 
Abänderungen  der  Volksabstimmung  zu  unterbreiten.  Dem  Refe- 
rendum einen  noch  weiteren  Spielraum  durch  das  Recht  der 
gesetzlichen  Initiative  zu  geben,  erschien  Preiiß  für  großstaatliche 
Verhältnisse  unzweckmäßig,  weil  das  politische  Leben  ständig 
beunruhigt  werde,  wenn  einer  verhältnismäßig  kleinen  Zahl  von 
Bürgern  die  Befugnis,  eine  Volksabstimmung  zu  verlangen,  ein- 
geräumt würde. 

Ueber  dem  lebhaften  Meinungsaustausch  über  den 
Verfassungsentwurf  wurde  der  Volksabstimmung  und  ihrer  Bedeu- 
tung verhältnismäßig  wenig  gedacht.  Man  hatte  eben  ihr  Wesen 
und  ihren  Zweck  nicht  erkannt.  Nachdem  Anfang  Februar  1919 
die  verfassunggebende  Nationalversammlung  zusammengetreten, 
war  eine  ihrer  ersten  Handlungen  die  Beratung  des  »Gesetzes 
über  die  vorläufige  Reichsgewalt«  vom  10.  Februar  1919  (RGBl. 
S.  169),  das  von  den  Regierungsparteien  ohne  Abänderung  des 
PreußschQXi  Entwurfes  angenommen  wurde.  Eine  Volksabstim- 
mung wurde  darin  nur  im  Absatz  2  des  §  4  vorgesehen.  Nämlich 
für  den  Fall,  daß  die  zu  einem  Gesetze  erforderliche  Ueberein- 
stimmung  zwischen  Nationalversammlung  und  Staatenausschuß 
nicht  zustande  kam,  hatte  der  Reichspräsident  die  Entscheidung 
durch  eine  Volksabstimmung  herbeizuführen.  Es  ist  jedoch  unter 
der  vorläufigen  Verfassung  stets  eine  Uebereinstimmung  unter 
den  beiden  Organen  erzielt  worden,  so  daß  eine  Volksabstim- 
mung überhaupt  nicht  notwendig  geworden  ist.  Es  ist  auch  fest- 
zustellen, daß  die  Ansichten  über  die  Volksabstimmung  im  Laufe 
der  Zeit  einen  Wandel  durchgemacht  hatten.  Während  im  Ge- 
setze vom  10.  Februar  1919  der  Reichspräsident  bei  mangelnder 
Uebereinstimmung  anzuordnen  hatte,  ist  diese  Pflicht  nach 
dem  Entwürfe  zu  einer  bloßen  Ermächtigung  bzw.  einem  Wahl- 
recht umgeändert  worden. 

In  dem  der  Nationalversammlung  am  21.  Februar  1919 
vorgelegten  Entwürfe  einer  Verfassung  des  Deutschen  Reiches  ist 
eine  Volksabstimmung  nur  für  die  Wahl  des  Reichspräsidenten  vor- 
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geschrieben;  nach  Art.öi  Abs.  i  wird  der  Reichspräsident  vom  gan- 
zen deutschen  Volke  gewählt.  Dieser  Vorschlag  ist  in  Art.  41  Abs.  i 
Bestandteil  der  Verfassung  vom  19.  August  1919  geworden.  Man 
hat  jedoch  daran,  wie  bekannt,  von  selten  der  Regierungsparteien 
rütteln  wollen  und  dieser  Versuch  ist  schließlich  mit  die  Ver- 
anlassung zum  Staatsstreich  versuch  vom  13.  März  1920  geworden. 
Sonst  war  die  Volksabstimmung  noch  in  doppelter  Gestalt  in  Er- 
wägung gezogen;  aber  allein  als  wahlweises  Hilfsmittel.  In  dem 
einen  Falle  kann  sie  der  Reichspräsident  anordnen  und  im 
andern,  der  sich  gegen  den  Reichspräsidenten  richtet,  kann  der 
Reichstag  darauf  antragen.  Nach  §  26  des  Entwurfes  stand  dem 
Reichsrat  gegen  die  vom  Reichstage  beschlossenen  Gesetze  der 
Einspruch  zu,  der  innerhalb  zweier  Wochen  vom  Tage  der  Schluß- 
abstimmung im  Reichstage  bei  der  Reichsregierung  eingebracht 
und  mit  Gründen  versehen  sein  mußte.  Im  Falle  des  Einspruches 
sollte  das  Gesetz  dem  Reichstage  zur  nochmaligen  Beratung  vor- 
gelegt werden.  Kommt  zwischen  diesem  und  dem  Reichsrate 
keine  Uebereinstimmung  zustande,  so  kann  der  Reichsprä- 
sident über  den  Gegenstand  der  Meinungsverschiedenheit  eine 
Volksabstimmung  herbeiführen,  oder  aber  das  Gesetz  in  der  vom 
Reichstag  beschlossenen  Abfassung  verkünden,  wenn  es  dort  die 
für  die  Verfassungsänderungen  vorgesehene  Mehrheit  gefunden 
hat.  Auf  Antrag  des  Reichstages  kann  der  Reichs- 
präsident gemäß  Art.  72  des  Entwurfes  vor  Ablauf  der  sieben- 
jährigen Wahlfrist  durch  eine  Volksabstimmung  abgesetzt  werden. 
Der  Beschluß  bedarf,  wie  bei  Verfassungsänderungen,  einer  Zwei- 
drittelmehrheit bei  einer  Mindestanwesenheit  von  zwei  Dritteln 
der  Reichstagsmitglieder.  Ist  der  Beschluß  so  gefaßt  worden,  so 
ist  der  Präsident  an  der  Ausübung  des  Amtes  verhindert.  Die 
Ablehnung  der  Absetzung  durch  die  Volksabstimmung  gilt  als 
Neuwahl  und  hat  ohne  weiteres  die  Auflösung  des  Reichstages 
zur  Folge. 

Während  der  Beratungen  des  Verfassungsaus- 
schusses, der  am  4.  März  1919  unter  dem  Vorsitze  des  Abg. 
Haußma7in  zusammengetreten  war,  wurden  bei  der  Verhandlung 
über  die  Volksabstimmung  am  28.  März;  9.  und  11.  April  sowie 
31.  Juli  1919  mannigfache  Anregungen  und  Wünsche  laut.  Allge- 
mein war  die  Ansicht  vorherrschend,  der  auch  von  Dr.  Preiiß 
Ausdruck  verliehen  wurde,  daß  die  Volksabstimmung  als  letzte 
Instanz    die  Streitigkeiten  zwischen  den  obersten  Reichsorganen 
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ZU  entscheiden  habe.  Wenn  es  auch  nicht  offen  ausgesprochen 
wurde,  so  lehrt  doch  der  Gang  der  Beratungen,  daß  die  letzte 
Instanz  möglichst  selten  in  Anspruch  genommen  werden  soll.  So 
wurde  in  der  Sitzung  vom  28.  März  ein  gemeinsamer  Antrag 
Beyerle  und  Koch  abgelehnt,  der  dahin  ging,  daß  auf  Verlangen  des 
Reichsrates  der  Reichspräsident  eine  Volksabstimmung 
anzuordnen  habe,  falls  eine  Uebereinstimmung  zwischen 
Reichstag  und  Reichsrat  nicht  zustande  gekommen  ist  und  es 
sich  um  ein  verfassungsänderndes  Gesetz  handelt.  Das  gleiche 
Schicksal  hatte  ein  Antrag  des  Abg.  Keil  (Soz.),  der  in  der  Sitzung 
vom  9.  April  1919  gestellt  war  und  bei  Verfassungsänderungen 
»in  Uebereinstimmung  mit  den  meisten  anderen  Verfassungen« 
die  obligatorische  Volksabstimmung  verlangte.  Am  11.  April  1919 
betonte  der  Abg.  Dr.  Koch,  eine  Auflösung  des  Reichtages  durch 
Volksabstimmung  sei  abwegig;  denn  dadurch  werde  die  Festig- 
keit des  Reichstags  erschüttert.  Das  Referendum  solle  dem 
Reichspräsidenten  in  die  Hand  gegeben  werden.  Dr.  Preuß  hielt 
eine  Erweiterung  der  Einrichtung  der  Volksabstimmung  bei  einer 
Wählerzahl  von  40  Millionen  für  bedenklich  und  eine  Auflösung 
des  Reichstags  durch  das  Referendum  für  ganz  unmöglich.  Bei 
Annahme  des  Antrags  würden  Verfassungsänderungen  nahezu  aus- 
geschlossen sein.  Man  möge  vielleicht  eine  Volksabstimmung  für 
eine  Verfassungsdurchsicht  nach  Verlauf  bestimmter  Zeit  zwangs- 
weise vorsehen,  aber  der  Antrag  Keil  würde  bedeuten,  daß  die 
Verfassung  nur  durch  die  Revolution  abgeändert  werden  könnte. 
Redner  fast  aller  Parteien  äußerten  sich  ähnlich;  insbesondere 
erlitt  der  Gedanke,  den  Reichstag  durch  eine  Volksabstimmung 
aufzulösen,  einhellige  Zurückweisung.  Allein  der  Unabhängige 
Dr.  Colin  hielt  eine  Bestimmung  für  notwendig,  daß  eine  erfolg- 
reiche Volksabstimmung  bei  Vornahme  einer  Verfassungsdurch- 
sicht die  Auflösung  des  Reichstags  zur  Folge  habe.  Der  Abg. 
Gröber  erklärte,  die  Volksabstimmung  dürfe  nicht  in  zu  vielen 
Fällen  in  Anspruch  genommen  werden,  weil  dadurch  ihre  Bedeu- 
tung herabgedrückt  werde  und  Dr.  Qnarck  hob  hervor,  das  Volk 
sei  reif  genug,  um  einzusehen,  daß  die  Volksabstimmung  nur  das 
letzte  Mittel  sein  solle.  Dann  dürfe  man  aber  seine  Handhabung 
nicht  dem  Präsidenten  oder  dem  Reichstag  überlassen,  weil  das 
in  der  Tat  zu  revolutionären  Zuständen  führen  könne. 

III.  Der  oben  erwähnte  Art.  72  des  Entwurfs  ist  als   Art.  43 
in  die  Verfassung  gelangt,  darnach  kann  auf  Antrag  des  Reichs- 
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tags  der  Reichspräsident  durch  Volksabstimmung  abgesetzt  wer- 
den. Im  übrigen  wird  die  Volksabstimmung,  die  jetzt  mit  Volks- 
entscheid und  Volksbegehren  bezeichnet  wird,  im  5.  Abschnitt 
unter  der  Reichsgesetzgebung  und  im  einzelnen  in  den  Artikeln 
73 — 7Ö  behandelt.     Sie  lauten  folgendermaßen  : 

Artikel  73:  Ein  vom  Reichstage  beschlossenes  Gesetz  ist  vor 
seiner  Verkündung  zum  Volksentscheid  zu  bringen,  wenn  der 
Reichspräsident  binnen  eines  Monates  es  bestimmt. 

Ein  Gesetz,  dessen  Verkündung  auf  Antrag  von  mindestens 
einem  Drittel  des  Reichstags  ausgesetzt  ist,  ist  dem  Volksent- 
scheid zu  unterbreiten,  wenn  ein  Zwanzigstel  der  Stimmberech- 
tigten es  beantragt. 

Ein  Volksentscheid  ist  ferner  herbeizuführen,  wenn  ein  Zehntel 
der  Stimmberechtigten  das  Begehren  nach  Vorlegung  eines  Ge- 
setzentwurfes stellt.  Dem  Volksbegehren  muß  ein  ausgearbeiteter 
Gesetzentwurf  zugrunde  liegen.  Er  ist  von  der  Regierung  unter 
Darlegung  ihrer  Stellungnahme  dem  Reichstage  zu  unterbreiten. 
Der  Volksentscheid  findet  nicht  statt,  wenn  der  begehrte  Gesetz- 
entwurf im  Reichstag  unverändert  angenommen  worden  ist. 

Ueber  den  Haushaltplan,  über  Abgabengesetze  und  Besol- 
dungsordnungen kann  nur  der  Reichspräsident  einen  Volksent- 
scheid veranlassen. 

Das  Verfahren  beim  Volksentscheid  und  beim  Volksbegehren 
regelt  ein  Reichsgesetz, 

Artikel  74:  Gegen  die  vom  Reichstage  beschlossenen  Gesetze 
steht  dem  Reichsrate  der  Einspruch  zu. 

Der  Einspruch  muß  innerhalb  zweier  Wochen  nach  der 
Schlußabstimmung  im  Reichstage  bei  der  Reichsregierung  einge- 
bracht und  spätestens  binnen  zwei  weiteren  Wochen  mit  Gründen 
versehen  werden. 

Im  Falle  des  Einspruchs  wird  das  Gesetz  dem  Reichstage 
zur  nochmaligen  Beschlußfassung  vorgelegt.  Kommt  hierbei  keine 
Uebereinstimmung  zwischen  Reichstag  und  Reichsrat  zustande,  so 
kann  der  Reichspräsident  binnen  drei  Monaten  über  den  Gegen- 
stand der  Meinungsverschiedenheit  einen  Volksentscheid  anord- 
nen. Macht  der  Präsident  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch, 
so  gilt  das  Gesetz  als  nicht  zustande  gekommen.  Hat  der 
Reichstag  mit  Zweidrittelmehrheit  entgegen  dem  Einsprüche  des 
Reichsrats    beschlossen,    so  hat  der  Präsident  das  Gesetz  binnen 
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drei  Monaten  in  der  vom  Reichstage  beschlossenen  Fassung  zu  ver- 
künden oder  einen  Volksentscheid  anzuordnen. 

Artikel  75:  Durch  den  Volksentscheid  kann  ein  Beschluß 
des  Reichstags  nur  dann  außer  Kraft  gesetzt  werden,  wenn  sich 
die  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  an  der  Abstimmung  beteiligt. 

Artikel  •]6:  Die  Verfassung  kann  im  Wege  der  Gesetzgebung 
geändert  werden.  Jedoch  kommen  Beschlüsse  des  Reichstags 
auf  Abänderung  der  Verfassung  nur  zustande,  wenn  zwei  Drittel 
der  gesetzlichen  Mitgliederzahl  anwesend  sind  und  wenigstens 
zwei  Drittel  der  Anwesenden  zustimmen.  Auch  Beschlüsse  des 
Reichsrats  auf  Abänderung  der  Verfassung  bedürfen  einer  Mehr- 
heit von  zwei  Dritteln  der  abgegebenen  Stimmen.  Soll  auf  Volks- 
begehren durch  Volksentscheid  eine  Verfassungsänderung  be- 
schlossen werden,  so  ist  die  Zustimmung  der  Mehrheit  der  Stimm- 
berechtigten erforderlich. 

Hat  der  Reichstag  entgegen  dem  Einspruch  des  Reichsrats 
eine  Verfassungsänderung  beschlossen,  so  darf  der  Reichspräsi- 
dent dieses  Gesetz  nicht  verkünden,  wenn  der  Reichsrat  binnen 
zwei  Wochen  den  Volksentscheid  verlangt. 

IV.  Rein  rechtlich  betrachtet,  stellt  sich  die  Volksabstim- 
mung der  deutschen  Reichs  verfassung  in  der  Hauptsache 
als  Referendum  im  engeren  Sinne  dar;  sie  wird  darum  auch 
Volksentscheid  genannt.  Das  sog.  Veto  ist  nicht  vorhanden, 
dazu  sind  bei  uns  die  Verhältnisse  immer  noch  zu  groß. 

Eine  Art  Initiative,  Volksbegehr  genannt,  bringt  der 
Art.  73,  Abs.  III;  ein  Zehntel  der  Stimmberechtigten  kann  das 
»Begehren«  nach  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfes  stellen.  Wie 
dieser  zehnte  Teil  zu  berechnen  ist,  wie  er  erreicht  wird  und  was 
sonst  noch  dabei  in  Frage  kommt,  ist  im  Gesetze  über  den 
Volksentscheid  vom  27.  Juni  1921  (RGBl.  790)  geregelt.  Das 
Volksbegehren  in  Art.  Ji  entspricht  nicht  ganz  der  »Volksan- 
regung« in  Art.  121  der  Bundesverfassung  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  vom  29.  Mai  1874.  In  Deutschland  muß  dem 
Volksbegehren  ein  ausgearbeiteter  Entwurf  zugrunde  liegen;  in 
der  Schweiz  geht  die  Anregung  auf  Erlaß,  Aufhebung  und  Ab- 
änderung bestimmter  Artikel  der  Bundesverfassung;  wird  ein 
Initiativbegehren  durchgedrückt,  so  kann  das  in  der  Form  der 
allgemeinen  Anregung  oder  des  ausgearbeiteten  Gesetz- 
entwurfs geschehen.  Wenn  ein  solches  Begehren  der  allgemeinen 
Anregung  gestellt  wird  und  die  eidgenössischen  Räte  damit  ein- 
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verstanden  sind,  so  haben  sie  einen  Entwurf  im  Sinne  des 
Initianten  auszuarbeiten  und  diesen  dem  Volke  und  den  Ständen 
zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorzulegen.  Stimmen  die  eid- 
genössischen Räte  (Nationalrat  und  Ständerat)  dem  Begehren 
nicht  zu,  so  ist  die  Frage  dem  Volke  zur  Abstimmung  zu  unter- 
breiten und  sofern  die  Mehrheit  der  stimmenden  Schweizerbürger 
sich  bejahen^  ausspricht,  die  Revision  von  der  Bundesversamm- 
lung im  Sinne  des  Volksbeschlusses  in  die  Hand  zu  nehmen.  In 
der  Schweiz  muß  demnach  bei  allen  Initiativbegehren  das  Volk 
als  Ganzes  gefragt  werden;  in  Deutschland  ist  das  nicht  notwendig. 
Wenn  der  Reichstag  den  begehrten  Gesetzentwurf  unverändert 
angenommen  hat,  dann  findet  ein  Volksentscheid  nicht  statt, 
Volksbegehren  ist  bei  uns  das  Einbringen  eines  ausge- 
arbeiteten Gesetzentwurfes  durch  den  zehnten  Teil  der  deutschen 
stimmberechtigten  Bürger  an  die  Reichsregierung. 

Den  Volksentscheid  im  engern  Sinne  anlangend,  so 
muß  zuvörderst  betont  werden,  daß  er  in  der  Form  des  sog.  obli- 
gatorischen Referendums  nicht  vorkommt,  es  ist  nicht  vorgesehen, 
daß  unter  bestimmten  Voraussetzungen  unabhängig  von  dem 
Willen  der  beteiligten  Körperschaften  oder  Personen  das  Volk 
zu  entscheiden  hat.  Auch  das  in  Art.  89  der  schweizerischen 
Bundesverfassung  geregelte  fakultative  Referendum,  wonach  Bundes- 
gesetze und  allgemein  verbindliche  Beschlüsse  nicht  dringlicher 
Natur,  abgesehen  von  der  Zustimmung  der  beiden  Räte  dem 
Volke  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorgelegt  werden  sollen, 
wenn  es  von  30000  Schweizerbürgern  oder  8  Kantonen  verlangt 
wird,  ist  nicht  in  die  deutsche  Verfassung  eingedrungen.  Die 
Bestimmung  in  Art.  74  Abs.  2  der  Verfassung  erweckt  zwar  auf 
den  ersten  Blick  diesen  Anschein,  denn  wenn  ein  Zwanzigstel 
der  stimmberechtigten  Deutschen  über  ein  Gesetz,  dessen  Ver- 
kündung auf  Antrag  von  mindestens  einem  Drittel  des  Reichstags 
ausgesetzt  ist,  einen  Volksbescheid  beantragt,  so  muß  ein 
solcher  angeordnet  werden.  Betrachtet  man  sich  freilich  die 
Voraussetzungen  genauer,  so  ist  es  ausgeschlossen,  daß  im  Reichs- 
tage die  Verkündung  eines  von  der  Mehrheit  angenommenen  Ge- 
setzes auf  Antrag  von  mindestens  einem  Drittel  der  Reichstags- 
mitgheder  ausgesetzt  wird.  Der  Antrag  auf  Aussetzung 
darf  nicht  bloß  von  einem  Drittel  gestellt  werden,  sondern  er 
muß  auch  von  der  Mehrheit  des  Reichstages,  welche  minde- 
stens ein  Drittel  der  gesamten  Mitglieder  ausmachen  muß,   wäh- 
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rend  sonst  (Art.  32)  mindestens  ein  Viertel  genügt,  angenommen 
worden  sein  (vgl.  auch  Giese:  Die  Verfassung  des  Deutschen  Reiches 
vom   19.  August  1919.    Anm.  4,   5  zu  Art.  82). 

Einen  Volksentscheid  verlangen  kann  der  Reichsrat,  falls 
entgegen  dem  von  diesem  erhobenen  Einspruch  der  Reichstag 
eine  Verfassungsänderung  beschlossen  hat,  binnen  zwei  Wochen 
nach  der  Beschlußfassung  des  Reichstags.  Der  Reichspräsident 
darf  dann  das  Gesetz  nicht  verkünden;  ob  er  einen  Volksent- 
scheid zu  veranlassen  hat,  ist  in  der  Verfassung  nicht  ausdrück- 
lich betont;  doch  ist  das  selbstverständlich,  sonst  hätte  das  Ver- 
langen des  Reichsrates  ja  überhaupt  keinen  Zweck  (vgl.  Giese: 
Anm.  1 8  zu  Art.  76  a.  a.  O.)  Diese  Maßnahme  bedeutet  einen  gewissen 
Schutz  des  mit  Befugnissen  nicht  überwältigend  ausgestatteten 
Reichsrats  gegen  die  Machtgelüste  des  Reichstags.  Freilich 
wirkt  dieser  Schutz  nur  gegen  beschlossene  Verfassungsänderungen 
des  Reichstags;  gegen  andre  vom  Reichstage  mit  Zweidrittel- 
mehrheit angenommene  Gesetze  dagegen  nicht.  Nach  Art.  74 
muß  ja  ein  Gesetz,  gegen  welches  der  Reichsrat  Einspruch 
eingebracht  hat,  dem  Reichstage  zu  nochmaliger  Beschlußfas- 
sung vorgelegt  werden.  Ist  hierbei  immer  noch  keine  Ueber- 
einstimmung  zwischen  Reichstag  und  Reichsrat  zustande  gekom- 
men, so  kann  der  Reichspräsident  einen  Volksentscheid  über 
den  Gegenstand  der  Meinungsverschiedenheit  anordnen.  Macht 
er  von  diesem  Rechte  keinen  Gebrauch,  so  gilt  das  Gesetz 
als  nicht  zustande  gekommen.  Dagegen  kann  sich  der  Reichs- 
tag wehren;  hat  er  mit  Zweidrittelmehrheit  gegen  den  Ein- 
spruch Beschluß  gefaßt,  so  hat  der  Präsident  das  Gesetz  binnen 
drei  Monaten  in  der  vom  Reichstage  angenommenen  Fassung  zu 
verkünden  oder  einen  Volksentscheid  anzuordnen.  In  diesem 
Falle  kann  also  der  Reichstag  die  Volksabstimmung  zwar  nicht 
ausdrücklich,  wie  der  Reichsrat  nach  Art.  76  Abs.  3,  verlangen 
sondern  sein  Verlangen  ist  durch  die  nicht  mißzuverstehende 
»konkludente  Handlung«  der  Zweidrittelmehrheit  gegeben.  Sein 
Beschluß  ist  dabei  gemäß  Art.  75  so  stark,  daß  er  durch  den 
Volksentscheid  nur  dann  außer  Kraft  gesetzt  werden  kann,  wenn 
sich  die  Mehrheit  der  Stimmberechtigten  an  der  Abstimmung 
beteiligt.  Beim  Volksentscheid  über  eine  Verfassungsänderung 
auf  ein  Volksbegehren  hin  muß  sogar  die  Mehrheit  der  Stimm- 
berechtigten zustimmen  (Art.  76  Abs.  l).  Schreitet  eine  so 
große  Menge  nicht  zur  Urne,  so  ist  die  ganze  Abstimmung  ver- 
pufft und  völlig  zwecklos  gewesen. 


Zweck  d.  Volksabstimmung,  ihre  rechtliche  u.  politische  Lösung  usw.         6? 

An  das  Recht  des  Volkes,  seine  Beamten  abzurufen,  klingt 
der  Inhalt  des  Art.  43  Abs.  2  an;  aber  es  ist  nur  ein  Anklang. 
Einmal  handelt  es  sich  ausschließlich  um  den  Präsidenten,  und 
weiter  geht  die  Anregung  stets  vom  Reichstage  aus,  welcher  den 
diesbezüglichen  Beschluß  mit  Zweidrittelmehrheit  gefaßt  haben 
muß.  Hierbei  handelt  es  sich  bloß  um  Ablehnung  oder  nicht. 
Wieviele  Stimmberechtigte  sich  an  dieser  Volksabstimmung  be- 
teiligen müssen,  ist  nicht  gesagt.  Einfache  Mehrheit  der  Ab- 
stimmenden genügt  {Giese,  Anm.  7  zu  Art.  43),  da  es  sich  hierbei 
nicht  um  einen  Volksentscheid  auf  einen  Beschluß  des  Reichstags 
handelt,  sondern  um  einen  Vorgang,  der  etwa  der  Reichs- 
präsidentenvvahl  nach  Art.  41  entspricht,  nur  mit  dem  Unterschied, 
daß  es  bei  der  Volksabstimmung  nach  Art.  43  Abs.  2  bloß  zwei 
große  Abstimmungsparteien  geben  kann,  eine  für  Absetzung,  die 
andere  dagegen,  während  bei  einer  gewöhnhchen  Präsidentenwahl 
beliebig  viele  Parteien  mit  je  einem  Bewerber  auftauchen  können. 

Das  in  Art,  73  Abs.  V  der  Reichsverfassung  in  Aussicht 
gestellte  Reichsgesetz  ist  inzwischen  als  Gesetz  über  den  Volks- 
entscheid vom  27.  Juni  1921  erschienen  (R  G  Bl.  S.  790  ff.). 
Es  regelt  das  Verfahren  beim  Volksentscheid  und  beim  Volks- 
begehren. In  §§  I  und  2  werden  in  Anlehnung  an  Art.  73 — "jG 
der  Verfassung  die  einzelnen  Fälle  des  Volksentscheids  aufgeführt. 
Vom  weiteren  Inhalte  des  Gesetzes  sind  die  Vorschriften  über 
den  Volksentscheid  im  engern  Sinne  an  dieser  Stelle  kaum 
erwähnenswert,  während  die  über  das  Volksbegehren  im  Sinne 
von  Art.  73  Abs.  II  und  III  §  i  Ziff.  2  und  3  des  Gesetzes  hier 
der  Besprechung  bedürfen.  Solche  Anträge  unterliegen  nach 
§§  26  ff.  einem  besonderen  Zulassungs-  und  Eintragungsverfahren. 
Das  erstere  dient  der  Einleitung  des  Volksbegehrens,  während 
das  letztere  die  Durchführung  selbst  ist.  Soll  ein  Volksentscheid 
nach  Art.  73  II  und  III  durchgeführt  werden,  so  ist  schriftlich  an 
den  Reichsminister  des  Innern  ein  entsprechender  Antrag  zu 
richten,  der  von  5000  Stimmberechtigten  unterzeichnet  sein  muß. 
Das  Stimmrecht  der  Unterzeichner  ist  dabei  durch  eine  Beschei- 
nigung der  Gemeindebehörde  des  Wohnortes  zu  bescheinigen. 
Von  der  Beibringung  der  5000  Unterschriften  kann  abgesehen 
werden,  wenn  die  Vorstandschaft  einer  Vereinigung  den  Antrag 
stellt  und  glaubhaft  macht,  daß  ihn  lOOOOO  ihrer  stimmberechtigten 
Mitglieder  unterstützen.  Bei  Gesetzen,  deren  Verkündung  aus- 
gesetzt ist  (Art.  73  II)  muß  der  Zulassungsantrag  innerhalb  zweier 
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Wochen  nach  dem  Tage  gestellt  werden,  an  dem  im  Reichstage 
die  Aussetzung  verlangt  worden  ist  (§  28).  Zulassungsanträge 
zugunsten  eines  ausgearbeiteten  Gesetzentwurfs  können  dagegen 
erst  nach  Ablauf  eines  Jahres  von  neuem  gestellt  werden  (§  29). 
Der  Reichsminister  des  Innern  prüft  und  entscheidet  über  den  An- 
trag. Gibt  er  ihm  statt,  so  veröffentlicht  er  den  Antrag  im  Reichs- 
anzeiger und  setzt  Beginn  und  Ende  der  Eintragungsfrist  fest. 
Innerhalb  der  Eintragungsfrist,  die  frühestens  zwei  Wochen  nach 
Veröffentlichung  der  Zulassung  beginnt  und  in  der  Regel  14  Tage 
umfaßt,  müssen  das  Zwanzigstel  bzw.  Zehntel  der  Stimmberech- 
tigten ihre  Unterstützung  des  Antrags  durch  Eintragung  in  amt- 
liche Eintragungslisten  zum  Ausdrucke  bringen.  Nach  der  Ver- 
öffentlichung kann  der  Zulassungsantrag  nicht  mehr  geändert,  aber 
jederzeit  zurückgenommen  werden,  wenn  die  Rücknahme  durch 
mehr  als  die  Hälfte  der  Unterzeichner  oder  die  Vorstandschaft 
des  antragstellenden  Vereins  erklärt  wird  (§  32).  Ueber  das 
Eintragungsverfahren  bedarf  es  keiner  weiterer  Darlegungen,  als 
daß  die  Eintragung  innerhalb  der  Eintragungsfrist  in  die  bei  den 
Gemeindebehörden  ausliegenden  vorschriftsmäßigen  Eintragungs- 
listen, die  von  den  Antragstellern  geliefert  werden  müssen,  eigen- 
händig geschehen  muß.  Dem  Antrage  auf  einen  Volksentscheid 
nach  Art.  73  II  und  III  ist  Folge  zu  leisten,  wenn  ein  Zwanzigstel 
bzw.  ein  Zehntel  der  Stimmberechtigten  innerhalb  der  Frist  ihre 
Unterschrift  dafür  abgegeben  haben.  Dabei  ist  als  Zahl  der 
sämtlichen  Stimmberechtigten  die  amtlich  ermittelte  Zahl  bei  der 
letzten  Reichstags-  oder  Reichspräsidentenwahl  oder  allgemeinen 
Volksabstimmung  maßgebend. 

V.  Bei  der  Beurteilung  und  Betrachtung  der  Volksabstimmung 
unter  politischem  Gesichtswinkel  hat  es  sich  vornehmlich  um  die 
Frage  zu  handeln :  Ist  dem  Volke  durch  die  Einrichtung 
der  Volksabstimmung  der  ihm  zugedachte  Ein- 
fluß als  letzte  Instanz  auch  politisch  gesichert.? 
Theoretisch  kann  die  Frage  bejaht  werden.  Die  Regelung  der 
Volksabstimmung  in  der  Verfassung  stellt  für  ein  60-Millionen-Reich 
die  weitgehendste  politische  Lösung  in  der  Theorie  dar ;  weiter 
konnte  gar  nicht  gegangen  werden.  Darüber  waren  sich  alle 
Parteien  einig,  tatsächlich,  obschon  nicht  ausdrücklich,  auch  in- 
sofern, daß  die  Volksabstimmung  —  weil  wir  keinen  Monarchen 
mehr  haben,  dessen  Wille  früher  als  suprema  lex  anerkannt  wer- 
den wollte  —  dem  Parlamente  gegenüber  den  Ersatz  des  Monarchen 
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darstellen  müsse,  da  der  Präsident  nur  insoweit  der  Nachfolger 
des  Kaisers  ist,  als  er  nach  außen  und  innen  hin  der  Vertreter 
des  Reiches  und  des  Volkes  sein  soll. 

In  der  Praxis  dagegen  ergibt  sich  meiner  Auffassung  nach 
ein  anderes  Bitd.  Da  ist  der  Reichstag  der  unumschränkte 
Herrscher  und  der  Souverän  des  Volkes,  und  nur  bei  den  Wahlen 
für  diesen  Souverän  äußert  sich  die  angebliche  Souveränität  des 
Volkes.  In  der  Teilnahme  an  der  Präsidentenwahl  vermag  ich  keinen 
Ausfluß  der  Volkssouveränität  zu  erblicken,  weil  die  dem  Reichs- 
präsidenten übertragenen  Befugnisse  dem  Reichstage  gegenüber 
nur  von  einer  geringen  praktischen  politischen  Bedeutung  sind. 
Die  »souveräne«  Nationalversammlung  hat  uns  die  Verfassung 
gegeben  und  nicht  das  deutsche  Volk  selbst,  wie  es  im  Eingange 
heißt,  womit  keineswegs  der  Wert  der  gegenwärtigen  Verfassung 
als  Ganzes  herabgesetzt  werden  soll. 

Daß  der  Reichstag  der  unumschränkte  Herr,  und  daß  seine 
ungeheure  Machtfülle  nur  durch  sehr  schwache  »konstitutionelle 
Garantien«  eingeengt  ist,  geht  auch  daraus  deutlich  hervor,  daß 
ein  Reichstagsbeschluß  nur  dann  durch  einen  Volksentscheid  außer 
Kraft  gesetzt  werden  kann,  wenn  sich  die  Mehrheit  der  Stimm- 
berechtigten an  der  Abstimmung  beteiligt.  Handelt  es  sich  dabei 
um  Verfassungsänderungen,  welche  auf  ein  Volksbegehren  durch 
Volksentscheid  beschlossen  werden  sollen,  so  genügt  nicht 
bloß,  daß  über  die  Hälfte  der  Stimmberechtigten  abstimmt,  son- 
dern daß  allein  inehr  als  die  Hälfte  zustimmt.  Während  also 
für  die  Reichstagswahlen  keinerlei  Mindestbeteiligung  der  Stimm- 
berechtigten notwendig  ist,  ist  sie  für  die  Volksabstimmung  zu- 
gunsten des  Reichstags  ausdrücklich  vorgeschrieben. 

Die  Ueberlegenheit  des  Reichstags  über  den  Reichsrat,  den 
andern  Träger  der  deutschen  Reiclisgesetzgebung,  ist  ebenfalls 
offensichtlich.  Die  Einbringung  von  Gesetzesvorlagen  geschieht 
nach  Art.  68  durch  die  Reichsregierung  oder  aus  der 
Mitte  des  Reichstags,  der  auch  nach  Abs.  2  desselben  Artikels 
die  Reichsgesetze  allein  beschließt.  Die  Reichsregierurig 
bedarf  zur  Einbringung  von  Vorlagen  nur  der  Zustimmung  des 
Reichsrats.  Kommt  zwischen  diesen  und  der  Regierung  keine 
Uebereinstimmung  zuwege,  so  kann  letztere  die  Vorlage  trotzdem 
einbringen,  sie  hat  bloß  die  abweichende  Auffassung  des  Reichs- 
rats darzulegen.  Beschließt  der  Reichsrat  von  sich  aus  eine 
Gesetzesvorlage,   welcher  die  Reichsregierung  nicht  zustimmt,    so 
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kann  er  diese,  wie  erwähnt,  nicht  selbst  einbringen,  sondern  die 
Regierung  muß  das  unter  Darlegung  ihres  abweichenden  Stand- 
punktes tun  (Art.  69).  Gegen  die  vom  Reichstage  beschlos- 
senen Gesetze  kann  der  Reichsrat  nur  Einspruch  erheben;  dieser 
ist  befristet,  er  muß  innerhalb  zweier  Wochen  nach  der  Schluß- 
abstimmung im  Reichstage  bei  der  Reichsregierung  eingebracht 
sein  und  ähnlich  wie  ein  von  einem  Angeklagten  gegen  ein  Ge- 
richtsurteil eingelegtes  Rechtsmittel  binnen  zwei  weiteren  Wochen 
mit  Gründen  versehen  sein.  Das  Gesetz  geht  dann  zwar  an  den 
Reichstag  zu  nochmaliger  Beschlußfassung.  Gelingt  es  nun  nicht, 
Reichstag  und  Reichsrat  unter  einen  Hut  zu  bringen,  so  sind  zwei 
Möglichkeiten  gegeben.  Die  eine  liegt  vor,  wenn  der  Reichstags- 
beschluß nur  mit  einfacher  Mehrheit  erfolgt  ist;  entweder  ordnet 
nun  der  Reichspräsident  einen  Volksentscheid  über  den  Gegen- 
stand der  Meinungsverschiedenheiten  an,  oder  er  tut  das  nicht,  dann 
gilt  das  Gesetz  als  nicht  zustandegekommen.  Die  andre  ist  ge- 
geben, wenn  der  Reichstag  seinen  Beschluß  gegen  den  Reichsrat 
mit  Zweidrittelmehrheit  gefaßt  hat.  Dann  muß  der  Präsident 
binnen  drei  Monaten  das  Gesetz  in  der  vom  Reichstage  beschlos- 
senen Fassung  verkünden  oder  einen  Volksentscheid  anordnen. 
Deutlicher  kann  die  Ueberlegenheit  des  Reichstages  über  den 
Reichsrat  meines  Erachtens  kaum  Ausdruck  finden.  Allein  bei 
beschlossenen  Verfassungsänderungen  des  Reichstags  gegen  den 
Einspruch  des  Reichsrats  ist,  um  die  Verfassung  gegen  jeden 
Angriff  wesentlich  stärker  zu  wappnen,  als  ein  anderes  Gesetz, 
der  Einfluß  des  Reichsrats  etwas  größer.  Der  Reichspräsident 
darf  das  Gesetz  nicht  verkünden,  wenn  der  Reichsrat  binnen  zwei 
Wochen  den  Volksentscheid  verlangt. 

Angesichts  der  Zusammensetzung  des  Reichstags  (Art.  22) 
und  des  Reichsrats  (Art.  60,  61  und  17)  erscheint  es  mir,  so  lange 
im  Reiche  eine  einigermaßen  tragfähige  und  durchgreifende  Mehr- 
heit hinter  der  Regierung  steht,  die  über  mindestens  zwei  Drittel 
der  Reichstagsmitglieder  verfügt,  so  gut  wie  ausgeschlossen,  daß 
der  Reichsrat  einmal  eine  Volksabstimmung  erzwingen  und  daß 
diese  gegen  den  Reichstag  ausfallen  wird. 

Die  Befugnisse  des  Reichspräsidenten  sind  auch  dem  Reichs- 
tage gegenüber  nur  scheinbar  wirksamer,  als  die  des  Reichsrats. 
Der  Präsident  kann  zwar  jedes  vom  Reichstage  beschlossene 
Gesetz  binnen  einem  Monat  nach  der  Beschlußfassung  zum  Volks- 
entscheid   bringen.      Er   ist   insoweit    ganz    frei   und    an    keinerlei 
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Vorschrift  gebunden.  Den  Haushaltplan,  die  Abgabengesetze  und 
Besoldungsordnungen  darf  er  sogar  allein  der  Volksabstimmung 
unterwerfen.  Insoweit  kann  ihm  nicht  einmal  der  Reichstag, 
geschweige  denn  der  Reichsrat  irgendwelche  Anweisungen  geben. 
Bei  etwaigen  Streitigkeiten  zwischen  den  beiden  »Häusern«  wird 
der  Reichspräsident  dem  stärkeren  zuneigen  und  darum  eine 
Volksabstimmung  nur  im  Falle  des  Art.  76  Abs.  2  anordnen. 
Das  ist  soweit  alles  ganz  schön,  doch  muß  folgendes  da- 
gegengehalten werden.  Nach  Art.  50  der  Verfassung  be- 
dürfen alle  Anordnungen  und  Verfügungen  des  Reichspräsi- 
denten zu  ihrer  Gültigkeit  der  Gegenzeichnung  durch  den  Reichs- 
kanzler oder  den  zuständigen  Reichsminister.  Diese  bedürfen 
zu  ihrer  Amtsführung  und  insbesondere  auch  zur  Gegenzeichnung 
nach  Art.  54  des  Vertrauens  des  Reichstags;  jeder  von  ihnen 
muß  zurücktreten,  wenn  ihm  der  Reichstag  durch  ausdrücklichen 
Beschluß  sein  Vertrauen  im  Rahmen  des  Art.  32  entzieht.  Daher 
wird  sich,  da  auch  die  Anordnung  einer  Volksabstimmung  der 
Gegenzeichnung  bedarf,  kaum  ein  Mitglied  der  Reichsregierung 
finden,  das  in  einem  etwaigen  Streite  des  Reichspräsidenten  mit 
dem  Reichstage  entgegen  dessen  Beschluß  die  betr.  Verfügung 
des  Reichspräsidenten  gegenzeichnen  wird.  Gerade  dann,  wenn 
eine  Volksabstimmung  politische  Notwendigkeit  sein  kann,  ist  es 
denkbar,  daß  es  rein  formell  unmöglich  sein  wird,  eine  solche 
zustande  zu  bringen.  Wenn  eine  Volksabstimmung  angeordnet 
werden  soll,  bloß  damit  Reichsregierung  und  Reichstag  ihre 
politische  Verantwortlichkeit  von  sich  abwälzen,  ist  sie  völlig 
wertlos  und  durchaus  überflüssig,  wie  es  zum  Beispiel  angesichts 
des  Friedensvertrags  Mitte  1919  gewesen  wäre.  Denn  der  Volks- 
entscheid soll  ja  nach  seinem  eigentlichen  Zwecke  und  den  Be- 
stimmungen der  Verfassung  nur  bei  Meinungsverschieden- 
heiten der  maßgebenden  Körperschaften  die  letzte  und  bloß 
im  besonderen  Notfalle  eingreifende  Instanz  darstellen. 
Daß  das  Volk  selbst  dem  Reichspräsidenten  und  dem  Reichs- 
tag seinen  Willen  aufzwingt  und  gegen  diese  einen  Gesetzentwurf 
durchdrückt  oder  zu  Falle  bringt,  halte  ich  für  praktisch  völlig 
unmöglich.  Schon  die  Erfordernisse  der  Zulassung  eines  Antrags 
nach  Art.  73  II  sind  bei  näherem  Betrachten  so  schwierig,  daß 
es  Einzelpersonen  oder  kleineren  Verbänden  innerhalb  der  Frist 
von  2  Wochen  gemäß  §  28  des  Gesetzes  kaum  gelingen  wird,  die 
erforderliche  Anzahl    von  Unterschriften  mit  den   dazu  gehörigen 
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amtlichen  Bescheinigungen  aufzubringen  ;  hinsichtlich  des  Antrags 
auf  Einleitung  eines  Volksbegehrens  nach  Art.  73  II  ist  es  nicht 
anders.  Nur  große  Verbände  können  praktisch  einen  ordentlichen 
Antrag  stellen,  wobei  es  immer  fraglich  bleibt,  wie  die  Zustim- 
mung der  100  000  nachgewiesen  wird,  oder  soll  etwa  angenommen 
werden,  daß  sämtliche  Verbandsmitglieder  einverstanden  sind.? 
Für  kaum  erreichbar  halte  ich  aber,  daß  sich  ein  Zwanzigstel 
oder  ein  Zehntel  aller  Stimmberechtigten  innerhalb  zweier  Wochen 
zu  der  umständlichen  Eintragung  an  die  Eintragungslisten  bringen 
lassen  wird.  Wenn  es,  wie  Preuß  in  der  Nationalversammlung 
dargelegt  hat,  in  Deutschland  40  Millionen  Stimmberechtigte  gäbe, 
so  müßten  sich  mindestens  2  bzw.  4  Millionen  in  die  Listen  ein- 
tragen. Zu  einem  derartigen  Ereignisse  wird  es  nie  kommen. 
Sollte  sich  für  eine  Gesetzesvorlage  ein  so  ungestümes  Verlangen 
im  deutschen  Volke  geltend  machen,  daß  die  erforderliche  Anzahl 
Stimmen  aufgebracht  werden  kann,  so  wird  sich  nicht  bloß  eine 
Partei  im  Reichstage  finden,  welche  den  Gedanken,  um  seine 
Anhänger  für  ihr  Programm  einzufangen,  in  Anträgen  einbringen 
und  in  irgendeiner  Form  als  Gesetzentwurf  unter  Dach  und  Fach 
zu  bringen  versuchen  wird.  Wenn  die  Gewerkschaften  z.  B.  For- 
derungen haben,  so  treten  sie  an  die  Regierung  heran  und  winken, 
falls  ihre  Wünsche  kein  Gehör  finden,  mit  dem  Streik.  Dann 
werden  diese  bewilligt  und  ein  entsprechendes  Gesetz  erwirkt. 
Der  Fall  des  Volksbegehrens,  der  sog.  Volksantrag  nach  Art.  73  II 
ist  noch  umständlicher.  Da  muß  erst  ein  Gesetz  vom  Reichstage 
angenommen  worden  sein,  dann  muß  die  Verkündung  auf  Antrag 
von  mindestens  einem  Drittel  des  Reichstags  ausgesetzt  sein. 
Wohlgemerkt,  es  darf  nicht  bloß  der  Antrag  auf  Aussetzung  der 
Verkündung  gestellt  und  von  einem  Drittel  des  Reichstages  unter- 
stützt sein,  sondern  der  Antrag  muß  auch  mindestens  nach  der 
Vorschrift  des  Art.  32  angenommen  worden  sein.  Daß  der 
Reichstag  ein  Gesetz  erst  beschließt  und  dann  wieder  die  Ver- 
kündung aussetzt,  wäre  so  gut  wie  ein  eigenes  Armutszeugnis. 
Daneben  muß,  wenn  es  zum  Volksentscheid  kommen  soll,  von 
einem  Zwanzigstel  der  Stimmberechtigten  ein  diesbezüglicher  An- 
trag gestellt  werden.  Diesen  erachte  ich  für  fast  noch  schwieriger 
als  einen  Volksbegehr  im  Sinne  des  Art.  73  Abs.  2. 

Die  Befugnisse  des  Reichspräsidenten,  jedes  vom  Reichstage 
beschlossene  Gesetz  dem  Volksentscheid  zu  unterwerfen,  ist  auch 
infolge  der  Rechte  des  Reichtages,  nach  Art.  43  Abs.  2  die  Ab- 
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Setzung  des  Präsidenten  mit  Zweidrittelmehrheit  zu  beantragen, 
so  gut  wie  ausgeschalfet.  Obschon  die  auf  den  Antrag  anzuord- 
nende Volksabstimmung  dem  Präsidenten  recht  geben  und  da- 
durch seine  Wiederwahl  bewirken  kann,  wird  doch  der  normale 
Präsident  die  vorläufige  Behinderung  der  Amtsausübung  scheuen 
und  daher  dem  Reichstage  lieber  etwas  mehr  als  weniger  zu 
Willen  sein.  Wenn  dagegengehalten  wird,  daß  der  Reichsprä- 
sident den  Reichstag  auflösen  darf  (Art.  25),  so  bedeutet  das 
einem  Reichstage  mit  einer  kräftigen  Mehrheit  gegenüber  gar 
nichts,  schon  weil  er  keinen  Minister  zur  Gegenzeichnung  finden 
wird.  Man  stelle  sich  vor:  der  Reichspräsident  ist  mit  einem 
Reichtage,  in  dem  eine  starke  Mehrheit  herrscht,  in  einen  Streit 
geraten,  der  nur  durch  eine  Art  Gewaltmaßnahme  aus  der  Welt 
zu  schaffen  ist.  Der  Reichstag  ist  entschlossen,  den  Antrag  auf 
Absetzung  zu  stellen.  Er  wird  aufgelöst,  kommt  in  nahezu  alter  Be- 
setzung wieder  und  der  Kampf  setzt  von  neuem  ein.  Der  Reichs- 
präsident kann  nun  den  Reichstag  aus  demselben  Grunde  nicht  noch 
einmal  auflösen,  wohl  aber  kann  dieser  jetzt  das  Absetzungsver- 
fahren unbehindert  einleiten;  es  ist  kaum  zu  erwarten,  daß  der 
Präsident  dann  Gnade  vor  den  Augen  des  Volkes  finden  wird. 
Wenn  der  Reichspräsident  nicht  eine  ganz  besonders  starke  Per- 
sönlichkeit ist,  wird  er  es  kaum  auf  eine  Kraftprobe  mit  dem 
Reichstage  ankommen  lassen.  Noch  viel  weniger  wird  das  von 
Seiten  des  Reichsrats  eintreten.  Auch  das  Volk  selbst  wird  sei- 
nem souveränen  Reichstage  das  Leben  nicht  schwer  machen. 
Ein  formelles  Volksbegehren  wird  wohl  nie  zustande  kommen  und 
eine  Volksabstimmung  wird,  wenn  nicht  die  erste  als  ein  Versuchs- 
ballon in  Szene  gesetzt  wird,  nur  aller  Menschenalter  einmal 
stattfinden,  wenn  das  Geschlecht,  das  bei  der  letzten  beteiligt 
gewesen  ist,  nahezu  ausgestorben  sein  wird,  und  das  neue  ihre 
Schrecken  noch  nicht  erkannt  hat. 

VI.  So  reizvoll  sich  die  Lösung  der  Volksabstimmungsfrage 
vom  juristischen  Standpunkt  aus  darstellt,  so  unpraktisch  er- 
scheint sie  mir  vom  politischen  aus.  Ich  halte  sie  bis  zum  Be- 
weise des  Gegenteils  für  einen  papierenen  Schutzmantel,  den  die 
souveräne  Nationalversammlung  dem  deutschen  Volke  bereit  ge- 
hängt hat,  den  es  aber  nur  verwenden  darf,  wenn  es  dem  Reichs- 
tage gefällt.  Wer  Verfassungen  und  Gesetze  nur  ihrem  wörtHchen 
Inhalte  nach  liest,  und  das  tun  die  meisten,  der  ist  erfreut  über 
die  ausgedehnten  neuen  Volksrechte,    die    früher   gänzlich   unbe- 


72  Dr.  Willy  Berthold: 

kannt  waren.  Der  stimmt  auch  dem  Urteile  von  Dr.  Quarck 
einem  der  Mitarbeiter  an  der  Verfassung,  in  dessen  Schrift  »Vom 
Geiste  der  neuen  Verfassung«  zu,  »daß  für  das  Referendum  jetzt 
positive  Formen  nach  den  feststehenden  Lehren  des  Staatsrechtes 
gefunden  sind^.  Wer  dagegen  die  Gesetzgebung  auf  ihren  prak- 
tischen Inhalt  hin  prüft,  der  muß,  je  schneller  und  reichhaltiger 
die  Gesetzmacherei  vor  sich  geht,  finden,  daß  fast  überall  ein 
gewaltiger  Widerstreit  zwischen  Wort  und  Tat  tobt.  Während 
wir  in  unerhörter  Weise  geknechtet  werden,  bauen  wir  die  freieste 
Verfassung  der  Welt,  während  alle  Gewalt  beim  Volke  ist  und 
von  ihm  ausgehen  soll,  erschöpft  sich  dessen  Mitwirkung  an  der 
Politik  genau  wie  früher  in  der  Abgabe  des  Stimmzettels.  Ich 
will  die  Beispiele  hier  nicht  weiter  führen,  ich  habe  schon  mehr- 
fach betont,  daß  derjenige  sich  das  allergrößte  Verdienst  erwer- 
ben würde,  der  einmal  den  deutschen  Volkscharakter  in  dieser 
Hinsicht  gründlich  schildern  und  zergliedern  würde. 

Jede  Verfassung  trägt  deutlich  den  Stempel  ihrer  Väter  an 
sich.  Eine  von  einem  Parlamente  geschafifene  Verfassung  betont 
die  Macht  des  Parlamentes  ganz  besonders.  Das  lehrt  z.  B.  die 
Verfassung  der  Paulskirche,  welche  dem  Reichstage  stärkere 
Rechte  zuschreibt,  als  dem  Kaiser.  Die  Weimarer  Verfassung  hat 
die  Macht  des  Reichtags  ebenfalls  so  stark  gemacht,  daß  da- 
gegen die  eigentlichen  Volksrechte  fast  nur  auf  dem  Papier  stehen. 
Dagegen  betont  eine  von  einem  Fürsten  auferlegte  Verfassung 
dessen  Rechte  am  meisten.  Der  norddeutschen  Bundesverfassung 
von  1867  und  der  deutschen  Reichsverfassung  von  1871  hat  Bis- 
marck  den  Stempel  aufgedrückt;  seine  im  Bundesrate  »verankerte« 
Macht  überwog  die  des  Reichstags  bedeutend.  Die  schweizer 
kantonalen  Verfassungen  sind  zu  einem  großen  Teile  aus  der  Ur- 
gemeinde  hervorgegangen;  darum  auch  die  erhebliche  unmittel- 
bare Mitwirkung  des  Volkes  und  dessen  gewaltiger  Einfluß.  Es 
ist  ohne  weiteres  klar,  daß  in  Deutschland  die  schweizerische 
Lösung  nicht  in  Betracht  kommen  konnte,  weil  wir  auf  eine  ganz 
andre  verfassungsgeschichtliche  Entwickelung  zurückblicken  und 
weil  unsre  größeren  Verhältnisse  andere  Einrichtungen  erfordern. 
Die  Erfahrungen,  die  in  der  Schweiz  mit  dem  Referendum  ge- 
macht worden  sind,  können  auf  die  Verhältnisse  im  Reiche  nicht 
ohne  erhebliche  Einschränkung  übertragen  werden,  höchstens  für 
die  etwa  gleich  großen  Länder  könnten  sie  mit  mehr  Recht  her- 
angezogen werden.  Welche  Lösung  dort  gefunden  wurde,  geht 
über  den  Rahmen  dieser  Darstellung  hinaus. 
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Die  Frage,  welche  andern  Maßnahmen  zur  Einschränkung 
der  Macht  des  Reichstages  vorgeschlagen  werden,  wenn  die  Volks- 
abstimmung kein  taugliches  Mittel  dazu  sein  soll,  möchte  ich  da- 
hin beantworten,  daß  ich  persönlich  Verfassungsbestimmungen 
als  solchen  nicht  den  hohen  Wert  beimesse,  wie  das  in  Deutsch- 
land so  oft  geschieht.  Wir  begnügen  uns  mit  Gesetzen  und  Para- 
graphen und  meinen,  wenn  wir  die  haben,  gegen  alle  Fährnisse 
gefeit  zu  sein.  Die  Ereignisse  der  letzten  Zeit  haben  das  Gegen- 
teil bewiesen.  Das  beste  Mittel  gegen  eine  mißbräuchliche  An- 
wendung der  Macht  durch  das  Parlament  ist  eine  rege  Beschäf- 
tigung aller  Volkskreise  mit  den  Bedürfnissen  und  Erfordernissen 
unsers  politischen  Lebens.  Je  besser  unser  Volk  pohtisch  durch- 
gebildet ist  —  daran  fehlt  freilich  noch  sehr  viel  —  um  so  weniger 
wird  ein  Versuch  gemacht  werden,  es  beiseite  zu  schieben.  Die 
Einrichtung  der  Volksabstimmung  ist  keine  Lösung,  welche  dem 
deutschen  Volke  eine  unbedingte  Gewähr  dafür  bietet,  daß  sein 
Wille  allein  in  allen  maßgebend  ist.  Derartigen  übertriebenen 
Hoffnungen  muß  entschieden  widersprochen  werden.  Dem  deut- 
schen Volke  ist  weniger  durch  Verfassungsparagraphen  geholfen, 
es  braucht  eine  tiefere  politische  Durchdringung,  bessere  Erkennt- 
nis seiner  geschichtlichen  und  kulturellen  Aufgaben  und  zumal 
Männer,  die  ihm  als  Führer  die  rechten  Wege  weisen  und 
denen  es  voll  Vertrauen  folgen  kann.  An  all  diesem  gebricht 
es  leider  zurzeit  noch  sehr. 
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DAS  KREDITANGEBOT  DER  INDUSTRIE. 

Von 

Dr.  ROBERT  DEUMER,  HAMBURG  i). 

Der  Vortrag,  den  heute  ich  zu  halten  hier  die  Ehre  habe, 
steht  unter  verschiedenen  Voraussetzungen. 

Einmal :  es  ist  noch  ungewiß,  ob  der  Gesetzentwurf  Hachen- 
btirg,  der  die  zu  schaffende  Kreditgemeinschaft  rechtlich  und 
organisatorisch  ausgestaltet,  überhaupt  zum  Gesetz  erhoben  wird. 
Wie  mir  ein  Reichsratsmitglied  mitteilt,  sind  die  Entwürfe  dem 
Reichsrate  noch  nicht  zugegangen.  Allerdings  ist  aus  Pressemit- 
teilungen zu  entnehmen,  daß  die  Durchführung  der  Kreditaktion 
ziemlich  gewiß  ist  ^).  Die  Frage  drängt  auch  zur  Entscheidung. 
Es  gilt  die  in  kurzen  Zwischenräumen  (am  15.  Januar  und  Februar) 
fälligen  Reparationsraten  im  Gesamtbetrage  von  600  Millionen 
Goldmark  aufzubringen. 

Sodann  ist  mir  die  Aufgabe  geworden,  über  die  juristische 
Ausgestaltung  der  Kreditaktion  zu  sprechen.  Das  Thema  begrenzt 
sonach  die  Behandlung  des  Gegenstandes  an  und  für  sich  nach 
seiner  juristischen  Seite.  Jedoch  werde  ich  nicht  umhin  können, 
auch  manche  Fragen  wirtschaftlicher,  insbesondere  kreditwirtschaft- 
licher Natur  anzuschneiden.  Die  Schwierigkeit  der  ganzen  Materie 
liegt  in  der  besonders  engen  Durchflochtenheit  juristischer  und 
wirtschaftlicher  Gesichtspunkte.  Weder  die  rein  rechtliche  noch 
die  rein  wirtschaftliche  Betrachtungsweise  wird  dem  vorliegenden 
Entwürfe  gerecht.  Eine  verständnisvolle  Synthese  ist  daher  nicht 
nur  erwünscht,  sondern  auch  unbedingt  notwendig. 

Das  Material,  das  zur  Behandlung  vorliegt,  ist  äußerst  dürftig. 
Veröffentlicht  sind  bisher  nur  der  Gesetzentwurf  HacJienburg  und 
der    Bericht    des    Reichswirtschaftsrats.      Ich    glaube,    daß    beide 
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Veröffentlichungen  nur  den  allerwenigsten  der  hier  anwesenden 
Herren  zu  Gesicht  gekommen  sind.  Eine  Veröffentlichung  dieser 
beiden  Stücke  ist  m.  W.  —  und  ich  glaube,  die  darauf  bezüg- 
Hchen  Publikationen  überschauen  zu  können  —  nur  im  »Plutus«, 
der  von  Georg  Bernhard  redigierten  Finanzzeitschrift  erfolgt.  Das- 
jenige Material,  das  in  den  Verhandlungen  der  Wirtschaftsver- 
bände, insbesondere  in  den  Verhandlungen  des  Reichsverbandes 
der  deutschen  Industrie  niedergelegt  ist,  ist  natürlich  streng  ver- 
traulich. 

Es  ist  naturgemäß,  daß  die  Durchsetzung  der  geplanten 
Kreditaktion  Kampf  kostet.  Der  Kampf  um  die  Kreditaktion  hat 
sich  nicht  nur  in  den  Verhandlungen  des  Reichsverbandes  der 
deutschen  Industrie,  sondern  viel  stärker  noch  an  andern  Stellen, 
verborgen  hinter  den  Kulissen,  abgespielt.  Wäre  es  auch  anders 
möglich } 

Das  Angebot  ist  hervorgegangen  aus  dem  Plane,  die  sog. 
Sach-  und  Goldwerte  zur  Deckung  der  Reparationslasten  heran- 
zuziehen. Man  nahm  aber  schließlich  Abstand  von  der  gefähr- 
lichen Veräußerung  von  Sachwerten  oder  Teilen  derselben  an 
das  Ausland,  man  wollte  die  Substanz  des  deutschen  Volksver- 
mögens unangetastet  lassen  und  entschied  sich  für  einen  bloßen 
Verpfändungsakt. 

Ich  sollte  sprechen  über  die  juristische  Ausgestaltung  der 
Kreditaktion  der  Industrie.  Dieses  Thema  enthält  eine  Un- 
genauigkeit. 

Der  Plan,  den  deutschen  Kredit  für  die  Aufnahme  einer  Aus- 
landsanleihe dienstbar  zu  machen,  ging  wohl  von  der  Industrie 
aus,  insofern  kann  man  auch  von  einer  Kreditaktion  der  Industrie 
sprechen,  die  juristische  Ausgestaltung  dieser  Aktion  hat  aber  zu 
einem  Gesetzentwurfe  geführt,  welcher  als  Kreditgemeinschaft 
nicht  die  Industrie  allein,  sondern  das  gesamte  deutsche  Gewerbe 
einschließlich  Handel,  Handwerk,  Landwirtschaft  und  den  gewerb- 
lichen Hausbesitz  umfaßt.  Die  Kreditgemeinschaft,  wie  sie  der 
Gesetzentwurf  vorschlägt,  umfaßt  daher  die  gesamten  produktiven 
Erwerbsstände  des  deutschen  Volkes.  Der  Hausbesitzer  im  Vor- 
ort Barmbeck  gehört  zur  Kreditgemeinschaft  ebenso  wie  der  Bauer 
auf  dem  platten  Lande  in  Hinterpommern,  die  industriellen  Unter- 
nehmungen von  der  Kohle  und  dem  Eisen  bis  zum  Fertigfabrikat 
sind  ebenso  einbegriffen,  wie  die  Banken,  der  Großunternehmer 
wie  der  Kleinsfewerbler. 
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Das  ist  eine  außerordentlich  weitgehende  Spannung  des  Rah- 
mens der  Kreditgemeinschaft.  Negativ  ausgedrückt:  Verschont 
sind  nur  die  Lohn-  und  Geistesarbeiter.  Der  Gesetzentwurf  hat 
daher  eine  hervorragend  wichtige  und  praktische  Bedeutung.  Mir 
ist  kein  anderes  Gesetz  bekannt,  das  eine  so  weitgehende  Inan- 
spruchnahme aller  produktiven  Berufsstände  in  positiver  Form 
durch  Heranziehung  der  Beteiligten  zum  Gegenstande  hätte.  Alle 
andern  Gesetze  geben  nur  Normen  für  den  jeweiligen  Anwen- 
dungsfall bei  Vorhandensein  gewisser  Rechtsbeziehungen,  die 
irgendwie  oder  irgendwann  einmal  eintreten  könnten,  hier  wird 
aber  die  Gesamtheit  der  deutschen  Erwerbsstände  kraft  Gesetzes 
ipso  iure  von  den  Wirkungen  des  Gesetzes  erfaßt.  Die  Mitglied- 
schaft bei  der  Kreditgemeinschaft  entsteht  kraft  Gesetzes  —  es 
gibt  keine  Möglichkeit,  sich  dem  Beitritt  zu  entziehen  oder  das 
Mitgliedschaftsverhältnis  durch  Austritt  oder  Aufkündigung  zu 
lösen :    das  Gesetz  schafft  eine  Zwangsgemeinschaft. 

Der  Gesetzentwurf  ist  klar  und  schlüssig.  Der  Name  seines 
Verfassers,  des  bekannten  Mannheimer  R.  A.  Dr.  Hachenburg 
bürgt  für  eine  vorzügliche  Ausarbeitung.  Aber  er  ist  auch  in 
vielen  Punkten  allzu  klar  und  tiefgründig.  Er  ist  wie  ein  stiller 
Bergsee  unter  Tannen.  Klar,  durchsichtig,  aber  abgrundtief. 
Scharf  sind  die  Vorschriften  über  die  Haftung  der  Mitglieder  der 
Kreditgemeinschaft.  In  ihren  Konsequenzen  abgrundtief,  gefährlich. 
Mag  auch  die  Haftung  abgestuft  sein  und  diese  sich  schließlich 
zu  einer  subsidiären  Ausfallshaftung  gestalten  —  die  sämtlichen 
Mitglieder  der  Kreditgemeinschaft  haften  für  die  Aufnahme  der 
Anleihe  letzten  Endes  solidarisch  —  der  produktive  Erwerbsstand 
hat  sich  zu  einer  Kreditgemeinschaft  verbunden,  die  schließlich 
vermöge  der  weitgehenden  Haftung  eine  Verlustgemeinschaft  wer- 
den könnte. 

Die  Kreditnehmer. 

Den  Kredit  nimmt  auf  die  Kreditvereinigung  als  solche,  d.  h. 
die  zu  einer  Gemeinschaft  in  genossenschaftlicher  Form  zusammen- 
geschlossenen Unternehmungen  des  produktiven  Kapitals.  Sie 
ist  juristische  Person,  hat  Korporationscharakter.  Aber  die  Kredit- 
gemeinschaft nimmt  den  Kredit  nicht  für  eigene  Zwecke  auf,  um 
ihn  der  produktiven  Verwendung  in  den  Unternehmungen  ihrer 
Mitglieder  zuzuführen  als  Produktivkredit,  sondern  sie  nimmt  ihn 
auf   zugunsten    eines    Dritten,     nämlich    des    Deutschen    Reiches. 
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Das  bedeutet  zweierlei :  einmal  das  Zugeständnis,  daß  der  Kredit 
des  Staates  als  solcher  versagt  hat,  m.  a.  W.  daß  das  produktive 
P  r  i  V  a  t  k  a  p  i  t  a  1  für  öffentliche  Verpflichtungen,  d.  h.  die  Repa- 
rationsleistungen, einspringen  muß.  Zwar  erfolgt  die  Kreditauf- 
nahme zugunsten  eines  Dritten.  Ihrer  rechtlichen  Natur  nach 
bedeutet  sie  jedoch  die  Uebernahme  einer  eigenen  Schuldver- 
pflichtung. Die  Kreditgemeinschaft  obligiert  sich  für  die  Ver- 
pflichtungen aus  Aufnahme  der  Anleihe  den  Geldgebern  unmittel- 
bar und  selbständig.  Es  wird  durch  die  Aufnahme  der  Anleihe 
ein  eigenes  Schuldverhältnis  zwischen  Geldgebern  und  Kredit- 
nehmern —  eben  der  Kreditgemeinschaft  —  geschaffen.  Die 
Kreditaktion  ist  daher  (was  man  leicht  irrtümlich  annehmen  könnte) 
nicht  Bürgschaft,  auch  nicht  Garantieleistung,  auch  nicht  Schuld- 
mitübernahme im  Reicheischen  Sinne.  Bürgschaft  schon  deshalb 
nicht,  weil  es  an  dem  rechtlichen  Zusammenhange  zwischen 
der  Hauptschuld  fehlt;  denn  die  Kreditvereinigung  tritt  nicht  etwa 
als  Bürge  neben  den  Hauptschuldner,  indem  sie  mit  den  Gläu- 
bigern des  Deutschen  Reiches  einen  Bürgschaftsvertrag  abschlöße, 
vielmehr  obligiert  sie  sich  selbständig.  Natürlich  wirtschaftlich 
zugunsten  eines  Dritten,  nämlich  des  Reiches.  Das  kommt  auch 
sonst  im  Kreditverkehre  häufig  genug  vor.  Ein  Geldgeber  be- 
schafft sich  die  Mittel  zu  seiner  Kreditleistung  selbst  erst  im  Wege 
des  Kredites,  dann  dient  seine  Kreditoperation  zur  Ermöglichung 
der  andern.  So  auch  hier!  Die  Kreditvereinigung  beschafft  sich 
die  Mittel  des  Anleihebetrags  durch  besonderen  Vertrag  mit  den 
Geldgebern,  um  sie  dem  Deutschen  Reiche  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Dieses  wiederum  erfüllt  damit  seine  eigene  Schuld,  näm- 
lich die  Reparationsleistung. 

§  8  des  O.Ges.  besagt,  daß  der  Kapitalbetrag  der  Anleihe 
für  Rechnung  des  Reiches  an  die  von  ihm  bezeichnete  Stelle  der 
alliierten  Mächte  auszuzahlen  ist.  Durch  diese  Leistung  erwirbt 
die  Vereinigung  einen  Ersatzanspruch  an  das  Reich  für  Kapital, 
Zinsen  und  Kosten.  Er  wird  fällig  mit  der  jeweiligen  Zahlung 
von  Amortisations-  und  Zinsraten. 

Die  Höhe  der  Anleihe. 

Der  vorliegende  Gesetzentwurf  begrenzt  nicht  die  Höhe  der 
aufzunehmenden  Anleihe.  §  i  des  Gesetzentwurfes  bezeichnet  es 
als  Aufgabe  der  Kreditvereinigung,  dem  Deutschen  Reiche  die 
zur  Erfüllung  der  ihm  kraft  des  Friedensvertrages  und  der  diesem 
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folgenden  Akte  obliegenden  Zahlungsverbindlichkeiten  erforder- 
lichen Mittel  in  fremder  Währung  zur  Verfügung  zu  stellen.  Die 
Vollmacht  zur  Aufnahme  der  Anleihe  geht  daher  entsprechend 
den  unerschwinglichen  Reparationslasten  äußerst  weit.  Entspre- 
chend weit  würden  aber  auch  die  Verpflichtungen  und  die  Haf- 
tung der  Beteiligten  auf  Grund  der  aufzunehmenden  Anleihe 
gehen.  Eine  Kreditaktion  ohne  Begrenzung  bietet  schwere  Ge- 
fahren. Zum  wenigsten  müßte  man  fordern,  daß  die  Kreditaktion 
zeitlich  und  dem  Betrage  nach  zu  beschränken  sei,  schon  um 
die  weitere  Kreditfähigkeit  der  deutschen  Produktion  für  Wieder- 
aufbauzwecke und  den  Fortbestand  deutschen  Erwerbslebens  nicht 
zu  untergraben. 

Einzelheiten  über  die  Technik  des  Anleiheverfahrens  enthält 
der  Entwurf  noch  nicht.  Man  hat  vorläufig  eine  ganze  Reihe 
von  Blankettbestimmungen  getroffen.  §  8  des  Gesetzentwurfes 
besagt,  daß  »über  die  Aufnahme  der  Anleihe  und  ihre  Bestim- 
mungen der  geschäftsführende  Ausschuß  beschließe«.  M.  E.  ist 
es  aber  unbedingt  erforderlich,  daß  die  Beteiligten,  welche  für 
die  Verpflichtungen  aus  der  Aufnahme  der  Anleihe  aufzukommen 
haben,  vorerst  einmal  wissen,  wie  hoch  der  Umfang  ihrer 
Verpflichtungen  ist.  Das  deutsche  Gewerbe  wird  kraft  gesetz- 
licher Vorschrift  zu  einer  Zwangsgenossenschaft  vereinigt  und 
unterschreibt  in  dieser  Eigenschaft  einen  Blankowechsel,  nämlich 
für  die  Leistungen  eines  anderen,  die  dieser  in  schier  unerfüll- 
barem Umfange  aufgenommen  hat,  aufzukommen.  Eine  so  weit- 
gehende Schuldmitübernahme  ist  in  der  Weltgeschichte  noch 
nicht  dagewesen. 

Die  Aufnahme  der  Anleihe  ist  Darlehensvertrag  zwi- 
schen der  Kreditvereinigung  und  den  Geldgebern.  Die  Anleihe 
ist  verzinslich,  sie  muß  weiterhin,  wie  jedes  andere  Darlehen, 
zurückgezahlt  werden. 

Die  Tilgung  und  Verzinsung  der  Anleihe. 

Der  Vereinigung  liegt  daher  die  Zahlung  von  Zinsen  während 
der  Kreditperiode  und  die  Rückzahlung  der  Kapitalsumme  an 
den  Darlehnsgeber  ob.  Die  Rückzahlung  erfolgt  in  Amortisations- 
raten auf  Grund  eines  bestimmten  Amortisationsplans.  In  der 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Anleihe  besteht  die  Hauptaufgabe 
der  Kreditgemeinschaft,  um  diesen  Punkt  kristallisieren  sich  die 
ganzen  Vorschriften  des  Gesetzes.     Wie  beschafft  sich  die  Kredit- 
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Vereinigung  die  zur  Tilgung  und  Verzinsung  der  Anleihe  erforder- 
lichen Mittel?  Die  Aufbringung  dieser  Mittel  erfolgt  durch  Ein- 
ziehung der  auf  die  einzelnen  Mitglieder  umgelegten  Beiträge. 
Aber  in  erster  Linie  geht  die  Mitgliedschaftsleistung  auf  Ueb er- 
lassung von  Devisen.  Die  auf  Grund  von  Auslandsge- 
schäften erworbenen  Devisen  hat  das  Mitglied  der  Kreditvereini- 
gung zur  Verfügung  zu  stellen.  Natürlich  nicht  unentgeltlich, 
sondern  gegen  Vergütung,  Bezahlung.  Auch  nicht  in  unbeschränk- 
tem Umfange  als  restlose  Erfassung  sämtlicher  im  Geschäftsver- 
kehre mit  dem  Auslande  erworbener  Devisen.  §  9  bestimmt 
vielmehr,  daß  die  Beschaffung  der  Devisen  unter  mög- 
lichster Schonung  der  Betriebe  erfolgen  soll.  Nur  die  für  den 
einzelnen  Betrieb  entbehrlichen  Devisen  sind  abzuliefern. 
Anderseits  können  die  exportierenden  Kreise  durch  Zwangs- 
vorschriften zur  Ablieferung  von  Devisen  angehalten  wer- 
den. Auf  die  Unterlassung  der  Erfüllung  dieser  Pflicht  können 
selbst  Strafen  festgesetzt  werden.  Daneben  besteht  sogar 
die  gesetzliche  Pflicht  des  Schadenersatzes  auf  Grund  des  Ver- 
zuges, wegen  verzögerlicher  Ablieferung.  Diese  Verzugshaftung 
soll  dem  Mitgliede  den  Hauptreiz,  die  Devisen  für  sich  zu  be- 
halten, nehmen.  Aber  die  Kehrseite  dieses  Ablieferungszwanges 
ist  auch  nicht  zu  vergessen.  Schwierig  wird  die  Unterscheidung 
zu  treffen  sein,  wann  die  Abgabe  im  Geschäftsbetriebe  entbehr- 
lich, wann  sie  unentbehrlich  erscheint.  Wo  liegt  die  Grenze.?  — 
Einmal  soll  auf  die  Bereitwilligkeit  der  Exporteure,  die  Devisen 
zur  Verfügung  zu  stellen,  durch  Zwangsvorschriften  eingewirkt 
werden,  anderseits  darf  die  Abgabe  nicht  zur  Schädigung  des 
Unternehmers  führen.  »Die  Mittel  für  die  Beschaffung  der  Roh- 
stoffe für  sein  Geschäft  müssen  ihm  bleiben«,  sagt  die  Denkschrift. 
Die  Grenzziehung  wird  sehr  schwierig  sein.  Man  denke  an  ein 
Textilunternehmen,  das  sich  ausdehnen  möchte.  Für  seine  Aus- 
dehnungszwecke benötigt  es  mehr  Devisen  als  in  der  verflossenen 
Geschäftsperiode  der  normale  Geschäftsgang  erforderte.  Wird 
man  die  entsprechende  Zurückhaltung  als  gerechtfertigt  anerkennen 
können.?  Die  Entscheidung  über  diese  Frage  ist  einem  Schieds- 
gericht übertragen.  Aber  man  bedenke,  daß,  abgesehen  von 
dem  juristischen  Vorsitzenden,  die  Beisitzer  aus  den  Mitgliedern 
der  speziellen  Gruppe  zu  wählen  sind.  In  unserm  Beispiele: 
aus  dem  Textilgewerbe  —  also  aus  den  Kreisen  der  eigenen 
Konkurrenz.     Zwar  sagt  §   17:    tunlichst    sollen  die  Beisitzer  aus 
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den  Mitgliedern  anderer  Gruppen  genommen  werden.  Offenbar 
hat  man  an  diese  Interessenkollision  gedacht  und  wollte  sie  tun- 
lichst vermeiden.  Aber  was  hat  man  damit  erreicht.?  Andere 
Gruppen  sind  andere  Gewerbe  —  und  andere  Gewerbe  haben 
anderen  Sachverstand.  Sollen  etwa  über  die  Bedürfnisfrage  des 
Textilgewerbes,  über  das  Interesse  an  dem  Behalten  von  Devisen 
Vertreter  der  Glasindustrie  oder  der  Elektrizitätsindustrie  oder 
sonstiger  industrieller  Gruppen  entscheiden.^ 

Anforderungen  werden  hierbei  an  das  Schiedsgericht  gestellt 
werden,  die  sonst  nicht  Brauch  sind.  Fragen  werden  debattiert, 
die  einen  weitgehendsten  Einblick  in  die  wirtschaftlichen  Verhält- 
nisse einzelner  Unternehmungen,  ganzer  Erwerbszweige  voraus- 
setzen. Der  Schwerpunkt  der  schiedsgerichtlichen  Entscheidung 
scheint  mir  daher,  wie  in  den  meisten  Fällen  schiedsgerichtlicher 
Entscheidung,  beim  juristischen  Vorsitzenden  zu  liegen. 

In  der  Tat  hat  die  Devisenbeschaffung  eine  ganz  außerordent- 
liche Bedeutung  für  die  gesamte  Kreditaktion;  denn  in  fremder 
Währung  sind  die  Zinsen,  ist  das  Kapital  der  Anleihe,  wenn  auch 
in  Amortisationsraten,  zu  entrichten.  Auf  den  Kreisen  der  Ex- 
portindustrie, des  Exporthandels,  des  Bankgewerbes  lastet  die 
Ermöglichung  der  ganzen  Operation.  Zahlreiche,  ja  die  meisten 
Mitglieder  der  Kreditvereinigung  besitzen  allerdings  keine  fremde 
Währung.  Das  gilt  insbesondere  von  der  Landwirtschaft  und 
vom  Hausbesitz,  —  es  gilt  aber  auch  von  einem  großen  Teile 
des  Handels,  namentlich  des  Binnenhandels,  —  es  gilt  auch  für 
viele  industriellen  Betriebe.  Wie  sollen  diese  Nichtbesitzer  frem- 
der W^ährung  solche  zur  Verfügung  stellen.? 

Hier  sind  zwei  Momente  streng  auseinander  zu  halten.  Die 
Devisenabgabe  und  die  Aufbringung  der  Mittel  zur  ihrer  Beschaf- 
fung. Primär  haben  natürlich  die  exportierenden  Kreise  ihre 
Devisen  der  Kreditgemeinschaft  zu  überlassen.  Sie  erhalten  von 
ihr  für  die  Hergabe  Vergütung.  Aber  die  Mittel  hierzu  haben 
die  Mitglieder  aufzubringen.  Daher  ist  für  das  Devisen  liefernde 
Exportgewerbe  nur  ein  Teil  der  Devisenablieferung  eigene  Lei- 
stung kraft  Mitgliedschaftspflicht.  Zum  erheblichen  Teile  liegt 
ein  Verkauf  an  die  Kreditgemeinschaft  vor.  Dasjenige  Unter- 
nehmen, das  über  einen  größeren  Teil  von  Devisen  verfügt,  als 
seine  eigene  Verpflichtung  kratt  Mitgliedschaftspfliclit  geht,  hat 
die  Ueberschüsse  an  Devisen  zu  verkaufen.  Die  Vergütung  für 
den    Devisenerwerb    setzt    der    geschäftsführende  Ausschuß    fest. 
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Die  Bezahlung  erfolgt   in  Papier.     In  diesem  zu   zahlen  sind  alle 
Beteiligten  imstande. 

Die  Erstattungspflicht  des  Reiches. 

Die  Kreditoperation  geschieht  zugunsten  des  Reiches.  Das 
Reich  hat  daher  die  Erstattungsansprüche  der  Leistenden  abzu- 
gelten. Das  geschieht  auf  eine  eigentümliche  Weise.  Die  Er- 
stattung erfolgt  nämlich  ausschließlich  durch  Verrechnung  mit 
den  steuerlichen  Ansprüchen  des  Reiches  gegen  die  Mitglieder 
der  Vereinigung.  Es  erhält  demnach  jedes  Mitglied  für  seine 
einzelne  Zahlung  eine  Quittung,  die  zur  Verrechnung  mit  zu- 
künftigen Steueransprüchen  des  Reiches  dient  (§  i6  des  Ges.). 
Die  Mitglieder  leisten  daher  dem  Reiche  einen  unverzinslichen 
Vorschuß.  Die  Erstattungspflicht  des  Reiches  bleibt  solange  in 
Schwebe,  bis  die  Abgeltung  und  Verrechnung  mit  fälligen 
Steueransprüchen  des  Reiches  erfolgen  kann.  Möglich  wäre  es, 
daß  diese  Steuern  und  Abgaben  nicht  die  Höhe  der  geleisteten 
Vorschüsse  erreichen.  Daraus  folgt  das  Recht  jedes  Mitgliedes, 
diese  Quittung  auf  antizipierte  Steuern  als  Gutschein  einem  an- 
deren Mitgliede  zu  übertragen. 

Auch  bezüglich  dieser  Verrechnungsmethode  können  starke 
Bedenken  nicht  verschwiegen  werden.  Womit  will  das  Reich 
seinen  Etat  balanzieren,  wenn  die  Steuereinnahmen  auf  Anleihe- 
konto zu  verrechnen  sind.?  Womit  sollen  die  Ausgaben  des 
Reiches  im  ordentlichen  und  außerordentlichen  Etat  beglichen 
werden,  wenn  die  reguläre  Einnahmequelle  des  Reiches  aus 
Steuern  in  die  grundlose  Versenkung  der  Reparationsschulden 
verrinnt  ?  —  Wird  nicht  die  Defizitwirtschaft  des  Reiches  mit 
allen  ihren  üblen  Begleiterscheinungen  von  Inflation,  Teuerung, 
Valutaspekulation  in  perpetum  erklärt.? 

Die  Haftpflicht. 

Hinsichtlich  der  Haftung  hat  man  zu  unterscheiden : 

1.  Die  Haftung  der  Kreditvereinigung  als  solcher, 

2.  die  Haftung  der  Gruppen, 

3.  die  Haftung  der  Gruppenmitglieder. 

Zu  I.  Ueber  die  Haftung  der  Kreditvereinigung  als  solcher  ist 
nicht  viel  zu  sagen.  Die  Kreditvereinigung  ist  Korporation.  Als 
solche  wird  sie  durch  die  Aufnahme  der  Anleihe  verpflichtet. 
Sie    obligiert    sich    selbständig    dem    Geldgeber.      Empfängt    die 
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Kreditgemeinschaft  nicht  unmittelbar  selbst  das  Darlehen,  läßt 
sie  sich  den  Anleihebetrag  vielmehr  durch  eine  Anzahl  von 
Banken  oder  Industrieunternehmungen  besorgen,  so  handelt  dieses 
Konsortium  dann  für  Rechnung  der  Kreditgemeinschaft. 

Die  Kreditgemeinschaft  als  solche  hat  kein  liquides  Ver- 
mögen, das  als  selbständige,  parate  Kreditunterlage  in  Betracht 
käme.  Der  Kredit  basiert  vielmehr  auf  die  Haftung  der  Mit- 
glieder. Es  ist  reiner  Personalkredit.  Zwischen  der  Kredit- 
vereinigung und  ihren  Mitgliedern  sind  als  Zwischenglieder 
Gruppen  eingeschaltet.  Die  Gruppen  werden  räumlich  nach 
den  Erwerbszweigen  der  einzelnen  Mitglieder  gebildet.  Den 
äußeren  Rahmen  für  die  Gruppenbildung  sollen  die  bestehenden 
Berufsgenossenschaften  der  Unfallsversicherung,  oder,  wo  solche 
nicht  bestehen,  entsprechende  Genossenschaften  abgeben.  Den 
Gruppen  liegt  die  Aufgabe  ob,  den  anteilsmäßig  auf  jede  Gruppe 
entfallenden  Betrag  auf  die  einzelnen  Mitglieder  der  Gruppe 
umzulegen  und  einzuziehen.  Der  Betrag,  der  auf  jede  Gruppe 
entfällt,  wird  vom  geschäftsführenden  Ausschuß  festgesetzt,  wäh- 
rend derjenige  Betrag,  der  auf  jedes  einzelne  Gruppenmitglied 
entfällt,  vom  Vorstande  der  Gruppe  umgelegt  wird.  Nach  wel- 
chem Verteilungsschlüssel  werden  die  aufzubringenden  Beträge 
umgelegt.?  Wie  hoch  ist  der  Anteil  der  verschiedenen  Er- 
werbsgruppen, wie  hoch  der  Anteil,  der  innerhalb  der  einzelnen 
Gruppe  auf  jedes  einzelne  Mitglied  entfällt.?  Hier  hat  man  zu 
unterscheiden:  Für  die  Veranlagung  der  Gruppen  soll  der  Ge- 
samtbetrag des  von  sämtlichen  Mitgliedern  der  Gruppe  repräsen- 
tierten Steuerkapitales  den  maßgebenden  Verteilungsschlüssel 
abgeben.  Hinsichtlich  deren  Höhe  will  man  von  den  Fest- 
stellungen des  Reichsnotopfers  ausgehen,  obwohl  diese  nur  als 
vorläufige  anzusehen  sind.  Es  handelt  sich  ja  nicht  um  eine 
Steuer,  sondern  nur  darum,  eine  brauchbare  Unterlage  für  den 
Kredit  und  die  gerechte  Verteilung  der  Haftung  zu  beschaffen. 
Daher  braucht  hier  nicht,  jedenfalls  nicht  in  dem  Maße  wie  bei 
einer  Abgabe,  auf  die  weitgehende  Richtigkeit  der  Verteilung 
der  Nachdruck  gelegt  zu  werden. 

Für  die  Verteilung  des  Beitrages  unter  die  einzelnen 
Mitglieder  der  Gruppe  soll  neben  den  Steuerkapitalien  auch 
der  Umsatz  und  der  Ertrag  eines  Betriebes  in  Rücksicht  gezogen 
werden.  Hier  rechnet  man  auf  besondere  Kenntnisse  und  Er- 
fahrungen,   die    den    Mitgliedern    der    Gruppe    selbst    zu   Gebote 
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stehen.  Differenzen  bezüglich  der  Richtigkeit  der  einzelnen  Ver- 
anlagung zwischen  den  einzelnen  Gruppen  und  weiterhin  inner- 
halb der  Gruppen  zwischen  den  einzelnen  Mitgliedern  werden 
nicht  ausbleiben.  Die  richtige  Veranlagung  zu  finden,  ist  ja 
auch  äußerst  schwierig.  In  den  meisten  Fällen  werden  sich  die 
einzelnen  Betriebsunternehmer  bezüglich  der  Veranlagung  gegen- 
über ihren  Fachgenossen  benachteiligt  fühlen.  Die  Austragung  sol- 
cher Streitigkeiten  ist  auch  hier  dem  besonderen  Schiedsgerichte 
übertragen.  Noch  mehr  als  bei  der  Frage  des  Umlages  der 
Devisenabgabe  werden  hier  von  den  Kreisen  der  Fachgenossen 
geschäftliche  Verhältnisse  bloßgelegt,  die  sonst  als  Geschäftsge- 
heimnisse ängstlich  gehütet  zu  werden  pflegen. 

Sind  die  Beträge  umgelegt,  ist  das  besondere  Umlage  ver- 
fahren beendet,  so  hat  die  Vereinigung  zur  Aufbringung  der 
fällig  werdenden  Zinsen  und  Tilgungsraten  sowie  sonstiger  Auf- 
wendungen die  auf  die  Mitglieder  entfallenden  Beträge  einzu- 
ziehen (Einziehungsverfahren).  Die  Zahlungsverpflichtung  der 
Mitglieder  unterliegt  einem  besonderen  Rechtszwange.  Das  Fest- 
stellungs-  und  Beitreibungsverfahren  ist  vereinfacht.  Es  bedarf 
keiner  vorgängigen  Klagerhebung,  keines  besonderen  Urteils- 
spruches (§  12).  Leistet  ein  Mitglied  die  auf  ihn  entfallende 
und  angeforderte  Zahlung  nicht,  so  ist  der  Gruppe  auf  Antrag 
ihres  Vorstandes  von  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  eine 
vollstreckbare  Ausfertigung  zu  erteilen.  Die  Anrufung  des  Schieds- 
gerichts hat  keine  aufschiebende  Wirkung  (§   12). 

Führt  die  Vollstreckung  gegen  ein  Mitglied  nicht  zur  voll- 
ständigen Befriedigung,  so  wird  der  Fehlbetrag  auf  die  übri- 
gen Mitglieder  der  Gruppe  im  Verhältnis  ihrer  Beteiligung  von 
neuem  umgelegt.  Dies  geschieht  so  lange,  bis  der  Ausfall  ge- 
deckt ist.  Eine  Begrenzung  der  Haftung  für  den  Ausfall,  wie  sie 
von  verschiedenen  Seiten  gewünscht  wurde,  ist  vorläufig  noch 
nicht  festgesetzt.  Die  Ausfallshaftung  ist  also  innerhalb  der 
Gruppen  eine  solidarische. 

Kann  der  Gruppenbeitrag  von  der  Gruppe  selbst,  sei  es 
ganz,  sei  es  teilweise,  nicht  aufgebracht  werden,  so  wird  der 
Gruppenausfallsbetrag  unter  alle  anderen  Gruppen  im  Verhältnis 
ihrer  Beteiligung  aufs  neue  umgelegt.  Die  Aufbringung  der 
Mittel  bei  dem  neuen  Umlageverfahren  erfolgt  nach  den  gleichen 
Grundsätzen  wie  in  dem  ersten  Umlageverfahren,  also  wiederum 
mit  Ausfallshaftung  der  solventen  für  die   insolventen  Mitglieder. 
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Und  das  so  fort  in  infinitum,  bis  der  Sollbetrag  eingegangen  ist. 
Soweit  Ausfälle  gedeckt  werden,  steht  den  zahlenden  Mitgliedern 
nach  bekannten  Rechtsgrundsätzen  der  Rückgriff  gegen  das  ver- 
sagt habende  Mitglied  zu,  und  ein  gleicher  Regreßanspruch  soll 
—  hier  allerdings  nur  mit  Genehmigung  des  geschäftsführenden 
Ausschusses  —  der  zahlenden  Gruppe  gegen  die  ausfallende 
Gruppe  eingeräumt  werden. 

Für  diese  Regreßprozesse  bleiben  die  ordentlichen  Gerichte 
zuständig,  —  es  findet  auch  —  was  im  Interesse  der  Verein- 
fachung zu  wünschen  wäre,  kein  abgekürztes  Feststellungs-  und 
Vollstreckungsverfahren  statt,  wie  es  im  §  12  für  die  Beitreibung 
der  Mitgliedsbeiträge  an  die  Gruppe  vorgesehen  ist,  offenbar 
wohl  deshalb,  weil  hier  das  öffentliche  Interesse  der  beschleu- 
nigten Beitreibung  fortgefallen  ist.  Es  konnte  dem  privaten  Er- 
messen überlassen  bleiben,  den  Rückgriff  auszuüben. 

Die   Kreditunterlagen, 

Um  es  gleich  vorweg  zu  sagen :  Die  Sicherung  des  Kredits 
ist  keine  dingliche,  sondern  eine  obligatorische.  Die  Mitglieder 
der  Kreditvereinigung  haften  persönlich  nach  genossenschaft- 
lichen Haftungsgrundsätzen  mit  ihrem  gesamten  Betriebsvermögen. 
Es  haften  daher  die  Betriebsvermögen  der  Industrie  und 
des  Gewerbes  mit  allen  ihren  investierten  Kapitalien,  mit  Grund- 
besitz, maschinellen  und  betrieblichen  Anlagen,  Rohstoffen,  Fertig- 
und  Halbfabrikaten,  Forderungen  und  Außenständen,  kurz,  sie 
haften  mit  ihren  Aktiva,  wie  sie  irgendeine  Bilanz  als  Ver- 
mögenswerte erkennen  läßt.  Es  haften  weiter  die  Grundstücke 
der  Land-  und  Forstwirtschaft  und  die  zur  Vermietung  dienenden 
Gebäude  der  Hausbesitzer.  Kurz,  es  haftet  jedes  Mitglied  mit 
seinen  Betriebsvermögen.  Das  ist  natürlich  Sachwerthaftung,  — 
es  ist  m.  a.  W.  die  weitgehendste  Heranziehung  der  Sachwerte 
des  produktiven  Kapitales,  in  Form  der  Haftung  des  Betriebs- 
vermögens. Nur  daß  die  Form  der  Kreditsicherung  nicht  in  der 
Einräumung  bestimmter  dinglicher  Sicherheiten  besteht,  d.  h. 
in  der  Form  der  Bestellung  von  speziellen  Pfandrechten  als 
Hypothek  oder  als  Faustpfandrecht.  Wirtschaftlich  ist  schließlich 
das  Ergebnis  das  Gleiche.  Rechtlich  besteht  die  Einschränkung 
daß  dingliche  SpezialSicherheiten  den  Vorrang  bei  der  Voll- 
streckung genießen.  Im  übrigen  aber  konkurriert  der  Anspruch 
der  Kreditgemeinschaft  auf  Befriedigung  der    dem  Mitgliede    ob- 
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liegenden  Haftungssumme  mit  den  übrigen  persönlichen  An- 
sprüchen anderer  Gläubiger,  selbstverständlich  auch  solcher, 
deren  Anspruch,  sofern  er  nur  rein  persönlicher  Natur  ist,  früher 
entstanden  ist.  Ja,  der  Anspruch  der  Kreditgemeinschaft  gegen 
ihre  Mitglieder  ist  im  Konkurse  insofern  privilegiert,  als  er  das 
gleiche  Vorrecht  wie  die  Steuerforderungen  des  Reiches  genießt. 
Der  Anspruch  ist  daher  vor  den  einfachen  Konkursforderungen 
bevorrechtigt  (§  61   Ziff.  2  KO.). 

Machen  wir  uns  klar,  was  das  bedeutet.  Es  bedeutet  die 
Verschlechterung  jedweden  Kredit-  und  Schuldverhältnisses  um 
den  Betrag  der  neu  hinzutretenden  Belastung.  Es  bedeutet  die 
Steigerung  des  Risikos,  das  an  und  für  sich  schon  bei  jedem 
nicht  rein  dinglich  gesicherten  Kreditverhältnis  für  den  Kredit- 
geber besteht.  In  "der  allgemeinen  Konkurrenz  und  Hetzjagd  der 
Gläubiger  untereinander  wird  ein  neuer  Konkurrent  geschaffen, 
ein  Gläubiger,  der  sogar  noch  kraft  des  Gesetzes  privilegiert  ist. 
Wer  wird  dabei  nicht  an  die  Gefährlichkeit,  welche  im  gemeinen 
Rechte  durch  die  stillschweigenden  Hypotheken  bestand,  erinnert, 
wer  nicht  an  die  heimlichen  Pfandrechte,  an  die  Generalhypo- 
thek? Auch  jetzt  wird  wieder  eine  solche  Generalhypothek  am 
ganzen  Betriebsvermögen  geschaffen. 

Ob  man  sich  klar  gemacht  hat,  welchen  Einfluß  der  Hin- 
zutritt solch'  neuer  Generalhypothek  auf  bestehende  Schuld-,  ins- 
besondere Kreditverhältnisse  ausübt.?  Im  Bericht  des  Ausschusses 
zur  Beratung  dieser  Frage  findet  sich  nichts  hierüber.  Ob  nicht 
manche  Kreditgeber  angesichts  dieser  bevorrechtigten  Forderung 
die  Kreditverhältnisse  mit  ihren  Kunden  einer  erneuten  Prüfung 
werden  unterziehen  müssen  ?  Ob  sie  nicht  dahin  streben  werden, 
Blankokredite  durch  dingliche  Sicherheiten  zu  stärken,  sei  es 
durch  Aufnahme  von  Grundstückshypotheken  oder  Sachpfändern, 
sei  es  in  der  Verstärkung  sonstiger  Kreditsicherungen.?  Die  Frage 
hat  eine  ungemein  große  praktische  Bedeutung  für  das  ganze 
Geschäftsleben,  insbesondere  den  Geschäftsverkehr  der  Banken, 
Krediteinschränkungen  werden  unvermeidlich  sein.  Es  ist  auf- 
fallend, daß  diese  Frage  im  Ausschusse  nicht  eingehend  geprüft 
worden  ist.  Der  Bericht  enthält  jedenfalls  nichts  darüber.  Man 
mache  sich  doch  einmal  klar,  um  was  es  sich  eigentlich  handelt! 
Die  Kreditlage  jedes  deutschen  Gläubigers  wird  um  den  Betrag 
jener  Vorrechtsforderung  verschlechtert.  Diese  Situation  kann 
ja    eine   Kreditkrise    bringen.     In  einem  Lande  wie  Deutschland, 
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-WO  der  Kredit  eine  so  große  Rolle  spielt,  wo  fast  alle  Schichten 
der  Bevölkerung  in  den  Kreditverkehr  hineingezogen  sind,  wo  ein 
großer  Teil  des  Wirtschaftsgebäudes  auf  Kredit  aufgebaut  ist, 
in  einem  solchen  Lande  bedeutet  die  Einführung  dieser  neuen 
Belastung  eine  Schmälerung  der  bisherigen  Kreditbasis,  eine 
Verwässerung  des  bisherigen  Kreditgehalts. 

Noch  ein  Wort  über  die  Bilanzierung  dieser  Lasten.  Auch 
darüber  hat  man  sich  im  Ausschusse  nicht  ausgesprochen.  Es 
ist  aber  äußerst  wichtig  zu  wissen,  wie  die  neugeschaffenen 
Verpflichtungen  bilanzmäßig  in  die  Erscheinung  treten.  Sofort 
mit  Erlaß  des  Gesetzes  wird  jedes  Betriebsunternehmen,  das  an 
der  Kreditvereinigung  beteiligt  ist  —  und  welches  ist  es  wohl 
nicht.'*  —  mit  dem  es  treffenden  Anteil  belastet.  Das  ist  natür- 
lich ein  Passivposten  und  hierüber  ist  nichts  weiter  zu  sagen,  da 
er  ziffermäßig  bekannt  ist  und  insoweit  bei  der  Bilanzierung  be- 
rücksichtigt werden  kann.  Mit  diesem  Anteile  erschöpft  sich 
aber  nicht  die  Haftung  des  Mitgliedes;  denn  es  besteht  darüber 
hinaus  noch  eine  Ausfallshaftung  für  die  Fehlbeträge,  welche 
durch  die  Insolvenz  von  Mitgliedern  der  Kreditvereinigung  ent- 
stehen können  (§  13).  Der  Betrag  der  Ausfallshaftung  ist  von 
vornherein  unbekannt.  Er  ist  eine  unbekannte  Größe.  Der  §  14 
sieht  zwar  vor,  daß  der  geschäftsführende  Ausschuß  mit  Zu- 
stimmung des  Rates  eine  Begrenzung  der  Haftung  festsetzen 
kann.  Aber  ob  das  geschieht,  kann  man  nicht  wissen.  Der 
Bericht  des  Ausschusses  bemerkt  zur  Frage  der  Begrenzung  der 
Ausfallshaftung,  daß  hierüber  die  Geldgeber  und  Geldbesorger 
zu  entscheiden  hätten.  Soviel  über  die  Auslallshaftung  innerhalb 
der  Gruppe. 

Wie  nun,  wenn  die  Gruppe  selbst,  als  einzelner  Erwerbs- 
zweig, also  die  Gruppe  in  ihrer  Gesamtheit  der  Betriebe,  unfähig 
wird,  ihren  Anteil  durch  Heranziehung  der  Mitglieder  aufzu- 
bringen.? Dann  tritt  neben  die  Gesamthaft  der  einzelnen  Mit- 
glieder die  Haftung  der  Gruppen  selbst.  Dann  stehen  die  an- 
dern Erwerbsgruppen  vor  dem  Riß.  Dann  wird  die  Solidar- 
haftung »Alle  für  einen«   und   »Einer  für  alle^   praktisch. 

Wir  wollen  die  nicht  wünschen,  aber  möglich  ist  es  doch. 
Denken  wdr  etwa  daran,  daß  die  Gruppe  »Hausbesitzer«  den  auf 
sie  umgelegten  Betrag  nicht  leisten  kann.  Oder  nehmen  wir  an, 
daß  irgendein  Erwerbszweig  durch  Konjunkturschwankungen 
notleidend  wird.     Diese  Fälle  sind  doch  denkbar. 
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Wer  nur  einigermaßen  Wirtschaftsgeschichte  getrieben  und 
sich  insbesondere  mit  der  Untersuchung  kreditgenossenschaft- 
licher Probleme  beschäftigt  hat,  weiß,  daß  diese  Fälle  schon 
vorgekommen  sind.  Das  Genossenschaftswesen  kennt  ja  ähnliche 
Haftungsverkettungen,  wie  sie  dieses  Gesetz  schafft,  bei  den 
Zentralkreditgenossenschaften.  Die  Zentralkreditgenossenschaft 
setzt  sich  bekanntlich  aus  mehreren  Einzelgenossenschaften  der- 
artig zusammen,  daß  vermöge  der  genossenschaftlichen  Haftungs- 
beteiligungen die  Geschicke  der  einzelnen  Genossenschaften 
miteinander  verkettet  werden.  Durch  Zusammenbruch  einer 
Kreditgenossenschaft  können  die  übrigen  durchaus  gesunden 
Kreditgenossenschaften  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden.  Ich 
erinnere  an  den  Zusammenbruch  der  Spar-  und  Darlehenskasse 
in  Nieder-Modau,  wo  durch  verfehlte  Geschäfte  der  Bankleitung 
die  ihr  angeschlossene  Bezugsgenossenschaft  und  letzten  Endes 
vermöge  der  genossenschaftlichen  Haftpflicht  eine  ganze  Reihe 
blühender  Existenzen  in  die  schwerste  Bedrängnis  geraten  sind, 
so  daß  schließlich  von  Staats  wegen  Sanierungsmaßregeln  ergriffen 
werden  mußten. 

Kreditgebäude,  Kreditsysteme  lassen  sich  mittels  der  ge- 
nossenschaftlichen Haftung  in  Gruppen  und  Unterabteilungen  in 
erstaunlicher  Leichtigkeit  aufbauen.  Wer  auf  diesem  Gebiete 
einige  Erfahrung  hat,  kann  hier  nur  warnen.  Es  hat  immer 
Genossenschaftsfanatiker  gegeben,  welche  glaubten,  mit  Hilfe  der 
Genossenschaft  alle  Schätze  der  Welt  den  genossenschaftlich 
verbundenen  Personen  zu  Füßen  legen  zu  können.  Das  sind 
Uebertreibungen,  Ueberspannungen  des  genossenschaftlichen 
Systems,  die  sich  rächen  müssen.  Das  genossenschaftliche  System 
ist  an  sich  gewiss  sehr  brauchbar  im  Rahmen  solider,  vorsich- 
tiger Anwendung.  Es  können  mit  Leichtigkeit  ohne  die  un- 
mittelbare Heranziehung  der  Sachwerte,  d.  h.  ohne  die  augen- 
blickliche Entäußerung  von  Vermögensteilen,  wie  Figura  zeigt, 
Kreditkräfte  mobilisiert  werden.  Die  Kehrseite  der  Medaille  ist 
aber  auch  nicht  zu  vergessen.  Tritt  wirklich  einmal  der  Fall 
ein,  daß  ein  größerer  Teil  der  Gruppe  notleidend  wird,  so  be- 
ginnt der  Schrecken  der  Ausfallshaftung  und  der  schließUchen 
Gesamthaftung,  die,  wenn  sie  solidarisch  ist,  geradezu  verheerende 
Wirkung  äußern  kann.  Das,  was  noch  solvent  ist,  kann  durch 
die  weitgehende  Inanspruchnahme  ebenfalls  insolvent  werden  und 
durch  die  mehrfache  Verkettung  von  Haftungen  und  durch  Kre- 
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ditbeziehungen  kann  die  Kreditgemeinschaft  zur  Verlustgemein- 
schaft werden.  Wir  sehen  heute  vorläufig  nur  den  Anfang,  — 
das  Ende  läßt  sich  nicht  überschauen.  Jedenfalls  läßt  sich  er- 
kennen, daß  der  Ausbau  der  Haftung  Verkettungen  schafft,  die 
eine  wahre  Schicksalsgemeinschaft  des  deutschen  Volkes  zur 
Folge  hat.  Niemand  wird  leugnen  können,  daß  durch  diesen 
Gesetzentwurf  das  produktive  Kapital  in  weitgehendstem  Maße 
zur  Deckung  der  Reparationsverpflichtungen  herangezogen  wor- 
den ist. 

Ich  habe  vielleicht  die  Wirkungen  des  Gesetzentwurfes  zu 
düster  geschildert.  Es  kam  mir  aber  darauf  an,  die  wirtschaft- 
lichen Konsequenzen  aus  der  juristischen  Ausgestaltung  der 
Kreditgemeinschaft  zu  ziehen,  um  klar  zu  machen,  worauf  der 
Auslandskredit,  den  die  Kreditgemeinschaft  ermöglicht,  letzten 
Endes  beruht.  Wenn  die  Anleihe  produktiven  Zwecken,  also 
zur  Finanzierung  von  Rohstoffimporten  diente,  die  das  deutsche 
Wirtschaftsleben  mit  neuen  Erwerbs-  und  Verdienstmöglichkeiten 
befruchten  könnte,  so  würde  das  Bild  nicht  so  düster  ausgefallen 
sein.  So  aber  dient  der  Gegenwert  der  Anleihe  der  Bezahlung 
von  Kriegsentschädigungen.  Der  Kredit  der  produktiven  Er- 
werbsstände wird  zur  Tilgung  von  Schulden  dienstbar  gemacht, 
anstatt  zu  Wiederaufbauzwecken  benutzt  werden  zu  können. 
Hierin  liegt  das  Bedenkliche  der  ganzen  Aktion.  Zinsen  und 
Tilgungsraten  sollen  aus  den  Erträgnissen  der  deutschen 
Produktion  herausgewirtschaftet  werden. 

Man  hat  die  Aktion  unternommen,  um  einer  Erfassung  der 
sog.  Gold-  und  Sachwerte  zu  entgehen.  Die  Anleihe  schont 
zwar  die  Substanz  als  solche,  aber  nur  so  lange,  als  es  der 
deutschen  Produktion  gelingt,  die  Tilgungsmittel  aus  ihren  Er- 
trägnissen aufzubringen.  Sofern  dies  nicht  gelingt,  muß,  wie 
§  14  bestimmt,  schließlich  doch  die  Vollstreckung  in  die  Sub- 
stanz, oder  wie  das  Gesetz  sich  ausdrückt,  in  den  Stock  des 
Vermögens  stattfinden,  dann  tritt  also  Sachwertshaftung  ein. 
Der  Gesetzentwurf  hat  unter  vorläufiger  Schonung  der  Substanz 
einen  bestimmten  Goldwert  erfassen  wollen,  nämlich  den  Gold- 
wert der  deutschen  Arbeit.  Nur  wenn  es  Deutschland 
gelingt,  die  nächsten  Reparationszahlungen  im  Schweiße  seines 
Angesichts  zu  erarbeiten,  bleibt  die  Substanz  des  deutschen  Volks- 
vermögens crewahrt. 
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ADAM  MULLER. 

Von 

Dr.  OTTO  WEINBERGER  in  Wien. 

Adam  Müller'^),  dessen  Namen  in  der  Geschichte  der  Volks- 
wirtschaftslehre längst  verschollen  war,  in  dessen  Werken  keines 


i)  Ueber  Müller  insbesondere  Bruno  Hildebrand,  Die  Nationalökonomie  der 
Gegenwart  und  Zukunft  (Frankfurt  1848),  I.  B.,  S.  35 — 57;  59 — 62;  David  August 
Rosenthal,  Convertitenbilder  aus  dem  19.  Jahrhundert  (SchafFhausen  1865),  i.B.,  S.  48 
— 71  ;  Wilhelm  Röscher,  Geschichte  der  Nationalökonomik  in  Deutschland  (Mün- 
chen 1874),  S.  763 — 778;  (vgl.  auch  seine  Abhandlung:  Die  romantische  Schule 
der  Nationalökonomik  in  Deutschland,  Zeitschr.  f.  die  ges.  Staatsw.  26  [1870], 
S.  57 — 105;  insbesondere  S.  77 — 92);  AI.  Schmid  im  Staatslexikon  der  Görres-Gesell- 
schaft,  111(1894), S.1367  — 75;  John  Keils  Ingram,  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre 
(übersetzt  von  Roschlau),  2.  Aufl.  (Tübingen  1905),  S.  242 — 44;  yr.  E.  Meiizel 
im  Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  3.  Aufl.,  V.  B.,  S.  804 — 805  ;  besser 
und  ausführlicher  Lippert  in  der  2.  Aufl.,  V.  S.  892  —  93  ;  Ludwig  Stephinger,  Die 
Geldlehre  Adam  Äliillers  (Stuttgart  1909);  /.  von  Tokary-Tokarzezuski-Karaszewicz , 
Adam  Müller,  Ritter  von  Nittersdorf  als  Oekonom,  Literat,  Philosoph  und  Kunst- 
kritiker (1779 — 1829),  Wien  1913  (übersichtlich,  ohne  in  die  Tiefe  zu  gehen); 
Johannes  Eckardt,  Clemens  Maria  Hofbauer  (München-Gladbach  1916),  S.  39 — 41, 
53.  79 — 83;  Johannes  Hofer,  Der  heilige  Clemens  Maria  Hofbauer  (Freiburg 
192 1),  S.  252 — 57  und  passim.  —  Vgl.  zu  Eingangstexte  das  Geleitwort  Othmar 
Spafin's  zu  Adam  Müller's  Ausgewählten  Abhandlungen,  herausgeg. 
von  Dr.  Jakob  Baxa  (Jena  1921),  III— V  (mit  einer  Biographie  und  reichen 
Literaturangaben,  S.  246  —  247).  Ferner  Othmar  Spann,  Die  Haupttheorien  der  Volks- 
wirtschaftslehre, 5.  Aufl.  1920,  S.  91 — 98,  9.  Aufl.  (1922),  S.  94 — 102;  Siegmund 
Rubinsteifi,  Romantischer  Sozialismus,  Ein  Versuch  über  die  Idee  der  deutschen 
Revolution.  (München  192 1).  In  diesem  Werke  heißt  es,  daß  Sozialismus,  Ge- 
nossenschaftlichkeit romantische  Gesellschaftsordnung  sei  (S.  15).  Vergleiche  auch 
die  Schilderung  der  mittelalterlichen  Gesellschaft  S.  142  — 145.  Ueber  Adam  Müller 
S.  98 — 104.  Rubinstein  sagt,  daß  Müller  der  liberalen  eine  romantische  Wirt- 
schaft gegenüberstelle,  die  von  radikal  andersartigen  seelischen  und  sachlichen 
Voraussetzungen  ausgehe  und  einen  radikal  andersartigen  Zweck  des  Wirtschaftens 
im  Auge  habe.  Vergleiche  auch  S.  130 — 131  (Müllers  Haß  gegen  die  Bureau- 
kratie  der  Aufklärung);  S.  185  (Müller  im  Gefolge  des  Wiener  Hofes).  Vgl.  noch 
zum  Texte:  Alexander  Dombrcwsky,   Adam  Müller,  Die  historische  Weltanschauung 
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jener  monumentalen  »Gesetze«  aufgestellt  ist,  welches  ihren  Ver- 
kündern in  der  Geschichte  der  Wirtschaft  die  Unsterblichkeit 
sicherte,  ist  in  den  letzten  Jahren  zu  neuer  Berühmtheit  gelangt. 
Man  hat  ihn  als  den  größten  deutschen  Volkswirt  bezeichnet, 
man  rühmt  ihm  nach,  daß  er  »inmitten  einer  aufklärerischen  Zeit, 
inmitten  einer  rein  individualistischen  -Denkrichtung,  da  Smith, 
Ricardo  und  ihre  Schule  überall  die  Siegesfahnen  entrollten,  da 
das  V/esen  der  Wirtschaft  aus  Eigennutz  und  freier  Willkür  des 
Einzelnen  erklärt,  das  Gedeihen  Aller  auf  den  freien  Wettbewerb 
aufgebaut,  der  Staat  aus  dem  Urvertrag  der  souveränen  Indivi- 
duen abgeleitet  wurde  —  daß  er  inmitten  einer  solchen  Zeit  der 


und  die  politische  Romantik,  Z.  ges.  Staatsw.  65  (1909),  S.  377 — 403,  cit.  D.  I; 
Derselbe:  Aus  einer  Biographie  Adam  Müllers,  Göttingen  191 1  (Inaugural-Disser- 
tation)  cit.  D.  II;  Friedrich  Lenz,  Agrarlehre  und  Agrarpolitik  der  deutschen 
Romantik,  Berlin  1912,  S.  22—30,  S.  36 — 45  (Müller  und  Marwitz),  87  —  97 
(agronomische  Briefe),  174 — ^75  (Müller  und  List);  Melchior  Palyi,  Die  romantische 
Geldtheorie,  Arch.  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik,  42  (1916 — 17),  S.  89  —  118, 
535 — 60  y  Leopold  von  Wiese,  Die  Lehre  von  der  Produktion  und  der  Produktivität, 
S.  IG — 12;  Ferdinand  Tönnies,  Die  Entwicklung  der  Soziologie  in  Deutschland 
im  19.  Jahrhundert,  S.  3 — 10  (die  beiden  zuletzt  genannten  Abhandlungen  im 
Sammelwerke:  Die  Entwicklung  der  deutschen  Volkswirtschaft  im  19.  Jahrhundert, 
I  [Leipzig  1908];  Josef  Schumpeier,  Epochen  der  Dogmen- und  Methodengeschichte, 
S,  70 — 74  (im  Grundriß  der  Sozialökonomik,  Tübingen  1914,  I.  B.) ;  Karl  Frei- 
herr voir  Lemayer,  Der  Begriif  des  Rechtsschutzes  im  öffentlichen  Rechte  (Wien 
1902),  S.  127  —  29;  Bruno  Moll,  Logik  des  Geldes,  2.  Aufl.  (München  1922), 
S.  51 — 57  (^.  M'^  Lehre  vom  ewigen  Nationalkredit).  Zu  vergleichen  ist  jetzt 
auch  noch  Friedrich  Curtitis,  Karl  Ludwig  von  Haller  im  Lichte  unserer  Tage, 
Donauland  V  (192 1 — 22),  S.  393 — 423.  Aus  der  älteren  Literatur  über  Müller 
noch  Robert  von  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatswissenschaften  (Er- 
langen 1858),  I,  S.  254,  III,  S.  379  ;  Ferdinand  Walter,  Naturrecht  und  Politik 
im  Lichte  der  Gegenwart,  2.  Aufl.  (Bonn  1871),  S.  460  —  61,  endlich  Wilhelm 
Traugott  Krug,  Die  Staatswissenschaften  im  Restaurationsprozesse  der  Herrn 
Haller,  Adam  Müller  und  Consorten  betrachtet,  (Leipzig  18 17),  abgedruckt  in 
seinen  »Politischen  und  juridischen  Schriften«,  I.  B.  (Braunschweig  1834),  S.  321 — 392. 
Diese  Schrift  beschäftigt  sich  vornehmlich  mit  Haller  und  nur  an  wenigen  Stellen 
(S.  341,  343 — 44,  346,  359,  372,  Anm.  26)  mit  Müller  und  ohne  gegen  ihn  scharf 
Stellung  zu  nehmen.  Sie  enthält  im  Nachhange  ein  in  freundschaftlichem  Tone 
gehaltenes  Schreiben  an  Müller,  dd  Leipzig,  9.  Juni  1817,  in  welchem  Krug, 
welcher  früher  selbst  Mitarbeiter  der  von  Müller  herausgegebenen  »Deutschen 
Staatsanzeigen«  gewesen  war,  erklärt,  das  Weinen  über  die  Bösartigkeit  der  Welt 
helfe  nichts,  und  wo  es  zum  Schlüsse  heißt:  »Uebrigens  lassen  Sie  uns  im  Leben, 
solange  wir  noch  auf  der  Erde  weilen,  friedlich  und  freundlich  nebeneinander 
hergehen,  dort  oben  werden  wir  ja  wohl  erfahren,  was  eigentlich  an  der  Sache 
gewesen  ist.«  K.  H.  Brüggemann,  Dr.  List's  nationales  System  der  politischen 
Oekonomie  (Berlin   1842),  habe  ich  nicht  benutzen  können. 
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Vereinzelung  und  Mechanisierung  Eines  sah:  das  Ganze  über  dem 
Einzelnen  und  jeglichem  Vereinzelten,  das  Leben  über  dem  Mecha- 
nismus.« Er  habe  »das  Geheimnis  der  Gegenseitigkeit  aller  Ver- 
hältnisse des  Lebens«  oder  das  soziologische  Verfahren  entdeckt. 
Im  Gegensatz  zum  unzulänglichen  Reichtumsbegriffe  der  englischen 
Klassiker,  welche  diesen  in  einen  Summenbegriff  der  Leistungs- 
und Rechnungsgrößen  einer  Wirtschaft  auflösten,  habe  Adam  Müller 
die  nationale  Existenz  selbst  in  ihrem  ganzen  Umfange  als  den 
wahren  Reichtum  der  Nation  bezeichnet.  Er  habe  das  »Zeitmo- 
ment« in  der  Wirtschaft  bereits  richtig  gewürdigt,  die  Bedeutung 
der  Ueberlieferung,  das  Problem  der  Dauer,  die  Verknüpfung  des 
Gegenwärtigen  mit  dem  Vergangenen.  Wenn  Smith  die  Arbeit 
der  Dienstpersonen,  der  Beamten,  der  Staatsmänner,  der  Künstler 
und  der  freien  Berufe  für  unfruchtbar  erklärte,  sei  ihm  Adam  Müller 
»zermalmend«  entgegengetreten.  Er  habe  den  Wert  der  Erziehung 
des  Menschen,  die  Bedeutung  des  Lehramts  für  die  Wirtschaft 
richtig  beurteilt.  Denn  die  Erziehung  vom  Menschen  könne  nicht 
als  unfruchtbar  gelten,  wenn  jene  der  Schweine  für  fruchtbar  ge- 
halten werde.  Bekannt  sei  der  Ausspruch  Müllers,  daß  nur  jede 
einzelne  Produktivkraft  in  der  Volkswirtschaft  dann  produzieren 
könne,  soferne  sie  selbst  wieder  von  einer  höheren  Produktivkraft 
produziert  werde.  Müller  habe  mit  genialer  Anschauung  als 
erster  den  lebendigen  Zusammenhang,  die  wahrhaft  schöpferische 
Gegenseitigkeit  aller  Teile  im  großen  Ganzen  der  Volkswirtschaft 
erkannt,  die  sogenannten  Entsprechungen  höherer  Ordnung.  Auf 
Müller  folgte  Friedrich  List'n^d.  die  Freihandelslehre  wurde  über- 
wunden. Müller  habe  in  bahnbrechender  Weise  die  Bewegungs- 
gesetze der  Volkswirtschaft  in  den  Mittelpunkt  seiner  Lehre  ge- 
stellt, er  sei  der  Vorläufer  jener,  welche  zwischen  Statik  und 
Dynamik  in  der  Wirtschaft  unterscheiden.  Die  weitaus  groß- 
zügigste, auf  Gegenseitigkeit  und  Allzusammenhang  der  Leistungen 
gehende  Forschung  sei  von  ihm  ausgegangen.  Nur  in  der  Wert- 
und  Preistheorie  sei  er  zu  keinem  Ergebnisse  gekommen,  und  er 
habe  darin  geirrt,  daß  der  Atomismus  methodisch  eine  maß- 
gebende Stellung  in  der  theoretischen  Volkswirtschaftslehre  be- 
halten werde.  Müller  habe  den  naturrechtlichen  Begriff  der  Staats- 
lehre bekämpft,  die  Lehre  vom  contrat  social,  die  atomistische, 
individualistische  Staatstheorie,  Er  kritisiere  den  Kapitalismus, 
welcher  alles  Gemeinsame  und  alle  wahre  Staatlichkeit  zersetzt, 
wo  das  ganze  öffentliche  Verhältnis  der  Menschen  ein  bloß  säch- 
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liches,  auf  Ertrag  gerichtetes  ist.  In  der  Lehre  von  der  Ver- 
teilung des  Nationah-eichtums  erscheine  ihm  das  harmonische 
Verhältnis  der  einzelnen  privaten  Reichtümer  wichtiger  als  die 
Privatreichtümer  an  und  für  sich.  Dem  System  der  Arbeitstei- 
lung, des  freien  Wettbewerbs  und  des  Freihandels  setze  er  die 
Gegenseitigkeit,  die  Organisation  der  Wirtschaft  entgegen,  die 
Notwendigkeit,  die  produktiven  Kräfte  der  Volkswirtschaft  zu 
entwickeln.  Er  weise  auf  die  gegenseitige  Verbürgtheit  aller 
Werte  und  Wertungen  hin,  und  in  der  Geldlehre  habe  er  dem 
rein  metallistischen,  individualistischen  Geldbcgriffe  der  Klassiker 
das  Papiergeld  als  den  Ausdruck  der  lebendigen  Nationalsolida- 
rität, des  nationalen  Kredites  entgegengestellt,  er  sei  der  Schöpfer 
der  universalistischen  Volkswirtschaftslehre^).   — 

Wie  anders  hat  doch  Karl  Marx  über  Adam  Müller  ge- 
dacht! Im  dritten  Bande  seines  Kapitals  (S.  342)  kommt  er  auch 
auf  Müller  zu  sprechen  und  zitiert  seine  Behauptung,  nach  wel- 
cher bei  Bestimmung  des  Preises  der  Dinge  nicht  nach  der  Zeit 
gefragt  werde;  für  die  Bestimmung  des  Zinses  aber  komme  die 
Zeit  hauptsächlich  in  Anschlag.  Marx  bemerkt,  wie  Müller  nicht 
sehe,  wie  die  Produktionszeit  und  die  Umlaufszeit  in  die  Bestim- 
mung des  Preises  der  Waren  eingehe  und  wie  gerade  dadurch 
die  Profitrate  für  eine  gegebene  Umschlagszeit  des  Kapitals  be- 
stimmt sei,  durch  die  Bestimmung  des  Profits  für  eine  gegebene 
Zeit  aber  die  des  Zinses.  »Sein  Tiefsinn  besteht  hier,  wie  immer 
nur  darin,  die  Staubwolken  der  Oberfläche  zu  sehen  und  dies 
Staubige  anmaßlich  als  etwas  Geheimnisvolles  und  Bedeutendes 
auszusprechen.« 

Während  man  aber  in  dieser  Aeußerung  Müllers  einen  An- 
satz zu  der  später  von  Bölim-Bazverk  vertretenen  sogenannten 
Agiotheorie  erblicken  kann,  eine  Erklärung  des  Zinses  aus  dem 
Umstände,  daß  wir  gegenwärtige  Güter  erfahrungsgemäß  höher 
werten  als    zukünftige,    wird  man  der  Zinstheorie  Karl  Marxens 


i)  Vgl.  zum  Texte  Spann,  Fundament  zur  Volkswirtschaftslehre,  2.  Aufl. 
(Jena  1921),  S.  98,  126,  187,  214,  238,  279,  284,  294,  323,  327,  357—363.  — 
Der  ironische  Satz :  »Wer  Schweine  erzieht,  ist  ein  produktives,  wer  Menschen 
erzieht,  ist  ein  unproduktives  Mitglied  der  Gesellschaft«,  stammt  nicht,  wie  Spann 
irrtümlich  annimmt,  von  Müller,  sondern  von  Friedrich  List.  Vgl.  seine  Theorie 
des  nationalen  Systems  der  politischen  Oekonomie  (Stuttgart  1877),  S.  14.  Die 
Theorie  von  der  Produktivität  der  immateriellen  Kräfte,  der  wirtschaftlichen 
Fruchtbarkeit  der  Aerzte,  Geistlichen  usw.  hat  schon  Friedrich  Schtnidthenner 
(1796— 1850)  aufgestellt.     Vgl.  Röscher,  S.  939. 
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den  Ruhm  einer  besonderen  Originalität  nicht  zuerkennen  können. 
Denn  nach  Marx  ist  das  Kapital  im  Produktionsprozesse  »Geld 
heckendes  Geld«,  nach  ihm  wird  beständig  (?)  eine  bestimmte 
Wertsumme  vorgeschossen  und  diese  Wertsumme  plus  dem  Mehr- 
werte oder  Profit  aus  der  Zirkulation  zurückgezogen,  ....  »und 
es  ist  gerade  dieser  Prozeß  von  Geld  als  Kapital,  worauf  der 
Zins  des  verleihenden  Geldkapitalisten  beruht,  woraus  er  ent- 
springt«. Der  Geldkapitalist  veräußere  an  den  Borger  den 
Gebrauchswert  des  Geldes,  Borger  und  Verleiher  teilen  unter- 
einander den  Profit,  und  der  dem  Verleiher  zufallende  Teil  des 
Profites  heißt  Zins  ^).  Und  was  die  von  Marx  bei  Müller  gerügte 
Vernachlässigung  des  Einflusses  der  Umschlagszeit  auf  die  Waren- 
preise anlangt,  so  entbehren  auch  hier  die  Ausführungen  Marx^tTiS 
der  notwendigen  Klarheit.  Denn  er  unterscheidet  bekanntlich 
zwischen  dem  industriellen  und  dem  Kaufmannskapitale.  Die  An- 
zahl der  Umschläge  des  Kauf  mannskapitals  soll  die  merkantilen 
Preise  der  Waren  direkt  beeinflusssen  und  die  Höhe  des  merkan- 
tilen Preiszuschlags,  des  aliquoten  Teils  des  merkantilen  Profits 
eines  gegebenen  Kapitals,  welcher  auf  dem  Produktionspreis  der 
einzelnen  Ware  entfällt,  im  umgekehrten  Verhältnisse  zur  Anzahl 
der  Umschläge  oder  zur  Umschlagsgeschwindigkeit  des  Kauf- 
mannskapitals in  verschiedenen  Geschäftszweigen  stehen.  Beim 
industriellen  Kapitale  aber  soll  die  Umschlagszeit  in  keiner  Weise 
auf  die  Wertgrößen  der  einzelnen  produzierten  Waren  wirken, 
die  Umschlagszeit  soll  nur  die  Masse  der  von  einem  gegebenen 
Kapitale  in  einer  gegebenen  Zeit  produzierten  Werte  und  Mehr- 
wert affizieren,  weil  sie  die  Masse  der  exploitierten  Arbeit  affi- 
ziere.  Während  Marx  einerseits  behauptet,  daß  beim  industriellen 
Kapitale  der  Einfluß  der  Umschlagszeit  auf  das  allgemeine  Gesetz 
der  politischen  Oekonomie,  nach  welchem  sich  die  Werte  der 
Waren  nach  der  in  ihnen  enthaltenen  Arbeitszeit  bestimmen, 
zurückzuführen  ist,  heißt  es  kurz  nachher,  daß,  wenn  dasselbe 
industrielle  Kapital  viermal  im  Jahre  statt  zweimal  umschlage, 
es  doppelt  so  viel  Mehrwert  und  daher  Profit  produziere  2).  Das 
ist   nicht    recht    verständlich,    weil    einerseits    die    Arbeit    und 


1)  Vgl.  Kapital,  III.  Bd.  (5.  Aufl.  1921),  S.  321  — 342,  Auf  Seite  378  heißt 
es,  daß  der  Zins  nur  ein  Teil  des  Mehrwertes  ist,  welchen  der  fungierende 
Kapitalist  dem  Arbeiter  auspreßt. 

2)  a.  a,  O.  S.  296—99. 
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anderseits  wieder  die  Zahl  der  Umschläge  als  eine 
Quelle  des  Mehrwerts  bezeichnet  wird. 

Noch  an  einer  andern  Stelle  ^)  wird  Müller  von  Marx  ver- 
höhnt, welcher  seine  Ausführungen  als  *Gallimathias«  bezeichnet 
und  der  ganzen  Romantik  vorwirft,  daß  ihre  Theorien  aus  All- 
tagsvorurteilen, abgeschöpft  von  dem  oberflächenen  Scheine  der 
Dinge,  bestehen.  Müller  hatte  nämlich  an  einer  Stelle  seiner 
»Elemente  der  Staatskunst«  gegen  die  Theorie  des  Dr.  Price 
von  dem  ungeheuren  Anwachsen  der  Zinseszinsen  polemisiert, 
und  bemerkt,  daß  jene  Theorie  eine  ungeteilte  und  ungebrochene 
Ordnung  durch  mehrere  Jahrhunderte  voraussetze.  Das  Kapital 
werde  aber  zerteilt  und  der  Prozeß  der  Akkumulation  fange  dann 
von  neuem  wieder  an.  Auch  falle  das  durch  den  Zinseszins  der 
Arbeit  gewonnene  Kapital  häufig  an  Erben,  welche  erst  lernen 
müssen,  davon  den  richtigen  Gebrauch  zu  machen.  Namhafte 
Summen  aber  würden  zu  Anleihen  verwendet  und  der  Borger 
erhalte  in  solchen  Fällen  nur  die  einfachen  Zinsen.  Gegen  die 
von  Dr.  Price  erwähnten  geometrischen  Progressionen  reagiere 
auch  das  Gesetz  des  Begehrens,  des  Verzehrens  und  der  Ver- 
schwendung. Wenn  auch  Müller  an  dieser  Stelle  den  Zinseszins 
der  Arbeit,  den  Zinseszins  der  Anlehen  nicht  im  engern  Sinn 
des  Wortes  zu  gebrauchen  scheint  und  darunter  wahrscheinlich 
überhaupt  den  Kapitalertrag  versteht,  so  ist  doch  die  maßlose, 
die  im  wesentlichen  richtigen  Bemerkungen  Müller?,  als  »haar- 
sträubenden Unsinn«  titulierende  Art  und  Weise  für  die  Marxsche 
Polemik  charakteristisch. 

Karl  Marx  scheint  zudem  übersehen  zu  haben,  daß  Müller 
selbst  Ausbeutungstheoretiker  im  Sinne  der  bekannten  Einteilung 
B'öhni-Baiverk's  gewesen  ist.  In  den  »Beilagen«  zu  der  von 
Dombroiusky  verfaßten  Biographie  Müllers-)  bezeichnet  es  dieser 
als  »eine  der  großen  staatswirtschaftlichen  Lügen  unseres  Jahr- 
hunderts«, daß  jedes  Kapital  Zinsen  tragen  solle,  tragen  könne 
oder  trage.  Denn  nur  ein  Natural  kapital  könne  Zinsen  tragen, 
nicht  aber  ein  Geld  kapital;  außer  wenn  dieses  ein  Naturalkapi- 
tal ablöse  oder  repräsentiere. 

Schließlich  hat  Marx  auch  in  seiner  Schrift  »Zur  Kritik  der 
politischen  Oekonomie«^)  Müller  mit  seinem  Spotte  überschüttet. 

i)  Kapital,  III,  S.  383—84. 

2)  1.  c.  II,  S.   109. 

3)  (Stuttgart   1919),  5.  Aufl.,  S.  56. 
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Es  heißt  dort:  »der  romantische  Adam  Müller  sagt:«  »Nach 
unserer  Vorstellung  hat  jeder  unabhängige  Souverän  das  Recht, 
das  Metallgeld  zu  ernennen,  ihm  einen  gesellschaftlichen  Nominal- 
wert, Rang,  Stand  und  Titel  beizulegen.«  (El.  der  Staatskunst, 
Berlin  1809,  IIS.  276).  Was  den  Titel  angeht,  so  hat  der  Herr 
Hofrat  recht;  er  vergißt  nur  den  Gehalt.  Wie  konfus  seine 
Vorstellung  war,  zeigt  sich  an  folgender  Stelle:  »Jedermann  sieht 
ein,  wieviel  auf  die  wahre  Bestimmung  des  Münzpreises  ankommt, 
vorzüglich  in  einem  Lande  wie  in  England,  wo  die  Regierung  mit 
großartiger  Liberalität  unentgeltlich  münzt  (Herr  Müller 
scheint  zu  glauben,  daß  das  englische  Regierungspersonal  die 
Münzkosten  aus  eigener  Privattasche  bestreitet),  wo  sie  keinen 
Schlagschatz  nimmt  usw.,  und  also,  wenn  diese  den  Münzpreis 
des  Goldes  beträchtlich  höher  ansetzte  als  den  Marktpreis,  wenn 
sie,  anstatt  eine  Unze  Goldes  jetzt  mit  3  Pf.  17  sh.  10^2  d  zu 
zahlen,  3  Pf.  19  sh.  als  den  Münzpreis  einer  Unze  Goldes  ansetzte, 
alles  Geld  nach  der  Münze,  strömen,  das  dort  erhaltene  Silber 
auf  dem  Markte  gegen  das  hier  wohlfeilere  Gold  umgesetzt  und 
so  aufs  neue  der  Münze  zugebracht  und  das  Münzwesen  in  Un- 
ordnung geraten  würde«  (p.  280,  281,  1.  c).  Um  die  Ordnung 
auf  der  englischen  Münze  zu  erhalten,  versetzt  Müller  sich  in 
, Unordnung'.  Während  Shilling  und  Pence  bloß  Namen,  durch 
Silber-  und  Kupfermarken  repräsentierte  Namen  bestimmter  Teile 
einer  Unze  Goldes  sind,  bildet  er  sich  ein,  die  Unze  Gold  sei 
geschätzt  in  Gold,  Silber  und  Kupfer  und  beglückt  so  die  Eng- 
länder mit  einem  dreifachen  Standard  of  value.  Silber  als  Geld- 
maß wurde  zwar  erst  formell  abgeschafft  im  Jahre  18 16  durch  56 
George  III  c.  68.  Gesetzlich  war  es  der  Sache  nach  abgeschafft 
1734  durch  14  George  II  c.  42  und  noch  viel  früher  durch  die 
Praxis.  Es  waren  zwei  Umstände,  die  Adam  Müller  spe- 
ziell zu  einer  sogenannten  höheren  Auffassung  der 
politischen  Oekonomie  befähigten.  Einerseits  seine 
ausgebreitete  Unbekanntschaft  mit  ökonomischen 
Tatsachen,  andererseits  sein  bloß  dilettantisches 
Schwärmereiverhältnis    zur   Philosophie«^). 


l)  Die  Goldwährung  begann  in  England  im  Jahre   1774.     Vgl.  Knapp,  Staat- 
liche Theorie  des  Geldes,   3.  Aufl.,  S.  89 — 90. 


q5  Dr.   Otto  Weinberger: 

II. 

Es  ist  nicht  die  Aufgabe  dieser  Darstellung,  den  Lebenslauf 
Adam  Müllers  zu  schildern.  Sein  bewegtes  Leben  ist  bereits  von 
anderer  Seite  (Baxa)  in  trefflichen  Strichen  und  vielfach  auf  Grund 
neuen  Materials  geschrieben  worden.  Aber  wenn  es  richtig  ist, 
daß  jeder  Mensch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  das  Produkt 
seiner  Rasse  und  Erziehung  ist,  wenn  Milieu  und  Lebensschick- 
sale auch  die  Ideen  eines  Menschen  bestimmen,  so  ist  auch  an 
dieser  Stelle  des  wichtigsten  Wendepunktes  seines  rastlosen  Schaf- 
fens zu  gedenken.  Baxa  ^)  hat  bereits  hervorgehoben,  daß  sein 
Bildungsgang  anders  verlaufen  wäre,  wenn  er  zu  Jena  und  nicht 
zu  Göttingen  studiert  hätte,  da  dort  Fichte,  Friedrich  Schlegel, 
ScJielling  und  Novalis  wirkten.  Hugo,  der  Begründer  der  histo- 
rischen Rechtsschule,  der  Gegner  des  Naturrechts,  ist  in  Göttingen 
sein  Lehrer  gewesen.  Vom  Naturrecht  hat  Müller  später  gelehrt, 
daß  es  unbedingt  verworfen  werden  müsse,  weil  es  »die  positiven, 
geoffenbarten  göttlichen  Gesetze,  das  ganz  unentbehrliche  und  un- 
ersetzliche ius  divinum,  habe  verdrängen  wollen,  weil  es  überhaupt 
nur  von  der  Verneinung,  Schwächung  und  Zerstörung  des  posi- 
tiven Rechts  gelebt  habe,  und  weil  es,  gehörig  gewürdigt,  für 
Usurpation  aller  Usurpationen,  die  unser  Jahrhundert  zerrüttet 
haben,    zu  gelten  habe«  ^). 

Röscher,  welcher  die  Verbreitung  der  Sjnithschen  Lehren 
in  Deutschland  in  seiner  »Geschichte  der  National-Oekönomik 
in    Deutschland«  ^)    auf    Grund    tiefschürfender    Forschungen    ge- 

i)  1.  c,  S.  125—126. 

2)  Vgl.  Müllers  Abhandlung  :  »Von  der  Notwendigkeit  einer  theologischen 
Grundlage  der  gesammten  Staatswisseiischaften  und  der  Staatswirtschaft  insbe- 
sondere« (Wien  ohne  Jahreszahl,  aus  der  Allgemeinen  Bücherei  der  österreichischen 
Leo-Gesellschaft  bei  Wilhelm  Braunmüller),  S.  32.  Ueber  Müllers  Verhältnis  zum 
Naturrecht  Dotnbrowsky  I,  S.  398,  mit  einem  Zitate  aus  einem  Schreiben  Müller?, 
an  Pilat,  wo  es  heißt,  daß  es  nur  göttliche  und  positiv  menschliche  Gesetze  gebe. 
Müllers  ius  divinum  ist  nach  Domhrowsky  das  Naturrecht  der  Kontrerevolution, 
es  trägt  die  wesentlichen  Züge  des  Naturrechts,  zeitliche  und  örtliche  Unbedingt- 
heit,  Allgemeingültigkeit,  Verkümmerung  des  Machtbereichs  der  positiven  Rechte. 
Dotnbrowsky  nennt  Müllers  Richtung  historischen  Positivismus  (?),  welch'  letzterer 
die  positiven  Rechte  verteidigte,  die  Entwicklungslehren  ablehnt  und  sich  als  »ein 
in  der  Gegenwart  steckengebliebener,  ein  erstarrter  Glaube  an  die  Geschichte  dar- 
stellt« (S.  402 — 03).  —  Ueber  das  Verhältnis  des  Naturrechts  nach  katholischer 
Auffassung  zu  jenem  der  Aufklärungsperiode  J.  Haritig,  Zur  neuen  Naturrechts- 
lehre, Linzer  theol.  prakt.  Quartalschrift  75  (1922),  S.  209—17.  — 
3)  S.  593-625. 
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schrieben  hat,  erzählt,  daß  gerade  die  Göttinger  Gelehrten  An- 
zeigen besonders  früh  (1777)  von  dem  Werke  des  großen  Eng- 
länders Kenntnis  genommen  haben  und  verweist  auf  die  hohe 
Bedeutung  der  Göttinger  Universität  gerade  für  Geschichte  und 
Staatswissenschaft.  Er  erwähnt  auch  August  Liidzvig  Schl'özer, 
welcher  der  Lehrer  Adam  Müllers  gewesen  ist^).  Schl'özer  aber 
huldigte  merkantilistischen  Ideen  und  scheint  auch  Schutzzöllner 
gewesen  zu  sein.  Er  hat  geklagt,  daß  die  Rheinzölle  nur  als 
Finanzzölle  angewendet  würden,  während  sie  ein  herrliches  Mittel 
wären,  in  der  Hand  der  Regenten  die  Bedürfnisse,  den  Luxus, 
die  Tugenden  und  die  Laster  der  Bürger  nach  seinem  Gefallen 
zu  leiten.  Sollte  Müller  vielleicht  von  ScJil'özer  die  ersten  An- 
regungen zu  seiner  Theorie  einer  nationalen  Wirtschaft  empfangen 
haben?  Verlangt  er  doch  später  nationale  Bewaffnung,  Gerichts- 
höfe und  alle  die  großen  Institutionen,  welche  den  Reichtum  der 
einzelnen  Individualitäten  gegen  jenen  seiner  Nachbarn  schützen 
sollen^).  Von  besonderer  Bedeutung  war  Müllers  Verhältnis  zu 
Friedrich  Gents  (1764 — 1832),  den  Röscher  den  geistig  bedeutend- 
sten Mann  des  Metternichschen  Oesterreichs  genannt  hat  und 
von  welchem  auch  der  Briefwechsel  zwischen  beiden  Männern 
Zeugnis  ablegt^).  Gentz  hat  zwar  die  neue  Geldwirtschaft,  Stände- 
ausgleichung und  Zentralisation  gegen  Adam  Müller  verteidigt, 
er  bekämpfte  die  Vorschläge  zur  Schaffung  eines  deutschen  Zoll- 
vereines, aber  in  seiner  Geldtheorie  finden  sich  wie  in  jener 
Müllers  Anklänge  an  die  später  von  lOiapp  und  seinen  Jüngern 
aufgestellten  Theorien   der  Nominalisten. 

Man  hat  Müller  reaktionäre  Gesinnung  vorgeworfen  —  auch 
Röscher  zählt  ihn  zur  »reaktionären«  Schule,  er  hat  ihn  zugleich 
mit  Karl  Ludwig  von  Haller  als  mittelalterlichen  Geist  bezeichnet, 
dessen  Programm  an  jenes  der  später  sogenannten  Kreuzzeitungs- 
partei erinnere.  Als  besonders  verdächtig  gilt  Müller  wegen 
seiner  treuen  Dienste,  die  er  dem  Fürsten  Metterjiich  als  General- 
konsul in  Dresden  leistete.  Anton  von  Pilat  hat  im  »Oester- 
reichischen  Beobachter«  vom  20.  Jänner  1829  geschrieben,  daß 
der  plötzhche  Tod  Friedrich  Schlegels  und  der  im  Wochenbette 


i)  Vgl.  Röscher,    S.  582  —  89.     Ueber  Schlözer   auch  Kaltenborn  in  Blnntschli 
und  Brater's  Deutschem  Staatswörterbuch,  IX,  S.  251 — 46. 

2)  Vgl.  seine  Abhandlung  >Vom  Papiergelde<,  bei  Baxa,  S.  32. 

3)  Erschienen    in    Stuttgart     im    Jahre     1857.      Ueber    Geniz    auch    Röscher, 
S.  756 — 63.     Bluntschli  in  seinem  Staatswörterbuch  IV  (1859),  S.   172 — 82. 

^  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1922.     1/2.  7 
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verschiedenen  Gattin  des  Staatskanzlers  auch  den  Hingang 
Müllers,  welcher  damals  schon  körperlich  ztisarnmengebrochen 
war,  beschleunigt  habe.  Es  ist  nicht  Aufgabe  dieser  Zeilen,  eine 
Verteidigung  des  großen  Staatsmannes  der  alten  Monarchie  zu 
schreiben,  der  mißverstanden,  von  einer  tendenziösen  Geschichts- 
schreibung falsch  geschildert,  eine  Zielscheibe  des  Hohnes  und 
der  Verachtung  bei  allen  jenen  geworden  ist,  welche,  ohne  selbst 
zu  prüfen,  nur  wiederholen,  was  ihnen  bereits  von  andern  erzählt 
worden  ist.  Eine  solche  Apologie  würde  auch  in  einer  Zeit,  in 
welcher  unser  Volk  den  Sinn  für  Geschichte  und  Ueberlieferung 
verloren  zu  haben  scheint  und  das  Goethesche  Wort  vom  »Alten 
Wahren«  längst  in  Vergessenheit  geraten  ist,  kaum  auf  Beifall 
rechnen  können.  Daß  sich  Müller  bei  all  seinem  Konservativismus, 
bei  all  seiner  Achtung  vor  dem  historisch  Gewordenen  und  Er- 
probten auch  einem  gesunden  und  gemäßigten  Fortschritte  nicht 
verschloß,  geht  aus  einem  von  Baxa  veröffentlichten  Schreiben 
an  den  Fürsten  Metternich  hervor,  in  welchem  er  die  liberalen 
Ideen  keineswegs  ablehnt,  sondern  nur  eine  allmähliche,  die 
landesherrliche  Autorität  und  die  bestehende  Gesellschaftsordnung 
erhaltende  Entwicklung  wünscht').  Richtig  ist  es,  daß  Müller 
ein  Gegner  der  Emanzipation  der  Juden  gewesen  ist,  da  er  es 
für  verfehlt  hielt,  ihnen  die  vollständigen  Freiheiten  und  Standes- 
rechte  innerhalb  der  christlichen  Staaten  zu  gewähren,  weil  er 
von  einer  solchen  Gleichstellung  teils  eine  Untergrabung  unserer 
christlichen  Gesellschaftsordnung,  teils  eine  Verschlimmerung  der 
sozialen  Stellung  der  Juden  selbst  durch  Vermehrung  des  gegen 
sie  wachsenden  Hasses  befürchtete^).  Richtig  ist  es,  daß  er,  der 
Vertreter  ständischer  Gliederung  im  Staate,  vom  »diametral  ent- 
gegengesetzten Charakter  zwischen  ständischer  Verfassung  und 
den  durch  die  Irrtümer  des  großen  Montesquieu  veranlaßten  Be- 
griff der  Volks-  und  Pöbelrepräsentationen,  ....  von  dem  falschen 
Bestreben  der  französischen  Nation  nach  einer  tadelswürdigen, 
gesellschaftlichen  Gleichheit,  Uniformität  und  Nivellierung«  spricht. 
Anläßlich  des  Wartburgfestes  im  Jahre  1817  hat  er  Schleiermacher, 
Arndt  und  Jahn  die  »Berliner  Demagogen«  genannt,  er  hat  es 
getadelt,  daß  die  Universitäten  von  Kiel  und  Jena  einem  »Pioniere 


i)  Vgl.  den  Bericht  bei  Baxa,  S.  211.  Ueber  Müllers,,  des  hl.  Allianz- 
Politikers,  späteren  Haß  gegen  England.     Dombrowsky,  I,  S.   394  —  5. 

2)  Vgl.  seinen  Bericht  an  Metternich  bei  Baxa,  S.  215,  und  seine  Schrift: 
Von  der  Notwendigkeit  einer  theologischen  Grundlage,  S.   10,  Anm.   i. 
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des  Jakobinismus«  wie  Jalin  die  Eiire  des  Doktorhutes  zuerkannt 
haben  ^). 

III. 

Adam  Müller  ist  am  30.  April  1805  in  Wien  vom  lutherischen 
zum  katholischen  Glauben  übergetreten.  Ueber  die  äußeren  und 
inneren  Beweggründe,  welche  ihn  zum  Uebertritte  veranlaßten,  ist 
bislang  nichts  Näheres  bekannt  geworden  2).  Rosenthal  hat  in  seinen 
»Konvertitenbildern«  mit  prophetischem  Seherblick  vorausgesagt, 
daß  Adam  Müller  nicht  vergessen  werden  werde,  wenn  auch  seine 
Schriften  jetzt  weniger  bekannt  und  beachtet  seien,  als  sie  es 
verdienten.  Es  werde  die  Zeit  kommen,  wo  die  Ideen,  für  die  er 
kämpfte,  zur  praktischen  Wirklichkeit  gelangen  würden.  Rosenthal 
hat  in  dem  Lebensbilde,  welches  er  von  Müller  entwirft,  aus 
dessen  Werken  und  aus  dessen  Briefwechsel  mit  Gentz  Uebevoll 
jene  Stellen  zusammengetragen,  in  welchen  sich  Müller  als  über- 
zeugter Anhänger  der  katholischen  Kirche  bekennt  und  in  der 
Befestigung  der  christlichen  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  das 
Heil  des  Menschengeschlechtes  erblickt.  Er  nennt  Christus  den 
Herrn  das  Gesetz  aller  Gesetze,  die  Grundlage  zu  allem  Staats- 
und zu  allem  Privatglück.  Wenn  man  der  Vernunft  den  Glauben 
an  eine  Gerechtigkeit  des  Weltgangs,  an  eine  Ordnung  und  den 
Zusammenhang  der  Dinge  nehme,  wenn  man  von  ihr  das  Ge- 
wissen trenne,  dann  bleibe  nichts  als  die  tierische  Vernunft  ohne 
die  Fähigkeit  des  Erkennens.  Es  gelang  ihm  nicht,  Gentz  mit 
seiner  Widerlegung  des  Unglaubens  zu  überzeugen.  Gentz  schrieb 
ihm,  daß  Glauben  und  Unglauben  eine  durchaus  von  individuellen 
Bestimmungen  abhängige  Sache  sei,  eine  besondere  Fähigkeit  im 
Menschen  für  das  lebendige  Auffassen  des  Glaubens  an  die  Offen- 
barung. Aber  durch  die  Ermordung  Kotzeöues  erschüttert  schrieb 
ihm  Gentz  am   18.  April  1819,    daß  die  Revolution  der  natürliche 


i)  Vgl.  zum  Texte  die  Berichte  an  Metternich  bei  Baxa,  S.  217,  223,  und 
seine  Bemerkungen  über  die  Reformation,  S.  225 — 27.  Auch  Krug,  1.  c,  S.  336, 
gibt  Müller  Recht,  wenn  dieser  behaupte,  daß  die  neue,  humane,  liberale,  das 
autokralische  Herrschen,  den  blinden  Glauben  und  Gehorsam  ablehnende  Staats- 
theorie auf  die  Reformation  zurückzuführen  sei,  erklärt  aber,  daß  blinder 
Glaube  in  kirchlich  und  politischer  Hinsicht  im  Stande  der  Mündigkeit  unnatürlich 
und  verwerflich  sei. 

2)  Die  politische  Oekonomie  vom  Standpunkt  der  geschichtlichen  Methode 
(Braunschweig  1853),  S.  22 — 26.  S.  19,  Anm.  2,  nennt  er  Müller  einen  »Tendenz- 
-lationalökonomen«. 
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Zustand  der  Gesellschaft  werden  müsse,  wenn  es  keine  höhere 
Autorität  gäbe  als  die  Vernunft  des  Einzelnen.  Hoch  schätzt 
Müller  den  Wert  der  religiösen  Erziehung.  »Wenn  ich  meinen 
Kindern  einst  die  zehn  Gebote  und  das  Evangelium  lehren  werde«, 
so  schrieb  er  am  2i.  Juni  i8io,  »so  soll  für  ihr  ganzes  Leben  kein 
anderes  Gesetz  in  ihnen  aufkommen.«  Er  wisse  nicht,  wie  man 
die  Menschen  dem  Glück  entgegen  erziehe,  wie  sie  aber  sans 
peur  et  sans  reproche  aufwachsen,  das  wisse  er.  In  seiner  Schrift 
»Von  der  Notwendigkeit  einer  theologischen  Grundlage  der  ge- 
samten Staatswissenschaft  und  der  Staatswirtschaft  insbesondere« 
heißt  es,  daß  heute  der  unselige  Wahn  herrsche,  daß  der  Mensch 
seinen  Gott  und  nicht  Gott  den  Menschen  erschaffe.  Seit  der 
Renaissance  sei  der  Wahn  von  der  Souveränität  des  Menschen  und 
später  jener  von  der  Souveränität  der  Völker  aufgekommen.  Ohne 
Glauben  an  den  lebendigen  Gott  gäbe  es  keine  Sicherheit  und 
Freiheit,  alles  Staatsbauen  und  alle  Staatssorge  sei  eitel.  Der 
Staat  ohne  Gott  habe  den  Despotismus  aufgerichtet,  was  zur 
Reaktion  auf  Seiten  der  Völker  geführt  habe,  und  der  Kampf  der 
Völker-  mit  den  Fürstenirrtümern  habe  mit  der  Revolution  ge- 
endet. Staats-  und  Privatrecht  sind  nicht  qualitativ,  sondern  nur 
quantitativ  verschieden,  verschieden  nur  nach  der  Größe  und  dem 
Umfang  der  Objekte,  und  beide  müssen  auf  eine  höhere  Macht, 
auf  Gott,  zurückgeführt  werden.  Wie  keine  natürliche  oder  bloß 
vernünftige  Moral,  so  gibt  es  auch  kein  natürliches  Völkerrecht, 
und  wenn  nicht  Gott  gebietet,  so  »gehört  von  Rechts  wegen  und 
ohne  Appellation  dem  Stärkeren  die  Welt«.  Gott  ist  der  Urheber 
der  Staaten,  er  hat  die  Teilung  der  Staaten  und  Stände  und 
eben  die  Vereinigung  dieser  Staaten  und  Stände  verfügt.  Es  ist 
unmöglich,  Recht  und  Wirtschaft  ohne  Religion  miteinander  zu 
vertragen.  Nur  wer  auf  Gottes  Anordnung  arbeitet  und  dient,  ist 
wahrhaft  frei.  Wenn  der  Ertrag,  der  Gewinn,  zum  Selbstzweck 
wird,  so  entsteht  Sklaverei.  .  Politische  Diskussionen  über  die  all- 
gemeine Staatsform  sind  ein  leeres  Spiel.  Aber  das  Geschrei  des 
Zeitgeistes  wird  dereinst  verstummen  und  kein  Trost  verbleiben 
als  der  stille  Entschluß  demütiger  Rückkehr  zur  Religion.  Die 
Nachwelt  wird  erkennen,  daß  es  nur  eine  Verfassung  gibt, 
welche  auf  Erden  bestanden  und  alle  andern  überdauert  hat,  die 
christliche. 
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IV. 

Bruno  Hildebrand  hat  als  erster  die  nationalökonomischen 
Lehren  Müllers  einer  zusammenfassenden  Darstellung  und  ein- 
gehenden Kritik  unterzogen,  Müller^  welcher  in  der  Geschichte  der 
Wirtschaft  als  das  erste  eigentümliche  Produkt  deutschen  Geistes 
anzusehen  sei,  habe  die  staatswirtschaftlichen  Theorien  vom  Mer- 
kantilismus bis  auf  die  Lehren  der  5wzV//schen  Schule  für  einseitige 
Geld-  und  Privateigentumstheorien  erklärt,  für  Oekonomien  der 
Sachen,  welche  die  ganze  menschliche  Gesellschaft  desorganisieren. 
Er  schreibe  ihnen  die  gleiche  unheilvolle  Wirkung  zu  wie  dem 
römischen  Rechte.  Die  Idee  des  absoluten  Privateigentums  stehe 
im  ewigen  Widerstreite  mit  der  Idee  des  Rechts  und  das 
Prinzip  des  Privatnutzens  und  der  Vermehrung  des  reinen  Ein- 
kommens sei  im  Widerspruch  mit  der  Idee  der  gesellschaftlichen 
Wirtschaft.  SmitJi  habe  nur  jene  Arbeit  für  produktiv  erklärt, 
welche  Tauschwert  besitze.  Müller  habe  das  Produkt  aller  Pro- 
dukte, den  nationalen  Menschen  und  dessen  Begehren,  verstanden. 
SmithQns  Lehre  von  der  Arbeitsteilung  fehle  die  notwendige  Er- 
gänzung, die  Lehre  von  der  Arbeitsvereinigung,  ohne  welche  die 
Teilung  selbst  die  letzten  Reste  des  nationalen  Kapitals  zerstöre. 
Im  Gegensatze  zu  England  sei  auf  dem  Kontinente  ein  umfassendes 
System  der  Oekonomie  notwendig,  ein  System  der  nationalen 
Produktion,  neben  der  Teilung  der  Arbeit  die  nationale  Konzen- 
tration der  Arbeit  mit  ihrem  physischen  und  geistigen  Kapitale. 
Den  Staat  betrachte  Müller  als  eine  Kombination  der  politischen 
Prinzipien  des  klassischen  Altertums  und  des  Mittelalters.  Der 
Mensch  ist  ^wov  uoXcTtxöv  wie  bei  Aristoteles,  aber  der  Mensch  ist 
zugleich  in  seinen  Stand  eingegliedert  und  nicht  anders  zu  denken 
als  im  Staate.  Der  Gebrauchswert  ist  der  indivi- 
duelle, der  Tauschwert  der  gesellschaftliche 
oder  politische  Wert,  und  der  Maßstab  aller  wahren 
Werte  ist  das  Geld,  d.  h.  die  Bedeutung,  welche  Personen 
und  Sachen  für  die  bürgerliche  Gemeinschaft  zukommt.  Diesen 
Theorien  spricht  H'ildebrand  wissenschaftliche  Haltbarkeit  ab. 
Müller  habe  übersehen,  daß  der  Einzelne  mitten  in  der  Staats- 
welt zugleich  ein  selbstbewußter  Träger  einer  eigenen  selbstän- 
digen Welt  sei.  Die  germanischen  Staaten  des  Mittelalters,  welche 
Müller  als  Ideal  hingestellt  habe,  seien  nur  eine  Menge  neben- 
und  übereinander  gereihter  Gutsherrschaften,  Gemeinden,  Kor- 
porationen und  Orden  gewesen,  welche  durch  keinen  politischen 
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Mittelpunkt  verbunden  waren.  Unter  ihnen  unterdrückte  der 
Stärkere  den  Schwächeren. 

Müller  habe  die  Einsicht  in  den  großen  durchgreifenden 
Unterschied  zwischen  Natural-  und  Geldwirtschaft  gefehlt,  er  wolle 
von  den  Riesenfortschritten  nichts  wissen,  welche  die  Wissenschaft 
in  Europa  seit  Bacon  gemacht  hat.  Er  idealisiere  einen  willkür- 
lich aus  der  Geschichte  herausgerissenen  Zeitabschnitt,  er  sei 
deshalb  ebenso  kosmopolitisch  wie  Smith  und  gerade  Preußen 
habe  durch  seine  Bauernbefreiung,  durch  Einführung  der  Gewerbe- 
freiheit und  Teilbarkeit  des  Grundbesitzes  und  durch  Anerkennung 
der  Geldmacht  »wie  mit  einem  Zauberschlage  eine  Fülle  neuer 
Kräfte  geschaffen  und  seine  und  Deutschlands  Existenzen  gerettet«. 

Nach  Brimo  Hildebrand  hat  Wilhelm  Röscher^  in  seiner 
Kritik  vielfach  auf  Hildebrand  fußend  und  zu  dem  gleichen 
Ergebnis  kommend,  die  Theorie  Müllers  in  seiner  »Geschichte 
der  Nationalökonomik«'  gewürdigt.  Röscher  hat  zwar  zugegeben, 
daß  Adam  Müller,  wenn  er  sich  nach  dem  Erscheinen  seiner 
»Elemente  der  Staatskunst«  normal  fortentwickelt  hätte,  wenn 
er  seine  Kenntnisse  gründlicher  und  praktischer,  seine  Ideen 
klarer  und  konsequenter  gemacht  hätte,  unstreitig  einer  der 
ersten  Nationalökonomen  aller  Zeiten  geworden  wäre.  Aber  er 
hat  das  mystische  Phrasentum  Müllers  abgelehnt,  wenn  er  auch 
zugibt,  daß  es  sein  Hauptverdienst  war,  das  organische  Ganze 
sowohl  des  Staates  im  Allgemeinen,  als  der  Volkswirtschaft  ins- 
besondere hervorzuheben.  Er  habe  die  viel  umstrittene  Frage 
nach  den  verschiedenen  Produktivitätsgraden  der  verschiedenen 
Arbeitszweige  unter  Beziehung  auf  den  Maßstab  der  gesellschaft- 
lichen Notwendigkeit  richtig  gelöst,  den  Wert  der  Kontinuität  des 
Staates  für  die  Volkswirtschaft  betont  und  eine  Theorie  des  Ver- 
brauches im  Gegensatze  zu  Smith  aufgestellt.  Er  habe  die 
materialistische  Ueberschätzung  des  Wirtschaftsertrages  und  des 
Nutzens  bekämpft  und  die  Wichtigkeit  der  idealen  Momente  im 
Wirtschaftsleben  gewürdigt.  Er  habe  den  Kapitalbetrieb  auch  auf 
das  geistige  Kapital  ausgedehnt,  auf  die  Gesetze,  auf  die  Handels- 
erfahrung und  die  Armee.  Er  habe  die  Theorie  der  allgemeinen 
Handelsfreiheit  verworfen  und  als  Gegner  des  Laissez  faire  der 
Smithschen  Schule  die  Handelsbeschränkungen  des  praktischen 
Staatsmannes  gebilligt.  Die  Papiergeldtheorie  Müllers  hielt  Röscher 
für  bedenklich.  Verdienste  um  die  obersten  Grundsätze  und  die 
Methodik   der  Wirtschaftswissenschaft  spricht  er  ihm  ab,    weil  er 
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dazu  weder  Philosoph  noch  Historiker  genug  gewesen  sei.  Seine 
Definitionen  seien  großenteils  Irrlichter,  viele  seiner  Sätze  halbwahr 
und,  obgleich  geistreich,  schillernd  und  schwer  verständlich.  Von 
einem  monarchischen  Landprinzip  und  einem  republikanischen 
Staatsprinzip  dürfe  man  mit  Müller  nicht  sprechen.  Er  habe 
sich  für  den  feudalistischen  Landbau,  für  die  Aufrechterhaltung 
der  adeligen  Familien-Fideikommisse  begeistert.  Auch  Müllers 
Lehre  von  der  Beschränktheit  des  Privateigentums,  nach  welcher 
der  Privateigentümer  nur  Nutznießer  und  Verwalter  der  Güter  für 
die  Nachkommenschaft  sei,  weist  Röscher  zurück,  ebenso  seine 
Vorliebe  für  Korporationen  und  seinen  Widerwillen  gegen  das 
Lohnwesen  in  barem  Gelde.  Müller  habe  die  Aufhebung  der 
gewerblichen  Bannrechte,  der  bäuerlichen  Lasten,  überhaupt  die 
Mobilisierung  des  Grundeigentums  verworfen.  Er  habe  der  Staats- 
gewalt eine  Art  Obereigentum  über  alles  Privateigentum  zuge- 
sprochen, sich  für  die  Reglementierung  des  Getreidehandels  be- 
geistert, und  wenn  Müller  gemeint  habe,  daß  sich  jeder  Staat  zum 
europäischen  Gemeinwesen  verhalte  wie  eine  Zunft  zur  Stadt,  so 
liege  darin  eine  mittelalterliche  Ueberschätzung  der  Staaten  im 
Staate.  Sein  Pseudokonservativismus  könne  mit  den  Deklamationen 
des  neuesten  Sozialismus  verglichen  werden.  Zutreffend  bemerkt 
auch  Karl  Knies ^  daß  Müller  nicht  begreifen  könne  oder  wolle, 
daß  auch  die  Existenz  der  mittelalterlichen  Wirtschaftsformen 
eben  nur  eine  geschichtliche  gewesen  sei,  für  welche  in  einer 
durchaus  veränderten  Situation  kein  Boden  wieder  gewonnen 
werden  könne. 

Interessant  ist  es,  daß  Müller  nach  Röscher  in  einem  mir 
nicht  zugänglichen  Aufsatze  in  Schlegels,  »Concordia«  die  Lehre, 
daß  alles  Einkommen  von  der  Arbeit  herrühre,  bekämpft  hat. 
Er  unterscheidet  vielmehr  in  jeder  menschlichen  Tätigkeit  drei 
Faktoren:  die  Kraft  (die  von  Gott  herrührt),  das  Material  (Grund- 
stücke und  die  vorhandenen  Kapitalien)  und  die  Arbeit.  Durch 
Vergessen  der  göttlichen  Kraft,  die  auch  den  beiden  anderen 
Elementen  zugrundeliege,  geraten  die  Vertreter  der  Arbeit  und  des 
Materials  in  einen  zerstörenden  Kampf  miteinander. 

V. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  Müllers  Verhältnis  zu  Fried- 
rich List.  Schon  Hildebrand  \idX  hervorgehoben,  daß  beide  gegen 
Smith  die  Anklage  des  Kosmopolitismus,  des  Materialismus  und 
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des  Partikularismus  erheben.  Beide  haben  die  Oekonomie  der 
Nation  als  einer  natürhchen  und  notwendigen  Einheit  im  Gegen- 
satze zur  Privatwirtschaft  der  einzelnen  Individuen  hervorgehoben. 
Beide  betrachten  die  gesamte  politische  und  geistige  nationale 
Kraft  als  Hebel  und  Zweck  der  Wirtschaft  im  Gegensatz  zur 
Summe  der  bloß  materiellen  Kräfte  und  Tauschwerte.  Aber  bei 
Müller  gehe  das  Individuum  irn  Staate  auf,  bei  List  seien  Natio- 
nalität und  Staat  nur  Mittel  für  die  Zwecke  des  Individuums- 
Müller  halte  auch  den  Krieg  für  ein  notwendiges  Mittel,  um  jedem 
Volke  die  selbständige  Lebenskraft  zu  erhalten,  bei  List  seien  die 
politischen  und  ökonomischen  Reibungen  nur  temporäre  Mittel 
zur  Erzielung  des  ewigen  Friedens.  In  dem  Kampfe  gegen  die 
ökonomische  Freiheit  und  die  Bureaukratie  des  Polizeistaates 
kommen  sie  beide  überein.  Aber  Müller  habe  sie  im  Interesse 
der  Grundaristokratie  und  zum  Zwecke  der  Wiederaufrichtung 
der  Wirtschaftsverfassung  des  Mittelalters,  List  hingegen  im  In- 
teresse der  aufstrebenden  Geld-  und  Fabrikindustrie  bekämpft. 
Müller  habe  getadelt,  daß  das  Alte  zerstört  sei,  List  hingegen, 
daß  es  in  Deutschland  noch  zu  sehr  beim  Alten  geblieben  sei. 
Mit  dieser  Darstellung  der  Uebereinstimmung  und  Verschiedenheit 
beider  Systeme  deckt  sich  auch  die  Auffassung  Roschers,  der 
auch  hier  Hildebrand  in  allen  Punkten  folgt  ^). 

Will  man  beide  IMänner  richtig  würdigen,  so  darf  man  nicht 
vergessen,  daß  Müller  der  ungleich  tiefere  Denker,  der  philo- 
sophisch weitaus  geschultere  Kopf,  List  hingegen  der  gewaltigere 
Agitator  gewesen  ist,  mit  dessen  hinreißender  Beredsamkeit  Adam 
Müller  sich  wieder  nicht  messen  kann.  Darum  wird  aber  der- 
jenige, welcher  es  versteht,  aus  den  schwerflüssig  geschriebenen 
Werken  Müllern  den  wertvollen  Kern  herauszuschälen,  eine  reichere 
Ernte  halten  als  bei  List,  dessen  wissenschaftliche  Bedeutung  wohl 
nicht  allzu  hoch  anzuschlagen  ist.  Eine  wissenschaftlich  vertiefte 
Theorie  des  Schutzzolles  hat  er  nicht  gegeben.  Aber  die  Kritik, 
die  Bruno  Hildebrand  bereits  vorlängst  an  den  theoretischen 
Lehren  Friedrich  Lists  geübt  hat,  wird  damit  noch  nicht  gerecht- 
fertigt.  Müller  sagt,  daß  die  nationale  Existenz  in  ihrem  ganzen 


i)  Vgl.  Röscher,  S.  975 — 79.  Vgl.  auch  Spann,  Haupttheorien,  S.  117 — 18, 
nach  welchem  List  nur  in  der  Darstellung  der  konkreten  Zusammenhänge 
Fortschritte  gemacht  habe  und  die  Methodik  des  ökonomischen  Denkens  beider 
Männer  die  gleiche  sei.  Ueber  das  Verhältnis  Müller'^  zu  List  auch  Knies  a.  a.  O. ; 
ferner  Lenz,  1.  c,   S.    174 — 75. 
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Umfange  der  wahre  Reichtum  der  Nation  sei,  daß  die  Verwaltung 
des  ökonomischen  Vermögens  (Finanzen),  des  juristischen  Ver- 
mögens (Gesetzgebung  und  Justiz),  des  geistigen  Vermögens 
(geistliche  Angelegenheiten  und  Erziehung),  sowie  des  militärischen 
Vermögens  im  wirkUchen  Staate  nicht  getrennt  werden  dürfen^), 
eine  Lehre,  die  noch  weitumfassender  ist  als  jene  Lists  von  den 
drei  Hauptproduktivkräften,  der  Agrikulturkraft,  der  Manufaktur- 
kraft und  des  Handels.  Dagegen  kann  man  meines  Erachtens 
nicht,  wie  Hildebrand  es  tut,  einwenden,  daß  diese  Lehre  die 
Ursachen  der  Tauschwerte,  die  Kräfte,  von  ihren  Wir- 
kungen trenne,  weil  in  der  Volkswirtschaft  jeder  wahre  Wert 
zur  Produktivkraft  und  jede  Kraft  zum  W^erte  werde^).  Dieser 
Einwand  übersieht,  daß  Lists  Theorie  der  Produktivkräfte,  so 
theoretisch  mangelhaft  sie  auch  vom  Standpunkte  einer  fortge- 
schrittenen Wertlehre  sein  mag,  Tauschwert  und  Produktivkraft 
nicht  als  Ursache  und  Wirkung  auffaßt.  Er  erklärt  ausdrücklich, 
daß  die  Ursachen  des  Reichtums  etwas  anderes  sind  als 
der  Reichtum  selbst,  daß  jemand  Reichtum,  d.  h.  Tauschwerte 
besitzen,  aber  verarmen  könne,  der  Arme  hingegen  infolge  seiner 
Produktivkräfte  reich  werden  könne.  Er  sagt,  daß  man  der  Theorie 
der  Werte  eine  selbständige  Theorie  der  Produktivkräfte 
zur  Seite  stellen  müsse,  um  die  ökonomischen  Erscheinungen 
zu  erklären,  er  gibt  das  bekannte  Beispiel  von  den  beiden 
Familienvätern,  welche  zugleich  Grundbesitzer  sind  und  von  wel- 
chen der  eine  mit  seinem  ersparten  Kapitale  durch  fruchtbringende 
Anlegung  Zinsen,  d.  h.  Tauschwerte,  erwirbt,  während  der  andere 
durch  sorgfältige  Erziehung  seiner  Kinder  die  Produktivkraft  der 
Nation  vermehrt.  Mit  diesem  zuletzt  genannten  Güterbesitzer  ver- 
gleicht dann  List  eine  Nation,  welche  durch  Einführung  von 
Schutzzöllen  Opfer  an  Werten  bringt,  aber  dafür  produktive 
Kräfte  erzeugt,  in  dem  sie  sich  ihre  industrielle  Unabhängigkeit 
für  die  Zukunft  sichert.  Es  gibt  nach  List  produktive  Kräfte, 
welche  Tauschwerte  und  solche,  welche  produktive 
Kräfte  produzieren,  welch  letztere  er  die  Produzenten 
der  P  r  o  d  u  k  t  i  V  k  r  a  f  t  nennt  ^). 


i)  Vgl.  Müllers  Abhandlung  über  Adam  Smith,  abgedruckt  bei  Baxa,  S.  40 — 41. 

2)  Hildebrand,  S.  76—78. 

3)  Vgl.  List,  Die  Theorie  des  nationalen   Systems  der  politischen  Oekonomie 
(Stuttgart   1877),  S.  9— iS. 


jo6  Dr.   Otto  Weinberger: 

Die  Schwäche  dieser  Theorie  liegt  nun  meines  Erachtens 
darin,  daß  sie  einerseits  die  produzierten  Produktivkräfte  den 
Werten  gegenüberstellt  und  dabei  den  Begriff  >  Wert«  auf  den 
Tauschwert  beschränkt,  so  daß  die  produzierten  Produktiv- 
kräfte nicht  als  Werte  angesehen  werden  können;  ferner  darin, 
daß  überhaupt,  und  zwar  in  Uebereinstimmung  mit  der  Theorie  der 
klassischen  Oekonomisten  angenommen  wird,  daß,  wer  produziere, 
überhaupt  Werte  schaffe,  ohne  daß  die  Momente  der  Menge  und 
des  Bedarfes  hinreichend  gev/ürdigt  erscheinen. 

Schon  in  seinen  »Haupttheorien  der  Volkswirtschaftslehre« 
hat  Spa7in  bemerkt,  daß  das  Gesetz  des  abnehmenden  Boden- 
ertrags, die  Lehren  Ricardos  und  MaltJius  Adam  Müller  unbe- 
kannt geblieben  zu  sein  scheinen.  Dagegen  behauptet  Spann, 
daß  Müller  mit  sicherem  Blick  die  spätere  Thüneitsch^  Unter- 
scheidung der  marktnahen,  merkantilen  und  intensiven  und  der 
auf  sich  selbst  angewiesenen,  extensiven,  nationalen  Boden- 
bebauung bereits  erkannt  habe.  Aber  auch  hier  vermißt  man 
meines  Erachtens  bei  Müller  klare  Ausdrucksweise  und  ein  logisch 
geschlossenes  System.  Er  sagt  im  ersten  seiner  »Agronomischen 
Briefe«,  daß  entfernt  von  den  großen  Städten  und  Märkten 
die  Wirtschaft  für  ein  inneres  Gleichgewicht  aller  ihrer  Teile,  ins- 
besondere des  Ackerbaues  und  der  Viehzucht  sorgen  müsse.  In 
der  Nähe  des  Marktes  hingegen  werden  sich  diese  Teile  von  ein- 
ander mehr  absondern,  das  Geld  werde  auch  die  einseitige  Vieh- 
oder Ackerwirtschaft  vervollständigen  und  in  den  Städten  selbst 
werde  die  ursprünglich  allseitige  Landwirtschaft  in  zwei  völlig 
abgesonderte  Gewerbe,  in  den  Gartenbau  und  die  Viehmästung, 
auseinanderfallen.  Er  vergleicht  die  isolierte  Landwirtschaft 
mit  einem  Zirkel,  worin  alle  Teile  in  Beziehung  auf  den  Mittelpunkt 
und  in  Wechselwirkung  mit  demselben  stehen  müssen  ;  die  auf 
einen  Markt  begründete  mit  einer  Ellipse,  in  deren  einem  Brenn- 
punkte der  Markt,  in  dem  anderen  der  Landwirt  stehe.  Bei  der 
Vergänglichkeit  des  einen  Brennpunkts,  nämlich  des  Marktes, 
könne  sich  leicht  der  Fall  ereignen,  daß  die  Ellipse  zerreiße  und 
die  ganze  Unternehmung  des  merkantilischen  Landwirtes  zu- 
schanden  werde.  Es-  gebe  einzelne  landwirtschaftliche  Produkte, 
welche  infolge  ihrer  Beweglichkeit  und  Transportabilität  den 
isoliertesten  Landwirt  zum  Geldgewinne,  d.  h.  auf  einen  unnatür- 
lichen Markt  hinreizen,  in  welchem  Fall  er  dann  auf  Kosten  des 
bleibenden    inneren    Gleichgewichtes    seiner   Wirtschaft    kultiviere 
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und  die  (gemeint  sind  die  Produkte)  ihn  bei  der  geringsten  Ver- 
änderung des  Marktes  dann  auf  Jahre  zurücksetzen.  Er  tadelt 
es,  daß  die  neue  landwirtschaftliche  Theorie  die  nationale  Land- 
wirtschaft in  eine  nierkantilische,  d.  h.  auf  Geldgewinn  gerichtete, 
verwandelt  habe  ....  Naturalabgaben  und  persönliche  Dienste 
seien  in  Geldprästationen  verwandelt  worden,  alle  Arten  von 
Dienstpflichtigkeiten  der  Arbeitenden  seien  aufgehoben  worden. 
Es  sei  ein  allgemeines  Lohnsystem  eingeführt,  die  Gemeingüter 
aufgeteilt  und  die  unbeschränkte  Veräußerlichkeit  des  Grundeigen- 
tums eingeführt  worden.  Damit  sei  der  Landbau,  ursprünglich 
ein  Dienst  des  Staates,  zum  bloßen  Gewerbe  herabgewür- 
digt worden.  Exakte  Gesetze  sind  auch  hier  von  Müller  nicht 
aufgestellt  worden  und  für  seine  Kritik  der  merkantilistischen 
Landwirtschaft  scheint  seine  Vorliebe  für  mittelalterliche  Wirt- 
schaftsformen bestimmend  gewesen  zu  sein. 

Auch  eine  scharf  umrissene  Wertlehre  hat  Müller  nicht 
aufgestellt.  Im  zweiten  seiner  »Agronomischen  Briefe«  heißt  es 
lediglich,  daß  alle  Werte  in  letzter  Instanz  von  dem  Träger  der 
Sachen,  von  der  Persönlichkeit  abhängen.  Die  Sachen  haben  nur 
Wert,  insofern  sie  an  der  Persönlichkeit  gemessen  und  in  die 
Persönlichkeit  umgesetzt  M^erden  können.  Er  behauptet  ferner, 
daß  die  wesentlichen  dauerhaften  Werte  mehr  und  mehr  sinken, 
daß  alle  einzelnen  bei  allen  einzelnen  Umsätzen  verlieren,  weil  der 
Wert  der  Dinge  nur  durch  die  Dauer  gesteigert  werde,  die 
Dauer  der  Dinge  aber  nichts  anderes  sei,  als  ihre  bleibende  Ver- 
bindung mit  der  Persönlichkeit  oder  der  höheren  unvergänglichen 
Natur  des  Menschen  (.?).  Diese  Persönlichkeit  des  Menschen  werde 
aber  bei  allen  Theorien  der  Staatswirtschaft  außer  acht  gelassen. 
Es  ist  nicht  klar,  wie  auf  Grund  einer  solchen,  anscheinend  indi- 
vidualistischen Werttheorie  das  Verhältnis  der  Werte  der  einzelnen 
Sachen  zueinander  bestimmt  werden  soll.  Denn  von  der  Grenz- 
nutzentheorie finden  sich  in  Müllers  Werken,  soweit  ich  sie  lesen 
konnte,  überhaupt  keine  Andeutungen.  Das  bereits  erwähnte 
Mengenproblem  und  das  Problem  des  Bedarfes  erscheinen  in 
dieser  Lehre  Müllers  gleichfalls  überhaupt  nicht  gewürdigt. 

VI. 

Was  die  Beziehungen  der  Ideen  Müllers  zu  jenen  der 
Sozialisten  und  Kommunisten  angeht,  so  wurde  schon 
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von  //z'/rt^-f/;;-««;^  behauptet  1),  daß  beide  darin  übereinkommen,  daß 
sie  als  Feinde  der  Geldwirtschaft,  der  absoluten  persönlichen 
Freiheit  und  des  egoistischen  Wirtschaftsprinzips  den  Gang  der 
Zivilisation  der  letzten  drei  Jahrhunderte  verurteilen,  w^eil  er  zum 
Despotismus  des  materiellen  Kapitals,  zur  Ungleichheit  des  Ein- 
kommens und  zur  Entstehung  eines  maßlosen  Pauperismus  geführt 
habe.  Beide  verurteilen  arbeitsloses  Einkommen,  Ausbeutung 
menschlicher  Arbeitskraft  und  schrankenlosen  Egoismus.  Ander- 
seits habe  Müller  die  Rückkehr  zur  Natural-  und  Lehenswirtschaft 
des  Mittelalters  gepredigt,  während  der  Sozialismus  für  eine  gesell- 
schaftliche Wirtschaftsorganisation  und  Unterordnung  des  Indi- 
viduums unter  diese  eintrete.  Müller  verlange  historische  Ent- 
wicklung und  nationale  Mannigfaltigkeit,  die  Sozialisten  philo- 
sophische Konstruktion  und  kosmopolitische  Gleichheit  aller 
menschlichen  Zustände. 

3Iüller  habe  in  der  Arbeitsteilung  eine  jener  Ursachen  erblickt, 
welche  das  moderne  europäische  Fabriksystem  geschaffen.  Dieses 
Fabriksystem  habe  zur  Folge  gehabt,  daß  sich  der  Mensch,  seiner 
Naturanlage  zuwider  »in  einer  abgesonderten,  mechanischen  Funktion 
abnutze  und  abstumpfe,  ohne  dafS  er  deshalb  aufhörte,  Mensch  zu 
sein  und  menschliche  Bedürfnisse  zu  haben«.  Mit  der  Einführung 
von  Maschinen  werde  aber  die  menschliche  Arbeitskraft  übertroffen, 
und  als  ob  Müller  bereits  die  späteren  Theorien  von  der  indu- 
striellen Reservearmee  geahnt  hätte  —  heißt  es  dann  weiter,  daß 
als  Folgen  Ausschreitungen  der  Arbeiterschaft  eintreten  (Maschinen- 
stürmerei)  ....«,  »revolutionäre  Aufwallungen  der  Völker,  Reak- 
tionen der  mechanisch  entwürdigten  Menschheit,  welche  sich  für 
die  ihr  aufgedrungene  Einseitigkeit  durch  die  schrankenlosesten 
politischen  und  religiösen  Schwärmereien  entschädigt«").  Nichts- 
destoweniger würde  Adam  Müllers  konservativer  Sinn,  ganz  ab- 
gesehen davon,  daß  er  auch  nicht  Arbeitswerttheoretiker  gewesen 
ist,  die  revolutionären  Lehren  des  Marxismus  und  Syndikalismus 
weit  von  sich  gewiesen  haben.  Aber  bei  seiner  Vorliebe  für 
mittelalterliches  Zunft-  und  Ständewesen  könnte  vielleicht  ein 
moderner  Gildentheoretiker  wohl  versucht  sein,  auch  in  Adam 
Müller    einen    Vorkämpfer    für    Wirtschaftsräte    und    Wirtschafts- 

1)  Hildebrand,  S.   io6 — io8. 

2)  Vgl.  seine  Abhandlung:  >Die  heutige  Wissenschaft  der  Nationalökonomie 
kurz  und  faßlich  dargestellt«  bei  Baxa,  S.  17 — 21,  und  die  Abhandlung:  »Teilung 
der  Arbeit«,  ebenda,  S.  46  —  47. 


Adam  Müller. 


[09 


Parlamente,  für  die  Zusammenfassung  der  gewerkschaftlich  organi- 
sierten Berufsgruppen  zu  Verbänden  auf  der  Arbeiter-  und  Unter- 
nehmerseite zu  erblicken. 

Müller  hat  einmal  erklärt,  daß  der  moderne  Staat  sich  selbst 
zerstört  und  zertrümmert  habe,  als  er  in  seiner  Mitte  »keine 
Innungen,  keine  Zünfte,  keine  Eigentümlichkeit  der  Provinzial- 
oder  Städteverfassungen,  kurz  keine  Staaten  im  Staate«  mehr 
dulden  wollte  i).  Wenn  die  modernen  Gildentheoretiker  die 
horizontal  in  Unternehmer  und  Angestellte  gespalteten  Schichten 
der  Gesellschaft,  wenn  sie  die  vertikal  nach  Berufsgruppen  ge- 
trennten Organisationen  zu  ganzen  Verbänden  der  Landwirtschaft, 
der  Industrie  und  des  Handels  zusammenschweißen  wollen,  wenn 
die  Wirtschaftsparlamente  den  ganzen  Produktionsprozeß  regeln, 
wenn  sie  verwalten,  die  Steuern  umlegen  und  schließlich  auch 
gesetzgebende  Gewalt  in  der  Gesellschaft  der  Wirtschaft  an  sich 
reißen,  wenn  sich  die  Wirtschaft  entstaatlicht  und  der  zentrale 
Gildenkongreß  sich  mächtig  in  das  alte  Staatsgefüge  einschiebt, 
wer  könnte  dann  leugnen,  daß  sich  vor  unseren  Augen  das  Schau- 
spiel eines  langsamen  Zerfalles,  eines  allmählichen  Abbaues  und 
Zerbröckelungsprozesses  der  alten  Staatsgewalt  erhebt?  Aber  nur 
ein  Romantiker  im  schlimmsten  Sinne  des  W^ortes  könnte  in 
diesem  modernen  Gildensozialismus,  welcher  auf  dem  Boden  der 
kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  nach  einem  blutigen  Kriege 
und  nach  einer  ebenso  fürchterlichen  sozialen  Umwälzung  im 
Klassenkampfe  zu  entstehen  scheint,  eine  Rückbildung  zur  mittel- 
alterlichen Stadtwirtschaft  mit  ihrem  »System  der  autonomen 
Bedürfnisbefriedigung«  (Bücher)  und  ihren  Zunftrollen  erblicken. 
Adam  Müllers  mystischer  Sinn  war  nach  rückwärts  gerichtet.  Er 
war  durch  und  durch  Legitimist.  Der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung und  einem  verfassungsmäßig  festgelegten  Recht  auf 
den  Streik  hätte  er  ebensowenig  Verständnis  entgegengebracht 
wie  einer  Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel  und  Soziali- 
sierung. 

VII. 

Auch  eine  kürzlich  veröffentliche  Schrift  über  das  Geld- 
wesen, welche  Adam  Müller  gleichfalls  als  einen  der  größten 
Nationalökonomen  aller  Zeiten  und  Völker  bezeichnet,  kommt  zu 


i)  Von  der  Notwendigkeit  einer  theologischen  Grundlage,  S.   i8 — 19. 


HO  Dr.  Otto  Weinberger: 

einer  maßlosen  Verherrlichung  seiner  Lehre  über  das  Geldwesen^). 
Er  habe  das  Geld  auf  die  Arbeitsteilung,  auf  das  Ergebnis  des 
Gemeinschaftsdranges  zurückgeführt  und  das  Metallgeld  treffend 
mit  den  Blut-,  das  Papiergeld  mit  den  Schlagadern  im  Organis- 
mus des  Staates  verglichen.  Er  habe  mit  Recht  die  Notwendig- 
keit eines  werthabenden  GeldstofFes  geleugnet,  weil  die  Vermitt- 
lungstätigkeit des  Geldes,  Vv'eil  seine  Ermöglichung  der  Gemein- 
samkeit der  Erzeugung  und  Verteilung,  welche  Arbeitsteilung  und 
Geld  unlöslich  miteinander  verknüpfen,  den  Wert  des  Geldes 
sicherstellen.  Ein  Stoffvvert  wäre  in  jeder  Beziehung  hinderlich, 
er. würde  das  Unding  schaffen,  daß  das  Geld  zwei  Wertbegriffe 
enthielte,  welche  einander  schädigen  und  verwirren.  Müller  habe 
die  Quantitätstheorie  einer  scharfen  Kritik  unterworfen  und  das 
Inflationsproblem  richtig  beurteilt,  da  die  Wertabnahme  des  Geldes 
nicht  auf  eine  Vermehrung  auf  der  Geldseite,  sondern  auf  die 
Fehler  in  der  Erzeugungs-  und  Verteilungswirtschaft  des  Staates 
zurückgeführt  werden  müssen.  Müller  habe  mit  Recht  darauf 
hingewiesen,  daß  nur  das  Papiergeld  einen  wahren  Geldcharakter 
trage,  weil  das  Geld  die  Waren  nur  vorstelle  und  sich  nicht  in 
sie  verwandle.  Der  Wert  des  Geldes  beruhe  auf  der  Produkti- 
vität, auf  der  Möglichkeit,  Waren  zu  tauschen.  Müller  habe  das 
Geldwesen  richtiger  erfaßt  als  Kiiapp,  weil  dieser  nur  von  der 
Idee  des  bureaukratischen  Staates,  Müller  aber  von  einer  orga- 
nischen Gesellschaftsordnung  ausging  und  damit  eine  volkswirt- 
schaftliche Idee- des  Geldes  gegeben  und  der  Wissenschaft  einen 
neuen  Weg  gewiesen  habe. 

Ganz  abgesehen  davon,  daß  dieser  Darstellung  meines  Er- 
achtens  eine  Ueberschätzung  der  nominalistischen  Geldtheorie  zu- 
grundeliegt, und  dabei  übersehen  wird,  daß  auch  der  Staats- 
gewalt bei  Schaffung  gesetzlicher  Zahlungsmittel  und  bei  Regelung 
des  Geldwesens  feste  Grenzen  gesetzt  sind,  bin  ich  der  Ansicht, 
daß  man  von  einer  eigentlichen  wissenschaftlichen  Geldtheorie 
Müllers  wohl  überhaupt  nicht  reden  darf.  Er  faßt  das  Geld  »als 
das  alle  einzelnen  Geschäfte  Vermittelnde  auf,  bezeichnet  Richter, 
Obligationen,  Gesetze,  Kontrakte,  Handeltreibende,  Staatsmänner 
und  Bürger   gleichfalls    als  Geld«  2),    und    auf   diese    schwulstige. 


i)  Vgl.  Richard  Kcrschagl,  Die  Lehre  vom  Gelde  in  der  Wirtschaft  (Wien 
1921),  S.   16—21. 

2)  Vgl.  die  Abhandlung  »Zeitgemäße  Betrachtungen  über  den  Geldumlauf« 
bei  Baxa,  S.  27. 


Adam  Müller.  III 

geschraubte  Weise  versteigt  er  sich  zum  Satze,  daß  alle  ökono- 
mische Bewegung  oder  alle  Zirkulation  darin  bestehe,  daß  »zwei 
Wesen  (Objekte  der  Zirkulation  und  für  diesen  Fall  Waren) 
von  einem  dritten  Subjekte  (dem  Subjekte  der  Zirkulation  und 
für  diesen  Fall  Geld)  vermittelt  werden«.  Alle  Dinge  im  Um- 
kreise der  bürgerlichen  Gesellschaft  sind  nach  ihm  wechselweise 
bald  Geld,  bald  Ware,  sie  zirkulieren  und  werden  zirkuliert.  Im 
Mittelalter,  so  heißt  es  in  seiner  Abhandlung  >Vom  Papiergelde«  ^) 
seien  die  wichtigsten  Dienste,  die  »am  Pfluge  und  die  anderen 
mit  dem  Schwerte«  ohne  Löhnung  durch  Gegendienste  oder  über- 
haupt persönlich  vergolten  worden.  Später  habe  man  es  unter- 
nommen, alle  Verhältnisse  der  Menschen  durch  Vermittlung  der 
Metalle  zu  regeln.  Die  Natur  wolle  aber  nur  einen  Teil  des 
menschlichen  Verkehrs  vermittels  der  Metalle  getrieben  wissen, 
da  ihr  Vorrat  beschränkt  sei.  In  der  Zukunft  werde  man  daher 
die  persönlichen  Dienste  mit  dem  Papiergelde  bestreiten 
müssen,  welches  nationale  Aufgaben  zu  erfüllen  habe,  während  die 
Metalle  nur  für  die  entfernteren  kosmopolitischen  Verhältnisse  zu 
verbleiben  hätten. 

Dabei  ist  nur  soviel  richtig,  daß  Müller  voraussah,  daß  der 
internationale  Zahlungsverkehr  letzten  Endes  ohne  metallische  Zir- 
kulation nicht  ausgeglichen  werden  kann,  wie  auch  Müller  in 
seiner  Abhandlung  »Von  den  Vorteilen  der  Errichtung  einer 
Nationalbank«  mit  Recht  betont  hat,  daß  ein  richtiges  Verhältnis 
zwischen  Metallgeld  und  Papiergeld  hergestellt  werden  müsse  und 
daß  es  sich  empfehle,  die  Regelung  der  Metallgeldzirkulation  im 
Staate  einer  nationalen  Zentralbank  zu  überlassen.  Hätte  die 
Wissenschaft  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  im  neunzehnten 
Jahrhundert  aber  wirklich  jene  Fortschritte  zu  verzeichnen  gehabt, 
wenn  sie  statt  auf  der  nüchternen,  logischen  Darstellung  eines 
Ricardo  auf  Redewendungen  wie  jene,  daß  »das  Papier  dem  Me- 
talle seine  Elastizität,  seine  Füglichkeit  und  das  Papier  wieder 
dem  Metalle  seine  Festigkeit  und  Dauerbarkeit  durch  gegenseitige 
Beziehung  mitteile«,  aufgebaut  worden  wäre^)? 


i)  Baxa,  S.  29 — 34. 

2)  Auch  nach  Melchior  Palyi,  Die  romantische  Geldtheorie,  Arch.  t.  Sozial- 
Wiss.  u.  Soz.Politik,  42  (1916— 17),  S.  89— iiS,  535—60,  hat  Mülhr  den  Geld- 
begrifF  der  klassischen  Nationalökonomie  nicht  vertieft,  geschweige  denn  über- 
wunden. Er  hat  ihn  aber  durch  seinen  elastischen  Sprachgebrauch,  zu  dem  ihn 
die    romantischen    Voraussetzungen     seines    Denkens     geleitet    haben,     beliebig 
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VIII. 

Wenn  Bruno  Moll  behauptet,  daß  in  Müllers  Kreditbegriffe 
»vielleicht  die  tiefste  und  bedeutsamste  Geldauffassung  enthalten 
sei,  die  wir  irgendwo  gefunden  haben,«  so  fordere  ich  die  Leser 
auf,  die  daselbst  zitierten  Steilen  aus  Müller?,  Schriften  zu  lesen, 
um  sich  von  der  Ungenießbarkeit  des  Stiles  und  der  ver- 
schwommenen Ausdrucksweise  selbst  zu  überzeugen.  Kredit 
ist  das  Produkt,  welches  »durch  alle  Produkte  hindurchläuft,  und 
sich  unter  allen  Erzeugungen  und  allem  Verzehren  befestigt  und^ 
wächst,  wie  der  Baum  unter  beständiger  Wiederkehr  einer  Zeit 
der  Blüte,  der  Frucht  und  der  Entblätterung :  die  bürgerliche 
Gesellschaft,  die  anerkannte,  der  Glaube  an  sie,  an  die  Sicher- 
heit und  Zuverlässigkeit  des  gesamten  Beieinanderseins  und  Mit- 
einanderwirkens,  kurz  der  Kredite«  i). 

Wir  sind  am  Ende  unsrer  Darstellung  angelangt.  Es  ver- 
bleibt noch  die  Frage,  ob  die  Auferstehung,  welche  Adam  Müller 
in  den  Schriften  Spanns,  Stephingers,  und  Baxas,  feiert  und  die 
Neuauflegung  seiner  Schriften  seinen  verblichenen  Stern  zu  neuem 
Leben  erwecken  wird?  Wohl  mag  der  Feuereifer,  mit  welchem 
seine  Jünger,  die  in  den  Archiven  nach  seinen  längst  vergilbten 
Berichten  forschen,  ein  Zeichen  echter  Begeisterung  sein,  —  die 
Wissenschaft  selbst  urteilt  nüchtern  und  läßt  sich  zuguterletzt 
nicht  von  Gefühlen  leiten  und  beeinflussen,  Ueber  die  Bedeutung 
Müllers  in  der  Geschichte  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  hatte 
sie  ihr  Urteil  bereits  gefällt. 

Es  wäre  töricht,  zu  behaupten,  daß  dieses  Urteil  ein  end- 
gültiges sein  müßte  und  daß  es  einer  besonnenen  Berufung  nicht 
unterworfen  werden  könnte.  Aber  in  unserm  Falle  lehrt  gerade 
die  Nachprüfung,  daß  die  Kritik,  welche  Hildebrand  und  Röscher 


dehnbar  gemacht  und  die  herkömmliche  Lehre  vom  Verhältnis  der  geldlosen 
Wirtschaftsordnung  zur  monetären  in  paradoxer  Weise  in  ihr  Gegenteil  umge- 
kehrt. Er  erreichte  dadurch  eine  »Idee  des  Geldes«  —  von  einem  Begriff  läßt 
sich  in  der  Tat  nur  schwer  reden,  —  ein  Geld,  das  nun  auch  zu  einem  irratio- 
nellen, eigentlich  nur  gefühlsmäßig  faßbaren  Element  der  Gesellschaft  wurde  und 
verwirklichte  somit  das  ahnungsvolle  Postulat  des  Novalis:  »Die  Poeüsierung  (?) 
der  Finanzwissenschaft.«  Viel  schärfer  jetzt  Palyi,  Der  Streit  um  die  staatliche 
Theorie  des  Geldes  (München  1922),  wo  es  (S.  9)  heißt,  daß  man  nicht  in  jedem 
»Hirngespinst«  Adam  Müller' %  eine  neue  Geldtheorie  erblicken  könne.  — 

i)  Vgl.  Moll,  Logik  des  Geldes  (1916)  S.  47 — 57.  In  der  zweiten  Auflage 
(1922),  in  welcher  der  Abschnitt  (51 — 56)  über  Müller  beträchtlich  gekürzt  ist, 
ist  die  im  Texte  zitierte  Stelle  weggeblieben. 
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an  Adam  Müller  geübt  hatten,  bereits  das  Richtige  getroffen 
hatte  und  daß  kein  Anlaß  vorliegt,  diese  Kritik  umzustoßen. 
Daß  Adam  Müller  ein  vielfach  origineller  Denker  war,  kann  nicht 
bestritten  werden.  Seine  Schriften  sind  eine  Reaktion  gegen  die 
Ausschreitungen  der  großen  Revolution,  sie  sind  ein  Produkt  der 
sich  ihr  anschließenden  Kongreßzeit  und  Restauration.  Auch  nach 
den  Stürmen  des  Weltkrieges  mit  seinen  furchtbaren  Verheerungen 
und  Zerstörungen  alter  Werte  hat  eine  große  Ernüchterung  Platz 
gegriffen.  Man  beginnt  wieder  einzusehen,  daß  das  historisch 
Gewordene  nicht  über  Nacht  umgestürzt  werden  kann,  daß  jedes 
Volk  in  seiner  Vergangenheit  wurzelt,  daß  Revolution  zunächst 
nur  Niederreißung  des  Bestehenden,  nicht  Aufbauen  bedeutet. 
In  einer  solchen  Zeit  hat  man  wieder  zu  den  Schriften  Müllers 
gegriffen,  des  Verehrers  der  UeberHeferung,  des  Verteidigers  der 
Religion,  des  Autoritätsgedankens  und  der  nationalen  Wirtschaft. 
Aus  tiefer  Abneigung  gegen  die  Lehren  des  Marxismus  beginnt 
man  sich  wieder  in  seine  Werke  zu  versenken  und  schöpft  aus 
ihnen  Trost  und  Hoffnung  auf  bessere  Zeiten.  An  dieser  Stelle 
konnte  es  sich  nur  darum  handeln,  Müllers,  Bedeutung  für  die 
Theorie  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft  zu  würdigen.  Der  Streit, 
ob  Individualismus  oder  Universalismus,  scheint  mir  müßig  zu 
sein.  Es  ist  gerade  so  verfehlt,  die  Erscheinungen  des  Wirtschafts- 
lebens lediglich  vom  Standpunkte  des  einzelnen  aus  betrachten 
und  erklären  zu  wollen,  wie  anderseits  im  Individuum  nur  ein 
Werkzeug  und  Produkt  der  Gesellschaft  zu  erblicken.  Wer  nicht 
nach  Originalität  hascht  und  nicht  befangen  vom  Standpunkte 
seiner  einseitigen  bizarren  Theorie  aus  über  die  Lehren  der 
Klassiker  und  der  historischen  Schule  den  Stab  bricht,  wird  den 
Atomismus  ebenso  ablehnen,  wie  eine  rein  soziologische  Auf- 
fassung der  Wirtschaft,  die  jede  kausale  Betrachtungsweise 
von  sich  weist  und  in  der  Wirtschaft  teleologisch  nur  ein  Mittel 
für  Ziele  erblickt.  Es  ist  ein  bleibendes  Verdienst  Müllers,  daß 
er  bei  Erforschung  der  einzelnen  wirtschaftlichen  Phänomene  auch 
den  Blick  auf  das  Ganze  gerichtet  hat,  daß  er  die  Bedeutung 
historischer  UeberHeferung  und  Tradition  richtig  gewürdigt  und 
an  den  nationalen  Idealen  des  deutschen  Volkes  festgehalten  hat. 
Aber  er  hat  es  nicht  verstanden,  auch  seinen  originellen  Ge- 
danken ein  festes  wissenschaftliches  Gefüge  zu  geben.  Wenn 
man  nur  bei  den  führenden  Geistern  der  deutschen  Wissenschaft 
bleiben  will,  so  gebührt  ihm  deshalb  neben   Gossen,    Thünen  und 

Zeitschrift  für  die  ges.  Slaatswissensch.     1922.     1/2.  8 
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Kar/  Menger  kein  Platz.  Auch  Friedrich  List,  der  an  der 
Wiege  der  deutschen  Einheit  gestanden  und  mit  der  ganzen 
Kraft  seiner  Beredsamkeit  für  Deutschlands  Größe  gewirkt  hat, 
wird  in  der  Geschichte  seines  Volkes  nicht  vergessen  werden. 
Anderseits  ist  es  schwer  verständlich,  wenn  selbst  Bewunderer 
Müllers  wie  Spami  ihm  »kirchlich-doktrinäre«  Gesinnung  vor- 
werfen. Müllers  Ideen  erscheinen  überhaupt  nur  verständlich, 
wenn  man  auch  Verständnis  für  seine  gläubige  Weltanschauung 
hat  und  diese  aus  prinzipiellen  Gründen  nicht  ablehnt.  Müllej-s 
Name,  mag  er  auch  jetzt  wieder  gefeiert  und  gerühmt  werden, 
wird  doch  wieder  der  Vergessenheit  anheimfallen,  wie  einst. 
Zu  ewigem  Leben  wird  er  nicht  auferstehen.  Die  Worte  des 
Dichters,  die  einst  den  Nachruf  an  Friedrich  List  verherrlicht 
haben: 

»Doch  getrost,  vielleicht  nach  Jahren,  wenn  den  Körper  Erde  deckt, 
Wird  mein  Schatten  glänzend  wandeln  dieses  deutsche  Volk  entlang, < 

sie  werden  für  Adam  Müller  nicht  gelten. 
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OBJEKTIVISMUS    UND    SUBJEKTIVISMUS    IN 
DER  PREISTHEORIE. 

Eine  Kritik  der  Wertlehre  Oppenheimers. 

Von 

Dr.  ALFRED  RENNER,  München. 

Der  alte  Kampf  zwischen  Objektivismus  und  Subjektivismus 
in  der  Preistheorie  tobt  noch  immer  ^).  Die  Notwendigkeit  einer 
Ueberbrückung  dieses  Gegensatzes  ist  mehrfach  betont  worden  2), 
ohne  daß  die  positiven  Beiträge  hierzu  genügend  beachtet  worden 
wären. 

Neuestens  versucht  es  iI/?^//.y ^)  zu  zeigen,  »daß  es  unmög- 
lich ist  —  weil  mit  der  Struktur  des  wirtschaftlichen  Vorgangs 
im  Widerspruch  stehend  —  in  bezug  auf  irgendeinen 
Gegenstand  der  Wirtschaftswissenschaften  eine 
einheitliche  Theorie  aufzustellen,  sei  sie  rein 
subjektiv  oder  rein  objektiv.  Denn  jede  Erscheinung 
enthält  Elemente  beiderlei  Art  . .  .  .«  Er  sucht  die  Begründung 
seiner  Behauptung  in  Ueberlegungen,  die  der  Wissenschaftslehre 
angehören,  wie  schon  der  Untertitel  seines  Buches  andeutet.  Frei- 
lich bedürfen  seine  Ausführungen  einer  tieferen  erkenntnistheore- 
tischen Begründung;  so  vor  allem  seine  Behauptung,  daß  »die 
Einfügung  der  Wirtschaftswissenschaften  in 
eine  der  bezeichneten  Kategorien  (»Natur-  und 
Geisteswissenschaften,    oder   nach    neueren  Bezeichnungen 


1)  Es  sei  hier  nur  auf  die  Auseinandersetzung  zwischen  Oppenhehner  und 
Liefmann  in  der  Ztschr.  f.  Politik,   1919,  S.  475  fF.  hingewiesen. 

2)  Z.  B.  V,  Zwiedineck,  Archiv  f.  Sozw.  u.  Sozp.,  191 4,  S.  1/2.  —  Wenn 
Spann  in  seinen  »Haupttheorien  der  Volkswirtschaftslehre«  7.  Aufl.,  Leipzig  1920, 
S.  157  sagt,  auch  Oppenheimer  und  Lief  mann  streben  eine  Vermittlung  zwischen 
Grenznutzen-  und  Arbeitskostentheorie  an,    so  ist  das  mindestens  sehr  irreführend. 

3)  Karl  Muhs,  »Materielle  und  psychische  Wirtschaftsauffassung;  Versuch 
einer  Begründung  des  Identitätsprinzips  der  Wirt-schaftstheorie<,     Jena   192 1. 
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Natur-  und  Sozial-  bzw.  Kulturwissenschaften«)  nicht  möglich< 
ist.  Es  handelt  sich  doch  für  unser  Problem  nicht  um  Wirtschafts- 
wissenschaften, sondern  um  die  eine  Wissenschaft :  Wirtschafts- 
theorie, und  sie  muß  sich  in  das  System  der  Wissenschaften  ein- 
gliedern lassen,  oder  dieses  muß  nach  neuen  Gesichtspunkten 
aufgebaut  werden,  was  freilich  nicht  eine  Aufgabe  des  National- 
ökonomen ist.  Ueberhaupt  scheint  uns  gegenüber  den  Ergeb- 
nissen erkenntniskritischer  Untersuchungen  für  unsere  Frage  noch 
immer  Skepsis  am  Platze. 

Viel  wichtiger  für  die  Begründung  jener  Notwendigkeit  ist 
der  Nachweis  der  Unhaltbarkeit  aller  einseitigen  Versuche  zur 
Lösung  des  Preisproblems.  Das  ist  den  subjektivistischen  Ver- 
stiegenheiten Lieftnann'^  gegenüber  reichlich  geschehen,  weniger 
bei  der  »Neubegründung  der  objektiven  Wertlehre«  Oppenhei- 
iners'^).  Zum  mindesten  werden  seine  oft  unklaren  Ausführungen 
von  ihren  Kritikern  nicht  so  weit  interpretiert,  als  es  möglich  er- 
scheint^) und  als  es  für  eine  tiefere  Kritik  Voraussetzung  ist. 
Der  Versuch,  dem  Autor  in  dieser  Hinsicht  weitgehend  gerecht 
zu  werden,  birgt  zugleich  die  Aussicht,  so  gewisse  objektivistische 
Gedankengänge  ein  für  allemal  als  falsch  nachweisen  zu  können. 
Dieser  Versuch  soll  im  Folgenden  unternommen  werden. 

I. 

Aufgabe  einer  jeden  Preistheorie  ist  es,  »die  Preisbildung  zu 
erklären....  Dazu  ist  es  der  erste  Schritt,  sie  vollständig 
zu  beschreiben«^).  Preis  ist  nach  0.  »das  quantitative  Verhält- 
nis, in  dem  sich  ein  Produkt  gegen  das  andre  austauscht«.  Der 
»ökonomische  Ort«  des  Tausches  ist  der  »Markt«.  >Der  Markt 
—  nicht  etwa  e  i  n  Markt  ....  wir  haben  vorerst  nur  das  zu 
betrachten,  was  allen  Märkten  gemeinsam  ist«'^).  Von  vorn- 
herein also  weitgehende  Abstraktion  !  »Produkt«  ist  nach  0.  alles, 
was  »zu  Markte  gebracht«  wird,  nicht  nur,  was  »erzeugt,  herge- 
stellt«  wird,  also  nicht    etwa   nur   »Güter«.     Die  so  verstandenen 


i)  Der  Untertitel  zu  >Wert  und  Kapitalprofit«,  Jena  1916,  zweite  unver- 
änderte Aufl.  1922. 

2)  Auch"  von  Siegfried  Bludge  nicht,  der  in  seinem  >Der  Kapitalprofit« 
Jena  1920,  Oppenheimer  am  eingehendsten  kritisiert;  im  übrigen  hält  auch  er  eine 
objektive  Wertlehre  für  möglich. 

3)  Vgl.  z.  Folg.:   »W.  u.  Kpr.«,  S.    18—22. 

4)  Oppenheimer,  »Die  soziale  Forderung  der  Stunde«,  1919,  S.  4. 
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Produkte  werden  in  »Sachgüter«,  »Dienste«  und  »gesellschaftliche 
Machtpositionen«,  wie  Obligationen,  Aktien  usw.  gruppiert. 

O.  teilt  die  Produkte  noch  nach  einem  andern  Gesichtspunkt 
ein,  der  für  die  Preisbildung  weit  bedeutsamer  sein  soll,  nämlich 
in  vertretbare  Produkte  und  nicht- vertretbare,  die  »daher  nicht 
regelmäßig  zu  Markte  gebracht  werden  können,  wie  Kunstwerke«. 
Bei  den  vertretbaren  Produkten  scheidet  0.  noch  eine  Gruppe 
aus:  diejenigen,  »die  erst  seit  kürzerer  Zeit  als  Neuheiten  in 
diesen  Markt  eingetreten  sind«. 

Ueber  die  Bedeutung  verschiedener  Qualitäten  eines  Sach- 
gutes, z.  B.  von  Weizen,  spricht  er  nicht..  Es  ist  aber  wohl  anzu- 
nehmen, daß  sie  trotz  gleichen  Verwendungszweckes  verschiedene 
Produkte  darstellen  sollen;  führen  sie  doch  zu  verschiedenen  Prei- 
sen. Sie  stehen  zueinander  etwa  wie  die  Arten  einer  Gattung. 
»Produkt«  ist  für  0.  zunächst  ein  konkretes  Individuum ;  bei  ver- 
tretbaren Produkten  dann  aber  auch,  wegen  des  gleichen  Preises 
aller  dieser  Individuen,  die  ganze  Art. 

Nur  bei  den  beliebig  vermehrbaren  Produkten,  und  hier  nur 
wieder  bei  den  tatsächlich  regelmäßig  angebotenen,  läßt  sich  nach 
0.  ein  Oszillieren  der  jeweiligen  Marktpreise  um  einen  »Mittel- 
punkt oder  Schwerpunkt«  beobachten.  Bei  den  Neuheiten  bestehe 
zwar  die  Tendenz  auf  Herstellung  eines  solchen  Mittelpunktes, 
aber  der  Zielpunkt  der  Bewegung  lasse  sich  noch  nicht  erkennen, 
und  die  unvertretbaren  Produkte  haben  nur  zufällige  »Liebhaber- 
preise«. Was  aber  mit  O.  im  Folgenden  allein  untersucht  wer- 
den soll,  das  sind  jene  Mittelpunkte,  die   »Werte«. 

Um  das  vieldeutige  Wort  »Wert«  zu  vermeiden,  will  0.  da- 
für »statischer  Preis«  sagen,  ein  Versprechen,  das  er  freilich  nicht 
hält^).  Die  Wendung  »statischer  Preis«  zeigt  aber,  daß  er,  wie 
alle  Objektivisten,  zur  Vorstellung  dieser  Größe  vom  Preis  aus 
kommt.  Damit  ist  freilich  eine  subjektive  Struktur  dieses  Tausch- 
wertes noch  nicht  ausgeschlossen  2);  O.  erkennt  sie  sogar  aus- 
drücklich an.  Tatsächlich  aber  hält  er  dann  nicht  an  ihr  fest. 
Sein   »statischer  Preis«    ist   nichts  andres    als   der  »Preis   auf  die 


i)  Vgl.  »W.  u.  Kpr.«,  S.  21  u.  S.  22. 

2)  Soweit  ein  objektiver  Tauschwert  als  Durchschnitt  subjektiver  Wertungen 
denkbar  ist!  Daß  der  Wert  eine  von  der  Setzung  des  ihm  zugrunde  liegenden 
Gegenstandes  verschiedene,  neue  Setzung  durch  ein  Bewußtsein  ist,  darüber 
scheint  in  der  neueren  Wertphilosophie  kaum  Zweifel  zu  bestehen.  (Vgl.  Konrad 
Wiederhold,  »WertbegrifF  und  Wertphilosophie«,   1920,  S.  2). 
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Dauer  und  im  Durchschnitt«  der  Klassiker,  nur  daß  er  diese 
Formel  durch  die  Konstruktion  der  Statik  genauer  bestim- 
men will. 

Hinsichtlich  der  Berechtigung,  ja  Notwendigkeit 
der  Trennung  von  Statik  und  Dynamik  in  der  ökonomischen 
Theorie  beruft  sich  0.  ausführlich  auf  Scliumpeter'^')^  dessen  Be- 
schreibung der  Statik  freilich  im  Personalökonomischen  2)  stecken 
bleibe.  O.  trennt  zunächst  die  eigentliche  Statik  von  der  ver- 
gleichenden. Wir  haben  es  im  Folgenden  nur  mit  der  eigent- 
lichen   Statik  der    Marktwirtschaft    zu  tun. 

Um  den  Gleichgewichtszustand  der  Marktwirtschaft  zu  be- 
stimmen, müsse  man  »vom  Ganzen  statt  vom  Individuum«  ^)  aus- 
gehen. Alles  folge  hier  aus  dem  Satze:  »Der  marktwirt- 
schaftliche Prozeß,  die  Konkurrenz,  tendiert 
auf  die  ^Ausgleichung  sämtlicher  Einkommen«, 
nicht  aber  auf  Ausgleichung  der  Preise!  Sei 
dieser  Gleichgewichtszustand  erreicht,  d.  h.  sei  die  Konkurrenz 
zum  Stillstand  gekommen,  weil  die  Einkommen  soweit  wie  mög- 
lich ausgeglichen  seien,  so  ständen  auch  alle  Preise  auf  einem 
festen  Satze,  mithin  in  einem  festen  Verhältnis  zueinander.  Daß 
die  Einkommen  nur  »soweit  wie  möglich«  ausgeglichen  werden 
können,  liegt  an  der  Verschiedenheit  der  persönlichen  Qualifika- 
tion und  der  »Stellung  zu  einem  Monopolverhältnis  (ob  Nutz- 
nießer oder  Opfer)«. 

Unter  welchen  Bedingungen  ist  nun  nach  0.  dieser  Gleich- 
gewichtszustand als  dauernd  zu  denken,  nachdem  er  einmal  er- 
reicht ist?  Er  beschreibt  die  Statik  der  Marktwirtschaft  folgender- 
maßen: Sie  ist  »die  Wirtschaft  einer  entfalteten,  d.  h.  um  ihren 
Markt  zentrierten  Wirtschaftsgesellschaft,  die  in  ihrem  Gleich- 
gewichtszustande funktioniert«.  Durch  die  Wahl 
des  Wortes  »funktioniert«  soll  angedeutet  sein,  daß  es  sich  »um 
einen  Zustand  der  vollen  Bewegung«  handelt,  »den  aber  während 
der  Beobachtungszeit  keine  einzige  »Störung«  durch  Veränderung 
der  gegebenen  Daten  trifft«.  Diese  aber  sind:  »Die  Anzahl  und 
soziale  Lage  der  Bevölkerung,  daher  der  Kollektivbedarf,  daher 
die  Staffel  der  gesellschaftlichen  Arbeitsteilung  und  -Vereinigung, 


1)  Vgl.   »W.  u.  Kpr.«,   S.  26  ff. 

2)  Vgl.  weiter  unten. 

3)  Diese    Formulierung    ist  u.  E.  mindestens    verwirrend,    da  0.  andererseits 
behauptet,   die  Marktwirtschaft  basiere  auf  der  Personalwirtschaft. 
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daher  die  Konstanz  der  Produktion  von  Wertdingen  ....  und 
ihrer  Verteilung<'. 

Schon  hier  sei  auf  einen  schweren  Widerspruch  hingewiesen. 
Später!)  spricht  0.  nämlich  von  Goldproduzenten  in  der  Statik, 
die  das  Metall  an  der  Münze  gegen  Geld  eintauschen.  In  diesem 
jährlichen  Goldzustrom  liegt  doch  ein  typisch  dynamisches  Mo- 
ment! Oder  soll  die  gesamte  Neuproduktion  edlen  Metalls  letzten 
Endes  nur  der  Luxusindustrie  zufließen.?  Oder  soll  sie  konstant 
für  eine  bestimmte  Menge  von  Einfuhrgütern  ins  Ausland  abströ- 
men?    0.  sagt  darüber  jedenfalls  nichts. 

Er  erläutert  dann  den  statischen  Zustand  noch  weiter;  der 
Sinn  ist  in  Kürze,  daß  z.  B.  Geburt  und  Tod  von  Lebewesen 
nicht  aufzuhören  brauchen,  auch  nicht  der  Verschleiß  von  Ma- 
schinen, daß  aber  immer  sofort  ein  in  seiner  Wirkung  auf  die 
Volkswirtschaft  gleicher  Faktor  dafür  als  Ersatz  nachrücken  muß. 

In  der  Statik  sollen  die  Preise  in  bestimmter  Höhe  feststehen. 
Wo  liegt  diese?  Diese  Frage  kann  natürlich  hier  noch  nicht  be- 
antwortet werden,  denn  das  gerade  ist  ja  das  Problem.  Aber 
sie  muß  hier  schon  auf  Grund  der  Charakteristik  der  Statik 
als  Stillstand  der  Konkurrenz,  weil  die  Einkommen  ausgeglichen 
sind,  so  umschrieben  werden  können,  daß  der  Weg  zur  Be- 
stimmung der  Preishöhe  klar  wird.  Deshalb  heißt  es  bei  0. 
weiter:  ,, Unter  diesen  Voraussetzungen  ....  steht  ....  der 
Preis  aller  »beliebig  reproduzierbaren  Produkte«  ^)  durchaus  auf  dem 
statischen  Satze,  den  der  Grenzproduzent  erhalten  muß, 
um  das  ihm  zustehende  Einkommen  zu  erlangen«^). 

So  ist  also  der  Weg  für  die  Bestimmung  der  Höhe  des 
statischen  Preises  gewiesen:  Es  wird  zu  untersuchen  sein, 
wer  Grenzproduzent  sein  soll  und  ob  sich  dessen  Einkommen 
primär  bestimmen  läßt. 

Zunächst  aber  sei  zur  Kritik  von  O.s  Statik  bemerkt,  daß 
der  Erkenntniswert  dieses  rein  gedanklichen  Wirtschaftszustandes 
nicht  überschätzt  werden  darf.  Es  wird  noch  zu  zeigen  sein,  daß 
der  statische  Preis  nicht  Grundlage  für  die  Erklärung  der 
realen  Preishöhen  sein  kann.  Führt  doch  diese  Konstruktion 
einer  Statik  von  der  Wirklichkeit  sehr  weit  ab.  Wenn  im 
stationären  Zustande  der  Wirtschaft  einerseits  keine    Tendenz  zu 


1)  »W.  u.  Kpr.«,  S.   54. 

2)  »Der  Reproduktionspreis  ist  hier  exakt  gleich  dem  Produktionspreis. 

3)  Im  Original  nicht  gesperrt. 
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Störungen  vorhanden  sein  darf  und  anderseits  alle  Einkommen 
so  weit  wie  möglich  ausgeglichen  sein  sollen,  so  muß  doch 
mindestens  jeder,  der  sich  seiner  tatsächlichen  Qualifikation  be- 
wußt ist,  auch  wirklich  an  dem  Platze  stehen,  der  gerade  seine 
Arbeitskraft  erfordert  und  diese  auch  ausfüllt  ?  O.  freilich  dürfte 
Rat  wissen:  Wer  sich  nicht  an  die  Stelle  zubringen  versteht,  an 
die  er  gehört,  ist  eben  minderqualifiziert i). 

So  wird  die  Kraft,  sich  durchzusetzen,  die  nur  zu  oft  eine 
Kraft  der  Ellenbogen  ist,  mit  zum  Beispiel  geistigen  Fähigkeiten 
auf  eine  Stufe  gestellt.  Stehen  aber  nicht  oft  auch  objektive 
Gründe  im  Wege?  Gab  es  nicht  schon  im  Frieden,  also  in  nor- 
maler Wirtschaft,  einen  dauernd  zu  großen  Zudrang  zu  den  aka- 
demischen Berufen,  dessen  Folge  das  »gebildete  Proletariat«  ist? 
—  Und  weiter:  es  müssen  nach  0.  in  der  Statik  alle  tatsäch- 
lichen Vorzugsstellungen  so  vollständig  als  irgend  möglich  aus- 
genützt sein.  Das  aber  heißt,  daß  bei  den  Gütern,  die  sich  mit 
sinkenden  Kosten  vermehren  lassen,  die  günstigsten  Betriebe 
ihre  Produktion  wirklich  bis  zur  »Nutzhöhe«  ausgedehnt  haben, 
d.  h.  bis  an  die  Grenze,  »bei  der  eine  weitere  Steigerung  der 
Masse  keinen  ökonomisch  ins  Gewicht  fallenden  Vorteil  mehr 
bieten  kann«  ^). 

Die  statische  Gesellschaft  0.5  ist  also  recht  weit  davon 
entfernt,  etwa  ein  vereinfachtes  Bild  unsrer  realen  Volks- 
wirtschaft zu  sein. 


i)  Der  Begriff  der  Qualifikation  ist  ja  ohnehin  bei  ihm  nicht  scharf.  Er 
glaubt  auch  noch  anderes  >unter  der  Rubrik  »Qualifikation«  ohne  Fehler  ver- 
buchen« zu  können,  z.  B. :  »Wer  im  Preiskampf  als  Kaufet  von  Verwendungs- 
gütern aus  irgendwelchen  Gründen  vor  Erreichung  des  höchsten  Vorteils  kapituliert, 
ist  in  diesem  Betracht  eben  minderqualifiziert«  (»W,  u.  Kpr.«,  S.  41). 

2)  Vgl.  Bücker,  Ztschr.  f.  ges.  Staatsw.,  1910,  S.  441.  —  Daß  es  0.  selbst 
nicht  völlig  klar  ist,  wie  seine  statische  Wirtschaft  eigentlich  aussieht,  zeigt 
folgende  Ueberlegung:  Er  definiert  in  »W.  u.  Kpr.«,  S.  42  die  Statik  der  Markt- 
wirtschaft als  »die  Wirtschaft  einer  um  ihren  Markt  zentrierten  Wirtschaftsgesell- 
schaft«. Das  Wort  »zentriert«  ist  augenscheinlich  nur  im  Hinblick  auf  die 
spätere  Konstruktion  der  Gesellschaft  der  Gleichen  auf  der  geographischen 
Grundlage  des  Thünensc\\tx\  Staates  gewählt.  Sollte  es  wirklich  allgemein  gelten, 
so  wäre  nicht  zu  sehen,  wieso  dann  alle  Monopole,  »wie  die  Wirklichkeit  sie 
darbietet«,  berücksichtigt  werden  könnten.  Es  gibt  doch  Monopole,  die  gerade 
darauf  beruhen,  daß  nicht  nur  ein  zentraler  Markt  besteht,  z.  B.  das  Monopol 
eines  Kolonialwarenhändlers  in  einem  größeren  Dorf,  das  aber  nicht  groß  genug 
ist,  zwei  Händler  zu  ernähren.  Immerhin  dürfte  es  sich  hier  nur  um  eine  schlechte 
Formulierung  der  Gedanken  handeln, 


Objektivismus  und  Subjektivismus  in  der  Preistheorie.  121 

Wir  lernten  die  »Werte«  oder  »statischen  Preise«  kennen 
als  die  Mittelpunkte,  um  die  die  Marktpreise  oszillieren.  Diese 
>1  auf  enden  Preise«'  und  ferner  die  Preise  der  Neuheiten  und 
die  Liebhaberpreise,  sowie  die  Preise  längst  bekannter  vertret- 
barer Güter,  aber  auf  abgeschlossenen  Märkten,  die  sämtlich 
nur  laufende  Preise  sind,  sie  alle,  die  eine  vollständige  Preis- 
theorie natürlich  auch  erklären  muß  (soweit  sich  überhaupt  Re- 
gelmäßigkeiten erkennen  lassen^),  weist  0.  einer  »weiteren  Preis- 
theorie« zu^). 

Was  übrigens  das  Pendeln  der  Marktpreise  um  Mittelpunkte 
betrifft,  so  ist  im  Hinblick  auf  die  Preisentwicklung  der  letzten 
Jahre  zu  bemerken:  Erstens,  daß  O.  relativ  normale  Zeiten 
zugrunde  legt,  nicht  das  dauernde  Hinaufklettern  der  Preise  in 
Zeiten  rapider  Inflation;  zweitens,  daß  er  zunächst  über- 
haupt nicht  den  Geldpreis  meint,  denn  Preis  ist  ja  für 
ihn  »das  quantitative  Verhältnis,  in  dem  sich  ein  Produkt 
gegen  das  andere  austauscht«  und  dieses  Verhältnis  braucht 
sich  auch  bei  Inflation  nicht  dauernd  zu  ändern;  drittens,  daß 
er,  wo  er  Geldpreise  meint,  unter  Geld  metallistisch  Edelmetall, 
also  wieder  eine  Ware  v^ersteht;  und  viertens,  daß  er  selbst 
von  Eigenbewegungen  der  Mittelpreise  spricht,  was  »offenbar 
häufig  mit  Veränderungen  zusammenhängt,  die  die  Herstellungs- 
kosten des  beobachteten  Produkts  betreften«^). 

In  der  »weiteren  Preistheorie«  findet  nach  0.  die  Grenz- 
nutzenlehre ihre  Berechtigung.  Er  verwirft  also  diese  Lehre 
durchaus  nicht ;  sie  beantworte  die  Frage,  warum  überhaupt  ge- 
tauscht wird,  warum  Gütern  Wert  beigelegt  wird  usw.  In  allem 
aber,  was  die  Nationalökonomik  eigentlich-  interessiere,  müsse  sie 
versagen.  Er  verspricht  seinerseits,  eine  »im  eigentlichen  ob- 
jektivistische«, aber  doch  »subjektivistisch  unterbaute«  Wertlehre 
zu  geben*).  Wie  glaubt  er  diese  Zusammenfassung  der  beiden 
gewöhnlich  feindlichen  Auffassungen  ermöglichen  und  trotzderii 
die  Einheitlichkeit  seines  Systems  wahren  zu  können.?  Denn  daß 


i)  So  sagt  Zucker4ia7tdl,  »7"-  Theorie  des  Preises«,  S.  229  mit  Recht:  »Hier 
ist  nur  hervorzuheben,  daß  die  wissenschaftliche  Untersuchung  der  Preise  auf  der 
Tatsache  beruht,  daß  die  Kräfte,  welche  heute  die  Preise  in  ihrer  großen  Mannig- 
faltigkeit hervorbringen,  im  großen  und  ganzen  bleibende  sind.« 

2)  Vgl.,  auch  z.  Folg.,   »W.  u.  Kpr.c,  S.   23/24  u.  222  ff. 

3)  »W.  u.  Kpr.«,  S.   19. 

4)  Vgl.   »W.  u.  Kpr.<,  S.  4/5. 
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er  sich  der  Notwendigkeit  dieser  Forderung  bewußt  ist,  zeigt 
seine  Zurückweisung  Dietzels^  der  gelegentlich  gegen  B'öhm- 
Batuerk  bestreitet,  daß  die  Wissenschaft  nach  einer  »Wert- 
theorie aus  einem  Guß«  streben  müsse i). 

O.  konstruiert  hierzu  eine  besondere  Personal-  und  eine 
Nationalökonomie.  Diese  Scheidung  wird  in  solcher  Schärfe  von 
ihm  wohl  zum  erstenmal  versucht^).  Er  bildet  innerhalb  der 
theoretischen  Wirtschaftswissenschaft  drei  »Stockwerke«.  Das 
erste  sei  eigentlich  vorwirtschaftlich,  gehöre  der  Psychologie  an. 
»Hier  ist  zu  untersuchen,  welche  Motive  den  Menschen 
überhaupt  zum  »Wirtschaften«   veranlassen,    welche    Erwägungen 

ihn  in  jedem  Augenblick  leiten,    usw «   Darauf    baue    sich 

die  »Sozialökonomik»  ^)  auf,  die  sich  in  die  »Personalökonomik«  und 
die  »Nationalökonomik«,  d.  h.  in  die  Lehren  von  der  Personal- 
und  von  der  Marktwirtschaft  gliedere,  und  zwar  so,  daß  man  die 
Nationalökonomik  nicht  voll  ausbauen  könne,  wenn  man  nicht 
zuvor  die  Personalökonomik  verstanden  habe,  was  wieder  nicht 
ohne  jene  psychologischen  Grundlagen  mögUch  sei.  Nun  sei  es 
gewiß  eine  einheitliche  Kraft,  »die  in  allen  drei  Stockwerken 
das  Getriebe  der  Wirtschaft  in  Gang  hält«,  aber  diese  Kraft  er- 
leide Trans  formationen  in  verschiedene  Erscheinungsformen. 
Schon  in  der  Personalökonomie  werden  die  psychologischen  Er- 
wägungen, die  die  Motive  der  Handlungen  sind,  »sozusagen 
objektiviert  an  äußeren,  z.  B.  materiellen  Objekten«.  »An  diese 
Objekte  fixiert  sich  die  Erfahrung,  daß  sie  die  Fähigkeit  haben, 
gewisse  Bedürfnisse  zu  befriedigen,  als  ihr  »subjektiver«  —  und 
fixiert  sich  ebenfalls  die  Erfahrung,  daß  zu  ihrer  Erlangung  ge- 
wisse Widerstände  überwunden,  gewisse  »Kosten«  aufgewendet 
werden  müssen,  als  ihr  »objektiver  Wert«;  und  es  ist  der  aus 
beiden,  aus  Nutzen  und  Kosten  »kombinierte«  Wertmaßstab,  der 
die  Handlungen  des  Einzelwirts  ....  bestimmt«.  Das  Erstre- 
ben und  Opfern  gewisser  Lustwerte  sei  für  die  wirtschaftliche 
Betrachtung  Voraussetzung.  »Was  uns  in  der  Personalökonomie 
allein  noch  interessiert,  ist,  daß  der  Mensch  in  seiner  Wirtschaft 
gewisse  Dinge  (!)  begehrt  und  bereit  ist,    dafür    gewisse    andere 


i)  Vgl.   »W.  u.  Kpr.«,  S.   15. 

2)  Vgl.  z.  Folg.:  Ztschr.  f.  Politik,  1919,  S.  475  ff.,  bes.  S.  485  ff.  Wir 
heben  die  positiven  Darlegungen  ö.s  aus  seiner  Polemik  gegen  Diehl  und  Liefmann 
heraus. 

3)  Die  »Ökonomische  Soziologie«  kann  hier  unberücksichtigt  bleiben. 
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Dinge  (!)  aufzuwenden  und  zwar  nach  dem  Prinzip  des  kleinsten 
Mittels.  Damit  ist  der  Schritt  vom  Subjektiven  zum  Objektiven, 
von  der  Psychologie  zur  Oekonomik,  von  der  vorwirtschaftlichen 
Erwägung  zur  wirtschaftlichen  Handlung  getan«.  —  In  der  Markt- 
wirtschaft »hat  sich  die  ursprünglich  rein  psychische  Energie  bis 
zur  Unkenntlichkeit  in  eine  ganz  andere  Form  transformiert«. 
Jene  Handlungen  der  Einzelwirte  sollen  nun  wieder  die  »ge- 
gebenen Größen«  der  Marktwirtschaft  sein.  Der  tauschwirt- 
schaftliche Mechanismus  werde  nur  durch  eine  einzige  Kraft 
bewegt:  durch  Angebot  und  Nachfrage i)  von  »materiellen? 
Quantitäten,  von  Wertdingen;  eine  Kraft,  die  in  der  Statik  den 
Preis  auf  seinen  statischen  Satz  zu  fixieren  tendiere.  »Die 
psychischen  Kräfte  haben  sich  hier  vollkommen  in  quantitative, 
meßbare,  aneinander  wägbare  Kräfte  verwandelt  und  nur  von 
dieser  ihrer  neuen  Form  ist  hier  noch,  darf  hier  noch  die  Rede 
sein.<  So  stimme  sein  Vorgehen  mit  der  klassischen  Methode^) 
überein,  man  dürfe  nur  nicht  das  Technologische  mit  dem  quan- 
titativ Bestimmten  dieser  Methode  verwechseln.  Sie  rechne  nicht 
>mit  subjektiven  (Intensitäts-),  sondern  objektiven  (Extensi- 
täts-)  Größen.« 

Worin  sieht  nun  0.  die  »Einheit  der  Kraft«,  das  Identitäts- 
prinzip der  Wissenschaft?  Dem  soll  völlig  Genüge  getan  sein, 
»wenn  man  ein  für  allemal  konstatiert  hat,  daß  die  Markt- 
wirtschaft als  tauschwirtschaftlicher  Mechanismus  das  kleinste 
Mittel  zum  größten  Erfolge  aller  Einzelwirte,  aller  Personal- 
wirtschaften ist«. 

0.  gibt  zunächst  zu,  daß  der  Wert  »seinem  Wesen  nach 
gänzlich  subjektiver  Natur«  ^),  daß  er  eine  Beziehung  »zwischen 
einem  Ding  und  einem  Menschen«*)  ist.  Die  radikal  sub- 
jektivistische  Auffassung,  nach  der  »das  rein  personalökonomische, 
»binnenwirtschaftliche«  Problem  von  der  Ursache  und  dem 
Wesen  des  Wertes«  und  das  eigentlich  nationalökonomische 
Problem  von  der  Höhe  des  Wertes  »nur  aus   einer  Wurzel  lös- 


1)  Jedes  Angebot    von  Wer'^'"ngen    ist    gleichzeitig  Nachfrage    nach  anderen 
Wertdingen. 

2)  Gemeint  ist:  Mit  ihrer  —  unausgesprochenen  —  Abgrenzung  der  wesent- 
lichen Probleme. 

3)  Vgl.  z.  Folg.:   »W.  u.  Kpr.s  S,  6/7,  auch  S.  22, 

4)  »W.    u.    Kpr.«,    S.    173/174,    unter    Zustimmung    zitiert    aus    Hilferding, 
»Finanzkapital«. 
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bar  seien«,  sei  wohl  »eine  mögliche,  durchaus  keine  a  priori 
zwingende  Annahme«.  Er  verdeutlicht  das  durch  ein  Beispiel: 
>Finde  ich  in  einer  Mulde  Schnee,  so  ist  die  Ursache  offenbar 
dafür  ein  vorangegangener  Schneefall ;  aber  die  Höhe  des  Schnees 
an  dieser  Stelle,  daß  er  z.  B.  zwei  Meter  hoch  liegt,  hat  ihre 
eigenen  Ursachen,  die  mit  der  Stärke  des  Schneefalls  wenig 
oder  nichts  zu  tun  haben:  Die  Tiefe  der  Mulde,  die  Kraft  und 
Richtung  des  Windes,  die  Natur  des  Schnees,  ob  pulverförmig 
oder  feucht  usw.«  0.  glaubt  »zeigen  zu  können,  daß  die  Höhe 
des  Wertes  lediglich  durch  objektive  Kräfte  bestimmt  ist«.  Er 
kann  dies  überhaupt  nur  hoffen,  weil  eben  nach  seiner  Auffassung 
die  in  der  Personalwirtschaft  wirkenden  Kräfte  sich  in  der 
Marktwirtschaft  noch  weiter  objektiviert  haben.  »Wert«  ist  ja 
hier  für  ihn  gleich  »statischer  Preis«.  »Preis«  aber  ist  »das 
quantitative  Verhältnis,  in  dem  sich  (!)  ein  Produkt  gegen  das 
andere  austauscht«^),  also  eine  Beziehung  zwischen  Produkten. 
Auch  diese  Preisdefinition  ist  neben  den  Zugeständnissen  an  die 
Grenznutzenlehre  nur  durch  die  Trennung  von  Personalökonomie 
und  Nationalökonomie  verständlich,  wenn  damit  auch  noch  nicht 
richtig. 

Die  Behauptung,  daß  Ursache  und  Wesen  des  Wertes  einer- 
seits und  Höhe  anderseits  durch  verschiedene  Faktoren  bedingt 
seien,  ist  a  priori  mindestens  ebensowenig  zwingend  wie  die  ent- 
gegengesetzte mancher  Subjektivisten;  denn  Beispiele  beweisen 
wenig  und  solche  aus  fremden  Gebieten  überhaupt  nichts !  Nach- 
dem einmal  zugegeben  ist,  daß  subjektive  Momente  eine  Rolle 
spielen,  müssen  naturwissenschaftliche  Beispiele  ganz 
besonders  verfänglich  sein.  Aber  mehr:  Wenn  der  Wert  eine 
Beziehung  zwischen  Mensch  und  Ding  ist,  wie  ja  0.  zugibt,  können 
»Winde«  nur  immer  wieder  dieses  Verhältnis  beeinflussen,  d.  h. 
durch  den  Menschen  hindurch  wirken.  Auch  für  ihn  können  alle 
äußeren  Faktoren  nur  durch  ihren  Einfluß  auf  das  Verhalten  der 
Subjekte  wirtschaftlich  relevant  werden ;  betont  er  doch  selbst, 
der  Begriff  der  Wirtschaft  sei  im  Vorwirtschaftlichen,  Psycho- 
logischen zu  finden  2).  Daran  darf  die  Trennung  von  Personal- 
ökonomik und  Marktwirtschaftslehre  nichts  ändern,    wenn    beides 


i)  S.  173/174  stimmt  er  dann  wieder  auch  Hilferding  zu,  wenn  dieser  sagt, 
jede  Werttheorie  müsse  ausgehen  »von  den  gesellschaftlichen  Verhältnissen  der 
Menschen  zueinander«. 

2)  Vgl.  Ztschr.  f.  Politik,  S.  489. 
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Teile  einer  Wirtschaftswissenschaft  sein  sollen.  Tatsächlich 
verschiebt  aber  0.  die  Begriffsinhalte,  wie  gerade  auch  der  Wert- 
begriff zeigt. 

In  seiner  Nationalökonomik  ist  der  Wert 
nämlich  garnicht  mehr  eine  Beziehung  zwischen 
Individuum  und  Sache,  sondern  jetzt  zwischen 
den  Dingen  oder  ein  anderes  Mal  zwischen  den 
Menschen  1).  »Wert«  soll  ja  gleich  »statischer  Preis«  sein;  in 
seiner  Preisdefinition  ist  aber  von  einer  Subjektsbeziehung  nichts 
mehr  zu  sehen.  Da  das  Wesen  eines  Vorstellungsobjekts  doch  immer 
das  Hauptmerkmal  seines  Begriffs  bilden  muß,  sind  hier  ver- 
schiedene Begriffe  mit  demselben  Wort  »Wert«  belegt.  Wenn 
jedoch  jene  verschiedenen  Beziehungen  als  miteinander  zusammen- 
hängend gedacht  sind,  so  könnte  die  grundlegende  nur  wieder  die 
zwischen  Mensch  und  Ding  sein,  was  wiederum  weit  mehr  dafür 
als  dagegen  spricht,  daß  die  Faktoren,  die  die  Ursache  des  Wertes 
bedingen,    dieselben   sind  wie    die,    welche    die  Höhe  bestimmen. 

Dagegen  aber,  daß  0.  einen  Zusammenhang  zwischen  den 
verschiedenen  Wertdtfinitionen  sieht,  sprechen  seine  eigenen 
Ausführungen  an  derselben  Stelle:  »Es  ist  ein  Elementarsatz  aller 
Methodologie,  daß  jede  Wissenschaft  am  gegebenen  Objekt  nur 
diejenigen  Eigenschaften  notiert  und  bearbeitet,  die  sie  interes- 
sieren ....  Und  so  ist  auch  ein  Gut  immer  das  gleiche  Gut: 
trotzdem  interessieren  den  Naturforscher  ganz  andere  Eigen- 
schaften davon  als  den  Psychologen  (der  das  Gut  als  Bedarfs- 
befriedigungsmittel in  Beziehung  zu  einem  individuellen  Menschen 
setzt);  und  wieder  ganz  andere  Eigenschaften  interessieren  den 
Oekonomisten,  den  das  Gut  nur  als  gesellschaftliches 
Ding,  als  »Ware«  interessiert.«  »Nur!«  Wo  bleibt  dann  die 
Personalökonomik?  Ist  denn  »Einkommen«,  das  für  0.  gerade 
nicht  »Ware«  ist,  ein  Begriff  der  Psychologie?  Offenbar  interes- 
siert auch  die  Lehre  von  der  Personalwirtschaft  noch  jene  Be- 
ziehung zwischen  Gut  und  Mensch.  Sodann:  Dieser  »Elementar- 
satz aller  Methodologie«  ist  hier  gar  nicht  anwendbar;  haben  wir 
es  denn  mit  zwei  Wissenschaften  zu  tun  oder  sind  Per- 
sonal- und  Nationalökonomik  nur  zwei  Teile  einer  ein- 
heitlichen Wirtschaftswissenschaft^)?  Warum  sonst 
überhaupt  die  Betonung,  das  Identitätsprinzip  sei  gewahrt? 

1)  Vgl.   »W.  u.  Kpr.«,  S.    174/175. 

2)  Nach  Amonn  freilich  sind  es  zwei  Wissenschaften,  denn  das  Wesentliche, 
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0.  hat  also  seine  Behauptung,  Ursache  und  Höhe  des  Wertes 
seien  aus  verschiedenen  Wurzeln  zu  erklären,  durch  nichts  be- 
wiesen; alles  spricht  gegen  sie.  Sein  Begriff  des  Wertes 
schwankt  und  seine  Ausführungen  sind  schon  hier  nicht 
widerspruchsfrei. 

Der  subjektivistische  Charakter  des  Begriffs  der  Wirtschaft 
bei  0.  ist  richtig;  deshalb  aber  muß  seine  völlig  objektivistische 
Fassung  des  PreisbegrifTs,  einer  der  wichtigsten  ökonomischen 
BegrifTe,  abgelehnt  werden.  Auch  in  seiner  Fassung  des  Iden- 
titätsprinzips (als  kleinstes  Mittel  zum  größten  Erfolg)  stecken 
starke  subjektive  Wurzeln,  die  sich  in  jedem  Begriff  widerspiegeln 
müßten^).  Diese  Bedeutung  des  leitenden  Prinzips  erkennt  aber 
O.  eben  nicht.  So  scheint  uns,  daß  er  hier  objekti- 
vistische und  subjektivistische  Gesichtspunkte 
völlig  durcheinander  wirft. 

Zur  Abgrenzung  unseres  Themas  noch  eine  kurze  Bemerkung 
über  die  Scheidung  von  Konkurrenz-  und  Monopolpreis.  Bei  den 
Monopolpreisen  steht  nach  0.  auch  der  Mittelpreis  dauernd  höher 
als  bei  freier  Konkurrenz.  Diese  Einteilung  der  Preise  deckt  sich 
mit  der  Gliederung  der  Produkte  in  beliebig-  und  nicht-beliebig- 
vermehrbare.  Diese  sind  die  Monopolprodukte.  Diese  Gliederung 
»ist  eine  disjunctio  completa,  wenn  man  den  entscheidenden  Be- 
griff nur  richtig  interpretiert«.  »Beliebig«  soll  nämlich  heißen: 
»wie  der  Markt  sie  aufzunehmen  beliebt«.  »Nichts 
anderes  entscheidet,  als  die  Aufnahmefähigkeit  des  Marktes,  seine 
Bereitwilligkeit  oder  seine  Fähigkeit,  zusammengefaßt  sein  »Be- 
lieben« ^).  Nicht  aber  dürfe  »beliebig«  etwa  technologisch  ver- 
standen werden,  als :  vermehrbar  ohne  Kostenerhöhung.  Auch 
diejenigen  Produkte,  die  mit  steigender  Produktion  höhere  Kosten 
verursachen,  können  durchaus  »beliebig«   vermehrbar  sein,  sofern 


Objektbestimmende  in  der  Nationalökonomik  ist  nach  ihm  nicht  das  Wirtschaft- 
liche, sondern  das  soziale  Band.  So  ist  ein  Identitätsprinzip  nicht  mehr  zu  sehen. 
(Vgl.   »Objekt  und  Grundbegriffe«,  z.  B,  S.   156). 

1)  So  sagt  Äfuks  in  »Materielle  und  psychische  Wirtschaftsauffassung«,  S.  2. 
»Es  (das  Ident.pr.)  ist  das  Prinzip,  auf  das  alle  Begriffe,  Defini- 
tionen und  Erscheinungen  letzten  Endes  zurückzuführen 
sind.«  Er  weist  gerade  hier  auf  die  Verschiedenheit  des  Betrachtungsgrund- 
satzes bei  der  objektivistischen  und   der  subjektivistischen  Wertlehre  hin. 

2)  »Fähigkeit« ,  wenigstens  die  Erzeugungskosten  plus  Normalgewinn  zu 
decken,  denn  die  Fähigkeit  schlechthin  entscheidet  auch  bei  den  Monopolgütern 
über  die   angebotene  Menge. 
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bei  ihrer  Produktion  uneingeschränkte  Konkurrenz  herrscht,  denn 
das  bedeute  es  für  die  Angebotseite,  wenn  die  beschaffte  Menge 
nur  vom  Markt  abhängen  soU^).  Freie  Konkurrenz  Hegt  aber 
nach  Adolf  Wagner  dann  vor,  wenn  jeder,  »der  sich  an  einer 
Produktion  beteihgen  will,  es  auch  kann  (d.  h.  ihn  hindert  kein 
Naturmonopol)  und  darf«  (d,  h.  ihn  hindert  kein  Rechts- 
monopol) ^).  Die  Gliederung  in  Güter,  die  mit  sinkenden  und 
solche  die  mit  steigenden  Kosten  vermehrbar  sind,  sei  hier 
bedeutungslos.  »In  der  einfachen  Statik  besteht  kein  Unter- 
schied zwischen  den  Preisen  der  Ur-  und  der  Gewerbeprodukte«  ^). 

Damit  haben  wir,  0.  folgend,  die  Beschreibung  der  Preis- 
phänomene beendet.  Er  hält  in  der  :i>National-Oekonomie«  für 
wesentlich  nur  die  Beschäftigung  mit  dem  »statischen  Kon- 
kurrenzpreis« und  dem  statischen  Monopolpreise  der  drei  Produkt- 
klassen:  Güter,  Dienste  und  Machtpositionen.  —  Wir  schränken 
nun  unsere  Aufgabe  noch  weiter  ein.  Wir  wollen  uns  nur 
mit  den  statischen  Konkurrenzpreisen  der  Sach- 
güter befassen,  müssen  hierzu  aber  auch  den  statischen 
Konkurrenzpreis  der  Dienste  heranziehen. 

»Befassen«,  d.  h.  für  0.,  es  ist  »das  Problem  von  der  Höhe 
oder  dem  Maße  des  Wertes,  des  Tauschwertes«  zu  lösen  ^).  Er 
spaltet  dieses  »eigentlich  marktwirtschaftliche  Problem«  noch  in 
die  Frage  nach  der  Höhe  des  »absoluten  Wertes«,  ausgedrückt 
in  Maßeinheiten,  und  die  nach  der  Höhe  des  »relativen  Wertes«, 


i)  Als  Beispiel  für  das  falsche  »beliebig«  zitiert  er  in  »W.  u.  Kpr.«,  S.  79 
Diehl  und  Wieser.  Uebrigens  sagt  auch  schon  Zuckerkandl,  »Zur  Theorie  des 
Preisesir,  S.  307:  j>.  .  .  .  wenn  es  sich  um  beliebig  vermehrbare  Güter  und  (!) 
beiderseitige  Konkurrenz  handelt.«  Also  auch  bei  ihm  decken  sich  nicht  einfach 
beliebige  Vermehrbarkeit  und  freie  Konkurrenz  auf  der  Angebotsseite. 

2)  Zitiert  in  >W.  u.  Kpr.c,  S.  79.  »Jeder,  der  es  will;«  wann  will  jemand 
sich  an  einer  Produktion  beteiligen  ?  Wenn  er  sich  in  dieser  Produktion  ein 
höheres  Einkommen  beschaffen  könnte,  als  in  seiner  bisherigen.  Dabei  muß  u.  E: 
vorausgesetzt  sein,  daß  der  betreffende  Produzent  über  die  nötige  persönliche 
Qualifikation  verfügt;  er  muß  wollen  können.  Oder  ist  diese  mit  in  dem 
»k  a  n  n«  enthalten  ?  Gibt  es  dann  überhaupt  noch  »beliebig«  vermehrbare  Güter?  — 
Budge  (a.  a.  O.  S.  30)  aber  versteht  das  »kann«  falsch,  wenn  er  in  »k  a  n  n« 
und  »darf«  nur  die  Umschreibung  eines  Rechtsprinzips  sieht. 

3)  »W.  u.  Kpr.s  S.  44. 

4)  »W.  u.  Kpr.«,  S.  22.  —  Uebrigens  verwendet  hier  0.  das  Wort  »Wert« 
sogar  für  die  laufenden  Preise.  In  seinem  Zusammenhang  wird  nämlich 
das  Problem  der  Höhe  des  Preises  (also  ganz  allgemein !)  erst  einige  Zeilen  später 
in  das  des  laufenden  und  des  statischen  Preises  gespalten. 
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ausgedrückt  in  andern  Produkten.  Eine  Bedeutung  dieser  Unter- 
scheidung ist  nicht  zu  sehen;  auf  einen  schweren  Irrtum  hierbei 
wird  noch  hinzuweisen  sein. 

II. 

Produktpreis  und  Einkommen  eines  Produzenten  stehen  in 
kausaler  Beziehung. 

>Jedes  unmittelbare  Einkommen  e  setzt  sich  in  der  Statik 
wie  in  der  Dynamik  zusammen  aus  dem  Preise  v  des  von  der 
betreffenden  ökonomischen  Person  zu  Markte  gebrachten  Produktes, 
muhiphziert  mit  der  Anzahl  n  der  verkauften  Produkte.  Das  ist 
sein!)  Roheinkommen.  Um  daraus  das  Reineinkommen  zu  be- 
rechnen, muß  man  die  vorgestreckten  Selbstkosten  s  des  Einzel- 
produktes (Erzeugungs-,  Transport-,  Generalunkosten,  zu  denen 
auch  Abschreibungen  gehören!),  multipliziert  wieder  mit  n,  der 
»Produktivitätsziffer«,  subtrahieren«  ^). 

In  Form  einer  Gleichung  heißt  dies:  e  =:  v  .  n  —  s  .  n.     Nun 

e 

formt   0.  diese  Gleichung   rein  mathematisch  um  in:  v= \~  s: 

^  n    ' 

ist    doch    die  Höhe    des    (statischen)  Preises  die  gesuchte  Größe. 

Wir  wollen  diese  Umkehrung   zunächst  als  berechtigt  annehmen. 

Der  Preis  eines  Produktes  ist  also  jetzt  bestimmt  als  eine 
Funktion  des  Einkommens  seines  Produzenten;  es  wird  alles 
darauf  ankommen,  ob  O.  wirklich  jeweils  dieses  Einkommen 
primär  der  Höhe  nach  bestimmen  kann.  Er  kann  es  überhaupt 
nur  in  der  Statik  versuchen,  wo  ja  jeder  genau  das  Ein- 
kommen haben  soll,  das  seiner  persönlichen  Qualifikation  und 
seiner  Stellung  zu  den  Monopolverhältnissen  entspricht. 

»Nennen  wir  das  Einkommen  der  durchschnittlich  Quali- 
fizierten, die  unter  keinem  Monopolverhältnis  produzieren,  E,  den 
Zuschlag  (resp.  Abschlag)  für  höhere  oder  geringere  Qualifikation 
+  q,  den  Zuschlag  (resp.  Abschlag)  des  Monopols  +  m,  so  sieht 

die  Formel  folgendermaßen  aus:  v  =  —  —  -f-s.«     0.  fährt 

n 

dann  fort:  >Hier  ist  E  eine  Konstante!  Wenn  die 
Produktivitätsziffer  und  die  Selbstkosten  des  Einzelproduktes  ge- 
geben sind,  —  wenn  q  und'  m  bestimmt  oder    eliminiert   werden 


1)  »Sein«  soll  offenbar  das  Possessivpronomen  zu  »ökonomische  Person<   sein! 

2)  Vgl.  z.  Folg.:   »W.  u.  Kpr..,  S.  45  ff- 
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können,  ist  jede  Gleichung  lösbar  und  jeder  statische  Preis 
bestimmt.« 

Wie  groß  E  ist,  darüber  erfahren  wir  zunächst  nichts;  es 
braucht  auch  hier  nicht  untersucht  zu  werden,  ob  er  die  Höhe 
von  E  im  folgenden  angeben  muß.  Wir  wollen  uns  hier  mit 
seiner  Versicherung  begnügen,  daß  E  eine  Konstante  sei  und 
wollen  sehen,  ob  es  ihm  gelingt,  die  statischen  Preise  letzten 
Endes  wirklich  nur  als  Funktionen  dieser  Konstanten  auszudrücken. 

Die  Größen  »p«  und  »s«  sollen  als  gegeben  angenommen 
werden  können.  Hinsichtlich  »s«  hat  0.  selbst  Bedenken,  ob 
»das  nicht  etwa  ein  Rückfall  in  die  alte  Kostenlehre«  sei.  Er 
glaubt,  nicht  in  den  Zirkel  verfallen  zu  sein,  dem  die  Kosten- 
theorie Shmit/i  und  die  Arbeitsmengentheorie  Ricardos  erliegen 
und  der  auch  für  ihn  den  entscheidenden  Einwand  der  formalen 
Unrichtigkeit  gegen  die  ältere  objektivistische  Wertlehre  auslöst  i). 
Die  Höhe  des  statischen  Preises  der  Kostengüter  und  -dienste  be- 
stimme sich  auch  nach  der  obigen  Formel,  und  diese  führe  nicht 
auf  Preise,  sondern  auf  Einkommen  (E  oder  E  +  q  +  na)  zurück. 
Einkommen  aber  sei(!)  Gebrauchswert;  unter  Einkommen 
verstehe  »alle   gute  (!)  Theorie 2)   eine    reale   Menge   von    Gütern 


i)  Vgl.  >W.  u.  Kpr.«,  S.  10  ff.  —  Der  Einwand  der  Unvollständigkeit  hin- 
sichtlich der  Berücksichtigung  von  Qualifikation  und  Monopol  tritt  daneben 
zurück.  —  Gegen  Marx  ist  der  Vorwurf  des  Zirkelschlusses  nicht  zu  erheben. 
Er  vermeidet  ihn  bekanntlich  durch  die  Behauptung,  daß  nicht  die  Arbeits- 
leistung (in  der  Gestalt  von  Diensten)  »Ware«  sei,  d.  h.  auf  dem  Markte  an- 
geboten und  gekauft  werde,  daß  sie  weder  Preis  noch  Wert  haben  könne,  sondern 
daß  dies  nur  für  die  Arbeits  kraft  gelte.  0.  lehnt  diese  Lösung  mit  einer  Reihe 
von  Argumenten  ab,  auf  die  Budge  eingehend  erwidert  (a.  a.  O.,  S.  86  ff.).  Wir 
wollen  darauf  nicht  näher  eingehen,  da  die  Entscheidung  dieses  Streites  für  unsere 
Kritik  insofern  bedeutungslos  ist,  als  wir  Einwände  gegen  jede  objektive  Arbeits- 
werttheorie vorbringen  zu  können  glauben.  Wir  wollen  nur  bemerken,  daß  auch 
wir  das  Vorgehen  O.s  bei  der  Umkehrung  der  Gleichung :  Wert  des  Produkts 
=  Verkörperte  Arbeitszeit  in:  Wert  der  Arbeitszeit  =  Produkt  für  verfehlt  halten 
Andererseits  scheinen  uns  die  übrigen  Entgegnungen  ßudges  nicht  immer  besonders 
.stichhaltig.  (Z.  B.  die  Bemerkung,  die  besondere  Zahlung  der  Ueberstunden  und 
Feiertagsarbeit  beweise  nichts  gegen  die  Behauptung,  daß  die  Arbeitskraft  als 
Ware  auf  dem  Markte  gekauft  werde,  weil  sie  eben  nicht  bis  zu  ihrer  äußersten 
Erschöpfung  gekauft  werde.)  Aber  eben  weil  Budge  die  Arbeit  s  k  r  a  f  t  als  Ware 
annimmt  wie  Marx,  ist  nicht  zu  sehen,  warum  er  mehrfach  (z.  B.  S.  112)  betont, 
auch  er  müsse  von  einem  bestimmten  Einkommen,  Gebrauchswert,  ausgehen. 

2)  Diese  Wendung  muß  solange  als  leichtfertig  bezeichnet  werden,  als  sich  O. 
nicht  ausdrücklich  mit  Anionus  »Objekt  und  Grundbegriffe«  auseinandersetzt;  er 
erwähnt  ihn  nicht  einmall  Dort  heißt  es  S.  383:  »Ertrag,  Einkommen,  Ver- 
Zeitschrift für  die  gas.  Staatswissensch.  1922.  i'2.  Q 
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und  »Diensten«,  die  zur  Verwendung  (Konsum)  bestimmt  sind«. 
»Was  aber  der  Verwendung  dient^  ist  nicht  mehr  Ware  und  hat  (!) 
nicht  mehr  Tauschwert,  sondern  nur  noch  Gebrauchswert,  Ophe- 
Hmität«^).  Keinesfalls  dürfe  man  das  Wesen  des  Einkommens 
in  den  Geldausdrücken  suchen.  Man  müsse  hier  »durch  den 
Schleier  der  Maja  blicken  lernen«-).  Die  Auffassung  des 
Einkommens  als  Gütermenge  und  Gebrauchs- 
wert sei  die  einzige  Möglichkeit,  aus  dem  Zir- 
kel   zu    kommen^). 

0.  begründet  seine  Auffassung  damit,  daß  man  auch  heute 
mit  den  Worten:  »kleines  und  großes  Einkommen«  das  sehr 
deutliche  Bewußtseinsbild  einer  dürftigen  oder  reichen  Versorgung 
mit  Gütern  und  Diensten  der  Verwendung  verbinde  und  daß  man 
doch  auch  das  Wild,  welches  der  primitive  Jäger  erlege,  sein 
Einkommen  nennen  müsse.  Der  Einkommensbegriff  mag  erst  in 
der  Geldwirtschaft  gebildet  worden  sein,  aber  er  müsse  doch 
auch  die  parallelen  Erscheinungen  früherer  Perioden  miterfassen. 

Gerade  das  ist  zu  bestreiten.  Hier  stoßen  wir  auf  die  Frage 
nach  der  Aufgabe  der  ökonomischen  Theorie.  Was  soll  sie  und 
was  kann  sie  leisten?  Soll  sie  und  kann  sie  überhaupt  nur  solche 
Regeln  ableiten,  die  sich  in  jeder  Art  menschlicher  Wirtschaft, 
die  jemals  in  Erscheinung  getreten  oder  auch  nur  denkbar  ist, 
nachweisen  lassen  —  oder  ist  ihre  nächste  Aufgabe  die  Kausal- 
analyse der  Tatsachenmasse,  die  der  gegenwärtige  Zustand  der 
Wirtschaft  darstellt,  und  kann  sie  erst  nachher  feststellen,  daß 
sich  gewisse  Kausalzusammenhänge  in  gleicher  Weise  auch  in 
andern  Wirtschaftsformen  nachweisen  lassen  ?  Dementsprechend 
würde  die  ökonomische  Theorie  den  vollen  Inhalt  ihrer  Begriffe 
absolut,  für  alle  Zeiten  gültig,  festzulegen  haben,  oder  aber  dieser 
Inhalt  würde  wandelbar  sein  mit  den  Verschiebungen  in  den 
Grundtatsachen  der  Organisation  der  gesellschaftlichen  Wirtschaft*). 


mögen  dürfen  also  nicht  als  »Inbegriff  von  Gütern,  Nutzungen,  Leistungen«  u.  dgl. 
definiert,  sondern  müssen  ausschließlich  als  objektive  soziale  Tauschwertmassen 
bestimmt  werden.« 

i)  Einkommen  ist  also  bald  als  Sachmenge  (»hat  Gebrw.«)  bald  als  Lust- 
größe (»ist  Gw.«)  gemeint! 

2)  Vgl.   »W.  u.  Kpr.«,  S.  46. 

3)  Vgl.  Ztschr.  f.   Politik,  S.  495. 

4)  Vgl.  auch  Wundt,  »Logikc,  3.  Band  4.  Aufl.  1921,  S.  545:  »Diese 
Schwierigkeit  entspringt  zunächst  daraus,  daß  die  wirtschaftlichen  Begriffe  nicht 
wie  die  mathematischen    in  einem  unabänderlichen  gegebenen  Anschauungssubstrat 
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Es  kann  u.  E.  kein  Zweifel  daran  bestehen,  daß  jede  scharf  aus- 
geprägte Organisationsform  der  menschlichen  Wirtschaft,  wie  z.  B. 
die  Geldwirtschaft,  ihre  eigne  Theorie  fordert  mit  ihren  eignen 
Begriffen  oder  wenigstens  teilweise  anderem  Inhalt  alter  Begriffe. 
Gewisse  Teile  freilich  mögen  in  allen  Theorien  wiederkehren, 
so  vor  allem  die  Werttheorie,  soweit  sie  psychologischen  Cha- 
rakter trägt  ^).  Eine  Theorie  der  tauschlosen  Wirtschaft,  der  doch 
der  primitive  Jäger  angehören  dürfte,  wird  sogar  ausschließlich 
Werttheorie  sein  und  wird  den  Einkommensbegriff  einzuführen 
gar  nicht  genötigt  sein.  Welchen  Inhalt  der  Einkommensbegriff 
in  der  Theorie  der  Verkehrswirtschaft  annimmt,  das  wird  davon 
abhängen,  worin  man  das  Objekt  der  Volkswirtschaftslehre  sieht, 
kann  aber  auch,  wenigstens  in  gewissem  Rahmen,  eine  Zweck- 
mäßigkeitsfrage sein,  die  dann  so  zu  entscheiden  wäre,  daß  sich 
die  Zusammenhänge  in  den  Erscheinungen  der  Wirtschaftsstufe 
möglichst  vollkommen  erklären  lassen.  Die  Anwendung  dieser 
Begriffe  für  die  Erscheinungen  früherer  Wirtschaftsstufen  hat  dann 
nur  noch  erläuternde  Bedeutung. 

Bisher  ist  nur  gezeigt,  daß  der  Einwurf,  auch  das  erlegte 
Wild  des  primitiven  Jägers  müsse  doch  sein  Einkommen  genannt 
werden,  nicht  genügt,  um  jede  andre  Auffassung  unmöglich  zu 
machen.  Es  läßt  sich  aber  auch  zeigen,  daß  unter  »Ein- 
kommen« nicht  eine  Menge  von  Gebrauchswer- 
ten verstanden  werden  kann,  wobei  ganz  die  Frage 
des  Geldwertes,  für  den  die  Geldeinkommen  hervorragend  be- 
stimmend sind,  außer  acht  gelassen  werden  soll  ^). 

O.  spricht  nur  von  den  originären  Einkommen;  wie 
aber  verhält  es  sich  mit  den    abgeleiteten?    Wenn  ein  Vater 

ihre  Quelle  haben,  sondern  daß  die  Objekte,  aus  denen  sie  abstrahiert  werden, 
Erzeugnisse  einer  geschichtlichen  Entwicklung  sind,  innerhalb  deren  ihre  eigne 
Bedeutung  gewisse  Wandlungen  erfahren  hat.«  —  Mit  dem  immer  stärkeren 
Schwinden  wirklich  freier  Konkurrenz  in  der  Praxis,  wird  z.  B.  auch  das  Ausgehen 
der  Theorie  von  ihr  immer  bedeutungsloser,  und  es  berührt  merkwürdig,  wenn 
z.  B.  Budge  (a.  a.  O.,  S.  99)  gerade  in  einem  Augenblick  den  Normallohn  aus 
der  Konkurrenz  der  Arbeiter  unter  sich  -erklärt,  wo  die  wirtschaftliche  Macht  der 
Arbeitnehmerorganisationen  größer  ist  als  je  zuvor.  —  Vgl.  auch  von  Zwiedineck, 
Archiv  für  Sozw.  und  Sozp.    1914,  S.  2. 

i)  Vgl.  V.  Philippovich  »Grundriß«  I,    19 19,  S.  46. 

2)  Vgl.  von  Zwiedineck,  »Die  Einkommensgestaltung  als  Geldwertbestimmungs- 
grund,« Jb.  f.  Ges.gb.,  Verw.  u.  Volksw.  1909,  S.  131  ff.  0.  läßt  für  den  Geld- 
wert die  Produktionskosten  des  Edelmetalls  entscheidend  sein,  gibt  aber  keine 
ausführlichere  Geldwertlehre.     Vgl.   »W.  u.  Kpr.«,  S.  54. 

9* 
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seinem  Sohne  während  des  Studiums  laufend  ein  bestimmtes  Ein- 
kommen gibt,  so  hat  er  zum  eignen  Gebrauch  nur  weniger  zur 
Verfügung  als  ein  anderer  Wirtschafter  mit  gleichem  Geldein- 
kommen, der  keinem  Sohne  Unterhalt  zu  gewähren  braucht.  Faßt 
man  Einkommen  als  Gebrauchswert  auf,  so  hätten  diese  beiden 
also  verschiedene  Einkommen.  Oder  soll  die  Einkommensschät- 
zung des  Sohnes  der  des  Vaters  hinzugeschlagen  werden?  All- 
gemein: Soll  die  Addition  der  »Gebrauchswertmassen«  dreier 
Familienmitglieder  die  gleiche  Größe  ergeben  wie  bei  Aufteilung 
desselben  Geldeinkommens  auf  vielleicht  sechs  Personen.?  I^as  wider- 
spricht doch  dem  Prinzip  der  sinkenden  Wertschätzung  bei  stei- 
gender Sättigung,  ganz  abgesehen  von  dem  Fehlen  eines  Maß- 
stabes. 

Und  weiter:  Wenn  unter  Einkommen  nur  die  Gütermenge 
zu  verstehen  ist,  die  die  Wirtschaftssubjekte  zum  Ge-  oder  Ver- 
brauch beschaffen,  so  können  die  vom  Geldeinkommen  abge- 
zweigten Sparquoten  nicht  Einkommen  sein.  Ohne  auf  die  mög- 
liche Entgegnung  Os.  einzugehen,  in  der  Statik  sei  neue  Kapital- 
bildung nicht  möglich,  weil  das  eine  »Störung«  bedeuten  würde, 
sei  nur  auf  die  bare  Rücklage  hingewiesen,  die  besonders  Vor- 
sichtige im  eignen  Hause  halten.  Gewiß  können  diese  Beträge 
zurückgelegt  sein,  um  sie  später,  oft  erst  nach  Jahren,  konsumtiv 
zu  verwenden;  dann  aber  würden  sie  doch  eben  erst  in  diesem 
Augenblick  »Einkommen«  werden!  Ein  bestimmter  Zeitabschnitt, 
nämlich  das  Jahr,  ist  doch  notwendiger  Bestandteil  des  Einkom- 
mensbegriffs, wie  O.  nicht  bestreitet^)  Von  einem  »anticipierten 
Gebrauchswert«  der  Sparquoten  läßt  sich  natürlich  nicht  sprechen, 
da  ja  gar  nicht  feststehen  muß,  daß  der  Sparer  zur  Realisierung 
kommt  (er  kann  z.  B.  vorher  sterben),  und  auch  nicht  welche 
Bedürfnisse  er  später  zusätzlich  befriedigen  wird. 

Wir  glauben  also,  diese  Fassung  des  Einkommensbegriffs 
ablehnen  zu  müssen.  Im  Hinblick  auf  O.s  Umschreibung  des  Ge- 
biets der  Marktwirtschaftslehre  ist  sein  »Einkommen«  überhaupt 
kein  nationalökonomischer  Begriff  mehr,  ein  schärfster  Wider- 
spruch zu  der  Bedeutung,  die  er  der  »Verteilungstheorie«  zumißt! 

Aber  selbst  -  wenn  dieser  Einkommensbegriff  haltbar  wäre, 
so  käme  doch  bei  der  Anwendung  der.selben  Gleichung  für  jeden 

i)  Vgl.  »W.  u.  Kpr.«,  S.  52:  j>  .  .  .  .  Auch  hier  ist  das  Einkommen  durch- 
aus gleich.  Das  heißt:  alle  Familien  der  Gesellschaft  haben  die  gleichen  Güter 
ährlich  (!)  zu  verzehren«. 
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Kostenfaktor  nur  immer  wieder  ein  neues  »s«  in  die  Ableitung! 
Können  wir  uns  diese  Reihe  wirklich  fortgesetzt  denken,  bis  an 
einen  Anfang  der  verschiedenen  Produktionen,  wo  kein  Kosten- 
gut  mehr  benötigt  wird,  sondern  nur  noch  Kosten  d  i  e  ns  te, 
so  daß  im  Preis  dieser  Ergebnisse  der  ersten  Stufe  der  Produktion 
nur  noch  Arbeit  vergütet,  d.  h.  Einkommen  gevv'ährt  wird?  Oder 
denkt  0.  gar  nicht  an  diese  Ableitung,  sondern  meint  einfach, 
daß  ja  doch  auch  im  Preise  der  Güter  nur  Arbeit  vergolten  wird? 
Wie  dem  auch  sei,  eine  wirkliche  Berechnung  irgendeines  kon- 
kreten  »s«   kann  nicht  möglich  sein^). 

Die  Größe  »n«  ist  eine  reine  Zahl,  so  daß  zu  ihrer  Kritik 
relativ  wenig  zu  sagen  ist.  Es  sei  hier  nur  darauf  hingewiesen, 
daß  O.  bei  der  Division  der  subjektiven  Wertgröße  E  durch  die 
Zahl  n  in  die  entsprechende  Schwierigkeit  kommt,  wie  die  Sub- 
jektivisten  bei  der  Berechnung  des  »Gesamtwertes«,  eine  Schwie- 
rigkeit, die  er  gerade  vermieden  zu  haben  glaubt  ^).  Aber  er 
hält  eben  nicht  immer  daran  fest,  daß  E  eine  »Gebrauchswert- 
masse« sein  solP).  Wir  werden  zu  zeigen  haben,  wie  er  dafür 
bald  eine  Anzahl  von  Arbeitsstunden  einsetzt,  die  sich  natürlich 
durch  eine  reine  Zahl  dividieren  läßt,  und  bei  der  Aufstellung 
der  Fornieln  sieht  er  zweifellos  Geldgrößen,  wie  gerade  diese 
Division  deutlich  zeigt. 

Nun  zur  Kritik  der  Ausgangsformeln  selbst.  —  Die  Gleichung 
e  =  v  •  n  —  s  •  n  ist  richtig,  solange  wir  in  den  einzelnen  Größen 
Ge  1  d  ausdrücke  sehen.  Aber  das  wahre  »Einkommen«  ist  ja 
nach  ihm  gerade  nicht  das  Geld !  Natural  kann  die  Gleichung 
selbstverständlich  nicht  aufgefaßt  werden.  Was  sollte  dann  n. 
(v — s)  heißen  ?  Wie  sollen  von  Erzeugnissen  Kosten  abgezogen 
werden?  Es  bleibt  also  nur  die  Möglichkeit,  daß  es  sich  um 
eine  Beziehung  zwischen  Werten  handeln  soll.  So  sagt  er 
a  auch  gelegentlich  selbst:  »Alle  Gleichungen  für  den  absoluten 
Wert,  die  wir  bisher  aufgestellt  haben,  haben  überhaupt  nur  unter 
der  einen  Voraussetzung  einen  Sinn,  daß  auf  beiden  Seiten  nichts 
vorkommt  als  Wertausdrücke.«  Er  glaubt  für  e  auf  einen  Wert 
zurückgehen  zu    müssen;    »denn  jede  Formel  des  Warenwertes, 


i)  Vgl.  auch  Edwards^  S.  272.  —  Da  wo  für  0.  die  Berechnung  einmal 
praktisch  wird  (sW.  u.  Kpr.«,  S.  134,  Anm.),  setzt  er  die  Produktionskosten 
gleich  Null, 

2)  »W.  u.  Kpr,«,  S.  4,  Anm.  2. 

3)  Was  auch  schon  doppeldeutig  ist. 
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die  nicht  auf  einen  andern  Wert  führt  ....  ist  an  sich  unsinnig, 
ist  schon  formal  unhaltbar«!  »In  einer  Gleichung  dürfen  nur 
Größen  »gleicher  Dimension«  stehen,  das  ist  t'm  Elementarsatz 
der  Arithmetik!).«  Aber  sind  denn  e  und  v  wirklich  gleich- 
dimensional?  Nein!  Da  Einkommen  Gebrauchswert  sein  soll,  ist 
e  eine  Intensität  s-,  v  als  Tauschwert  oder  sta- 
tischer   Preis    eine    Extensitätsgröße!  ^). 

Wenn  aber  0.  später,  wie  noch  zu  zeigen  sein  wird,  für  e 
oder  in  der  Statik  E  +  q  +  m  eine  Anzahl  von  Arbeitsstunden 
einsetzen  wird^),  wodurch  die  Substanz  auch  des  Tauschwertes 
die  in  den  Produkten  verkörperte  Arbeit  wird,  so  ist  doch  eben 
der  Gebrauchs wertcharakter  des  Einkommens  wieder  aufgegeben! 
Dann  zeigt  sich  nur,  wie  sehr  das  Wesen  des  Einkom- 
mens   bei    (7.  schillert! 

Sollte  etwa  O.  trotz  der  Einführung  der  Arbeit  irgendwie*) 
eine  Verschiebung  im  Einkommensbegriff  vermeiden  zu  können 
glauben,  so  muß  immer  wieder  der  Einwand  der  Vergleichsun- 
möglichkeit zwischen  e  und  v  in  Kraft  treten.  Wenn  diese  aber 
fehlt,  so  ist  in  den  genannten  Gleichungen  von  der  Verhältnis- 
mäßigkeit zwischen  zwei  Größen,  die  0.  in  seiner  Preisdefinition 
richtig^)  behauptet,  nichts  mehr  zu  sehen. 

Ist  es  nun  überhaupt  richtig,  die  Regeln  der  Arithmetik  anzu- 
wenden, wie  es  0.  nicht  nur  sagt,  sondern  offenbar  tut?  Durch 
die    Umformung     der    Gleichung    e  =  v-n  —  s-n   in 

g 
v  = [-  s    wird    doch    der     ursächliche    Zusam- 


1)  »W.  u.  Kpr.«,  S.  70.  —   Im  Original  teilweise  gesperrt. 

2)  Merkwürdigerweise    sagt  Edwards  in  den  »Gott.  Gel.  Anz.«    19 17,    S.  271 

mit  Bezug  auf  die  Gleichung  v  =  — = — — f-  s  gerade  umgekehrt:  »Da  E  eine 

Konstante  ist  und  n  und  s  als  »gegeben«  bezeichnet  werden,  kann  auf  der  anderen 
Seite  kein  unbestimmtes  Wert  e  m  p  f  i  n  d  e  n  ,  sondern  nur  ein  konkretes  Wertmaß 
multipliziert  mit  einem  Zahlenwert  auftreten.«  Das  »unbestimmte  Wertempfinden« 
liegt  doch  gerade  in  E!      Daß  E  eine  Konstante  ist,  kann  daran  nichts  ändern. 

3)  Eben  weil  er  für  v  einen  Zahlenausdruck  finden  muß. 

4)  Wir  denken  an  den  »Wert«  der  Arbeit  »in  der  Bedeutung,  die  ihm  die 
subjektive  Schule  beimißt«  (W.  u.  Kpr.«,  S.  69),  auf  den  noch  einzugehen  sein 
wird. 

5)  Wir  stimmen  hier  mit  v.  Zwiedineck  überein,  der  in  Ztschr.  f.  ges.  Stw., 
1908,  S.  592,  sagt:  »Dann  erscheint  der  Preis  ....  ausschließlich  als  Verhältnis- 
mäßigkeit von  Quantitäten,  in  denen  Güter  und  Leistungen  gegeneinander  getauscht 
werden.« 
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menhang  zwischen  vund  e  zerrissen!  Man  könnte 
annehmen,  daß  sich  0.  dessen  auch  bewußt  ist,  indem  er  z.  B. 
sagt^):  »Und  daher  steht  hier  der  Preis  aller  »beliebig  reproduzier- 
baren Produkte«  durchaus  auf  dem  statischen  Satze,  den  der 
Grenzproduzent  erhalten  muß,  um  das  ihm  zustehende  Einkommen 
zu  erlangen«;  mit  andern  Worten:  der  Preis  eines  Produktes  hat 
eine  bestimmte  Höhe,  damit  sein  Produzent  das  ihm  zustehende 
Einkommen  erhält.  So  wird  also  aus  dem  kausalen  Gehalt  der 
ersten  Gleichung  ein  finaler  in  der  zweiten.  Darin  liegt,  daß  0. 
die  Einkommen  primär,  d.  h.  unabhängig  von  den  Produktpreisen 
bestimmen  muß.  Aber  dieser  finale  Gehalt  wird  sich  ohne  Ver- 
änderung der  Form  der  zweiten  Gleichung  wieder  in  einen  kau- 
salen wandeln,  —  sobald  für  e,  oder  in  der  Statik  E,  Arbeitsstun- 
den eintreten  werden,  wodurch  der  ursächliche  Zusammenhang 
geradezu  umgekehrt  wird.  Dann  besagt  die  Gleichung  nämlich, 
daß  der  Preis  eine  bestimmte  Höhe  habe,  weil  eine  gewisse 
Arbeit  in  dem  Produkt  enthalten  ist^). 

Gerade  dieser  Wechsel  läßt  daran  zweifeln,  ob  sich  0.  der 
Tatsache  bewußt  ist,  daß  mit  den  Gleichungen  auch  sofort  etwas 
über  die  Art  der  Verknüpfung  der  Größen  ausgesagt  ist.  Man 
kann  vielleicht  sogar  annehmen,  daß  die  Gleichung  e  =:  v  •  n  —  s  •  n 
gar  nichts  über  die  Ursache  der  Einkommen  aussagen  soll, 
sondern  nur  über  die  Höhe,  mit  andern  Worten,  daß  0.  auch 
für  die  Einkommen  wie  für  den  Wert  eine  Trennung  der  beiden 
Fragen  vornehmen  will.  Die  Einkommensursache  schlechthin 
wäre  dann  die  Leistung  von  Arbeit.  In  der  Tauschwirtschaft 
hängt  aber  die  Einkommenserzielung  noch  von  der  Realisierung 
der  Preisforderung  ab;  dieser  Umstand  ist  also  mindestens  Be- 
dingung der  Einkommen.  Dieses  Absehen  von  der  Ursache 
schlechthin  kann  aber  die  Gleichungsumkehr  nicht  rechtfertigen; 
denn  die  Frage  nach  der  Höhe  ist  ja  eben  wieder  ein  Kausal- 
problem, nämlich  die  Frage  nach  der  speziellen  Ursache  der  be- 
sonderen Höhe  eines  bestimmten  Einkommens.  Und  diese  Ur- 
sache ist  in  der    Dynamik    der  Tauschgesellschaft,   für  die  ja 


i)  Freilich  schon  eine  Seite  vor  Aufstellung  der  Gleichungen,  nämlich 
»W.  u.  Kpr.«,  S.  43/44. 

2)  Vgl.  »W.  u.  Kpr.«  S.  57.  O.  fragt  hier  wieder  mit  »Warum«.  Mit  der 
Spaltung  des  Wertproblems  in  die  Frage  nach  der  Höhe  und  die  nach  der  Ursache 
ist  eben  doch  nur  die  Frage  nach  der  Ursache  des  Wertes  überhaupt  los- 
gelöst, nicht  auch  die  Frage  nach  der  speziellen  Ursache  der  einzelnen  Preishöhe. 
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allein  die  Gleichung  e  =  v  •  n  —  s  •  n  gilt,  unbedingt  der  Preis  der 
Produkte  ;  es  ist  Willkür,  wenn  die  Konstruktion  der  Statik 
daran  etwas  ändern  soll.  Es  liegt  also  unbedingt  auch  eine  kau- 
sale Verknüpfung  in  der  Gleichung  und  sie  macht  die  ungeprüfte 
Anwendung  mathematischer  Gesetze  unmöglich.  Wenn  aber  auch 
in  der  Statik  die  Preise  die  Ursache  der  einzelnen  Einkommens- 
höhen sind,  so  wird  es  von  vornherein  unwahrscheinlich,  daß  0. 
wirklich  die  Einkommen  primär  bestimmen  kann. 

Wie  dem  auch  sein  mag  —  selbst  wenn  die  Zerreißung  oder 
gar  Umkehr  des  Kausalzusammenhangs  an  sich  berechtigt  wäre, 
so  wäre  trotzdem  noch  nicht  zuzugeben,  daß  die  Gleichungsum- 
formung berechtigt  ist.  Sie  wäre  ohne  nähere  Untersuchung  nur 
durchführbar,  wenn  in  den  Größen  v,  e  und  s  nichts  als  reine, 
qualitätslose  Zahlen,  die  betreffende  Anzahl  von  Geldeinheiten, 
gesehen  werden  sollte.  Das  jedoch  trifft  ja  gerade  für  e  nicht 
zu.  Solange  aber  die  Formeln  noch  irgendeinen  ökonomischen 
Gehalt  haben,  solange  sind  sie  nicht  einfach  nach  mathematischen 
Gesichtspunkten  zu  behandeln.  6>.  vergißt,  daß  es  sich  gar 
nicht  um  echte  Gleichungen  handelt,  sondern 
nur  um  Symbole  für  ökonomische  Urteile!  Die 
normale  Urteilsformel  ist  nicht  die  Gleichung,  sondern  hat  die 
Gestalt:  A  ist  B.  Dieses  »ist«  in  dem  Urteil  der  einen  Wissen- 
schaft, ist  aber  ein  ganz  anderes  als  das  einer  zweiten,  und  es 
bedarf  zumindest  einer  eingehenden  Untersuchung,  ob  die  öko- 
nomischen Urteilen  mathematische  Struktur  haben.  Das  ist  eine 
wesentliche  Aufgabe  der  Erkenntnistheorie.  Ohne  diese  Frage  im 
allgemeinen  hier  entscheiden  zu  wollen^),  muß  sie  gerade  in 
unserem  Falle  verneint  werden.  Um  die  Anwendung  mathema- 
tischer Regeln  möglich  erscheinen  zu  lassen,  ist  schon  O.s  Be- 
griffsapparat vielfach  zu  unscharf^). 

Die  Behauptung  O.s,:  »Jede  Werterklärung  ist  eine  Gleichung, 
muß  eine  Gleichung  sein!  Denn  der  Wert  ist  ein  Maß,  und  alle 
Maßausdrücke  sind  Gleichungen«  ^),  ist  nur  richtig,  wenn  man  für 
»Wert  e  r  k  1  ä  r  u  n  g«     »Wert  m  e  s  s  un  g«    setzt.     Dann    handelt 

i)  Siehe  hierzu  auch   Wundt,   »Logik«,  3.  Band,  4.  Aufl.   1921,  S.  545  f. 

2)  Vgl.  z.  B.  oben  S.  120  Anm.  i  und  S.  130  Anm.  i.  —  0.  darf  auch  die  er- 
wähnte Gleichung  Marx'  überhaupt  nicht  ohne  weiteres  umkehren,  nicht  nur  daß 
er  sie  falsch  umdreht.  Wie  sich  Budge  zu  den  Ausgangsgleichungen  O.s  und  ihrer 
Umkehr  verhält,  ist  nicht  zu  erkennen.  Die  Notwendigkeit,  vom  Einkommen  aus- 
gehen zu  müssen,  betont  ja  auch  er. 

3)  »W.  u.  Kpr.€,  S.  >70. 
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es  sich  nämlich  nur  um  das  Anlegen  eines  vorher  bestimmten 
Maßstabes  und  das  Prüfen,  wie  oft  er  sich  fortlaufend  anlegen 
läßt.  Das  Ergebnis  dieser  Meßoperation  läßt  sich  allerdings  in 
einer  echten  Gleichung  darstellen;  hier  stehen  in  der  Tat  gleich- 
dimensionale  Größen  einander  gegenüber.  Die  Wert  erklärung 
aber  hat  gerade  erst  die  Bestimmung  des  Wertmaßes  zu  leisten, 
sovy^eit  sie  das  überhaupt  kann.  Wenn  hierzu  schon  eine  Gleichung 
mit  Gleichdimensionalität  nötig  wäre,  so  wäre  die  Bestimmung 
der  Preise  mit  Hilfe  subjektiver  Wertschätzungen  von  vornherein 
eine  Unmöglichkeit. 

Wir  fanden,  daß  die  Einkommen  der  Produzenten  eines  Pro- 
dukts durch  die  verschiedene  Gunst  der  Produktionsverhältnisse 
verschieden  hoch  sein  können;  andererseits  ist  doch  aber  der 
Preis  für  jede  Einheit  eines  Produkts  gerade  in  der  Statik  der 
gleiche.  Welcher  Produzent  ist  dann  mit  seinem  Einkommen  für 
den  Preis  bestimmend?  C  antwortet:  Der  Grenzproduzent. 
So  heißt  es  bei  ihm,  daß  hier  der  Preis  aller  »beliebig  reprodu- 
zierbaren Produkte«  durchaus  auf  dem  statischen  Satze  stehe, 
den  der  Grenzproduzent  erhalten  muß,  um  das  ihm  zustehende 
Einkommen  zu  erlangen.  Er  ist  Grenzbeschaffungspreis,  bestimmt 
durch  den  unter  den  ungünstigen  Verhältnissen  produzierenden 
Produzenten,  dessen  Produkt  der  Markt  noch  braucht.« 

Das  erklärt  er  noch  weiter:  »Unter  , ungünstigen  Verhält- 
nissen' ist  zu  verstehen  erstens  die  sachliche  Qualifikation: 
der  Grenzproduzent  besitzt  kein  »Produktionsmonopol«  gegenüber 
seinem  Konkurrenten,  und  zweitens  die  persönliche  Quali- 
fikation: Der  Grenzproduzent  ist  der  Anlage  nach  durchschnitt- 
lich qualifiziert,  nur  daß  diese  Anlage  durch  Ausbildung  erhöht 
worden  sein  mag.«  —  Bei  den  »Produktionsmonopolen«  hat  der 
Monopolist  »Vorteile  gegenüber  den  Konkurrenten  an  ...  .  den  Er- 
zeugungskosten, den  Transportkosten  oder  den  Generalkosten«  i). 
Grenzproduzent  dürfte  wohl  derjenige  sein  sollen,  bei  dem  die 
Kombination  dieser  drei  Faktoren  am  ungünstigsten  ist. 

Warum  ist  der  Grenzproduzent  gerade  durchschnitt- 
lich   qualifiziert? 

Wenn  wir  nicht  annehmen  wollen,  daß  0.  dies  behauptet, 
weil  er  es  so  für  seine  Ableitung  braucht,  so  können  wir  nur 
folgende  Erklärung  geben:    Ein  Teil  der  sachlichen  Kosten,  z.  B. 


I)  »W.  u.  Kpr..,  S.  87. 
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die  Generalkosten,  sind  in  ihrer  Höhe  mit  von  der  persönHchen 
Qualifikation  abhängig.  Es  kann  also  von  einer  gesonderten, 
rein  objektiven,  sachlichen  Qualifikation  nur  gesprochen  werden, 
wenn  der  persönliche  Faktor  als  »durchschnittlich«  ausgeschal- 
tet wird. 

Das  ist  ein  Stück  Isoliermethode;  daß  in  einem  konkreten 
Falle  der  Produzent  mit  den  objektiv  höchsten  Produktionskosten 
tatsächlich  durchschnittlich  qualifiziert  sein  muß,  ist  damit  nicht 
gesagt.  Die  tatsächliche  durchschnittli  che  persönliche  Quali- 
fikation Gren  z  qualifikation  zu  nennen,  geht  aber  schon  wegen 
der  darin  liegenden  terminologischen  Willkür  nicht  an. 

Um  nun  »der  uns  interessierenden  Größe  des  statistischen 
Preises  schrittweise  näherzukommen« i),  eliminiert  O.  q  und  m 
durch  die  Konstruktion  der  Gesellschaft  der  Gleichen  (G.  d.  GL). 
Hier  ist  jeder  oder  keiner  Grenzproduzent. 

III. 

Die  G.  d.  Gl.  ist  auf  der  geographischen  Grundlage  des 
»isolierten  Staates«  Thünens  wirtschaftend  gedacht.  In  dieser 
Gesellschaft  soll  »keinerlei  Hemmnis  des  Ausgleichs  der  Ein- 
kommen« bestehen;  kurz  zusammengefaßt:  es  soll  in  ihr  keine 
Unterschiede  in  der  persönlichen  Qualifikation  und  keine  Mono- 
pole irgendwelcher  Art  geben.  Das  Fehlen  von  Monopolen 
bedeutet  u.  a.  auch  völlig  gleiche  Ausrüstung  aller  Produzenten 
mit  Produktionsmitteln.  — 

Da  in  der  G.  d.  Gl.  alle  Hemmnisse  des  Ausgleichs  der 
Einkommen  fehlen  sollen,  sind  also  die  Einkommen  aller  Produ- 
zenten einander  gleich,  0.  erläutert  das  zunächst  für  eine  völlig 
tauschlose  Gesellschaft.  Es  möge  sich  jeder  die  Güter  be- 
schaffen, die  er  am  höchsten  schätzt  —  Einkommen  ist  ja  nach 
ihm  eine  reale  Gütermenge,  gewertet  im  Hinblick  auf  die  Ver- 
wendung im  eignen  Gebrauch.  Die  Einkommen  mögen  also 
substantiell  ganz  verschieden  sein,  dennoch  sollen  sie  alle 
»gleich  und  zwar  wertgleich  sein«.  »Es  sind  gleiche  Massen  von 
Gebrauchswerten,  von  subjektiven  Werten«.  Zur  Begründung 
weist  O.  hin  auf  die  in  der  Voraussetzung  gleicher  Qualifikation 
und  gleicher  Ausrüstung  mit  Produktionsmitteln  liegende  Mög- 
lichkeit beliebiger  Substitution  des  eigenen  Einkommens  durch 
ein  anderes,  höher  geschätztes.     Wenn  aber  jeder    sein  Einkom- 

l)  Vgl.  z.  Folg.:   »W.  u.  Kpr.«,  S.  50  fif. 
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men  am  höchsten  schätzt,  wie  ist  dann  Gleichheit  der  Einkom- 
men zu  denken?  0.  antwortet:  Sie  sind  »intersubjektiv« 
betrachtet  wertgleich;  gemessen  am  >interpersonalen,  intersub- 
jektiven Maßstab«. 

0.  mißt  ihm  eine  hohe  Bedeutung  zu ;  durch  ihn  will  er  es 
zum  ersten  Male  ermöglicht  haben,  »die  subjektiven  Wert- 
schätzungen verschiedener  Individuen  und  »Gesamtwerte«  auf 
einen  Generalnenner  zu  bringen«.  Zu  erkennen  ist  dieser 
Maßstab  aber  nichtli)  Es  läßt  sich  hier  sogar  zeigen  wie 
O.  zu  seiner  Behauptung  ohne  eigene  Vorstellung  kommt!  Die 
Einkommen  in  der  G.  d.  Gl.  sollen  gleich  sein,  anderseits  aber 
soll  das  Einkommen  ein  subjektiver  Wert  sein ;  es  müßten  also 
hier  subjektive  Werte  gleich  sein,  d.  h.  es  müßte  irgendein 
Maßstab  da  sein,  an  dem  gemessen  sie  gleich  sind.  Ihn  nennt 
er  eben  den  »intersubjektiven«  Maßstab.  Liegt  aber  bei  der 
fehlenden  Vorstellungsmöglichkeit  nicht  vielmehr  der  Verdacht 
nahe,  daß  das  Einkommen  eben  nicht  als  Gebrauchswert  aufge- 
faßt werden  kann? 

Die  Einkommen  in  dieser  tauschlosen  G.  d.  Gl.  sollen  noch 
in  einer  zweiten  Hinsicht  wertgleich  sein ;  »nach  den  Be- 
schafifungsaufwänden ;  denn  sie  repräsentieren  sämtlich  zeitgleiche 
Aufwände  gleich  qualifizierter  Arbeitskraft«;  es  >arbeiten  offen- 
bar alle  Produzenten  gleich  lange  —  ihr  Fleiß  ist  als  gleich  an- 
genommen«. Auf  die  Berechtigung  dieser  Annahmen  wird  sofort 
noch  einzugehen  sein. 

Ganz  die  gleichen  Gesetze  sollen  nun  auch  in  der  Tausch- 
gesellschaft des  entfalteten  Marktes  gelten,  zunächst  noch  ohne 
Dazwischentreten  von  Geld. 

»Hier  herrscht  bereits  Konkurrenz  und  darum  ist  aller  Ein- 
kommen durchaus  gleich,  gleich  als  objektiver  Beschaffungswert, 
weil  in  jedem  Einkommen  gleiche  Zeiten  gleicher  Arbeitsauf- 
wände verkörpert  sind,  und  wertgleich  als  Masse  subjektiver 
Gebrauchswerte. « 

Hier  drängt  sich  uns  der  Verdacht  des  Zirkelschlusses  auf. 
Ist  hier  nicht  Tausch  nach  einem    bestimmten    Maßstab    voraus- 


i)  Dies  ist  nur  ein  Beispiel  für  das  Fehlen  klarer  Vorstellungen  bei  O.  So 
sagt  auch  C.  Schmidt,  Soz.  Mon.H.,  1917,  III,  S.  1183:  »Es  zeigt  sich  .  .  .  frappant, 
wie  das  anschauliche  Vorstellen  ausgelöscht  ist.«  —  Auch  die  einzige  Stelle,  an 
der  sich  Hainisch  in  seinem  »Ist  der  Kapitalzins  berechtigt?«  gegen  O.  wendet 
(S.  31/32),  ist  eine  Ablehnung  des  intersubjektiven  Maßstabs. 
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gesetzt,  während  erst  später  mit  Hilfe  der  Einkommengleichheit 
der  Maßstab  gefunden  werden  soll?  Doch  können  wir  anneh- 
men, die  Gleichheit  der  Einkommen  solle  hier  einfach  aus  der 
Definition  der  G.  d.  Gl.  folgen,  nach  dem  Tauschmaßstab  solle 
vorläufig  noch  nicht  gefragt  sein.  Wir  könnten  uns  hier  mit  der 
Gleichheit  per  definitionem  begnügen,  zumal  ja  Einkommen 
Gebrauchswert,  nicht  Tauschwert  sein  soll. 

Untersuchen  wir  aber  trotzdem  diese  Gleichheit  etwas  näher ! 
Die  Wertgleichheit  soll  sich  auch  auf  die  Beschaffungsaufwände 
erstrecken.  Das  Einkommen  aller  soll  gleich  sein  »als  objektiver 
BeschalTungswert(!),  weil  in  jedem  Einkommen  gleiche  Zeiten 
gleicher  Arbeitsaufwände  verkörpert  sind«.  Und  bald  tritt  dann 
noch  eine  Verschiebung  des  »objektiv«  ein:  Die  Einkommen 
sind  »wertgleich,  und  zwar  objektiv  als  Verkörperung  gleicher 
Zeiten  gleicher  Arbeitsaufwände  ,  .  .« 

Nehmen  wir  zunächst  an,  O.  meine  wirklich  eine  Wert- 
gleichheit, d.  h.  zwei  Wirtschafter  schätzen  ihre  Einkommen 
wegen  der  gleichen  BeschalTungsaufwände  gleich.  Was  heißt 
hierbei  dann  *  Verkörperung«  der  Arbeitsaufwände.?  Die  bei  der 
Produktion  der  Einkommensgüter  wirklich  aufgewandte,  in  sie 
hineingelegte  Arbeit?  Das  ist  nicht  anzunehmen,  denn  es  ist 
nicht  zu  sehen,  wie  diese  Arbeit,  die  die  betreffenden  Einkom- 
mensbezieher vielleicht  gar  nicht  genau  kennen,  ihre  Schätzung 
beeinflussen  soU^).  Es  bleibt  dann  nur  noch  übrig,  daß  er  eine 
Schätzung  nach  der  eignen  Arbeit  meint,  wobei  es  gleichgültig 
sein  kann,  ob  er  diese  Arbeit  sich  in  den  tatsächlichen  Einkom- 
mensgütern verkörpern  läßt,  was  ein  Mißbrauch  des  Wortes 
»verkörpern«  wäre,  oder  ob  er  unter  »Einkommen«  hier  die 
eigenen  Produkte  versteht  (mit  deren  Hilfe  erst  das  wirkliche 
»Einkommen«  beschafft  wird),  was  ein  Mißbrauch  seines  Ein- 
kommensbegriffs wäre.  In  beiden  Fällen  ist  es  eine  aprioristische 
Annahme,  daß  zwei  Menschen  eine  Gütermenge  deswegen  gleich 
schätzen,  weil  sie  an  ihrer  Beschaffung  gleich  lange  gearbeitet 
haben.  Es  ist  eben  nicht  gleichgültig,  »ob  wir  die  Arbeit  wegen 
des  damit  verbundenen  »toil  and  trouble«  als  »Last«  oder  ledig- 
lich als  Aufwand  eines  in  begrenztem  Vorrat  vorhandenen  Wert- 
dinges auffassen«^). 

i)  Man  könnte  fast  an  eine  Parallele  zu  Smith  denken  :  Der  Wert,  den  der 
Wirtschafter  dem  Einkommen  beimißt,  richtet  sich  nach  der  Arbeit,  die  er  ein- 
getauscht hat.     Aber  das  wäre  keine  Kostenwert  Schätzung  mehr. 

2)  »W.  u.  Kpr.«,  S.  57  Anm. 
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Wenn  wir  aber  annehmen,  O.  meine  die  Arbeit,  die  tatsäch- 
lich in  den  Einkommensgütern,  über  welche  die  Wirtschafter 
nach  dem  Tausch  verfügen,  verkörpert  ist,  so  kann  die  Gleich- 
heit nicht  in  einer  Kostens  ch  ätzung  gesehen  werden,  sondern 
nur  in  der  Zahl  der  enthaltenen  Arbeitsstunden  selbst,  wie  wir 
es  auch  in  unserer  Darstellung  tun  werden,  0.  selbst  denkt  ja 
auch  später  gar  nicht  mehr  an  die  W  ertgleichheit  in  »objektiver« 
Hinsicht,  sondern  er  setzt  dann  für  E  einfach  3000  Arbeitsstun- 
den ein.  Darin  aber  liegt  ein  heimlicher  Uebergang  von  seiner 
subjektiven  Einkommensgröße  zu  einem  objektiven,  zahlenmäßig 
erfaßbaren  Ausdruck. 

Zuletzt  betont  dann  0.  noch  die  Gleichheit  der  Einkommen 
in  der  genannten    doppelten   Hinsicht  für  die  Geld  Wirtschaft. 

Hier  präge  sich  diese  doppelte  Gleichheit  besonders  klar 
aus.  Die  Geldeinkommen  seien  exakt  gleich;  nur  dürfe  man 
eben  nicht  in  den  Geldausdrücken  die  eigentlichen  Einkommen 
sehen. 

Er  glaubt,  zeigen  zu  können,  daß  das  Geldeinkommen  in 
der  Statik  der  G.  d.  Gl.  exakt  gleich  sein  muß.  »Hier  haben 
alle  Produzenten  das  gleiche  Einkommen  E I,^un  be- 
steht Geld  zunächst  aus  Edelmetall Edelmetall  ist  ein 

Produkt,  wie  irgendein  anderes.  Folglich  hat  in  der  G.  d.  Gl. 
auch  der  Produzent  von  Edelmetall  das  Einkommen  E.«  Sein 
Reineinkommen  sei  3000  g  Gold.  »Wenn  die  gesetzliche  Münz- 
einheit hier  auf  i  g  Gold  festgesetzt  ist,  so  hat  sein  Einkommen 
mithin  den  Geldnamen  von  3000  Mark  oder  Kronen  oder  Dinare 

usw Dann  bestimmt  das  Einkommen  des  Geldproduzenten 

das  Einkommen  aller  anderen  Produzenten  dem  Geldnamen 
nach Jeder  Produzent  hat  hier  das  gleiche  Geld- 
einkommen E  von  3000  Mark.« 

Zunächst :  Die  Behauptung  O.s,  er  könne  zeigen,  daß  das 
Geldeinkommen  überall  gleich  sein  muß,  erweckt  falsche  Vor- 
stellungen, ja  gerade  dadurch  wird  man  zu  der  Annahme  eines 
Zirkelschlusses  bei  der  Behauptung  der  Einkommensgleichheit 
auch  in  der  Tauschgesellschaft  verleitet.  Diese  Ableitung  ist 
kein  Beweis;  denn  an  der  entscheidenden  Stelle  wird  ja  die 
Gleichheit  aller  Einkommen  vorausgesetzt,  um  sagen  zu  können, 
daß  auch  der  Geldproduzent  E  haben  müsse.  Wenn  E  beim 
Geldproduzenten  3000  Mark  heißt  und  E  überall  dieselbe  Größe 
sein  soll,  muß  es  natürlich  überall  3000  Mark  heißen.     Vor  allem 
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aber  tritt  uns  die  Behauptung,  jeder  Produzent  der  G.  d.  Gl. 
habe  das  Einkommen  E,  ganz  unvermittelt  entgegen.  E  war 
bestimmt  worden  als  das  Einkommen  des  durchschnittlich  Quali- 
fizierten der  realen  Gesellschaft  im  statischen  Zustande.  Es  ist 
nun  durchaus  nicht  selbstverständlich,  daß  jeder  Produzent  in 
jeder  beliebigen  G.  d.  Gl.  dieses  E  haben  muß.  Alle  mögen 
das  gle  iche..  Einkommen  haben,  aber  jeder  kann  viel  oder 
wenig  haben.  0.  müßte  ausdrücklich  sagen,  daß  er  sich  seine 
G.  d.  Gl.  gerade  in  einer  »Höhenlage«  konstruiert  denkt,  die  für 
jeden  E  ergibt.  Es  lassen  sich  durch  die  Einkommenspyramide 
jeder  realen  Wirtschaftsgesellschaft  in  den  verschiedensten  Höhen 
solche  Querschnitte  legen,  die  alle  eine  G.  d.  Gl.  ergeben 
würden. 

Vor  der  Wiedergabe  von  O.s  Ableitung  des  Wertgesetzes 
für  die  G.  d.  Gl.  muß  noch  bestritten  werden,  daß  diese  über- 
haupt denkbar  ist,  wenigstens  wie  er  sie  sieht.  Was  soll  es  in 
einer  solchen  Gesellschaft,  die  schon  das  Geld  als  Tauschmittel 
kennt,  die  also  schon  recht  hoch  entwickelt  ist,  heißen,  wenn 
gesagt  wird,  es  bestehe  hier  keinerlei  Monopol,  was  bedeutet, 
daß  es  •> keine    Unterschiede    der    Ausstattung    mit    Werkgütern« 

gibt  una  jeder  sein  Einkommen  durch  das  des  andern  Substitu- 
te j  j 

ieren  kann.?  Es  sollen  sogar  auch  Automobile  in  dieser  Ge- 
sellschaft produziert  werden  können!  Nimmt  man  an,  daß  dies 
durch  genossenschaftlichen  Zusammenschluß  erreicht  werden 
kanni),  so  bleibt  noch  die  Frage:  wie  kann  ein  Handwerker  mit 
seinen  Produktionsmitteln  sich  z.  B,  dem  Ackerbau  zuwenden, 
selbst  wenn  der  Boden  frei  ist.?  Die  Möglichkeit  der  Anwendung 
der  Isoliermethode  soll  nicht  bestritten  werden,  aber  der  durch 
sie  gewonnene  Wirtschaftszustand  muß  denkbar  bleiben.  Vor- 
stellbar ist  Thünens  Konstruktion  durchaus.  Sie  mag  von  »prak- 
tisch unmöglicher  Einfachheit«  sein,  aber  sie  ist  nicht  »undenk- 
bar« wie  0.  fälschlich  sagt.  Seine  eigne  G.  d.  Gl.  ist  es.  — 
Oder  sollen  die  Ausrüstungen  der  einzelnen  Produzenten  mit 
Werkgütern  nur  wert  gleich    sein.?     Hier    könnte    es    sich    doch 


i)  C.  Schmidt  denkt  (a.  a.  O.  S.  I183)  an  diese  Möglichkeit  nicht.  Im 
übrigen  aber  müssen  wir  fragen:  Sollen  auch  private  Personenautomobile  gebaut 
werden?  Ist  ihre  Benutzung  auch  genossenschaftlich?  Oder  kann  eine  G.  d.  Gl. 
auch  so  reich  gedacht  werden,  daß  sich  jeder  ein  Automobil  immerhin  leisten 
könnte. 
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offenbar  nur  um  Tauschwerte  handeln  und  wir  müßten  fragen, 
an  welchem  Maßstab  gemessen  sie  gleich  sind  und  warum  sie 
es  sind.  Die  Antwort  aber,  die  mit  0.  auf  diese  Frage  gegeben 
werden  könnte,  soll  ja  erst  mit  Hilfe  dieser  Gleichheit  gefunden 
werden ! 

Da  also  in  der  so  konstruierten  G.  d.  Gl.  jeder  das  Einkom- 
men E  und  niemand  etwa  E  -{-  q  oder  E  +  m  haben  soll,  so 
ist    nach    O.    der    Preis    jeder    Ware    bestimmt    durch    die    For- 

mel:  v  = 1-  s. 

n 

»Wenn  uns  die  Produktivitätsziffer:  n  und  der  Einzelkosten- 
satz: s  pro  Einheit  gegeben  sind,  so  können  wir  den  statischen 
Preis  V  berechnen,  da  E  eine  gegebene  Konstante  ist  ...  .  Je 
größer  n  und  je  kleiner  s,  um  so  kleiner  ist  v;  —  je  kleiner 
n  und  je  größer  s,  um  so  größer  ist  v.«  Die  statischen  Preise 
sind  alle  sämtlich  ausgedrückt  »als  Teil  des  für  alle  gleichen 
Einkommens«. 

Noch  freilich  fehlt  uns  der  Maßstab,  die  Höhe  des  Ein- 
kommens und  damit  die  Höhe  des  Preises  zu  messen,  und  so 
zu  einem  Zahlenausdruck  zu  kommen.  An  den  »intersubjek- 
tiven« Maßstab  erinnert  sich  0.  nun  selbst  nicht  mehr.  Er  er- 
rechnet jetzt  die  statischen  Geldpreise,  indem  er  den  Geldnamen 
einsetzt,  den  E  »durch  gesellschaftliche  Uebereinkunft  erhalten 
hat«,  z.  B.  wieder  3000  Mark;  aber  Geld  ist  ja  gerade  für  ihn 
nicht  das  eigentliche  Einkommen.  Wir  wollen  deshalb  auf  die 
Geldformel  nicht  eingehen. 

O.  stellt  dann  die  »Formel  des  relativen  statischen  Preises, 
d.  h.  des    Preises     eines    Produkts,    ausgedrückt    in    irgendeinem 

andern  Produkt«  auf:  --    =    %=r^ — \       — ^.    Wenn  hierbei  v,  und 

V2  (E  :  nj  4-  S2 

Vg  Preise  sein  sollen,  so  ist  die  Formel  eine  Spielerei;  sollen 
diese  Größen  aber  Produktmengen  darstellen,  so  liegt  minde- 
stens ein  Bruch  mit  der  ursprünglich  eingeführten  Bedeutung 
von  V  vor,  ganz  abgesehen  von  der  Frage,  ob  die  rechte  Seite 
der  Gleichung  wirklich  einen  Zahlenwert  darstellen  kann. 

Damit  ist  nach  0.  das  Problem  der  Höhe  des  Preises  für 
die  G.  d.  Gl.  beantwortet.  Die  nächste  Frage  soll  sein :  »Warum 
stellt  sich  der  statische  Preis  auf  diese  Höhe  ein.?  Oder  mit 
anderen  Worten;  was  ist  die  Substanz  des  Wertes   der    Güter 


144 


Dr.  Alfred  Renner: 


und  Dienste?«  1).  Hier  ergebe  sich,  daß  E  das  Aequivalent  eines 
Arbeitsaufwandes  sei,  z.  B.  von  3C00  Arbeitsstunden;  alle  arbeiten 
ja  gleich  lange. 

»Es  (nämlich  E)  bezahlt  die  von  den  Produzenten  geleistete, 
die  von  ihm  seinem  Produkt  »zugesetzte«  Arbeit.  Diese  Arbeit 
ist  E  »wert«  ....  Die  reale  Menge  von  Verwendungswerten, 
aus  denen  E  sich  zusammensetzt,  hat  3000  (eigene!)  Arbeits- 
stunden gekostet  ....  (oder)  die  3000  Arbeitsstunden  haben  E 
eingetragen«.  Der  Tauschwert  der  im  Produkt  angebotenen 
Arbeit  sei  also  eine  P'unktion  von  E.  Das  gelte  zunächst  für 
den  selbständigen  Produzenten  eines  Gutes;  aber  auch  die  Arbeit 
des  »unselbständigen  Dienstanbietenden«  müsse  von  ihrem  An- 
wender so  entschädigt  werden,  daß  3000  Arbeitsstunden  E  ein- 
tragen; sonst  würde  nämlich  niemand  Dienste  leisten,  da  ja 
alle  gleich  qualifiziert  und  gleich  mit  Produktionsmitteln  ausge- 
rüstet seien.  Es  sei  für  die  Einkommenshöhe  gleichgültig,  ob 
die  Arbeit  angeboten  werde  in  der  Form  des  Gutes  oder  des 
Dienstes. 

0.  formuliert  dann  das  Wertgesetz  in  der  G.  d.  Gl. 
folgendermaßen : 

»Das  heißt  absolut  ausgedrückt:  alle  Produkte  haben 
genau  den  statischen  Preis  der  auf  sie  insgesamt 
verwendeten  Arbeitszeit.  Denn  der  Produzent  zahlt  seine 
als  Kosten  (s !)  verwendeten  Werkgüter  und  Werkdienste  nach 
diesem  Maßstab  und  kann  weder  mehr,  noch  muß  er  weniger 
auf  diese  Kosten  aufschlagen,  als  den  statischen  Preis  der  von 
ihm  zugesetzten  Arbeitszeit.  —  Oder,  relativ  ausgedrückt:  Alle 
Produkte  tauschen  sich  nach  dem  Verhältnis  der  in  ihnen  , ver- 
körperten Arbeitszeit'.«  Was  ist  danach  die  Substanz  des 
Wertes.?  Offenbar  die  in  den  Produkten  verkörperte,  »materiaH- 
sierte«,   »geronnene  Arbeit  gemessen  an  der  Zeit«^). 


i)  So  in  »W.  u.  Kpr.«  S.  57.  Auf  S.  34  führte  überhaupt  erst  diese  zweite 
Frage  zum  »absoluten  Wert«.  Diese  Unstimmigkeit  zeigt,  daß  O.  selbst  mit 
seiner  Unterscheidung  von  absolutem  und  relativem  Wert  nicht  viel  anzufangen  weiß. 

2)  Budge  (a.  a.  O.  S.  83)  mißversteht  O.,  wenn  er  sagt:  »Die  Lehre,  daß 
die  Arbeit  im  Sinne  von  Arbeitsaufwand  alleinige  Substanz  des  Güterwertes  sei, 
führt  mit  Notwendigkeit  zu  der  Schlußfolgerung  (!\  daß  in  der  Statik  die  Güter- 
werte  sich  genau  proportional  zu  den  in  den  Gütern  verkörperten  Arbeitsmengen, 
gemessen  an  der  Arbeitszeit,  verhalten  müssen.«  Nach  unserer  Auffassung  ist  das 
Verhältnis  von  Voraussetzung  und  Folgerung  bei  O.  gerade  umgekehrt.  Gerade 
deshalb    sagt  er  u.  E.,    er    komme    »auf   ganz    neuem  Wege    zu    dem  alten  Ziel.« 
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Die  relative  Fassung  des  Wertgesetzes  ist  dabei  die  primäre, 
denn  sie  ist  in  der  absoluten  schon  angewendet:  »Der  Produ- 
zent zahlt  nach  diesem  Maßstab.«  Die  angeführten  Sätze  sollen 
u.  E.  gelten,  weil  E  einmal  3000  eigene  Arbeitsstunden  be- 
deuten soll  und  zweitens  die  3000  Arbeitsstunden,  die  in  den 
das  Einkommen  bildenden  Gütern  tatsächlich  enthalten,  »ver- 
körpert« sind.  Das  ist  nur  möglich,  wenn  Arbeitsstunde  gegen 
Arbeitsstunde  getauscht  wird^). 

C'.s  Ausführungen  sind  an  diesem  Punkte  unklar.  Wir 
glauben  in  der  Darstellung  seines  Gedankengangs  nicht  voran- 
kommen zu  können,  wenn  wir  nur  etwa  die  eigene  Arbeit 
heranziehen.  Wird  aber  eigene  und  fremde  Arbeit  von  vorn- 
herein nicht  unterschieden,  etwa  weil  sie  ja  in  der  G.  d.  Gl. 
gleich  sind,  so  ist  die  ganze  Ableitung  des  Wertgesetzes  nicht 
nötig,  dann  kann  unmittelbar  gesagt  werden,  daß  Arbeitsstunde 
gegen  Arbeitsstunde  getauscht  wird  und  es  könnte  dann  der 
Umweg  über  das  Einkommen  ganz  vermieden  werden.  Dann 
aber  hätte  Biidge  recht,  wenn  er  sagt:  »Es  ist  klar,  daß 
Gleichheit  nur  Gleichheit  zur  Folge  haben  kann«  -). 

Wir  fanden:  »Alle  Produkte  haben  genau  den  statischen 
Preis  der  auf  sie  insgesamt  verwendeten  Arbeitszeit.«  Was 
aber  soll  der  statische  Preis  der  Arbeit  gemessen  an  der  Zeit 
sein,  z.  B.  einer  Arbeitsstunde.?  Noch  einmal:  Ein  bestimmter 
Teil  des  bestimmten  Einkommens,  das  dem  betreffenden  Produ- 
zenten zukommt 3),  z.  B.  der  30ooste  Teil  von  E.     »Diese  Arbeit 


Unsere  Auffassung  hindert  dabei  nicht,  O.  die  Behauptung  entgegenzustellen,  neben 
der  Arbeit  sei  noch  das  Kapital  vvertbildend.  Es  ist  nämlich  voreilig,  im  Ein- 
kommen ein  Aequivalent  nur  der  Arbeit  zu  sehen.  Es  kann  daneben  durchaus 
zum  Teil  ein  Aequivalent  für  den  Kapitalaufwand  sein,  ohne  damit  die  Möglich- 
keit einer  Zurechnung  anerkennen  zu  wollen.  Das  würde  übrigens  den  Austausch 
nach  Arbeitsstunden  nicht  einmal  stören,  da  ja  alle  Arbeit  in  der  G.  d.  Gl.  gleich- 
mäßig durch  Kapital  unterstützt  ist. 

1)  Will  aber  0.  wirklich  die  relative  Fassung  sich  erst  aus  der  absoluten 
ergeben  lassen,  so  ist  diese  Ableitung  mit  Hilfe  eigner  und  fremder  Arbeits- 
stunden nicht  gangbar  und  man  braucht  dann  auch  wieder  die  Annahme,  daß  in 
der  Heranziehung  der  Kosten  s  kein  Zirkel  liegt.  Soll  dies  aber  deshalb  ange- 
nommen werden,  weil  in  den  Gütern  nichts  als  Arbeit  stecke,  so  ist  das  u.  E.  ein 
Widerspruch  zu  der  Behauptung,  er  komme  auf  neuen  Wegen  zu  alten  Ergebnissen. 

2)  a.  a.   O.  S.    132. 

3)  Zu  dem  Ergebnis,  zu  dem  Budge  (a.  a.  O.  S.  83),  bei  der  Wiedergabe 
der  Lehre  O.s  kommt,  »der  Wert  des  Arbeitsaufwandes  ist  gleich  dem  Wert  des 
Produktes    des    Arbeiters«,    kommen    wir    gleichfalls    auf    anderem    Wege.     Dieser 
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(3000  Arbeitsstunden)  ist  E  »wert«.  Zwischen  v  und  E  schiebt 
sich  also  jetzt  die  Arbeit,  gemessen  an  der  Zeit,  ein.  Damit  ist 
scheinbar  ein  Maßstab  gefunden,  der  zur  Messung  von  v  dienen 
kann:  die  Arbeitsstunde,  d.  h.  eine  Stunde  Arbeit  von  bestimm- 
ter Art,  nämlich  eines  durchschnittlich  Qualifizierten,  der  unter 
keinem  Monopolverhältnis  produziert.  Die  Höhe  des  Waren- 
wertes hängt,  da  der  Wirkungsgrad  einer  Arbeitsstunde  infolge 
der  gleichen  Qualifikation  und  der  gleichen  Ausrüstung  mit 
Produktionsmitteln  gleich  dem  jeder  anderen  ist,  nur  noch  von 
der  Zahl  der  aufgewandten  Arbeitsstunden  ab.  Als  Formel  des 
absoluten  Wertes  ergibt  sich  jetzt:  v  =  t .  a.  »Der  statische  Preis 
bestimmt  sich  nach  der  Zahl  (t)  der  aufgewendeten  Arbeitszeit- 
einheiten« ^). 

Die  Frage,  ob  der  Wert  durch  den  Arbeitsaufwand  bestimmt 
sein  kann,  wird  nach  der  Wiedergabe  von  O.s  Versuch  zur  Be- 
rücksichtigung der  verschiedenen  Qualifikationen  zu  untersuchen 
sein  2).  Uns  interessiert  ja  letzten  Endes  nur  das  Wertgesetz 
der  realen  Gesellschaft,  und  um  sich  dem  anzunähern,  nimmt 
nun  O.  von  den  Voraussetzungen,  die  zu  seiner  G.  d.  Gl.  führ- 
ten, eine  hinweg:  Die  gleiche  persönliche  Qualifikation  aller 
Wirtschafter^).  Er  unterstellt  auf  der  geographischen  Grundlage 
des  T/iünenschen  isolierten  Staates  eine  Wirtschaftsgesellschaft, 
in  der  es  zwar  kein  Monopol  gibt,  deren  Mitglieder  aber  so  ver- 

Satz  gilt  bei  O.,  weil  beide,  Wert  der  Arbeit  und  Wert  des  Produkts,  zunächst 
den  gleichen  Tauschwert  haben,  nämlich  das  Einkommen  des  betreffenden  Produ- 
zenten. Indem  Budge  verkennt,  daß  0.  auch  den  Tauschwert  der  Arbeit  zunächst 
im  Einkommen  sieht,  wird  er  dann  dazu  geführt,  den  alten  Vorwurf  des  Zirkels 
zu  erheben:  »Man  müßte  den  Arbeitsaufwand  wiederum  auf  Arbeitsaufwand 
zurückführen  und  das  wäre  widersinnig«  (S.  84),  An  anderer  Stelle  dagegen 
rühmt  er  gerade:  >(?.  hat  richtig  erkannt,  daß,  wenn  die  objektive  Lehre  diesem 
Vorwurf  entgehen  will,  sie  genötigt  ist,  letzten  Endes  allen  Tauschwert  auf  ein 
exakt  bestimmtes  Quantum  von  »Gebrauchswert«  zurückzuführen. <f  Auch  vermag 
er  dadurch  nicht  die  Ausführungen  O.s  über  den  »originären  Arbeitswert,  so  zu 
verstehen,  wie  wir  sie  vortragen  werden.  Hätte  er  recht,  so  könnten  wir  eine 
Wiedergabe  gegebenen  Orts  einfach  ablehnen,  denn  er  sagt  (S.  84):  »Der  Wert 
soll  aus  dem  Arbeitsaufwand  entspringen  und  doch  soll  gleichzeitig  diese  originäre 
Wertquelle  selbst  ein  Ding  von  Wert  darstellen.  Das  ist  logisch  (!)  unmöglich. 
Denn  wie  soll  nun  der  Wert  jenes  Arbeitsaufwandes  originär  erklärt  werden?« 

1)  Die  Formel    für    den    relativen  Wert    soll  lauten:    —  = =  —  ;      vgl. 

V2         l._,  •  a         ta 

»W.  u.   Kpr.«,  S.  75.     Die  Formelsprache  ö.s  auf  S.  58  ist  unverständlich. 

2)  Im  nächsten  Heft  dieser  Zeitschrift. 

3)  Vgl.  z.  Folg.:    ^W.   u.  Kpr.«,  S.   61  ff. 
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schieden  qualifiziert  sein  sollen,  wie  wir  das  an  irgendeiner  Volks- 
masse höherer  europäischer  Kultur  beobachten  können.  Da 
»höhere  oder  geringere  Qualifikation  haben  in  der  Oekonomik 
die  Fähigkeit  bedeutet,  ein  höheres  oder  ein  geringeres  Einkom- 
men zu  erwerben  als  der  Durchschnitt«,  so  treten  jetzt  in  den 
Gleichungen  die  Größen  E -]- q^  oder  E  +  q2  °^^^'  ^ — *^3  ^^ 
die  Stelle  von  E.  Lassen  sich  nun  diese  Zu-  oder  Abschläge  auf 
die  Konstante  E  zurückführen.^ 


10^ 
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DIE   ENTWICKLUNG   DER   SCHIFFSGROSSEN 
IN  DEN  VEREINIGTEN  STAATEN. 

Von 

Dr.  ERNST  SCHULTZE,  Privatdozent  an  der  Universität  Leipzig. 

Als  England  gegen  Ende  des  i6.  Jahrhunderts  begann, 
in  die  Reihe  der  Schiffahrtsmächte  einzutreten,  galten  Fahrzeuge 
von  200  Tonnen  als  sehr  groß.  Ganz  wenige  Schiffe  Frank- 
reichs, Englands,  Portugals  und  Italiens  zählten  mehr.  Selten 
nur  tauchte  ein  Fahrzeug  von  1000  Tonnen  auf.  Die  Handels- 
schiffe waren  Fischerei-  und  Küstenfahrzeuge,  die  sich,  außer 
etwa  auf  dem  Mittelmeer  und  der  Nordsee,  nicht  außer  Sicht 
des  Landes  zu  entfernen  wagten.  Die  größten  Handelsschiffe, 
die  1572  aus  dem  Hafen  London  ausfuhren,  zählten  240  Tonnen. 
Im  Jahre  1582  gab  es  in  England  1232  Schiffe,  von  denen  nur 
217  größer  als  80  Tonnen  waren.  Die  Zahl  der  Seeleute  dort 
betrug  im  selben  Jahre  14259.  Einen  klaren  Einblick  in  die 
damaligen  englischen  Schiffsgrößen  gibt  das  Verzeichnis  der 
Fahrzeuge,  die  1588  gesammelt  wurden,  um  den  Angriff  der 
spanischen  Armada  abzuschlagen. 

In  den  nächsten  1 50 — 200  Jahren  waren  auch  die  Schiffe, 
mit  denen  man  nach  Amerika  fuhr,  nach  heutigen  Begriffen 
außerordentlich  klein.  Die  Fahrzeuge,  auf  denen  Kolumbus 
Amerika  entdeckte,  würden  heute  beinahe  als  Rettungsboote 
auf  dem  »Imperator«;  gelten  können  ^).    Selbst  die   »Mayflower«, 

l)  Die  Abmessungen  der  3  Schiffe  auf  der  ersten  Reise  des  Kolumbus  be- 
trugen {Neudeck:  Geschichtl.  Entwicklung  des  Schiffes  (Der  moderne  Schiffbau 
Band   i).     Berl.-Lpz.:   Teubner,    1912  S.  73): 

»Santa  Maria«  »Pinta«  »Nina« 

Länge 23  m  20,1  m  17,3  m 

Größte  Breite 6,7  m  7,28  m  5,6  m 

Raumtiefe 4,5  m  3,36  m  3,08  m 

Tiefgang ca.  2,8  m  2,08  m  1,9  m 
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die  1620  die  Pilgerväter  als  erste  dauernde  Ansiedler  nach 
Neu-England    brachte,    zählte    nur    180  Tonnen. 

Vollends  hatten  die  in  Nordamerika  gebauten  Schiffe 
nur  sehr  geringe  Ausmaße.  So  faßte  die  1607  von  Popham 
in  Maine  gebaute  »Virginia«  nur  30  Tonnen.  Dennoch  wagte 
sie  mehrere  Reisen  über  das  Atlantische  Meer^). 

In  einer  Denkschrift,  die  Sir  Walter  Raleigh  1603  Jakob  I. 
überreichte,  beklagte  er  (kurz  vor  der  Personal-Union  Englands 
und  Schottlands),  daß  die  englischer)  Handelsschiffe  sich  nicht 
mit  den  holländischen  vergleichen  ließen ;  auch  brächten  es  die 
Holländer  fertig,  während  ein  englisches  Schiff  von  100  Tonnen 
Größe  30  Mann  Besatzung  erfordere,  für  ein  gleich  großes  Fahr- 
zeug nur  den  dritten  Teil  der  Mannschaft  zu  verwenden. 

I.  Amerikanische  SchifFsgrößen  in  der  Kolonialzeit. 

So  überrascht  es  nicht  sonderlich,  daß  die  Größe  der  in  den 
nord  amerikanischen  Besitzungen  Englands  gebauten 
Schiffe  im  17.  Jahrhundert  unerheblich  blieb  und  in  der  Regel 
an  die  holländischen  Schiffsmaße  nicht  heranreichte.  Menschen- 
alter hindurch  hören  wir  aus  den  13  Kolonien  nur  von  dem 
Bau  von  Schiffen,  die  über  300  Tonnen  selten  hinausgingen, 
häufig  sogar  nicht  einmal  eine  Größe  von   loo  Tonnen  erreichten. 

Wasserverdrängung »     237   Tonnen      167,4  Tonnen   101,24  Tonnen 

Völligkeitsgrad   des  Deplacements      ca.   o — 0,55  0,55  0,55 

Zuladung ca,    130  Tonnen       92      Tonnen      55       Tonnen 

Besatzung »       90  Mann  65      Mann         40       Mann 

Freilich  ist  die  Größenangabe  unsicher.  Möglicherweise  muß  man  für  die 
Schiffe  des  Magellan  und  des  Kolumbus  der  gewöhnlich  angegebenen  Tonnenzahl 
etwa  1/5  hinzurechnen:  »No  man  in  the  world,  perhaps,  knew  better  than  Magellan 
what  he  needed.  The  expedition,  therefore,  sailed  with  as  perfect  a  material 
equipment  as  the  time  knew  how  to  furnish.  It  consisted  of  five  ships,  —  the 
, Trinidad'  and  ,San  Antonio',  each  of  120  Spanish  toneles,  the  ,Concepcion',  of  90, 
the  , Victoria',  of  85,  —  long  famous  as  the  one  vessel  which  made  the  whole 
voyage,  —  and  the  , Santiago',  of  75.  For  the  convenience  of  the  translators  this 
Spanish  word  toneles  is  generally  rendered  by  the  French  word  tonneaux  and  the 
English  word  tons.  But  in  point  of  fact  the  tonele  od  Seville  was  one  fifth  larger 
than  the  tonelada  of  the  north  of  Spain,  which  nearly  corresponds  to  our  ton; 
and  the  vessels  of  Magellan  and  Columbus  were,  in  fact,  so  much  larger  than 
the  size  which  is  generally  assigned  to  them  in  the  populär  histories.«  Justin 
fVinsor:  Narrative  and  Critical  History  of  America.  London:  Sampson  Low, 
Marston,  Searle  &  Rivingston,    1889.     Band  2,  S.   593  f. 

I)  Albert  S.  Bolles :  Industrial  History  of  the  Unites  States.  Norwich :  The 
Henry  Bill  Publishing  Company,    1881,   S.   570. 
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1633  lief  in  Medford  die  »Rebecca«  vom  Stapel,  die  nur  60 
Tonnen  faßte.  Freilich  schrieb  im  selben  Jahre  Emanuel  Dow- 
ning  über  die  Schiffszimmerer  des  Gouverneurs  Winthrop  an  den 
Sekretär  Coke:  »Hier  lebt  Wil.  Stephens,  der  den  »Royal  Mer- 
chant«  von  600  Tonnen  baute;  einen  so  fähigen  Schiffbauer  wie 
ihn  und  zwei  oder  drei  andere  v^'nd  man  in  diesem  Königreich  schwer- 
lich finden«.  Im  nächsten  Jahre  wollte  die  Kolonie  Schiffe  von 
jeder  Fassungskraft  bauen  i)! 

Es  scheint  indessen,  daß  diese  Pläne  nicht  zur  Ausführung 
gelangten.  In  der  Regel  baute  man  doch  wohl  Schiffe  ähnlich 
der  »Desire«,  von  der  Winthrop  1636  berichtet,  sie  sei  in  Mar- 
blehead  gebaut  und  habe  120  Tonnen  Größe.  Bald  darauf  er- 
teilte der  Gouverneur  seinem  Sohne  Stephen  nebst  William 
Goose,  dem  Kapitän  des  Schiffes  ^Sparrow«  aus  Boston,  Erlaub- 
nis, nach  den  Sommerinseln  (Bermudas)  zu  fahren  und  dort 
Handel  zu  treiben;  das  Schiff  war  nur  50  Tonnen  groß^). 

1641  wird  als  besondere  Leistung  aus  den  englischen 
Kolonien  erwähnt,  daß  Richard  Hollingsworth  in  Salem  den  Bau 
eines  Schiffes  von  300  Tonnen  Last  unternommen  habe.  Man 
hatte  damals  in  Nordamerika  den  Wunsch  nach  Ausweitung 
der  Schiffsgrößen;  Gouverneur  Winthrop  erwähnt  in  seinem 
Tagebuch  ausdrücklich  als  Ursache  »die  allgemeine  Furcht«,  es 
könne  Mangel  an  den  wichtigsten  Lebensbedürfnissen  eintreten, 
man  müsse  daher  für  Schiffahrtsverbindungen  aus  eigener  Kraft  sor- 
gen. Aus  diesem  Grunde  war  in  Salem  eine  Art  Genossenschafts- 
werft gegründet  worden,  die  eben  den  Bau  dieses  Schiffes  von 
300  Tonnen  unternahm.  —  Den  Einwohnern  von  Boston  ließ 
dieses  Beispiel  keine  Ruhe,  so  daß  sie  sich  zusammentaten  und 
ein  Fahrzeug  von  160  Tonnen,  zu  bauen  beschlossen.  Indessen 
zog  sich  die  Vollendung  selbst  dieses  kleinen  Schiffes  (Winthrop 
gibt  die  Größe  ein  andermal  auf  200  Tonnen  an)^)  aus  Mangel 
an  Geldmitteln  hinaus,  während  man  den  Plan  in  Salem  ent- 
schlossen durchführte  *). 

1643  zählte    man    in   Boston    voller  Stolz  bereits  fünf  Segel- 


i)  IVilliaiti  B.  H^eeden:  Economic  and  Social  History  of  New  England 
1620— 1789.  Boston  and  New-York:  Houghton,  MifTlin  and  Company,  1891. 
Band   l   S.    129. 

2)  Weedeii  Band    i   S.    135   und    137 

3)  IVeeden  Band   i    S.    143. 

4)  Weedeii  Band    i   S.    166  f. 
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schiffe,  von  denen  drei  in  Xordamerika  gebaut  waren :  eins  davon 
maß  160,  die  beiden  andern  je  300  Tonnen^;.  Im  selben 
Jahre  erschien  in  London  ein  Buch  >Ne\v  Englands  First 
Fruits-,  worin  es  hieß:  > Außer  Booten,  Schaluppen,  Treck- 
schuten (hoyes),  Leichterschiften  und  Pinassen  sind  wir  auf  dem 
Wege,  Schiffe  von  100,  200,  300  und  400  Tonnen  zu  bauen; 
fünf  davon  sind  bereits  auf  See,  viele  andere  in  diesem  Augen- 
blick in  Arbeite  -). 

1644  wurde  in  Cambridge  ein  Schiff  von  250,  in  Boston 
ein  solches  von  200  Tonnen  gebaut,  die  mit  Holz  und  Fischen 
an  Bord  nach  den  Canarischen  Inseln  abgingen.  1646  stellte 
man  in  Boston  abermals  ein  Fahrzeug  von  300  Tonnen  her^j. 
Im  selben  Jahre  geschieht  alsdann  in  Boston  der  Sprung  auf 
400  Tonnen;  das  Schiff  wird,  wie  alle  Fahrzeuge  jener  Zeit,  in 
Rücksicht  auf  Seeräuber  und  Kriegsgefahr  stark  bewaffnet; 
Winthrop  erwähnt,  man  habe  es  im  besten  Stile  der  Zeit 
ausgeschmückt. 

Die  übergroße  Mehrzahl  aller  amerikanischen  Schiffe  des 
17.  Jahrhunderts  war  sehr  klein,  oft  nur  15 — 20  Tonnen 
groß.  Sowohl  die  Ketches  wie  die  Schaluppen,  die  einen  großen 
Teil  des  Küstenverkehrs  bewältigten,  sich  aber  auch  auf  Reisen 
ins  Ausland  wagten,  hatten  kein  Verdeck^). 

Aus  dem  Jahre   1665    besitzen    wir   zum    ersten    Male    eine 

Art    Gesamtstatistik    der     Schiffsgrößen    für    Massachusetts 

(oder  für  Boston  allein?).     Es  gab  da*) 

So  Schiffe  von  20 — 40  Tonnen, 
40        »  >      40 — 100       > 

etwa   12         >  »100  » 

1676  ermöglicht  eine  neue  Statistik  einen  gewissen  Vergleich, 
wenngleich  diesmal  andere  Schiffsgrößen  zugrunde  gelegt  sind. 
In  der  ungenauen  Ausdrucksweise  jener  Zeit  heißt  es=):  »Es 
werden  gebaut  und  gehören  -  zu  der  Kolonie  Massachusetts 

i)   Weeden  Band   i  S.   144.     ßolles  S.  571  f. 

2)  Angeführt  aach  Leander  Bishop:  A  hist.  of  amer.  manuiactures  frone  160S 
—  1860.     PhUad.    1864  Band   i   S.  39. 

3)  "Xieorge  Fox,  der  1672  von  Newport  oder  Narraganset  nach  New-York 
reiste,  schreibt,  daß  er  »came  to  anchor  before  Fishers  Island,  where  we  lay  in 
our  sloop  that  night  also.  There  feil  abundance  of  rain,  and  cur  sloop  being 
open,  we  were  exceeding  wet«  {Weeden  Band   i   S.  254). 

4)  CoUections  of  the  Massachusetts  Historical  Society.  2.  Series,  Band  S 
S.   72.   —  2.  Series  Band   10  S.   163. 

5)  Weeden  Band  i  S.  254. 
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Um  jene  Zeit  nimmt  der  Schiftbau  zumal  in  Massachusetts 
merkbaren  Aufschwung.  Entlang  dem  ganzen  North  River  wer- 
den, so  schmal  und  seicht  er  ist  und  in  so  vielen  Windungen 
er  dahinfließt,  Schiffe  von  300 — 400  Tonnen  gebaut^). 

1676  gab  es  in  Massachusetts 

30  Schiffe  von  100 — 250  Tonnen  Last 
200    »    »   50 — 100    »     > 
200    »     »   30 —  50    >     » 
300    »     »    6 —  IG    »     » 

Letztere  waren  hauptsächlich  Schifferboote,  obwohl  einige 
auch  der  Küstenfahrt  dienten  2). 

In  Connecticut  war  das  größte  bisher  gebaute  Schiff  der 
1678  bei  Mould  Colt  vom  Stapel  laufende  »John  Hester«, 
der  90  oder  100  Tonnen  faßte.  Die  gleiche  Werft  stellte  viele 
Schiffe  geringeren  Ausmaßes  her,  die  trotzdem  in  der  Europa 
fahrt  verwendet  wurden. 

Die  Behörden  von  New  London  sandten  den  »Lords  of 
Trade  and  Plantations«  ein  Verzeichnis  der  Schiffe  dieses  Hafens 
ein;   es  zählte 

2  Schiffe  von  70  bzw.  90  Tonnen, 

3  Ketches   »     je  etwa    50  » 
2   Kutter      >      je                15          » 

In  der  ganzen  Kolonie  Connecticut  zählte  man  damals  27 
Schiffe  von  zusammen  nur  1050  Tonnen^),  so  daß  sich  eine  Durch- 
schnittsgröße von  etwa  39  Tonnen  ergab. 

Die  Bemannung  der  kleinen  Schiffe,  die  damals  der  über- 
seeischen Fahrt  dienten,  war  erheblich  größer,  als  man  denken 
sollte.  Einmal  fehlten  an  Bord  alle  die  Hilfsmaschinen,  die  seit  dem 
19.  Jahrhundert  den  -  Betrieb  vereinfachen  und  beschleunigen. 
Vor  allem  aber  mußten  jedem  Schiffe  bedeutend  mehr  Mann- 
schaften mitgegeben  werden,  als  der  eigentliche  Schiffsdienst  er- 
forderte, weil  mit  der  Möglichkeit  eines  Ueberfalls  auf  See  zu 
rechnen  war;  dann  brauchte  man  Leute,  die  Geschütze  bedienen 
und  im  Nahgefecht  kämpfen  konnten.  Selbst  für  längere  Küsten- 
fahrten mußte    man    die    crleiche    Vorsicht    üben.      So    erwähnen 


i)  Bishop  Band   i   S.  41. 

2)  Weeden  Band   i   S.  254. 

3)  Bishop  Band   i   S.    51. 
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alte  Aufzeichnungen,  daß  ein  aus  Eoston  nach  Carolina  abge- 
hendes Schiff  von  nur  60  Tonnen  nicht  weniger  als  10  Mann 
an  Bord  hatte  (doppelt  so  viel,  als  heute  erforderlich  wären), 
und  daß  ein  nach  Jamaika  bestimmtes  lOO-Tonnen-Schiff  sogar 
40  Mann  und  14  Kanonen  mitführte.  Die  Besatzung  eines 
1 50-Tonnen-Schiffes,  das  nach  Barbados  ausfuhr,  zählte  18  Mann, 
was  jetzt  für  ein  Schiff  von   looo  Tonnen  ausreichen  würde'). 

Auch  der  Schiffsraum  der  Walfänger  war  gering.  Als 
man  sich  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  infolge  des  Zurück- 
weichens  der  Wale,  die  man  bis  dahin  in  bequemer  Küstennähe 
hatte  fangen  können,  gezwungen  sah,  statt  mit  Ruderbooten 
mit  Segelschiffen  weiter  hinauszufahren,  war  deren  Größe  sehr 
unerheblich.  1698  wird  in  Nantucket  als  erster  Walfänger  der 
Kutter  (Schaluppe)  »Mary«  von  25  Tonnen  Größe  registriert. 
17 14  werden  neun  Schiffe,  sämtlich  Kutter,  in  das  Register  einge- 
tragen; darunter  war  der  größte  die   »Hope«     von    40  Tonnen-), 

2.  Wachstum  der  Schiffsgrößen  seit  dem  Ende  des   17,  Jahr- 
hunderts.   Floßschiffe  und  Sklavenschiffe,  Fischfahrzeuge  und 
W^alfänger. 

Gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  werden  Schiffe  von 
400  Tonnen  häufiger.  So  lief  ein  solches  1693  auf  der  Brill- 
schen  Werft  in  Boston  vom  Stapel.  Die  Mehrzahl  aller  Fahr- 
zeuge zeigte  jedoch  noch  immer  weniger  als  100  Tonnen.  Es  ist 
erstaunlich,  immer  wieder  von  langen  Seereisen  zu  hören,  die 
in  Ketches  und  Schaluppen  von  15  —  20  Tonnen  zurückgelegt 
werden^). 

1690,  im  Kriege  Englands  gegen  Frankreich,  ankerte  im 
Canada-Fluß  ein  Schiff  »Six  Friends«,  an  dessen  Bord  am  23. 
September  1690  Kriegsrat  gehalten  wurde.  Es  gehörte  Kauf- 
leuten von  Barbados.  In  Neu-England  hatte  —  wie  man  be- 
dauernd feststellte  —  die  britische  Majestät  kein  solches  Schiff  ■^)- 

Nach  den  Berichten  des  Handelsamts  wurden  in  Massachu- 
setts  1721    140—160  Schiffe  vom  Stapel  gelassen,    durchschnitt- 

i)  Winthrop  L.  Marvin :  The  American  Merchant  Marine.  Its  History  and 
Romance  from  1620  to  190  2.  London  :  Sampson  Low,  Marston  and  Company, 
1902.     S.  II  f. 

2)  Weeden  Band   i   S.  439. 

3)  Weeden  Band   i   S.  367. 

4)  Collections  of  the  Massachusetts  Historical  Society.  2.  Series  Band  3 
S.  259. 
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lieh  40  Tonnen  groß,  während  in  derselben  Kolonie  190  Schiffe 
mit  einem  Gesamtraum  von  8000  Tonnen  (durchschnittlich  also 
42  Tonnen)  vorhanden  waren.  —  Nach  der  gleichen  Quelle  gab 
es  1730  in  Connecticut  42  Segelschiffe,  die  zwischen  10  und  60 
Tonnen  groß  waren  ^). 

In  der  überseeischen  Fahrt  wird  1726  noch  immer  die 
Knappheit  an  größeren  Schiffen  erwähnt.  Indessen 
stimmen  die  Berichte  über  die  größten  damals  erreichten  Aus- 
maße nicht  überein  ^).  Während  Gouverneur  Wentworth  1724 
den  »Lords  of  Trade«  mitteilt,  es  werde  in  Massachusetts  ein 
Schiff  von  1000  Tonnen  und  70  Kanonen  gebaut,  um  Holz  nach 
Spanien  oder  Portugal  zu  führen,  heißt  es  1725,  als  ein  von 
Kapitän  James  Sterling  bestelltes  Schiff  von  700  Tonnen  in  New 
London  vom  Stapel  läuft:  dies  sei  das  größte  amerikanische 
Schiff 

1733  wird  als  besonders  groß  ein  von  Jeffrey  gebautes 
Schiff  von  550  Tonnen,  der  »Don  Carlos«,  erwähnt,  der  nach 
Lissabon  segelte.  Der  Ruf,  besonders  große  Schifte  zu  bauen, 
hing  jetzt  an  den  Werften  von  New  London^). 

In  New  Hampshire  waren  die  Schiffsgrößen  noch  immer 
unerheblich.  Auf  eine  Frage  der  »Lords  of  Trade  and  Plan- 
tations« berichtete  der  Gouverneur  der  Provinz  1730:  man  habe 
dort  fünf  Schiffe  von  zusammen  etwa  500  Tonnen ;  außerdem  ver- 
kehrten dort  noch  Schiffe  von  etwa  300—400  Tonnen,  die  nicht 
in  der  Provinz  beheimatet  seien  ^). 

Auch  in  Maryland  wurden  nur  kleine  Schiffe  gebaut;  so  be- 
richtete Douglass  um  die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts:  vor  einigen 
Jahren  sei  als  »sehr  großes  Schiff«  der  »British  Merchant«  vom 
Stapel  gelaufen,  der  looo  Hogsheads  (i  Hogshead  =  48  Gallo- 
nen) fassen  könne  ^). 

Aus  einigen  Mitteilungen  desselben  Beobachters  läßt  sich 
ein  wichtiger  Schluß  ziehen.  Er  erwähnt,  daß  von  Weihnachten 
1747  bis  Weihnachten   1748 

einliefen  ausliefen 

in  Boston 540  430 

in  Salem 130  96 


1)  IVeeden  Band  2  S.   579  f. 

2)  Siehe    IVeeden  Band  2  S.  576. 

3)  Bishop  Band   i    S.   52. 

4)  Bishop  Band   i   S.   57. 

5)  Bishop  Band   i   S.  79. 
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Nicht  eingerechnet  sind  in  diese  Zahlen  die  Küsten-  und 
Fischer-Fahrzeuge.  Das  Ueber wiegen  der  ausfahrenden 
über  die  einfahrenden  Schiffe  deutet  darauf  hin,  daß  die 
kleineren  Fahrzeuge  verkauft  wurden  und  daß  es  sich 
als  nützlich  erwies,  mit  größeren  Schiffen  zu  arbeiten.  Eine 
ähnliche  Beobachtung  war  bereits  ^l^  Jahrhundert  früher  von 
Amory  gemacht  worden  i). 

3.  Größere    Häufigkeit    weiter    Seereisen    seit    Gründung    der 
Republik.     Ausweitung  der  Schiffsgrößen. 

Nach  dem  Revolutionskriege  sah  sich  die  amerikanische 
Schiffahrt  gezwungen,  neue  Handelswege  zu  erschließen,  um 
den  von  England  geplanten  Wirtschaftskrieg  wirkungslos  zu 
machen.  Sie  versuchten  daher,  in  Gebiete  vorzudringen,  die  sie 
bisher  vernachlässigt  hatten  —  vor  allem  nach  Ostindien 
und  den  Randländern  des  Stillen  Meeres.  Die  Rheder 
von  Neu-England  und  New-York  stellten  manches  Schiff  für 
diese  Unternehmungen  ein.  Da  sie  über  größere  Fahrzeuge  in 
der  Regel  nicht  verfügten,  wurden  selbst  für  diese  Fahrten  über 
ferne  und  gefährliche  Meere  Schiffsgrößen  verwendet,  die  nach 
heutigem  Urteil  unglaublich  klein  waren.  Beispielsweise  ging 
die  in  Albany  gebaute  einmastige  Schaluppe  »Experiment«, 
nur  80  Tonnen  groß,  mit  einer  Besatzung  von  15  —  20  Mann, 
einschließlich  der  Schiffsjungen,  nach  Ostasien  ab  ^).  Dieses 
Schiff  soll  der  eigentliche  Pionier  des  nordamerikanischen  Han- 
dels in  Kanton  gewesen  sein.  Freilich  hatte  der  Kapitän, 
Stewart  Dean,  große  seemännische  Erfahrung,  da  er  während 
des  Krieges  einen  Kaper  befehligt  hatte  ^). 

Größere  Schiffe  standen  den  Rhedern  der  Union  in 
nennenswerter  Zahl  schon  deshalb  nicht  zur  Verfügung,  weil 
die  Engländer  den  Revolutionskrieg  erfolgreich  benutzt  hatten, 
um  einen  großen  Teil  der  amerikanischen  Schiffe  entweder 
fortzuführen  oder  zu  vernichten.  Es  bedurfte  mehrerer  Jahre, 
um  die  Handelsflotte  einigermaßen  wieder  aufzubauen.  Das 
Land  war  verarmt,  große  Schiffe  konnten  daher  nicht  häufig 
gebaut  werden.. 


i)    Weeden  Band  2  S.  650. 

2)  Näheres  siehe  bei  George  Coggeshall:    An  Historical  Sketch  of  Commerce 
and  Navigation.     New-York:  Putnam,    1860,  S.   53  f. 

3)  Marvin  S.   33. 
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Als  im  September  1789  in  Quincy  im  Bostoner  Hafen  die 
600  Tonnen  zählende  »Massachusetts«-  vom  Stapel  lief,  die  für 
den  Handel  mit  Ostindien  bestimmt  war,  galt  sie  als  eins  der 
größten  Fahrzeuge.  Wollte  man  den  Handel  mit  dieser  VVelt- 
gegend  fortsetzen,  so  mußte  man  wohl  oder  übel  möglichst 
große  Schiffe  verwenden.  So  hört  man  nun  von  einigen,  die 
1000  Tonnen  oder  noch  mehr  zählten  i).  Immerhin  galt  ein 
Schiff  von  300  Tonnen  noch  immer  als  »großes  Schiff«.  Im 
Verkehr  mit  Westindien  und  Mittelamerika  wurde  allmählich 
der  Kutter  (Schaluppe)  durch  die  größere  Brigg  verdrängt. 
Auch  die  Walfänger  faßten  jetzt  etwa  300  Tonnen. 

In  Wilmington  (Delaware)  lief  1790  der  »General  Washing- 
ton«, 250  Tonnen  groß,  vom  Stapel ^j.  Genaue  Aufzeichnungen 
über  die  Durchschnittsgröße  der  damals  neugebauten  Schiffe 
fehlen,  man  wird  aber  in  der  Annahme  nicht  fehlgehen,  daß  sie 
für  die  überseeische  Fahrt    über    250   Tonnen    kaum   hinausging. 

Von  1781  — 1790  liefen  in  Philadelphia  162  Schiffe  mit  zusam- 
men 18000  Registertonnen  vom  Stapel;  die  Durchschnittsgröße 
betrug  mithin  iii  Tonnen.  Mit  Ausnahme  der  Fregatte  »Alli- 
ance«  von  732  Tonnen,  die  1784  als  Geschenk  an  den  König 
von  Frankreich  ging,  wurde  in  Philadelphia  vor  1790  kein  Schiff 
von  mehr  als  300  Tonnen  gebaut.  Erst  dann  gingen  die  dor- 
tigen Werften  zu  größeren  Schiffskörpern  über  und  übernahmen 
darin  ebenso  wie  in  der  Güte  ihrer  Fahrzeuge  bis  zum  Ausbruch 
des  Krieges   181 2  die  Führung'). 

4.  Die  ersten  Dampfer. 

Verhältnismäßig  größer  waren  die  Dampfer;  schon  die 
Unterbringung  der  Maschine  und  der  Kohlen  erforderten  ja  einen 
beträchtlichen  Raum.  Die  zwischen  18 16  und  1826  gebauten 
57  Dampfer  (fast  sämtlich  Binnenschiffe !)  zählten  insgesamt 
10647  Tonnen,  also  durchschnittlich  187  Tonnen,  davon  waren 
17  Dampfer  von  3139  Tonnen  während  des  letzten  Jahres  ge- 
baut worden'^);  ihre  Durchschnittsgröße  betrug  mithin  185  Tonnen. 

i)  Marvin  S.  76.  Näheres  über  die  »Massachusetts«  siehe  ebenda  S.  77  f. 
Dagegen  gibt  Weeden  Band  2  S.  833  an,  die  »Massachusetts/  sei  1791  durch  den 
»Grand  Turk«  mit  564  Tonnen  übertroffen  worden. 

2)  Bishop  Band   i   S.  78. 

3)  Report  of  the  Industrial  Commission.  Washington:  Government  Printing 
Office,    1901,  Band   14  S.  CCXXIV. 

4)  Bishop  Band  2  S.   310. 
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1835  g^t)  eine  amtliche  Aufstellung  die  Zahl  der  auf  den  west- 
lichen Flüssen  seit  181 1  gebauten  Dampfschiffe  auf  684  mit 
106 135  Tonnen,  durchschnittlich  also   155  Tonnen  an^). 

Die  ersten  Dampfschiffe  wiesen  verhältnismäßig  nicht  un- 
beträchtliche Größen  auf,  obwohl  das  erste  von  dem  Staat 
New  York  erteilte  Dampfermonopol  für  seine  Flüsse  und  Seen, 
das  gegen  Beginn  des  I9.  Jahrhunderts,  noch  bevor  das  Dampfschift' 
wirklich  in  Tätigkeit  trat,  dem  Politiker  Livingston  erteilt  wurde, 
nur  zur  Vorschrift  machte :  der  Betrieb  müsse  innerhalb  eines 
Jahres  mit  einem  Dampfboot  von  30  Tonnen  beginnen.  Der 
Versuch  mißlang,  und  Livingston  ging  1801  nach  Frankreich, 
wo  er  Fulton  fand,  mit  dem  er  sich  alsdann  zusammentat^). 

Der  erste  wirklich  betriebsfähige  Dampfer,  der  »Clermont«, 
1807  unter  Leitung  von  Fulton  im  East  River  vom  Stapel  laufend, 
faßte  10  Tonnen.  Der  noch  im  selben  Jahr  gebaute  »Car 
of  Neptune«  zählte  300,  ein  bald  darauf  hergestelltes  Dampf- 
schiff namens  »Paragon«   350  Tonnen^). 

Wenige  Jahre  darauf  wurden  in  Pittsburgh  (Ohio) 
Schiffe  von  mehr  als  506  Tonnen  gebaut:  sie  fuhren  den 
Ohio  und  dann  den  Mississippi  (z'isammen  mehr  als  2000 
engl.  Meilen)  hinab  und  wurden  alsdann  im  Ueberseehandel 
verwendet*). 

Innerhalb  eines  Menschenalters  stiegen  die  Schiffs- 
größen der  Binnendampfer  wesentlich.  Als  Herzog  Paul  von 
Württemberg  1822  bei  seiner  ersten  Reise  den  Mississippi  auf- 
wärtsfahrend St.  Louis  besuchte,  wohin  der  erste  Dampfer  1819 
gelangt  war,  waren  die  Schiffe  klein    und    unbequem,    die    Fahr- 

1)  Bishop  Band  2  S.  395.  Der  Verfasser  nennt  die  Quelle  nicht,  wahr- 
scheinlich handelt  es  sich  nicht  um  auf  den  westlichen  Flüssen  gebaute,  sondern 
dort  in  Betrieb  befindliche  Dampfer. 

2)  Willis  J.  Abbat:  American  Merchant  Ships  and  Sailors.  New  York;  Dodd, 
Mead  and  Company,   1908,  S.  64. 

3)  Bolles  S.  586  f.  W.  S.  Lindsay :  History  of  Merchant  Shipping  and 
Ancient  Commerce.  London:  Sampson  Low,  Marston,  Low  and  Searle.  1874- 
Band  4   S.    131    gibt  an; 

»Clermont« 160  Tonnen 

»Car  of  Neptune« 295  » 

»Rareton« 120  » 

»Paragon« 331  » 

Für  die  Mississippischiffe  gibt  Lindsay ,  ohne  eine  Jahreszahl  zu  nennen, 
150 — 1500  Last  und  zuweilen  mehr  an  (Band  4  S.    137). 

4)  Seyberl  S.  310. 
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preise  hoch,  die  Abfahrten  selten.  Dagegen  schwammen  30  Jahre 
später  auf  dem  Mississippi  Dampfer  von  2 — 3  Stockwerken,  die 
den  größten  Meeresdampfern  jener  Zeit  an  Räumte  wenig  nach- 
standen und  sie  an  Schönheit  und  BequemHchkeit  in  vielen 
Dingen  übertrafen.  Auch  die  Fahrpreise  waren  nun,  zumal  für 
größere  Strecken,  sehr  mäßig.  In  den  Häfen  fielen  die  statt- 
lichen Reihen  von  Dampfern  beträchtlicher  Größe  auf,  deren 
eiserne  Schlote  wie  Fabrikschornsteine  in  die  Luft   ragten. 

Um  dieselbe  Zeit  nahmen  die  amerikanischen  Dampf  fähren 
die  Form  an,  die  ihnen  noch  heute  eigen  ist,  wenn  sie  auch 
inzwischen  noch  erliebliche  Fortschritte  in  dem  den  Reisenden 
gebotenen  Luxus  machten,  und  vor  allem  beträchtliche  Größen- 
steigerung  erlebten  1). 

1830  gibt  ein  Bericht  an  den  Kongreß  die  Zahl  der  Dampf- 
boote  aller  Arten  in  den  Gewässern  des  Staates  New  York  auf 
68  an;  die  größten  liefen  auf  dem  North-River  und  dem  Sund 
Ihre  Größe  schwankte  zwischen  306  und  527  Tonnen.  Auf  dem 
Mississippi  gab  es  damals  130  Dampfboote,  von  denen  100 
durchschnittlich  300  Tonnen  zählten. 

5.    Der     Einfluß     der    Beförderung     von     Massengütern.      Die 
amerikanischen  Schnellsegler. 

Um  das  Jahr  1830  begann  eine  bedeutende  Zunahme  der 
S  c  hiffsgr  öß  e  n.  Da  der  Wirtschaftsverkehr  der  verschiedenen 
Landesteile  sich  infolge  des  beinahe  gänzlichen  Mangels  an 
brauchbaren  Landstraßen,  und  da  noch  keine  Eisenbahnen  vor- 
handen waren,  zum  größten  Teil  auf  dem  Wasserwege  vollzog, 
so  baute  man  für  die  Beförderung  von  Massengütern 
Fluß-  und  Seeschiffe  von  wachsendem  Ausmaß.  Aus  den  Süd- 
staaten gingen  nach  Norden  Baumwolle,  Reis,  Zucker  und  Ta- 
bak, während  auf  dem  Rückweg  Tuche,  Eisen  und  Stahlwaren, 
Werkzeuge,  Wagen  und  andere  Güter  verladen  wurden.  Hatte 
man  den  Verkehr  bis  dahin  mit  Schonern  und  Briggs  von  1 50 
bis  300  Tonnen  Größe  bewältigt,  so  baute  man  nun  Fluß-  und 
Seeschiffe  von  500  — 800  Tonnen.  Gleichzeitig  wuchs  der  Handel 
über  See,  und  man  stellte  dafür  einige  looo-Tonnenschiffe  her. 

Durch  die  Schiffahrts-Subventionen,  deren  Auszah- 
lung die  Union  seit   1845  unternahm,    suchte    man    die  Schiffs- 

i)  Bishop  Band  2  S.  350. 
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großen  ebenfalls  zu  steigern.  Die  Regierung  bedang  sich  aus, 
daß  die  neuen  amerikanischen  Schiffe,  die  Anspruch  auf  Hilfs- 
gelder machten,  2000  Tonnen  zählen  sollten.  Der  New  Yorker 
Reeder  Edward  K.  Collins,  der  den  Wettkampf  mit  dem  Eng- 
länder Cunard  aufnehmen  wollte,  ging  über  diese  Vorschrift 
noch  hinaus;  die  4  in  seinem  Auftrag  1847  gebauten  Schiffe 
faßten  : 

die  »Arclic«   von  2.856  Tonnen 

»     »Atlantic«   von   2.845   Tonnen 

»     »Baltic«  von  2.723  Tonnen 

»     »Pacific«  von  2.707  Tonnen 

6.  Die    Kalifornia-Klipper.     Die    »Great    Republic«   (1853)    als 

größtes    Handelsschiff.     Grenzen    der    Ausweitung    der  Segel- 

Schiffskörper.     Ein  Riesendampferplan  (1860). 

Als  in  Kalifornien  Gold  entdeckt  wurde,  erhielt  der 
Schiffbau  einen  neuen  Antrieb.  Mußten  doch  Waren  aller  Art 
in  der  ersten  Zeit  auch  Lebensmittel,  auf  dem  Wasserwege  um 
das  Kap  Hörn  herum  nach  San  Francisco  geschafft  werden,  da 
es  eine  brauchbare  Landverbindung  noch  nicht  gab.  Schon  1850 
erschienen  im  Handel  der  Oststaaten  mit  Kalifornien  1600 
Tonnenschiffe.  Sobald  aber  diese  Zunahme  der  Schiffsgrößen 
begonnen  hatte,  hörte  sie  nicht  wieder  auf.  Jahr  auf  Jahr  gab 
es  noch  größere  Schiffe i). 

Die  Vereinigten  Staaten  waren  in  der  Zeit,  da  sie  in  der 
überseeischen  Schiffahrt  die  erste  Stelle  einnahmen  (etwa  1830 
bis  1850),  im  Schiffbau  vor  allem  durch  ihre  kühnen  Segelschiff- 
bauten bekannt.  Der  schmalgeschnittene  Californiaclipper  lief 
um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  dem  englischen  Teeclipper 
den  Rang  ab.  Zwar  wurden  die  Wettfahrten  zwischen  beiden 
niemals  ausgetragen,  doch  herrschte  die  Meinung  vor,  daß  die 
Amerikaner  Sieger  geblieben  seien.  Noch  vor  dem  Bürger- 
kriege aber  (nicht  erst  durch  ihn  (1861 — 85),  wie  man  häufig 
annimmt!)  ging  die  amerikanische  überseeische  Handelsflotte 
und  mit  ihr  der  dortige  Schiffbau  bedeutend  zurück. 

Dieser  Rückgang  steht  in  engster  Beziehung  zu  dem  Siege 
des  Dampfers  über  den  Segler  in  der  Ueberseefahrt. 
An  die  Spitze  mufSte  nun  das  Land  kommen,  das  in  der  Eisen- 
und  Stahlerzeugung  und  im  Maschinenbau  dem  andern  überlegen 
war.   Die  USA  konnten  es  aber  darin  mit  England  noch  nicht  ent- 

1)  Bollcs  S.   577. 
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fernt  aufnehmen.  Durch  den  überseeischen  Dampfer  wurde  die 
Bahn  für  eine  bedeutende  Ausweitung  der  Schiffsgrößen  frei.  Denn 
der  Großsegler  hatte,  wie  es  schien,  zunächst  doch  wohl  seine 
höchsten  Ausmaße  erreicht;  es  blieb  erst  dem  deutschen  Schiff- 
bau um  die  Jahrhundertwende  vorbehalten,  hier  von  neuem  zu 
größeren  Schiffskörpern  vorwärtszuschreiten. 

Auch  stieg  die  Größe  der  amerikanischen  Dampfer  nach 
dem  Bürgerkriege  infolge  der  Wettbewerbsschwäche,  die  die 
amerikanische  Handelsflotte  auf  Grund  ihrer  teuren  Löhne  und  der 
zu  hohen  Baukosten  schwächte,  nicht  sehr  erheblich.  Immerhin 
blieb  sie  nicht  bei  den  alten  Maaßen  stehen.  1874  lief  auf  der 
Werft  von  John  Roach  in  Chester  am.  Delaware,  die  manches 
Dampfschiff  für  die  brasilianische  Fahrt  und  viele  treftliche  eiserne 
Küstendampfer  herstellte,  die  5000  Tonnen  große  >City  of 
Peking«  und  die  gleich  große  »City  of  Tokio«  vom  Stapel, 
beide  für  die  »Pacific  Mail  Company«  bestimmt,  die  ihre  Holz- 
dampfer durch  eiserne  Schiffe  ersetzen  wollte.  Dies  ermög- 
lichte eine  so  bedeutende  Ausweitung  des  Schiffsraums,  daß  die 
beiden  Dampfer  die  größten  Kauffahrteischiffe  wurden,  die  man 
bis  dahin  in  Amerika  gebaut  hattet). 

7.  Die  Jahrhundertwende. 

Erst  um  die  Jahrhundertwende  schreitet  auch  die  Han- 
delsflotte der  USA  zu  wesentlich  höheren  Durchschnittsgrößen 
der  Schiffskörper  fort.  Einen  gewissen  Anhaltspunkt  für  das 
Wachstum  der  Schiffsgrößen  zwischen  1890  und  191 1  ergibt 
folgende  Aufstellung  des  Bureaus  Veritas  -) : 

Tonnenraum  der  Tonnenraum  der 

Land  Dampfer  von  mehr  Segler  von  mehr 

als    100  Tonnen  als   50  Tonnen 

1890  191 1  1890  191 1 

Großbritannien 8043872  18122071  3693650  1118446 

Deutschland 930000  3893287  706475  433436 

Frankreich 805983  i  47i  333  298787  409  994 

Norwegen 245052  i  533  441  1405934  654103 

Vereinigte  Staaten     .     .     .         533  333  i  955  '54  i  445  016  1304924 

i)  Winthrop  L.  Marvin:  The  American  Merchant  Marine.  Its  History  and 
Romance  from  1620  to  1902.  S.  352.  Lindsay  gibt  im  Band  4  seines  Buches: 
History  of  Merchant  Shipping  and  Ancient  Commerce.  London :  Sampson  Low. 
Marston.  Low  and  Searle.  1874.  S.  155  die  Größe  der  beiden  Schiffe  auf  je 
5560  Tonnen  an,  ihre  Namen  auf  »City  of  Pekin<  und   »City  of  Canton«. 

2)  Annual  Report  of  the  Commissioner  of  Navigation  to  the  Secretary  of 
Commerce.  Washington:  Government  Printing  Office.  191 1.  Appendix  F. 
Tabelle  5. 
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Danach  war  die  Zunahme  der  größeren  Schiffe  der  ameri- 
kanischen Dampferflotte  im  Verhältnis  zum  Ausgangspunkt  recht 
bedeutend,  da  innerhalb  21  Jahren  beinahe  die  vierfache  Tonnen- 
zahl erreicht  wurde.  In  absoluten  Ziffern  freilich  blieb  die  Union 
hinter  Deutschland  und  noch  mehr  hinter  Großbritannien 
zurück.  Selbst  Norwegen  hatte  (von  kleinerem  Ausgangspunkte 
hier)  in  absoluter  Ziffer  eine  nur  unwesentlich  geringere  Steige- 
rung des  Dampferraums  zu  verzeichnen.  Nur  F'rank  reich, 
dessen  Seewesen  seit  Menschenaltern  der  Unternehmungsgeist 
fehlt,  das  ihn  sogar  durch  Gewährung  reicher  Unterstützungs- 
gelder immer  weiter  er^öte^e,  blieb  in  absoluten  wie  in  relativen 
Ziffern  hinter  der  Union  zurück. 

Lehrreich  ist  eine  in  dem  Jahresbericht  des  Schiffahrts- 
kommissars vjon  1902  gegebene  Aufstellung  der  mindestens  12 
Knoten  laufenden  größere  Schiffe  d  e  r  We  Ithandelsflotte, 
die  von  1857— 1902  gebaut  wurden,  mit  Schiffsgrößen  und 
einer  Berechnung  der  Durchschnittsgröße  für  jedes  Jahr  ^) : 
(Siehe  Tabelle  S.    162). 

Nicht  eingerechnet  in  diese  Tabellen  waren  —  aus  typographi- 
schen Gründen  —  folgende  Schiffe  ^) : 

Ivernia 14  058  Tonnen,   gebaut  1900 

Saxonia 14  281  »  »  1900 

Kaiser  Wilhelm  der  Große     ....  14  349  »  »  1897 

Kronprinz  Wilhelm 14  908  »  »  1901 

Deutschland 16  502  »  »  1900 

Oceanic 17  274  »  »  1899 

Kaiser  Wilhelm   II 20  000  »  »  1901 

Celtic 20  904  »  V     >  1901 

(Siehe  Tabelle  S.    163). 

Mitte  der  90er  Jahre  taten  die  Vereinigten  Staaten  einen 
weiteren  Schritt  in  der  Steigerung  der  Schiffsgrößen:  am  12.  No- 
vember 1894  lief  unter  Teilnahme  des  Präsidenten  Cleveland 
der  Dampfer  St.  Louis  am  Delaware  vom  Stapel  und  am 
10.  April  1895  als  Schwesterschiff  die  St.  Paul,  beide  von 
II 600  Tonnen.  Ihre  Länge  betrug  554  Fuß,  ihre  Breite  63,  ihre 
Tiefe  5 1  Fuß.  5  Decks  bauten  sich  übereinander  auf.  Auch  die 
um  jene  Zeit  gebauten  Schiffe  Paris    und  New  York  wiesen    mit 

1)  Annual  Report  of  the  Commissioner  of  Navigation  to  the  Secretary  of 
Commerce.     Washington:   Government  Printing  Office.      1902.     S.  255. 

2)  Mit  Einrechnung  dieser  8  Schiffe  ergeben  sich  1231 ,  während  das 
S.  255 — 257  gegebene  Verzeichnis  der  Reedereien,  denen  diese  Schiffe  gehörten, 
1238   Schiffe  aufzählt. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1922.     1/2.  I  I 
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Amerikanischen  Reedern    gehörten   von  diesen  Groß- 
schiffen : 


Reedereien 

Geschwindigkeit  in  Knoten 

2o[i9;i8|i7;i6!i5;i4|l3:i2 

Zu- 
sammen 

International   Navigation  Co.  of   New   Jersey 
New  York  and  Cuba  Mall  Steamship  Co. 

Portland  Steamship  Co.        .           

Metropolitan  Steamship  Co 

Old  Dominion  Steamship  Co 

4 

- 

4 

I 

I 
4 

I 

I 

I 

I 

4 
8 
2 
4 

2 

6 

I 
I 
3 

2 

I 
I 

I 
3 

"I 
4 
3 

5 

1 
2 

2 

4 

3 

z 

,1 

5 
15 

I 

4 

5 
7 

Pacific  Coast  Steamship   Co 

Southern  Pacific  Co 

Merchants  and  Miners'  Transportation  Co.     . 

American  Mail  Steamship  Co 

Atlantic  and  Carribbean  Steam  Navigation  Co. 
Oregon  Railway  and  Navigation  Co.     .     . 

C.  H.  Mallory  &  Co. 

W.  P.  Clyde  &  Co 

United  States  and  Porto  Rico  Steamship  Co. 

- 

— 
_ 

_ 

7 

17') 
II 

4 

2 

I 

8 
2 
3 
3 

7 

Oceanic  Steamship  Co 

— 

3i. 

10600  Tonnen  wesentlich  größere  Räume  auf  als  die  ameri- 
kanischen Schiffe  bis  dahin  2).  Allein  diese  vier  Schiffe  waren 
und  blieben  Ausnahmen;  jedenfalls  unterlag  die  Union  in  dem 
Wettlauf  des  Ehrgeizes,  das  größte  Schiff  der  Welt  zu  be- 
sitzen, der  um  jene  Zeit  begann,  gegen  England  und  Deutsch- 
land. 

Zu  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  sollen  —  so  klagte  wenig- 
stens ein  amerikanischer  Reeder  —  viele  Amerikaner  »die 
schlechteste  Art  fremder  Schiffe«  gekauft  haben, 
namentlich  meinte  er,  daß  infolge  der  Zunahme  der  Schiffs- 
größen britische  Reeder  ihre  kleineren  Schiffe  an  amerikanische 
Gelegenheitskaufsüchtige  (Bargain  hunters)  abstießen  ^). 

Nach  den  Angaben  des  Census  wuchs   der  Tonnenraum  der 


durch  eigene  Kraft  betriebenen  Schiffe   von    1889    bis 

1906   um 

i37°/o: 

Zahl                 Tonnen 

1889               5603              I  710  073 

1906               9927              4059521 

i)  Der  Annual  Report  gibt  fälschlich   14  an. 

2)  Marvin,  S.   421  f. 

3)  Report  of  the  Commissioner  of  Corporations  on  Transportation  by  Water 
in  the  United  States.  Washington:  Government  Printing  Office,  1909 — 1910. 
Band  I.  S.   129  f. 

II* 
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Dreiviertel  der  Steigerung  der  Schiffszahl  entfällt  auf  kleine 
Motorboote.  Läßt  man  sie  fort,  so  kann  man  in  diesen  17  Jah- 
ren eine  Verdoppelung  des  durchschnittlichen  Tonnenraums 
(v'on  300  auf  600  Tonnen)  annehmen  i). 

Zieht  man  die  Be  sitz  Verhältnisse  der  Schiffe  in  Betracht, 
so  ergibt  sich,  daß  die  Durchschnittsgröße  der  Schiffe  im  Privat- 
besitz und  die  von  Reedereifirmen  und  Aktiengesellschaften 
wesentlich  voneinander   abweichen. 

Nach  der  Sonderaufnahme  des  Census  von  1906  waren  von 
den  37321  Schiffen  mit  zusammen  12  893429  Bruttotonnen,  deren 
Wert  sich  auf  507973  121  Dollars  belief,  im  Privatbesitz  12944 
mit  I  462918  Bruttotonnen.  Dies  ergibt  eine  Durchschnittsgröße 
von  113  Tonnen,  während  die  Vergleichsziffer  für  Reedereifirmen 
(4169  Schiffe  mit  929  311  Bruttotonnen)  sich  auf  223  stellte  und 
für  eingetragene  Gesellschaften  (19729  Schiffe  mit  10375  681 
Bruttotonnen)  auf  526  Tonnen.  Mithin  war  die  Durchschnitts- 
größe der  im  Besitz  von  Reedereifirmen  befindlichen  Schiffe 
etwa  doppelt  so  groß  als  die  von  Schiffen  im  Privatbesitz,  wäh- 
rend wiederum  die  Schiffsgrößen  der  Aktiengesellschaften  sich 
auf  mehr  denn  die  doppelte  Durchschnittsgröße  der  Reederei- 
firmen stellten. 

Ein  klares  Bild  gewinnt  man  für  den  Ges  amttonnenr  aum 
der  während  der  letzten  30  Jahre  in  der  Union  aus 
Eisen  und  Stahl  gebauten  Schiffe,  wenn  man  fünfjährige 
Zeiträume  zusammenfaßt : 

(Siehe  Tabelle  S.   165). 

Auffallend  ist  der  im  letzten  Jahrfünft  eintretende 
Kurve  nbruch,  der  darauf  hinzudeuten  scheint,  daß  der  Eisen- 
und  Stahlschiftbau  der  Union  noch  an  innerer  Schwäche  litt. 
Die  Ausweitung  der  Schiffsgrößen  konnte  sich  aber  in  größerem 
Maßstabe  doch  nur  für  die  aus  Eisen  und  Stahl  gebauten 
Fahrzeuge  vollziehen,  so  dafi  die  Zahl  ihrer  Neubauten  im  Ver- 
hältnis zu  der  der  hölzernen  Schiffe  gering  war,  während  ihr 
Tonnenraum  allmählich  den  der  hölzernen  überstieg.  Die  Ziffern 
lauten  für  die  Neubauten  der  Jahre   1899,    1904  und   19092): 


1)  Aussage  Cramps  vor  dem  Report  of  the  Industrial  Commission.   Washington: 
Government  Printing  Office.     1901.    Band    14.     S.  404. 

2)  Thirteenth  Census  of  the  United  States  taken  in  the  year  19 10.     Washing- 
ton:   Government    Printing    Office.      1913.     Band    10.     S.  310.     Tabelle   19. 
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Jahresdurchschnitt 

§    S 


"    o 
5   H 


1887 
1888 
1889 
1890 


1886— 1890 

1891  .   . 

1892  .   . 

1893  ■  . 


1895 


1897 
1898 


[900 


1896- 
1901 
1902 
1903 
1904 
1905 


[900 


1901- 
1906 
1907 
1908 
1909 
1910 


[905 


1906- 

1911 
1912 
1913 
1914 

1915 


191 


1915 


14623 
30  318 
38666 
60  356 
84659 


230 


91 

109  146 

61 

51 269 

78 

90  662 

40 

5i536 

1  45 

49306 

I89I— 1895 315 


60 
71 
64 

92 

92 1 


loi  598 
126085 

62325 
131  756 

197 125 


379 


236  622 


357919 


618889 


46 


121 

362  730 

107 

280  362 

108 

258219 

!  98 

1 241 080 

1  89 

[  182  640 

523 


1 225031 


75. 


[04,6 


jiiiS 

297  370 

129 

348555 

149 

450077 

89 

136923 

119 

250  664 

126 

104 

132 

122 
71 


201 

973 

135 

881 

231 

662 

205431  1 

130 

882  ! 

555 


I  483  489 


905  829 


71584 


123778 


!45  006 


299  698 


:36 


I  633 


2342 


2  468 


(Siehe  Tabelle  S.    166). 
Nach    Lloyds    Register  1)  besaßen   191  3    Handelsschiffe    von 
mehr  als  je   loooo  B  ru  t  to-Re  gi  ster-Tonnen^) : 

3 


England 122 

Deutschland 33 

Vereinigte   Staaten 11 

Frankreich lo 

Niederlande 5 

Oesterreich-Ungarn 3 


Japan    

Dänemark 2 

Belgien 3 

Norwegen i 

Spanien i 


i)  Report  on  Transportation  by  Water.     Band   i,     S.    12  und  S.    159. 
2)  Ein   genaues  Verzeichnis  der  Schiffe   findet  sich   im  Nauticus,   15.  Jahrgang, 
S.   566—570. 
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Schiffe  von  5 
und  mehr 

Privat- 
werften 

Privat- 
betriebe 
anderer 

Regierungs- 
werften 

Zusammen 

'S  s 

Industrien 

Wasser- 

Zahl 

verdrän- 

_c    JJ 

Bruttotonnen 

1 

-C     c 

Zahl 

Tonnen. 

Tonnen- 

gung 

Zahl  jTonnen- 

U 

räum 

raum 

raum 

Eisen  und  Stahl 

1 
1 

1909 

158 

254986 

8 

5429 

3 

350 

169 

260765    I  543 

1904 

152 

328411 

3 

408 

17 

23850 

172 

352  669    2  051 

1899 

134 

262  516 

— 

— 

— 

1341  262  516;  I  959 

Holz 

1909 

I  426 

212233 

14 

7  106 

28 

I  709 

1468 

221  048 

151 

1904 

I  962 

350  "4 

131 

21  919 

14 

3402 

2  107 

375  435 

178 

1899 

I  947 

424  643 

1947 

424  643 

278 

Zusammen 

1 

1909 

1584 

467219 

22 

12535 

31 

2059 

I  637  481  813 

294 

1904 

2114 

678525 

134 

22  327 

31 

27252 

2  279,  728  104 

319 

1899 

2  081 

687  159 

2081 

687  159 

330 

1896  war  die  »Pennsylvania«  der  Hamburg-Amerika-Linie 
(13330  Brutto-Registertonnen)  das  größte  Schiff,  1897  der 
> Kaiser  Wilhelm  der  Große«  des  Norddeutschen  Lloyd  (14350 
Tonnen),  1899  überflügelte  sie  der  englische  White-Star-Dampfer 
Oceanic  (17274  Tonnen).  Einige  Jahre  darauf  stellte  die  White- 
Star-Linie  die  Adriatic  (24  540  Tonnen)  in  Dienst.  1906  kam 
wieder  die  Hamburg-Amerika-Linie  mit  der  Kaiserin  Auguste 
Viktoria  (24580  Tonnen)  an  die  Spitze.  Schon  1907  aber  wurde 
sie  von  den  Cunard-Schiffen  Lusitania  und  Mauretania  mit  je 
32000  Tonnen  überholt.  1910  stellte  England  die  Olympic  mit 
45000  Tonnen,  19 12  die  Titanic  mit  derselben  Größe  in  Dienst 
—  bis  sich  plötzlich  wieder  Deutschland  an  die  Spitze  setzte, 
indem  es  mit  dem  1912  vom  Stapel  laufenden  Imperator  und 
seinen  beiden  Schwesterschiffen  (191 3  und  1914)  die  letzten 
englischen  Großschiffe  um  je  7000  Tonnen  hinter  sich  ließ.  Die 
Vereinigten  Staaten  dagegen  wurden  niemals  genannt,  wenn  es 
sich  um  das  größte  Schiff"  handelte. 

Bei  Ausbruch  des  Weltkrieges  faßten  von  den  über  30  000 
Tonnen  großen  Handelsschiffen  der  Welt : 

4  deutsche  zusammen  200  000  t,   durchschnittlich  also  50  000  Tonnen 

5  englische  »  204  500  t,  k  7,     40  900  » 
I   holländisches                 32  000  t,                 »                   »      32  000  » 

Ein  amerikanisches  befand  sich  nicht  darunter.  Und  doch 
fehlte  es  in  den  Vereinigten  Staaten  keineswegs  an  der  Einbil- 
dungskraft, die  eine  Vorbedingung  jeder  Ausweitung  der  Schiffs- 
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großen  ist.  Vielmehr  werden  gerade  dort  besonders  kühne  Pläne 
entworfen,  —  freilich  nicht  selten,  ohne  sie  in  die  Wirklichkeit 
umzusetzen. 

Als  der  amerikanische  Ingenieur  CortJiell  auf  dem  8.  inter- 
nationalen Schiffahrtskongreß  im  Jahre  1900  einen  Vortrag  über 
die  voraussichtliche  künftige  Entwicklung  des  Han- 
delsschiffbaus hielt,  glaubte  er  für  das  Jahr  1923  folgende 
Angaben  für  die  Schiffsgrößen  machen  zu  können : 

Länge         Breite         Tiefgang         Gehalt, 
m  m  m  Reg.-T. 

233  24,4  9,4  24000 

Damals  trugen  diese,  wie  auch  Fachleute  glaubten,  von  der 
Einbildungskraft  in  die  Höhe  getriebenen  Zahlen  Corthell  den 
Namen  »Dichter  der  Schiffahrt«  ein. 

Sind  die  Ziffern  auch  hoch  gegriffen,  so  hat  doch  die  ameri- 
kanische Handelsflotte  durch  die  Schiffbau-  und  Schiffahrtspolitik 
der  Kriegsjahre  einen  ungeahnten  Zuwachs  an  Großschiffen 
erhalten,  wenngleich  der  Durchschnitt  hinter  der  vorausgesagten 
Summe  von  24000  Registertonnen  nicht  unerheblich  zurückbleibt. 

Am  klarsten  reden  die  Ziffern;  es  wurden  in  den  Vereinig- 
ten Staaten  gebaut : 


Jahr 

Zahl  der  Schiffe 

Br.-R.-T. 

1914 
1920 
1921 

26943 
28  183 
28  500 

7  928  688 
16324024 
18  350  000 

Die  Zahl  der  neugebauten  Schiffe  ist  also  192 1  fast  dieselbe 
geblieben  wie  19 14,  ihr  Bruttotonnengehalt  dagegen  auf  etwa 
das  2 74 fache  gestiegen.  Die  Durchschnittsgröße  betrug  19 14 
29427  Bruttotonnen,  sieben  Jahre  später  aber  64385  Brutto- 
tonnen. 

Nur  daß  jetzt  ein  sehr  großer  Teil  besonders  der  staatlichen 
Handelsflotte  der  USA  unbenutzt  liegt,  weil  keine  Fracht  dafür 
zu  haben  ist.  Bevor  nicht  die  Lähmung  der  Weltwirtschaft  ein 
Ende  nimmt,  wird  gerade  durch  die  schnelle  Vermehrung  der 
Kauffahrteiflotte  der  Union  während  der  letzten  Jahre  das  dor- 
tige Schiffahrtsgewerbe  empfindlichen  Verlusten  unterworfen,  die 
den  Neubau  großer  Schiffe  bedeutsam  einschränken  muß. 
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DIE    FINANZVERWALTUNG    IN    DEN    DEUT- 
SCHEN  TERRITORIEN   DES  MITTELALTERS. 

(1200— 1500.) 

Von 

ELISABETH  BAMBERGER. 
Einleitung.  ^ 

Die  territoriale  Finanzverwaltung  beginnt  mit  dem  Gegensatz 
zu  den  überkommenen  Formen  des  Lehensstaats. 

An  der  Gepflogenheit,  seinen  Besitz  durch  erbliche  Lehens- 
träger  verwalten    zu  lassen,  war  das  Reich    zugrunde    gegangen. 

Die  Territorialherren  begründen  durch  dieses  System  ihre 
Macht.  Sie  erhalten  sie,  indem  sie  mit  ihm  brechen.  Der  erste 
Ministeriale,  der  von  seinem  Herrn  berufen  und  wieder  entlassen 
wird,  bildet  den  Ausgangspunkt  einer  neuen  Staatsgewalt.  Er 
verwandelt  das  Lehen  in  ein  Amt,  den  Lehensmann  in  den 
Amtmann. 

»Amt«  und  »Amtmann«^)  bedeuten  demnach  ursprünglich 
nichts  anderes,  als  den  Gegensatz  zum  Lehen,  die  Absetzbarkeit 
im  Gegensatz  zur  Erblichkeit.  Erst  allmählich  entsteht  der  »Be- 
amte«, der  die  Eigenschaften  aufweist,  die  wir  heute  notwendig 
mit  dem  Begriffe  verbinden :  ein  Dienertum,  das  nur  seinem 
Amte  lebt,  das  sich  vorschriftsmäßig  für  dieses  Amt  vorbildet, 
das    ein    festes   Gehalt  in  Geld  bezieht").     Jede   dieser  Errungen- 


1)  Das  Wort  »Amtmann«  bezeichnet  also  l.  einen  Rechtsbegriff.  »Amt- 
mann« ist  jeder,  der  staatl.  Verwaltungsfunktionen  auf  Ruf  und  Widerruf  ausübt, 
er  mag  Richter,  Zöllner,  Kastner,  Büttel  sein,  genau  wie  heute  der  Minister  und 
sein  Schreiber  beide  »Beamte«  sind.  Es  ist  2.  eine  Berufsbezeichnung.  Der 
»Amtmann«  hat  bestimmte  Funktionen,  die  aber  in  verschiedenen  Ländern  ver- 
schieden sind.     Der  »Amtmann«   steht  dann  im  Gegensatz  zum  Richter,  Zöllner  usw. 

2)  Wenn  im  folgenden  von  »Beamten«  gesprochen  wird,  so  sind  darunter 
nicht  Beamte  im  modernen  Sinn,  sondern  »Amtleute«  verstanden.  Das  Wort  wird 
dann  nur  im  Gegensatz  zum  Amtmann  im  engeren  Sinn  gebraucht. 
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Schäften  war  für  ihre  Zeit  wichtig,  —  umwälzend,  grundlegend 
war  sie  nicht  mehr.  Der  entscheidende  Schritt  zur  Ueberwindung 
des  Lehensstaates  war  mit  der  Tatsache  der  freien  Ein-  und  Ab- 
setzbarkeit getan. 

Die  Entstehung  von  »Amt«  und  »Amtmann«  ist  daher  der 
erste  Punkt,  der  in  einer  Geschichte  der  territorialen  Finanzver- 
waltung zu  schildern   ist. 

I.  Die  LokalverwaFtung. 

I.  Mit  am  frühesten  und  vollständigsten  gelingt  die  Ueber- 
windung des  Lehensstaates  in  Bayern  und  in  den  angrenzenden 
Ländern  Salzburg  und  Tirol.  Begünstigt  durch  gelegene  Sterbe- 
fälle, heiratsfähige  Söhne  und  Töchter  und  vorteilhafte  Handel- 
schaften, haben  die  ersten  Witteisbacher  ihren  Eigenbesitz  um 
mehr  als  das  Dreifache  vergrößern  können  und  dadurch  ihrer 
herzoglichen  Gewalt  die  nötigen  realen  Machtmittel  hinzugefügt'). 
So  gelingt  es  ihnen  in  einem  unerhört  raschen  und  fast  kampf- 
losen Vorgehen,  die  bisherigen  erblichen  Verwalter  der  staat- 
lichen Hoheitsrechte,  die  Grafen,  durch  absetzbare  und  verant- 
wortliche Officiales  zu  ersetzen.  Schon  im  ersten  Viertel  des 
13.  Jahrhunderts  ist  das  bayerische  Herzogtum  in  34  Aemter 
eingeteilt  '•^),  an  deren  Spitze  landesfürstliche  Amtleute  die  Rechte 
ihres  Herrn  wahrnehmen. 

Ebenso  zeigen  in  Tirol  und  Salzburg  die  ältesten  erhaltenen 
Amtsrechnungen  das  Land  mit  einem  Netz  von  Verwaltungs- 
sprengeln  bedeckt^),  also  einen  fertigen  Prozeß,  dessen  Beginn 
aber  weit  in  die  Anfänge  des   13.  Jahrhunderts  zurückreicht. 

Dabei  ist  jedoch  eine  für  die  Entstehungsgeschichte  der 
Territorien  bedeutsame  organisatorische  Verschiedenheit  zu  be- 
achten: in  Salzburg,  wo  die  Bischöfe  erst  allmählich  die  Graf- 
schaftsrechte erworben  haben,  geht  die  staatliche  Finanzverwal- 
tung   aus     der     grundherrlichen    hervor.      Die    Urbarämter    oder 


i)  Rosenihal,  Geschichte  des  Gerichtswesens  und  der  Verwaltungsorganisation 
Bayerns,      i.  Bd.    1889,   S.   49  ff. 

2)  Rosenthal  a.   a.  O.   S.   52. 

3)  Aelteste  erhaltene  Amtsrechnung  aus  Tirol  vom  Jhr.  1288:  [Kogler,  Das 
landesfürstl.  Steuerwesen  in  Tirol  bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters,  Archiv  für 
Oesterr.  Geschichte,  90.  Bd.  S.  466);  aus  Salzburg  von  1284  :  {BiUner,  Die  Ge- 
schichte der  direkten  Staatssteuern  im  Erzstifte  Salzburg,  Archiv  für  Oesterr. 
Gesch.  92.  Bd.  S.  488). 
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Propsteien  verwalten  die  grimdherrlichen  Abgaben  und  die  or- 
dentlichen Steuern^). 

In  Bayern  und  Deutschtirol  schließt  sich  die  Finanzverwal- 
tung an  die  Gerichtsverwaltung  an.  Die  Trümmer  der  Graf- 
schaften werden  zu  Landgerichten  und  die  » Richter  <  verwalten 
die  sämtlichen  Einkünfte  ihres  Herrn  2). 

2.  In  den  südöstlichen  Kolonisationsgebieten  Oesterreich, 
Steiermark,  Kärnten-Krain  scheint  das  Lehenswesen  überhaupt 
nicht  die  Rolle  gespielt  zu  haben,  wie  in  den  übrigen  Ländern. 
Dank  den  Vorteilen  der  Markverfassung  fehlen  hier  die  Mächte, 
die  anderwärts  die  Bewegungsfreiheit  des  Landesherrn  beein- 
trächtigten. Es  gibt  wenig  reichsständische  Herrengeschlechter, 
keine  Reichsstädte,  dagegen,  —  da  der  »Leihezwang  in  die 
dritte  Hand«  entfällt,  —  großen,  landesherrlichen  Eigenbesitz ^). 
Die  landesherrliche  Finanzverwaltung  kann  sich  daher  hier  ziem- 
lich reibungslos  entwickeln.  Schon  im  zwölften  Jahrhundert  ist 
das  Land  mit  Einnahmestellen  übersät,  die  entweder  durch  ab- 
setzbare Amtleute  verwaltet  oder  —  in  Steiermark  ist  das  die 
Regel  —  verpachtet  werden  ^)  ^).  Das  lebhafte  Geldbedürfnis 
der  Landesherrn  macht  jedes  Amt  zur  Geldquelle  und  jede 
Geldquelle  zum  Amt.  Da  sind  die  »Aemter«  im  engeren  Sinn, 
nach  denen  der  Grundbesitz  der  Landesherrn  zusammengefaßt 
ist,  auf  denen  je  ein  Amtmann  die  Grundzinsen  einhebt,  mit  der 
Zentrale  verrechnet,  die  Besitzrechte  des  Landesherrn  an  Grund 
und  Boden  wahrt,  die  grundherrliche  Gerichtsbarkeit  übt^). 
Daneben  die  Forstämter'),  die  Kellerämter  ^),  Fischämter  ^), 
Marchfutterämter,    die    Proviantdepots    für    den    landesfürstlichen 

i)  Bittuer,  S.   520  ff.,   526. 

2)  Kogler,  S.  460,  Rosenihal,  S.  323,  Voltelini,  Die  Entstehung  der  Land- 
gerichte im  bayr.-österr.  Rechtsgebiet,  Archiv  für  Oesterr,  Gesch.  94.  Bd.,  S.  6,  7. 

3)  Die  landesfürstl.  Urbare  Ober-  u.  Niederösterreichs.  Im  Auftrag  der 
kaiserl.  Akademie  der  Wissenschaften  herausgeg.  v.  Alfons  Dopsch,,  1904,  Einleitg. 
S.  LXXXVI. 

4)  Vgl.  die  aus  der  Babenberger  Zeit  stammenden  Teile  des  österr.  Urbars 
bei  Dopsch,   Urbare  Ober-  u.  Niederösterr.,  S.   i  ff. 

5)  Kro}ies,  Verfassung  u.  Verwaltung  der  Mark  u.  des  Herzogtums  Steier,  in 
Forschungen  zur  Verfassungs- u.  Verwaltungsgeschichte  der  Steiermark,  1897,  l.  Bd. 
S.  366  ff. 

6)  Dopsch,  Einleitung  S.  CXXXI  f. 

7)  Dopsch,  Einleitung  S.  CXXXV,  CXCI. 

8)  Dopsch,  Einleitung  ebd. 

9)  Dopsch,  Einleitung  ebd. 


Die  Finanzverwaltung   in  den  deutschen  Territorien  des  Mittelalter 


171 


MarstalP),  dann  die  >> großen  Aemter«  :  Münze,  Zoll  und  die  Ge- 
richte, die  hier  nicht  nur  Gerichtsgefälle,  sondern  auch  die 
ordentliche  Bede  erheben,  also  Steuerämter  sind  '^). 

Mit  der  Erschließung  der  Geldquelle  allerdings  ist  das  In- 
teresse der  österreichischen  Landesherren  an  ihrer  Finanzver- 
waltung erschöpft.  Daher  im  Gegensatz  zu  der  erstaunlichen 
fiskalischen  Ausnutzung  aller  Besitzungen  und  Rechte  eine  äußerst 
primitive  Organisation.  Weder  die  Domänenämter,  noch  die  Ge- 
richtsbezirke bilden  höhere  Einheiten,  in  die  die  übrigen  Ver- 
v^altungszweige  eingeordnet  wären.  Alle  Aemter  stehen  ohne 
Zusammenhang  nebeneinander,  kreuzen  sich  örtlich  und  sach- 
lich in  ihren  Befugnissen,  jedes  ist  sich  selbst  höchste  Instanz, 
die  niemand  außer  dem  Landesherrn  Gehorsam  und  Rechen- 
schaft schuldet  ^).  So  sehr  ist  die  ganze  Finanzorganisation  von 
zufälligen  Entstehungsgründen  beherscht*),  so  wenig  waltet  ein 
planbewußter  Wille  in  diesem  Gemenge  von  Einnahmestellen, 
daß  selbst  die  Domänenämter  keine  geschlossenen  Bezirke  bilden, 
ja  daß  >  wiederholt  Einkünfte,  die  sich  auf  denselben  Ort  beziehen, 
in  zwei  verschiedenen  Abschnitten  verzeichnet  werden«^). 

3.  Das  Aufkommen  des  Vogts  und  der  Vogtei  verkündet  im 
nordöstlichen  Kolonisationsgebiet  die  Verdrängung  der  lehens- 
weisen durch  die  dienstweise  Verwaltung.  Es  zeugt  von  der 
gewaltigen  staatenbildenden  Kraft,  die  in  den  jungen  Landes- 
herrschaften lebte,  daß  sie  nicht  nur  die  Reste  der  widerstreben- 
den slavischen  Bevölkerung  dem  deutschen  Willen  unterordneten, 
sondern  mehr  noch,  daß  es  ihnen  gelang,  auch  die  bisherigen 
Träger  des  Germanisationsgedankens,  die  erblichen  Burggrafen, 
aus  ihrer  beherrschenden  Stellung  zu  verdrängen.  Im  Gegensatz 
zu  den  Burggrafen,  nicht  aus  ihnen,  hat  sich  die  Vogteiverfassung 
entwickelt*^).     Während    die    Burggrafen    eine    reichsunmittelbare 


i)  Dopsch,  Einleitung  S,  CLXVI  ff.  u.  Dopsch,  Beiträge  zur  Geschichte  der 
Finanzverwaltung  Oesterreichs  im  13.  jhrh.,  Mitteilungen  des  Instituts  für  österr. 
Geschichtsforschung    18.   Bd.    1897,   S.   238. 

2)  Dopsch,  Einleitung  S.  LXXXII. 

3)  Auch  Dopsch,   Beiträge,  M.  d.   Inst.    18,  S.  244, 

4)  Dopsch,  Einleitung  S.  XCVII:  »Herkunft  u.  Art  der  Erwerbung«,  »sowie 
lokale  Rücksichten«.  .  .  >dürften  das  Entscheidende  für  die  Abgrenzung  der  Aemter 
gewesen  sein.« 

5)  Dopsch,  Einleitung  S.  XCVII. 

6)  Rietschel,  Das  Burggrafenamt  und  die  hohe  Gerichtsbarkeit  in  den  deut- 
schen Bischofsstädten    während  des   früheren  Mittelalters,    1905,  S.   256;    Kötzschke, 
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Stellung  haben  und  neben  ihren  richterlichen  und  verwaltungs- 
rechtlichen vor  allem  militärische  Aufgaben  erfüllen,  sind  die 
Vögte  ursprünglich  nichts  anderes,  als  Domänenvorsteher  auf 
den  Gutshöfen  des  Markgrafen  '),  dem  alles  öde  Land  als  Grund- 
herrn zusteht. 

Ihnen  überträgt  nun  der  neue  Landesherr  die  Hut  über 
seine  Schlösser,  den  Befehl  über  seine  Mannschaft,  den  Vorsitz 
im  Landgericht,  die  Verwaltung  der  Einnahmen.  Um  die  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  sind  in  Brandenburg 2),  wenige  Jahrzehnte 
später  im  wettinischen  Ostelbien  ^),  die  Burggrafen  aus  dem  Staats- 
gefüge  ausgeschaltet  und  die  Vögte  das  Fundament  des  neuen 
Staates  geworden.  Ihre  Stellung  ist  die  gleiche  wie  die  des 
Richters  in  Bayern  und  Tirol.  Sie  sind  Gerichts-  und  Verwal- 
tungsbeamte, sie  vereinnahmen  sämtliche  dem  Markgrafen  zu- 
fließenden Abgaben :  Hufenzins,  Waldnutzungen  und  Fischerei- 
gerechtsame, Gerichtsgefälle,  Bede. 

Aber  schon  wenige  Jahre  nach  dem  raschen  Aufbau  ein  fast 
noch  rascherer  Zusammenbruch,  eine  merkwürdige  Rückbildung  aus 


Staat  u.  Kultur  im  Zeitalter  der  ostdeutschen  Kolonisation.  Aus  Sachsens  Ver- 
gangenheit, Heft  I,  1910,  S.  45.  —  Auch  in  Pommern  ist  die  Vogteiverfassung  im 
Gegensatz  zur  Kastellaneiverfassung  entstanden  :  Spahn,  Verfassungs-  u.  Wirtschafts- 
geschichte des  Herzogtums  Pommern,  Schmoller?,  Forschungen  Bd.  14,  l,  1896 
S.  4,  5  ;  ebenso  in  Schlesien:  Rachfahl,  Die  Organisation  der  Gesamtstaatsverwaltung 
Schlesiens  vor  dem  jojähr.  Krieg.  1894,  Schmollers  Forschungen,  13.  Bd.,  S.  65  ff.; 
anders  Schulze,  Die  Kolonisierung  u.  Germanisierung  der  Gebiete  zwischen  Saale 
u.  Elbe,  1896,  S.  317  ff.  Schulze  sieht  den  Ursprung  der  Vogteiverfassung  in  den 
Burgwardeien,  also  einer  rein  militärischen  Organisation;  die  Entwicklung  sei  so 
verlaufen,  daß  ganz  von  selbst,  als  in  den  Marken  friedlichere  Zustände  eintraten, 
die  Burgbezirke  ihren  kriegerischen  Charakter  verloren  und  der  wirtschaftliche  an 
seine  Stelle  trat.  —  Sicherlich  hat  das  Zurücktreten  des  militärischen  Moments  zu 
dem  Verfall  der  Burgverfassung  beigetragen;  es  war  aber  nicht  ausschlaggebend- 
Ausschlaggebend  war,  daß  im  Gegensatz  zu  einer  älteren  1  ehe ns rechtlichen  Reichs- 
verwaltung eine  jüngere  dien  st  rechtliche  Lande  s  Verwaltung  trat.  Den  Gegensatz 
von  Dienstrecht  zum  Lehensrecht  aber  übersieht  Schulze.  —  Dafür,  daß  der  Burg- 
wardbezirk nicht  mit  dem  Burggrafschaftsbezirk  identisch  ist ,  siehe  Rietschel, 
S.   251  ff. 

i)  Kötzschke  S.  45,  46;   Spahii   S.    5. 

2)  Spangenberg,  Hof-  u.  Zentralverwaltung  der  Mark  Brandenburg  im  Mittel- 
alter. Veröffentlichungen  des  Vereins  für  Geschichte  der  Mark  Brandenburg,  1908, 
S.    18. 

3)  Schulze  S.  31 1,  131 2  ;  II.  B.  Meyer,  Hof-  u.  Zentralverwaltung  der  Wettiner, 
Diss.  1902;  auch  erschienen  in  Leipziger  Studien  aus  dem  Gebiet  der  Gesch. 
IX.  Bd.,   3.  Heft,  S.  54. 
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staatlichen  zu  rein  patrimonialen  Verhältnissen.  Ein  Stück  nach  dem 
andern,  ein  Recht  nach  dem  andern  wird  verkauft  und  verpfändet. 
Um  die  Wende  des  14.  Jahrhunderts  sind  von  der  stolzen  Amts- 
verfassung nur  wenige  Domänenämter  als  klägliche  Reste  übrig. 
Soweit  noch  andere  als  grundherrliche  Rechte  dem  Landesherrn 
verblieben  sind,  werden  sie  vom  Gutshof  aus  wahrgenommen. 

Ob  der  Wechsel  in  der  Bezeichnung  Amtmann  statt  Vogt  nur 
ein  zufälliger  ist,  oder  ob  mit  der  Namensänderung  auch  eine  Aende- 
rung  in  dem  Charakter  des  Amts  und  in  der  Art  der  Anstellung  aus- 
gedrückt werden  sollte,  sei  dahingestellt.  Jedenfalls  stehen  im  Beginn 
des  1 5 .  Jahrhunderts  die  Markgrafen  da,  wo  sie  vor  zwei  Jahrhunderten 
begonnen  haben.  Aber  diesmal  gelingt  es  nur  in  langem,  zä- 
hem Ringen,  den  verlorenen  Boden  zurückzuerobern.  Ganz  ge- 
lingt es  nie.  Die  ostelbischen  Junker,  die  wie  Könige  auf  ihren 
Schollen  sitzen  und  auf  den  König  von  Preußen  wie  auf  einen 
Emporkömmling  herunterblicken,  sind  das  Ergebnis  der  allzu 
sorglosen  Finanzverwaltung  jener  Zeit. 

Wie  eine  schlechte  Nachahmung  der  brandenburgischen  und 
sächsischen  Verhältnisse  verläuft  die  Entwicklung  in  den  übrigen 
Kolonisationsgebieten  des  Ostens.  Auch  in  Anhalt'),  Mecklen- 
burg, Pommern,  Schlesien  geht  eine  ältere  militärische  Organi- 
sation der  wirtschaftlichen  voran.  Auch  hier  nach  kurzer  Zeit 
Verfall  der  Vogteiverfassung,  auch  hier  ein  Neuaufbau  der  Ver- 
waltung im  15.  Jahrhundert  aus  dem  grundherrlichen  Restbe- 
sitz. Aber  die  einzelnen  Phasen  der  Entwicklung  sind  weniger 
scharf  ausgeprägt,  die  Schattenseiten  treten  stärker  hervor,  die 
Lichtseiten  verschwinden.  In  Mecklenburg  erscheinen  wohl  im 
13.  Jahrhundert  Vögte,  aber  ob  in  dem  Abotritenland  eine 
Grafschaftsverfassung  bestanden  hat  oder  ob  die  Vogteiverfassung 
unmittelbar  slavische  P^inrichtungen  verdrängte,  liegt  noch  im 
Dunkeln^).  Wenn  die  Vögte  amtsweise,  nicht  lehensweise  be- 
stellt waren,  so  ist  ihr  dienstrechtlicher  Charakter  jedenfalls 
wenig  betont^).  Im  14.  Jahrhundert  treten  »Amtleute«  auf. 
Ob  mit  der  Aenderung  der    Bezeichnung    auch    die    innere    Um- 


i)  Schrecker,  Das  landesfürstl.  Beamtentum  in  Anhalt  (ungef.  von  1300 — 1574), 
Clerkes  Untersuchungen  1906,  Heft  86,  S.  27  ff. 

2)  Radioff,  Das  landesfürstl.  Beamtentum  Mecklenburgs  im  Mittelalter,  Diss. 
1910,  S.  39;  Küster,  Die  Vervvaltungsorganisation  Mecklenburgs  im  13.  u.  14.  Jhrh. 
Diss.    1909,  S.  40  ff. 

3)  Radioff,  S.  42. 
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Wandlung  der  Amtsverfassung  schon  stattgefunden  hat,  ist  nicht 
ersichtlich,  die  Forschung  hat  sich  bisher  darüber  noch  wenig 
Gedanken  gemacht.  In  Schlesien  lassen  die  eigentümlichen  poli- 
tischen Verhältnisse  ^)  von  vornherein  eine  gedeihliche  Entwick- 
lung nicht  aufkommen.  Die  deutschen  Kolonisatoren  dringen 
nicht  unter  einheitlicher  Leitung  ins  Land,  sondern  werden  von 
slavischen  Herzogen  mehr  planlos  als  planvoll  angesiedelt.  Die 
slavischen  Kastellane  sind  denn  auch  hier  nie  ganz  ver- 
schwunden^), während  die  Vogteiverfassung,  da  die  Vögte  ihr 
Amt  erblich  erhielten^),  mit  dem  Keim  zum  Verfall  schon  ge- 
boren wurde.  So  kommt  es,  daß  die  Nachkommen  der  stolzen 
Piasten  nicht  nur  de  facto,  sondern  auch  de  jure  gegen  Ausgang 
des  Mittelalters  auf  den  Stand  privater  Grundherrn  herabsinken  *) 
und  der  König  von  Ungarn  und  Böhmen,  wie  er  die  Landesge- 
walt in  Schlesien  für  sich  in  Anspruch  nimmt,  von  dem  Lande, 
das  er  regieren  will,  nicht  einen  Pfennig  ordentliche  Einnahme 
erhält^). 

In  Pommern  erreicht  die  Entartung  des  Systems  ihren  Höhe- 
punkt. Wohl  gelang  es  den  Herzogen,  die  slavischen  Kastellane 
ihrer  staatlichen  Funktion  zu  entkleiden  und  deutsche  Vögte  an 
ihre  Stelle  zu  setzen*^),  aber  den  eigentlichen  Sinn  der  Vogtei- 
verfassung, einen  abhängigen  Verwaltungsapparat  im  Gegensatz 
zu  dem  selbstherrlichen  zu  schaffen,  haben  die  Landesherren 
offenbar  gar  nicht  erfaßt.  Sie  übertrugen  den  Vögten  die  staat- 
lichen Funktionen  genau  so  als  erbliches  Lehen,  wie  sie  vorher 
die  Kastellane  innehatten,  und  verzichten  damit  von  vorn- 
herein auf  eine  wirkliche  Regierungsgewalt  und  vor  allem  auf 
eine  finanzielle  Nutzbarmachung  des  Amts'').  Alles,  was  das 
Amt  trägt,  gehört  dem  Vogt  für  seine  Mühewaltung.  Im  Gegen- 
satz zu  den  übrigen  Territorialherren,  die  im  Amt  längst  die 
Geldquelle  und  schließlich  nur  noch  die  Geldquelle  entdeckt 
haben,  betrachten  die  pommerschen  Fürsten  das  Amt  immer 
noch  als  Selbstzweck.  Die  Folge  ist  natürlich  eine  noch 
drückendere  Geldnot  und  Verschuldung  und    eine    Abhängigkeit 
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von  den  Ständen ,  die  auch  von  dem  Freunde  der  Beschrän- 
kung unkontrollierter  Macht  nicht  mehr  als  Wohltat,  nur  als 
Schmach  empfunden  werden  kann. 

Erst  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  15.  Jahrhunderts  gelingt 
es  einem  klugen  und  kraftvollen  Herrscher'),  sich  von  der  Be- 
vormundung der  Stände  zu  befreien,  indem  er  die.  Reste  der 
Domänen  in  eigene  Verwaltung  nimmt,  die  Vögte  durch  rech- 
nungspfiichtige  Amtleute  ersetzt  und  so  durch  die  Anbahnung 
finanzieller  Selbständigkeit  auch  die  politische  Unabhängigkeit 
begründet. 

4.  In  dem  Gebiete  zwischen  Elbe  und  Rhein  verhindert  die 
Vielheit  der  politischen  Gebilde  eine  einheitliche  Entwicklung 
des  staatlichen  Aufbaus.  Die  Zwergstaaten,  die  sich  aus  den 
Trümmern  des  weifischen  Herzogtums  ans  Licht  gerungen  haben 
und  jetzt  ihren  Kampf  ums  Dasein  kämpfen,  folgen  jeder  auch 
in  der  inneren  Gestaltung  seinen  eigenen  Gesetzen  und-  Notwen- 
digkeiten. Eine  Tradition,  an  die  sie  hätten  anknüpfen  können, 
ist  nicht  vorhanden.  Die  Grafschaftsverfassung,  die  in  alter 
Weise  Gericht  und  Verwaltung  vereinigt  hatte,  war  zertrümmert  2). 
Die  Landgerichtsbarkeit  war  an  die  Gogerichte  übergegangen. 
Da  aber  die  Gorichter  nicht  vom  Landesherrn  ernennbar,  son- 
dern von  den  Landleuten  des  Gos  frei  wählbar  waren,  konnten 
sie  dem  Landesherrn  den  Anknüpfungspunkt  für  die  Errichtung 
der  staatlichen  Finanzgevvalt  nicht  bieten.  Es  sind  denn  auch 
nur  in  einem  kleinen  Gebiete  des  kölnischen  Westfalens,  in  dem 
das  Wahlrecht  im  Gegensatz  zu  den  ostfälischen  Bezirken  früh 
erloschen  war^),  Gorichter  zu  territorialen  Finanzbeamten  gewor- 
den. Und  auch  hier  handelt  es  sich  durchweg  um  Aemter,  die 
erst  nach  dem    13.  Jahrhundert  entstanden  sind^). 

Außerdem  scheinen  die  alten  Gogerichte  nur  noch  für  die 
territoriale  Abgrenzung  der  neuen  Aemter  bestimmend  gewesen 
zu  sein.  Für  Paderborn  sind  ehemalige  Gogerichtsgrenzen  mit 
Bestimmtheit  als  spätere  Amtsgrenzen  nachgewiesen  ^).     Für  alle 
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Übrigen  niedersächsischen  Territorien  wird  ein  Zusammenhang 
zwischen  Gerichts-  und  Finanzverwaltung  ausdrücklich  verneint^). 
Man  hat  nun  auch  an  die  Burgen  als  Ausgangspunkt  der  spä- 
teren Finanz-  und  Verwaltungsämter  gedacht.  Die  Gedanken- 
gänge bewegen  sich  dabei  in  folgenden  Vorstellungen :  der 
Burgbefehlshaber,  der  die  Burg  in  Stand,  zu  halten  und  zu  ver- 
teidigen hat,  erhält  zur  Entschädigung  für  seine  Dienste  Lehen 
in  der  Nähe  der  betrefifenden  Burg  oder  eine  Anweisung  auf  die 
Einkünfte  aus  den  in  der  Nähe  der  Stiftsburg  gelegenen  Gütern  auf 
Abrechnung 2).  »Durch  eine  solche  Maßregel  wird  ihm  die  Ein- 
ziehung und  Verrechnung  der  ....  Gefälle  in  den  seine  Burg 
umgebenden  Landesteilen  teilweise  oder  ganz  übertragen.«  »Die 
ursprünglich  als  Burgbefehlshaber,  also  als  reine  Militärs  eingesetzten 
Drosten  oder  Amtleute  wurden  auf  diese  Weise  Verwaltungs- 
beamte <^).  Man  kann  bei  diesen  und  ähnlichen  Ausführungen 
absehen  von  dem  Widerspruche,  der  darin  liegt,  in  der  Ueber- 
tragung  von  Lehen  den  Ausgangspunkt  einer  Finanzorganisation 
zu  sehen,  durch  die  ja  gerade  das  Lehenswesen  überwunden 
werden  soll.  Auch  von  der  Frage,  warum  unter  den  vielen  Le- 
hensträgern gerade  die  Burgleute  Finanzbeamte  geworden  sind, 
oder  der  psychologischen  Unwahrscheinlichkeit,  daß  sich  ein 
schwertgewohnter  Ritter  zum  federkundigen  Einnahmeverwalter 
verwenden  läßt,  —  an  einer  einzigen  Tatsache  muß  die  Theorie 
scheitern :     es    ist    der    Nachweis ,     daß    Einnahmeore^anisationen 
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vorhanden  waren,  längst  ehe  die  Territorialherrn  das  Recht, 
Burgen  zu  bauen,  für  sich  in  Anspruch  nahmen.  Nur  wenige 
landesherrliche  Burgen  sind  vor  dem  13.,  die  meisten  erst 
im  14.  Jahrhundert  entstanden'),  die  Anfänge  der  neuen 
Staatsgebilde  und  damit  die  Notwendigkeit  einer  geregelten 
Einnahmeorganisation  aber  reicht  weit  ins  12.  Jahrhundert  zurück. 
Gewiß,  wo  in  einem  Wirtschaftsbezirk  eine  Burg  errichtet  wird, 
wird  sie  alsbald  auch  der  Sitz  der  zivilen  Verwaltung^).  Es 
gehört  zum  »Charisma«,  zu  der  Atmosphäre  von  Ehrfurcht  und 
Unnahbarkeit,  die  jede  Amtsperson  umwittert,  daß  der  Amtmann, 
der  die  Abgaben  einzieht,  auf  der  Burg  und  nicht  in  ihrem 
Schatten  wohne.  Aber  deswegen  hat  der  Einnahmeverwalter 
noch  nichts  mit  der  Militärorganisation  zu  tun.  Gerade  im  An- 
fang der  Entwicklung  finden  wir  stets  einen  besondern  Burg- 
kommandanten ^)  und  erst  in  späterer  Zeit,  als  in  dem  Auf  und 
Nieder  der  ringenden  Kräfte  ein  gewisser  Gleichgewichtszustand 
eingetreten  ist,  werden  dem  Wirtschaftsbeamten  auch  militärische 
Aufgaben  übertragen*).  Auch  sind  durchaus  nicht  alle  Burgen 
Mittelpunkte  von  Verwaltungsämtern  geworden,  und  nicht  alle 
Verwaltungsämter  besitzen  eine  Burg  als  Mittelpunkt^).  Die 
geldliche  Machtfülle  der  neuen  Staaten  beruht  auf  dauerhafteren 
Grundlagen,  als  es  der  Zwang  einer  Militärgewalt  sein  konnte. 
Auch  dort,  wo  man  noch  sehr  geneigt  ist,  in  den  Burgen  den 
Ausgangspunkt  der  neuen  Amtsorganisation  zu  suchen,    muß  zu- 


1)  S.  Philippi,  Osnabrück,  S.  88  ff.;  Hücker,  S.  55:  »Vor  allem  muß  beachtet 
werden,  daß  der  Ausdruck  »Burg  u.  Amt«,  oder  »Schloß  u.  Amt«  oder  »Schloß 
u.  Amt  mit  Zubehör«  usw.  recht  eigentlich  erst  im  14.  Jhrh,  gebraucht  wird  und 
daß  nur  wenige  Urkunden  des  13.  Jhrh.  und  zwar  fast  nur  die  der  2.  Hälfte  zuge- 
hörigen einen  Zusammenhang  zwischen  Amtmann  und  Burg,  bzw.  befestigter  Stadt 
überhaupt  erkennen  lassen,  während  der  Gedanke  der  Amtsverfassg.  bei  weitem 
früher  und,  wie  genugsam  gezeigt,  auf  wirtschaftl.  Gebiet  entstanden  ist.«  Ferner 
Hücker,  S.  97,  Anm.   i  ;  Aubin,  S.   103,  Anm.  4. 

2)  Aubin,  S.    II7  f. 

3)  Hücker,  S.   58,   Anm.    i,   S.   67;   Nitzsch,   S.   29. 

4)  Hücker,  S.  40,   45;  Nitzsch,  S.   36. 

5)  Hücker  S.  56,  57  ;  v.  Below,  Kritik  zu  Koernicke,  Deutsche  Literaturzeitg. 
1893  Nr.  39,  Sp.  1234:  »militärische  Rücksichten  können  keinen  wesentlichen 
Anstoß  zu  der  Zerlegung  des  Territoriums  in  Verwaltungssprengel  gegeben  haben, 
denn  die  landesherrl.  Burg  ist  vielmehr  um  des  Amtes,  als  das  Amt  um  ihret- 
willen da«.  .  .  .  Damit  berichtigt  v.  Below  zugleich  auch  seine  eigene,  wenige 
Jahre  vorher  ausgesprochene  Meinung.  S.  die  Neuorganisation  der  Verwaltung  in 
den    deutschen  Territorien    des    16.  Jhrh.   in   »Territorium    u.  Stadt«     1887,    S.   284. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1922.     1/2  12 


i7< 


Elisabeth  Bamberger 


gegeben  werden,  daß  vor  den  Burgen  etwas  anderes  da  war : 
Herrschaftsbezirke,  die  durch  Kampf,  Kauf,  Tausch,  Erbschaft 
an  den  Landesherrn  gekommen  sind^).  Diese  rein  privaten  Be- 
sitzrechte haben  nicht  nur  den  Boden  gegeben  für  die  Errichtung 
der  staatHchen  Militärgewalt  —  auch  Burgen  können  nur  erbaut 
werden,  wo  Eigentumsrechte  schon  bestehen  und  werden  nur 
eibaut,  wo  es  solche  zu  schützen  gilt,  —  sie  waren  auch  in 
überwiegendem  Maße  die  Grundlage,  auf  der  die  neuen  Lan- 
desherren ihre  Finanzgewalt  aufbauen  konnten.  Auf  den  Guts- 
höfen entwickelt  sich  zuerst  der  neue  Amtsbegriff  ^).  Von  hier 
aus  bilden  sich  die  neuen  Formen  der  staatlichen  Organisation. 
Freilich  muß  die  ökonomische  Umwälzung  mit  der  politischen 
Hand  in  Hand  gehen.  Aber  in  dem  Maße,  wie  sich  die  dienen- 
den Hufen  vom  Fronhof  lösen,  und  das  Salland  zum  Pachtland 
wird,  verbinden  sich  die  ViUikationen  zu  neuen  Wirtschaftsein- 
heiten^). Die  Aufgabe  des  Meiers  —  jetzt  officialis  —  redu- 
ziert sich  auf  die  Pflicht  der  Abgabenerhebung,  sie  erweitert 
sich  zugleich,  indem  der  Meier  einer  zentral  gelegenen  oder  be- 
sonders umfangreichen  Besitzgruppe  von  den  Hufen  der  umliegen- 
den, aufgelösten  ViUikationen  die  Abgaben  einzieht  •*).  Da  die  ViUi- 
kationen in  den  wenigsten  Phallen  zusammenhängende  Komplexe, 
sondern  zumeist  Streuland  waren,  ist  der  neue  Verwaltungsbezirk 
gegeben.  Denn  was  liegt  näher  als  daß  der  ofticialis,  der  die 
grundherrlichen  Abgaben  einhebt,  auch  die  übrigen  Gerechtsame 


i)  Peters,  Die  Entstehung  der  Amts  Verfassung  im  Hochstift  Hildeslieim,  Zeit- 
schrift des  bist.  Vereins  für  Niedersachsen,  1905,  3.  Heft,  S.  227  ff.  ;  PhUippi, 
S.  92  :  Zur  Verzinsung  des  Darlehens,  das  man  zur  Erbauung  der  Burg  aufnahm, 
wurden  Einkünfte  aus  den  in  der  Nähe  der  Burg  gelegenen  Gütern  verpfändet. 
Es  war  also  jedenfalls  schon  eine  Einnahmeorganisation  da.  Ferner  :  Schmidt- 
Ewald,  S.  91,  93,  98  ff.  —  lieber  Neuerwerbungen  als  Aemter :  Ai^bin,  Paderborn 
S.  III,  116,  94ff. ;  Schmidt-Ewald,  S.  88,  89,  94;  für  Cleve-Mark :  Ilgen,  Die 
wieder  aufgefundenen  Registerbücher  der  Grafen  und  Herzoge  von  Cleve-Mark ; 
Mitt.   der  kgl.   preuß.   Archivverwaltung,  Heft   14,    1909,   S.    19;   Koernicke,   S.   31  ff. 

2)  Der  Bischof  von  Hildesheim  verspricht  eine  Villikation  nur  unter  der 
Bedingung  zu  besetzen,  daß  ihm  ein  beliebiger  Wechsel  freistehe  :  Peters,  S.  227, 
Anm.  33;  Hücker,  S.  12,  13,  52  f.;  Barth,  S.  423;  auch  Stimmiiig,  Die  Entstehung 
des  weltlichen  Territoriums  des  Erzbistums  Mainz,  Quellen  u.  Forschungen  zur 
hessischen  Geschichte,    1915,  Bd.  3,   S.   148;  Auhin,  S.    124  f. 

3)  Nitzsch,   Ravensberg,  S.  27  ;  Peters,  S.  247  ff. 

4)  Der  Administrationsbezirk  eines  villicus  hieß  in  Frankreich  fiscus  =  terre: 
Sombart ,  Der  moderne  Kapitalismus,  I,  i,  S.  67,  der  bailli  ist  der  villicus, 
Sombart  I,    l,   S.    104. 
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sowohl  von  den  grundhörigen  Höfen,  als  auch  von  den  da- 
zwischenliegenden freien  Gütern  für  seinen  Herrn  einsammelt, 
zumal  die  Rechtstitel,  auf  Grund  deren  die  verschiedenen  Abgaben 
erhoben  wurden,  in  jener  Zeit  selbst  längst  nicht  so  bedeutsam 
waren,  wie  sie  dem  Eifer  späterer  Jahrhunderte  erschienen.  Der 
Villicus  —  officialis  —  erhebt  also  nicht  nur  die  Pachtzinsen,  die 
Schweine-,  Hühner-  und  Käsegülten,  den  Freikauf,  Weinkauf,  die 
Kurmede,  sondern  auch  die  öffentlich-rechtliche  Steuer,  die 
Bede  ^),  ihm  fließen  auch  die  Gerichtsgefälle  zu^).  Trotzdem  ist 
der  niedersächsische  Amtmann  ursprünglich  nicht  Richter. 

5.  Von  ganz  andern  politischen  und  rechtlichen  Voraussetzun- 
gen geht  die  Entwicklung  im  Südwesten  des  Reiches  aus.  Es 
handelt  sich  um  jenen  Teil  Deutschlands,  in  dem  dem  Kaisertum 
noch  am  meisten  reale  Macht  geblieben  war.  Auch  hier  haben 
sich  zwar  die  alten  Verwaltungsgrafschaften  in  eine  Vielzahl 
selbständiger  Herrschaften  aufgelöst^},  aber  nur  wenigen  Dy- 
nasten, und  auch  diesen  erst  spät,  gelingt  es,  ihre  verstreuten 
Besitzungen  und  Gerechtsame  zu  einem  wirklichen  Staate  zusam- 
menzufügen. Selbst  von  den  größeren  Territorien,  die  sich 
allmählich  aus  dem  Gewirr  von  Grafschaften,  Bistümern,  Reichs- 
städten herauskristallisieren,  kommt  Württemberg  erst  um  die 
Mitte  des  15.  Jahrhunderts  in  den  Besitz  der  vollen  Gerichtsho- 
heit*), Baden  wird  noch  im  16.  Jahrhundert  charakterisiert, als 
> echter  Patrimonialstaat,  zusammengesetzt  aus  allerlei  kleinen 
Herrschaften,  die  ein  Fürstenhaus  unter  verschiedenen  Rechts- 
titeln im  Laufe  der  Zeit  zusammengebracht  hatte,  weder  innerlich 
noch  äußerlich  miteinander  verbunden«  ^). 


i)  AudiH,  S.   115. 

2)  Feiers,  S.  257;  Hücker,  S.  42  f.  spricht  zwar  von  dem  3>Drosten«  ;  der 
Drost  ist  aber  wie  der  villicus  ursprünglich  reiner  VVirtschaftsbeamler,  nur  seine 
Herkunft  ist  anders.  Der  Drost  war  nie  selbstbewirtschaftender  Bauer,  sondern 
lediglich  Verwalter:  Hücker,  S.  41  u.  54.  Auch  seine  soziale  Stellung  ist,  wenig- 
stens in  der  ersten  Zeit  seines  Auftretens,  eine  andere.  Der  Drost  kommt  als 
Hofbeamter  aus  der  nächsten  Umgebung  des  Landesherrn:  Hücker,  S.  38,  und 
schwingt  sich  mit  diesem  Stand  zum  Ritter  empor:  Iliicker,  S.  57.  —  Auch  dort, 
wo  sich  vom  Amtmann  ein  besonderer  Finanzbeam.ter  scheidet,  nimmt  dieser  alle 
Gefälle  ein :  Metzen,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuern  des  Mittelalters  im 
Bistum  Münster.     Diss.    1895,  S.  91. 

3)  Wintern n,  Behördenorganisation   in   Württemberg,    1904,   Bd.    i    S.   3. 

4)  IVinterlin,   S.    I,   Anm.   I,   auch  S.    20. 

5)  Gothein,  Die  badische  Markgrafschaft  im    16.   Jhrh.,   S.   2. 
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So  konnten  sich  die  Organisationsformen,  die  sich  unter  der 
Reichsverwaltung  gebildet  hatten,  hier  länger  und  in  bedeuten- 
derer Weise  behaupten.  Dank  der  besonderen  Entwicklung  der 
Gerichtsverfassung  Iwaren  die  Dorfschaften  zu  Gliedern  der 
Staatsverwaltung  geworden  ^).  Der  Vorsteher  einer  Ortsgemeinde, 
- —  hin  und  wieder  sind  auch  mehrere  Ortschaften  zusammenge- 
faßt, —  der  Schultheiß  ist  zugleich  abhängiger  Unterbeamter 
des  gräflichen  Reichsbeamten.  Wo  der  Graf  aus  der  Reichs- 
verwaltung ausscheidet  und  selbständige  Herrschaften  an  Stelle 
der  Verwaltungsbezirke  treten,  wird  jener  ohne  weiteres  ;> Stab- 
halter« des  neuen  Landesherrn-).  Der  Wechsel  in  der  Befehls- 
gewalt ändert  an  seiner  Tätigkeit  nichts.  Nach  wie  vor  ist  er 
Richter  im  Dorf-  (oder  Stadtgericht),  übt  die  Polizeigewalt, 
sammelt  von  den  Pflichtigen  seines  Bezirkes  die  Abgaben  ein. 
Nur  daß  er  sie  jetzt  nicht  mehr  an  den  Grafen  abliefert,  sondern 
an  den  Territorialherrn. 

Mit  der  Zunahme  der  Verwaltungsaufgaben  und  dem  Wachs- 
tum der  Bevölkerung  genügt  freilich  die  »engbegrenzte  Ortsver- 
fassung« nicht  mehr.  Auch  die  Herren  von  Straßburg,  Baden, 
Württemberg  sehen  sich  allmählich  vor  die  Notwendigkeit  ge- 
stellt, in  ihren  Territorien  eine  umfassendere  und  straffere  Or- 
ganisation einzuführen. 

Im  15.,  teilweise  schon  im  14.  Jahrhundert^)  schließt  sich 
auch  der  Südwesten  Deutschlands  den  Formen  der  Entwicklung 
an,  die  sich  anderwärts  herausgebildet  haben  und  die  nun  im 
Folgenden  geschildert  werden  sollen.  — 

So  verschieden  die  Wurzeln  sind,  denen  die  Verwaltungsfor- 
men in  den  einzelnen  Territorien  entsprangen,  schließlich  war  die 
Entwicklung  doch  überall  in  der  gleichen  Richtung  verlaufen: 
im  Streben  nach  Zusammenfassung  aller  Verwaltungsfunktionen 
durch  Aufstellung  eines  obersten  Beamten  für  jeden  Bezirk  und 
Beschränkung  seiner  Machtfülle  durch  Abtrennung  der  Finanz- 
verwaltung. 

In  dem  Augenblick,  in  dem  in  festbegrenzten  Sprengein  ein 


1)  Kiener,   Studien  zur  Verfassung    des  Territoriums  der  Bischöfe   von  Straß- 
burg,   I.  Teil,    1912,  S.  96,    16;   Wiiiterlii!  S.  4. 

2)  Herkert,   Das  landesherrliche  Beamtentum  der  Markgrafschaft  Baden,  Diss. 
1910,  S.  77  ff.  ;   Carlebach,  Badische  Rechtsgeschichte,   l.  Bd.    1906,  S.    10,    11. 

3)  Herkert,  S.  78,   79  ff.     Fester,  Markgraf  Bernhard   I.  und  die  Anfänge   des 
badischen  Territorialstaats:    Badisches  Neujahrsblatt  1896,  S.  17  f.;    VVinterlm,  S.  4  f. 
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Vogt,  Pfleger,  Amtmann,  Drost  die  oberste  Administrativ-,  Ge- 
richts- und  Militärgewalt  in  sich  vereinigt,  ein  Richter  ihm  für 
die  Gerichtsverwaltung  zur  Seite  steht,  und  ein  Kastner,  Kellner, 
Rentmeister,  Schosser  die  Finanzgeschäfte  besorgt,  hat  die 
Organisation  bis  auf  weiteres  ihre  Entwicklungsmöglichkeiten 
erreicht  und  ist  an  dem  Punkt  angelangt,  an  dem  sie  bis  ins 
19.  Jahrhundert  beharren  sollte. 

Nicht  überall  freilich  vollzieht  sich  die  Entwicklung  in  glei- 
cher Weise  und  in  gleicher  Vollendung. 

In  den  österreichischen  Ländern  gelingt  die  bezirksweise 
Zusammenfassung  der  einzelnen  Hebestellen  unter  einem  beson- 
deren Finanzbeamten  auch  im  späteren  Mittelalter  nicht  i).  Die 
Verwaltung  kann  sich  von  der  Abhängigkeit  von  Art  und  Her- 
kunft der  Einnahmen  nicht  freimachen.  Das  Einzige,  was  er- 
reicht wird,  ist  eine  länderweise  Zusammenfassung  unter  dem 
Landschreiber,  später  Hubmeister,  —  Vicedominus  in  Kärnten 
und  Krain,  —  dem  als  obersten  Finanzbeamten  für  je  eines  der 
österreichischen  Länder  sämtliche  Aemter  des  betreffenden  Lan- 
des unterstellt  werden  2). 

Das  Vorhandensein  des  Landschreibers  hat  zu  weittragenden 
Folgerungen  Anlaß  gegeben.  Man  hat  geglaubt,  im  Landschreiber 
einen  selbständigen  zentralen  Finanzbeamten  schon  für  die  Baben- 
berger  Zeit  feststellen  zu  sollen.     Doch  bis  zur  Mitte  des  13.  Jahr- 

i)  Vgl.  die  Urbare  aus  der  Zeit  Ottokars  v.  Böhmen,  bei  Dopsch,  Oesterr. 
Urbare  S.  iiyff. ;  ferner  Kroties,  I,  S.  347  ff. ;  aus  dem  Ende  des  13.  Jhrh. 
die  Amtsrechnungen  der  Landschreiber  unter  König  Rudolf  u.  Albrecht,  publ. 
V.  Zahn,  steiermärkische  Geschichtsblätter,  2.  Jhrgg.  1881,  3.  Heft  S.  133;  aus 
dem  14.  Jhrh.  die  von  Chmel  publ.  Amtsrechnungen,  Chmel,  Geschichtsforscher, 
I,  S.  28,  II,  S.  203;  auch  Luschin  v.  Eöengreuth  ,  Oesterr.  Reichsgeschichte, 
1896,  S.  210:  »Die  österr.  Finanzverwaltung  entbehrte  während  des  Mittelalters 
einheitlicher  Einrichtungen  sowie  der  Vereinigung  zu  einem  höheren  Ganzen  und 
umfaßte  im  glücklichsten  Fall  die  Einnahmequellen  eines  ganzen  Landes.« 

2)  Ueber  den  Landschreiber  und  Hubmeister  in  Oesterreich :  Dopsch,  Ein- 
leitung S.  CCXX;  Schalk,  Oesterreichs  Finanzverwaltung  unter  Berthold  v.  Mangen 
Blätter  des  Vereins  für  Landeskunde  von  Niederösterreich  N.  F.  15,  188 1  ;  Schalk, 
Quellenbeiträge  zur  älteren  Niederösterreichischen  Verwaltungs-  u.  Wirtschafts- 
geschichte, Blätter  d.  Ver.  f.  Lk.  von  Niederösterr.,  N,  F.  21,  1887;  Franzens- 
huld, Die  Tirna,  Jahrbuch  für  Landeskunde  von  Niederösterreich  2,  1868 — 69; 
über  den  Landschreiber  in  Steiermark:  KronesY,  S.  332  ff.,  II  S.  169  ff. ;  Luschin 
V.  Ebengreuth,  Materialien  zur  Gesch.  des  Behöidenwesens  und  der  Verwaltung  in 
Steiermark,  Beiträge  zur  Kunde  steierm.  Gesch.-Quellen  S.  229  ff.  (1897—99);  über 
den  Vicedominus  in  Kärnten :  IVerunsky,  Oesterr.  Reichs-  u.  Rechtsgeschichte 
I.  Lieferung    1S94,   S.    358,  in  Krain:    Werunsky  S.   405. 
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hunderts  beruht  seine  Existenz  mehr  auf  spekulativen  Erwägungen 
als  einwandfreien  Beweisen.  Wie  er  aber  »nter  der  Herrschaft 
Üttokars  wirklich  nachweisbar  wird,  ist  er  nicht  Zentralbeamter, 
am  allerwenigsten  eine  Art  Finanzminister  ^),  —  gerade  mit  die- 
sem Wort  kann  man  in  der  absolutistischen  Zeit  nicht  vorsichtig 
genug  sein  2);  —  der  niederösterreichische  Landschreiber  ist  nicht 
anders  als  sein  Kollege  in  Oberösterreich  und  in  der  Steiermark 
und  derVitztum  im  benachbarten  Bayern,  allgemeiner  Verwaltungs- 
beamter eines  engbegrenzten  Teilgebiets,  mit  gerichtlichen,  poli- 
zeilichen und  natürlich  auch  finanziellen  Befugnissen.  Daß  diese 
einen  Hauptbestandteil  seiner  Tätigkeit  ausmachen,  liegt  im  Geiste 
der  damaligen  Verwaltung,  die  im  Unterthan  nicht  einen  Gegen- 
stand landesväterlicher  Fürsorge,  sondern  selbst  in  den  erhaben- 
sten und  höchsten  Befugnissen,  wie  der  Gerichtsbarkeit,  nur  die 
Geldquelle  sieht  ^). 

Landschreiber  wie  Vitztum  kontrollieren  die  ihnen  unter- 
stellten Beamten  ;  die  Tätigkeit  der  Zentralstelle  vereinfacht  sich 
also  hier  insofern,  als  sie  nicht  mit  jeder  der  vielen  kleinen  Lokal- 
einnahmestellen persönlich  zu  verkehren  hat,  vielmehr  die  lästige 
Arbeit  der  Rechnungsprüfung  mit  der  Abhör  des  Gesamtrechen- 
schaftsberichts der  wenigen  Mittelbeamten  erledigen  kann. 

Während  sich  aber  der  bayerische  Vitztum  schon  früh  eine 
feste  Stellung  mit  klar  umschriebenen  Befugnissen  zu  erringen 
weiß,  verläuft  beim  Landschreiberamte  die  Entwicklung  nur  zögernd 
und  nicht  ohne  Rückschläge.  Zeitweise  fehlt  der  Landschreiber 
wieder  ganz  ^),  zeitweise  verrechnen  die  lokalen  Hebestellen  trotz 
des  Landschreibers  wieder  unmittelbar  mit  der  Zentrale  ^). 

Im  Gegensatz    hiezu    muß    auch    in    sehr  straff  organisierten 

i)  Zahn,  Steierm.  Geschichtsbl.,  2.  Jhrgg.    1881,   3.  Heft,   S.    129. 

2)  Auch  Spangenberg,  Hof-  u.  Zentralverwaltung  S.  413  operiert  mit  dem 
Ausdruck  >Finanzminister<i :  der  Kanzler  sei  zeitweise  nicht  nur  ausführendes  Organ 
der  Zentralstelle,  sondern  leitender  Finanzminister  gewesen.  Gibt  es  einen  nicht 
leitenden  Finanzminister?  Ebenso  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  im 
Mittelalter,  Bd.  I  2,  S.  1472.  Von  dem  Begriff  Minister  ist  der  Gedanke  an  eine 
Beschränkung  der  landesfürstl.  Regierungsgewalt  nicht  zu  trennen.  Davon  kann 
aber  bei  den  Landschreibern,  Kanzlern  oder  gar  bei  den  jüdischen  Finanzleuten 
nicht  die  Rede  sein. 

3)  Vgl.  die  Hubmeisterbestallungen  bei  Schalk,  Quellenbeiträge,  Bl.  d.  Ver. 
f.  Lk.  V.  N.  Ö.  N.  F.  21,  bes.  Beilage  i,  S.  441  vom  Jahr  1388,  Beil.  3,  S.  442 
vom  Jahr   1392,  Beil.  9  von   1455,   Beil.  6  von   1438. 

4)  R'rofies  I,   S.  332  ff.,  II  S.    170  ff. 

5)  S.   oben  die  Amtsrechnungen  von  Zahn  u.    Chmel. 
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Ländern  die  Entwicklung  oft  an  der  Kleinheit  und  Armseligkeit 
der  Bezirke  verkümmern.  Selbst  in  Bayern  gibt  es  noch  gegen 
Ausgang  des  Mittelalters  Aemter,  in  denen  der  Pfleger  sein  eigener 
Richter  .und  sein  eigener  Kastner  ist').  In  Tirol  finden  sich  be- 
sondere Finanzämter  —  Propsteien  —  überhaupt  nur  in  wenigen 
Sprengein  -). 

Auch  die  zeitliche  Entwicklung  ist  sehr  verschieden.  Wäh- 
rend in  Bayern  das  Amt  des  Kastners  im  Laufe  des  13.  Jahrhun- 
derts vollständig  ausgebildet  ist^*),  gehören  die  Kellner  in  den 
Mosellanden*)  und  in  Luxemburg^)  dem  14.  Jahrhundert  an,  in 
Brandenburg  und  in  den  niedersächsischen  und  niederrheinischen 
Territorien  finden  sich  Kastner  und  Rentmeister  kaum  vor  der 
Mitte  des  15.  Jahrhunderts^)^).  Häufiger  scheinen  sie  hier  erst 
jenseits  der  dieser  Arbeit  gesteckten  Zeitgrenze  geworden  zu 
sein.  Doch  wird  die  Trennung  der  Finanzverwaltung  von  der  all- 
gemeinen Verwaltung,  wo  sich  einmal  die  Erkenntnis  von  ihrer 
Notwendigkeit    angebahnt   hat,    scharf   betont    und    durchgeführt. 

Während  der  Richter  bis  hinauf  ins  19.  Jahrhundert  immer 
nur  ein  Gehilfe  des  Amtmanns  ist,  von  diesem  ernannt  und  sogar 
bezahlt  wird,  erhält  der  Finanzbeamte  eine  von  Anfang  an  vom 
Amtmanne  völlig  unabhängige  Stellung.  Er  ist  dem  Amtmann 
neben-  nicht  untergeordnet,  empfängt  seine  Befehle  auf  geradem 
Wege  von  der  Zentrale  und  verkehrt  unmittelbar  mit  dieser  ^). 
Der  Amtmann  fungiert  in  Finanzsachen  höchstens  noch  als  Büttel 
oder  Gerichtsvollzieher^).  Jedes  weitere  Eingreifen  in  Finanzan- 
gelegenheiten wird  ihm  ausdrücklich  untersagt  i"). 

1)  Rosenthal,  S.   349,   350. 

2)  Kogler,  S.  461,  vgl.  auch  die  von  Kogler  publ.  Amtsrechnungen;  ähnlich 
für  Trier  Lamprecht^  ?>.  1410,  für  Paderborn  Aubin,  S.  1 40,- Baden  i%;-y^(fr/,  S.  103, 
Württemberg  Winterlin,   S.    5. 

3)  Rosenthal,  S.   349. 

4)  Laniprechl,  S.    1410. 

5)  Mohr,  Die  Finanzverwaltung  der  Grafschaft  Luxemburg  im  Beginn  des 
14.  Jhrh.    1892,   S.   47. 

6)  Schapper,  Die  Hofordnung  von  1470,  Veröffentlichungen  des  Vereins  für 
Geschichte  der  Mark  Brandenburg,    1912,  S.    126. 

7)  Allbin,  S.  140,  Metzen,  S.  90.  Philippi,  Osnabrücker  Verfassungsgeschichte, 
S.  93,  Ritter,  Zur  Geschichte  deutscher  Finanzverwaltung  im  16.  Jhrh.,  Zeitschrift 
des  bergischen  Geschichtsvereins  Bd.  20,    1884,  S.   14. 

8)  Kogler.  S.  461,  Spangenberg,  S.  268;  in  Bayern  sind  die  vorgesetzte  Be- 
hörde die  Vitztume,  Rosenthal,   S.   348. 

9)  Lamprecht,  S.    1400,    14 13,   Schapper,   S.    126. 

10)  Schapper,  S.  126,  Spangenberg,  S.  466,  Rosenthal,  S.  352,  Anm.  5,  Lamp- 
recht, S.    1401,  Anm.  3. 
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Aus  dieser  scharfen  Betonung  der  Kompetenzgrenzen  läßt 
sich  deutlich  die  Absicht  erkennen,  der  die  besonderen  lokalen 
Finanzbeamten  ihre  Entstehung  verdanken.  Sie  sollen  nicht  so 
sehr  die  Arbeitslast  des  Amtmanns  mindern,  als  das  Einkommen 
des  Landesherrn  mehren. 

In  der  Tat  haben  dort,  wo  frühzeitig  Kastner  oder  Rent- 
meister zu  finden  sind,  die  geldlichen  Nöte  und  die  Entfremdung 
landesherrlichen  Gutes  nie  die  Höhe  erreicht  wie  anderswo.  — 

Die  Funktionen  des  Kastners  oder,  wo  ein  solcher  nicht  vor- 
handen ist,  des  Amtmanns,  konzentrieren  sich  überall  um  die 
Domänenverwaltung  ^). 

Die  Sorge  für  den  landesherrlichen  Grundbesitz  spielt  in  der 
Finanzverwaltung  eine  Rolle,  die  im  umgekehrten  Verhältnis  zu 
seinem  Erträgnis  steht  ^).  Der  Grund  für  diese  Erscheinung  ist 
darin  zu  suchen,  daß  gerade  bei  den  grundherrlichen  Einnahmen 
Naturalabgaben  vorwiegen^).  Getreide,  Vieh  und  Viktualien  aber 
gehören  nicht  —  wie  die  Stücke  einer  Münzsorte  —  zu  jenen  vertret- 
baren Gütern,  von  denen  jedes  Stück  seiner  Gattung  die  gleichen 
Eigenschaften  und  den  gleichen  Wert  besitzt.  Ein  Schwein  kann 
fett  oder  mager,  ein  Huhn  kann  jung  oder  alt  sein;  der  Landes- 
herr wünscht  aber  weder  ein  altes  Huhn  noch  ein  mageres  Schwein, 
Speckschweine«  ^)  werden    in  Oesterreich   ausdrücklich  verlangt. 

i)  Unter  Domanialeinkünften  sind  die  Erträge  aus  dem  landesherrlichen 
Grundbesitz  zu  verstehen,  also  die  privatrechtlichen  Einnahmen  des  Landesherrn. 
Im  Gegensatz  dazu  die  öffentlich-rechtlichen  Einnahmen:  ordentliche  Bede,  Gerichts- 
gefälle, Regalien,  vereinzelt  außerordentliche  landesherrliche  Steuer.  Auf  anderer 
Rechtsgrundlage :  das  Einkommen  des  Landes,  die  landständische  Steuer.  Also : 
Einkommen  des  Landesherrn,  Einkommen  des  Landes 

Privatrechtiich  öffenilich-rechtlich  landsiändische   Steuer. 

Diese  Terminologie  im  Gegensatz  zu  ße/ow,  der  unter  Domanialeinkünften  alle 
landesherrlichen  Einnahmen,  privatrechtliche  wie  öffentlich-rechtliche  verstanden 
wissen  will.  S.  v.  Below,  Geschichte  der  direkten  Staatssteuern  in  Jülich  u.  Berg, 
Zeitschrift  des  bergischen  Geschichtsvereins   1890,  26.  Bd.  S.  70. 

2)  Dopsch  schätzt  für  Oesterreich  die  Einkünfte  aus  dem  Grundbesitz  auf 
ungefähr  1/5,  die  aus  der  Ordentlichen  öffentlichen  Steuer  auf  ebenfalls  Ya,  die 
aus  den  Regalien  auf  Ya  der  gesamten  Einnahmen:  Dopsch,  Einleitung,  S.  CCXXIV. 
Die  Ansicht,  daß  die  territorialen  Finanzen  hauptsächlich  auf  dem  landesherrlichen 
Eigenbesitz  beruhten,  ist  also  zu  revidieren.  S.  auch  Dopsch,  Die  landesfürstlichen 
Gesamturbare  der  Steiermark  aus  dem  Mittelalter,    1910,  Einleitung  S.  CLXIL 

3)  Dagegen  findet  sich  bei  der  Bede  schon  früh  eine  Ablösung  in  Geld : 
Sonnenkalb,  Die  Steuer  im  Fürstentum  Lüneburg  während  des  Mittelalters,  Diss. 
1908;  Metzen,  S.  84.     Dopsch,  Steiermärkische  Urbare,  Einleitung  S.  CXIX. 

4)  Dopsch,  Oesterreichische  Urbare  S.  26  f.,  65  ff.,  75  f.  S.  auch  Rosenthal, 
S.  353,   354- 
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Der  Kastner  muß  also  jede  Abgabe  einzeln  prüfen.  Er  braucht 
dazu  nicht  nur  die  Autorität,  um  ungeeignete  Stücke  zurückzu- 
weisen, er  braucht  vor  allem  auch  die  Sachkenntnis,  ihre  Minder- 
wertigkeit zu  erkennen.  Er  braucht  ein  nicht  geringes  Maß  von 
landwirtschaftlichen  und  hausfraulichen  Erfahrungen  weiterhin,  um 
für  ihre  geeignete  Aufbewahrung  zu  sorgen. 

Es  läßt  sich  nicht  ersehen,  wie  weit  der  Kastner  Verfügungs- 
freiheit hatte,  die  abgelieferten  Waren  in  Geld  umzusetzen.  Be- 
stimmte Nachrichten  über  eine  Handelstätigkeit  des  Kastners  finden 
sich  mit  einer  Ausnahme  i)  nirgends.  Wo  weit  zurückreichende 
ziffermäßige  Abrechnungen  vorliegen,  wie  in  Tirol,  muß  man 
daher  eher  auf  eine  vorgeschrittene  Geldablösung  oder  auch  bloße 
Veranschlagung  in  Geld  zum  Zwecke  der  Abrechnung,  als  auf 
eine  kaufmännische  Verwertung  durch  den  Amtmann  schließen-]. 
In  Bayern,  Trier,  Württemberg  wird  dem  Kastner  ein  Verkauf 
von  Waren  sogar  ausdrücklich  verboten  ^).  Wenn  man  die  Ge- 
fahren bedenkt,  die  eine  längere  Lagerung  notwendig  mit  sich 
bringen  mußte,  mag  man  sich  über  eine  solche  Maßregel  wun- 
dern. Sie  wird  verständlich  bei  näherer  Ueberlegung.  Denn  wenn 
man  schon  dem  Amtmanne  Mißtrauen  entgegenbrachte,  so  waren 
Unterschleife  weniger  leicht  möglich,  wenn  er  alle  Abgaben  in 
natura  aufbewahren  mußte,  als  wenn  er  mit  ihnen  Handel  trieb. 
Naturalien  lassen  sich  nicht  thesaurieren  und  lassen  sich  weniger 
leicht  verbergen  als  Geld,  ein  Verkauf  aus  dem  herzoglichen 
Kasten  gegjn  das  Verbot  aber  hätte  sich  schwer  verheimlichen 
lassen. 

Dazu  kommt  die  aus  der  wirtschaftlichen  Struktur  jener  Zeit 
geborene  Fürsorgepolitik,  die  in  Ausfuhrverboten  und  Vorrats- 
sammlung das  Mittel  gegen  Hungersnot  und  Teuerung  erblickt. 
Endlich  die  Unmöglichkeit  eines  preiswerten  Verkaufs.  Wohin 
auch  hätte  zum  Beispiel  ein  niederbayerischer  Rentmeister  sein 
überschüssiges  Getreide  verhandeln  sollen  bei  dem  völligen  Mangel 
an  fahrbaren  Straßen  und  inmitten  von  Städten,  in  denen  sich 
heute  noch  die  Hühner  auf  dem  Marktplatze  sonnen 

Eine  planmäßige  Verwertung  der  Naturaleinkünfte  scheint 
von  allen  Territorien    nur    der  Deutsch-Ordensstaat    durchgeführt 


1)  In  Brandenburg.     S.   Schapper,   S.   55. 

2)  Kogler,  S.  529  schreibt:     »Restierende  Naturalien    werden    häufig  in  Geld 
angeschlagen«   .   .  .   ohne  aber  eine  nähere  Aufklärung  zu  geben. 

3)  Rosenthal,   S.   353,   Anm.   5,  Lamprecht,   S.    I421,    Wiiiterlin.  S.   31. 
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ZU  haben.  Dort  entwickelten  sich  die  SchäfFer  von  Marienburg 
und  Königsberg  zu  Großkaufherren,  die  mit  Getreide  und  Bern- 
stein, auf  den  der  Orden  das  Regal  besaß,  einen  einträglichen 
Handel  trieben  i). 

Die  Aufbewahrung  der  angesammelten  Vorräte  geschah  in 
den  Kellereien  oder  Kästen:  »riesigen  Gebäudekomplexen  mit 
Scheuern,  Speichern  und"'  Ställen«  und  großen  Verwaltungs- 
gebäuden mit  einer  Flucht  von  Schreibstuben  und  umschlossenen 
Plätzen  2j. 

Für  eine  längere  Lagerung  kam  wohl  im  allgemeinen  nur 
Getreide  in  Betracht.  Bei  den  übrigen  Produkten  wurde  die  sach- 
gemäße Aufbewahrung  dadurch  sehr  vereinfacht,  daß  sie  mög- 
lichst schnell  verzehrt  wurden.  Man  mußte  nur  Sorge  tragen, 
daß  nicht  alles  auf  einmal  eingeliefert  wurde,  dann  war  das  ganze 
Jahr  der  Tisch  gedeckt.  Daß  tatsächlich  alle  veranlagten  Steuern, 
auch  die  öffentlichen,  auf  die  Tafelfreuden  der  Herrschaft  und 
ihres  Dienertums  zugeschnitten  waren,  ergibt  sich  aus  der  Mannig- 
faltigkeit der  Abgaben,  auch  aus  den  Namen,  die  für  manche 
derselben  üblich  waren:  Küchendienst,  Milchsteuer,  Rindersteuer 
usw.  ^). 

Soweit  eine  Rechnungspflicht  eingeführt  ist,  fällt  dem  Kastner 
die  Abrechnung  zu.  Er  hat  auch  die  Zinsregister  zu  führen  und 
Veränderungen  in  den  Grundbüchern  nachzutragen  *)  ^). 

Dazu  kommen  noch  alle  die  Aufgaben,  die  der  grundherr- 
lichen Wirtschaftsverfassung  eigentümlich  waren,  und  die  natür- 
lich verschieden  sind,  je  nach  dem  schrofferen  oder  milderen 
Charakter,  den  die  Grundherrschaft  in  verschiedenen  Teilen 
Deutschlands  annimmt.  Während  im  Westen  die  Aufgaben  des 
Kastners  mit  der  Ablieferung  und  Verrechnung  im  wesentlichen 
erledigt  sind,  ist  er  im  Südosten,  mehr  noch  im  Nordwesten,  das 
Organ  jenes  System  von  Beaufsichtigung  und  Bevormundung, 
das  sich  nicht  mit  der  Kontrolle  der  Wirtschaftsführung  begnügt, 
sondern  die  ureigensten  Angelegenheiten  der  Kastenleute  zum 
Tummelplatz    obrigkeitlicher  Vorschriften    und  Schikanen    macht. 


1)  Klein,    Die    zentrale    Finanzverwaltung    im    Deutsch-Ordensstaat    Preußen, 
SchmolUrs  Forschungen,  Bd.   23,   1,    1905  S.  21  f. 

2)  Carlebach,   S.    10. 

3)  Kosenthai,  S.  351,  Anm.   5;  Kogler,  S.  648,  665,  666. 

4)  Kosenthill,   S.   350  f.;   Lamprecht   1416,    14 17;   Spangenberg  466. 

5)  Ueber    das  Schreib-  u.  Rechnungswesen  der  Amtleute  s.  im  Text  Teil  II. 
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Eine  Fülle  von  Aufgaben,  eine  Fülle  von  Macht,  die  nicht 
nur  einen  klugen  und  sachkundigen,  die  vor  allem  auch  einen 
ehrlichen  und  gerechten  Mann  erfordern.  Die  Kastner  und  Amt- 
leute scheinen  diese  Eigenschaften  nicht  durchweg  besessen  zu 
haben.  Die  Landesherren  beklagen  sich  über  ungetreue  und  un- 
wissende Sachwalter,  die  Untertanen  über  ungerechte  und  erpres- 
serische Obere  ^).  Besonders  die  Kastner  standen  auf  keiner  sehr 
hohen  Stufe  von  Bildung  und  Wohlanständigkeit.  Sie  sind  auch 
meist  sozial  niedriger  stehenden  Schichten  entnommen  als  die 
übrigen  Amtleute^).  Wenn  der  Herzog  1516  seinen  Landständen 
verspricht:  »hinfüran  unsere  gericht,  cäßtn,  zöl  und  mautambt 
allenthalben  in  unseren  landen«  mit  Leuten  zu  besetzen,  die  »edl 
oder  erber,  redlich,  eelicher  geburdt  und  verstenndig  sind«,  wie 
mag  es  da  vorher  mit  der  Redlichkeit  und  Verständigkeit  bestellt 
gewesen  sein.!^ 

Die  öffentlich-rechtlichen  Abgaben  empfängt  nicht  durchweg 
der  Kastner  oder  Amtmann.  In  Jülich-Berg  und  Cleve-Mark  wird, 
ebenso  wie  in  Oesterreich,  die  Bede  an  den  Richter  abgeliefert^). 

Die  Unterscheidung  ist  wichtig,  weil  man  in  ihr  einen  Beweis 
gesehen  hat  für  die  öffentlich-rechtliche  Natur  der  Bede  und  den 
Ursprung  des  Territoriums  aus  der  Gerichtsgewalt  *).  Mit  wenig 
Glück.  Denn  in  einer  weit  größeren  Anzahl  von  Territorien  wird 
die  Bede  von  der  gleichen  Persönlichkeit  erhoben,  die  auch  die 
grundherrlichen  Gefälle  einzieht;  nicht  nur  in  den  nordöstlichen 
Territorien-^),  wo  der  Vogt  bis  weit  ins  15.  Jahrhundert  sämtliche 
Verwaltungsfunktionen  in  seiner  Person  vereinigt,  auch  im  Süd- 
osten, Südwesten  und  in  Niedersachsen,  wo  neben  dem  Kastner 
oder  Amtmann  ein  besonderer  Richter  vorhanden  ist*^). 

i)  Rosenthal,  S.  96  ff.,  313  fF.,  578;  C.  H.  L.  Hoffmmm,  Das  Finanzwesen 
von  Württemberg  im  16.  Jhrh  ,  1840,  S.  35,  Anm.  18;  Fester,  Markgraf  Bern- 
hard I.  u.  d.  Anfänge  des  badischen  Territorialstaats,  S.  22  ;  Spafui,  Pommern. 

2)  Rosenthal,  S.   573. 

3)  V.  Below,  Zeitschrift  des  bergischen  Geschichtsvereins  26.  Bd.,  S.  51, 
Ritter,  S.  14,  h'oernicke,  S.  10,  Niepmann,  Die  ordentlichen  Staatssleuern  in  Cleve- 
Mark,  Schmollers  Forschungen,   14.  Bd.,  4,  S.  49,   53. 

4)  V.  Below,  26.  Bd.,  S.  52  ;  ders.,  Probleme  der  Wirtschaftsgeschichte,  1920, 
S.  654  f. 

5)  Spangenberg,  S.  367,  Küster,  Die  Verwaltungsorganisation  Mecklenburgs 
im  13.  u.  14.  Jhrh.  Diss.  1909,  S.  46  ;  Schrecker,  Das  landesfürstl.  Beamtentum 
Anhalts,    1200  — 1574,  Gierkcs  Untersuchungen  Heft  86,    1906,  S.  41. 

6)  In  Bayern  wird  zwar  im  13.  Jhrh.  die  Steuer  vom  Richter  eingenommen: 
[Bausch,  Die  Steuer  im  Herzogtum  Bayern  bis  zum  ersten  landständischen  Freibrief 
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Mit  dieser  Feststellung  soll  aber  nun  keineswegs  ein  Feldzug 
gegen  die  öftentlich-rechtliche  Natur  der  Bede  eingeleitet  werden. 
Werden  doch  auch  die  Gerichtsgefälle,  deren  öffentlich-rechtlicher 
Charakter  jedenfalls  unbestritten  ist,  bisweilen  vom  Kastner  ein- 
genommen 1).  Es  soll  lediglich  betont  werden,  wie  wenig  formal- 
juristische Gesichtspunkte  in  der  mittelalterlichen  Finanzverwaltung 
zu  bedeuten  haben.  Nicht,  ob  öffentlich-rechtlich  oder  privat- 
rechtlich, wird  gefragt,  sondern  nach  Gründen  der  Tradition  und 
Zweckmäßigkeit. 

Lediglich  solche  Gründe  sind  auch  maßgebend  für  die  Ver- 
waltung der  Regalien. 

Wo  großer  Verkehr  herrscht,  wie  in  Tirol,  wo  die  Zollstätten 
in  Brixen  und  Trient  drei-  und  viermal  so  viel  tragen,  wie  die  übrigen 
Einnahmen  zusammen^),  oder  wo  große  Wasserstraßen  den  Ver- 
kehr an  sich  ziehen,  wird  der  Zoll  von  der  allgemeinen  Verwal- 
tungsorganisation abgetrennt^)  und  unmittelbar  der  Zentrale  unter- 
stellt. Wo  es  sich  dagegen  nur  um  unbedeutende  Erträgnisse 
handelt,  wie  in  Bayern  ^j,    oder  in  den  kleinen  niedersächsischen 


131 1,  Diss.  1888,  S.  33,  34)  und  »in  den  folgenden  Jahrhunderten  wurden  den 
Pflegern  und  Richtern  diese  Funktionen  als  Steurer  und  Einbringer  nicht  entzogen.« 
S.  Kosenthai,  S.  340.  Rosenthal  verquickt  aber,  indem  er  an  die  Ausführungen 
Baaschs  anknüpft,  ordentliche  und  außerordentliche  Bede.  B.  spricht  immer  nur 
von  d'  r  ordentlichen  Bede.  Da  in  der  von  ihm  behandelten  Zeit  der  Richter 
noch  häufig  der  einzige  Beamte  in  seinem  Bezirk  ist,  ist  es  klar,  daß  er  auch  die 
Steuer  einnimmt,  genau  wie  die  Grundzinsen.  Bei  den  von  Rosenthal  für  die 
folgenden  Jahrhunderte  zitierten  Beispielen  aber  handelt  es  sich  stets  um  die 
außerordentliche  Steuer.  Dagegen  finden  sich  keine  Anhaltspunkte,  daß  die  Ver- 
waltung der  ordentlichen  Bede  von  der  übrigen  Einnahmeverwaltung  getrennt 
gewesen  wäre.  —  Aehnlich  in  Tirol;  Kegler,  S.  528;  ferner  für  Trier:  Lainprecht, 
S.  141 3,  //.  Weis,  Die  ordentlichen  direkten  Staatssteuern  von  Kurtrier  im  Mittel- 
alter. Diss.  1893,  S.  75;  für  Württemberg;  Ernst,  P.,  Die  direkten  .Staatssteuern 
in  der  Grafschaft  Württemberg,  im  Württembergischen  Jahrbuch  für  Statistik  und 
Landeskunde,  1904,  Heft  2,  S.  59;  für  Lüneburg:  Sonnenkalb,  S.  37;  für  Münster : 
Heizen,  S.  88  ff.  ;  für  Hildesheim:  Peters,  S.   263;   für  Salzburg:  Piltuer,  S.   520. 

1)  Spangenberg,   S.   268,    Lamp^echt,    14 13. 

2)  Stolz,  Das  mittelalterliche  Zollwesen  Tirols  bis  zur  Erwerbung  des  Landes 
durch  die  Herzoge  von  Oesterreich  (1363),  Archiv  für  österr.  Geschichte,  97.  Bd. 
S.   720  f. 

3)  Spangenberg,  S.  289  f.,  293  ;  Jürgens,  Die  Landeshoheit  im  Fürstentum 
Lüneburg  bei  Beginn  des  Erbfolgekriegs  (1371),  Diss.  1888,  S.  64;  Laniprecht, 
S.    1404  f. 

4)  Rosenthal,   S.    391. 
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Krummstabländern  ^),  auch  in  Anhalt  '^)  und  Baden  ^),  muß  der  Amt- 
mann oder  Kastner,  oft  auch  einer  ihrer  Schreiber,  den  Zoll  mit 
versorgen. 

Der  gleiche  Grundzug  macht  sich  auch  innerhalb  ein  und 
desselben  Territoriums  geltend.  In  Oesterreich  sind  die  großen 
Aemter  völlig  selbständig,  die  kleinen  Zollbeträge  vereinnahmt 
der  Amtmann  *). 

Die  Sonderstellung  der  Münz-  und  Bergämter  erklärt  sich 
außer  durch  ihre  finanzielle  Bedeutung  aus  ihrem  technischen 
Charakter,  der  ein  umfangreiches  und  geschultes  Personal  und 
eine  eigene  sorgfältige  Verwaltung  bedingt.  Wir  finden  denn 
auch  die  Grundsätze  einer  rationellen  kaufmännischen  Wirtschafts- 
führung von  allen  landesherrlichen  Aemtern  zuerst  bei  den  tech- 
nischen. In  Sachsen  werden  in  der  Freiberger  Münze  regelrechte 
Bücher  geführt  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Amtleute  der  Bezirks- 
vervvaltungen  noch  kaum  lesen  und  schreiben  können  S). 

Wie  hat  man  sich  nun  die  Einhebung  der  veranlagten  Ab- 
gaben zu  denken.? 

I.  In  Jülich-Berg,  Mecklenburg,  Holstein,  Trier  ziehen  der 
Amtmann  oder  seine  Knechte  von  Haus  zu  Haus  und  sammeln 
die  Bede  ein"). 

Es  fehlt  dabei  nicht  an  rührseligen  Vorschriften,  die  den 
Untertanen  das  landesväterliche  Wohlwollen  vor  Augen  führen 
sollen.  >>Wo  eine  Frau  im  Kindelbett  liegt,  da  soll  der  Amtmann 
dem  Huhn  den  Hals  abstechen«  und  es  dann  dem  Bauern  wieder 
hinwerfen,  damit  er  für  seine  kranke  Frau  eine  Suppe  davon 
koche  ^). 

Trotzdem  waren  natürlich  bei  solchem. Einsammeln  ä  part 
die  Steuerpflichtigen  der  Willkür  der  Sammler  in  stärkerem  Maße 
ausgeliefert,  als  wenn  sie  gemeinsam  an  eine  Sammelstelle  ablie- 
ferten, besonders  wenn,  wie  in  Luxemburg,  zwar  feste  Reallasten 


1)  Barth,  S.  390,  Peters,  S.  263. 

2)  Schrecker,  S.    126. 

3)  Herkert,  S.    108. 

4)  Dofsch,  Oesterr,  Urbare,  S.   2,   6,   222 — 231  f. 

5)  Beschorner,  Das  Amt  Freiberg  und  seine  Verwaltung  um  die  Mitte  des 
15.  Jhrh.,    1897,   S.   5ff. 

6)  V.  Below,  26.  Bd.,  S.  44  ;  Breiniecke,  Die  ordentlichen  direkten  Staats- 
steuern Mecklenburgs,  Diss.  1900,  S.  91  ;  Reuter,  Zeitschrift  der  Gesellschaft  für 
schleswig-holsteinische  Geschichte,   1905,   35.  Bd.,  S.  185;   Wei'!,  Kurtrier,  S.  72. 

7)  Weis,  S.  36. 
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von  den  Pflichtigen  selbst  zur  Sammelstelle  gebracht  werden 
mußten,  Abgaben,  die  »einen  der  Veränderung  unterworfenen 
persönlichen  Charakter  <-  hatten,  aber  von  der  Finanzbehörde  bei- 
getrieben wurden  1). 

Einfacher,  wohlfeiler  und  sicherlich  mehr  dem  Erfordernis 
nach  Bestimmtheit  der  Steuer  entsprechend  war  es  jedenfalls, 
wenn  die  Pflichtigen  ihre  Abgaben  selbst  ins  Amt  brachten  2). 
Der  Büttel  meldet  sich  dann  nur  bei  den  säumigen  Zahlern,  die 
nun  natürlich  auch  noch  dessen  Zehrungskosten  tragen  müssen. 
Wo  der  räumliche  Umfang  der  Aemter  zu  groß  ist,  werden 
Unterabteilungen  gebildet,  die  »Kastenbereiter-Aemter«,  in  denen 
ein  Unterbeamter  des  Kastners,  der  Kastenbereiter,  die  Gefälle 
in  Empfang  nimmt  und  dann  ans  Kastenamt  abliefert  ^).  Aehn- 
lich  in  Cleve-Mark  die  Schlütereibezirke  *),  in  Ravensberg  die 
Untervogteien  und  Kirchspiele^). 

II.  Häufiger  bedient  sich  der  Landesherr  der  Vermittlung 
schon  bestehender  Verbände,   der  Gemeinden. 

Man  kann  eine  dreifache  Art  unterscheiden,  in  der  die  Ge- 
meinden an  der  Steuererhebung  beteiligt  sind : 
a)  das  System  der  Einhebung  durch  landesherrliche  Gemeinde- 
vorsteher. Es  ist  zu  finden  in  den  oberrheinischen  Territorien 
und  in  der  Pfalz.  Der  Vorsteher  der  Gemeinde,  der  Schult- 
heiß, zieht  die  Gefälle  ein,  führt  die  Zinsbücher  und  verrechnet 
Einnahmen  und  Ausgaben.  Wo  größere  Verwaltungskreise, 
Kellereien  oder  Aemter' schon  bestehen,  führt  er  die  Ueber- 
schüsse  an  diese  ab,  außerdem  unmittelbar  an  die  Zentrale. 
Daneben  hat  er  die  Gemeindeverwaltung,  geht  aber  nicht  aus  der 
Wahl  der  Dorfgenossen  hervor,  sondern  wird  vom  Markgrafen  er- 
nannt und  bezahlt.  Er  vertritt  in  erster  Linie  die  Interessen 
des  Landesherrn,  erst  in  zweiter  die  der  Dorfgenossen.  In- 
folgedessen verliert  er  allmählich  seine  gemeindeamtlichen 
Funktionen  an  den  Bürgermeister,  seine  Bedeutung  als  landes- 
herrlicher Beamter  ist  schon  früher  durch  die  Bildung  höherer 
Verwaltungsverbände  geschmälert  worden^). 
i)  Mo/ir,  S.  40  f. 

2)  Anscheinend  in  Bayern:  Rosenthal,  S.   353,  Anm.   3. 

3)  Rosenthal,  S.  354. 

4)  11  gen,   S.   19. 

5)  Nttzsck,  S.  29. 

6)  Herkert,  S.  98  ff.;  Sponheimer  Ordnung  v.  1437,  §  14,  zit.  bei  Lamprecht, 
I,  2,  S.    1419,  Anm.  8. 
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b)  Das  gemischte  System.  Der  Dorfvotsteher,  der  die  Gefälle 
einzieht,  wird  von  der  Gemeinde  gewählt  und  vom  Landes- 
herrn bestätigt.  Seine  gemeindliche  Tätigkeit  ist  ehrenamtlich, 
vom  Landesherrn  erhält  er  einige  Hufen  Land  und  Bedefrei- 
heit 1).  In  den  niederrheinischen  Gegenden  ist  er  hin  und  wie- 
der zugleich  Gerichtsbote  und  Büttel  2).  Da  er  im  Dorf  an- 
sässig ist  und  sein  Amt  in  erster  Linie  den  Dorfgenossen  ver- 
dankt, sind  seiner  Willkür  Schranken  gesetzt.  Trotzdem  bleibt 
er  dem  Landesherrn  verpflichtet. 

c)  Die  Selbstverwaltung.  Die  Gemeinde  ist  in  der  Einhebung 
der  Steuern  vom  Landesherrn  völlig  unabhängig.  Die  Dorf- 
genossen wählen  ihren  »Steuerzieher«  selbst  und  bezahlen  ihn 
auch  selbst^).  Er  ist  der  Gemeinde,  nicht  dem  Landesherrn 
für  das  richtige  Einbringen  der  Steuer  verantwortlich  und  legt 
der  Gemeinde  Rechnung  *).  Der  Steurer  tritt  hier  dem  Pflich- 
tigen also  nicht  als  Obrigkeit,  sondern  als  Angestellter  gegen- 
über. Der  Vorteil  einer  solchen  Umkehrung  des  Abhängig- 
keitsverhältnisses für  die  Pflichtigen  liegt  auf  der  Hand.  Er 
ist  um  so  größer,  als  sich  mit  der  gemeindlichen  Selbständig- 
keit in  der  Erhebung  auch  eine  weitgehende  Selbständigkeit 
in  der  Veranlagung  verbindet.  Ein  »Gemeindeauschuß«  oder 
»der  Dorfmeister  mit  der  Nachbarschaft«  oder  ein  »auf  ein 
Jahr  gewählter  Steuerhauptmann  mit  zwei  doripürgen«  schätzen 
das  Besitztjm  des  Pflichtigen  und  bestimmen  die  auf  ihn  tref- 
fende Steuerquote  ^).  Nach  einer  aus  der  Gemeinde  Vigo  er- 
haltenen Urkunde  sind  nach  der  Schätzung  die  männlichen 
Bewohner  der  Gemeinde  in  gewohnter  Weise  zusammengekom- 
men und  haben  die  von  den  Schätzern  gemachte  Schätzung 
gebilligt  und  bestätigt.  Die  Schätzer  schwören  bei  den  Evan- 
gelien,   daß    sie    die  Schätzung    gemacht    hätten    nach  bestem 


i)   Schrecker,  S.  47  f. 

2)  V.  Below,  26.  Bd.,  S.  45,  46;  Schütze,  Bezirk  und  Organisation  der  nieder- 
rheinischen Ortsgemeinde,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Niederrheins,  15.  Bd.  1900, 
S.  233. 

3)  Kogler,  S.   530,  531,   532;  Eriist,  S.  60. 

4)  Kogler,  S.  532.  In  Tirol  erfährt  man  auch  einiges  über  die  Art  und 
Weise,  nach  welcher  bei  der  Eintreibung  der  Steuer  vorgegangen  wurde:  »Meist 
wurde  es  so  gehalten,  daß  öffentlich,  etwa  durch  Verkünden  in  der  Kirche  ein 
Tag  angesetzt  wurde,  an  welchem  jedes  steuerpflichtige  Gemeindemitglied  seine 
Steuerquote  zu  erlegen  halte,  widrigenfalls  es  eine  Strafe  zu  gewärtigen  hatte.« 
Kogler,  S.   531. 

5)  Kogler,  S.  526  ff. 
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Wissen  und  Gewissen,  ohne  Hinterhalt,  unparteiisch  und  unbe- 
stechlich 1).     Das  Protokoll   hierüber    wurde  von    einem  Notar 
in  Gegenwart  mehrerer  unbeteiligter  Zeugen  aufgenommen.  — 
Da    die  Umlage  der  Steuer    innerhalb   der  Gemeinde   jährlich, 
längstens  in  dreijährigen  Perioden,  neu  erfolgt  2),  ist  wenigstens 
in    ihrem  Rahmen   eine  Besteuerung    nach   der  Leistungsfähig- 
keit möglich. 
Die  Mitwirkung  der  Gemeinde  bei  der  Veranlagung  ist  häu- 
figer als  ihre  Mitwirkung  bei  der  Erhebung.     Auch   in  Württem- 
berg   finden    sich    eigene   »Steuersetzer«,    die    von  der  Gemeinde 
»erwählt,  vereidigt  und  bezahlt«   werden^).     In  Trier  sind  es  die 
Schöffen    oder    angesehene  Bürger,    die  die    Steuerverteilung   be- 
sorgen'*), ebenso  in  Jülich-Berg  ^).    Voraussetzung  dabei  ist  aller- 
dings,  daß    die  Steuer  Gemeindelast   ist,    das    heißt,    daß  sie  als 
Ganzes  auf  den  einzelnen  Gemeinden  liegt. 

Dies  ist  der  Fall  fast  immer  bei  den  Städten^).  Die  Ver- 
teilung und  Erhebung  der  Steuer  erfolgt  hier  ebenfalls  nicht  durch 
landesherrHche  Amtleute,  sondern  durch  den  Rat  und  gewählte 
Verwaltungsorgane  ').  Auf  dem  flachen  Lande  findet  sich  Ge- 
meindebesteuerung außer  in  den  schon  genannten  Territorien  ^) 
in  Cleve-Mark  ^)  und  teilweise  in  Bayern  ^'^). 

Der  Vorteil,  wenn  nicht  der  einzelne  Untertan,  sondern  die 
Gemeinde  Steuersubjekt  ist,  besteht  für  den  Landesherrn  in  der 
Ersparung  von  Verwaltungskosten,  in  der  größeren  Sicherheit, 
mit  der  er  auf  den  Eingang  der  Summe  rechnen  kann,  und  in 
der  größeren  Bestimmtheit  der  Summe,  mit  der   er  rechnen  kann. 


i)  bona  fide,  sine  fraude,  remoto  odio,  amore,  timore,  precibus  et  precio 
Urkunde  gedruckt  im   Wortlaut  bei  Kogler,  S.  689. 

2)  Kogler,  S.  528,  514. 

3)  Ernst,  S.  60. 

4)  Weis,  S.  68,  69. 

5)  V.  Behw,  26.   Bd.,  S.  42,  43. 

6)  Spavgenberg,  S.  349;  Niepmaun,  S.  44  f.;  Weis,  S.  54;  Bausch,  S.  35; 
Kogler,  S.  592;  Sonnenkalb,  S.  39;  Hetzen,  S.  72  ff. ;  Radioff,  S.  55  ;  Brennecke, 
S.  65  f.;  Ernst,  S.   57;  Zeumer,  Die  deutschen  Städtesteuern,    1878,  S.  23  ff. 

7)  Spangenberg,  S.  365  ;  Hetzen,  S.  74;  Sonnenkalb,  S.  39;  Radioff,  S.  55! 
Kogler,  S.  593,  594 ;  Rachfahl,  S.  63  ;  Rosenthal,  Beiträge  zur  deutschen  Stadt- 
rechtsgeschichte,   1883,  S.  27,  232  ff.,  V.  Below,  26.  Bd.  S.  48  f. 

8)  Tirol^  Kogler,  S.  536,  S.  545,  Württemberg,  Ernst,  S.  59;  Trier,  Weis, 
S.  54  f. ;  Jülich-Berg,    v.  Below,   26.  Bd.,  S.   36. 

9)  Nicpmann,   S.  44,  46. 
10)  Baasch,   S.  8,  35. 
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Demgegenüber  aber  beträchtliche  Nachteile  :  die  Gemeinde 
vermag  in  ihrer  Gesamtheit  einen  bedeutend  stärkeren  Druck  aus- 
.zuüben,  als  der  einzelne.  Sie  setzt  daher  leichter  eine  Herab- 
setzung oder  Fixierung  ihrer  Steuerpflicht  durch.  In  der  Tat 
sind  auch  fast  alle  Städtesteuern  fixierte  Lasten,  die  Jahr  für  Jahr 
gleich  bleiben  und  mit  dem  Aufblühen  der  Städte  und  ihrer 
wachsenden  Leistungsfähigkeit  nicht  Schritt  halten^).  Die  Fixie- 
rung der  Leistungsfähigkeit  bedeutet  aber  weiter  eine  Quelle  von 
Reibereien  zwischen  Selbstverwaltungskörper  und  Landesherrn. 
Wenn  eine  Gemeinde  eine  ein  für  allemal  festgesetzte  Summe  in 
ihrer  Gesamtheit  zu  tragen  hat,  so  verringert  sich  naturgemäß 
der  auf  den  einzelnen  treffende  Anteil,  je  mehr  die  Zahl  der 
Teilnehmer  wächst.  Anderseits  ist  jeder  Untertan,  der  in  einer 
solchen  Stadt  das  Bürgerrecht  erwirbt,  für  den  Landesherrn  als 
Steuerzahler  verloren.  Der  Landesherr  hat  daher  ein  ebenso 
großes  Interesse  daran,  daß  kein  Steuerzahler  in  die  Stadt  hinein- 
kommt, wie  die  Stadt,  daß  keiner  ihrer  Zahler  herauskommt. 
Das  Ergebnis :  eine  kleinliche  Beschränkung  der  Untertanen  in 
ihrer  Verfügungsfreiheit  über  Person  und  Eigentum.  Der  Landes- 
herr läßt  sich  von  seinen  Leuten  versprechen,  nicht  in  »solche 
Stätten  der  Freiheit«  verziehen  zu  wollen.  Die  Städte  verbieten 
ihren  Bürgern,  sich  aus  dem  Bezirke  heraus  zu  verheiraten,  außer 
sie  zahlen  ihre  Steuer  weiter  oder  der  Landesherr  leistet  für  ihren 
Anteil  eine  Abkaufssumme.  Die  Städte  gewähren  das  Bürger- 
recht Leuten,  die  außerhalb  ihrer  Mauern  wohnen  und  außerhalb 
derselben  begütert  sind.  Verbot  des  Landesherrn,  solche  »Pfahl- 
oder Scheinbürger«  aufzunehmen  ^j.  Dagegen  wieder  Verbot  der 
Städte,  steuerpflichtigen  Grundbesitz  an  vom  Landesherrn  privile- 
gierte Personen  zu  verkaufen  oder  zu  verschenken  ^).  Ein  Ratten- 
könig von  feindseligen  Maßregeln,  bei  denen  aber  sicher  die  Städte 
besser  auf  ihre  Rechnung  kamen. 

III.  In  den  nordöstlichen  Territorien  findet  sich  noch  eine 
weitere  Art  der  Abgabenerhebung.  Der  Landesherr  läßt  die 
Steuer  von  den    ständischen  Hintersassen    durch  den  Grundherrn 


1)  Spaugenbei-g,  S.  34S  ff.  ;  Rachfahl,  S.  63;  H.  E.  Meyer,  S.  69  f.  ;  Radioff, 
S.  55,  Bremiecke,  S.  65  f. ;  Sonnenkalb,  S.  39;  Metzen,  S.  73;  v.  Beloiv,  26.  Bd. 
S.   22;   Weis,  S.  65;   Ernst,  S.  57;   Kogler,  S.   592;   Biitner,  S.   555, 

2)  Weis,  S.  60;  Spafigenberg,  S.  350,  ebd.  Anm.  io  über  die  Bedeutung  des 
Wortes  >Pfahlbürger«  als  Schein-  oder  falsche  Bürger;  Beloiu^  26.  Bd.,  S.  38  f. ; 
Metzen,  S.  75,  "] 6  \  Bitttier,  S.  554. 

3)  Sonnenkalb,   S.   39,   40. 
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erheben  i).  Auch  in  Salzburg  hat  sich  dieses  Verfahren  einge- 
bürgert ^).  Scheinbar  die  wohlfeilste  Form  der  Erhebung,  ist  es 
in  Wirklichkeit  die  teuerste.  Denn  überall,  wo  das  üblich  ist,  ist 
die  Steuer  dem  Landesherrn  entglitten  und  in  den  Besitz  des 
Grundherrn  übergegangen. 

lieber  die  technischen  Hilfsmittel,  die  die  Amtleute  bei  der 
Abgabenerhebung  benutzen,  erfahren  wir  wenig.  Sicherlich  sind 
in  den  vorgeschrittenen  Territorien  die  höheren  Lokalbeamten 
lese-  und  schreibkundig  gewesen,  zum  mindesten  besaßen  sie 
einen  schreibkundigen  Gehilfen  ^).  In  Tirol  hatte  jedes  Amt  eine 
Steuerrolle,  auf  der  die  Namen  der  Pflichtigen  und  die  Höhe  der 
zu  entrichtenden  Abgaben  verzeichnet  waren  ^).  Die  älteste  dieser 
Listen,  die  aus  dem  Jahr  1270  stammt,  wird  geschildert  als  eine 
Pergamentrolle,  die  auf  der  Vorderseite  ganz,  auf  der  Rückseite 
halb  beschrieben  ist  ^).  Auch  in  Oesterreich  scheinen  solche 
Rollen  in  Benützung  gewesen  zu  sein  ^)  ').  Es  ist  auch  ohne  wei- 
teres zu  klauben,  daß  die  Schulzen  des  Oberrheins,  die  ja  durch- 
weg sozial  höherstehenden  Schichten  entstammten,  imstande  waren, 
sich  schriftlicher  Veranlagungslisten  zu  bedienen  ^).  Ebenso  be- 
saßen natürlich  die  Städte  schreibkundige  Leute.  Wie  aber  wußten 
sich  die  weniger  gelehrten  Amtspersonen  zu  helfen,  vor  allem  die 
untern  Steuerorgane,  die  Büttel  und  die  Gemeinden  auf  dem 
flachen  Lande  ? 

Wenn  man  die  Schwierigkeit  bedenkt,  die  heute  noch,  im 
Zeitalter  der  allgemeinen  Schulpflicht,  einem  bäuerlichen  Dorf- 
oberhaupt das  Lesen  und  Verstehen  eines  amtlichen  Schriftstückes 
macht,  kann  man  sich  die  Benützung  schriftlicher  Steuerlisten  hier 
schwer  vorstellen.  Man  möchte  an  eine  Mitwirkung  der  Geist- 
lichen denken.     ¥üv  eine    solche  Hilfeleistung  ergeben    sich  aber 


i)  Spangeilberg,  S.   243,  244;   Brenneckc,  S.  90,  91. 

2)  Bittner,  S.  537. 

3)  Heuberger ,  Das  Urkunden-  und  Kanzleiwesen  der  Grafen  von  Tirol, 
Herzoge  von  Kärnten  aus  dem  Hause  Görz.  Mitt.  d.  Inst.  f.  Oeslerr.  Gesch. F. 
9.  Erg.Bd.   1915,  S.   112,    113;  s.  auch  im  Text  Teil  II. 

4)  Kogler^  S.  468,  Heuberger,  S.   114. 

5)  Vogler,  S.  463,  Anm.  3. 

6)  Dopsch,   Oesterr.  Urbare.     Einleitung,  S.  XCIV. 

7)  Für  Brandenburg  wird  das  Vorhandensein  von  Registern  bei  der  Lokal- 
verwaltung erst  durch  das  Landbuch  von  1375  bezeugt:  Spangenberg,  S.  366,- 
Anm.   I. 

8)  Herbert,   S.    102. 
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keinerlei  Anhaltspunkte.  Dagegen  gibt  eine  Aufklärung  ein  Be- 
richt aus  Trier.  Nachdem  dort  die  Schöffen  die  einzelnen  Steuer- 
beträge festgestellt  haben,  schneiden  sie  sie  in  ein  Kerbholz  ein ; 
das  Kerbholz  wird  dem  Richter  abgeliefert,  dieser  gibt  es  seinem 
Boten,  der  dann  von  Haus  zu  Haus  geht  und  die  Bede  nach  dem 
Kerbholz  einhebt  *)  ^).  Die  Handhabung  hat  man  sich  so  vor- 
zustellen, daß  schon  bei  der  Steuerveranlagung  zwei  zueinander 
passende  Kerben  geschnitten  wurden,  von  denen  dann  die  eine 
die  Steuerbehörde,  die  andere  der  Steuerpflichtige  erhielt. 

Kerbhölzer  werden  auch  sonst  häufig,  besonders  als  Quit- 
tungen verwendet.  Noch  in  der  Speyrer  Amtsordnung  werden 
sie  als  Hilfsmittel  für  die  Abrechnung  und  als  Quittungsbeleg 
vorgeschrieben,  ebenso  spielt  das  Ankerben  in  den  Reformen 
Lud^vig  V.  Eybs  eine  Rolle.  Die  ganze  Hofwirtschaft  wird  auf 
dieser  Grundlage  kontrolliert.  Der  Bauer  kerbt  mit  dem  Müller, 
der  Müller  mit  dem  Bäcker,  der  Bäcker  mit  dem  Küchenmeister, 
an  den  er  die  fertige  Backware  abliefert^).  »Das  Ankerbever- 
fahren«,  sagt  Eyb  in  seinen  Ratschlägen,  »ist  gut  gegen  böse  An- 
fechtung« ■*).  Es  hat  sicher  auch  in  andern  Territorien  eine  Rolle 
gespielt,  wenn  wir  auch  Näheres  darüber  vorläufig  noch  nicht 
wissen  ^). 

Die  Zentralverwaltung. 

Haupt-  und  Mittelpunkt  der  Finanzverwaltung,  wie  der  Ver- 
waltung überhaupt,  ist  der  Landesherr.  Er  regiert  und  verwaltet. 
Die  Ansicht,  daß    er    persönlich    alles    besorgen    und    persönlich 


i)  Weis,  S.  70,  72. 

2)  V.  Below  über  die  älteste  deutsche  Steuer:  »Einen  Blick  in  die  Art  der 
Erhebung  gewährt  sofort  eine  an  der  deutschen  Westgrenze  verbreitete  Bezeichnung: 
tallia  (von  dem  mittellateinischen  talliare,  schneiden)  incisura,  incisio,  Kerbe  (in 
Flandern  Kerwe),  hergenommen  von  dem  Brauch,  die  Zahlung  des  Pflichtigen  in 
das  Kerbholz  einzuschneiden«  (Probleme  der  Wirtschaftsgeschichte,    1920,  S.  625  f.). 

3)  Schaf  per,  S.  46  ff. ;  Kotelmann,  Die  Finanzen  des  Kurfürsten  Albrecht 
Achilles,    Zeitschrift    für  preuß.  Geschichte  u.  Landeskunde,    1866,   3.  Bd.  S.  99  f. 

4)  Schapper,  S.   50. 

5)  Darüber,  daß  Kerben  auch  in  den  Städten  häufig  an  Stelle  von  schriftlichen 
Quittungen  und  Schulddokumenten  verwendet  wurden,  s.  Schönberg,  Technik  des 
Finanzhaushalts  deutscher  Städte  im  Mittelalter,  103.  Stück  der  Münchner  volks- 
wirtschaftlichen Studien,  1910,  S.  112,  Anm.  4.  Auch  in  England  im  Verkehr  mit 
den  Lokalbeamten  Kerbhölzer  als  Quittungen :  Stubbs,  Constitutional  history  of 
England    1875,    i-  Bd-  S.  380. 
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nach  dem  Rechten  sehen  soll,  herrscht  durchaus  vor,  nicht  nur 
bei  ihm  selbst,  auch  bei  seinen  Untertanen^).  Die  Uebertragung 
von  Verwaltungsaufgaben  an  Dritte  ist  nur  ein  Notbehelf,  zu 
dem  der  Monarch  das  Recht,  nicht  die  Pflicht  hat.  In  dem  Maße, 
wie  die  Verwaltungsaufgaben  wachsen,  wird  aus  der  Not  die 
Gewohnheit,  und  aus  der  Gewohnheit  der  Zwang. 

Das  Problem  kann  also  nicht  lauten:  wer  verfügt,  verwaltet, 
kontrolliert?  sondern:  wann  nimmt  sich  der  Landesherr  bei  seiner 
Verwaltung  Gehilfen  und  wen  ?  Wann  tritt  er  dauernd  selb- 
ständige Befugnisse  ab  und  an  wen  ? 

Die  natürlichen  Gehilfen  des  werdenden  Landesherrn  sind 
die  Würdenträger  seines  Hofhalts-);  der  Marschall,  dem  die  Auf- 
sicht über  die  Pferde,  die  Ausrüstung  des  Hofgesindes  und  der 
Kriegsknechte  obliegt,  der  Schenk,  dem  die  Getränke,  der  Truch- 
seß  und  der  Küchenmeister,  dem  die  Wirtschaft  und  die  Speisen 
unterstellt  sind,  der  Kämmerer,  der  für  die  persönlichen  Bedürf- 
nisse d^s  Herzogs  und  den  Schatz  zu  sorgen  hat. 

In  der  Kammer,  als  Schatzaufbewahrungsort,  sucht  man 
daher  auch  zunächst  den  örtlichen  Mittelpunk  der  Finanzver- 
waltung. In  der  Tat  erfüllt  die  Kammer  in  einigen  Territorien  eine 
ähnliche  Funktion.  In  Bayern  und  in  Tirol  hat  sie  sich  zur 
zentralen  Kassenstelle  der  Hof-  und  Landesverwaltung  erweitert. 
Die  Lokalbeamten,  m  Bayern 3)  die  mittleren  Landesbeamten, 
die  Viztume,  liefern  die  Ueberschüsse  ihrer  Aemter  an  die  Kam- 
mer ab,  und  in  Tirol*)  gehen,  wenigstens  solange  das  Anweisungs- 
system noch  nicht  erfunden  war,  in  der  Tat  die  gesamten  Rein- 
erträge durch  die  Hand  des  obersten  Kämmerers.  Damit 
erschöpft    sich    allerdings     auch     seine    Wirksamkeit.      Irgendein 


i)  Der  württembergische  Herzog  Ulrich  erwidert  auf  den  Vorwurf,  daß  er 
nur  mit  3  Räten  regiert  habe,  er  habe  selbst  regiert  und  das  zu  tun  recht  gehabt. 
Winterliii,  S.  18,  —  und  in  Cleve  Mark  wünschen  die  Stände  der  liebe  i;nädige 
Herr  möge  so  zeitig  aufstehn,  daß  er  um  8  Uhr  in  den  Rat  gehen  kann  und  dort 
soil  er  wenigstens  s  i  Stunde  lang«  bleiben:  Schottmüller,  Die  Organisation  der 
Zentralverwaltung  in  Cleve  Mark,  Schmollers  Forschungen,  Bd.  14,  4,  S.  9,  auch 
Beilage    I,   Abs.   9. 

2)  Schröder,  Deutsche  Rechtsgeschichte  6.  Aufl.  I.  65I;  Küster,  S.  16,  H.  B. 
Meyer,   S.   296";;   Schrecker,  S.    i,   2;   Spaiigetiberg,  S.   45. 

3)  Bosenthal,  S.  24g,  S.   461. 

4)  Stolz,  S.  704,  Ilcubcrger,  Das  Urkunden-  und  Kanzleiwesen  der  Grafen 
von  Tirol,  Herzoge  von  Kärnten:  Mitt.  d.  Inst.,  9.  Ergänzungsband  1915,  S.  99; 
ebd.  Anm.  6;  ebenso  Stoh,   S.  704,  Anm.  2. 
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Einfluß  auf  die  Verwaltung  selbst  kam  ihm  nicht  zu.  Die  Be- 
setzung der  Aemter  nimmt  der  Landesherr  persönlich  vor,  ebenso 
prüft  er  selbst  die  Rechnungen  der  Beamten,  entweder  allein, 
oder  mit  einigen  seiner  Hofleute  und  Getreuen.  Am  allerwenig- 
sten aber  kann  der  Kammermeister  etwa  über  die  von  ihm 
verwahrten  Summen  verfügen.  Alle  eingelaufenen  Gelder :  Do- 
mänenzinsen, Vogteiabgaben,  Gerichtserträge,  Zölle,  Steuern  sind 
ganz  persönliches  Eigentum  des  Fürsten.  Er  allein  bestimmt 
über  ihre  Verwendung.  Es  ist  klar,  daß  der  Kammermeister 
auch  sonst  in  Finanzgeschäften  häufig  verwendet  wird.  Doch 
beruht  seme  Mitwirkung  immer  auf  speziellem  Auftrag.  —  In  Tirol 
bestand  neben  der  laufenden  Kasse  im  13.  Jahrhundert  auch 
noch  ein  besonderer  Staatsschatz,  der  auf  St.  Petersburg  ver- 
wahrt lag'),  ähnlich  wie  im  preußischen  Ordensland  neben  der 
Kasse  des  Tresslers  2),  die  die  laufenden  Einnahmen  und  Aus- 
gaben besorgte,  der  TreseP)  (Thesaurus)  die  Ueberschüsse  auf- 
nahm. 

Ob  in  Bayern  auch  das  finanzielle  Schreibwesen  bei  der 
Kammer  konzentriert  war,  wie  man  aus  dem  Vorhandensein 
eines  Kammerschreibers  geschlossen  hat^),  könnte  erst  eine  auf 
Schriftvergleich  beruhende  Forschung  in  den  Archiven  einwand- 
frei feststellen.  Kammerschreiber  hat  es  auch  in  den  andern 
Territorien  gegeben  und  doch  lag  das  Schwergewicht  der  Buch- 
führung —  sit  venia  verbo  —  nicht  bei  der  Kammer. 

Auch    in    Oesterreich    ist    die    Kammer  die  Zentralkasse  in 


i)  Stolz,  S.  704  Anm.  3,  Heuberger,  S.  99. 
.  2)  Klein,  S.  75  ff. 

3)  Klein,  S.  84  ff. 

4)  Rosenthal,  S.  461.  R.'i,  Ausführungen  über  die  Kammer  sind  sehr 
dürftig  und  nicht  frei  von  Widersprüchen.  Nach  R.  S.  269  soll  z.  B.  »der 
oberste  Schreiber  mit  dem  Hofmeister  und  2  Räten  wöchentlich  die  Rechnung  der 
Vitziume  prüfen.«  Abgesehen  davon,  daß  eine  wöchentliche  Prüfung  der  Viztums- 
rechnungen  ein  Unding  ist,  schreibt  R.  einige  Seiten  später  selbst  (S.  284):  »in 
2-  und  3 jährigen  Perioden  pflegten  die  Viztume  über  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben ihres  Sprengeis  Rechnung  zu  legen.«  Ferner  R.  S.  292:  »es  galt  also 
schon  im  15.  Jhrh.  jener  Grundsatz  des  heutigen  Finanzverwaltungsrechts,  daß 
jede  Behörde,  welche  Staatsvermögen  verwaltete,  schuldig  sei  über  ihre  Geschäfts- 
führung Rechnung  zu  legen«.  Dieser  Grundsatz  galt  nach  R.\  eigenen  Ausführungen 
auch  in  Bayern  schon  viel  früher  (S.  284  f.).  Wichtig  wäre  gewesen  zu  erfahren, 
ob  die  Lokalbeamten  nun  etwa  schriftlich  Rechnung  legen  mußten,  während  vorher 
ihre  Rechnungen  nur  »verhört«  wurden?  Eingehende,  aktenmäßige  Forschungen 
speziell  über   die   bayrische  Finanzverwaltung  sind  sehr  zu  wünschen. 
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welcher  »mit  dem  daselbst  ruhenden  landesfürstlichen  Schatz 
die  reellen  Erträgnisse  der  gesamten  Finanzgebarung  sich  ver- 
einigen mochten«').  Daneben  kommt  ihr  hier  aber  noch  eine 
erweiterte  Wirksamkeit  zu.  Nicht  nur  sind  ihr  gewisse  Einkünfte, 
wie  einige  Marktabgaben,  Judengelder,  speziell  zugewiesen'''),  — 
ähnliches  ist  auch  in  andern  Territorien  der  F*all  ^),  —  die 
österreichische  Kammer  steht  in  enger  Verbindung  mit  der 
Wiener  Münze ^).  Der  Wiener  Münzmeister  ist  Geschäftsleiter 
der  Münze  sowohl  als  der  Kammer.  Die  Ausdrücke  Münze  und 
Kammer  werden  gleichwertig  gebraucht.  Im  übrigen  hat  die 
Kammer  mit  der  eigentlichen  Finanzverwaltung  auch  hier  nichts 
zu  tun.  Die  Aufsicht  über  die  Aemterverwaltung  obliegt  in  den 
einzelnen  österreichischen  Ländern  gegen  Ende  des  13.  Jahrhun- 
derts dem  Landschreiber  und  vicedominus,  später  dem  Hub- 
meister, letzten  Endes  wie  überall  dem  Landesherrn  und  seinen 
Ratgebern. 

In  den  nordöstlichen  Kolonisationsgebieten  kommt  es  vor  dem 
15.  Jahrhundert  überhaupt  nicht  zur  Ausbildung  einer  größern  Zentral- 
stelle. Die  wenigen  baren  Eingänge,  die  der  Hof  erhält,  werden  in 
Brandenburg  an  einigen  bevorzugten  Plätzen  deponiert^),  in 
Sachsen  nimmt  sie  der  Hofmeister^)  oder  der  Markgraf  persönlich'^) 
in  Empfang.  Es  findet  sich  zwar  auch  in  Sachsen  wie  in  Bran- 
denburg ein  Kammermeister  als  Vorstand  der  Kammer,  davon 
aber,  daß  Hof-  oder  Landesverwaltung  in  seiner  Hand  gelegen 
hätte,  fehlt  jede  Spur^). 

Nicht  anders  ist  es  in  allen  kleinen  Territorien.  Der  Kämme- 
rer, soweit  an  vielen  Höfen  überhaupt  ein  solcher  existiert,  ist 
lediglich  Vorratsmeister   und  Schatzbewahrer^).     Sein   Einfluß    in 

i)  Dopsch,  Mitt.  d.  Inst,   i8.  S.  329. 

2)  Dopsch,  Mitt.  d.  Inst.   18,  S.  246. 

3)  Spangenberg,  S.  4091.;  Schapper,  S.    100  ff. 

4)  Dopsch,  Mitt.  d.  Inst.    18.  S.  246,  326. 

5)  Spaiigenberg,_  S.  409,  410,  auch  Schapper,  S.    104. 

6)  H.  B.  Meyer,  S.  37,  S.  72,  Anm.  2,  S.  89;  auch  Pisckel,  Die  Entwicklung 
der  Zentralverwaltung  in  Sachsen- Weimar  bis  1743,  Zeitschrift  d.  Ver.  f.  thür. 
Gesch.     N.  F.  Bd.  20,  21,   191 1  — 13,  S.  244. 

7)  H.  B.  Meyer,  S.  78. 

8)  H.  B.  Meyer,  S.  77  ff.,  auch  Puff,  Die  Finanzen  Albrechts  des  Beherzten, 
Leipziger  hist.  Abhandlungen,   16.  Heft,    191 1,  S.   18. 

9)  Winterlin,  S.  14;  nach  Radioff,  S.  14  hatte  in  Mecklenburg  der  camerarius 
>die  Einkünfte  des  Landesherrn  zu  verwalten.  Er  war  der  eigentliche  Finanz- 
beamte,   der    die  Gefälle    nicht    bloß    einzunehmen,    sondern  auch  zu  verausgaben 
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der  Hof-  wie  in  der  Landesverwaltung  ist  verschwindend  i),  ge- 
schweige, daß  ihm  irgend  welche  Befugnisse  ständig  übertragen  wor- 
den wären.  Viehnehr  ist  es  der  Marschall,  der  Hofmeister,  der  Kü- 
chenmeister, deren  Name  wieder  und  wieder  in  den  Urkunden 
begegnet,  an  die  die  Beamten  die  Ueberschüsse  abliefern,  die 
vorzugsweise  an  den  Rechnungskommissionen  beteiligt  sind. 

Der  Grundzug  ist  ja  schließlich  in  allen  Territorien  der 
gleiche,  auch  in  Bayern,  Tirol,  Oesterreich  ist  der  Kämmerer 
letzten  Endes  nichts  weiter  als  Zahlmeister.  Der  Unterschied 
liegt  lediglich  im  Grade,  nicht  in  der  Art.  Die  Zentrale  erhält  und 
verausgabt  hier  größere  Beträge  als  in  den  übrigen  Ländern.  Es 
wird  daher  auch  eine  bedeutendere  Persönlichkeit  zum  Verwal- 
ter ihrer  Kasse  bestellt.  Die  Folge  ist,  daß  diese  auch  außer- 
halb ihres  unmittelbaren  Aufgabenkreises  einen  bedeutenderen 
Einfluß  am  Hofe  sich  zu  erringen  versteht.  Denn  bei  dem  rein 
persönlichen  Vertrauensverhältnis,  das  den  Monarchen  mit  seiner 
Umgebung  verbindet,  bestimmt  niemals  das  Amt  den  Wert  des 
Trägers,  vielmehr  ist  es  stets  der  Träger,  der  die  Bedeutung  des 
Amtes  bestimmt.  So  kommt  es,  daß  nicht  nur  an  verschiedenen 
Höfen  verschiedene  Würdenträger  vorzugsweise  mit  den  Geschäf- 
ten betraut  werden  2),  auch  an  ein  und  demselben  Hofe  wechselt 
die  Bedeutung  der  Aemter^).    Befugnisse,  die  jetzt  dem  Marschall 


und  zu  verrechnen  hatte.»  Da  außer  der  Arbeit  Radio fs  noch  eine  weitere  über 
den  gleichen  Gegenstand  vorliegt  —  R.  hat  offenbar  von  der  i  Jahr  früher  er- 
schienenen Dissertation  Küsters  keine  Kenntnis  gehabt  —  bietet  sich  eine  will- 
kommene Gelegenheit  die  beiden  Ausführungen  zu  vergleichen  und  zu  kontrollieren. 
Dabei  ergibt  sich,  daß  die  so  bestimmt  vorgetragenen  Ausführungen  R.s  keines- 
wegs auch  wirklich  so  bestimmt  zutreffen.  Küster,  S.  28,  macht  vielmehr  darauf 
aufmerksam,  daß  die  auch  von  R.  benützte  Urkunde  (M.  U.  B.  XIX  10968)  die 
einzige  ist,  in  der  von  ähnlichen  Befugnissen  des  Kammermeisters  die  Rede  ist, 
daß  infolgedessen  anzunehmen  ist,  daß  diese  Befugnisse  dem  Kammermeister  eben 
nur  für  diesen  einen  Fall  übertragen  waren. 

i)  Schrecker,  S.   11,  Barth,  S.  386,  Herkert,  S.    15. 

2)  Der  Küchenmeister,  der  in  Tirol  {Mayer,  Beiträge  zur  Geschichte  der 
tirolischen  Finanzverwaltung  im  späteren  Mittelalter,  Forschungen  und  Mitteilungen 
zur  Geschichte  Tirols,  und  Vorarlbergs,  Bd.  16  und  17,  1919  und  1920,  S.  127  ff".) 
und  Brandenburg  [Spangeiiberg,  S.  48  ff.,  Schapper,  S.  105)  zeitweise  eine  so 
große  Rolle  in  der  Finanzverwaltung  spielt,  ist  in  Sachsen  »reiner  Hausbeamterc, 
ohne  Teilnahme  am  Staatsleben  {H.  B.  Meyer,  S.  32), 

3)  Schottmüller,  S.  4,  Küster,  S.  17  ff.,  Spangenberg,  S.  48  ff.  Auch  die 
Entlohnung  ist  nicht  für  das  Amt  als  solches  festgesetzt,  sondern  wechselt  nach 
der  Bedeutung  des  Amtsinhabers:  Spangenberg,  S,  91.  Ueber  den  Wandel  der 
Bedeutung  der  Aemter  in  Anhalt:   Schrecker,  S.  2—14. 
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zukommen,  gehen  bald  darauf  auf  den  Hofmeister,  von  diesem 
auf  den  Küchenmeister  über,  und  umgekehrt. 

Eine  gewisse  Stetigkeit  der  Entwicklung  und  dauernden 
Einfluß  weist  von  Anfang  an  bei  allen  Höfen  lediglich  eine 
Persönlichkeit  auf:  der  Vorsteher  der  Kanzlei,  der  oberste  Schreiber, 

Der  geistliche  Protonotar  steht  seinem  Herrn  vielleicht  nicht 
so  nahe  als  der  rittermäßige  Marschall  oder  Hofmeister,  aber  er 
ist  ihm  unentbehrlich.  Schon  seine  gelehrte  Bildung,  die  Kenntnis 
des  Latein,  der  alleinigen  Schriftsprache  bis  weit  ins  14.  Jahrhun- 
dert, seine  Gewandtheit  im  Lesen  und  Schreiben,  geben  ihm  in 
der  Behandlung  der  Geschäfte  ein  fühlbares  Uebergewicht. 
Dazu  die  besondere  Sachkunde,  die  er  sich  eben  durch  seine 
Tätigkeit  in  der  Kanzlei  erwirbt.  Hier  werden  nicht  nur  die 
Urkunden  allgemein  politischen  Inhalts  entworfen,  ausgefertigt 
und  registriert,  unter  der  Leitung  des  Kanzlers  entstehen  auch 
alle  die  Aufschreibungen  finanzieller  Natur  i),  die  das  Rüstzeug 
der  Verwaltungstechnik  jener  Zeit  ausmachen.  Gemäß  der  Sach- 
kenntnis, die  sich  die  Notare  durch  die  Vertrautheit  mit  den 
Akten  erwerben,  erstreckt  sich  ihr  Einfluß  weit  über  den  Rahmen 
der  Kanzlei  hinaus:  der  Protonotar  fehlt  fast  nie  bei  Rechnungs- 
prüfungskommissionen ^),  landesfürstUche  Notare^)  bereisen  das 
Land  zur  Steuerveranlagung,  wirken  mit  bei  der  Entscheidung 
von  Besitzstreitigkeiten,  geben  Gutachten  über  die  Berechtigung 
von  Zins-  und  Steuernachlässen,  an  den  Protonotar  liefern  in 
einigen  Territorien^)  auch  Amtleute  Ueberschüsse  ihrer  Ver- 
waltung ab  ^).  Trotzdem  wäre  es  ganz  falsch,  in  der  Kanzlei 
etwa  die  Zentralstelle  der  Finanzverwaltung    sehen    zu    wollen*^). 

1)  Spavgenbcrg,  S.  412;  einschränkende  Bemerkungen  hiezu  bei  Schapper, 
S.  96  fr.;  ferner  //.  B.  Meyer,  S.  29;  Puff,  S.  10;  Hetiberger,  S.  141,  S.  167  ff. ; 
Mehring,  Beiträge  zur  Geschichte  der  Kanzlei  der  Grafen  von  Wirtemberg,  N.  F. 
der    württembergischen    Vierteljahrshefte    für    Landesgeschichte,    25.   Jhrgg.    1916, 

s.  329. 

2)  Spangeuberg,  S.  130,  S.  412;  Schapper,  S.  96;  H.  B.  Meyer,  S.  29; 
Rosetit/iaL   S.  269;    Heuberger,   S.    170;    Herkert,  S.   42;   Lamprecht.  S.    1443,    1477, 

3)  Spangenberg,  S.   134;  Heuberger,  S.    156,   171. 

4)  Herkert,  S.  42;  Heuberger,  S.  172,  Anm.  5;  Krusch,  Die  Entwicklung  der 
Herzogl.  braunschweig.  Zentralbehörden,  Zeilschrift  des  bist.  Vereins  für  Nieder- 
sachsen,   1893—94,  S.  241  ff. 

5)  Nach  Heuberger,  S.  176  waren  auch  in  »einer  der  bestorganisierten 
Kanzleien  des  13.  Jhrh.«,  der  sizilianischen  Friedrichs  II.  Notare  als  Finanzbeamte 
tätig. 

6)  So  Spangenberg,  S.  411,  Posse,  Die  Lehre  von  den  Privaturkunden  1887, 
S.    167.      Dagegen:    Schapper,   S.   98,   auch   Rosenthal,  S.   272,  Bier,  Das  Urkunden- 
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Wenn  auch  ein  großer,  ja  der  größte  Teil  wirklicher  Arbeitslast 
auf  sie  entfällt,  so  ist  sie  doch  nur  ausführendes  Organ  eines 
höheren  Willens,  an  sich  mit  ebensowenig  materiellem  Einfluß 
auf  die  Finanzverwaltung  wie  auf  die  politische;  nur  von  der 
jeweiligen  Persönlichkeit  ihrer  Mitglieder  hängt  es  ab,  wie  weit 
diese  sich  über  das  Niveau  des  bloßen  Schreibers  erheben^). 

Eine  Arbeitsteilung  innerhalb  der  Kanzlei  läßt  sich  nicht 
nachweisen.  Der  nämliche  Schreiber  registriert  Urkunden  mili- 
tärischer, politischer,  rechtlicher,  finanzieller  Natur.  Selbst  als 
scVion  die  Kanzleibücher  nach  sachlichen  Gesichtspunkten  ge- 
schieden werden,  trifft  man  noch  die  gleichen  Hände  hier  wie 
dort  2). 

In  die  Anschauungen  über  das  Verhältnis  von  Kanzlei  und 
Kammer  hat  das  Vorhandensein  des  Kammerschreibers  einige 
Verwirrung  gebracht.  Die  Aufgabe  des  Notarius  camere  ergibt 
sich  jedoch  ohne  weiteres,  wenn  man  sich  die  Tätigkeit  des 
Kammermeisters  klargemacht  hat.  Dieser  verwaltet  die  Kasse, 
sein  Schreiber  unterstützt  ihn  bei  der  Buchung  der  Ein-  und 
Ausgänge^).  Alle  wichtigeren  Aufzeichnungen  dagegen  gehen 
aus  der  Kanzlei  hervor.  Die  Kanzlei,  und  nur  diese,  fertigt  die 
Besitzstandsverjeichnisse,  Pfandurkundün,  Anweisungsbriefe,  Rech- 
nungsbücher "^j^).  Die  Tätigkeit  des  Kammerschreibers  ist  dem- 
nach gegenüber  der  der  Kanzleinotare  nur  sehr  untergeordnet. 
Er  hat  sich  auch  nirgends,  wenigstens  in  seiner  ursprünglichen 
Gestalt,  zu  besonderer  Bedeutun"-   erhoben. 


wesen    und  die  Kanzlei  der  iVIarkgrafen  von  Brandenburg  aus  dem  Hause  Wittels- 
bach,   1323  —  73,  Diss.    1907,  S.  8. 

i)  Ueber  den  wechselnden  Einfluß  des  Kanzlers  in  Brandenburg:  Spangeii- 
bcrg,  S.   125,  413. 

2)  Bier,  S.  14,  Anm.  7  ;  Lippert,  Studien  über  die  wettinische  Kanzlei  und 
ihre  Register  im  14.  Jhrh.,  Neues  Archiv  für  sächs.  Gesch.  Bd.  25,  19.04  S.  227 
weist  durch  Schriftvergleich  nach,  daß  in  der  wettinischen  Kanzlei  eine  Ressort- 
teilung nicht  stattgefunden  hat.  Ders.,  Die  deutschen  Lehnbücher,  Leipzig  1903, 
Einl.  S.  119  f.;  Hetibergcr,  S.  141 :  »ebensowenig  aber  findet  eine  Scheidung  zwi- 
schen den  Ingrossatoren    der  Urkunden  und  den  Schreibern  der  Raitbücher  statt.« 

3)  Spangenherg,  S.   410. 

4)  Spafigeiiberg,  S.  412,  Heuberger,   S.    167  ff. 

5)  Eine  Ausnahme  in  Trier.  Hier  gehört  die  Führung  der  Rechenbücher 
zu  den  Aufgaben  der  Kammer,  der  Kanzlei  obliegt  lediglich  die  Ausstellung, 
Registrierung  und  Aufbewahrung  der  Urkunden  und  die  Kontrolle.  {Richter,  Die 
kurtrierische  Kanzlei  im  spätem  Mittelalter,  Mitt.  der  preuß.  Archivverwaltung, 
17.  Heft  191 1,  S.   24.  Lamprecht,  S.    1443.)     Ganz  ist  das  Verhältnis  von  Kammer 
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Man  hat  oft  die  Frage  aufgeworfen,  was  älter  sei:  Kanzlei 
oder  Kammer^).  Geht  nnan  auf  die  letzten  Anfänge  beider  zu- 
rück, kann  die  Antwort  nicht  schwanken.  Es  müssen  jedenfalls 
Einnahmen  dagewesen  und  verwaltet  worden  sein,  ehe  man  das 
Bedürfnis  empfand,  sie  aufzuzeicTinen.  In  der  Tat  ist  auch  an 
allen  größeren  Höfen  ein  Kammermeister  früher  nachzuweisen 
als  ein  Notar-).  Sobald  allerdings  einmal  eine  Schreibstube 
entstanden  ist,  zieht  sie  mit  der  allem  Schriftwesen  eigenen  Ex- 
pansionskraft sämtliche  Verwaltungszweige  in  ihren  Bereich, 
selbst  dabei  unablässig  sich  erweiternd,  bis  zu  dem  Punkte,  wo 
die  UeberfüUe  der  Aufgaben  die  alte  Form  sprengt.  Wie  sich 
schließlich  alles  in  ihrem  Brennpunkt  gefunden  hat,  so  beginnt 
von  hier  auch  die  Teilung  und  Trennung. 

Hand  in  Hand  mit  der  Entwicklung  der  Kanzlei  geht  die 
Ausbreitung  des  Schreibwesens  bei  den  lokalen  Aemtern. 

Um  1240  wird  in  Tirol  bereits  von  schriftlichen  Zollauf- 
zeichnungen ^)  berichtet.  Die  Raitbücher  mit  den  Rechnungen 
der  Amtleute  reichen  bis  ins  Jahr  1288  zurück,  wurden  aber, 
wie  einwandfrei  nachgewiesen  ist,  schon  früher  geführt*).  Auch 
in  Bayern^)  und  Oesterreich®)  sind  aus  den  letzten  Jahrzehnten 
des  13.  Jahrhunderts  Bruchstücke  von  Rechnungen  oder  sichere 
Beweise  von  solchen  erhalten.  Die  ursprüngliche  primitive  Tech- 
nik, die  jedem  Einnahmeposten  gleich  die  spezielle  Verwendung 
beigefügt,  und  die  noch  in  der  bayerischen  Viztumamtsrechnung 

und  Kanzlei  in  Trier  noch  nicht  geklärt.  Es  scheint  eine  Tendenz  zur  Konzentra- 
tion der  Finanzverwaltung  bei  der  Kammer  zu  bestehen ;  dem  wirkt  die  Kanzlei 
dadurch  entgegen,  daß  sie  alle  gebührenpflichtigen  Geschäfte  für  sich  in  Anspruch 
nimmt:  »nihil,  quod  emolumentum  cancellarie  debet  afferre,  expediatur  per  cameram 
dominit :  Richter^  S.  24,   auch  S.    H2,  Beilage  B. 

i)  Hetiberger,  S.  98,  ebend.  Anm.  i  Literaturangaben.  Auch  Richter  nimmt 
die  Kammer  als  das  Ursprüngliche  an. 

2)  Ueber  die  Entstehung  der  brandenburgischen  Kanzlei:  Biet-,  S.  18,  S.  8; 
der  sächsischen:  l'osse,  S.  5,  //.  B.  Meyer,  S.  26;  der  tirolischen:  Heuberger, 
S.  116  ff.  ;  der  württembergischen:  Winterlin,  S.  16,  Mekring,  S.  325,  328,  der 
trierischen:  Richter,  S.  i,  ii.  Da  ursprünglich  die  Urkunden  vom  Empfänger 
hergestellt  und  vom  Aussteller  nur  auf  ilire  Richtigkeit  geprüft  und  gesiegelt 
wurden,  brauchte  man  keine  Kanzler.  Es  genügte  ein  ad  hoc  beigezogener  lese- 
und  schreibkundiger  Geistlicher. 

3)  Stolz,  S.  728. 

4)  Mayer,  Beiträge,  S.  153;  Heuberger,  S.  112,  113,  bes.  auch  S.  112, 
Anm.  7,   113,  Anm.  2,   S.  268,  318. 

5)  Rosenthal,   S.   284. 

6)  Dopsch,  Mitt.  d.  Inst.    18,  S.   314. 
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von  1293/94^)  angewendet  wird,  weicht  schon  früh  dem  einfachen 
und  übersichtUchen  Verfahren,  das  heute  noch  die  Grundlage 
aller  Buchführungskunst  bildet. 

Die  Amtleute  führen  zuerst  ihre  Einnahmen  an  und  zwar 
nach  sachlichen  Gesichtspunkten :  de  steura,  de  censu,  de  advo- 
catia,  de  raspenmaP)  oder: 

a)  große  Einnahmen:    Weizen,  Spelz,  Gerste,    Roggen,    Hafer, 
Heu,  Geld, 

b)  Hülsenfrüchte, 

c)  Tiere.   Ochsen,  Kühe,  Schafe,  Schweine,  Hühner,  Gänse, 

d)  kleine  Einnahmen:  Wachs,  Pfeffer,  Butter  usw.^) 

und  dann  die  Ausgaben*).  Sie  summieren  die  beiderseitigen 
Posten  und  vergleichen  die  Summen.  Bleibt  für  den  Landes- 
herrn ein  Ueberschuß,  so  wird  er  entweder  abgeliefert,  oder  bis 
zur  nächsten  Verrechnung  gutgeschrieben ;  überwiegt  die  Summe 
der  Ausgaben  die  der  Einnahmen,  so  bleibt  der  Landesherr 
seinem  Beamten  den  Rest  ä  conto  der  künftigen  Einnahmen  schuldig. 
Die  Remanenz  erscheint  in  der  nächsten  Rechnung  an  der  Spitze 
der  Ausgaben.  Unter  den  Ausgaben  sind  auch  die  durch  Zah- 
lungsunfähigkeit der  Pflichtigen  oder  durch  Verpfändung  veran- 
laßten  Ausfälle  an  den  ordentlichen  Einnahmen  verzeichnet^), 
ein  Verfahren,  das  die  Uebersichtlichkeit  und  Nachprüfung  jeden- 
falls sehr  erleichtert,  im  Gegensatz  zu  der  primitiveren  Gepflogen- 
heit, derartige  Ausfälle  neben  den  Einnahmen  oder  auch  eine 
verpfändete  Einnahme  überhaupt  nicht  zu  buchen.  —  Ueber  die 
Richtigkeit    seiner    Amtsführung     erhält    der     Rechnungslegende 


i)  Rosenthal,  S.  285,  286;  Oefde,  Rechnungsbuch  des  oberen  Vicedomamtes 
Herzog  Ludwigs  des  Strengen,  1291  — 1294,  Oberbayr.  Archiv,  26.  Bd.  1865/66, 
S.  272  ff. 

2)  S.  die  von  Kogler  publizierten  Amtsrechnungen. 

3)  Lamprecht,  Trier,  S.   14 18. 

4)  Kogler,  S.  474  ff.,  Anm. ;  eine  Instruktion  für  die  Rechnungslegung  wird 
1422/23  in  Württemberg  erlassen.  Darnach  soll  man  zuerst  »die  gewonlich  bett 
und  sture  .  .  .  zusammensetzen  und  nichts  darunter  oder  dazwischen,«  Item  darnach 
»stehend  gülte  und  Zins,  die  jährlich  gefallen  und  sich  nicht  ändern.«  Item  ,  .  . 
»die  Zins  und  gült,  die  uf  jarzal  verliehen  sind  und  sich  mehren  oder  mindern  .  .  .« 
usw.  Ebenso  sollen  die  Ausgaben  gesondert  verzeichnet  werden.  S.  Winterlin, 
S.  109,  Beilage  i ;  über  die  Datierung  der  Ordnung,  Mehring,  S.  336.  Befolgt 
wurde  die  Instruktion  freilich  nicht,  wenigstens  nicht  lange,  s.  C.  H.  L.  Hoffmaiin 
S.  90  ff. 

5)  Kogler,  S.   575. 
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eine  Bescheinigung '),  in  der  auch  der  jeweilige  Saldo  vermerkt 
ist.  Die  laufenden  Verwaitungsunkosten  bestreitet  er  auf  eigene 
Verantwortung,  kraft  seiner  Vollmacht  als  Amtsinhaber;  er  weist 
sich  in  besonderen  Rechnungsbeilagen  darüber  aus:  ut  patet  in 
partibus,  ut  invenitur  in  registro.  Alle  sonstigen  Zahlungen 
leistet  er  nur  auf  besonderen  Befehl  der  Zentrale  ^).  Der  Grund- 
satz, daß  jede  Ausgabe  durch  eine  Quittung  belegt  werden  müße, 
war  schon  im   13.  Jahrhundert  vollständig  durchgedrungen 3). 

Verglichen  mit  dieser  fortgeschrittenen  Rechnungstechnik 
stellt  sich  die  Entwicklung  in  den  übrigen  Territorien  allerdings 
noch  recht  zurückgeblieben  dar.  Noch  um  die  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts werden  in  Brandenburg  und  Sachsen  die  Rechnungen 
mündlich  abgenommen,, —  gehört^),  —  die  Rechenzettel  und 
Wachstafeln,  auf  denen  die  abhörenden  Kommissäre  das  Ergeb- 
nis festhalten,  verzeichnen  nicht  gesonderte  Beträge,  sondern 
»Euinahmen  und  Ausgaben  summarisch«^).  Daß  man  dabei  statt 
der  arabischen  die  römischen  Zahlzeichen  benutzte,  macht  die 
Nachprüfung  jedenfalls    nicht    leichter,    wenn    auch    die   häufigen 


i)  Die  litera  racionis  finalis,  Heubcrgcr,  S.  113,  bes.  auch  Anm.  10:  »es 
waren  in  der  Regel  litere  clause,  und  sie  blieben  bis  zur  nächsten  Rechnungs- 
legung, bei  der  sie  als  Belege  dienten  und  wie  alle  ungültigen  Urkunden  zurück- 
gestellt werden  mußten,  versiegelt«. 

2)  Heuberger,  S.  113:  »entsprechend  waren  die  —  großenteils  schriftlichen  — 
Zahlungsbefehle  nötig.«     Ferner  S.   114. 

3)  Für  Tirol:  Heuberger,  S.  138,  Anm.  2,  Stolz,  S.  705;  für  Oesterreich : 
Dopsck,  Mitt.  d.  Inst,  18,  S.  315;  für  Bayern:  Rosenthal,  S.  293,  die  dort  ange- 
führten Belege  allerdings  erst  aus  der  2.  Hälfte  des  15.  Jhrh.  (Rechnungsinstruktion 
von  1470,  s.  V.  Kremier,  Bayr.  Landtagshandlungen,  VII.  S.  246);  für  Württem- 
berg: die  nota,  die  Rechnung  zu  ordnen  und  zu  setzen,  Winterliii,  S.  Iio,  8 
»Ordnung  des  usgebens«;  für  Trier:  Lamprecht,  S.  14 17,  1418,  für  Sachsen:  Lobe, 
Die  oberste  Finanzkontrolle  des  Königreichs  Sachsen,  Finanzarchiv  II,  2,  1S85 
S.  7,   Puff,  S.   8. 

4)  Lobe,  S.  3:  Die  rechnungspflichtigen  Beamten  hatten  »mündlich  Rechen- 
schaft abzulegen«  ;  »ein  schriftliches  Verfahren  fand  daneben  nur  insofern  statt, 
als  die  im  Weg  mündlicher  Verhandlungen  ermittelten  Rechnungsergebnisse  in 
Registraturen  zusammengefaßt  wurden.«  Ferner:  Lippert,  N.  Archiv  für  sächs. 
Gesch.  24.  Bd.  S.  33,  Puff,  S.  8,  9,  15  ;  ebenso  in  Württemberg,  Wintcrlin,  S.  33; 
für  Cleve  Mark,  SchottmüUer,  S.  63. 

5)  Spangenberg,  S.  401,  421;  Lobe,  S.  6;  Schapper,  S.  43  aus  dem  Bericht 
der  Räte  Albrecht  Achills  über  die  Zustände  in  der  Mark  Brandenburg:  »Wir 
haben  ....  in  der  Haushaltung  nicht  die  geringste  Ordnung  gefunden,  sondern 
jeder  lebt  nach  seinem  Willen  .  .  .  Eine  Rechnungslegung  über  die  verschiedenen 
Einnahmen  und  Ausgaben  hat  bisher  niemand  für  nötig  erachtet«   .... 
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Rechenfehler  sicher  nicht  allein  der  Art  der  Zahlzeichen  zuzu- 
schreiben sindi). 

Denn  Addition  und  Subtraktion  wurden  nicht  im  Kopfe,  oder 
auf  dem  Papier  ausgeführt,  sondern  in  der  damals  auch  in  Eng- 
land, Frankreich  und  vor  allem  in  der  päpstlichen  Kanzlei  und 
der  städtischen  Verwaltung  üblichen  Weise  mit  Rechenbrett  und 
Rechensteinen,  ein  Verfahren,  das  nicht  nur  sehr  schnell  und 
sicher  zu  erlernen,  sondern  auch  ohne  jede  geistige  Anstrengung 
auszuführen  ist  ^). 

Daß  bji  diesem  unentwickelten  »Geist  der  Rechenhaftigkeit« 
auch  die  sich  immer  mehr  einbürgernde  Gepflogenheit  Zahlungs- 
verpflichtungen durch  Anweisung  auf  die  Einnahme  der  Aemter 
zu  decken,  nicht  zur  Erhöhung  der  Uebersichtlichkeit  beitrug, 
ist  verständlich. 

Mit  Unrecht  macht  man  aber  das  Anweisungssystem  als 
solches  für  die  ständige  Finanznot  der  Territorialherrn  verant- 
wortlich^).    Um  dem  Anweisungssystem  gerecht  werden  zu  kön- 

1)  Puff,  S.  9:  »Die  ausschließliche  Anwendung  der  .  .  römischen  Zahlen,  .  .  . 
die  beschränkte  Schriftlichkeit  des  Verfahrens  beeinträchtigte  stark  eine  wirkliche 
Kontrolle.«  Ebenso  Lamprecht.  S,  1443  »die  Zahlen  wurden  noch  vielfach  mit 
den  äußerst  unhandlichen  römischen  statt  mit  arabischen  Ziffern  ausgedrückt« 
dazu  Anm.  9:  »Die  Folge  war  ein  häufiges  Verrechnen  bei  Addition  und  Sub- 
traktion;« —  Spangenberg ,  S.  422:  »Man  bediente  sich  statt  arabischer 
der  römischen  Zahlen,  durch  deren  Anwendung  selbst  einfache  Additionen  und 
Subtraktionen  äußerst  ergehwert  werden.  Hieraus  erklären  sich  zum  Teil  die 
häufigen  Rechenfehler  im  Landbuch  Karl  IV.  und  in  den  Rechnungen  der  Kanzlei- 
und  Hofbeamten.« 

2)  Näheres:  W.  Lotz,  Scaccarium  und  Abacus,  Beilage  der  M.  N.  N.,  1908, 
Nr.  16,  S.  153  ff.;  dort  weitere  Literaturangaben;  ferner  Schönberg,  Technik  des 
Finanzhaushalts  deutscher  Städte  im  Mittelalter,  S.  129,  139;  hiezu  A.  Walther 
Göttinger  Gel.-Anz.  1913,  S.  44,  Anm.;  ferner  A.  Walther,  Die  Ursprünge  der 
deutschen  Behördenorganisation  im  Zeitalter  Max.  L  1913,  S.  13,  Anm.  27,  über 
die  Anschaffung  eines  neuen  »Raitluchs«  in  Tirol.  Eine  Uebersicht  über  die  »Ent- 
wicklung der  Zahlen-  und  Ziffernsysteme,«  sowie  Abbildung  eines  römischen  Abacus 
im  deutschen   Museum,   Saal    17. 

3)  Lobe,  S.  9:  »Der  hauptsächlichste  Krebsschaden  an  dieser  ganzen  Finanz- 
verwallung blieb  doch  das  Anweisungssystem;«  Derselbe  S.  21;  Mayer,  Beiträge, 
S.  156,  »Der  Krebsschaden  für  die  Finanzgebahrung  war  aber  das  Anweisungs- 
system« .  .  .  Welche  verworrenen  Anschauungen  über  das  Anweisungssystem  sich 
gebildet  haben,  dafür  Stolz,  S.  704:  »Unter  den  Nachfolgern  Meinhards  II.  ver- 
schwindet die  Tendenz,  Einnahmen  und  Ausgaben  von  einer  Zentralstelle  aus 
gegenseitig  zu  regulieren,  zusehends  und  das  Anweisungssystem  ....  gedeiht  zu 
üppigster  Entfaltung.  Der  Barverkehr  .  .  .  hört  auf,  dafür  erhalten  die  Inhaber 
von  Zollstätten   von  der  Kammer  in  Form  von  Ordrepapieren  ausgestellte  Aufträge, 
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nen,  muß  man  sich  vor  allem  klarmachen,  daß  dieser  Zahlungs- 
modus immerhin  schon  eine  gewisse  Stufe  der  Entwicklung  vor- 
aussetzt. Man  stelle  sich  nur  einmal  den  Zustand  vorher  vor. 
Entweder  der  Landesherr  bezahlt  Dienste  durch  »einfache  Schen- 
kung von  Gütern«  ^),  oder  die  Erübrigungen  aus  den  Aemtern 
werden  an  den  landesherrlichen  Hof  gebracht.  Eine  Ausnutzung 
der  Erträge  entlegener  Aemter  ist  dabei  bei  überwiegender  Na- 
turalwirtschaft nicht  möglich;  die  Transportkosten  verschlingen 
den  Profit.  Durch  Diebstahl,  Raub,  Verderben  entstehen  be- 
trächtliche Verluste.  Dem  wird  nun  durch  eine  einfache  Maßnahme 
vorgebeugt.  Statt  Geld  und  Naturalvorräte  unter  zweifacher  Be- 
schwerde und  Gefahr  erst  an  den  Hof,  dann  von  diesem  zum  Gläu- 
biger transportieren  zu  lassen,  beauftragt  der  Landesherr  seinen 
Beamten  eine  angegebene  Summe  unmittelbar  an  den  Empfangs- 
berechtigten an  seiner  Statt  zu  zahlen:  »Herr  N.  N.  wolle  zahlen 
aus  meinem  Guthaben  an  den  Ueberbrmger  .  .  .  .«  Es  ist  im 
Grunde  gar  nichts  anderes  als  ein  Scheckverkehr  zwischen  dem 
Landesherrn  und  seinen  Zahlstellen.  Hervorgerufen  durch  die 
Bedürfnisse  einer  stark  in  Naturalwirtschaft  verflochtenen  Zeit, 
verschwindet  er,  sobald  die  leichteren  Formen  des  reinen  Geld- 
Verkehrs  ihn  vorläufig  entbehrlich  machen. 

Der  Anweisungsbrief  ^)  wird  entweder  dem  betreffenden  Be- 

bestimmte  Summen  in  ihrem  Namen  zu  begleichen  und  zur  Zahlung  zu  über- 
nehmen.« Was  versteht  Stolz  unter  einem  Ordrepapier  ?  —  Auch  Heuberger, 
S.  107  spricht  mit  Bezug  auf  das  Anweisungssystem  von  einem  »unheilvollen 
Systemwechsel  in  der  Finanzverwaltung«.  Eine  völlige  Verkennung  des  Anweisungs- 
systems auch  bei  Bier,  S.  25,  Anm.  28.  Bier  vermag  vor  allem  nicht  Anweisung 
und  Verpfändung  auseinanderzuhalten.  Anweisung  ist  ihm  gleich  Verpfändung. 
Die  Ursache  für  die  Verpfändungen  sieht  er  in  dem  Mangel  eines  zentralen 
Kassenwesens,  »welches  ein  Ausgleichen  der  in  den  einzelnen  Verwaltungszweigen 
wie  in  den  einzelnen  lokalen  Verwaltungsbezirken  sich  ergebenden  Defizite  und 
Ueberschüsse  ermöglicht  hätte.«  Puff  rechnet  die  Anweisungen  zu  den  außer- 
ordentlichen Ausgaben  eines  Amts;  (S.  4)  bei  //.  B.  Meyer  folgende  merkwürdige 
Gedankenverbindung:  »Indem  (?)  die  Zentrale  alle  Ausgaben  durch  die  Erträge 
der  Lokalverwaltung  zu  decken  hatte,  entstand  ein  Anweisungssystem <i.  Die  An- 
schauung von  der  Verwerflichkeit  des  Anweisungssystems  neuerdings  auch  bei 
"'.  Belo'ii',  Probleme  der  Wirtschaftsgeschichte,  S,  656:  Die  »Verpfändungen  ver- 
einigen sich  mit  dem  System  der  Anweisungen  auf  die  lokalen  Hebestätten  und 
den  Vorausnahmen  der  Einnahmen  zu  einem  nicht  erfreulichen  Bild  der  Steuer- 
verwaltung.« 

i)  Heuberger,  S.   120. 

2)  H.  B.  Meyer,  S.  80,  Anm.  5,  Kogler,  S.  529,  Stolz,  S.  705  f.,  Spangen- 
berg,  S.  416  flf.     Eine    etwas    abweichende  Form    des  Anweisungssystems    sind  die 
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amten  direkt  übersandt,  oder,  und  das  ist  das  Häufigere,  dem 
Gläubiger  übergeben.  Dieser  zeigt  ihn  der  Zahlstelle  vor  und 
läßt  ihn  als  Quittung  zurück,  wenn  seine  Forderung  befriedigt 
ist.  Dem  Beamten  seinerseits  dient  die  empfangene  Anweisung 
als  Beleg  bei  seiner  Rechnungslegung  an  der  Zentrale.  Diese 
bestätigt  ihm  auf  Grund  des  Ausweises  die  Richtigkeit  seiner 
Geschäftsgebarung,  nimmt  aber  den  Brief  an  sich  und  verhindert 
so  einen  Mißbrauch  durch  doppelte  Benützung.  Das  Anweisungs- 
schreiben macht  also  einen  Kreislauf  durch  vom  Landesherrn 
zum  Forderungsberechtigten,  zur  lokalen  Zahlungsstelle,  zum  Lan- 
desherrn bzw.  seinem  Beauftragten  zurück.  Das  Schema  funktio- 
niert automatisch,  seine  Vorteile :  sofortige  Verfügungsmöglich- 
keit über  entfernte  Einkünfte,  verringerte  Kosten,  verringertes 
Risiko,  sind  so  offenbar,  daß  man  sich  wundern  müßte,  wäre  es 
nicht  erfunden  worden. 

Dieses  Anweisungssystem  für  die  Mißwirtschaft  in  den  mittel- 
alterlichen Territorien  verantwortlich  zu  machen,  heißt  daher  Ur- 
sache und  Wirkung  vollständig  verkennen.  Es  ist  nicht  anders 
als  wenn  man  von  einem  Kaufmanne,  der  Bankrott  macht,  sagen 
wollte,  er  macht  Bankrott,  weil  er  gewohnt  war,  in  Wechseln 
und  Scheck  zu  zahlen  1 

Die  Ursachen  für  das  ständige  Finanzelend  an  den  mittel- 
alterlichen Höfen  sind  vielmehr  andere: 

In  erster  Linie  gehen  sie,  wie  jede  Mißwirtschaft,  darauf  zu- 
rück, daß  man  mehr  ausgibt  als  man  einnimmt,  über  seine  Verhält- 
nisse lebt.  Die  Klagen  über  das  verschwenderische  Hofleben 
mit  seinem  hemmungslosen  Genießen,  seinem  Schmarotzertum, 
seiner  Günstlingswirtschaft  hören  nicht  auf.  Die  krassierende 
Leidenschaft  des  Burgenbaus  verschlingt  ungeheure  Summen. 
PvS  brauchen  nur  noch  größere  Fehden  oder  Kriege,  gar  verlorene 
Kriege   zu  kommen,  so  ist  das  Chaos  fertigt). 

Beschleunigt  allerdings  wird  der  Weg  ins  Bodenlose  durch 
die  Mängel  der  Verwaltung.  Man  versteht  nicht  die  Geldquellen 
auszunützen.     Die  Art  der  Dienstentlohnnung  ist    nicht  nur  ganz 

»Ausrichtungen«  im  Deutschordensstaat,  »spezifizierte  Aufzeichnungen  der  Leistungen, 
die  von  den  einzelnen  Gebieten  und  Beamten  für  gemeinsame  Aufgaben  aufzu- 
bringen sind.«  Der  Befehl  ergeht  nicht  an  jedes  Haus  besonders,  sondern  durch 
den  Ausrichtungsbrief,  der  von  Haus  zu  Haus  geschickt  wird,  an  alle  gemeinsam : 
Klein,  S.  36,  37  ff.,  S.  138,  Beilage  I.  Daneben  das  Anweisungssystem  wie 
überall:  Klein,  S.  52  ff.,  S.  183,  Excurs  16. 
i)  Spa)ige>iöerg,  S.   405  ff.,   415,  425. 
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auf    den    Augenblick    gestellt,    sie    ist    auch    ungeregelt   und  un- 
wirtschaftlich.    Zweierlei  fällt  bei  ihrer  Betrachtung  vor  allem  auf: 
I.    der    individuelle    Charakter,     der    jedem    einzelnen    Dienstver- 
trag zugrundeliegt;    es  gibt  keine  allgemein  gültigen  Normen, 
von  Fall    zu  Fall    wird    mit    jedem     einzelnen    Beamten    Art 
und  Höhe  seiner  Bezüge  vereinbart^). 

Freilich    bilden    sich  auch  hier    bald    Traditionen.     Es    wird 
üblich,  daß  der  folgende  Amtmann  die    gleichen  Einnahmen  wie 
sein  Vorgänger  bezieht,  daß  dem   Kanzler  für  6,  dem  Hofmeister 
für  5,    dem  Kammermeister  für  3  Pferde  Ansehen    und    Verpfle- 
gung zustand  ^j,  daß  für  die   »übrigen  Menschen«  am  Hofe  je  nach 
Rang  und  Stand  eine  bestimmte  Anzahl  Kleider,  eine  bestimmte 
Reihenfolge  von  Gerichten  bei  der  Tafel    bereitgehalten   wurden. 
Aber    dies    alles    sind    nur    Gewohnheitsrechte,    kein    Tarif,    der 
bindet  und  sie  können  nach  Belieben  durchbrochen  werden. 
II.   die    Mannigfaltigkeit    in    den    Zahlungssystemen.       Folgende 
.Vrten  der  Bezahlung  sind  üblich  gewesen: 
I.  der  Dienst  um  »Futter  und  Mahl«.   Der  Diensttuende,  gleich 
ob    am  Hof    oder    in  der  Provinz,   nimmt  von  den   landesherr- 
lichen   Einkünften,    was    er    braucht,    für    sich,    seine    Familie 
und    seine    Knechte.     Die    Höhe    des    Verbrauchs    wird    nicht 
vorgeschrieben,  sie  ist  seinem  Ermessen  überlassen. 

Dieser  ursprüngliche  und  vornehme  Gedanke,  der  bei  den 
gegebenen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  auch  der  einfachste 
und  natürlichste  war,  entartet  bald  in  schamlosen  Mißbrauch. 
Man  ißt  und  trinkt  nach  Herzenslust,  hält  Gastgelage  mit  Ver- 
wandten und  Freunden,  macht  Geschenke  auf  Kosten  des 
Landesherrn,  läßt  die  Lebensmittel  abschleppen  und  verkom- 
men. 

Voran  mit  schlechtem  Beispiel  gehen  die  Diener  am  Hofe  ; 
in  der  Lokalverwaltung  war  diese  Methode  vorzugsweise  üblich 
im  Nordosten.  In  Brandenburg  war  es  zur  festen  Gewohnheit 
geworden,  daß  die  Domänen-  und  Bedeerträge  den  Amtleuten 
gehören,  der  Landesherr  erhält  nur  die  Einnahmen  aus  den 
Regalien    und    einen    Teil    der    Gerichtsgefälle ^).     In    Sachsen 


1)  Spangenberg,  S.  91,   399. 

2)  Neudegger,  Die  Hof-  und  .Staatspersonaletats  der  Witteisbacher  in  Bayern 
in:  Beiträge  zur  Geschichte  der  Behördenorganisation,  des  Rats-  und  Beamten- 
wesens, Bd.  3,  S.  36  f. 

3)  Spangenberg,  S.   395  ff. 
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werden  von  den  Aemtern  nicht  nur  keine  Nahrungsmittel  ab- 
geliefert, sondern  sogar  noch  Vorräte  dazugekauft' ).  In  Pom- 
mern erhält  der  Landesherr  von  den  Aemtern  überhaupt 
nichts  2)3). 

Ein  festes  Deputat  von  Naturalien.  Die  Folgen  der  geschil- 
derten Mißwirtschaft  waren  allmählich  auch  den  Landesherren 
klar  gewoi-den.  Am  Hofe  suchen  sie  daher  den  Verbrauch  durch 
die  Hofordnungen  zu  rationieren^),  freilich  ohne  dauernden 
Erfolg.  In  der  Brandenburgischen  Lokalverwaltung  wird  mit 
dem  Auftreten  des  Kastners  eine  sparsamere  Wirtschaft  ge- 
sichert^), in  Sachsen  regeln  die  » Beschiede  ^  die  Ansprüche 
der  Amtleute''),  auch  in  Pommern,  Mecklenburg,  Holstein  wird 
gegen  Ausgang  des  15.  Jahrhunderts  ihr  Anteil  an  den  Ein- 
künften festgesetzt^). 

Im  Süden  des  Reiches  scheint  die  Fixierung  der  Einnahmen 
wenigstens  in  der  Lokalverwaltung  sehr  viel  früher,  wenn  nicht 
überhaupt  vom  Beginn  der  Amtsverfassung  an,  üblich  gewesen 
zu  sein.  Bestimmte  Nachrichten  sind  allerdings  nicht  vorhan- 
den, doch  wird  die  Festlegung  der  Naturalbezüge,  wo  sie  sich 
das  erste  Mal  findet,  überall  als  etwas  selbstverständliches 
hingenommen. 

Neben  der  Bezahlung  in  Naturalien  gibt  es  schon  früh  ein 
bestimmtes  Geldgehalt.  Natural-  und  Geldbetrag  ergänzen 
einander.  Geldgehalt  allein  ist  nicht  üblich,  es  ist  nicht  ein- 
mal die  Hauptsache,  immer  nur  die  Ergänzung  des  Natural- 
lohns. Mit  fortschreitendem  Eindringen  der  Geldwirtschaft 
tritt  es  allmählich  stärker  hervor,  bis  es  die  Naturalien  schließ- 
lich ganz  verdrängt. 

Eine  in  ihrer  Wirkung  gleichwertige  Form  der  Entlohnung 
ist  der  Nutzgenuß  bestimmter,  mit  dem  Amte  verbundener 
Güter  und  Einkünfte.  Der  Amtmann  erhält  also  ebenfalls 
Natural-  und  Geldeinnahmen.  Er  weiß  genau,  was  ihm  zu- 
steht, wie  der  Landesherr  genau  weiß,  was  er  bezahlt. 


i)  Lobe,  S.    10,   II. 

2)  Spahti,  S.   10,    14,    15. 

3)  Der  Dienst    um    >Futter    und  Mahl«    auch  in  Holstein,    Pauls,  S.  71,  72; 
Mecklenburg,  Radio/,  S.   52. 

4)  Schapper,   S.   38  ff. 

5)  Schapper,  S.    125  ff. 

6)  Puff,  S.  92. 

7)  Spahii,  S.    15,   16,    18. 
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Persönlicher  Vereinbarung  ist  bei  dieser  Art  der  Entlohnung 
weniger  Spielraum  gelassen.  Ueblich  war  sie  in  Oesterreich '), 
in  geringerem  Maße  auch  in  Brandenburg  ^). 

5.  Die  Entschädigung  durch  Pfründen,  Es  ist  dies  die  wohl- 
feilste Art  der  Bezahlung  und  einer  der  wenigen  Fälle,  in 
denen  das  billigste  System  nicht  das  schlechteste  ist.  Da 
man  aber  nur  Geistliche  mit  Pfründen  versehen  kann,  ist 
seine  Anwendbarkeit  begrenzt^).  Bei  weltlichen  Würden- 
trägern sucht  man  sich  daher  zu  helfen,  indem  man  sie  mit 
einer  reichen  Frau  versorgt.  Besonders  Albrecht  Achill 
empfiehlt  diese  Art  der  Bezahlung  seinem  Sohne  eindringlich  : 
er  solle  seinen  Dienern  und  Knechten  mit  reichen  Weibern 
lohnen  und  nicht  mit  Angefallen^).  Aber  auch  hier  sind  dem 
guten  Willen  Schranken  gesetzt,  da  die  reichen  Erbinnen  nicht 
ungezählt  wachsen.  Man  muß  die  Hofdamen  schließlich 
durch  eine  Mitgift  aus  eigener  Tasche  begehrenswert  machen, 
datnit  aber  ist  der  erstrebte  Vorteil  dahin. 

6.  Ertragsbeteiligung.  Die  Amtleute  erhalten  einen  bestimmten 
Anteil  an  der  Bede,  den  Domänenerträgen,  Regalien,  vor  allem 
aber  an  den  Gerichtsgefällen.  Der  Landesherr,  der  selbst  ein 
finanzielles  Interesse  daran  hat,  daß  möglichst  viele  Fälle 
zur  Aburteilung  kommen,  belebt  auf  diese  Weise  mit  Erfolg 
den  Eifer  seiner  Verwaltungsorgane.  Die  Höhe  des  gewährten 
Anteils  ist  verschieden,  je  nach  der  Stellung  des  betreffenden 
Amtmanns.  In  Bayern  erhält  der  Scherge  den  sechsten  Teil 
des  Betrages,  der  dem  Richter  zusteht^). 

Freilich  ist  mit  diesem  System  auch  der  Anreiz  zu  starkem 
Mißbrauch  durch  Bedrückung  der  Amtsinsassen  gegeben "). 

7.  Sport  ein.  Man  versteht  darunter  Abgaben,  die  für  die  Vor- 
nahme von  Amtshandlungen  bezahlt  werden  müssen,  also  Ge- 
bühren, die  aber  ungemein  hoch  und  mannigfaltig  und  oft 
nicht  einmal  tarifiert  sind.  Da  sind  die  Kanzleigebühren,  die 
Siegelgelder,  die  Gerichtsgebühren,  die  Gebühren,  die  erhoben 
werden  bei  Abwanderung,  Verkauf,  Todesfall  '). 

i)  Dopsck,   Oesterr.  Urbare,  Einleitung  S.  CXXX. 

2)  Spaiigenberg,  S.  396. 

3)  Spai!genl>crg,    S.  91,    Anni.   5,    Kotelmaiin,  S.     14,    Herkert,    S.  43,    La»i- 
prec/it,   S.    1433. 

4)  Schappcr,  S.  24,  ders.  für  Bayern:   S.  25,  Anm.    i. 

5)  Rosenthal,   S.  96;  s.  auch  Lajtiprecht,  t.    1383,  auch  Anm.  6. 

6)  Rosenthal,  S.  96  ff,,  Herkert,   S.  44. 

7)  Rosenthal,   S.  355,  Anm.    i,  347,  Anm.  2,   S.  98;  Lamprecht,  S.  1441. 
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Ein  System  von  Ausbeutung  und  Bedrückung,  das  noch  im 
18.  Jahrhundert  alle  Bemühungen  einsichtiger  Herrscher,  das 
Los  der  Landbevölkerung  zu  verbessern,  zu  nichte  macht. 

8.  Abgabenfreiheit^).  In  der  Regel  sind  alle  Amtspersonen  von 
der  Abgabenleistung  befreit.  Auch  wo  eine  besondere  Be- 
zahlung nicht  üblich  war,  wie  bei  den  dörflichen  Gemeinde- 
vorstehern, wird  durch  dieses  Privileg  eine  Dienstentschädigung 
gewährt. 

9.  Pachtgewinn.  Die  Verpachtung  der  Aerater  ist  üblich  vor 
allem  bei  der  Zollverwaltung^),  in  Oesterreich  und  Steiermark 
auch  bei  Domänen  und  Gerichtsämtern  ^).  Sie  liegt  beim 
Zoll  besonders  nahe,  da  hier  die  Erträge  noch  schwerer  zu 
kontrollieren  sind,  als  bei  den  übrigen  Aemtern.  Da  aber 
die  Zöllner  regelmäßig  reich  begütert  gingen,  auch  wenn  sie 
arm  gekommen  waren,  ist  es  klar,  daß  man  die  Pachtsumme 
zu  niedrig  ansetzte.  Es  wurden  sogar  Verträge  geschlossen, 
nach  denen  Zwar  der  Pächter  schadlos  gehalten  werden  sollte, 
wenn  irgend  ein  unvorhergesehenes  Ereignis  die  Zolleinnahme 
verminderte,  davon  aber,  daß  der  Landesherr  sein  Teil  be- 
kommen sollte,  wenn  die  Einnahmen  die  angenommene  Summe 
wesentlich  überstiegen,  ist  keine  Rede. 

Sicher  ist,  daß  die  landesherrliche  Kasse  nicht  zu  ihrem  Rechte 
kam,  mochte  sie  nun  die    Zölle    verpachten    oder    auf   eigene 
Rechnung  erheben  lassen.      Denn  auch    ein    dem  Zöllner    bei- 
gegebener   Gegenschreiber^)    bot    keine    genügende  Sicherheit 
i)  Das    nämliche  meint  wohl  Dopsc/i,  Oesterr.  Urbare,  Einleitung,  S.  CXXXI 
»ein  Zinsgut,    welches  sich  im  Besitz  eines  Verwaltungsorgans  befindet«,  wird  »für 
dessen  Funktionsdauer  von  der  Entrichtung  des  Zinses  befreit«,   »derart,    daß  der- 
selbe jenem  für  seine  Tätigkeit  zugewiesen  erscheint^i.     Damit  war  aber  keineswegs 
sder  Uebergang    zu    einer    neuen  Entwicklung  gegeben«,    wie  D.  memt.     Die  Ab- 
gabenfreiheit   ist    eine  Form  der  Dienstentlohnung  neben  andern,    ohne  besondere 
entwicklungsgeschichtliche  Bedeutung.     Der  Uebergang    zum   Neuen    war    vielmehr 
gegeben  durch  die  unter  i — 4  geschilderten  Entlohnungsarten. 

2)  Rosenthal,  S.  391;   Stolz,  S.   695  ff.;  ferner  Metzen,  Münster,  S.    12. 

3)  Dopsch,  Oesterr.  Urbare  S.  XCII  f.,  S.  231  ff.;  Z.  v.  Ebengraith,  Ma- 
terialien I,  S.  225  ff.,  241. 

4)  In  Bayern  Zollgegenschreiber  im  15.  Jhrh.  Dort  erhielt  auch  der  Fuhr- 
mann als  Beleg  der  vollzogenen  Verzollung  ein  Zeichen,  nur  gegen  Abgabe  des- 
selben durfte  ihn  der  Torwart  passieren  lassen.  Da  aber  der  Torwart  »die  unter- 
tags empfangenen  Zeichen  nach  Torschluß  wieder  ablieferte,  ist  das  Verfahren 
nicht  so  sehr  eine  Kontrolle  des  Zollners  und  seines  Gegenschreibers,  als  eine 
Kontrolle    der  Handelsleute,     ob    sie    den  Zoll    nicht  umgangen  haben.     Rosenthal, 

s.  392  f. 
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für  die  ordnungsgemäße  Ablieferung  der  Erträge.  Abgesehen 
davon,  daß  seine  Besoldung  den  Nutzen  —  besonders  kleiner  — 
Zollstätten  empfindlich  schmälern  konnte,  wie,  wenn  der  Ge- 
genschreiber mit  dem  Vorgesetzten  unter  einer  Decke  steckte? 
Man  kann  zwei  Bücher  gleichmäßig  falsch  führen.  Eine 
einigermaßen  zuverlässige  Gewähr  für  die  Richtigkeit  der  Ein- 
tragung ist  nicht  gegeben,  so  lange  der  nämliche,  der  die 
Zahlung  auferlegt,  sie  auch  einnimmt. 

10.  Unternehmergewinn.  Eine  unlernehmungsweise    Verwaltung 

staatlicher  Rechte  findet  statt  in  Zeiten    besonderer  Mißwirt- 
schaft in  der  zentralen  Finanzverwaltung  ^). 

Im  übrigen  vor  allem  bei  Ausübung  des  Münzregals-).  Der 
Münzmeister  prägt  die  Münze  unter  genauer  Fixierung  von 
Münzfuß  und  Feingehalt  auf  eigene  Rechnung,  der  Landes- 
herr erhält  nur  einen  Schlagschatz.  Daneben  findet  sich 
auch  hier  schon  früh  feste  Besoldung. 

1 1.  Liebertragung  von  Lehen.  Neben  den  geschilderten  Formen 
der  Dienstentlohnung  schleppt  sich  die  Bezahlung  durch 
Lehen  noch  das  ganze  Mittelalter  hindurch  als  Ueberrest  aus 
den  reichsstaatlichen  Gepflogenheiten  bis  weit  herauf  in  die 
Neuzeit  fort^). 

Wir  haben  also  im  wesentlichen  zwei  Formen  der  Dienst- 
entlohnung zu  unterscheiden:  bestimmte  und  unbestimmte  Ein- 
künfte. Bei  den  unbestimmten  Einkünften  ist  der  Landesherr 
von  vornherein  offen  im  Nachteil,  bei  den  bestimmten  liegt  die 
Benachteiligung  weniger  ofTen  zu  Tage,  ist  aber  nichtsdesto- 
weniger vorhanden,  weil  die  Einhaltung  der  Vereinbarungen 
nur  unvollkommen  gesichert  ist. 

Damit  ist  ein  weiterer  Punkt  berührt  in  dem  System  von 
Unzulänglichkeit,  das  die  landesherrliche  Kasse  beeinträchtigt: 
das  Fehlen  einer  durchgreifenden  Kontrolle. 

Versuche  einer  Kontrolle  entstehen  mit  dem  Werden 
der  Aemter  selbst.  Jedes  Amt,  soll  es  nicht  lediglich  Selbst- 
zweck sein,  muß  sich  über  Einnahmen  und  Ausgaben  ausweisen. 
Dies  geschieht  entweder  vor  dem  Landesherrn  oder  vor  einem  von 
ihm  bestimmten  Hofbeamten,  oder  auch  vor  einer  Kommission  von 
Hofbeamten    und    Räten ,     deren    Zahl     und    Zusammensetzung 

1)  S.  im  Text:  Teil  III, 

2)  Rosenthal,  S.  369. 

3)  Laviprecht,  S.   1430;  Spangenberg,  S.   398;   Krusch,  S.  220,    246  ff. 
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wechselt,  je  nach  der  Bedeutung  des  Rechnungslegenden.  Wo 
Kreis-  oder  Landesbeamte  den  lokalen  Amtleuten  vorgesetzt 
sind,  wie  die  Viztume  oder  Landschreiber,  rechnen  diese  mit 
den  untergeordneten  Stellen  ab.  Als  oberste  Kontrollinstanz, 
der  sie  selbst  sich  verantworten,  fungiert  aber  genau  wie  überall 
der  Landesherr  mit  seinen  Hofleuten  ^), 

Eine  so  beschaffene  Kontrollbehörde  kann  natürlich  einer 
wirklich  sachgemäßen  Prüfung  nicht  genügen.  Man  tritt  dem 
Landesherrn  kaum  zu  nahe,  mit  der  Annahme,  daß  er  mehr  in 
den  ritterlichen  Künsten  als  im  Lesen  und  Schreiben  bewandert 
war;  auch  die  Küchenmeister,  Marschälle,  Hofmeister  werden 
nicht  allzuviel  von  dieser  schwierigen  Kunst  besessen  haben. 
Sonst  wären  die  schon  erwähnten  Fehler,  wie  sie  zum  Beispiel 
in  den  sächsischen  -)  und  brandenburgischen  ^)  Amtsrechnungen 
nachgewiesen  wurden,  merkwürdigerweise  fast  immer  zum  Scha- 
den  des  Landesherrn,   doch  wohl  nicht  möglich  gewesen. 

Anders,  wo  wie  in  Tirol  alle  Rechnungen  im  internen  Betrieb 
der  Kanzlei  nachgeprüft  werden  *).  Die  Verantwortung  vor  der 
Kommission  ist  dann  mehr  oder  weniger  Formsache,  Sie  wird 
aufgeklärt  über  den  allgemeinen  Geschäftsgang,  stellt  einige  Fra- 
gen, die  wirkliche  Arbeit  aber,  die  genaue  Nachrechnung  und 
Nachprüfung  aller  Belege,  leistet  die  Kanzlei.  Auf  diese  Weise 
wird  allen  unredlichen  Absichten  vorgebeugt.  Rechenfehler  kennt 
man  in  Tirol  nicht. 

In  den  übrigen  Territorien  bot  eine  gewisse  Gewähr  ledig- 
lich die  Beiziehung  des  Protonotars  zur  Rechnungslegung.  Doch 
war  auch  da  das  System  der  fallweisen  Beauftragung  einer  gründ- 
lichen Erfahrung  und  umfassenden  Sachkenntnis  hinderlich.  Nir- 
gends und  an  keinem  Hofe  fänden  sich  ständige  Kontrollorgane, 
mit  alleiniger  Ausnahme  des  Deutschordensstaats.  Hier  sind  der 
Verwalter  der  Hauptkasse,  derTreßler  und  der  Hüter  des  Schatzes, 
der  Großkomtur,  auch  die  obersten  Rechnungsbeamten.  Charak- 
teristisch ist  für  sie,  nicht  daß  sie  sämtliche  Rechnungen  prüfen, 
sondern  daß  niemand  sonst  Rechnungen  prüft ^).     Aber  auch  dies 

1)  Heuher ger,  S.  113;  Mayer,  Beiträge  S.  115,  S.  126  f.;  Spangenberg,  S.  42  i ; 
Lobe,  S.  3;  Aubin,  S.  77  ff.;  Bosenthal,  S.  286;  Dopse/i,  Mitt.  d.  Inst.  18,  S.  313  ff., 
S.  318  ff. ;  Herkeri,  S.  46  f. 

2)  Lobe,  S.  8. 

3)  Spangenberg,  S.  402,  Anm.  2,  S.  422. 

4)  ILeubcrger,  S.   114,  auch  S.   138,  Anm.   2. 
.    5)   Klein,  S.    112  ff.,  S.  43. 
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ist  nicht  so  sehr  aus  einer  vorgeschrittenen  Vervvaltungskunst, 
als  vielmehr  aus  der  Eigenart  des  Ordensstaates  zu  erklären,  bei 
dem  von  Anfang  an  durch  Statut  die  Pflichten  und  Aufgaben 
eines  jeden  seiner  Mitglieder  festgesetzt  sind.  Auch  daß  die  ein- 
zelnen Komtureien  in  weitgehendem  Maße  im  übrigen  selbständig 
sind,  überrascht  den  nicht,  der  sich  die  Geldgebarung  in  einem 
Orden  unsrer  Tage  vergegenu'ärtigt  ^). 

Zu  der  Gepflogenheit  der  kommissionsweisen  Rechnungsabhör 
kommt  als  weiterer  Mißstand  die  Unregelmäßigkeit  in  den  Ab- 
rechnungsterminen ^).  Oft  vergehen  drei,  vier  und  mehr  Jahre  zwi- 
schen den  Berichten  der  einzelnen  Amtleute. 

Nur  allmählich  und  in  wenigen  Territorien,  —  am  frühesten 
wohl  auch  wieder  in  Tirol  ^)  —  werden  jährliche  Abrechnungs- 
perioden festgesetzt.  Doch  auch  hier  geht  es  nicht  ab  ohne 
starke  Rückschläge  in  den  schlechteren  Zustand. 

Aber  auch  wenn  eine  ständige  Behörde  und  regelmäßige  jähr- 
liche Termine  durchgeführt  gewesen  wären,  eine  Garantie  für  pflicht- 
getreue Amtsführung  kann  eine  Rechnungskontrolle  allein,  und 
wäre  sie  noch  so  vollkommen,   nicht  geben. 

In  unsrer  Zeit  der  Regierfreudigkeit,  in  der  jeder  Vor- 
gesetzte zugleich  Untergebener  und  jeder  Untergebene  wieder 
Vorgesetzter  ist,  in  der  freiere  Untertanen  den  Pflichteifer  der 
Obrigkeit  beargwöhnen  und  überdies  Zeitung  und  Parlament  die 
Rechte  der  steuerzahlenden  Bürger  und  des  steuerempfangenden 
Fiskus  wahren,  ist  auch  der  selbstherrlichste  und  selbstbewußteste 
Herr  Beamte  unter  ständiger  Ueberwachung.  Sein  Vorgänger 
im  13.,  14.  Jahrhundert    aber  war,    wenn    seine  Rechnung    richtig 

i)  Aus  dem  Charakter  des  Religionsverbands  sind  auch  andere  Besonder- 
heiten zu  erklären,  so  das  Leiheverhältnis,  in  dem  die  einzelnen  Häuser  zueinander 
stehen,  {Klein,  S.  34)  oder  die  eigentümliche  Gepflogenheit,  die  aber  noch  heute 
in  Ordensgemeinschaften  üblich  ist,  daß  zwar  der  Obere  prinzipiell  über  alles 
Vermögen  zu  verfügen  hat,  die  einzelnen  Häuser  aber  trotzdem  dem  Mutterhaus 
»(jcschenkc«   machen.     (Klein,  S.   33). 

2)  In  Brandenburg  legen  die  Amtleute  noch  im  15.  Jhrh.  »ganz  unregel- 
mäßig, zu  verschiedenen  Terminen  und  für  ungleiche  Zeiträume,  bald  für  i  oder 
mehrere  Amtsjahre,  bald  für  wenige  Monate«  Bericht  ab.  [Spaiigoiderg,  S.  421.) 
Genau  so  in  Sachsen  :  Pitf,  S.  9,  S.  15;  bei  Lippert,  wettinische  Kanzlei,  N.  Archiv 
f.  Sachs.  Gesch.,  Bd.  24,  S.  12,  Anm.  27,  28  =r  Beispiele  aus  der  Mitte  des 
14.  Jhrh.,    daß  Amtleute  über  7,  ja  über   14   Jahre  Rechnung  legten. 

3)  Kogler,  S.  529.  In  Bayern  2-  und  3jährige  Rechnungsperioden,  aber 
offenbar  schon  im  13.  jhrh.  regelmäßig  eingehalten.  {Roseuthal,  S.  284,  288;  s. 
auch  Oefelc,  S.  343. 
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befunden  worden,  vor  weiterer  unangenehmer  Neugier  sicher. 
Die  gewöhnlichen  Amtseingesessenen  durften  sich  an  seine  Gott- 
ähnhchkeit  nicht  heranwagen.  Die,  die  ihn  hätten  kontrollieren 
können,  waren  seine  Standesgenossen  und  Freunde.  Vorgesetzte, 
die  ihn  hätten  Kontrollieren  müssen,  gab  es  nicht. 

Häufige,  eingehende  und  womöglich  unvorhergesehene  Visi- 
tationen an  Ort  und  Stelle  waren  daher  für  einen  guten  Stand 
der  Finanzen  unbedingt  nötig. 

Dem  Landesherrn  selbst  oblag  die  Pflicht  dazu.  Persönlich 
sollte  er  die  Aemter  besuchen  und  nach  dem  Rechten  sehen, 
»groß  notdurft  der  herrschaft  und  der  land  erfordert,  daß  euer 
gnad  mit  eurem  täglichen  hofgesind  und  raten  die  land  allent- 
halben besichtige  und  umzöge,  nach  notdurft  und  gebrech  der 
land,  das  brächt  euer  gnaden  merklichen  nutz  in  fällen  und  leich- 
tigte die  zehrung  des  steten  hofsc  Und  AlbrecJit  Achilles  schreibt 
seinem  Sohne,  er  solle  den  Kasten  nachziehen,  damit  nicht  die 
Kasten  ihm  nachfolgen  müßten  ^)  2).  Solchen  Vorstellungen  also 
entspringt  die  Sitte  der  fürstlichen  Wanderlager:  der  Ansicht  von 
der  Pflicht  des  Landesherrn,  persönlich  überall  nach  dem  Rechten 
zu  sehen,  und  der  Rücksicht  auf  die  Notwendigkeiten  der  Ver- 
pflegung. Allmählich  aber  verblaßt  der  erste  Gesichtspunkt  und 
der  zweite  tritt  allein  in   den  Vordergrund. 

Kein  Gedanke  mehr  an  Kontrolle  und  Pflichterfüllung.  Wenn 
der  Amtmann  nur  den  Tisch  für  den  Herrn  gut  bereitet  hat,  hat  er 
seine  Pflicht  getan  und  wird  belobt.  Im  übrigen  kann  er  tun  und 
lassen,  was  er  will.  Es  ist  daher  ein  ganz  gewaltiger  Fortschritt 
auf  dem  Weg  zu  einer  geordneten  Finanzverwaltung,  Avenn  gegen 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  in  einigen  Ländern  eine  Verwaltungs- 
kontrolle ^)  durch  die  vorgesetzte  Amtsstelle  eingeführt  wird.    Die 


1)  Spangenöerg,  S.   13,  Anm.  2,  Schappcr,  S.   72,  Anm.  4,  S.  73. 

2)  Die  Sitte  der  Wanderlager,  die  neuerdings  bestritten  wird,  hat  also  zum 
mindesten  in  den  nordöstlichen  Territorien  bestanden.  S.  Spangeiiberg,  S.  12,  13: 
»eine  feste  Residenz  hat  es  auch  im  14.  Jhrh.  noch  nicht  gegeben  und  mit  dem 
"Wohnort  des  Fürsten  ist  regelmäßig  auch  der  Sitz  der  Zentralverwaltung  von 
einem  Schloß  zum  andern  verlegt  worden.«  Ders.  S.  112;  genau  so  in  Sachsen: 
H.  B,  Meyer,  S.  80,  S.  84;  Ermisch,  Neues  Arch.  f.  sächs.  Gesch.  Bd.  18,  S.  10 
und  29 ;   Posse,  S.   169,  für  Mecklenburg  :   Küster,  S.  32. 

3)  »Verwaltungskontrolle«  im  Gegensatz  zur  bloßen  »Rechnungskontrolle,« 
also  mit  dem  Gedanken  an  das,  was  kontrolliert  wird,  nicht  an  die  kontrollierende 
Behörde. 
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Rentmeister  in  Bayern  i),  die  Landrentmeister  in  Sachsen  2),  der 
Landschreiber  in  Baden  ^)  *)  bereisen  die  Aemter,  überzeugen  sich 
persönlich  von  der  Art  der  Amtsführung,  ziehen  Erkundigungen 
über  das  Verhalten  der  Beamten  ein,  kontrollieren  die  Vorräte, 
nehmen  Klagen  und  Beschwerden  entgegen.  Wie  heilsam  und 
notwendig  die  »Rentmeisterumritte  <  waren,  beweisen  die  An- 
strengungen, die  die  Betroffenen  machten,  sie  wieder  abzuschaffen. 
Die  Sitte  der  Wanderlager  hat  ihren  Zweck  nicht  erfüllen  kön- 
nen. Je  weiter  sie  sich  von  ihrer  ursprünglichen  Aufgabe  entfernt, 
um  so  schroffer  zeigen  sich  ihre  Nachteile.  Der  Geist  der  Unrast, 
der  in  dem  steten  Umherwandern  liegt,  gibt  auch  der  Verwal- 
tung sein  Gepräge.  Es  ist  kein  Zufall,  daß  gerade  in  den  süd- 
lichen Territorien,  in  denen  sich  zuerst  eine  feste  Residenz  bildet, 
auch  die  ersten  Keime  einer  geordneten  Verwaltung  zu  finden 
sind.  Vor  allem  die  Kanzlei  braucht  Ruhe  und  Ständigkeit  zu 
ihrer  Entwicklung.  Sie  findet  diese  wohl  am  frühesten  in  Tirol 
auf  Schloß  Tirol  ^),  in  Bayern  in  Landshut  und  München^),  in 
Oesterreich  in  Wien  ^).  Hier  können  sich  auch  zuerst  Archive 
bilden  ^),  in  denen  die  Reste  jener  Aufzeichnungen  erhalten  sind, 
die   allmählich    die    notwendigen  Bestandteile  ^)  jeder  mittelalter- 

i)  Rosenthal,  S.  291,  297  ff. 

2)  Lööe,  S.    I,  9,   10,   Puff,  S.  20. 

3)  Herkert,  S.  47.  48. 

4)  Von  >persönlichen  Kontrollen«  »durch  Revision  seitens  eines  Beamten 
der  Zentralstelle«  berichtet  auch  Lamprecht  aus  Trier:   S.    14 18. 

5)  Mayer,  Beiträge,  S.  113;  Heuberger,  S.  ill  »ebenso  wurden  in  der  Zeit 
Meinhards  II.  und  seiner  Söhne  die  ersten  Schritte  in  der  Richtung  getan,  daß 
man  von  dem  mittelalterlichen  Brauch  der  vv^andernden  Zentrale  dazu  überging, 
daß  man  derselben  einen  festen  Standort  anwies«. 

6)  Rosenthal,  S.   119,  Anm.   2. 

7)  Lampe! ,  Bl.  des  Vereins  f.  Landeskunde  von  Niederöslerr.  N.  F.  21, 
1887,  Das  Gemärke  des  Landbuchs,  S.  285. 

8)  Rosenthal,  S.  272  ff.,  Heuberger,  S.  137  »Der  Aufenthalt  des  Kanzlei- 
personals stabilisiert  sich  allmählich  auf  Schloß  Tirol,  »wo  sich  auch  rasch  eine 
Art  Archiv  ausbildet.»  Dagegen  erhält  die  brandenburgische  Kanzlei  erst  unter 
den  ersten  HohenzoUern  einen  festen  Sitz,  zunächst  im  hohen  Hause  zu  Berlin, 
seit  145 1  auf  dem  Schloß  zu  Cöln.  Klinkenborg,  Geschichte  des  geheimen 
Staatsarchivs  zu  Berlin,  Mitt.  der  preuß.  Archivverw.  18.  Heft,  191 1,  S.  5.  Die 
Begründung  eines  Archivs  erfolgt  erst  um  die  Mitte  des  15.  Jhrh.  (S.  i)  bis  dahin 
werden  die  Urkunden  in  Kirchen,  Klöstern,  Städten  deponiert.  (Ders.  S.  4) 
ebenso  Spangenberg,  S.    133,    134. 

9)  Die  Entwicklung  des  Urkundenwesens  wird  bei  Betrachtung  der  Finanz- 
verwaltung   noch  viel  zu  wenig  gewürdigt.     Heute  ist  eine  geordnete  Buchführung 


Die  Finanzverwaltung  in  den  deutschen  Territorien  des  Mittelalters.      217 

liehen  Finanzverwaltung  wurden :  die  Register,  Rechnungsbücher, 
Urbare,  Schoßlisten,  Lehnbücher,  Schuldenstandsverzeichnisse  usw. 

Es  gilt  nun  zu  zeigen,  was  diese  bedeuten  und  wie  weit  sie 
den  Bedürfnissen    der    jeweiligen   Verwaltung    genügen    konnten. 

Die  Haupttätigkeit  der  Kanzlei  dokumentiert  sich  in  den 
sogenannten  Registern.  Es  sind  das  Bücher,  in  denen  die  in  der 
Kanzlei  entstehenden  oder  dort  einlaufenden  Schriftstücke  teils 
im  vollen  Wortlaut,  teils  im  Auszug  in  bunter  Reihenfolge  ver- 
zeichnet werden.  Wenn  man  die  einlaufenden  Urkunden  in  be- 
sonderen Büchern  sammelt,  entsteht  das  Kopialbuch^),  eine  Ent- 
wicklung, die  der  Uebersichtlichkeit  in  der  Finanzverwaltung  nicht 
gerade  günstig  war.  Konnte  es  doch  dadurch  vorkommen,  daß 
Rechnungen  von  Beamten  im  Einlauf-,  Quittungen  über  solche 
im  Auslaufsregister  verzeichnet  wurden  '^). 

Ebenso  unglücklich  ist  die  Scheidung  nach  Briefen,  »die  do 
ewig  werent«,  und  Briefen,  die  »nit  ewig«  sind  ^).  Denn  abge- 
sehen von  der  Zerreißung  zusammengehöriger  Stücke,  die  natür- 
lich hier  geradeso  stattfinden  muß,  wer  kann  Zeit  und  Ewigkeit 
im  vorhinein  erkennen.?  Die  Meinungen  darüber  sind  notwendig 
geteilt;  und  so  finden  sich  Schuldverschreibungen  wie  Sühnever- 
träge bald  unter  den  perpetua,  bald  unter  den  Temporalien, 
Kaufs-  und  Verkaufsurkunden  neben  Bündnisverträgen,  Immuni- 
tätsverleihungen und  oberhirtlichen  Konsensen  ;  Landfriedensbriefe 
uud  Urfehde-Schwüre  zwischen  Abmachungen  über  Güterleihe 
und  Zeitpacht,  Amtsbestallungen  und  Anweisungsbriefen  ^). 

selbstverständliche  Grundlage  jedes  Finanzwesens.  Damals  bedeutete  jedes  einzelne 
Register  eine  neue  Errungenschaft.  Selbst  so  untergeordnete ,  rein  technische 
Dinge,  wie  der  Uebergang  vom  Pergament  zum  Papier  sind  dabei  von  Einfluß. 
(In  Brandenburg  die  ersten  Papierregister  um  die  Mitte  des  14.  Jhrh.  {Bier,  S,  51), 
in  Anhalt  ist  bis  zum  Jahr  1400  nur  eine  einzige  Urkunde  auf  Papier  verzeichnet.« 
Da  Pergament  aber  »verhältnismäßig  teuer  ist,  wurde  sehr  sparsam  damit  umge- 
gangen« .  .  .  [yacnicke,  Beiträge  zum  Urkunden-  und  Kanzleiwesen  der  grällichen 
Anhaltener  Diss.  1904,  S.  39).  Jede  Spezialarbeit  über  mittelalterliche  Finanz- 
vervvaltung  sollte  daher  von  einer  Untersuchung  der  Kanzleiurkunden  ausgehen, 

i)  Nach  Breßlau,  Handbuch  der  Urkundenlehre  2.  Aufl.  i.  Bd.  S.  103,  Anm.  2 
sind  Register  »Abschriften  von  Urkunden  eines  Ausstellers  für  verschiedene 
Empfänger,  Kopialbücher  Urkunden  verschiedener  Aussteller  für  einen  Empfänger«. 
Also  Auslaufs-  und  Einlaufsregister.  Anders  definiert  Bier,  S.  1 1  ff.  Ueber  die 
Register  in  der  tirolischen  Kanzlei :  Htuherger,  S.  265  ff. ;  das  Register  heißt  dort 
»liber  notularum«    (S.   303). 

2)  Bier,  S.    15,  Anm.  9. 

3)  Koch-Will,  Regesten  der  Pfalzgrafen  am  Rhein,   1887,  S.  XVI. 

4)  IJppert,  Studien  über  die  wettinische  Kanzlei  und  ihre  ältesten  Register, 
Neues  Archiv  24    Bd.   1903,  S.   7;   Richter,  S.  78  flf. 
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Einen  Fortschritt  bedeutet  die  Scheidung  nach  geographi- 
schen Gesichtspunkten  i),  indem  man  die  auf  einen  bestimmten 
Verwaltungsbezirk    bezüglichen    Urkunden    zusammen    registriert. 

Eine  Scheidung  nach  sachlichen  Gesichtspunkten  scheint  vor 
dem  15-  Jahrhundert  nur  in  Tirol  stattgefunden  zu  haben.  Dieser 
Scheidung  verdankt  die  Tiroler  Finanzverwaltung  die  Entste- 
hung der  Rechnungsbücher.  Man  versteht  darunter  i.  eine  fort- 
laufende Reihe  von  Rechnungsberichten  lokaler  Amtleute,  mit- 
unter Originalrechnungen,  in  der  Hauptsache  aber  von  der  Kanz- 
lei gefertigte  Abschriften  ^).  Die  Rationarien  enthalten  also  Auf- 
zeichnungen über  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Aemter  und  den 
jeweiligen  Saldostand.  In  erster  Linie  entstanden  sie  zum  Zwecke 
der  Nachprüfung  der  von  den  Beamten  gemachten  Angaben.  Sie 
dienen  der  Zentrale  aber  auch  zur  Uebersicht  über  die  tatsäch- 
lichen Erträgnisse  der  äußeren  Aemter.  Sie  geben  die  einzige 
Uebersicht  über  ihre  Belastung  mit  Anweisungen  und  Pfand- 
schaftcfn.  Besondere  Schuldenstandsverzeichnisse  wurden  ja  wie- 
derholt verfertigt,  auch  in  andern  Territorien,  ein  liber  assigna- 
tionum  dagegen,  eine  Zusammenstellung  über  die  ausgegebenen 
Anweisungen  wird  nur  einmal  versucht,  —  merkwürdigerweise 
in  Sachsen  ^).  Und  doch  wäre  es  vor  allem  nötig  gewesen,  einen 
Ueberblick  über  die  durch  Anweisungen  verausgabten  Summen 
zu  erhalten;  wenn  auch  nur  um  einen  Ausgleich  zwischen  den 
einzelnen  Aemtern  herbeiführen  zu  können.  Von  der  Idee  einer 
buchmäßigen  Kasseneinheit  war  man  aber  noch  eben  so  weit 
entfernt,  wie  von  der  Erkenntnis  der  Notwendigkeit,  sich  über 
seine  Ausgaben  Rechenschaft  zu  geben. 

Neben  den  Raitbüchern  laufen  2.  die  »Strazzen«  "*) :  Aufzeich- 
nungen des  Kammermeisters,  bzw.  Kammerschreibers,  »die 
rein  chronologisch,  ohne  die  geringste  sachliche  Gruppierung  die 
Geldbewegung  bei  der  Zentralkasse  wiedergeben«, 

Sie  bilden  die  Grundlage  für  die  dritte  Serie  Raitbücher,  die 
Hauptbuchführung  der  Tiroler   Finanzverwaltung ^).    Die  Kassen- 


1)  Lewinsky,  Die  brandenburgische  Kanzlei-  und  das  Urkundenwesen  während 
•der  Regierung  der  beiden  ersten  Hohenzollerschen  Markgrafen,  141 1  —  70,  Diss. 
1893,  S.  15  ff.;  Bier,  S.   22,   23,  Anm.  25,  S.  33,   34. 

2)  Älaycr,  Beiträge,  S.    153,  Heuberger,  S.   317  ff. 

3)  H.  B.  Meyer,  S.  80. 

4)  Mayer,   Beiträge,  S.   154. 

5)  Mayer,  Beiträge,  S.   154. 
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eingänge  und  Ausgaben  werden  in  diesen  sachlich  gruppiert  und 
durch  Belege  gerechtfertigt. 

Nimmt  man  nun  noch  die  Aufschreibungen  der  Münze,  der 
Salz-  und  Silberbergwerke,  so  ist  die  Finanzgebarung  des  Lan- 
des in  der  Tat  ziemlich  vollständig  verzeichnet. 

Ein  moderner  Beobachter  könnte  sich  also  sehr  wohl  ein 
Istbudget  des  Lands  Tirol  zusammenstellen.  Damals  aber  wurde 
eine  solch  allgemeine  Uebersicht  über  den  Stand  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  nicht  erreicht,  wahrscheinlich  nicht  einmal  erstrebt. 
Nichts  deutet  darauf  hin,  daß  die  lokalen  Raitungen  mit  den 
zentralen  in  irgendeinen  Zusammenhang  gebracht  worden  wären. 
Man  war  zufrieden,  wenn  man  die  Gewißheit  hatte,  daß  nichts 
veruntreut  wurde;  sich  Rechenschaft  zu  geben  über  das  Verhält- 
nis von  Einnahmen  und  Ausgaben,  gar  über  die  Zweckmäßig- 
keit der  Ausgaben,  davon  war  man  in  jener  Zeit  noch  weit  ent- 
fernt. Daher  sind  auch  die  »großen  Raitbücher«  nichts  anderes 
als  reine  Kassenbücher.  Sie  dienen  lediglich  der  Kontrolle  und 
Rechtfertigung  des  Kassenführers,  ähnlich  wie  das  Buch  des  ost- 
preußischen Treßlers,  der  bei  der  im  Ordensstaate  noch  mehr  wie 
anderswo  üblichen  Dezentralisation  des  Kassenswesens,  ein  voll- 
ständiges Bild  von  der  wirklichen  Finanzlage  des  Landes  eben- 
falls nicht  geben  kann  ^).  Wie  weit  man  von  der  Idee  einer 
wirklichen  Buchführung  entfernt  war,  zeigt  die  Tatsache,  daß  der 
tirolische  Kammermeister  Darlehen,  also  außerordentliche  Ein- 
nahmen, unter  den  laufenden  Einnahmen  bucht,  unter  den  »extra 


i)  Klein,  S.  98  fF.  Bei  Klein  öfter  eine  Ueberschätzung  der  Einrichtungen 
des  von  ihm  behandelten  Landes.  So  ist  das  Treßlerbuch  »über  den  primitiven 
Aufzeichnungsmodus  der  Rechnungsbücher  des  früheren  Mittelalters  hinaus«,  des- 
halb, weil  es  lediglich  Geldeinnahmen  und  Ausgaben,  nicht  auch  Naturalabgaben 
und  Dienstleistungen  verzeichnet.  Klein  kommt  zu  dieser  Auffassung,  indem  er 
das  Treßlerbuch  mit  den  Urbaren  vergleicht  und  diese  für  Rechnungsbücher  hält.  — 
Was  Klein  als  weiteren  Vorzug  des  Treßlerbuchs  rühmt,  daß  es  z.  B.  Zinsen,  die 
nicht  wie  gewöhnlich  in  Geld,  sondern  in  Korn  eingingen,  als  Ausfall  bucht,  ist 
doch  eher  ein  Mangel,  da  es  beweist,  daß  das  Treßlerbuch  eben  nur  Kassenbuch 
ist  und  keine  vollständige  Uebersicht  über  die  Einnahmen  gibt.  —  Auch  sonst 
finden  sich  bei  Klein  oft  merkwürdige  Urteile;  so  wenn  er  S.  107  über  mangelnde 
Konsequenz  in  der  Durchführung  von  Grundsätzen  klagt,  weil  der  Treßler  »es 
geschehen  läßt,  daß  der  Komtur  v.  Papau  statt  seiner  100  m  Zins  20  Lasten  Korn 
abliefert,  von  denen  seine  Kasse  nicht  den  geringsten  Profit  hat«  !  Zum  Glück 
für  den  Ordensstaat  besaß  der  Treßler  weniger  Ressortpatriotismus,  als  sein" später 
Beurteiler.  —  Kritischer  wird  Klein  erst  im  Anhang,  Exkurs  XVII,  S.  20S. 
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ordinari«  dagegen  alle  möglichen  geringfügigen  Summen,  die  er 
sonst  gerade  nirgends  einzureihen  weiß^). 

Rechenbücher  sind  auch  aus  einigen  andern  Territorien  er- 
halten oder  bezeugt  2);  sie  konnten  Ansprüchen  an  Uebersicht- 
lichkeit  und  Vollständigkeit  aber  noch  sehr  viel  weniger  genügen. 
Es  sind  lediglich  Tagebücher,  Strazzen  oder  kurze  summarische 
Aufzeichnungen  über  die  Rechnungsablagen  der  Beamten.  Und 
auch  diese  werden  nicht  überall  und  nicht  immer  geführt,  wenn 
auch  das  Fehlen  von  Akten  noch  nicht  unbedingt  ein  Nichtvor- 
handensein beweist.  Erst  gegen  Ende  des  15.  Jahrhunderts  wird 
auch  in  andern  Territorien  —  vorangehen  Sachsen  ^)  und  Bran- 
denburg*) —  jene  Stufe^'der  Entwicklung  erreicht  und  überschritten, 
die  in  Tirol  seit  den  Tagen  Meinliards  selbstverständliche  Grund- 
lage der  Verwaltung  gewesen  war. 

Aelter  als  das  Streben,  sich  Rechenschaft  zu  geben  über  das, 
was  ausgegeben  wurde,  ist  das  Verlangen,  zu  erfahren,  was  man 
zu  bekommen  hat.  Ihm  verdanken  die  Urbare,  Bedelisten,  Lehn- 
bücher, ZoUisten  ihre  Entstehung.    Die  Urbare  ^),  auch  Salbücher, 

i)  Mayer,  Beiträge,  S.    157,    158. 

2)  Ueber  ein  »liber  computaciomim«:  aus  der  wettinischen  Kanzlei  berichtet 
Lippcrt,  weUinische  Kanzlei,  N.  Arch.  24.  Bd.  S.  8;  es  wird  angelegt  1349  zu- 
gleich mit  den  ältesten  erhaltenen  registra  temporalia  und  perpetua,  der  Text  des 
eigentlichen  Rechnungsbuchs  beginnt  mit  den  Rechnungen  des  Jahres  1353  (S.  11, 
12,  33).  In  Brandenburg  wurden  unter  der  wittelsbachischen  Herrschaft  Rechnungs- 
bücher geführt,  die  aber  verloren  sind.  Bier,  S.  20.  Ueber  die  österr.  Rechnungs- 
bücher aus  dem  14.  Jhrh.  liegen  nähere  Mitteilungen  leider  nicht  vor.  Die  bayr. 
»Rechnungsbücher«  über  die  Oefele,  Oberbayr.  Arch.,  26.  Bd.,  S.  343  berichtet, 
waren  offenbar  überhaupt  keine  »Bücher«,  sondern  Einzelabrechnungen.  Von  Salz- 
burg ist  eine  Rechnung  aus  dem  Jahre  1284  erhalten  {Bitttier,  S.  487  ff.), 
genauere  Forschungen  über  die  Finanzverwaltung  des  Erzbistums  fehlen  noch. 
Für  Württemberg  berichtet  C.  H.  L.  Hoffmaiiii  noch  aus  dem  16.  Jhrh.:  »die 
Rechnungen  selbst  aber  waren  sogar  bei  der  Hauptkasse  .  ,  .  nicht  vielmehr  als 
bloße  chronologische  Einnahmen-  und  Ausgabenregister«  S.  90.  Die  Trierer  Rech- 
nungen aus  den  Jahren  1336 — 46  {Lamprecht  I,  2,  S.  1443,  1472  ff.)  sind  die 
Produkte  eines  Ausnahmezustands  und  verlangen  daher  eine  besondere  Beurteilung 
.S.  im  Text  HI. 

3)  Puff,  S.  50  ff. 

4)  Schapper,   S.    I14  ff. 

5)  Das  älteste  Salbuch  von  Bayern  zwischen  122 1  —  28,  das  Zweitälteste  von 
1280;  {Rosenthal,  S.  52).  In  Oesterreich  das  älteste  erhaltene  Urbar  aus  der  Zeit 
1262 — 65.  Es  ist  zum  Teil  eine  Abschrift  eines  noch  älteren  Urbars  aus  der  Zeit 
der  Bäbenberger  Leopold  VI.  und  Friedrich  II.  .S.  Dopsck,  Beiträge  zur  Geschichte 
der  Finanzverwaltung  Oesterr.  im  13.  Jhrh.,  I,  Mitt.  d.  Inst.  Bd.  14,  1893,  S.  449  ff.; 
dazu  Erden,  Zur  Entstehung  des  sogenannten  rationarium  Austriarum,  ebd.  Bd.  16, 
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Landbücher,  sind  vielleicht  die  ältesten  finanziellen  Aufzeichnungen 
überhaupt. 

Lange  vor  dem  Bestehen  einer  geregelten  Kanzlei  notieren 
die  Schreiber  der  großen  Dynasten,  der  Klöster,  Stifter,  den  Grund- 
besitz ihrer  Herrn  1).  Das  Gleiche  tut  der  landesherrliche  Schrei- 
ber, sobald  sich  das  Territorium  konstituiert  hat.  Man  hat  daher 
in  den  Urbaren  lange  Zeit  lediglich  Verzeichnisse  des  landesherr- 
lichen Domänenbesitzes  gesehen.     Die  Urbare  -),    verzeichnen  je- 

1895  S.  97  ff.,  ebd.  Erwiderung  von  Dopsch,  S.  382  ;  i^mer  Dopsch,  Oesterr.  Urbare, 
Einleitung  S.  XXVIII  f.  Ein  steirisches  Urbar  aus  der  gleichen  Zeit  (1220 — 30),  Teile 
davon  wahrscheinlich  noch  früher ,  neu  angelegt  und  ergänzt  ebenfalls  unter 
Ottokar  1265 — 69  und  den  ersten  Habsburgern  (1280 — 1310),  s.  Dopsck,  Die  landes- 
fürstl.  Gesamturbare  der  Steiermark  1910,  Einl.  S.  XXVIII  ff. ;  auch  Kranes,  Ver- 
fassung und  Verwaltung  der  Mark  und  des  Herzogtums  Steier  i.  Bd.  1897,  S.  347  fF. 
Ueber  Teile  eines  Urbars  von  Kärnten,  Krain  und  der  Mark  aus  dem  Jahr  1267 
{Jaksc/i,  Die  Anlegung  eines  landesfürstl.  Urbars  in  Kärnten,  Krain  und  der  Mark 
i.  J.  1276,  Mitt.  d.  Inst.,  23.  Bd.  1902,  S.  246  ff".).  Ein  Urbar  über  die  habs- 
burgischen  Besitzungen  in  Vorderösterreich  aus  der  Zeit  1281 — 1311  [Schweitzer, 
Geschichte  der  habsburgischen  Vogtsteuern,  Jahrbuch  für  Schweizer  Geschichte, 
8.  B.,  1883,  S.  137).  Ein  Verzeichnis  »der  ordentlichen  Erträge  aller  Gerichte 
und  Aemter«  Tirols  aus  dem  Jahr  1300  [Kogler,  Anhang  III)  Urbariale  Auf- 
zeichnungen weiter  um  1400  und  aus  dem  Anfang  des  15,  Jhrh.  [Kegler,  S.  549). 
Das  älteste  erhaltene  Urbar  von  Salzburg  aus  dem  Jahr  1349  [Biltner,  S.  493) 
über  ein  älteres,  nicht  erhaltenes  Urbar  vom  Jahr  1300:  Bittner,  S.  492,  Anm.  24. 
Ueber  ein  Urbar  des  Erzbistums  Mainz,  aus  der  Zeit  1259  — 1284:  Stimming,  Die 
Entstehung  des  weltlichen  Territoriums  des  Erzbistums  Mainz,  Quellen  und  For- 
schungen zur  hessischen  Geschichte,  Bd.  3,  1915,  S.  156;  Das  Urbar  der  Graf- 
schaft Luxemburg:  1306 — 17,  {Mok>- ,  Luxemburg).  Ein  registrum  reddituum 
comitum  clivensium  aus  der  i.  Hälfte  des  14.  Jhrh.  [Niepinann,  S.  II)  Das  älteste 
Urbar  Württembergs  von  1350  [Winterlin,  S.  16,  Anm.  3).  In  Brandenburg:  ein 
Landbuch  von  1337,  weitere  Besitzstandsverzeichnisse  aus  den  folgenden  Jahren, 
das  große  Landbuch  Karls  IV.  von  1375.  [Spangenberg,  S.  7).  In  Sachsen  die 
I.  alle  landesherrl.  Einkünfte  umfassende  Aufzeichnung  1378  [H.  B.  Meyer,  S.  62). 
Das  älteste  Urbar  der  Markgrafschaft  Baden  1404:  Fester,  Das  älteste  Urbar  der 
Markgrafschaft  Baden,  Zeitschr.  f.  d.  Gesch.  des  Oberrheins,  Bd.  47,  N.  F.  8, 
1893,  S.  606.  S.  ferner  Susta,  Zur  Geschichte  und  Kritik  der  Urbarialaufzeich- 
nungen.  Sitzungsberichte  der  philosophisch-historischen  Klasse  der  kaiserlichen 
Akademie  der  Wissenschaften,    138.   Bd.  8.  Abb.,  Wien  J89S,  S.  68  ff. 

7)  Ueber  die  Urbarien  der  kirchlichen  Grundherrschaften  des  frühen  Mittel- 
alters s.  Susta.  S.  40  ff. 

8)  Nach  V.  Below,  Probleme  der  Wirtschaftsgeschichte  S.  42  hängt  das  Wort 

>Urbar<  zusammen  mit  dem  Adjektiv  urbar  ertraggebend.  Susta,  S.  2  definiert: 
»Urbarialaufzeichnungen  sind  schriftliche  Erklärungen,  welche  dazu  bestimmt  sind 
als  Zeugnisse  über  Zustände  rechtlicher  und  wirtschaftlicher  Natur  einer  Grund- 
herrschaft zu  dienen.«  Die  landesherrlichen  Urbare  >gehen  über  diesen  Rahmen 
hinaus«  (S.  68). 
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doch  zwar  landesherrlichen  Grundbesitz  vorzugsweise,  aber  nicht 
ausschUeßlich.  Neben  dem  Besitz  an  hegendem  Gut  und  den  da- 
raus fließenden  Abgaben  vermeri^en  die  Verfasser  der  Landbücher 
auch  alle  Arten  sonstiger  Einnahmen:  Vogteiabgaben,  Gerichts- 
gefälle, Zollerträge,  Steuern.  Allerdings  diese  letzteren  regel- 
mäßig nicht  vollständig  1).  Was  der  Grund  hierfür  ist,  ob  die 
Unfähigkeit  des  Schreibers,  der  die  einzelnen  Einnahmequellen 
nicht  zu  unterscheiden  vermag,  ob  zwar  die  kleinen  Aemter  ver- 
zeichnet werden  sollen,  für  die  großen  aber  eigene  Listen  geführt 
werden,  ob  sachliche,  persönliche  Zufallsgründe  mitsprechen» 
wissen  vjk  nicht.  Das  Bedürfnis  aber,  die  Urbare  durch  beson- 
dere Steüerlisten,  Zollverzeichnisse  usw.  zu  ergänzen  2),  machte 
sich  jedenfalls  schon  bald  fühlbar,  um  so  mehr  als  die  Domänen- 
erträge durchaus  nicht  den  Hauptbestandteil  der  Einnahmen  aus- 
machen. Die  Urbare  allein  können  also  ein  einigermaßen  rich- 
tiges Bild  von  dem  Vermögensstande  eines  Landes  nicht  geben. 
Nichtsdestoweniger  stellen  sie  die  ersten  Anfänge  eines  Ein- 
nahmesolletats dar.  Darauf  deutet  vor  allem  auch  der  Umstand,, 
daß  die  Erträge  der  Gerichts-  und  Zollstätten,  deren  wirkliche 
Höhe  man  im  vorhinein  nicht  kennt,  wenigstens  schätzungsweise 
angegeben  werden :  locari  potest,  vendi  potest.  Im  übrigen  die- 
nen die  Urbare  als  Grundlage  bei  der  Rechnungsprüfung  der 
Beamten  ^),  wenn  sie  diesen  Zweck  auch  nur  sehr  unvollkommen 
erfüllen  können.  Da  sie  oft  jahrelang  nicht  erneuert  oder  nach- 
getragen werden,  sind  die  verzeichneten  Summen  meist  beträcht- 
lich höher  als  die  wirklich  erzielten,  die  Verarmung  der  Besitzer^ 
Abwanderung,  Todesfälle,  nicht  zuletzt  Verkauf  und  Verpfän- 
dung ständig  verringern.  Trotzdem  legen  die  Vervv-altungen 
selbst  ihren  Besitzstandsverzeichnissen  große  Bedeutung  bei.  Die 
Habsburger,  die  ihr  altes  vorderösterreichisches  Urbar  an  die 
Eidgenossen  verloren,  bemühen  sich  fast  90  Jahre  lang,  es  wieder 
zu  bekommen,  und  fast  190  Jahre  nach  seiner  Abfassung  erhalten 
die  rechtmäßigen  Besitzer  endlich  ihr  Eigentum  zurück'*). 

1)  Kogkr,  S.  549:  Dopsc/i,  Einleitung  S.  LXXXIft.;  Baasch,  S,  26;  Niep- 
mann,  S.  43 ;  Spangenberg,  S,  248,  Anm.  2. 

2)  Bittner,  S.  492  ff. ;  Lippert,  N.  Archiv  f.  sächs.  Geschichte,  Bd.  24, 
S.    10,   12;  Spangenberg,  S.  7. 

3)  Hetiberger,  S.  114,  ebd.  Anm.  11  ;  Die  württembergische  Rechnungsinstruk- 
tion von  1420;  Winterlin,  S.  Iio;  Kotzschke,  Die  Urbare  der  Abtei  Werden  a.  d. 
Ruhr,  2.  Bd.  der  Rheinischen  Urbare,    1906,  S.  C. 

4)  Schweitzer,  S.    148  ff. 
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Vorläufer  eines  Ausgabesolletats  hat  man  in  den  Hoford- 
nungen erblicken  wollen.  Bei  dieser  Beurteilung  ist  aber  weder 
Zweck,  noch  Inhalt  dieser  Erlasse  genügend  bedacht. 

Die  Hofordnungen  sind  in  erster  Linie,  was  ihr  Name  sagt: 
Ordnungen  für  das  Leben  am  Hofe.  Wie  weit  sie  über  diesen 
Rahmen  hinausgreifen,  hängt  von  der  Persönlichkeit  ihres  Ver- 
fassers und  von  den  Umständen  ab,  unter  denen  sie  Zustande- 
kommen. 

Die  ältesten  bekannten  Hofordnungen,  die  der  niederbayeri- 
schen Herzoge  von  1293^)  und  94").  wurden  erlassen  als  Haus- 
vertrag dreier  Brüder,  um  eine  gemeinsame  Nutznießung  der 
Landeseinkünfte  ohne  Landesteilung  zu  ermöglichen  ^). 

Sie  regeln  die  Regierungsgewalt*),  das  finanzielle  Anwei- 
sungsrecht ^) ,  das  Einkommen  eines  jeden  der  Geschwister: 
jeder  Bruder  erhält  Zehrungsgelder  bei  Reisen  in  die  Provinz^) 
und  den  standesgemäßen  Unterhalt  am  Hofe.  Die  hieraus  sich 
ergebenden  Bestimmungen  enthalten  das,  was  den  beiden  Hof- 
ordnungen zu  ihrer  Einreihung  unter  die  »Hof-  und  Personaletats« 
verholfen  hat.  Es  wird  festgesetzt:  Zahl,  Rang  und  Besoldung 
des  Hofgesindes  '^),  das  einem  jeden  der  drei  Brüder  zusteht,  und 
die  Zahl    der  Gäste  %    die   jeder  sich    laden    darf.    —   Die    Ord- 

i)  Neudegger,  Die  Hof-  und  Staatspersonaletats  der  Witteisbacher  in  Bayern, 
S.  32;  Originaltext  der  Ordnung:  Quellen  und  Erörterungen  zur  bayrischen  und 
deutschen  Geschichte,   1861,  Bd.  VI,  S.    12. 

2)  Neudegger,   S.  34 ;  Quellen  und  Erörterungen  S.   53. 

3)  Die  Hofordnung  von  1294  behandelt  den  gleichen  Gegenstand  wie  die 
von   1293,  nur  in  ausführlicherer  Form. 

4)  Der  älteste  Herzog  soll  der  allein  Regierende  sein,  die  beiden  jüngeren 
dürfen  nur  mit  Wissen  und  Willen  ihres  Bruders  Anordnungen  treffen  (Quellen 
und  Erörterungen  S.   56). 

5)  Die  jüngeren  Brüder  verpflichten  sich  von  »keinem  Viztum ,  Richter^ 
Schergen,  Zöllner  oder  sonst  einem  Amtmann,  auch  von  keinem  Abt,  Propst, 
Pfarrer  oder  sonst  einem  Pfaffen«  Geld  zu  fordern  ohne  ihres  Bruders  Wissen 
(Quellen  und  Erörterungen  S.  54,  55)  auch  keinen  Bürgen  zu  nehmen  (S.  54)  und 
nichts  zu  leihen  (S.  55)  ohne  ihres  Bruders  Wissen  und  niemand  etwas  zu  schenken 
ohne  seines  und  seines  Rates  Einwilligung  (S.  55). 

6)  »Opfer-  und  Badpfennige«  von  den  Viztumämtern  (Quellen  und  Erörte- 
rungen S.  57). 

7)  Quellen  und  Erörterungen  S.  53,  54,  55 ;  es  soll  verpflegt  werden  nach 
»des  hoves  saetzen«  (Quellen  und  Erörterungen  S.  56)  und  soll  »niht  mer«  wer- 
den als  die  >hantveste«  bestimmt,  (ebd.  S.  53,  54).  Trifft  man  darüber  hinaus  einen 
»laufenden  Knecht«  auf  dem  Hof,  soll  man  ihm  »beide  Ohren  unwandlich  ab- 
schneiden« (ebd.  S.   57). 

8)  Keiner    soll    mehr    als   i    oder  2   Gäste    an    seinen  Tisch  laden,    i    oder  2 
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nungen  regeln  weiter  den  Wirtschaftsbetrieb  am  Hofe  i)  und  den 
Hausfrieden  ^). 

Die  Hofordnungen  sind  also  teils  mehr,  teils  weniger  als  ein 
Budget.  Mehr,  weil  sie  Bestimmungen  hochpolitischer  Natur  ent- 
halten, wie  über  die  Regierungs-  und  Finanzgewalt,  daneben 
reine  Familienangelegenheiten,  wie  über  die  Mitgift  der  Schwe- 
ster^). Weniger,  weil  sie  lediglich  die  persönlichen  Ansprüche 
der  Herzoge  festlegen,  auf  die  Landesverwaltung  aber  nur  so- 
weit übergreifen,  als  diese  darauf  Bezug  haben. 

Daß  sie  nicht  einen  Ueberblick  geben  wollen,  über  den  künf- 
tigen Bedarf,  sondern  nur  ein  Hausvertrag  sind,  geht  aus  den 
Strafbestimmungen  hervor,  die  die  Brüder  sich  selbst  gesetzt 
haben,  und  denen  der  verfällt,  der  gegen  die  Abmachung  handelt*). 

Es  dauert  auch  länger  als  eineinhalb  Jahrhunderte,  bis  in 
Bayern  wieder  eine  Hofordnung  erlassen  wird  ^).  Sie  geht  aus 
dem  gleichen  Anlaß  hervor,  wie  die  erste,  und  trägt  deshalb  den 
gleichen  Charakter.  Nur  ist  sie  jetzt  gedrängter  und  übersicht- 
licher, im  wesentlichen  auf  die  Aufstellung  des  Hofstaats  der 
erbenden  Brüder  beschränkt.  Das  Regierungspersonal  wird  vom 
eigentlichen  Hofpersonal  bereits  getrennt  aufgeführt.  Auch  finden 
sich  Vorschläge,  wie  der  Herzog  »etwas  ersparn«^)  könne. 

Trotzdem  wäre  es  ganz  falsch,  nun  in  dieser  Hofordnung 
einen  Voranschlag  zu  sehen.  Denn  nicht  auf  die  äußere  Form 
einer  mehr  oder  weniger  zufälligen  Aufschreibung  kommt  es  an, 
sondern  auf  den  Geist  und  die  Absicht,  der  sie  entspringt. 

Auch  daß  die  Hofordnungen,  die  ungefähr  zur  selben  Zeit 
in  Tirol    erlassen  wurden,    »zweifellos    die  Anfänge   eines  Voran- 


oder mehr  die  Woche,  nach  seiner  Bescheidenheit  (ebd.  S.  57).  Das  Gesinde  der 
Gäste  darf  nicht  bewirtet  werden,  die  Hofleute  dürfen  Gäste  nur  mit  ausdrück- 
licher herzoglicher  Erlaubnis  aufnehmen  (ebd.  S.  57).  Leute,  die  vorübergehend 
am  Hof  benötigt  werden,  sollen  verpflegt  werden  nach  des  »hoves  saetzen«  (ebd. 
S.  56).  Wer  aber  in  eigener  Sache  und  ungeladen  an  den  Hof  kommt,  der  soll 
auch  in  eigener  Kost  sich  da  aufhalten  (ebd.  S.  56,  59). 

i)  Der  Küchenverbrauch    soll    wöchentlich  .ibgerechnet  werden  (Quellen  und 
Erörterungen  S,   14). 

2)  Wer  an  dem  Hof  Unzucht  tut,    »di  sol   man  zehand  rihten  nach  des  hoves 
:saetzen«  (Quellen  und  Erörterungen  S.  56). 

3)  Quellen  und  Erörterungen  S.  56. 

4)  Quellen  und  Erörterungen  S.  58,  59.  , 

5)  Neudegger,  Die  Hof-  und  Staatspersonaletats,  S.  42. 

6)  Neudegger,  S.  43. 
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Schlags  sind«  ^),  is^  eine  Behauptung,  die  erst  noch  zu  bewei- 
sen ist. 

Ebenso  ist  die  wenige  Jahre  später  ^)  verfaßte  Hofordnung 
AlbrecJit  Achills  alles  andere  als  ein  Voranschlag.  So  weit  sie 
Finanzangelegenheiten  behandelt,  gibt  sie  Anweisungen  für  eine 
rationellere  Wirtschaftsführung  am  Hofe  durch  genaue  Rechnungs- 
legung und  Kontrolle,  für  eine  bessere  Erfassung  einzelner  lokaler 
Geldquellen  durch  die  gleichen  Mittel,  also  Verwaltungsinstruk- 
tionen, aber  keinen  Voranschlag  ^j. 

Und  doch  war  gerade  Albrecht  Achill  die  Idee  eines  Voran- 
schlags nicht  fremd.  Ja,  er  und  sein  großer  Kanzler  sind  wahr- 
scheinlich die  ersten  in  deutschen  Landen,  die  den  Gedanken 
einer  Vergleichung  der  künftigen  Einnahmen  und  Ausgaben  und 
einer  planmäßigen  Verwendung  der  Mittel  nicht  nur  gefaßt,  son- 
dern auch  durchgefürt  haben.  Der  Herr  soll  die  jährlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  nach  sachlichen  Gesichtspunkten  geordnet 
feststellen  lassen  und  Einnahmen  und  Ausgaben  gegeneinander 
abziehen,  schreibt  Ludivig  v.  Eyb  in  seinen  Ratschlägen  zur  Ver- 
besserung der  fränkischen  Finanzverwaltung,  »dann  w^eiß  er,  wie 
viel  seine  Einnahme,  wie  viel  seine  Ausgabe  beträgt,  und  kann 
sich  erkundigen,  wie  dieselbe  zu  mehren  oder  zu  mindern  sei. 
Ebenso  weiß  er,  was  an  Geld,  Getreide,  Wein,  Fischen,  Fleisch 
noch  vorrätig  ist,  und  wenn  das  neue  Jahr  kommt,  so  schlägt 
man  den  alten  Vorrat  zu  dem  neuen,  und  wenn  derselbe  ange- 
griffen worden  ist,  so  läßt  sich  der  Herr  darüber  Rechnung  legen. 
....  Der  Herr  und  die  Räte  haben  dann  einen  Anschlag  der 
Haushaltung  in  den  Aemtern  auf  das  nächste  Jahr  zu  machen 
und  an  jedes  Amt  ein  Verzeichnis  zu  geben,  was,  wo  und  bei 
wem  der  Amtmann  seinen  Bedarf  entnehmen  solle,  und  der  Amt- 
mann soll  nichts  weiter  von  den  Einkünften  des  Amts  angreifen 
ohne  des  Herrn  Wille«  ■*). 


l)  Mayer,   Beiträge,   S.    136.    155. 
,  2)   1470,  s.  Schapper,  S.  5. 

3)  Einen  kurzen  Ueberblick  über  den  Inhalt  der  Hofordnung  gibt  Schapper 
S.  7.  Der  Text  der  Hofordnung  in  Riedels  Codex  diplomaticus  brandenburgensis 
S.    115,  s.    Schapper  S.    I. 

4)  Kotehnann,  S.  102  f.  v.  Below,  Die  städtische  Verwaltung  des  Mittelalters 
als  Vorbild  der  späteren  Territorialverwaltung.  (Hist.  Zeitschr.  75.  Bd.,  S.  396  ff.): 
In  den  Territorien  kommt  ein  Voranschlag  künftiger  Einnahmen  und  Ausgaben 
etwa  seit  Anfang  des  16.  Jhrh.  vor.  »Er  wird  zweifellos  aus  Frankreich-Burgund 
übernommen  sein.«     Trotz  des   > zweifellos«   der  Satz  im  Potentialis,   der  auch  mehr 
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Wie  Albrecht  Achill  das  Erbe  seines  Bruders  in  der  Mark 
übernimmt,  werden  diese  Grundsätze  dann  auch  auf  die  Verwal- 
tung des  neuen  Landes  übertragen'). 

Aber  auch  in  andern  Territorien  ist  der  Gedanke  einer  plan- 
mäßigen Fürsorge  für  die  Zukunft  inzwischen  lebendig  geworden; 
in  Köln-),  Pommern^),  Oesterreich  "*)  wird  ein  >staet«  aufgestellt 
oder  zum  mindesten  empfohlen. 

Alle  diese  Anschläge  aber  haben  eines  gemeinsam.  Sie 
wurden  gemacht,  um  nicht  gehalten  zu  werden.  Der  Landesherr 
wirft  seine  eigenen  Anordnungen  jeden  Augenblick  um.  Darin, 
in  der  eigenmächtigen  Finanzgebarung,  nicht  im  Fehlen  eines 
Budgets  überhaupt  '^),  liegt  der  tiefste  Grund  für  das  Finanzelend 
an  den  mittelalterlichen  Höfen.  Auch  das  beste  Budget  verfehlt 
seinen  Zweck,  wenn  es  nicht  gehalten  wird,  und  gehalten  wird 
es  nicht,  wenn  der  Zwang   fehlt  ^). 

berechtigt  ist.     In  Albrecht  Achills  Verwaltung  wenigstens  sind  bis  jetzt  französische 
Einflüsse  nicht  nachgewiesen. 

1 )  Die  Räte  Albrechts  entwerfen  einen  Plan,  wie  es  mit  den  Schuldforde- 
rungen des  Küchenmeisters,  der  Gläubiger,  der  Versorgung  des  Hofs,  der  Be- 
zahlung der  Söldner  zu  halten  sei  (Sc /iaj>/>er,  S.  131).  Später  veranschlagt  Albrecht 
Achill  selbst  die  Summe,  die  sein  Sohn  als  Regent  der  Mark  jährlich  verbrauchen 
darf,  was  er  für  Schuldzahlungen  erübrigen  und  wie  viel  er  thesaurieren  müsse 
ißchapper,   150  ff.). 

2)  1469  bestimmt  die  Kölner  Hofordnung:  die  Räte  sollen  »anslagen  na 
byleuftigen  dingen«  was  man  jährlich  brauche  und  sie  sollen  rätig  werden,  wo 
man  das  nehme.  (Walter,  Das  alte  Erzstift  und  die  Reichsstadt  Köln,  1866 
S.  410,  Abs.  20.) 

3)  Kantzows  Chronik  von  Pommern,  zit.  nach  Schapper,  S.    130,  Anra.  3. 

4)  Fellner-Kretschiiiayr,  Die  österr.  Zentralverwaltung  I,  2,  S.  i,  23.  Nach 
der  österr.  »Hofkammerordnung«  von  1498  soll  »die  Verwendung  der  Einnahmen 
nach  des  Königs  Befehl  und  Voranschlägen«  (»Siateu")  .  .  .  vollzogen  werden.  [Adler, 
Die  Organisation  der  Zentralverwaltung  unter  Max.  I.,  1886,  S.  86);  ein  Voran- 
schlag über  die  >  vora\issichtlichen  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Innsbrucker 
Kammer«  ist  erhalten  aus  den  Jahren  1505/6  [Adler,  S.  401  ff.,  495  ff.).  Ein 
Voranschlag  in  Bayern  1511/12,  Neudegger,  S.  77),  in  Württemberg  1520,  1521; 
[C.  H.  L.  Hoffmann,   S.  S). 

5)  Klein,  S.  107  »der  tiefste  Grund  aller  Mängel  im  Kassenwesen  und  in 
der  Organisation  ist  darin  zu  suchen,  daß  die  Wirtschaft  der  Treßlerkasse  wie  des 
Ordensstaats  budgetlose  Wirtschaft  war.«  Klein  findet  zwar  auch  im  Ordensstaat 
»Vorstufen  des  Etatwesens«,  seine  Ausführungen  sind  aber  unklar,  da  er  Ist-  und 
Solletat  nicht  auseinander  hält.  —  Auch  Dopsck,  Mitt.  des  Inst.  18,  S.  322,  spricht 
von  den  »Mängeln«,  welche  »der  österr.  Finanzverwaltung  anhafteten« :  »Man 
arbeitete  ....  ohne  Aufstellung  eines  Budgets.  Als  nächste  Folge  solcher  Wirt- 
schaft, das  wird  nicht  überraschen,  ergab   sich  gewöhnlich  ein  Defizit.« 

6)  Es  sei  nie   seine  Absicht  gewesen,    schreibt,    nachdem  längst  überall  Vor- 
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Auch  war  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  territorialen  Selbst- 
ständigkeit ein  Etat  weder  möglich,  noch  notwendig. 

Möglich  war  er  nicht  wegen  der  überwiegenden  Naturalwirt- 
schaft, notwendig  war  er  nicht  wegen  der  primitiven  Struktur 
des  Staates.  Der  Staat  war  weder  Lehrer,  noch  Erzieher,  noch 
Wohltäter.  Die  wenigen  Aufgaben,  die  er  zu  erfüllen  hat,  wer- 
den von  den  äußeren  Aemtern  erledigt,  und  die  Kosten  vom 
Ertrage  von  vornherein  abgezogen.  Der  Hofmeister  oder  Küchen- 
meister oder  Kammermeister  hat  lediglich  für  den  persönlichen 
Bedarf  des  Fürsten  und  seines  Hofs  zu  sorgen.  Dazu  erhält  er 
die  Ueberschüsse  von  den  Aemtern,  deren  Höhe  und  Art  sich 
jahrzehntelang  kaum  ändert,  ebenso  wie  die  Ausgaben,  tritt 
kein  besonderer  Umstand  ein,  Jahr  für  Jahr  gleich  bleiben.  Der 
Finanzleiter  an  der  Zentrale  weiß  daher  auch  ohne  Voranschlag 
genau,  was  eingeht  und  was  man  braucht.  Und  solange  sich 
der  Bedarf  in  den  herkömmlichen  Grenzen  hält,  kann  er  ohne 
besondere  Schwierigkeit  das  Gleichgewicht  zwischen  Emnahmen 
und  Ausgaben  halten. 

Sobald  freilich  außerordentliche  Anforderungen  an  ihn  heran- 
treten, versagt  das  System.  Ersparnisse,  die  man  verwenden 
könnte,  sind  meistens  nicht  vorhanden.  Und  so  bleiben  schließ- 
lich nur  drei  Auswege,  um  einen  außergewöhnlichen  Bedarf  zu 
decken:    neue  Steuern,  Münzverschlechterung,  Schulden. 

Das  Nächstliegende  ist  die  Belastung  der  Untertanen  mit 
außerordenlichen  Steuern.  Aber  die  Freude  daran  ist  einseitig. 
Besonders  stark  betroffene  Bürger  wandern  aus  ^),  Städte  zahlen 
nur  unter  der  ausdrücklichen  Zusicherung,  von  künftigen  Auflagen 
verschont  zu  werden  ^),  Bischöfe  schleudern  die  geistliche  Waffe 
des  Banns  gegen  die  weltliche  Gewalt  der  Büttel  ^).  Schließlich 
machen  die  Stände  der  Herrlichkeit  ein  Ende. 

anschlage  üblich  waren,  der  bayr.  Herzog  Wilhelm  der  Fromme,  »das  wir  nit,  so 
offt  es  uns  gefellig,  auch  kunfftig,  ains  und  anders,  ....  umb  unser  privatgelt, 
so  wir  zu  aigen  banden  nemen,«  bezahlen  {^Rosenthal,  S.  504,  Anm.  2).  Und 
wieder  100  Jahre  später  tritt  der  weimarische  Kammerpräsident  Goethe  eine  Reise 
an,    weil  sein  Herr  den  Voranschlag    den  er  ihm  entworfen  hat,    nicht  halten  will. 

i)  So  in  Sachsen:  //.  B.  Meyer,  S.  69,  Anm.   546. 

2)  Spangenberg,  S.  374,  Anm.  3 ;  v.  Below,  Zeitschr.  d.  berg.  Geschichts- 
vereins 26.  Bd.  S.   58. 

3)  Spangenberg,  S.  375,  Quellen  und  Erörterungen,  VI.  Bd.,  1861,  S.  273. 
Srbik,  Die  Beziehungen  von  Staat  und  Kirche  in  Oesterreich  während  des  Mittel- 
alters, Forschungen  zur  Innern  Geschichte  Oesterreichs,  I,  l,  1904  S.  131,  133; 
V.   Mensi,  Geschichte  der  direkten  Steuern  in   Steiermark,   i.  Bd.    1910,  S.  6. 

15* 
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Auch  die  Münzverschlechterungen  und  Münzverrufungen  sind 
in  ihrer  Anwendbarkeit  begrenzt.  Wenn  auch  zu  einer  Zeit  selbst- 
genügender Territorialwirtschaft  die  volkswirtschaftlichen  Nach- 
teile derartiger  Manipulationen  noch  nicht  so  schwerwiegend  sind, 
so  kommt  es  doch  vor,  daß  die  empörten  Untertanen  die  Münz- 
stätte stürmen  ^),  wenn  sie  sich  gar  zu  oft  um  die  Früchte  ihres 
Fleißes  betrogen  sehen. 

So  bleibt  dem  Landesherrn  in  seiner'  Geldnot  zuletzt  nichts 
anderes  übrig,  als  zu  Kreditoperationen  seine  Zuflucht  zu  nehmen. 
Ein  verhältnismäßig  harmloses  Mittel  ist  das  Conquisitionssystem, 
das  in  Sachsen^)  und  Brandenburg^)  beliebt  ist.  Es  ist  das  eine 
Art  Zwangsanleihe  oder  auch  Zwangsrequirierung,  die  der  Lan- 
desherr gelegentlich  seines  Besuchs  bei  Amtleuten  oder  auch  be- 
güterten Privaten  aufnimmt.  Der  glückliche  Untertan  gibt  dem 
Herrn  und  seinem  Gefolge  Naturalien  oder  Geld  und  erhält  da- 
für ein  Zahlungsversprechen  ä  conto  künftiger  Einnahmen,  An 
sich  nicht  schlimmer  als  das  Anweisungssystem,  begünstigen  doch 
die  Conquisitionen  durch  ihre  bequeme  Anwendbarkeit  in  hohem 
Maß  die  ungehemmte  Verschwendung  *). 

Das  eigentliche  Uebel  aber,  das  schließlich  den  Zusammen- 
bruch herbeiführt,  ist  die  Gepflogenheit,  augenblicklichen  Geldbe- 
darf durch  Verkauf  oder  Verpfändung  von  Domänen,  Regalien, 
Steuern  zu  befriedigen  ^).  Verhältnismäßig  harmlos  wirkt  es  noch, 
wo  man  das  Pfandobjekt  lediglich  dem  Gläubiger  zur  Nutznießung 
übergibt,    bis    er    sich  für   sein  Guthaben  bezahlt    gemacht  hat  *"). 

1)  So  in  Bayern;   Rosenthal,  S.  367,  Anm.   i. 

2)  //.  B.  Meyer,  S.  84  ff. 

3)  Spangenberg,   S.   417  f. 

4)  Eine  ganz  andere  Bedeutung  haben  die  »conquisitiones«  in  Bayern.  Man 
versteht  darunter  ständige  und  unständige  Einnahmen,  wie  Gefäll-,  Vogtei-  und 
grundherrl.  Abgaben,  Zehnten-,  Zoll-,  Münz-  und  Kastenamtserträgnisse.  S.  die 
Rechnung  von   1294  im  Oberbayr.  Archiv,  26.  Bd.  und   Rosenthal,  S.  285. 

5)  Der  Herzog  Gerhard  von  Jülich-Berg  ist  so  verschuldet,  daß  er  keinen 
anderen  Ausweg  mehr  sieht,  als  sein  ganzes  Herzogtum  Berg  zu  verkaufen: 
P.  Eschbachs,  Herzog  Gerhard  von  Jülich-Berg  und  sein  Marschall  Johann  vom 
Haus,  Beiträge  zur  Geschichte  des  Niederrheins,  14.  Bd.  1900,  S.  i  ff. ;  auch 
V.  Below,  Direkte  Staatssteuern,  26.  Bd.,  S.  69;  für  Brandenburg:  Spangenberg, 
S.  360  f.,  282  ff.,  344  ff.,  370  ff.  423  ff. ;  für  Bayern:  K.  Seifert,  Beiträge  zur 
bayr.  Finanzgeschichte,  Zeitschr.  für  die  gesammle  Staatswissensch.,  Bd.  57,  1901, 
S.  753  ff.  Der  Wert  der  Ausführungen  wird  dadurch  beeinträchtigt,  daß  sie  nicht 
belegt  sind;  für  Mecklenburg:  Brennecke,  S.  98,  10 1  ff.;  für  Holstein:  Pauls, 
S.  77;  für  Lüneburg:  Sonnenkalb,  S.  61,  Jürgens,  S.  78. 

6)  Es  handelt  sich  um  »Totsatzungc  oder  ein  »abnießendes«  Pfand  {Spangen- 
berg, S.  436). 
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Es  sind  dann  zwar  die  der  Zentrale  zur  Verfügung  stehenden  Ein- 
nahmen bis  zur  Abnutzung  der  Schuld  um  die  betreffenden  Er- 
trägnisse verringert,  tatsächUchen  Schaden  hat  die  Kasse  weiter 
nicht.  Auch  nicht,  wo  ein  Amt  ledighch  zur  Sicherheit  dem 
Gläubiger  übergeben  wird.  Dieser  erhält  das  Amt  zur  Verwal- 
tung, legt  aber  über  seine  Einnahmen  und  Ausgaben  Rechnung 
wie  jeder  andre  Beamte  ^).  Seine  Forderung  wird  von  der  Zen- 
trale unabhängig  von  den  Einnahmen  seines  Amtes  beglichen. 
Sehr  oft  aber  kommt  es  vor,  daß  der  Gläubiger  die  Nutznießung 
des  Amtes  oder  der  Geldquelle  hat,  die  Erträgnisse  aber  nicht 
zur  Amortisation  des  Darlehens,  sondern  lediglich  zur  Verzinsung 
des  Vorschusses  dienen  -).  Die  Leidtragenden  sind  dann  nicht 
nur  die  von  der  Verpfändung  betroffenen  Grundholden,  die  in 
unerhörter  Weise  unterdrückt  und  ausgesogen  werden,  sondern 
nicht  zuletzt  auch  die  landesherrliche  Kasse.  Im  günstigsten  Falle, 
wenn  es  ihr  möglich  ist,  das  Pfandobjekt  wieder  einzulösen,  hat 
sie  ungeheure  Zinsen  bezahlt.  Gelingt  ihr  das  nicht,  und  das  ist 
die  Regel,  so  ist  die  Einnahmequelle  verloren  ^). 

Man  deckt  also  einesteils  laufende  Ausgaben  durch  einmalige 
Einnahmen,  andernteils  gibt  man  wiederkehrende  Einnahmen  preis 
zur  Erlangung  einer  einmaligen  Einnahme. 

Die  unvermeidliche  Wechselwirkung  dieses  Systems,  bei  dem 
man  Einnahmen    verkauft,     um    Schulden    zu    decken,     und    neue 


1)  H.  />'.  Meyer,  S.  58:  »der  Landesherr  konnte  sich  darauf  beschränken, 
eine  Vogtei  als  Sicherstellung  für  eine  Forderung  zu  überantworten,  ohne  dem 
Vogt  irgendwelche  besondere  Rechte  einzuräumen;  der  betreffende  ist  dann  »be- 
rechenter  Vogt«  wie  andere  Vögte,  legt  wie  diese  Rechnung  und  verwaltet  etwaige 
Ueberschüsse   in  derselben   Weise. 

2)  //  />'.  Meyer,  S.  60:  »der  Landesherr  mußte  »auf  jeden  Einblick  in  die 
Pfandverwaltung  verzichten  und  die  betreffende  Vogtei  seinem  Gläubiger  »unbe- 
rechnet«  überlassen.  Diesem  fielen  alle  Ueberschüsse  zu«  .  .  .  Beispiele  auch  bei 
Lippert,  Neues  Archiv  24.  Bd.,  S.  33  f.,  39.  Spa)igcnl>erg,  S.  436  ff. ;  Pauls, 
Holstein,  S.   78  ff. 

3)  Der  einzige  Territorialslaat,  der  nicht  Schulden  aufnahm,  im  Gegenteil 
-Darlehen  gewährte,  ist  der  deutsche  Ordensstaat.  [Klein,  S.  117  ff.).  Doch  ver- 
bindet der  Orden  damit  nicht  Gewinnabsichten,  die  Gelder  wurden  vielmehr  fast 
durchweg  zinslos  ausgeliehen,  sehr  oft  wird  auf  Zinszahlung  verzichtet.  [Klein, 
S.  124  ff.).  Nach  Klein  hat  die  Ordenskasse  nur  den  einen  Vorteil,  »daß  sie 
Kapitalien,  die  sie  in  guten  Zeiten  ausgeliehen  hatte,  bei  Geldknappheit  wieder 
zurückfordern  konnte«  (S.  127).  Dies  ist  aber,  genau  betrachtet,  kein  Vorteil. 
Es  müßte  daher  jedenfalls  untersucht  werden,  wie  weit  etwa  politische  Absichten 
mit    den   Darlehen  verbunden  waren. 
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Schulden  macht,  um  Einnahmen  zu  erhalten,  —  eines  Systems, 
das  die  Einnahmen  in  dem  Maße  verringert,  wie  es  die 
Schuldenlast  erhöht,  —  hat  im  Verlaufe  des  14.  Jahrhunderts 
die  territorialen  Finanzen  auf  einen  Tiefstand  gebracht,  der  nicht 
mehr  überboten  werden  konnte. 

Aber  wie  alle  Entartung  entgegengesetzte  Strömungen  not- 
wendig hervorruft,  so  trug  eben  auch  jener  Zustand  den  Keim 
der  Besserung  bereits  in  sich.  Um  die  Wende  des  Jahrhunderts 
beginnen  die  Versuche,  die  Verwaltung  von  den  Zufälligkeiten 
des  persönlichen  Regiments  loszulösen.  Den  Anlaß  dazu  geben 
teils  der  Herrscher  selbst  und  seine  Umgebung,  teils  die  Stände. 

III.    Die    beginnende    Neuordnung    im    15.    Jahrhundert.      Die 

Finanzverwaltung    wird    aus     einem    Hofamt    ein    Berufsamt. 

Der  Patrimonialstaat  und  die  Stände  ^). 

Eine  Delegation  von  Regierungsbefugnissen  zur  selbständigen 
Erler'iigung  von  Geschäften  findet  sich  auf  dem  Gebiet  der  Fi- 
nanzverwaltung schon  sehr  früh. 

Aber  immer  nur  vorübergehend  und  unter  dem  Zwange 
einer  Notlage,  In  Trier  überträgt  in  der  ersten  Hälfte  des 
14.  Jahrhunderts  der  Erzbischof  Balduin  die  Kassenführung  und 
Geldaufbringung  seinen  lieben  Kammerknechten,  den  Juden  -). 
Diese  vereinnahmen  die  sämtlichen  Einkünfte  ihres  Herrn  und 
liefern  ihm  die  Gelder,  die  er  braucht,  auch  über  die  von  ihnen 
vereinnahmten  Summen  hinaus  aus  eigener  Tasche  oder  durch 
Schuldaufnahme  bei  andern  Juden. 

Ueber  Einnahmen  und  Ausgaben  führen  sie  Buch,  jedoch 
hebräisch.  Nur  ein  kurzer  Auszug  wird  für  den  Rechnungsab- 
schluß ins  Lateinische  übertragen  ^). 

Aehnliches  liegt  vor,  wenn  die  Habsburger  Herzöge  1370 
ihre  ganzen  Einkünfte  auf  vier  Jahre  an  ein  >  Konsortium«  über- 
lassen zur    »Sanierung  ihrer   Finanzwirtschaft«  ^).     Wie    weit    sich 

i)  Die  Terminologie  im  Gegensatz  zu  7\  Be/o7v,  der  im  sFeudalstaal«  die 
Fortsetzung  des  Lehensstaats  sieht.  Die  Entwicklung  geht  vielmehr  vom  Lehens- 
oder Feudalstaat  über  den  Patrimonial-  zum  Beamtenstaat.  Der  Patrimonialstaat 
im  wesentlichen  vom  Ende  des  12.  bis  zum  Ende  des  15.  Jhrh.,  d.  i.  die  Zeit,  die 
diese  Arbeit  behandelt. 

2)  La mp recht,  S.   1472  ff. 

3)  Lamprecht,  S.   1477. 

4)  Mayer,  Beiträge,  S.  Ii6;  Luschin  von  Ebengreuth ,  Oesterr.  Reichsgesch.  \, 
S.    173:     1370 — 74    wurde    die    Finanzverwsltung     >nach    Vorbehalt    von    jährlich 
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die  Kompetenzen  der  vier  Mitglieder  dieses  Konsortiums  erstreck- 
ten, ist  nicht  bekannt.  Sicherlich  waren  ihre  Befugnisse,  aber 
auch  die  Notlage  der  Herzöge  weit  größer  als  in  Trier.  Ging 
doch  die  Abhängigkeit  der  Landesherren  von  ihren  Sachwaltern 
so  weit,  daß  finanzielle  Verfügungen  der  Herzöge  ihrer  Gegen- 
zeichnung bedurften. 

In  Sachsen^)  wurde  in  den  Jahren  1347  bis  79  die  gesamte 
Finanzverwaltung  fast  ständig  auf  Grundlage  der  Verpachtung 
geführt.  Durch  Vertrag  verpflichtete  der  Herzog  kapitalkräftige 
Leute,  Hofbeamte  oder  Mitglieder  des  Rats,  auch  bürgerliche 
Geldmänner,  für  ihn  »gewinn  zu  tun«,  das  heißt  immer  für  die 
nötigen  Summen  zu  sorgen  ;  teils  dadurch,  daß  sie  aus  den  Ein- 
künften soviel  als  möglich  herausschlugen,  teils  durch  Kreditauf- 
nahme. In  der  Hauptsache  treten  auch  hier  die  Sachwalter  selbst 
als  Geldgeber  auf.  Dagegen  überläßt  ihnen  der  Landesherr  nicht 
nur  seine  sämtlichen  Einnahmen,  sondern  auch  die  Besetzungs- 
und damit  natürlich  auch  die  Befehlsgewalt  über  alle  lokalen 
Aemter^).  Man  hat  eine  solche  unternehmungsweise  Verwal- 
tung der  Finanzen  gern  als  Produkt  besonders  früher  und  hoher 
Staatskunst  bewundert.  Es  ist  auch  ohne  weiteres  anzunehmen, 
daß  die  jüdischen  und  bürgerlichen  Geldleute  rationeller  gewirt- 
schaftet haben,  als  die  von  Scholastik  oder  Waffenruhm  erfüllten 
Geistlichen  und  Ritter.  Aber  um  welchen  Preis  wurden  die  Vor- 
teile erkauft !  Mochte  auch  die  landesherrliche  Kasse  vorüber- 
gehend eine  Aufbesserung  erfahren  —  der  Erzbischof  Balduin 
erfreute  sich  jedenfalls  einer  günstigen  Finanzlage^),  für  die 
übrigen  Territorien  fehlen  genauere  Angaben,  —  sicher  ist,  daß 
die  »gewinner«  nicht  nur  für  ihren  Herrn,  sondern  in  reichlichem 
Maße  auch  für  sich  gewannen. 


17000  Pfd.  Pf.  für  die  Herzoge  an  Privatpersonen  abgetreten.«  »Nicht  besser 
«rging  es  den  Gorzern  in  Kärnten  und  Tirol,  wo  schon  im  Jhr.  13 12  König 
Heinrich  alle  Geld-  und  Finanzgeschäfte  dem  Adelsausschuß  der  10  Landpfleger 
auf  3  Jahre  übertragen  mußte  und  trotzdem  nicht  aus  den  Geldverlegenheiten 
herauskam.  K  Der  Vertrag  von  1370  veröffentlicht  bei  Schzuind-Dopsch,  Ausgewählte 
Urkunden,  S.  250;  Nr.    125: 

1)  //.  />.  Meyer,  S.   89;  Puff,   S.   13  f. 

2)  Die  Juden  haben  in  Sachsen  und  auch  in  den  übrigen  Territorien  keine 
Rolle  gespielt,  es  sei  denn  als  Ausbeutungsobjekt.  Die  Folgerungen,  die  Lam- 
precht aus  der  vorübergehenden  Banquierstellung  der  Juden  in  Trier  zieht,  sind 
daher  hinfällig.     {Lamprecht,  S.   1480). 

3)  L^aniprecht,  S.   1465.. 
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Die  Tatsache,  daß  die  Juden  in  Trier  sich  einer  Geheim- 
schrift bedienten  —  oder  war  erzbischöflichen  Kanzleischrei- 
bern im  14.  Jahrhundert  hebräisch  geläufig?  — ,  daß  andere  von 
diesen  Finanzleuten  sich  von  vornherein  einen  Freibrief  für  alle 
künftigen  Machenschaften  ausstellen  ließen  \),  berechtigt  jedenfalls 
zu  starkem  Mißtrauen. 

Auch  sollte  man  doch  der  Objekte  einer  solchen  Verwaltungs- 
kunst nicht  ganz  vergessen.  Wehrlos  sind  die  Steuerzahler  der 
Profitgier  der  Unternehmer  ausgeliefert.  Nirgends  steht  in  den  Be- 
stallungsbriefen  eine  Klausel  zum  Schutze  armer,  kranker^  zahlungs- 
unfähiger Leute,  nirgends  ein  Wort,  das  der  Untertanen  gedenkt. 
Zum  Glück  für  die  verschiedenen  Territorien  und  ihre  Landes- 
herren sind  derartige  Experimente  doch  nur  vereinzelt  geblieben. 
Sie  haben  auch  in  der  Verwaltungstechnik  dauernde  Spuren 
nicht  hinterlassen^). 

Ebensowenig  vermochten  Vertretungen,  die  der  Herzog, 
wenn  er  außer  Landes  ging,  notgedrungen  an  seiner  Statt  mit 
den  Geschäften  betrauen  mußte,  irgendwelche  bleibende  Ver- 
änderungen in  der  Vervvaltungsorganisation  zu  bewirken. 

Der  Landesherr  ist  vielmehr  ängstlich  bemüht,  alle  derar- 
tigen Delegationen,  sobald  sie  nicht  mehr  nötig  waren,  so  schnell 
als  möglich  wieder  zu  beseitigen^). 

Wie  sehr  er  in  ihnen  eine  Beschränkung  seines  Herrscher- 
tums  erkannte  und  fürchtete  und  darum  selbst  aus  der  Ferne 
und  in  Kleinigkeiten  allein  bestimmen  will,  zeigt  ein  Bericht, 
der  aus  Tirol  überliefert  wird.  Die  zwei  Männer,  denen  dort  während 
einer  Abwesenheit  des  Herzogs  die  Aufsicht  über  die  Finanzver- 
waltung übertragen  ist,  müssen  ihren  Herrn  brieflich  um  Ent- 
scheid bitten,  ob    angefallenes    Triftholz    verköhlert    werden  soll. 

8)  H.  B.  Meyer.  Sachsen  S.  106.  Beilage  III,  auch  Pischel,  Sachsen-Weimar, 
S.  251  ff. 

9)  Das  berühmteste  Beispiel  aus  späterer  Zeit:  Der  Gossembrotsche  Vertrag 
Maximilians,  s.  Adler,  Die  Organisation  der  Zentralverwaltung  unter  Maximilian  I, 
S.  99  ff.,  S.  105  ff.,  S.  536  ff.  Walther,  Ursprünge,  S.  29,  30,  spricht  von  »Rück- 
fällen in  schlimmste  Praktiken  der  Finanzverwaltung«.  Aehnlich  Below  über  die 
jüdische  Finanzverwaltung  in  Trier:  »Die  Entfernung  der  ordentlichen  Beamten  zu- 
gunsten einer  von  Unternehmern  geführten  Verwaltung«  ist  »unter  allen  Umständen 
ein  ungünstiges  Symptom  für  den  Zustand  eines  Landes.«  Rez.  zu  Lamprecht, 
Hist.  Zeitschr.  63.  Bd.,   1S89,  S.  305.     Anders  Schapper,  S.    129. 

o)  Adler,  S.  177,  S.  485  ff.;  Wreischko,  Zur  Frage  der  Statthalterschaften  in 
Oesterreich  während  des  15.  Jhrh.  Blätter  des  Vereins  für  Landeskunde  von 
Niederösterreich,  N.  F.  Bd.  32,    1898  S.  81,  82;  Mayer,  Beiträge,  S,   124  ff. 
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Sie  berichten  weiter,  daß  ihre  Geldmittel  ausgegangen  seien  und 
bitten  den  Herzog  um  die  Schlüssel  zur  Geldtruhe  ^). 

Vorübergehende  und  notgedrungene  Verselbständigung  der 
Finanzverwaltung  findet  sich  ferner  bei  Minderjährigkeit,  Krank- 
heit, überhaupt  Regierungsunfähigkeit  des  Landesfürsten.  Hier 
sehen  wir  nun  zum  erstenmale  ein  neues  Element  in  die  Verwal- 
tung eingreifen:  die  Stände. 

Wie  weit  die  von  diesen  geschaffenen  Einrichtungen  nach 
der  Rückkehr  des  ordentlichen  Herrschaftsträgers  bestehen  blei- 
ben, hängt  ab  von  den  gegenseitigen  Machtverhältnissen  und 
dem  gegenseitigen  Herrschaftswillen.  Der  junge  Herzog  Ulrich 
setzt  sich,  sobald  er  großjährig  geworden,  über  alle  Gepflogen- 
heiten der  Regentschaft  hinweg  und  kehrt  zur  höchstpersönlichen 
Regierungsform  zurück-).  In  Tirol  behaupten  sich  unter  einem 
schwachen  und  unfähigen  Herrscher  die  von  den  Ständen  errich- 
teten Vervvaltungsinstanzen  und  bilden  sich  weiter-^). 

Alle  die  bisher  besprochenen  Delegationen  sind  dadurch 
charakterisiert,  daß  sie  durch  außergewöhnliche  Verhältnisse  ver- 
anlaßt wurden  und,  wenn  nicht  besondere  Umstände  hinzukamen, 
mit  diesen  wieder  verschwanden.  Um  bleibende  Veränderungen 
hervorrufen  zu  können,  müssen  stärkere  Ursachen  wirken,  als  es 
der  Zwang  einer  augenblicklichen  Notlage  sein  kann.  Die  erste 
und  stärkste  dieser  Ursachen  ist  die  Mißwirtschaft,  in  ,die  das 
alte  System  entartete. 

Dazu  kommen  nun  aber  neue,  äußere,  von  dem  persönlichen 
Wollen  des  Einzelnen  unabhängige  Kräfte.  Langsam  aber  un- 
aufhörlich hatte  sich  ein  immer  stärkerer  Uebergang  von  der 
Natural-  zur  Geldwirtschaft  vollzogen.  Ein  neues  Heerwesen 
hat  sich  gebildet,  das  nicht  mehr  mit  Land  und  Aemtern,  sondern 
mit  Geld  bezahlt  sein  will.  Eine  gesteigerte  Luxusentfaltung,  — 
es  ist  die  Zeit  der  Renaissance,  die  kommt,  —  erfordert  gestei- 
gerte Geldmittel.  Neue  und  ungeahnte  Aufgaben  treten  an  den 
Staat  heran  und  stellen  höhere  Ansprüche  an  Organisation  und 
Finanzen. 

Zugleich  beginnen  die  Geldquellen  reichlicher  zu  fließen. 
Die  strengere  Kontrolle  und  die  Einführung  einer  festen  Ent- 
lohnung erhöhen  die  Erträge  der    Aemter.     Der    regere    Handel 

i)  Mayer,  Beiträge,  S.    129,    130. 

2)  Win  (er  Uli,   S.    18. 

3)  Mayer,  Beiträge,    131  ft. 
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vermehrt  die  Erträge  der  Zölle.  In  der  Besteuerung  des  Ver- 
brauchs wird  eine  willkommene  Grundlage  der  Bereicherung  ent- 
deckt. Die  Schätze,  die  aus  den  neu  erschlossenen  Silbergruben 
fließen,  ermöglichen  einen  stärkeren  Gebrauch  geprägten    Gelds. 

Zu  diesen  konkreten  wirtschaftlichen  Motiven  kommt  die 
allgemeine  geistige  Tendenz  der  Zeit:  die  Tendenz  nach  Festi- 
gung des  Schwanken  und  Unbestimmten,  nach  Klarheit  und  Ge- 
setzmäßigkeit, nach  Regel  und  Ordnung.  Sie  äußert  sich  in  der 
Justiz  durch  die  Kodifizierung  des  geltenden  Rechts  und  durch 
Uebernahme  der  römischen  Rechtsgrundsätze,  in  der  Finanzver- 
waltung, wie  in  der  Verwaltung  überhaupt,  durch  den  vermehrten 
Erlaß  von  Ordnungen  i)  und  die  Errichtung  selbständiger  zen- 
traler Aemter. 

Der  beginnende  Umschwung  der  Dinge  kündet  sich  an  durch 
das  stärkere  Hervortreten  der  Zentralkasse  und  die  dadurch 
bedingte  Uebertragung  der  Kassenfunktionen  an  einen  außer- 
halb f^es  engeren  Hofdienstes  stehenden  sachkundigen  Beamten. 
In  Württemberg^)  und  Baden  ^)  taucht  im  15.  Jahrhundert  der 
Landschreiber  auf,  in  Oesterreich  hat  schon  früher  der  Hub- 
meister eine  von  der  übrigen  Verwaltung  unabhängige  Stellung 
errungen. 

Der  »Landschreiber«  geht  aus  der  Kanzlei  hervor,  die  wenig- 
stens in  Württemberg  nicht  nur  das  Rechnungswesen  besorgt, 
sondern  seit  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  auch  die  Ueber- 


i)  1420  in  Württemberg  die  »Nota  die  rechnmig  zu  ordnen  und  zu  setzen, 
veröffentlicht  bei  Winfer/in,  S.  109,  s.  auch  Mehring,  S.  336.  Die  »Sponheimische 
Beamtenverordnung«  von  1437  ,  Zeitschrift  für  Geschichte  des  Oberrheins, 
Bd.  VI,  1855.  Die  »Speirer  Amtsordnung«  von  1470,  s.  Max  Buchner, 
Die  innere  weltliche  Regierung  des  Speirer  Bischofs  Mathias  Ramung,  Diss.  1907, 
S.  3  ff.  1469  die  >Hofordnung«  in  Köln,  s.  Walter,  S.  77.  i486,  1489  die 
»Ordonantien«  in  Cleve-Mark,  s.  Schottmüller,  S.  84,  Beilage  i  und  S.  88,  Beil.  2. 
In  den  60er  imd  80er  Jahren  die  Ordnungen  in  Tirol,  s.  Th.  Mayer,  Die  Ver- 
waltungsorganisation Maximilians,  Forschungen  zur  Innern  Geschichte  Oesterreichs, 
Heft  14,  S.  16,  und  Adler,  S.  316  if.  Die  sächs.  Rentmeisterinstruktion  von  1470, 
s.  Puff,  S.  19;  aus  dem  nämlichen  Jahr  die  brandenburgische  Hofordnung«, 
s.  Schapper,  S.  i  ff.  1491  beginnen  die  Ordnungen  Maximilians,  s.  Adler,  S.  506  ff. 
Mayer,  Verwaltungsorganisation  Max.s,  S.  27.  1495  die  badischen  Instruktionen. 
S.  Carlebach,  Badische  Rechtsgeschichte,   i.  Teil,    1906,  S.    15. 

2)  Mehring,  S.  340:  »1463  erscheint  in  beiden  Regierungskanzleien  Urach 
und  Stuttgart  zum  erstenmal  und  fast  gleichzeitig  der  Titel    j.Landschreiber«. 

3)  In  Baden  ein  Landschreiber  seit  der  Regierung  Jacobs  I.  1431  —  144.1. 
Herkert,  S.  44,  Carlehach,  S.  6,  7. 


Die  Finanzverwaltung  in  den  deutschen  Territorien  des  Mittelalters.       235 

Schüsse  von  den  lokalen  Aemtern  empfängt.  Die  »Kasse  bei 
der  Kanzlei«  wird  Zentralkasse,  besser  Hauptkasse  des  Landes- 
herrn. Kassenführer  ist  der  Landschreiber,  der  aber  nichtsdesto- 
weniger Mitglied  der  Kanzlei  bleibt,  so  daß  sich  in  Württemberg 
die  Besonderheit  ergibt,  daß  die  Kanzlei  eine  Zeitlang  tatsäch- 
lich den  lokalen  Mittelpunkt  der  Finanzverwaltung  bildet  1). 

Der  österreichische  Hubmeister  ist  zwar  ebensowenig  wie 
der  österreichische  Landschreiber  zentraler  Kassenbeamter  für 
sämtliche  habsburgischen  Länder,  sondern  lediglich  Provinzial- 
beamter  für  Oesterreich  —  nur  ausnahmsweise  vereinnahmt  er 
auch  Einkünfte  aus  den  übrigen  Ländern  — ;  wegen  der  Art  und 
Bedeutung  seines  Amtes  aber  ist  er  an  dieser  Stelle  zu  betrachten. 

Der  Ausgangspunkt  seiner  Entwicklung  liegt  noch  im  Dun- 
keln-). Sicher  ist  nur,  daß  sich  der  Hubmeister  auf  Kosten  des 
Landschreibers  entwickelte.  In  dem  Maße,  wie  der  Hubmeister 
in  der  Einnahtneverwaltung  hervortritt,  tritt  der  Landschreiber 
zurück.  Der  Einfluß  und  das  Ansehen  einer  Familie,  die  in  der 
zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  in  drei  Generationen  das  Amt 
bekleidete,  scheint  dabei  eine  wesentliche  Rolle  gespielt  zu  haben ^). 
In  der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts  ist  der  Hubmeister  den 
übrigen  lokalen  Amtleuten  noch  nebengeordnet,  wenige  Jahr- 
zehnte später  ist  er  ihr  Vorgesetzter*).  Ob  der  Hubmeister  eine 
gleich  segensreiche  Wirksamkeit  entfaltete,  wie  der  bayerische 
Rentmeister,  wissen  wir  nicht.  Was  bekannt  ist,  ist  genug,  einen 
ziemlich  hohen  Stand  seiner  Verwaltung  vermuten  zu  lassen,  aber 
zu  wenig,  um  sichere  Angaben  zu  rechtfertigen. 

Gewiß  ist,  daß  der  Hubmeister  die  Vereinnahmung  der  öster- 
reichischen Kammergutseinkünfte  zu  besorgen  hatte.  Er  soll  alle 
:>nutz   und  gult  ....  vessen  und  innemen«  und  an  den  Herzog 


1)  Winterlin,  S.    17,  31;  Mehrivg,  S.   340. 

2)  Ob  dem  Hubmeister  ursprünglich  die  Aufsicht  über  die  Urbarämter  zu- 
stand, ob  er  nur  die  Erträge  entlegener  Hüben  zu  verwalten  hatte,  oder  ob  das 
Hubamt  gar  nur  eine  Sammelstelle  für  Naturalabgaben  war,  sind  Fragen,  die  noch 
keineswegs  geklärt  sind.  Dopsch,  Miit.  d.  Inst.  18,  S.  338  neigt  im  Anschluß  an 
Schalk  21,  S.  434  zur  ersteren  Ansicht.  Dopsch%  eigene  spätere  Ausführungen 
über  das  Hubamt  und  vor  allem  über  die  Bedeutung  der  Domäneneinkünfte  lassen 
aber  auch  andere  Deutungen  zu. 

3)  Schalk,  N.  F.  21,  S.  440;  die  Liste  der  Hubmeister,  S.  435,  und  Franzeti- 
sJiuld  im  Jahrbuch  für  Landeskunde  von  Niederösterr.  2.  Bd.,  1868/69,  S-  33°  ^> 
die  Tirna. 

4)  Schalk,  N.  F.  21,  S.  434. 
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abliefern,  heißt  es  in  einer  Bestallung  von  1388^).  Das  Zeugnis 
eines  etwas  späteren  Geschichtsschreibers  aber  läßt  eine  erheblich 
erweiterte  Auffassung  von  seinen  Befugnissen  zu.  Darnach  war 
ihm  nicht  nur  der  ganze  Einnahme-  und  Ausgabedienst  über- 
tragen, selbst  auf  die  Verwendung  stand  ihm  ein  Einfluß  zu^). 
Die  Erklärung  für  diesen  Widerspruch  ist  darin  zu  suchen,  daß 
Umfang  und  Wirksamkeit  des  Amtes  wechselten,  je  nach  der 
Persönlichkeit,  die  es  bekleidete. 

Der  Hubmeister  Konrad  der  Hotzier  wird  als  gewalttätiger 
und  herrschsüchtiger  Mensch  geschildert,  der  selbst  den  König 
regieren  wolle  "),  auch  der  letzte  Tirna  scheint  die  Rechte  eines 
Hubmeisters  weit  überschritten  zu  haben  ^).  Der  Nachfolger  er- 
hält daher  strenge  Instruktionen,  die  die  Befugnisse  des  Amtes 
genau  festlegen:  der  Hubmeister  darf  die  Aemter  besetzen,  aber 
nur  mit  Rat  und  Wissen  des  Hofmeisters;  auch  bei  allen  wich- 
tigen Amtshandlungen,  vor  allem  bei  der  Abrechnung  mit  den 
Amtleuten,  muß  er  den  Hofmeister  zuziehen,  er  selbst  muß  genau 
Rechnung  legen  über  »jegliches  Stück  sonderlich«  und  über  Aus- 
gaben und  Einnahmen  getrennt-''). 

Nicht  der  Hubmeister,  der  Hofmeister  ist  also  der  oberste 
zentrale  Finanzbeamte  Oesterreichs;  an  der  Zentrale  ist  man 
über  die  Verwaltung  durch  Hof  leute  noch  nicht  hinausgekommen^). 
Daß  sich  das  Amt  des  Hubmeisters  trotzdem  so  bedeutsam  ent- 
wickeln konnte,  liegt  an  der  Großmachtstellung  der  Habsburger, 
die  zwar  die  Regierung  nicht  aus  der  Hand  geben  wollen,  bei  der 
Größe  ihres  Herrschaftsgebiets  aber  die  Einzelheiten  der  Ver- 
waltung aus  der  Hand  geben  müssen. 

Dem  gleichen  Umstände  verdankt  die  Landesverwaltung  in 
Tirol  ihre  Entstehung').  So  lange  Tirol  eigne  Landesfürsten 
besitzt,  regieren  dort  Hofbeamte  wie  überall.     Auch    in    den  un- 


i)  Schalk,  N.  F.  21,  Beilage   i,  S.  441. 

2)  Aeneas  Sylvius  nennt  den  Hubmeister  (zii.  bei  Schalk,  N.  F,  15,  S.  277) 
»omnium  reddituum  receptor  solus  distributorque,«  und  an  einer  andern  Stelle 
heißt  es,  er  hatte:   >publicas  pecunias  exigere  adque  in  usum  reipublicae  convertere.'. 

3)  Schalk,   21,  S.  438. 

4)  Schalk,  21,  S.  441,  Beil.  2:    »unser  Gebrechen  gen  den   von  Tirna.« 

5)  Schalk,  21,  S.  442,  Beilage   3  und  4. 

t))  Auch  der  Kammermeister  scheint  im  15.  Jhrh.  wieder  eine  größere  Rolle 
gespielt  zu  haben.  Näheres  ist  leider  vorläufig  nicht  bekannt.  S.  Aeneas  Sylvius, 
Ausgabe  Boeclers,  S.   103;    auf  die  Stelle  verwiesen  durch  Adler,  S.    176,  Anm.   i. 

7)  Für  das  Folgende  Mayer,  Beiträge,  S.    133  fF. 


Die  Finanzvervvaltung  in  den  deutschen  Territorien  des  Mittelalters. 


23; 


geklärten  Verhältnissen  der  ersten  Habsburger  Zeit  wird  ein 
besonderer  Finanzbeamter  noch  nicht  erwähnt;  sobald  die  Be- 
sitzstreitigkeiten endgültig  überwunden  sind,  wird  die  Finanzver- 
waltung wie  in  allen  österreichischen  Ländern  einem  » Amtmann < 
übertragen.  Dieser  vereinnahmt  jetzt  die  Ueberschüsse,  liefert 
sie  dem  Herzog  ab,  verwaltet  und  kontrolliert  die  Aemter.  Seine 
Stellung  ist  die  nämliche  wie  die  des  Hubmeisters  in  Oesterreich, 
Landschreibers  in  Steiermark,  Vicedominus  in  Kärnten  und  Krain. 
Sobald  freilich  Tirol  aus  der  habsburgischen  Ländermasse 
abermals  zur  Selbständigkeit  ausscheidet,  verschwindet  der  »Amt- 
mann« wieder.  Der  neue  Herzog  ist  ein  kraftvoller  und  auf 
seine  Rechte  eifrig  bedachter  Landesfürst,  der  keine  Nebenregie- 
rung duldet.  Trotzdem  fügen  es  die  Umstände,  daß  er  sie  dul- 
den muß.  Wiederholt  wird  er  jahrelang  von  der  Heimat  fernge- 
halten und  die  Landesverweser,  die  während  dieser  Zeit  die  Ge- 
schäfte führen,  treten  ganz  von  selbst  in  die  Spuren  des  Amt- 
manns. Wenn  auch  sofort  nach  der  Rückkehr  des  Herrschers 
ihre  Befugnisse  aufgehoben  werden,  so  genügt  die  Zeit  ihrer  Tätig- 
keit doch,  die  Erinnerung  an  das  alte  Landesamt  wachzuhalten. 
Den  Ausschlag  geben  die  Jahre  nach  des  Herzogs  Tode.  Der 
Herzog  hinterläßt  nur  einen  minderjährigen  Sohn;  der  Herzog  von 
Innerösterreich,  der  spätere  Kaiser  Friedrich  III.,  führt  die  Vor- 
mundschaft. Wieder  ist  also  Tirol  ohne  Landesfürsten.  Der  Küchen- 
meister, der  zuletzt  vom  alten  Herzog  vorzugsweise  in  Finanzge- 
schäften verwendet  worden  war,  führt  diese  nun  selbständig  weiter. 
1444  wird  er  von  den  Ständen  zum  obersten  Amtmann  ernannt. 
Damit  ist  der  Weg  entschieden.  Der  junge  Herzog  Friedrich,  der 
bald  darauf  zur  Regierung  kommt,  ist  zwar  der  persönlichen  Re- 
gierungsform ebenfalls  nicht  abgeneigt,  —  wiederholte  Versuche, 
die  Finanzverwaltung  an  Leute  seiner  Umgebung  zu  übertragen, 
beweisen  dies  — ,  doch  ist  er  weder  beharrlich,  noch  interessiert, 
noch  klug  genug,  um  die  Entwicklung  dauernd  hemmen  und  in 
seine  Bahnen  lenken  zu  können.  Die  Finanzverwaltung  ist,  ab- 
gesehen von  kurzen,  vorübergehenden  Ausfällen  einer  plötzlichen 
Herrschaftslaune  endgültig  vom  Hofdienst  losgelöst  und  zu  einem 
selbständigen  und  ausbaufähigen  Landesamte  gemacht.  Noch  im 
Laute  der  50er  Jahre  beginnt  innerhalb  ihrer  Aufgaben  die  Arbeits- 
teilung: ein  Kammermeister  tritt  als  Hofzahlmeister  auf.  Allmäh- 
lich zieht  er  den  gesamten  Kassendienst  an  sich.  Der  oberste 
Amtmann    bleibt    Vorgesetzter    der    Einnahmestellen    und    Leiter 


2XS  Elisabetli  Bamberger: 

der  Kreditwirtschaft.  Ein  Kammerschreiber  besorgt  das  Schrift- 
wesen. 

Zugleich  macht  sich  in  der  Zusammensetzung  der  Kontroll- 
kommission*)  eine  größere  Regelmäßigkeit  bemerkbar.  Es  sind 
jetzt  in  der  Hauptsache  immer  die  gleichen  Personen,  die  sich 
an  der  Rechnungsprüfung  beteiligen  und,  was  fast  noch  wichtiger 
ist,  es  sind  mit  dem  Rechnungswesen  vertraute  Personen :  der 
oberste  Amtmann,  der  Kammermeister,  Kammerschreiber,  Küchen- 
meister, der  Hauskämmerer,  der  Bergmeister,  der  Salzmeier.  Wie 
in  den  Ordnungen  der  8oer  Jahre  dann  die  ;>Räte  in  der  Raitung« 
formell  als  Rechnungskontrollbehörde  bestellt  werden,  hat  sich  ihr 
Umfang  und  Geschäftskreis  bereits  so  eingelebt,  daß  ihre  Be- 
stallung »keine  besondere  Neuerung  mehr  bedeutet«.  Natürlich 
sind  die  Funktionen  der  einzelnen  Amtleute  noch  nicht  fest  und 
unumstößlich.  Je  nach  der  Persönlichkeit  tritt  bald  der  Amtmann, 
bald  der  Kammermeister  stärker  hervor.  In  der  Zeit  der  »bösen 
Räte«  werden  die  Landesbeamten  sogar  noch  einmal  vollständig 
durch  Höflinge  verdrängt.  Ganz  verschwinden  aber  konnten  sie 
nicht  mehr.  Wie  schließlich  infolge  der  Mißwirtschaft  1487  die 
Stände  wieder  selbst  die  Regierung-  übernehmen,  kehren  sie  sofort 
zu  dem  bewährten  System  zurück,  das  sie  zugleich  festigen  und 
der  ständischen  Regierungsform  entsprechend  erweitern :  Mit 
einem  disponierenden  Kollegium  von  Vertretern  der  Stände,  Einzel- 
personen für  den  Aemter-  und  Kassendienst :  einem  obersten 
Amtmann,  einem  Kammermeister,  und  einem  Kollegium  der 
Räte  in  der  Raitung  für  die  Kontrolle  sind  die  Haupterfordernisse 
einer  geordneten  Finanzwirtschaft  :  Trennung  von  Verfügung  und 
Exekutive  und  eine  von  beiden  unabhängige  Kontrolle,  zum  ersten- 
mal in  der  deutschen  Finanzgeschichte  erfüllt. 

Was  in  Tirol  in  allmählicher  Entwicklung  > organisch  er- 
wachsen';, entsteht  in  Brandenburg  als  rationelle  Neuschöpfung 
eines  klugen  und  zielbewußten  Landesherrn. 

Albrecht  Achill  und  sein  großer  Kanzler  haben  über  die 
beste  Einrichtung  eines  Finanzwesens  nachgedacht  und  in  ihrem 
fränkischen  Stammlande  das  Ergebnis  ihrer  Ueberlegungen  in  die 
Praxis  umgesetzt  ^j.  Was  liegt  näher,  als  daß  sie  nach  Erlangung 
der  Mark  ihre  durch  eine  glänzende  Finanzlage  als  richtig  bewähr- 
ten Grundsätze  auf  das  neue  Land  übertragen.?^) 

i)  Walther,  Ursprünge,  S.  6,  7;   Mayer,   Beiträge,  S.    159,   160. 

2)  Kotelmann,  S.  4  ff. 

3)  Kotelmann,  S.  296  ff. ;  Schapper,   S.  43  ff.,  S.   126  ff.,   130  ff. 
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Während  sich  aber  in  Franken  der  Reformeifer  der  beiden 
Staatsmänner  im  allgemeinen  auf  die  Lokalverwaltung  beschrän- 
ken mußte,  macht  er  in  Brandenburg  auch  an  der  Spitze  nicht 
Halt.  Denn  was  sich  in  den  kleinen  Verhältnissen  der  Burggraf- 
schaft ohne  Schaden  durchführen  ließ,  was  hier  das  Natürliche 
und  Zeitgemäße  war:  die  persönliche  Erledigung  der  Geschäfte 
durch  den  Landesherrn  — ,  wird  in  dem  vielmal  größeren  Branden- 
burg sofort  als  unmöglich  und  rückständig  empfunden.  Auch  be- 
absichtigt Albrecht  nicht,  sein  Leben  in  den  Wäldern  der  Mark 
zu  vertrauern.  Er  hält  sich  nur  vorübergehend  und  kurze  Zeit 
dort  auf.  Die  Regentschaft  führt  ein  jugendlicher  und  unerfahrener 
Sohn,  dem  der  Vater  wenig  staatsmännische  Fähigkeit  zutraut. 
So  führen  ähnliche  Bedingungen  zu  gleichen  Zielen: 

Die  Finanzverwaltung  wird  dem  Küchenmeister,  der  sie  zu- 
letzt ziemlich  selbständig  geführt  hat,  abgenommen  und  zwei  vom 
Hofe  unabhängigen  Beamten  übertragen^).  Und  zwar  wird,  ge- 
nau wie  in  Tirol,  der  Kassendienst  von  der  allgemeinen  Verwal- 
tung getrennt,  nur  die  Namen  sind  hier  andere:  »Der  Kammer- 
schreiber« hat  die  Aufsicht  über  die  Aemter  und  die  technische 
Leitung  des  Finanzwesens,  die  mechanische  Funktion  des  Geld- 
einnehmens und  -ausgebens  besorgt  der  Rentmeister-). 

Aber  noch  sind  Hof-  und  Landesverwaltung  nicht  getrennt^ 
die  Kammer  ist  die  allgemeine  Kasse,  aus  der  Hof-  und  Landes- 
ausgaben unterschiedslos  bestritten  werden.  Der  Gedanke,  daß 
die  Landeseinkünfte  vorzugsweise  auch  für  Landeszwecke  zu  ver- 
ausgaben seien,  und  der  Fürst  und  sein  Hof  wie  jeder  andere 
Beamte  des  Landes  mit  einer  bestimmten  Summe  hauszuhalten 
habe,  ist  der  Zeit  noch  fremd.  Noch  ist  die  Hofwirtschaft  Staats- 
wirtschaft, sind  die  Hofräte  Staatsräte,  sind  also  auch  Hof-  und 
Landesfinanzen  eins.  Erst  im  17.  Jahrhundert  wird  neben  der 
allgemeinen  Hofrentei  eine  besondere  Kammerkasse  errichtet. 
Aber  auch  jetzt  wird  nicht  die  Hothaushaltung  der  Landesver- 
waltung gegenübergestellt,  sondern  es  werden  lediglich  Schatull- 
gelder für  die  persönlichen  Bedürfnisse  des  Herrschers  ausgeson- 
dert^), ähnlich  wie  in  Tirol  schon  im  13.  Jahrhundert  kleinere 
Summen  nicht  in  die  allgemeine  Kasse,  sondern  »ad  bursam« 
domini  geliefert  wurden*).     Und    doch   kann    auch     in   Tirol    von 

1)  Schapper,  S.    106  ff. 

2)  Schapper,  S.   117  ff. 

3)  Schapper,  S.    159  ff. 

4)  Neu  berger,  S.  99  f. 
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einer  Trennung  von  Hof-  und  Landesfinanzen  nicht  die  Rede 
sein. 

Dagegen  findet  sich  eine  Aussonderung  der  Hofhaltsausgaben 
aus  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  gegen  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts in  Sachsen  1);  auch  hier  nicht  geboren  aus  einer  theo- 
retischen P2insicht  in  die  Zweckmäßigkeit  eines  solchen  Verfahrens, 
sondern  aus  rein  äußeren  Gründen.  Der  Finanzmann,  dem  der 
sächsische  Herzog  die  Verwaltung  seiner  Einnahmen  anvertraut, 
ist  Leipziger  Bürger,  ein  »hendeler«,  der  auf  dem  Marktplatz  in 
Leipzig  einen  Kramladen  betreibt  und  vor  allem  auch  wegen  der 
herzoglichen  Kreditoperationen  mit  seinen  Standesgenossen  in 
Fühlung  bleiben  muß 2).  Daher  behält  er  auch  nach  seinem  Ein- 
tritt in  die  herzoglichen  Dienste  seine  Wohnung  in  Leipzig  bei 
und  richtet  dort  seine  Amtsstube  ein.  Die  Folge  ist  eine  eigene 
Hofkasse  und  ein  eigener  Hofzahlmeister  in  Dresden. 

Doch  ist  die  Trennung  nicht  konsequent  durchgeführt,  eben 
nur  jo  weit  als  sie  infolge  der  geschilderten  Verhältnisse 
nötig  ist.  Die  Hofkasse  erhält  ihre  Einnahmen  vom  Rentmeister, 
dem  sie  verantwortlich  und  rechnungspflichtig  ist  ^j.  Sie  be- 
streitet aber  nur  die  täglichen  Hofhaltsausgaben,  größere  und 
außergewöhnliche  Anschaffungen  dagegen  werden  vom  Rentmeister 
unmittelbar  bezahlt. 

Die  Beurteilung  der  sächsischen  Neuordnung  ist  nicht  ganz 
leicht.  Einesteils  erinnert  sie  stark  an  die  Verzweiflungspolitik 
der  Sequestrationsverwaltungen  im  14.  Jahrhundert.  Der  Rent- 
meister erhält  äußerst  weitgehende  Vollmachten  und  nimmt  als 
Leipziger  Bürger  dem  Landesherrn  gegenüber  eine  sehr  unab- 
hängige Stellung  ein.  Dennoch  ist  die  Landrentmeisterei,  wie  sie 
1469  geschaffen  wurde'*),  ein  wirkliches  Landesamt.  In  der  Haupt- 
sache ist  dies  dem  glücklichen  Umstände  zu  danken,  daß  die  er- 
sten Landrentmeister  nicht  nur  tüchtige  F'"inanzmänner,  sondern 
auch  ehrliche  Diener  waren.  Die  Rentmeister  führen  in  Sachsen 
die  gleiche  Aemterkontrolle  ein^),  wie  sie  in  Brandenburg  um 
die  nämliche  Zeit  vom  Landesherrn  durchgeführt  wurde,  sie  be- 
stehen   auch    darauf,    daß    sie    selbst  kontrolliert  werden  *5).     Der 

i)  Ptiß,  S.  108  ff.,  S.   142  ff. 

2)  Puf,  S.  42  flf. 

3)  Fuß,  S.   109  f. 

4)  Puf,  S.   18.  '^ 

5)  PuJ,  S.   19. 

6)  Pi^f,  S.  20. 
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erste  bürgerliche  Rentmeister  richtet  die  für  die  Folge  in  Sach- 
sen vorbildliche  Buchführung  ein  ^j. 

Die  Rentmeister  umschreiben  ihre  Aufgaben  so  fest,  versach- 
lichen und  verselbständigen  ihre  Obliegenheiten  so  sehr,  daß  nach 
dem  Tode  des  ersten  Rentmeisters  dessen  Gehilfen^),  nach  dem 
Tod  des  zweiten  Rentmeisters  dessen  Frau^),  das  Amt  verwesen 
konnten,  ohne  daß  in  dem  gewohnten  Gange  der  Geschäfte  eine 
Stockung  eingetreten  wäre. 

Die  Vorbedingungen  für  die  Aemterbildung  sind  eben  jetzt 
doch  andere  wie  vor  hundert  Jahren.  Die  Tendenz  zur  Aemter- 
bildung liegt  gleichsam  in  der  Luft,  es  bedarf  nur  eines  kleinen 
Anstoßes  und  ein  wirkliches  I^andesamt  ist  fertig.  In  den  nord- 
westlichen Territorien  wird  das  Kassenwesen  unter  einem  Land- 
rentmeister oder  Rentmeistergeneral  zentralisiert^),  in  Cleve-Mark 
bilden  zwei,  später  vier  »reckenmeister«  mit  einem  Schreiber  eine 
ständige  und  geschlossene  Rechnungskontrollbehörde  ^);  in  Köln 
erhält  ein  ständiger  Rat  von  vier  Mitgliedern  neben  allgemeinen  Ver- 
waltungsaufgaben fest  umschriebene  finanzielle  Befugnisse  aus- 
drücklich übertragen*^). 

In  Köln  und  Cleve-Mark  wirken  die  gleichen  Faktoren  bei 
der  Neuordnung  mit,  die  auch  in  Tirol  für  den  Weg  der  Finanz- 
verwaltung bestimmend  geworden  waren.  Auch  in  Cleve-Mark 
begnügen  sich  die  Stände  nicht  mit  der  Einwirkung  auf  die 
Verwaltung ,  sie  kontrollieren  auch  die  Finanzgebarung.  Der 
Herzog  muß  vier  Räte  einsetzen,  ohne  deren  Vorwissen  und  Gut- 
achten er  in  Dingen,  die  »seiner  gnaden  herrlichkeit,  guede,  renthe 
oder  gerechtigkeit,  ampten,  diensten  berueren«,  keine  Entschei- 
dung treffen  darf).     Nur  nach  Gegenzeichnung    der  Räte,    nicht 


1)  Pi(ß,  S.  50. 

2)  Puff,  S.  23. 

3)  Puff,  S.  68. 

4)  Schottmüller,  S.  61,  64;  daß  französische  Einflüsse  bei  Schaft'ung  dieser 
Stellen  mitgewirkt  haben,  ist  eine  naheliegende  Annahme ;  wirkliclie  Beweise  sind 
dafür  nicht  erbracht;  s.  ferner  Mohr,  S.  48  über  einen  »renthmeistergeneral  der 
landts  Lutzemborgh,«  und  einen  »receveur  de  Lucembourc«  ;  für  Köln:  Walter, 
S.    166,  für  Trier:   Laiiiprecht,  S.    1422  f.,    1480;   für  Jülich-Berg.   v.   Below,   26.  Bd. 

s.  53. 

5)  Schottmüller,  S.  63. 

6)  Walter,  S.   167,   169  f. 

7)  Schottmüller,  S.  8. 
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*  durch  einseitige  Anordnung  des  Fürsten«,  ist  der  Landrent- 
meister zu  Ausgaben  ermächtigt  ^). 

Eine  grundlegende  ]3edeutung  kommt  einer  solchen  Beschrän- 
kung der  landesherrlichen  Verfügungsgewalt  nicht  zu.  Es  ist  eine 
aus  dem  Zwange  geborene  Augenblicksmaßnahme,  ein  Pyrrhus- 
sieg in  einem  jahrhundertelangen  Kampfe,  aber  kein  Vorbote 
späterer  verfassungsmäßiger  Zustände.  Dafür  war  die  Zeit  noch 
lange  nicht  gekommen. 

Die  Vorgänge  in  Tirol,  Cleve-Mark  und  Köln  sind  auch  die 
einzigen  bekannten  Beispiele,  in  denen  die  Stände  die  Verant- 
wortung in  bewußtem  Streben  nach  Besserung  und  in  aller  Form 
übernehmen. 

So  erhebt  sich  die  Frage:  Warum  sind  die  Stände,  die  doch 
als  Vertreter  des  Landes  gelten  und  dessen  Interessen  wahr- 
nehmen wollen,  trotz  der  offenbaren  Mißwirtschaft,  in  der  sich 
die  landesherrlichen  Finanzen  befanden,  nicht  öfter  eingeschritten.? 

Um  die  Finanzpolitik  der  Stände  zu  verstehen,  ist  es  nötig, 
die  staatsrechtliche  Grundlage,  auf  der  sie  sich  aufbaut,  kurz  zu 
skizzieren.  Die  Magna  Charta  der  ständischen  Verfassung  ist  die 
Bestimmung  Friedrichs  II. :  ut  neque  principes  neque  alii  quilibet 
constitutiones  vel  nova  iura  facere  possint,  nisi  meliorum  et  maio- 
rum  terrae  consensus  primitus  habeatur  ^)^).  Damit  sind  die  stän- 
dischen Rechte  gesetzlich  begründet,  aber  auch  begrenzt.  Ins- 
besondere besitzen  die  Stände  kein  Recht,  den  Landesherrn  in 
der  Verwendung  seines  Einkommens  zu  beschränken.  Das  Ein- 
greifen der  Stände  in  die  landesherrliche  Finanzverwaltung  ist 
daher  immer  veranlaßt  durch  eine  besondere  Mißwirtschaft  oder 
eine  besondere  Not,  also  eine  Zwangslage  des  Herrschers,  die  aber 
auch  den  Ständen  selbst  oft  gar  nicht  erwünscht  ist. 

Denn  wer  sind  die  Stände.!^  Die  »meliores  et  maiores  terrae«, 
also  in  erster  Linie  die  edlen  Ritter  und  Herrn*),  die    dem  Lan- 


1)  Schottmü/Icr,  S.   64. 

2)  Mon.  Germ.  Fol.  Leg.  II,   283. 

3)  V.  /hiow  versieht  unter  den  »constitutiones  vel  nova  iura«  :  kriegerische 
Leistungen,  die  über  das  herkömmliche  Maß  hinausgehen,  neue  Abgaben,  Land- 
friedensgesetze [v.  Beloiü,  Territorium  und  Stadt,  Leipzig  1900,  System  und  Be- 
deutung der  landständischen  Verfassung  S.    170  f.). 

4)  Liischin  von  Ebeiigre/dh,  Oesterr.  Reichsgeschichte,  S.  161  ff.  stellt  als 
»Schema«  auf:  »Die  Entwicklung  der  Landstände  beginnt  in  den  altösterr.  Ländern 
damit,  daß  zuerst  nur  die  Angehörigen  der  wichtigsten  Geschlechter  des  Land- 
adels jene   »maiores  vel  meliores  terrae«  sind.".     Dann  Anschluß  der  Landesbischofe 
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desfürsten  an  Rang  und  Lebensform  am  nächsten  stehen,  die  seine 
Jagd-  und  Tafelfreuden  teilen,  die  sein  Vermögen  mitverzehren. 
Es  sind  weiter  seine  Hauptgläubiger,  an  die  die  Aemter,  Renten, 
Güter  vorzugsweise  verpfändet  sind.  Die  »Repräsentanten«  des 
Landes,  die  gegen  allzu  leichtfertige  Verschwendung  Front  machen, 
kommen  daher  unter  Umständen  in  die  unangenehme  Lage,  offi- 
ziell und  in  corpore  gegen  einen  Mißstand  einschreiten  zu  müssen, 
von  dem  sie  als  Privatleute  Nutzen  ziehen. 

Trotzdem  kann  das  Interesse  der  Allgemeinheit  schließlich 
stärker  sein  als  das  Sonderinteresse  des  Einzelnen.  Aus  einem 
Grunde,  der  zwar  auch  nicht  ideal,  aber  verständlich  ist.  Denn, 
wenn  der  Landesherr  mit  dem,  was  er  hat,  nicht  mehr  auskommt, 
wendet  er  sich  mit  Bedeförderungen  an  die  Stände.  Und  so  sind 
es  am  Ende  die  Stände  oder  wenigstens  ihre  Hintersassen,  die 
die  Zeche  bezahlen  müssen.  Natürlich  gibt  es  überall  und  zu 
allen  Zeiten  für  das  Wohl  des  Landes  aufrichtig  besorgte  und 
uneigennützige  Männer,  die  ohne  Rücksicht  auf  persönlichen  Vor- 
teil tun,  was  nötig  ist.  Ferner  Mißvergnügte,  die  außen  stehen 
und  schon  deshalb  zur  Kritik  geneigter  sind. 

Die  Städte,  die  sich  öfters  im  Gegensatze  zum  Landesherrn 
befinden,  betonen  diesen  natürlich  auch,  wenn  es  sich  um  Finanz- 
angelegenheiten bandelt.  Doch  muß,  schon  im  Hinblick  auf  die 
Bedeutung,  die  den  Städten  für  die  Entwicklung  der  territorialen 
Finanzverwaltung  gerne  beigelegt  wird,  festgestellt  werden,  daß 
gerade  in  Territorien,  in  denen  die  Städte  eine  starke  Vorherr- 
schaft besitzen,  vornehmlich  also  im  Südwesten  des  Reichs,  eine 
bessere  Finanzverwaltung  nicht  zu  bemerken  ist,  als  anderswo. 
Vielleicht  gerade  wegen  der  allzu  stark  betonten  Gegnerschaft 
kommen  die  Städte  über  unfruchtbare  Kritik  und  kleinliche  Re- 
pressivmaßregeln nicht  hinaus. 

Es  wäre  überhaupt  interessant  zu  verfolgen,  wie  weit  die 
innere  Struktur  der  Stände  ihr  jeweiliges  Verhalten  beeinflußt  hat. 
Die  Geistlichen,  die  sich  in  weltlichen  Territorien  erst  allmählich 
die  Landstandschaft  erringen,  haben  in  den  Krummstabländern 
ein  natürliches  Uebergewicht.  Vor  allem  gibt  ihnen  die  Kapitel- 
wahl   eine    willkommene    Gelegenheit,    dem    Landesherrn    lästige 


und  der  Landesprälaten,  dann  die  Vasallen  der  geistlichen  und  weltlichen  Groß- 
grundbesitzer, d.  s.  die  »Ritter  und  Knechte,  die  zu  dem  Land  gehören«,  schließ- 
lich die  Städte. 
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finanzielle  Bedingungen  aufzuerlegen i).  Damit  aber  ist  auch  ihre 
Wirksamkeit  erschöpft.  Insbesondere  läßt  sich  nicht  dartun,  daß 
die  geistlichen  Territorien  den  weltlichen  in  ihren  Verwaltungs- 
einrichtungen irgendwie  überlegen  gewesen  wären.  Die  Unteil- 
barkeit des  Gebiets  und  der  Zustrom  weltlicher  Güter  für  geist. 
liehe  Vorteile  lassen  die  pekuniäre  Lage  der  Bischofsländer  zwar 
nie  auf  einen  solchen  Tiefstand  sinken,  wie  manche  weltliche 
Territorien,  die  Verwaltung  selbst  aber  ist  womöglich  noch  lässiger 
und  unübersichtlicher  als  anderswo.  Aus  der  vita  communis,  bei  der 
Einkommen  und  Verbrauch  in  der  Hand  des  Bischofs  zentralisiert 
war,  und  die  Domherren  nur  für  ihren  Unterhalt  und  im  übrigen 
um  Gottes  Lohn  arbeiteten,  hat  sich  längst  ein  System  entwickelt, 
das  in  allem  gerade  das  Gegenteil  von  dem  früheren  ist.  Die 
geistlichen  Aemter  sind  schon  im  13.  Jahrhundert  begehrens- 
werte und  viel  begehrte  Sinekuren  geworden,  der  gemeinsame 
Tisch  hat  aufgehört  und  die  geistlichen  Einkünfte  sind  in  ebenso 
viele  Teile  zerspalten  als  Würdenträger  vorhanden  sind-).  Eine 
Uebersicht  ist  also  noch  viel  schwieriger,  ein  rationelles  Haus- 
halten noch  unmöglicher  als  anderswo.  Eine  Nachahmung  der 
hochentwickelten  römischen  Finanzeinrichtungen  vollends  ist  nir- 
gends zu  bemerken. 

Beachtenswert  ist,  daß  in  Tirol,  wo  die  Stände  die  meisten 
positiven  Erfolge  zu  verzeichnen  haben,  —  wiederholt  wird  im 
15.  Jahrhundert  die  Regierung  und  mit  ihr  die  Verfügung  über  die 
Finanzen  vollständig  von  den  Ständen  übernommen  und  der  Her- 
zog lediglich  auf  eine  Rente  gesetzt  3),  —  sehr  früh  allgemeine 
Ständetage  stattfanden,  und  auch  Bauernvertreter  in  der  Land- 
schaft saßen  ^).  Vielleicht  hat  also  gerade  die  Beimischung  eines 
hoffremden  Elements  hier  segensreich  gewirkt. 

Im  allgemeinen  gilt  auch  von  den  Ständen,  wie  von  so  vielen 
andern  Dingen,  daß  sie  weder  so  gut  noch  so  schlecht  sind,  wie 
sie  von  ihren  Freunden  oder  Gegnern  gehalten  werden,    sondern 

1)  Philippi,  Osnabrück,  S,  94,  95;  Anbin,  Paderborn,  S,  24,  S.  68  f. ; 
Spavgeiiöerg,  Osnabrück,  S.  26  ff.;  Bart/i,  S.   363. 

2)  V.  Kirchhof,  Die  Organisation  des  Osnabrücker  Kirchenvermögens  in  der 
Zeit  vom  12. — 14.  Jhrh.  Milt.  d.  histor.  Vereins  zu  Osnabrück,  34.  Bd.  1909, 
S.  83  ff.;  Kötzschke,  Studien  zur  Verwaltungsgeschichte  der  Großgrundherrschaft 
Werden  a.   d.    Ruhr,    1901,  S.    II4  ff. 

3)  Mayer,  Verwaltungsorganisation  Maximillians   I.,   S.   22. 

4)  J<ig^'>'i  Die  Geschichte  der  landständischen  Verfassung  Tirols  1882,  Bd.  II,  i, 
S.   226,  301:    Li/srhin  von  Ebengreuth,  Oesterr.  Reichsgeschichte,  S.   162. 
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verschieden  beurteilt  werden  müssen  von  Land  zu  Land  und  von 
Zeit  zu  Zeit.  Jülich-Berg  und  Cleve-Merk  scheinen  sich  sehr 
einsichtsvoller  und  uneigennütziger  Stände  erfreut  zu  haben.  Die 
Erzählung  des  bergischen  Rechtsbuchs'),  wie  der  Graf  von  Berg, 
nachdem  er  sein  ganzes  Gebiet  verpfändet  hatte,  ;>in  tiefer  Be- 
kümmernis« außer  Landes  ging  und  die  Stände  das  Land  ein- 
lösen und  ihren  Herrn  heimholen,  hat  nicht  verfehlt,  auf  alle 
Chronisten  tiefen  Eindruck  zu  machen. 

Aber  es  gibt  auch  Länder,  die  nicht  Jülich-Berg  sind  und 
die  weniger  lobenswerte  Stände  besitzen.  Den  brandenburgischen 
Landständen  zum  Beispiel  kann  man  die  gleiche  Einsicht  jeden- 
falls nicht  nachrühmen"-).  Zersplittert  in  Klassen,  die  wieder  unter- 
einander zerfallen  sind,  sind  sie  einig  nur  in  dem  Bestreben,  sich 
auf  Kosten  der  Landesherrschaft  zu  bereichern.  Eine  vorteilhafte 
Einwirkung  auf  die  landesherrliche  Finanzverwaltung  kann  von 
ihnen  nicht  ausgehen.  Alles,  was  im  Laufe  des  15.  Jahrhunderts 
an  Reform  erreicht  wird,  wird  erreicht  durch  die  Initiative  des 
Landesherrn,  gegen  die  Stände,  nicht  mit  ihnen. 

Auch  die  »rüdes  et  desides  barones«  von  Üesterreich^)  haben 
auf  dem  Wege,  den  die  Finanzverwaltung  gehen  mußte,  hemmend, 
nicht  fördernd  gewirkt.  Es  läßt  sich  natürlich  nicht  sagen,  wie 
weit  die  Stände  das  landesherrliche  Beamtentum,  dessen  Mitglie- 
der ja  großenteils  ihren  eigenen  Reihen  entnommen  waren,  zu 
beeinflußen  verstanden.  Die  persönlichen  Beziehungen  zwischen 
Ständen,  Rat  und  Amtleuten  sind  unsichere  und  schwankende 
Größen,  die  sich  nachträglich  nur  schwer  mehr  feststellen  lassen. 
Einwirkungen  aber  waren  sicher  vorhanden  und  keine  dem  Lan- 
desherrn angenehme.  Es  ist  ihm  sehr  wichtig,  daß  die  Aemter 
mit  »gemeinen  Leuten«  und  nicht  mit  Adeligen  oder  Untertanen 
von  solchen  besetzt  werden^).  Auch  die  Hubmeister  sind  mit 
Absicht  dem  Bürgerstande  und  nicht  den  Landherren  entnommen^). 

i)  V.  Below,  Die  landsländische  Verfassung  in  Jülich  und  Berg,  Zeitschrift  des 
bergischen  Geschichtsvereins,   22.  Bd.    1S86,  S.  9. 

2)  Spangenberg,  S.    158  ff. 

3)  Sc/ui/k,  Oesterr.  FinanzverwaUung  unter  Berthold  v.  Mangan  (14 12 — 36), 
Bl.  d.  Ver.  f.  Lk.  v.  N.Oesterr.  N.  F.  15,  1881,  S.  277,  Zit.  aus  der  historia 
Friderici  III  des  Aeneas  Sylvius. 

4)  Schalk,  S.  442,  Beil.  3  und  -S.  443,  Beil.  4. 

5)  S.  die  Zusammenstellung  der  Hubmeister  bei  Schalk,  21,  S.  435  ff.:  darnach 
stehen  in  der  Zeit  des  Bestands  dieses  Amts  vom  Ausgang  des  13.  Jhrh.  bis  zu 
seinem  Erlöschen    im  Jahr   1498  20  bürgerliche  Hubmeister  6  adeligen  gegenüber. 
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So  bleibt  als  sicheres  Ergebnis  der  ständischen  Einwirkung 
auf  die  landesherrliche  Finanzverwaltung:  im  allgemeinen  stehen 
die  Stände  der  Verwaltung  des  landesfürstlichen  Vermögens 
gleichgültig  gegenüber.  Sie  beschleunigen  höchstens  den  Verfall 
der  Finanzen  und  benützen  ihn  zu  ihrem  Vorteil.  Ihre  positiven 
Maßnahmen  beschränken  sich  in  der  Hauptsache  auf  allgemeine 
Ermahnungen  zur  Sparsamkeit,  in  selteneren  Fällen  auf  die  Ver- 
pflichtung des  Landesherrn  ohne  ihr  Vorwissen  nichts  mehr  zu 
verkaufen  und  zu  verpfänden^),  in  Ausnahmefällen  kommt  es  zu 
aufbauenden  Reform-Maßregeln ^j. 

Dauernde  verfassungsmäßige  Beschränkungen,  wie  sie  in  mo- 
dernen Staaten  dem  Herrscher  auferlegt  werden  und  wie  sie  auch 
die  englischen  Feudalherrn  schon  im  13.  Jahrhundert  zu  erringen 
verstanden,  vor  allem  die  Bindung  an  einen  Finanzplan  oder  auch 
nur  die  Forderung  eines  Haushaltsausweises,  finden  sich  nicht. 

Anders  bei  der  Verwaltung  der  ständischen  Steuer.  Wie 
sich  die  Stände  von  der  Verwaltung  des  landesherrlichen  Kammer- 
guts grundsätzlich  fernhalten,  ebenso  grundsätzlich  betrachten  sie 
die  Verwaltung  der  von  ihnen  bewilligten  Steuern  als  ihre  An- 
gelegenheit. Hier  fühlen  sie  sich  als  die  Leidtragenden,  dazu 
als  die  Großmütigen,  die  dem  Landesherrn  die  Steuer  nicht  aus 
Pflicht,  sondern  -aus  gehorsamer,  unnderthenigen  Liebung<-  gewäh- 
ren und  die  also  auch  das  Recht  haben,  die  Bewilligung  an  Be- 
dingungen zu  knüpfen^). 

So  weit  sich  diese  Bedingungen  auf  die  Steuer  selbst  be- 
ziehen, laufen  sie  darauf  hinaus,  daß  die  Stände  die  Verwaltung 
und  Verwendung  der  Steuer  in  ihre  Hand  zu  bekommen  suchen. 
Hieraus  ergeben  sich  ähnliche  Probleme,  wie  sie  auch  bei  der 
Umlage  der  ordentlichen  Steuer  schon  aufgetaucht  sind.  Nur 
daß  sie.  hier  in  schrofferer  und  bedeutsamerer  Form  auftreten 
und  die  Nachteile,    die  dem  Landesherrn  und  den  Steuerzahlern 

i)  V.  Belo7ü,  Landständische  Verfassung.  Zeitschr.  d.  berg.  Geschichtsvereins, 
22.  Bd.  1S86,  S.  9  f.,  50,  53  und  die  S.  69,  Anm.  262  zitierte  Literatur;  Herden, 
Die  Entwicklung  der  Landstände,  S.  52,  56,  57;  Walter,  Köln,  S.  174;  auch 
Albrecht  Achill  muß  versprechen  Schlösser,  Land  and  Leute  nur  mit  Rat  seiner 
Landschaft  zu  veräußern.     {^Spatigeiiberg,   S.   453) 

2)  Außer  in  Tirol,  Köln  und  Cleve-Mark  auch  in  Baden  :  der  Landschreiber 
wird  von  den  Ständen  verpflichtet,  von  den  Einnahmen  der  Markgrafschaft  zuerst 
die  Gläubiger  zu  befriedigen,  dann  erst  darf  er  Zahlungsaufträgen  des  Markgrafen 
P'olge  leisten.     (Ilerkerl,  S.  49;    Carhbach,  S.  61.) 

3)  Rosenihal,   S.   405, 
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erwachsen,  gefährlicher  sind.  Denn  in  einer  Zeit,  in  der  eine 
Klasse  der  Bevölkerung  Rechte  hat,  die  die  andere  nicht  hat, 
ist  es  von  großer  Bedeutung,  ob  die  Steuerer  im  Sold  eines  über 
den  Parteien  stehenden  Landesherrn,  oder  im  Sold  von  Leuten 
stehen,  die  die  Steuer  zwar  bewilligen,  aber  nicht  bezahlen  wollen. 
Da  alle  ständischen  Steuern  Repartitionssteuern  sind  ^),  bleibt 
naturgemäß  das,  was  die  einen  von  sich  abwälzen,  auf  den  an- 
dern liegen.  Und  bei  den  Grundherrn  hat  sich  schon  früh  die 
Anschauung  festgesetzt,  daß,  wenn  ihre  Hintersassen  zahlen,  sie 
selbst  gesteuert  hätten  ^). 

Ebenso  ist  es  nicht  gleichgültig,  ob  die  Steuer  von  festbe- 
soldeten Amtleuten  oder  von  Grundherren  erhoben  wird,  die  als 
höhere  Wesen  natürlich  höhere  Diäten,  wenn  nicht  überhaupt 
eine  Sondersteuer  für  sich  herausschlagen^).  Daß  man  die  Wichtig- 
keit dieser  Frage  wohl  erkannte,  zeigen  die  langwierigen  Verhand- 
lungen, die  sich  zwischen  Landesherren  und  Ständen  über  diesen 
Gegenstand  entspannen  *),  und  die  sich  in  Bayern  bis  zum  offenen 
Aufruhr  steigerten  ^).  Da  der  Herrscher  schließlich  nachgab,  legte 
sich  der  Sturm  und  indem  man  zur  altgewohnten  Weise  zurück- 
kehrte: »die  Städte,  die  Adeligen,  die  Prälaten  veranlagen  und 
erheben  die  Steuer  je  für  sich  und  ihre  Leute,  die  fürstlichen 
Steuerer  nur  für  die  Grundholden  des  Herzogs«  *^),  —  war  das 
Vaterland  gerettet. 

Die  bayerischen  Stände  stehen  hier  auf  einer  Stufe  mit  den 
Ständen  in  Pommern,  wo  Adel  und  Städte  durchsetzten,  »daß 
die  Regierung  sich  um  die  Art  und  Weise,  wie  die  Schösse  von 
den  Bürgern  und  Bauern  eingetrieben  wurden,  nicht  zu  kümmern 
hatte  ^). 

i)  V.  Belozv,  Zeitschr.  d.  berg.  Geschichtsvereins,   28.  Bd.,  S.  79  ff. 

2)  Hoffmami,  Geschichte  der  direkten  Steuern  in  Bayern,   1883,  S.   29. 

3)  Hoffmawi,  ebd.  S.  28  f. 

4)  Roclüngei-,  Einleitung  zu  Lerchenfelds  Ausgabe  der  altbayrischen  land- 
sländischen  Freibriefe,  S.  407  ff.,  und  die  in  den  Anm.  zit.  Paragraphen. 

5)  Hoffmann,  Bayern,  S.  32;  Rocldnger,  Einleitung  S.  293  f.,  2.\xc\\.  Rosenthal, 
S.  402. 

6)  S.  Steuerinstruktion  von  1296,  Hoffniaiin,  Bayern,  S.  14,  im  Wortlaut  ge- 
druckt bei  Rocldnger^  Einl.  S.  227  ff.,  Anm.  617;  ferner  Hoffmaitii,  Bayern, 
S.    16,  27;   Rockiiigcr,  S.  286;  Kosenthai,  S.   398  ff. 

7)  S/'ahn,  S.  13;  —  auch  in  Oesterr.  »galt  es  als  selbstverständlich,  daß  die 
Verteilung  und  Aufbringung  der  übernommenen  Leistungen  nur  durch  die  Land- 
schaft   selbst   erfolgen  könne  und  dürfe  ■.  LuscMu  v.  Ebengreiith,    Oesterr.  Reichs- 
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In  andern  Ländern  gelingt  den  Ständen  allerdings  die  gleiche 
konsequente  Durchführung  ihrer  Absichten  nicht.  Schon  aus 
äußeren  Gründen  ist  die  Zuziehung  landesherrlicher  Amtleute  oft 
nicht  zu  umgehen.  Denn  da  es  sich  um  außerordentliche  Ab- 
gaben handelt,  die  nicht  auf  längere  Zeit  fortlaufen  und  oft  in 
sehr  großen  Zwischenräumen  bewilligt  werden,  fehlen  den  Ständen 
die  nötigen  Verwaltungsorgane.  Auch  in  Ländern,  in  denen  sich 
die  Stände  der  Vorteile  der  eigenen  Verwaltung  sehr  wohl  be- 
wußt sind  '),  wird  daher  mitunter  die  Erhebung  der  ständischen 
Steuer  landesherrlichen  Beamten  übertragen  ^)  ^). 

In  Sachsen  werden  unter  Albrecht  dem  Beherzten  die  Steuer- 
gelder vom  Leipziger  Rat  und  vom  landesherrlichen  Rentmeister 
gemeinsam  vereinnahmt  und  aufbewahrt  ^).  Die  Folgen  lassen 
freilich  nicht  auf  sich  warten.  ]3er  Herzog  hebt  nach  Bedarf  von 
der  Steuer  ab  und  läßt  auch  öfter  größere  Beträge  in  seine  Kasse 
überführen^).  Auch  in  Jülich-Berg  wird. geklagt,  daß  der  Landes- 
herr zwar  die  Steuer  für  Kriegszwecke  oder  zur  Schuldentilgung 
erbittet,  sie  aber  für  seine  persönlichen  Bedürfnisse  verausgabt^). 
Die  Steuerpolitik  der  Stände  gipfelt  darum  darin,  nicht  nur  die 
Veranlagung  und  Erhebung,  sondern  auch  die  Verwendung  der 
bewilligten  Summen  in  ihre  Hand  zu  bekommen. 

geschichte,  S.  278;  Adler,  Das  Gültbuch  von  Nieder-  und  Oberösterreich,  Fest- 
schrift für  Josepl^  Unger,  1898,  S.  502  f.;  —  ebenso,  allerdings  erst  für  eine 
spätere  Zeit  in  Preußen;  flonthak,  Geschichte  des  preußischen  Verwaltungsrechts, 
1884,   I.  Bd  ,  S.   222  ff. 

i)  S.  die  Bestimmung  des  bergischen  Rechtsbuchs,  wonach  die  Erhebung 
und  Verwendung  der  ständischen  Steuer  nicht  dem  Landesherrn  sondern  einem 
ständischen  Ausschuß  zusteht,  {v.  Belozv,  Zeitschr.  d.  berg.  Geschichtsvereins, 
22.  Bd.    1886,  S.  7.) 

2)  V.  Below,  ebd.;  28.  Bd.,  S.  134,  139  it'. ;  bei  der  Heidelberger  Schätzung 
von  1439  erfolgt  die  Anlage  der  Steuer  durch  eidliche  Selbsteinschätzung 
der  Pflichtigen  (Christ,  Das  Steuerwesen  der  Kurpfalz  im  Mittelalter,  N.  Archiv 
f.  die  Geschichte  der  Stadt  Heidelberg,  Bd.  3,  1898,  S.  202),  die  unselbständigen 
Steuerpflichtigen  werden  durch  das  Ortsgericht  »geachtet«  oder  veranlagt  (ebd. 
S.  212);  erhoben  wird  die  Steuer  in  den  Landorten  vom  Dorfschultheiß  oder 
einem  Dorfgerichtsschöffen  (ebd.  S.  201),  auch  in  Tirol  obliegt  die  Einsammlung 
der  ständischen  Steuer  dem  »Amtmann«    {Mayer,  Beiträge,  S.    137  f.). 

3)  Daneben  Veranlagung  und  Erhebung  durch  landesherrliche  und  ständische 
Delegierte  gemeinsam.  {A'ilzsch,  Ravensberg,  S.  107;  v.  Beloiu,  28.  Bd.  S.  90, 
92,  99  ff.) 

4)  Puff,  S.    116  ff. 

5)  Puff,  S.    118. 

6)  V.  Belo2u,  28.  Bd.,   1892,  S.    140  f. 
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Nach  der  bayerischen  Steuerordnimg  von  1396  wird  die  Steuer 
von  einem  Ausschuß  von  vier  Prälaten,  acht  Räten,  Rittern  und  Knech- 
ten, acht  Städten  und  dem  Vitztum  verwaltet  und  »es  soll  alles  an 
unsere  schuld  versehe  fit  und  gegeben  werden  ....  nach  rat,  willen 
und  heißen  der  21  oder  ihrer  mehrheit  i).  In  Sachsen  sollen 
>in  jedem  Vierteljahr  vier  Räte  von  den  Fürsten,  vier  von  der  Mann- 
schaft, vier  von  den  Städten  in  Leipzig  zusammenkommen  und  sich 
wegen  der  besten  Verwendung  des  gefallenen  Geldes  verein- 
baren« 2).  Und  das  bergische  Rechtsbuch  bestimmt,  daß  nicht 
der  Landesherr,  sondern  ein  ständischer  Ausschuß  aus  der  ein- 
genommenen Summe   »des  Landesherrn  Schuld«   bezahle  ^)  ^). 

Mit  der  eigenen  Kasse  und  der  Bestimmung  über  ihren  In- 
halt ist  der  Höhepunkt  der  ständischen  Finanzverwaltung  erreicht. 
Die  »Landeskasse  tritt  der  »Kammerkasse«  gegenüber.  Auf  dem 
Gebiete  der  Finanzverwaltung  ist  der  äußere  Bau  des  staatlichen 
Dualismus  fertig. 

Neue  Ideen  haben  die  Stände  in  die  Finanzverwaltung  nicht 
gebracht.     Ihre  Kataster  sind  genau  so  veraltet  °),  wie  die  landes- 


i)  Hoffmann,  Bayern,  S.  11,  auch  S.  27  über  die  Steuer  von  1493  und 
S.  28;  dem  Ausschuß  steht  auch  die  Nachprüfung  der  angemeldeten  Ansprüche 
und  ein  Einspruchsrecht  gegen  übertriebene  und  unrechtmäßige  Forderungen  zu : 
>und  die  21  sollen  eigentlich  erfahren,  wie  jede  Schuld  herkommen  ist  .  .  .  ., 
und  welche  Schuld  dann  unredlich  herkommen  ist,  und  unredlich  befunden  wird, 
das  sollen  die  21  erkennen  ....  und  .  .  .  Abschlag  geschehen  nach  ihrer  Er- 
kenntnis«   {Hoffmann,   Bayern,  S.    Ii,   Sleuerinstruktion  von    1396). 

2)  Lüde,  S.    13. 

3)  V.  />elo7v,  Zeilschr.  d.  berg.  Gesch.Ver.,  22.  Bd.,  1886,  S.  7;  28.  Bd.,  1892 
S.  137  f.  »die  Bedeutung  der  landständischen  Kasse  beruht  nun  aber  nicht  bloß 
darauf,  daß  ein  ständischer  Ausschuß  die  Steuer  empfängt,  während  sie  dann  etwa 
sogleich  an  den  Herzog  abgeführt  wird,  sondern  das  Eigentümliche  der  landstän- 
dischen Kasse  liegt  noch  mehr  darin,  daß  die  Stände  auch  die  Verwendung  leiten,  c 
Auch  Hartk,  S.  392,   Winterlin,   S.  40. 

4)  Daneben  findet  sich  aber  auch  völlige  Gleichgültigkeit  der  Stände  über 
das  Schicksal  der  von  ihnen  bewilligten  Steuern.  Die  Steuer  wird  den  landes- 
fürstl.  Amtleuten  abgeliefert  und  vom  Landesfürsten  nach  Belieben  verwendet. 
So:  Nitzsc/t,  S.  107;  Christ,  Neues  Archiv,  3.  Bd.  1898,  S.  201;  Krusch,  Braun- 
schweig,  S.   242. 

5)  V.  Below,  28.  Bd.,  1892  S.  82:  >Bei  der  Verteilung  der  Steuer  auf  einzelne 
Bezirke  legte  man  stets  die  älteren  Anschläge  zugrunde  .  .  .«  — ;  ebenso:  Hoff- 
i/iann,  Bayern,  S.  25,  40  ;  Spahn,  Pommern,  S.  12  :  »es  wurde  ein  für  allemal  eine  Grund- 
taxe festgesetzt daraufhin  der  durchschnittliche  Ertrag  einer  Steuer  berechnet 

und  so  oft  Steuern  ausgeschrieben,  bis  die  jeweilig  bewilligte  Summe  aufgebracht 
war.«  —  In  Oesterreich  kommt  es  lange  Zeit  überhaupt  nicht  zur  Anlage  von 
landständischen  Katastern,  da  die  »von  den  einzelnen   selbstgelieferten  Einbekennt- 
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herrlichen,  die  eidHche  Selbsteinschätzung  ist  nicht  neu  ij,  die 
Rechnungsführung  ist  über  das,  was  in  vorgeschritteneren  landes- 
herrlichen Verwaltungen  üblich  war,  nicht  hinausgekommen  ^). 
Die  Idee  von  der  Gesamthaftung  alier  für  das  Land,  von  der 
Pflicht  jedes  einzelnen,  Lasten  zu  tragen  zum  Wohle  des  Ganzen, 
haben  sie  nicht  gebracht. 

So  konnte  sich  auch  die  Zukunft  auf  ihnen  nicht  aufbauen. 
Die  weitere  Entwicklung  knüpft  nicht  an  die  landständische,  son- 
dern an  die  landesherrliche  Verwaltung  an.  Der  ständische  Ein- 
fluß und  die  ständische  Verwaltung  sind  auch  in  der  Folgezeit 
nur  Episoden,  die  zwar  hin  und  wieder  gut  und  nützlich  sind, 
von  einem  kraftvollen  Herrscher  aber  überwunden  werden. 

Wie  Maximilian  1490  die  Regierung  in  Tirol  übernimmt, 
benützt  er  die  von  den  Ständen  geschaffene  Organisation,  baut 
sie  aber, in  seinem  Sinne  und  nach  seiner  Art  weiter.  Wie  weit 
er  dabei  von  den  Einrichtungen,  die  er  in  Belgien  kennengelernt, 
beeinflußt  worden  ist,  ob  er  sie  überhaupt  kennengelernt  hat,  ist 
eine  Frage,    die    zu    lebhaften  Erörterungen  Anlaß  gegeben   hat. 

Der  Ansicht,  daß  Maximilian  die  hochentwickelten  burgundi- 
schen  Verwaltungseinrichtungen  nach  Tirol  und  üesterreich  ge- 
bracht habe  und  daß  nun  erst,  durch  dieses  Vorbild  angeregt, 
auch  die  deutschen  Territorien  angefangen  hätten,  zu  reformie- 
ren 3),    steht    die  entgegengesetzte  Meinung    gegenüber,    die   jede 

iiisse  des  Besitzes«  nach  Gebrauch  an  die  Eigentümer  zurückgestellt  werden 
mußten.     {Srbik,    S.    150;    auch  Adler,   Das  Gültbuch  von  Nieder-  und  Oberösterr. 

s.  503.) 

1)  Eidliche  Selbsteinschätzung  bei  der  ständischen  Steuer  in  Bayern:  Jlolf- 
t>iati>i,  S.  II  ;  in  Oesterreich':  Sr/uk,  S.  150,  auch  Vatisca,  Die  ältesten  Steuer- 
bekenntnisse der  Stände  in  Oesterreich  unter  der  Enns,  AI.  d.  J.  f.  ö.  G.  6.  Er- 
gänzungband,   1901,   S.   458. 

2)  Die  fortgeschrittenste  Rechentechnik  in  der  ständischen  Verwaltung  in 
Bayern,  s.  IIoffma7vi,  S.  20  und  Kremier,  Bayr.  LandtTgshandlungen,  7.  Bd., 
S.   218,  Anm. 

3)  Rosenthal,  Die  Behürdenorganisation  Kaiser  Ferdinands  I.,  Archiv  f.  österr. 
Geschichte  1887,  69.  Bd.,  bes.  S.  223  ff.  ;  Kachfahl,  Zur  österr.  Verwaltungsge- 
schichte, Schmollers  Jahrbuch,  1899,  23.  Bd.  S.  358;  Rosenthal,  Zur  Geschichte 
der  burgundischen  Zentralbehörden,  Vierteljahrsschr.  f.  Sozial-  und  Wirtschafts- 
geschichte, 1911,  9.  Bd.  bes.  S.  410  ff.  und  417  ff.;  Rachfahl,  Die  niederländische 
Verwaltung  des  15.  und  16.  Jhrh.  und  ihr  Einfluß  auf  die  Verwaltungsreformen 
Maximilians  I.  Hist.  Zeitschr.  1912/13,  Bd.  Iio,  S.  i  ff.;  G.  Seidler,  Hist.  Viertel- 
jahrsschrift 1910,  S.  227  ff.;  Rachfahl,  Die  Ursprünge  der  monarchischen  Behörden- 
organisation in  der  Neuzeit,  Jahrbuch  für  Nat.  und  Statistik,  II(.  F.  50.  Bd., 
S.  433  ff. 
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westliche  Rezeption  schroff  ablehnt,  ja  sogar  tirolische  Einrich- 
tungen nach  Burgund  übertragen  wissen  will  ^). 

Eine  genaue  Forschung  in  den  Tiroler  Archiven  hat  in- 
zwischen die  theoretische  Konstruktion  berichtigt,  und  die  ge- 
schichtlichen Tatsachen  haben  die  Uebertreibungen  hier  wie  dort 
auf  das  richtige  Maß  zurückgeführt-).  ^Heute  darf  als  erwiesen 
gelten,  daß  die  Reformen  Maximilians  nicht  als  etwas  un- 
erhört Neues  nach  Deutschland  gekommen  sind.  Die  Dinge, 
die  man  bisher  als  Neuerung  Maximilians  und  als  geistiges  Eigen- 
tum Englands  und  Frankreichs  anzusehen  gewohnt  war,  haben 
sich  auch  in  deutschen  Territorien  herausgebildet,  lange  vor 
Maximilian  und  ohne  Vorbild,  einfach  aus  der  Erkenntnis  ihrer 
Notwendigkeit  heraus.  Wie  nun  freilich  Maximilian,  dem  der 
Glanz  der  Kaiserkrone,  der  Schimmer  einer  ritterlichen  und  glän- 
zenden Gestalt,  dazu  der  Nimbus  des  Weithergereisten  anhaftet, 
das  begonnene  Werk  fortsetzt,  da  erhält  es  erst  die  rechte  Weihe. 
Man  sieht  an  dem  größeren  Vorbild,  daß  man  auf  dem  richtigen 
Weg  ist  und  geht  ihn  nun  mit  doppeltem  Eifer  weiter. 

Heute  wissen  wir  auch,  daß  Maximilians  Reformen  nicht  die 
ungeteilte  Bewunderung  verdienen,  die  man  ihnen  hat  zuteil  werden 
lassen^).  Seine  Neuerungen  sind  nicht  planvoll  durchdachte,  sondern 
dem  augenblicklichen  Bedürfnis  entsprungene  Maßnahmen,  oft  über- 
stürzt, einander  widersprechend  und  von  kurzer  Dauer.  Nicht 
ihr  innerer  Wert,  nur  die  Tatsache,  daß  sie  von  der  sichtbarsten 
Stelle  des  Reiches  ausgehen,  verleiht  ihnen  ihre  Bedeutung. 

Erst  Ferdinand,  dem  stillen,  unscheinbaren,  aber  steteren  und 
bedächtigeren  Enkel  Maximilians  war  es  vorbehalten,  Dauerndes 
zu  schaffen. 

1)  U'aMt'r,  Die  burgundischen  Zentralbehörden  unter  Maximilian  I.  1909: 
]\'a///ier,  Die  Ursprünge  der  deutschen  Behördenorganisation  im  Zeitalter  Maxi- 
milians I.  191 3;  Tezner,  Grünhutische  Zeitschr.  1897,  24.  Bd.,  S.  491  ff.;  Walther, 
Hist.  Vierteljahrsschrift,   1910,  S.  445  ;   Dopsch,   Deutsche  Literaturzeitung.    32.    Jhrg. 

191 1,  S.   303  ff. 

2)  Maxer,  Die  Verwaltungsorganisation  Maximilians,  in:  Forschungen  zur 
inneren  Geschichte  Oesterreichs,  Heft   14. 

3)  Walther,  Die  neuere  Beurteilung  Kaiser  Maximilians,  Mitt.  d.  Inst.  Bd.  33, 

1912,  S.  320  ff. 
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Schluß. 

Wir  haben  die  Finanzverwaltung  drei  Jahrhunderte  hindurch 
verfolgt.  Dürfen  wir  es  nun  wagen,  auf  dieser  Grundlage  ein 
Urteil  über  ihre  Brauchbarkeit  zu  fällen? 

Drei  mögliche  ^Maßstäbe  stehen  uns  für  die  Beurteilung  zur 
Verfügung : 

1.  die  gleichzeitige  Verwaltung   in  England  und  Frankreich, 

2.  die  Finanzverwaltung  der  Gegenwart, 

3.  der  Maßstab,  der  in  den  Dingen  selbst  liegt,  die  Frage: 
konnte  die  Organisation  den  Aufgaben  genügen,  die  sie 
zu  erfüllen  hatte? 

Wenden  wir  den  Blick  nach  Frankreich.  In  Frankreich  um 
1300  eine  besondere  ständige  Kontrollbehörde,  mit  einer  bestimm- 
ten Mitgliederzahl,  festem  Sitz  und  festen  Kompetenzen;  ihr  neben- 
geordnet, aber  rechnungspflichtig  eine  besondere  Behörde  für 
Aemterverwaltung  und  Kassendienst  i).  In  England  schon  im 
12.  Jahrhundert  eine  kollegiale  Finanzbehörde  mit  ständigen  Mit- 
gliedern und  regelmäßigen  Terminen-).  Nichts  davon  um  die 
gleiche  Zeit  in  der  deutschen  Finanzverwaltung.  Erst  viel  später 
und  allmählich  haben  sich  in  den  deutschen  Territorien  ähnliche 
Einrichtungen  ausgebildet.  Müssen  wir  uns  dieser  Entwicklung 
schämen  ?  Waren  die  englischen  und  französische  Könige  so  viel 
klüger  und  einsichtsvoller  als  die  deutschen?  Sie  waren  weder 
klüger  noch  einsichtsvoller,  sie  hatten  nur  ein  größeres  Land. 
Sie  mußten  daher,  früher  Aufgaben  von  sich  abwälzen.  Die  Län- 
der der  deutschen  Herrscher  waren  klein,  die  Ansprüche  an  ihre 
Verwaltungstätigkeit  noch  bescheiden.  Warum  sollten  sie  da 
eine  Macht  aus  der  Hand  geben,  die  sie  sich  gerade  erst  müh- 
sam errungen  hatten? 

Auch  für  den  deutschen  Landesherrn  ist  das  Alpha  und 
Omega  jeder  Regierungskunst  die  Frage  des  englischen  domesday 
Buchs :  si  potest  plus  haberi  quam  habeatur,  kann  man  mehr 
bekommen,  als  man  hat?  Aber  noch  kann  er  an  der  Zentrale 
dieses  Geschäft  selbst  besorgen,  noch  braucht  er  dazu  keine 
Behörde. 

Man  sollte  daher  aufhören,  die  deutschen  Territorialstaaten 
mit   den    französischen  und    englischen    durchaus    auf   eine  Stufe 

1)  Viutry,  Etudes  sur  le  regime  financier  de  la  France  1883,  I,  S.  278  ff., 
289  ff. 

2)  Sti/bbs,  The  constitutional  history  of  England,  I,    1875,  S.  377  ff. 
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stellen  zu  wollen.  In  einem  Kleide,  das  einem  Riesen  paßt,  muß 
ein  Zwerg  notwendig  ersticken  und  wenn  der  Zwerg  wächst,  und 
das  alte  Kleid  zu  eng  wird,  ist  er  schon  selber  klug  genug,  sich 
ein  neues  anzuschaffen^). 


l)  Darum  hätte  auch  v.  Beloiv  seine  eigenen  früheren  Ausführungen  (s.  Terri- 
torium und  Stadt,  S.  285  ff.)  nicht  so  völlig  zu  verleugnen  brauchen  (s.  v.  Below, 
Kritik  zu  Lotz,  Finanzwissenschaft,  Weltwirtschaftl.  Archiv,  1919,  S.  72  ff.),  um  so 
weniger  als  er  auf  eigene  Beweise  für  seine  neue  Meinung  verzichtet  und  sich  mit 
einer  allgemeinen  Zustimmung  zu  Dopschs  Kritik  begnügt.  Dofscks,  Forschungen 
über  die  österr.  Landschreiber  und  Hubmeister  haben  aber  an  unserer  bisherigen 
Auffassung  der  Dinge  nichts  ändern  können  und  auch  das,  was  sich  in  den  übrigen 
Territorien  feststellen  ließ,  kann  den  Vergleich  mit  der  gleichzeitigen  Verwaltung 
in  Frankreich  und  England  nicht  aushalten.  Die  »Ueberschätzung«  der  deutschen 
Einrichtung  (s.  Dopsch,  Kritik  zu  Lotz,  Finanzwissenschaft,  Vierteljahrsschrifr  für 
Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte,  1918,  S.  509  ff.),  wäre  Dopsch  auch  nicht  be- 
gegnet, wenn  er  die  französischen  näher  betrachtet,  z.  B.  Viuiry  gelesen  hätte. 
Dann  hätte  er  gesehen,  daß  hinter  den  Begriffen,  die  freilich  dehnbar  sind  und 
sich  also  auch  auf  deutsche  Verhältnisse  anwenden  lassen,  in  Frankreich  doch 
ganz  andere  Dinge  stehen  als  in  Oesterreich  und  selbst  in  Tirol.  So  ist  es  gewiß 
richtig,  daß  auch  der  deutsche  Landesherr  sich  an  der  Zentrale  »ein  Collegium 
schafft,  das  unter  der  Deckung  seiner  Autorität  die  Ablieferung  der  Beamten 
kontrolliert«  —  es  kommt  nur  darauf  an,  wie  dieses  »Collegium«  aussieht.  In 
Frankreich  hat  es  am  Ende  des  13.  Jhrh.  eine  feste  Gestalt,  einen  festen  Sitz, 
bestimmte  Instruktionen  (s.  Viuiry  1,  S.  235  f  ,  27S  ff.).  In  Deutschland  beruht  es 
auf  ad  hoc  zusammengesetzten  Kommissionen,  die  in  beliebiger  Form  und  Zahl 
und  in  beliebigen  Zwischenräumen  zusammenkommen.  —  Nicht  anders  ist  es,  wenn 
Dopsch  auf  Grund  vereinzelter  Abrechnungen  auch  für  Deutschland  im  13.  Jhrh. 
»ein  öffentliches  Kassenwesen  mit  buchhalterischer  Kontrolle  der  Einnahmen  und 
Ausgaben«  konstatieren  will.  Die  Rechnungsbelege  in  Tirol  sind  erfreulich,  aber 
sie  bilden  die  Ausnahme,  nicht  die  Regel.  Brandenburg,  Sachsen,  überhaupt  alles 
was  nördlich  der  Donau  ist,  gehört  ja  schließlich  auch  zu  Deutschland.  Und  was 
hat  sich  hier  feststellen  lassen  ;>  Weder  Regel,  noch  Termine,  lange  Zeit  Rechnungs- 
lage überhaupt  nicht.  Damit  vergleiche  man  nun  das  französische  Rechnungs- 
wesen, das  durch  genaue  Instruktionen  schon  im  13.  Jhrh.  für  ganz  Frankreich 
gleichmäßig  geordnet  war  [Viuliy  I,  S.  298  ff.).  Oder,  wie  ist  es  mit  dem  »berufs- 
mäßig spezialisierten  Beamtentum  unterer  Instanz«,  das  nach  Dopsch  zur  gleichen 
Zeit  auch  für  Deutschland  urkundlich  bezeugt  ist?  In  Frankreich  die  Spezialisie- 
rung schon  im  13.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jhrh.  fast  vollständig  durch- 
geführt; in  Deutschland  vor  dem  15.  Jhrh.  nur  in  wenigen  Territorien  und  auch 
da  nicht  eine  Trennung  zwischen  allgemeiner  Verwaltung,  Finanzverwaltung  und 
Kassendienst  —  baillis,  prevots,  receveur,  —  [Viuiry  I,  S.  250  ff.,  294  ff.,  II,  412  ff., 
417  ff.,  591  ff.)  sondern  lediglich  die  Finanzverwaltung  scheidet  aus  der  allgemeinen 
Verwaltung  aus.  Ein  Gegenstück  vollends  zu  den  »tresoriers«  und  dem  »changeur« 
und  seinem  Schreiber  (ViT/hy  I,  S.  289  ff.,  II,  S.  583  ff.,  590  ff.)  findet  sich  um 
die  gleiche  Zeit  in  den  deutschen  Territorien  nirgends.  Man  kann  also  wohl 
»Parallelen«  ziehen,  aber,  zieht  man  sie  auf  der  Basis  gleicher  Zeitangabe,  —  und 
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Das  gleiche  gilt  für  den  Vergleich  mit  der  Gegenwart.  An 
modernen  Maßstäben  gemessen  ist  die  territoriale  rinanzverwal- 
tung  äußerst  primitiv  und  einen  heutigen  Beamten  würde  sie  mit 
Abscheu  erfüllen.  Es  fehlt  ihr  alles,  w-as  dessen  Freude  macht: 
die  Pünktlichkeit,  Aktenmäßigkeit,  der  Instanzenzug,  die  Stufen- 
leiter nach  Altersklassen,  das  Mechanisierte,  das  die  Maschine 
gehen  macht,  unabhängig  von  den  persönlichen  Eigenschaften 
dessen,  der  sie  bedient.  Teilen  wir  diesen  Abscheu?  Wohl  ist 
die  Verwaltung  persönlich,  willkürlich,  von  augenblicklichen  Ein- 
gebungen beherrscht.  Der  Monarch  nimmt  seine  Leute,  wo  er 
sie  findet,  beauftragt  bald  diesen,  bald  jenen,  wie  er  ihn  braucht. 
Aber  solange  noch  nicht  Fleiß  und  Schulung  mangelnde  Bega- 
bung- ersetzen  können,  macht  gerade  die  freie  Wahl  der  Persön- 
lichkeit, das  Losgelöstsein  von  aller  Rücksicht  auf  Rangklassen 
und  Altersstufen,  das  F3ingestelltsein  auf  den  Augenblick,  die 
Stärke  der  Verwaltung  aus. 

Für  die  vielmal  gesteigerten  Aufgaben  der  Gegenwart  frei- 
lich wäre  eine  solche  Stegreifregierung  unmöglich  ;  für  die  primi- 
tiven Aufgaben  der  jungen  Territorien  genügte  sie.  Dies  aber 
ist  der  einzig  berechtigte  Maßstab,  an  dem  wir  den  Wert  einer 
Organisation  messen  dürfen:  die  Aufgabe,  die  sie  zu  erfüllen  hat. 
Kann  sie  ihren  Aufgaben  genügen,  dann  ist  sie  gut,  genügt  sie 
ihnen  nicht,  dann  ist  sie  schlecht. 

Welches  aber  waren  die  Aufgaben  der  territorialen  Innanz- 
verwaltung.?  Die  Finanzverwaltung  hatte  i.  für  sich  selber,  2.  für 
den  Landesherrn  und  seinen  Hof  zu  sorgen.  Ein  Drittes  gab  es 
nicht.  Die  erste  Aufgabe  hat  sie  offensichtlich  in  sehr  weither- 
ziger Weise  gelöst.  Aber  auch  der  Landesherr  und  sein'  Hof 
brauchen^  wenn  nicht  außergewöhnliche  Umstände  eintreten,  nicht 
zu  darben.  ,  Sobald  freilich  diese  Grundlagen  sich  ändern,  sobald 
neue  Aufgaben  hinzutreten,  genügt  das  System  nicht  mehr.  Da 
kommt  dann  die  Schuldenwirtschaft  und  der  Schlendrian.  Und 
nun  wird  die  Verwaltung  schlecht,  wo  sie  in  der  alten  Form  be- 
harren bleibt.  Wo  sie  den  Anforderungen  zu  begegnen  weiß, 
ist  sie  jedem  Maßstab  gewachsen. 


nur  so  erhält  man  ein  richtiges  Bild,  —  dann  werden  sie  für  Frankreich  positiv, 
für  Deutschland  fast  immer  negativ.  Ein  solcher  Vergleich  ist  aber  weder  »er- 
gebnisreich», noch  »wirksam«.  Er  verdirbt  höchstens  die  Freude  an  der  Eigenart 
und  Vielgcstaltigkeit  der  eigenen  Entwicklung,  ohne  diese  doch  für  eine  bessere 
Beurteilung  retten  zu  können. 


Die  FinanzverwaUung   in  dtu  dcutsclicn  Territorien   des   Mittelalters.       2cc 

So  sehen  wir  die  Geschichte  der  territorialen  Finanzverwal- 
tung durch  ein  großes  Prinzip  beherrscht,  die  Macht  der  Notwen- 
digkeit.    Hieraus  erklärt  sich: 

1.  ein    planmäßiger  Ausbau    der  Lokalverwaltung,  lange  vor 
der  Zentralverwaltung, 

2.  der  Fortschritt  der  Zentralverwaltung  bedingt: 

a)  durch  die  Größe  des  Territoriums, 

b)  durch  die  Größe  der  Aufgaben. 

Dazu  kommen  die  verschiedensten  zufälligen  Einwirkungen: 
örtliche,  wirtschaftliche,  soziale,  persönliche  Momente,  alle  die 
tausend  Beziehungen,  die  wir  oft  zwar  vermuten,  aber  nicht  mehr 
feststellen  können,  die  hier  gefördert,  dort  gehemmt  haben,  die 
aber  auch  an  der  Zentrale  das,  was  kommen  mußte,  nicht  dau- 
ernd hindern  konnten  : 

Die  Entwicklung  von  der  Stegreifregierung  des  Landesherrn 
mit  beliebig  gewählten  Hilfsorganen  zu  einer  Beamtenregierung, 
die  zwar  ebenfalls  noch  rein  monarchisch  ist,  aber  durch  die  Ver- 
sachlichung des  Technischen  die  Selbstherrlichkeit  des  Landes- 
herrn wesentlich  einschränkt. 

Vier  Jahrhunderte  lang  sollte  die  Finanzverwaltung  nun  auf 
dieser  Grundlage  beharren.  Erst  im  19.  Jalirhundert  erhält  sie 
abermals  ein  neues  Gepräge  durch  die  Errichtung  der  Konstitution. 
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11.  MISZELLEN. 

Zur  Geschichte  der  Preise  seit  Beginn  unseres  Jahrhunderts. 

Von 

K  un  o  W  al  t  em  a  t  h. 

In  landwirtschaftlichen  Kreisen  wird  sehr  häufig  eine  lebhafte  Dis- 
kussion über  die  künftige  Gestaltung  der  Preise  der  Agrikultur  und  der 
Viehzucht  geführt.  Man  fragt  sich :  Werden  die  gegenwärtigen  Preise 
bleiben?  Auf  wie  lange?  Besteht  die  Möglichkeit,  sie  von  niedrigen 
Preisen  abgelöst  zu  sehen  ?  Es  wäre  für  die  Landwirtschaft  nicht  nur, 
nein,  auch  für  die  ganze  Urproduktion  überhaupt  von  enormem  Werte, 
wenn  die  Möglichkeit  bestände,  eine  präzisere  Antwort  darauf  zu  geben, 
als  die  Erwiderungen,  die  man  so  häufig  hört.  Das  wäre  u.  a.  von 
besondererWichtigkeit,  wenn  es  gilt,  die  rechten  Wege  ausfindig  zu  machen, 
die  in  der  Wirtschaftspolitik  einzuschlagen  sind.  Ganz  undeutlich  nur, 
völlig  verschwommen,  zeigen  sich  die  Konturen  der  deutschen  Wirtschafts- 
politik der  Zukunft.  Nur  ganz  wenige  versuchen  mit  annäherndem 
Erfolge  sich  ein  Bild  von  ihr  zu  machen.  Man  könnte  hier  schärfer 
sehen,  wenn  Ausblicke  in  die  kommende  Preisbewegung  gewonnen 
werden  könnten,  wenn  man  beispielsweise  sich  zu  vergewissern  ver- 
möchte, ob  eine  Periode  niedriger  Preise  erwartet  werden  darf.  Die 
Erörterung  dieses  Problems  ist  auch  von  Nutzen  bei  der  Beurteilung 
von  Gegenwartsfragen,  wie  den  Steuerfragen.  Man  frage  sich  nur:  Wie 
wird  eine  Besteuerung  wirken,  die  den  Grund  und  Boden  triff't,  die 
bereits  bei  der  landwirtschaftlichen  Produktion  beginnt?  Wird  sie  von 
den  Produzenten  getragen  werden  können  oder  haben  diese  Aussicht, 
sie  auf  Konsumenten  abwälzen  zu  dürfen  ?  Die  Antwort  wird  sein :  Bei 
hohen  Preisen  wird  letztere  Erscheinung  eintreten,  bei  niedrigen  die 
erstere.  Hohe  Preise  in  unserem  Lande,  d.  h.  hohe  Preise  im  Ver- 
gleiche mit  der  Kaufkraft  der  Konsumenten,  lassen  die  Möglichkeit  für 
die  deutschen  Produzenten  erkennen,  die  heimischen  Märkte  beherrschen 
zu  können,  zeigen  an,  daß  ausländische  Produzenten  nicht  imstande 
sind,  die  deutschen  Märkte  dem  Einflüsse  ihrer  Preisangebote  zu  unter- 
werfen.    Niedrige  Preise  dagegen  sind   das  Merkmal   der  Erscheinung, 
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daß  es  diesen  Gestehern  gelungen  ist,  siegreich  bei  uns  zu  werden.  In 
einem  derartigen  Falle  wird  es  der  deutschen  Landwirtschaft  unmöglich 
sein,  die  gemeinten  Lasten  auf  den  Preis  ihrer  Erzeugnisse  aufzuschlagen ; 
sie  werden  sie  selbst  tragen  müssen.  Darum  dreht  sich  schließlich  alles 
um  die  Frage:  ist  eine  solche  Herrschaft  ausländischer  Produzenten^ 
ausländischer  Landwirtschaften  auf  unseren  Märkten  möglich?  Um  die 
Fragesteller  zu  befriedigen,  ist  es  notwendig,  sich  in  großen  Zügen  der 
Preisbewegungen  der  Vergangenheit  zu  erinnern,  sie  sich  und  ihre  Ur- 
sachen vorzuführen  und  sich  dann  zu  fragen :  könnten  die  Verhältnisse, 
denen  jene  Ursachen  entsprungen  sind,  in  irgendeiner  Form  wieder 
zur  Regierung  gelangen  ? 

Es  ist  eine  häufige  Erscheinung  in  der  Wirtschaftsgeschichte,  daß 
auf  Zeiten  mit  unerhört  hohen  Preisen  nach  einer  Uebergangsperiode, 
die  ein  Nachlassen  dieser  Preise  bringen,  ebenso  unerhört  niedrige  Preise 
folgen,  die  Fristen,  die  zwischen  den  beiden  Extremen  liegen,  sind  ge- 
wöhnlich durchaus  nicht  langgesponnen.  Das  können  wir  seit  der 
französischen  Revolution  zweimal  wahrnehmen.  Mit  ihr  begann  eine 
Zeit  langdauernder  Teuerung,  besonders  in  Getreide,  aber  auch  in 
Fabrikaten.  Die  Ursachen  waren  Revolution  und  Krieg  und  deren 
Folgen,  daneben  auch  auf  dem  Kontinente  die  französische  Hochschutz- 
zollpolitik. Der  Friede  von  181 5  brachte  allmählichen  Wandel,  die 
Preise  begannen  langsam  zu  sinken,  um  von  1820  ab  einen  seit  mehr 
als  50  Jahren  nicht  gesehenen  niedrigen  Stand  zu  erreichen.  Eine 
Aera  niedriger  Preise  hub  an,  die  erst  Ende  der  vierziger  Jahre  auf- 
hörte. Von  da  an  treten  wir  in  eine  Periode  hoher  Preise  ein,  die 
ihren  Höhenpunkt  in  den  sechziger  und  besonders  in  den  ersten  sieb- 
ziger Jahren  erklomm.  I873  war  das  Jahr  der  damals  größten  Preis- 
höhe. Von  1873 — 18S2  ungefähr  verharrten  die  Preise  in  einem  Ver- 
hältnis, das  dem  der  fünfziger  und  sechziger  Jahre  gleichkam.  Dann 
folgte  eine  Zeit  niedriger  Preise,  die  schwer  auf  unsere  Landwirtschaft 
drückte  und  die  lebhaftesten  politischen  und  wirtschaftlichen  Kämpfe  her- 
vorrief, als  man  daran  ging,  die  aus  den  tiefgesunkenen  Preisen  ent- 
standenen Schäden  durch  gesetzgeberische  Maßnahmen  zu  beseitigen. 
Bis  ungefähr  Ende  der  neunziger  Jahre  dauerte  die  Periode  des 
Preisdruckes.  Langsam  ging  eine  Aenderung  vor  sich,  die  Preise  er- 
holten sich,  blieben  aber  immer  noch  verhältnismäßig  niedrig.  Mit 
Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  wuchsen  die  Preise,  wir  erlebten  einen 
allgemeinen  Aufschwung  des  Wertes  der  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
nisse wie  der  industriellen  Fabrikate  und  der  Mieten.  Alle  Welt  ent- 
rüstete sich  darüber,  daß  das  Leben  teurer  wurde,  worüber  der  Breslauer 
Beamtenverein  zuerst  sehr  bezeichnend  1907  in  Klagen  ausbrach,  indem 
er  in  einer  Denkschrift  für  fast  alle .  Bedarfsartikel  Wertsteigerungen 
feststellte,  so  für  Fleisch,   Brot,  Milch,    Butter,   Kartoffeln,  Obst,  Mehl, 
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Hülsenfrüchte,  Heringe,  Hausgerät,  Kleidung,  u.  a.  für  Brot  und  Fleisch 
um  10 — 20%,  für  Hülsenfrüchte  um  27 — 85%,  Heringe  um  20%,  Eier 
um  28%,  Kleidung  um  20 — 50%,  Schuhwerk  um  10 — 25%. 

Die  letzten  zehn  Jahre  vor  dem  Kriege  waren  dadurch  charakteri- 
siert, daß  ein  Stillstand  in  den  Tendenzen  eintrat,  die  von  ungefähr 
1880  ab,  bei  Getreide  von  1882  ab,  eine  tiefe  Senkung  der  Preise  zu- 
wegebrachten und  die  Periode  niedriger  Preise  einleiteten,  die  bis  zum 
Beginn  des  neuen  Jahrhunderts  obherrschte.  Jene  Tendenzen  waren, 
daß  man  neue  jungfräuliche  Territorien  dem  Weltverkehr  angliederte, 
neue  Bergwerke  erschloß,  neue  Aecker-  gewann,  neue  gewaltige  Weiden 
mit  Vieh  bestockte,  neue  Plantagen  in  den  Tropen  anlegte,  die  Natur- 
schätze der  Welt  intensiver  ausbeutete,  überall  Verbilligung  der  Technik 
und  des  Verkehrs  durchsetzte,  durch  Anwendung  der  frischen  Fort- 
schritte der  Wissenschaft  und  des  Erfindungsgeistes,  kurz  die  Produktion 
in  einerri  solchen  Maße  vermehrte  und  in  den  Kosten  ermäßigte,  daß 
die  Nachfrage  nicht  nachfolgen  konnte.  Das  wurde  nun  anders.  In 
den  Vereinigten  Staaten  war  nach  1865  viel  neues  Farmland  im  Westen 
der  Kultur  erobert  w^orden.  Als  die  Weizenpreise  nach  1882  zu  sin- 
ken begannen,  verlangsamte  man  die  Bestellung  frischer  Böden,  ja, 
man  wandelte  sogar  bald  Aecker  in  Weiden  um.  Den  Weizenbau  aus- 
zudehnen scheute  man  sich.  Das  übertrug  sich  auch  auf  die  andern 
Weizenländer  der  Welt,  so  auf  Argentinien.  Während  1879  die  Felder, 
die  mit  Weizen  besät  wurden,  nur  72000  ha  umfaßten,  hatten  sie 
1895  6  Mill.  ha  inne,  eine  Fläche,  die  1912  auf  nur  6  912  000  ha  ge- 
wachsen war.  Die  Zunahme  fand  also  nicht  mehr  in  schleunigem  Maße 
statt.  Was  Argentinien  exportieren  konnte,  hing  lediglich  von  der  Gnade 
des  Himmels  ab,  von  der  Gunst  oder  Ungunst  des  Wetters  oder  da- 
von, ob  Heuschreckenplagen  das  Land  verwüsteten  oder  nicht.  Im 
russischen  Reiche  dieselbe  F-rscheinung,  nur  in  Sibirien  eine 
Neuanlage  von  Kornfeldern,  die  aber  keinen  solchen  Umfang  annahm, 
daß  davon  Einwirkungen  auf  den  Weltmarkt  hätten  ausgehen  können. 
Zwar  wurden  in  Kanada  neue  große  Flächen  dem  Pflug  überant- 
wortet, auch  in  Indien  und  Australien  legte  man  neue  Weizen- 
kulturen an,  das  war  aber  vergleichsweise  nicht  bedeutend  und  über- 
haupt nicht  von  Belang  bei  der  starken  Zunahme  der  Bevölkerung  der 
ganzen  Erde,  besonders  aber  der  großen  Weizenproduktionsländer, 
allen  voran  Amerika,  Rußland  und  Indien.  Infolgedessen  blieb  von 
ihrer  Gestehung  an  Lebensmitteln  ein  immer  mehr  anwachsender  An- 
teil im  Lande,  Avorunter  die  Ausfuhr  von  Korn,  Vieh,  Futtermitteln,  Oel- 
stoffen  litt  und  bei  schlechten  Ernten  sehr  stark  zurückging,  mitunter 
bedeutungslos  ward.  Besonders  in  den  Vereinigten  Staaten  nahm  man 
das  wahr,  dessen  Rolle  als  Versorger  Westeuropas  große  Einbußen 
hatte.  Es  gab  sogar  Jahre,  wenn  die  Ernten  nicht  so  wohl  gerieten, 
daß  es  mit  seinem  Eigenen  nicht  reichte.     Es  mußte  Mais  aus  Argen- 
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tinien  importieren  und  schließlich  auch  Fleischprodukte.  Dabei  heimste 
man  mehr  Korn  ein  wie  früher,  wenn  auch  in  einem  gelinderen  Maße 
als  in  den  siebziger  Jahren,  in  denen  die  Ernten  sich  fast  verdoppelten, 
gegenüber  den  vorangegangenen  Zeiten.  Die  Ernten  ergaben  (in  Mill. 
Bushel)  z.  B. 


Mais 

Weizen 

Mais 

Weizen 

Mais 

Weizen 

1870 

761 

288 

1889 

2112 

491 

1905 

693 

1880 

1455 

459 

1890 

1490 

399 

1906 

735 

1887 

1456 

456 

1891 

2060 

612 

1907 

634 

1888 

1987 

415 

1900 

2150 

522 

1908 

660 

In  ähnlichen  Lagen  bewegten  sich  die  späteren  Ernten. 

In  Argentinien   brachte  man    in  den   neunziger   Jahren   noch 

nicht  allzuviel  Korn  von  den  Aeckern,  Jahre  der  Mißernte   ließen  den 

Kornexport    fast   versiegen,    z.    B.    führte    man   Weizen    (in    Millionen 

Tonnen)  aus 

1893/94        1894/95         1895/96        1896/97        1897/98        1898/99 
1,56  1,1 1  0,56  0,136  0,633  1,2. 

Immerhin  trugen  diese  Mengen  dazu  bei,  den  Kornpreis  immer  mehr 
herabzudrücken,  besonders  i893  und  1894,  als  der  Kornpreis  in  Europa 
so  niedrig  stand,  weil  die  argentinische  Währung  stark  unterwertig  war 
und  so  eine  Valutadifferenz  entstand,  die  den  argentinischen  Export 
anregte.  Weizen  war  damals  so  billig  am  La  Plata  zu  haben,  daß  er 
den  nach  Europa  zurückkehrenden  Schiffen  als  Ballast  diente.  Ebenso 
wirkte  damals  die  Silberentwertung  und  die  Rubelentwertung.  Daher 
war  es  gleichbedeutend  mit  einer  Preiserhöhung,  als  Argentinien 
und  Rußland  im  neuen  Jahrhundert  die  Goldparität  herstellten.  Argen- 
tinien war  nun  gehalten,  auf  gute  Preise  zu  sehen.  Seine  guten  Ernten 
übten  keinen  Preisdruck  aus,  sie  brachten  beispielsweise  (in  Milionen 
Tonnen)  ein 

1907        1908        1909        1911/12        1912/13        1913/14 
4,408       4,014        4,34  4,533  5,50  3,100, 

von  denen  ausgeführt  wurden 

1911  1912  1913  1914 
2,289  2,665  2,805  1,00. 
In  Rußland  ist  das  Verhältnis  noch  eindringlicher  als  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gewesen.  Man  vergleiche  nur  die  schnelle  Vermehrung 
der  Weizenausfuhren  bis  gegen  Ende  der  achtziger  Jahre  mit  dem  Rück- 
gang oder  der  langsamen  Zunahme  in  der  folgenden  Zeit.  Rußlands 
Kornausfuhr  belief  sich  im  jährlichen  Durchschnitt  (in  Millionen  Hekto- 
litern) 

1872  —  76         1877—81         1882—86         1887—90 
46,6  66,95  74)9  108; 

in  den  sich  anschließenden  Jahren  wurde  die  letztere  Menge  selten  er- 
reicht.    In   manchen  Jahren    war   wegen  Mißwachs    die  Ausfuhr  kaum 
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von  Wert,  so  1891  mit  23,  1897  mit  26  Mill.  Hektolitern,  bei  besseren 
Ernten  mehr  oder  weniger  erheblich,  so  1893  mit  39^/4  Mill.  Hektolitern, 
1894  116  Mill.,  1895  154  Mill.  Rußlands  Weizenernte  hing  im  Ertrage  ledig- 
lich von  dem  Wachswetter  ab,  nicht  mehr  davon,  ob  man  und  in  welchem 
Maße  man  Urland  für  Weizenbau  aufbrach.  Man  erntete  (in  Millionen 
Tonnen)  W  eizen  u.  a.  1894  16,25,  1895  18,5,  1906  13,852,  1909  15,91, 
191 1  16,97,  1913  16,6,  1914  12,9,  Roggen  von  1901/5  (im  jährlichen 
Durchschnitt)  22,  1906  16,96,  1909  22,  I911  25,6,  I913  25,4,  1914  21. 
Die  Preisberechnungen  des  Hamburger  Handelsstatistischen 
Amtes  auf  Grund  der  Handelsdeklarationen  bei  dem  Importe  in  den 
Hamburger  Hafen  geben  ein  instruktives  Bild  der  Preisbewegungen, 
die  »frei  von  Zoll«  sind,  sie  können  als  Ausdruck  der  Weltmarktpreise 
gelten.  Es  betrug  der  Wert  pro  100  kg  in  den  vornehmlich  in  Betracht 
kommenden  Jahren: 

1891 — 95    96 — 1900     1906  1907         1908 


(im  Durchschnitt 

der 

Jahre) 

Wolle 

154.77 

147,81 

171,78 

175,20 

168,67 

Baumwollengarne 

267,00 

229,81 

324,64 

311,89 

315,66 

Leinengarne 

363,52 

336.18 

387,53 

370,18 

375-37 

Wollengarne 

396,32 

373,66 

428,66 

411,18 

394.05 

Roggen 

12,43 

10,38 

11,31 

13,19 

14.47 

Weizen 

13,45 

1^,60 

13,93 

14,73 

16,20 

Heringe 

20,85 

23,66 

32,30 

33=86 

29,96 

Reis 

15.67 

15,27 

16,21 

17,01 

18,20 

Fleisch 

69,71 

69,73 

77,27 

74.42 

62,65 

Häute 

84,54 

98,21 

139,78 

145-65 

98,00 

Zwar  sanken  später  viele  Produkte  wieder  im  Preise,  wie 
Wolle,  aber  tierische  Lebensmittel,  Kleidungsstofife,  zeitweilig  auch 
Korn,  blieben  hoch  im  Preise,  d.  h.  hoch  gegenüber  den  beiden  vor- 
aufgegangenen Dezennien.  1909  stand  der  Weizenpreis  in  England 
während  18  aufeinanderfolgenden  Wochen  auf  über  40  sh,  einige  Wochen 
auf  44V3  sh,  was  als  unerhört  hoch  galt.  Noch  schärfer  wuchsen  die 
Viehpreise,  nicht  nur  in  Europa,  auch  —  und  hier  ganz  besonders  —  in 
den  Vereinigten  Staaten  und  in  Argentinien.  Diese  hohen  Preise  waren 
in  England  der  Grund  zu  tiefgehenden  sozialen  Bewegungen.  Die 
Teuerung  regte  die  bis  dahin  elend  entgelteten  ungelernten  Arbeiter 
dermaßen  auf,  daß  sich  so  etwas  wie  revolutionäre  Stimmung  bemerk- 
bar machte,  die  sich  in  gewaltigen  Streiks  entlud. 

Im  Weltkriege  wirkten  in  erster  Linie  die  bald  einsetzenden 
Frachtenerhöhungen  auf  See  als  Preistreiber.  Wie  dies  in  den 
beiden  ersten  Kriegsjahren  bewerkstelligt  wurde,  veranschaulicht  fol- 
gende Tabelle,  wobei  man  beachten  muß,  daß  der  Weizenpreis  in  Eng- 
land I914   30 — 35  Shilling  betrug.     Es  kosteten  die  Frachten  in 
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Juli   1914  1916 

Jan.—         April—        Juli—  Okt.— 

März  Juni  Sept.  Dez. 

2s6d      14V3  s — 16  s   14 — 10  s       9 — 12SI1V2 — 16V2  s 
32  s  260 — 3255350 — 320  s  200 — 160  — 


12  s  3  d    135  — 162s  175  — 135s    130-170S    145— 130S 


Vereinigte  Staaten 
Getreide  nach  England  pr. 

Quarter 
Baumwolle  nach  Liperpool 
La  Plata 
San  Lorenzo  oder 
Bahia    Bianca;    nach 
englischen  Atlantikhäfen 
Osten 

Karachi  nach  England  13  s  3  d      90  s  130  s  85— III  s    Ilo — 140  s 

Bombay      »  »  15  s  iios  135 — iios   loo — 125  s  130 — 165  s 

Burmay        »  >  20  s  150— 180  s    170  — 130  s   130— 160  s    155  — 190  s 

Wenn  man  diese  Frachten  betrachtet,  dann  wird  man  die  Preissteigerungen, 
wie  sie  nach  der  folgenden  Statistik  des  London  Economist  in  Eng- 
land sich  ergeben,  nicht  so  exorbitant  finden.     Es  kosteten 


Weizen         \ 

Gerste  1       P^° 

Hafer  j    Quarter 

Baumwolle 

Flachs  (Pfd.  Sterling  per  Tonne)  28  sh 

Hanf  (Pfd.   Sterling  per  Tonne)  25 

Lincolnwolle   (sh  per  Pfund) 

Seide  (Marke  blue  Elephant)  sh  per  Tonne 

Schottisches  Roheisen  (sh  per  Tonne) 

Standard  Kupfer  (Pfund  Sterl.  per  Tonne) 

Zinn 

Zink 

Blei 

Soda  (sh  per  Tonne) 

Kopra  (Pfund  Sterling  per  Tonne) 

Indigo  (sh  per  Pfund) 

Leinöl   (Pfund  Slerl.   per  Tonne) 

Olivenöl  (Pfund   Sterl.  per   Tonne) 

Petroleum   (sh  und  d   per  Gallone) 

Terpentin   (sh  und  d   per  Cwt) 

Para-Kautschuk  (sh  und  d  per  Pfund) 

Irischer  Speck  (sh  per  Cwt) 

Schinken  (sh  per  Cwt) 

Santos-Kaffee  (sh  und  d  per  Cwt) 

Tee  (comm.  Congou)  sh  per  Pfund 


Juli   1914 
34  sh  3  d 
25  sh  4  d 
20  sh 
7  sh  5  d 
120  s 
99 
I   sh 
II  sh 
57  sh 
61 
142 


Juli   1918 
73  sh  II  d 
59  sh  2  d 
45  sh  5  d 
22  sh 


I   sh 
26  sh 
loi   sh 
122 


19 

45 

23-24 

3—4 
25 
49 
7V4d 


3Ö5 
60 
30 


45—46 
9— II 

75 
200 

I  sh   10V4  d 
33  sh  7V2  d  120  sh 
2  sh  9  d         3  sh 
70  188 

76  I65 

41  sh  6  d         64  sh  6  d 
5  d  I  sh  4  d 


Nicht  ZU  vergessen  sind  die  preistreibenden  Wirkungen  der  Lohn- 
steigerungen in  allen  Ländern  der  Welt,  sowohl  bei  den  Arbeitern  der 
Industrie  wie  auch  in  der  Landwirtschaft.  In  den  Versorgungszentren 
der  Welt,  in  den  Vereinigten  Staaten,  in  Kanada,  in  Argentinien,  in 
Australien  begehrten  und  erhielten  die  landwirtschaftlichen  und  mon- 
tanen Aroeiter  selbst  für  amerikanische  Begriffe  außerordentlich  hohe 
Löhne,  in  den  Vereinigten  Staaten  und  Kanada  besonders  nach  Ein- 
tritt dieser  Länder  in  den  Krieg.  Berichte  meldeten,  daß  für  jeden 
Arbeitswilligen  zwei  oder  drei  Stellen  offen  sind,  daß  die  Löhne  über 
das  Niveau  der  Lebensmittelpreise  hinausstiegen.  Genauere  Mitteilungen 
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liegen  für  Deutschland  vor,  die  aber  wohl  auch  als  Richtschnur  für  die 
Lohnstände  in  andern  Ländern  dienen  dürften.  Nach  einer  Aufstellung 
der  Zentralstelle  zur  Erforschung  der  landwirtschaftlichen  Betriebsver- 
hältnissc  sind  1917/18  gegen  1913/14  die  Löhne  für  Pferde-  und  Ochsen- 
knechte um  54 — 63,  die  Taglöhner  um  68 — 71,  die  Löhne  der  Wander- 
arbeiter um  87—93  und  die  Akkordlöhne  um  60 — 120  v.  H.  gestiegen. 
Es  wird  erforderlich  sein,  um  den  richtigen  Einblick  in  die  Ur- 
sachen der  Preisbewegungen  zu  gewinnen  und  von  da  aus  einen  Aus- 
blick in  die  Zukunft,  etwas  mehr  in  dieser  .Statistik  zu  lesen.  Am 
meisten  kamen  nach  ihr  die  Gespinststoffe  im  Werte  empor,  Flachs 
voran,  wegen  der  Sperrung  Rußlands  im  Weltverkehr.  Baumwolle  stieg 
anfänglich  nur  mäßig,  von  19 17  aber  enorm  im  Preise.  Die  Gestehung 
begann  von  diesem  Jahre  an  zurückzugehen,  weil  Einschränkung  seines 
Anbaues  zum  Vorteile  des  Weizenbaues  erfolgte.  Auch  begann  die 
Kriegsindustrie  und  die  Ausrüstung  der  Heere  damals  ihre  Anforde- 
rungen im  höchsten  Maßstabe  zu  stellen.  Die  Metalle,  besonders  Kup- 
fer und  Zinn,  wurden  hiervon  bald  nach  Kriegsausbruch  betroffen.  Wie 
die  Preisbewegung  einiger  wichtigen  Rohstoffe  im  Laufe  des  Krieges 
sich  ausbildete,  ersehen  wir  aus  den  Tabellen,  die  die  deutsche  Bank 
herausgegeben.     Darnach  betrugen  die  Durchschnittspreise  von 


1918 

1917 

1916 

Baumwolle  (Liverpool) 

22.47 

16.22 

9.88  d 

Blei  (London) 

35.68 

30.25 

32  £ 

Kupfer  (London) 

116 

125 

118,93  i" 

Mais  (Chicago) 

13969 

129.56 

83.75  cts. 

Petroleum,  pennsylv.  (Newyork) 

23.87 

3-30 

2.50 

Schmalz  (Chicago) 

2532 

21.51 

1357  £ 

Silber   (London) 

46 

45 

31.93  d 

Zinn  (London) 

317-25 

244.87 

184^ 

Zink  (London) 

53 

51.52 

77  4^ 

Nach  Silber  trat  verstärkte  Nachfrage  auf  dem  Londoner  Markte 
ein,  als  man  nicht  mehr  imstande  war,  wie  früher,  die  aus  Indien  be- 
zogenen Waren  mit  europäischen  Fabrikaten  zu  bezahlen.  Man  mußte 
sie  mit  Silber  entgelten.  Schmalz,  wie  die  vegetabilischen  Fette,  wurde 
im  Preisstande  tief  von  dem  Zurückweichen  des  Angebotes  von 
Baumwollensaat,  Leinsaat  sowie  von  Palmkernen  und  Erdnüssen  und 
anderen  fetthaltigen  Baumfrüchten  betroffen.  Das  wurde  teils  von 
schlechten  Ernten  und  mangelhaften  Ausbeutungen  der  Wälder  und 
Plantagen  verursacht,  teils  von  der  Abnahme  der  Anbaufläche  und  der 
Minderung  der  Zufuhr  an  den  Weltmarkt  wegen  der  Frachtraumnot, 
die  den  Transport  nur  solcher  Güter  ungefährdet  ließ,  welche,  wie 
Brotkorn,  Fleisch,  Butter,  Schmalz,  Zucker,  Futterstoffe,  zur  Befriedi- 
gung der  dringenden  Lebensnotdurft  dienten  und  der  Bedürfnisse  der 
Kriegsführung,  wie  Salpeter,  Kupfer,  Zinn,  Schwefel,  Eisenerz,  Kohlen, 
Wolle  usw.     Der  Ackerbau,  der  in  Argentinien  sich  in   starkem  Maße 
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mit  der  Kultur  der  Leinsaat  bescliäftigt,  litt  selir  unter  dem  bald  schlim- 
men Umfang  annehmenden  Arbeitermangel.  In  den  Vereinigten  Staaten 
und  in  Argentinien  ging  die  Einwanderung  zurück,  auf  deren  frische  Ar- 
beitskräfte die  Landwirtschaft  dort  angewiesen  ist.  In  den  Vereinigten 
Staaten  wanderte  ein  Teil  der  Arbeitskräfte  in  die  Industrie  ab,  die 
sich  stark  aufschwang;  in  Kanada  wurden  die  kräftigen  jungen  Leute 
aus  der  Landwirtschaft  für  das  englische  Heer  ausgehoben.  Die  An- 
bauflächen gingen  überall  in  den  ersten  Kriegsjahren  stark  zurück,  was 
mithalf,  die  Preise  in  die  Höhe  zu  treiben.  ]>ia.ch  Rudolf  Kjellen  (»Nya 
dagligt  Allehanda  in  Stockholm,  4.  Dezember  1916«)  sank  die  Boden- 
bebauung im  Jahre  1916  gegen  1915  in  Amerika  um  17,2%,  in  Ka- 
nada um  32,3%,  in  England  um  12,1%,  in  Rußland  um  16,7%,  die 
Menge  der  geernteten  Früchte,  allerdings  nicht  allein  deswegen,  son- 
dern auch  wegen  Mißwachses,  in  Amerika  um  40%,  in  Kanada  um 
57>5%>  i'^  Indien  um  15,6%,  in  England  um  23,2%. 

Die  Lage  der  Ernährung  war  kritisch  geworden.  Um  sie  zu  heben, 
blieb  nur  ein  Mittel  übrig:  den  Weizenbau  in  den  Vereinigten  Staaten 
gewinnreich  zu  gestalten,  indem  man  einen  festen  Normalpreis  fest- 
setzte, in  einer  Höhe,  die  den  Kornbau  stimulierte  und  dem  Produ- 
zenten es  ermöglichte,  seine  Wirtschaft,  gestützt  auf  die  Fortdauer  des 
Normalpreises,  auf  eine  längere  Frist  auf  den  Weizenbau  einzustellen. 
Diese  Preise  waren  —  (in  Mark  per  Tonne)  wir  fügen  zum  Vergleiche 
auch  die  für  191 7  und  191 5,  sowie  1916  bei  — 


1914 

1915 

1916 

1917 

1918 

in  England 
in  Amerika 

153 
164 

190 
236 

222 
220 

349 
351 

366 
334 

Der  Plan  gelang,  die  Weizenproduktion  in  den  Vereinigten  Staaten 
wuchs  gewaltig,  zum  Schaden  des  Baumwollbaues,  ebenso  hob  sich  die 
Gestehung  in  Argentinien,  das  gleichfalls  Anreizpreise  fixierte.  Die 
Ueberschüsse  der  Produktion  über  den  eigenen  Bedarf  hinaus,  an  deren 
Erwirkung  auch  gute  Witterung  mithalf,  mehrten  sich  enorm,  so  enorm, 
<iaß  Rußlands  Ausfall  wenig  bemerkbar  wurde.  Die  Ernährung  unserer 
Feinde  war  gesichert.  Diese  Größe  der  transatlantischen  Kornproduktion 
—  zu  der  vergrößerten  amerikanischen  gesellte  sich  eine  stark  ver- 
größerte australische  —  ist  die  Ursache,  weshalb  die  Preise  jetzt  so 
tief  gefallen  sind.  Denn  diese  waren  lediglich  durch  gesetzliche  Maß- 
nahmen so  hoch  getrieben,  nicht  durch  innere  Notwendigkeiten.  Als 
der  Weltkrieg  ausbrach,  hoben  sich  die  Preise  für  Getreide  in  Amerika 
nur  sehr  mäßig,  erst  die  Mißernte  von  1916  ließ  sie  emporsteigen.  Nach- 
dem nun  die  Produktion  der  Welt  so  gewachsen,  auch  seit  1920  die 
gesetzliche  Fixierung  des  Kornpreises  verschwunden,  der  freie  Handel 
wieder  obenauf  ist,  mußten  die  Preise  für  Korn  sich  erniedrigen,  und 
ebenso    die    für    die   animalischen  Erzeugnisse  und    gleichfalls    die  für 
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Baumwolle  und  vegetabilischen  Feite.  Denn  deren  Preise  hängen  durch- 
aus von  der  Gestaltung  der  Kornpreise  ab,  davon,  wie  der  Korn- 
bau sich  rentiert.  Jede  Ermäßigung  der  Rentabilität  des  Kornbaues 
in  Amerika  muß  zu  seiner  Einschränkung  führen,  wenigstens  zu  der 
Wahrscheinlichkeit  seiner  Einsckränkung,  und  genau  so  zu  der  Wahr- 
scheinlichkeit eines  Wachstums  des  Baumwollbaues.  Deprimierend  wirkt 
natürlich  auch  die  Schwächung  der  Kaufkraft  von  Zentraleuropa,  von 
Polen,  Frankreich,  Italien,  Belgien,  Oesterreich,  wegen  der  mehr  oder 
weniger  großen  Entwertung  der  Valuten,  aber  doch  nur  in  mäßigem 
Umfange.  Nachdem  von  März  1920  ab  die  Frachtraten  zu  fallen 
begannen,  so  die  für  die  Tonne  Weizen  von  Australien  nach  England 
von  205  Schilling  auf  125  im  Monat  September  1920,  von  La  Plata 
nach  England  von  200  Schilling  auf  85  Schilling,  und  dann  immer  weiter, 
bis  fast  auf  den  Vorkriegsstand  herab,  nachdem  die  Versiche- 
rungen auf  den  Friedensstand  sich  gesenkt  hatten,  mußten  alle 
Preise,  in  Geld  gerechnet,  in  Westeuropa  auf  denselben  Stand  zu- 
rückfallen. Denn  die  Menge  des  Korns,  um  nur  hiervon  zu  schreiben, 
die  auf  dem  Weltmarkt  zusammenkommt,  ist  ebenso  groß  wie  die  vor 
dem  Kriege,  wenn  man  den  Ausfall  Rußlands  in  Betracht  zieht.  Die 
Welternte  in  Weizen  betrug  1919/20  69,4  Millionen  Tonnen,  1920/21 
72,1  Millionen  Tonnen,  wobei  natürlich  Rußland  nicht  mitgezählt  ist, 
die  Welternte  in  Roggen  1919/20  12,2  Millionen  Tonnen,  1920/21 
10,7  Millionen  Tonnen,  wobei  Rußland  gleichfalls  nicht  mitgezählt  ist. 
Damit  vergleiche  man  folgende  Ziffern.  Man  heimste  ein  (in  Millionen 
Tonnen) 


an  Weizen 

an  Roggen 

.     an  Mais 

I9I3 

"2,5 

47,8 

93.1 

I9I2 

108,1 

48,8 

113,8 

I9II 

100,6 

43.7 

87,4 

I9I0 

101,0 

42,8 

104,3 

1909 

97.1 

44.5 

94,8 

1908 

83,6 

40,3 

90,8 

1907 

84,1 

39.4 

86,0 

Die  Weltmaisemte  belief  sich  allein  auf  der  nördlichen  Halbkugel 
1919/20  auf  79,7  Millionen  Tonnen,  1920/21  auf  88,4  Millionen  Tonnen.  Zu 
den  Zahlen  über  die  Nachkriegsernten  veranschlage  man  die  wahr- 
scheinlichen Ziffern  für  die  russische  Ernte,  dann,  daß  die  Ziffern  für 
die  Vorkriegszeit  sicherlich  überall  zu  hoch  gegriffen  sind,  und  schließ- 
lich, daß  Westeuropa  nur  mäßig  kaufkräftig  ist.  Wir  dürfen  unsere 
Meinung,  daß  die  \'orkriegsernten  zu  hoch  geschätzt  sind,  wohl  mit 
vollem  Fug  aufstellen,  nach  den  Erfahrungen,  die  wir  bei  uns  gemacht 
haben,  wonach  die  Berechnungen  der  Ernten  vor  dem  Kriege  auf  höchst 
unsicheren  Grundlagen  fußten.  W^elche  Beträge  der  Ausfall  Rußlands 
ausmacht,  ergibt  sich  aus  den  vorher  gebrachten  Statistiken  über  Ruß- 
lands Ernten. 
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Man  darf  den  Faktor  der  Schwächung  der  deutschen  Kaufkraft 
nicht  übertreiben.  Auch  wenn  diese  stärker  sein  würde,  wäre  es  frag- 
lich, ob  Deutschland  in  so  viel  stärkerem  Maße  den  Weltmarkt  in 
Anspruch  genommen  hätte,  daß  dadurch  der  Weltmarktpreis  von  dem 
Niedergange  bewahrt  geblieben.  Es  ist  anzunehmen,  daß  das,  was  an 
Brotkorn  im  Lande  ist  und  der  Ernährung  dient,  im  allgemeinen  mit 
den  Anforderungen  des  Konsums  und  des  Verlangens  nach  Brot  über- 
einstimmt. Es  sind  Uebertreibungen,  wenn  die  Nachkriegsernten,  über- 
haupt die  Ernten  seit  Kriegsbeginn,  so  unendlich  viel  schlechter  als  die 
Vorkriegsernten  dargestellt  werden.  Diese  sind  doch  zu  hoch  berech- 
net, und  jene  zu  niedrig,  aus  den  bekannten  Gründen.  Auch  ist  es 
irreführend,  die  Ernte  von  19 13  den  Nachkriegsernten  gegenüberzu- 
stellen. Die  Ernte  von  1913  war  eine  ausnahmsweise  glänzende  Ernte, 
auch  schließen  die  Ziffern  für  die  Gesamterträge  die  Ernten  der  uns 
verloren  gegangenen  Gebiete  ein,  die  verhältnismäßig  einen  starken 
Teil  der  deutschen  Ernten  lieferten,  einen  stärkeren,  als  der  Einwohner- 
zahl entsprach;  zieht  man  dies  in  Betracht,  stellt  man  die  Nachkriegs- 
ernten der  Ernte  von  1914  gegenüber,  dann  wird  das  Bild  der  deut- 
schen Produktion  durchaus  nicht  so  ungünstig  als  es  vielen  zu  sein 
scheint.  Und  damit  wird  der  Fall  der  Weltmarktpreise  noch  verständli- 
cher, als  es  so  wie  so  schon  ist.  Die  von  normaler  Witterung  getragene 
Ernten  von  1914  ließ  uns  16426000  t  Roggen,  3971000  t  Weizen, 
3505000  t  Gerste,  19  038  000  t  Hafer  und  45000000  t  Kartoffeln  ein- 
heimsen. Im  Jahre  1919  erzielten  wir  6  looooo  t  Roggen,  2169000  t 
Weizen,  i  910  000  t  Gerste,  4493000  t  Hafer  und  21  500000  t  Kartoffeln, 
192 1,  —  im  Jahre  des  Preisfalles  —  dagegen,  nach  der  Augustschät- 
zung 6  708  000  t  Roggen,  2  867  000  t  Weizen,  i  793  000  t  Sommergerste, 
4716000  t  Hafer.  Man  mache  die  notwendigen  Abstriche  von  den 
Zahlen  für  1913,  erwäge  die  Ausfälle,  die  wir  durch  den  Verlust  Posens, 
Westpreußens  und  Elsaß-Lothringens  erlitten,  erwäge,  daß  die  Schät- 
zungen häufig  durch  die  Tatsachen  nachher  korrigiert  werden,  so  wird 
wohl  unsere  Anschauung  gerechtfertigt  erscheinen. 

Es  entspricht  der  Naturgemäßheit  des  Preisfalles,  wenn  dieser  so 
ganz  allmählich  einsetzte  und  ganz  allmählich  sich  fortsetzte.  Zuerst  ist 
bei  Kaffee,  Zucker,  Gummi  ein  scharfes  Weichen  der  Weltmarktpreise 
im  Jahre  1920  erfolgt  und  damit  eine  Finanzkrise  über  Latein-Amerika 
gekommen.  In  den  Vereinigten  Staaten  stellten  sich  nach  einem 
Handelsberichte  des  ,Hamb.  Fremdenblattes'  vom  1 1 .  Dezember  auf  Dollars 

am    I.  August,  am  9.  Dezember 


1920 

1920 

Baumwolle 

40 

16,25 

Kafifee 

10,87 

7.— 

Weizen 

213.50 

166,75 

Mais 

137,87 

73.00 

Schweinefleisch 

26,25 

23,22Vs 

Schweine 

15.25 

9,60 

Schmalz 

18,20 

14,35 
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Welche  Preise  hätten  wir  wülil  auf  dem  Weltmarkte,  wenn  Ruß- 
land exportfähig  wäre.  Es  braucht  gar  keine  guten  Ernten  zu  haben, 
um  einen  gewaltigen  Preisdruck  ausüben  zu  können,  weil  es  vor  dem 
Kriege  bereits  bei  schlechten  Ernten  große  Kornmassen  auf  den  Welt- 
markt zu  werfen  vermochte.  So  führte  es  1913  nach  England  5  Millio- 
nen Zentner  Weizen  aus,  nach  Deutschland  über  10  Millionen,  nach 
anderen  Ländern  gleichfalls  enorme  Quantitäten,  dazu  nach  Deutsch- 
land über  55  Millionen  Zentner  Gerste,  obwohl  die  Ernte  nicht  gut 
war.  Rußlands  Eintreten  in  den  Weltverkehr  muß  den  Stand  der  Welt- 
markt])reise  herabdrücken,  und  es  ist  leicht  möglich,  daß  diÄe  auf  den 
Betrag  der  achtziger  und  neuziger  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  her- 
absinken. Bei  der  allgemeinen  Schwächung  der  Kaufkraft  auf  der 
ganzen  Erde  vermag  der  Preis  eine  starke  Vermehrung  des  gegenwär- 
tigen Angebotes  nicht  zu  ertragen,  ja,  schon  eine  geringe  kann  auf 
ihn  scharf  einwirken.  Wir  sehen  uns  ökonomischen  Verhältnissen 
gegenüber,  wie  diejenigen  nach  den  Napoleonischen  Kriegen  waren. 
Dieselbe  Verarmung  der  breiten  Volksmassen  und  des  Mittelstandes, 
wie  sie  damals  sich  fühlbar  machte,  quält  uns  auch  heute.  Es  ist  ledig- 
lich nötig,  daß  eine  starke  Vergrößerung  der  Kornzufuhren  zuwege- 
gebracht wird,  um  eine  Preisdepression  von  der  Art  der  zwanziger  Jahre 
des  vorigen  Säkulums  hervorzurufen. 

Alles  wird  davon  abhängen,  ob  Rußland  seine  alte  Stellung  als 
Kornversorger  wiedererlangt.  Es  wäre  gewagt,  hier  Prophezeiungen 
anzustellen.  Wir  meinen  nur,  daß  man  sich  vor  Pessimismus  bei  der 
Betrachtung  der  russischen  Zukunftshofifnungen  hüten  soll.  Es  gibt 
Männer,  die  von  sich  behaupten  und  auch  dafür  angesehen  werden, 
Kenner  Rußlands  zu  sein,  die  sich  vor  Lachein  schütteln,  wenn  man 
fragt:  vermag  Rußland  jene  alte  Stellung  zurückzuerwerben?  Aber 
dieselben  Männer  lachten  auch,  wenn  einer  191 5  oder  1916  frug:  kann 
der  russische  Zarenthron  umgestürzt  werden?  Als  Frankreich  von  der 
großen  Revolution  von  1739  erschüttert  wurde,  sah  es  dort  wirt- 
schaftlich nicht  weniger  schlimm  aus  wie  jetzt  in  Rußland.  In  den 
Städten  raste  der  Hunger  genau  so  grimmig  wie  jetzt  in  den  russischen 
Städten.  Ja,  selbst  auf  dem  platten  Lande  plagte  er  die  Bevölkerung. 
Frankreichs  Wirtschaft,  auch  die  Landwirtschaft,  waren  aus  Rand  und 
Band.  Die  Agrarrevolution,  die  im  Gefolge  der  politischen  Revolution 
einherging,  zerstörte  die  Ergiebigkeit  des  Getreidebaues  und  der  Vieh- 
zucht. Als  aber  nach  dem  Sturze  der  Jakobiner  allmählich  die  Ordnung 
wieder  einkehrte,  die  Landwirtschaft  sich  darauf  einstellte,  daß  der 
Bauer  der  Betreiber  der  Landwirtschaft  geworden  und  der  adelige  Land- 
wirt ausgerottet,  kam  sie  auch  wieder  in  die  Höhe  und  konnte  die 
Städte  und  überhaupt  ganz  Frankreich  ausreichend  versorgen,  ja  sogar 
exportieren.  Die  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  daß  es  in  Rußland 
ähnlich    verlaufen   wird.     Wenn    der   freie  Handel  wieder   regiert,    der 
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Bauer  Fabrikate  und  Manufakturen  kaufen  kann,  wird  er  auch  mög- 
lichst viel  Korn  anbauen,  um  sie  gegen  die  begehrten  und  so  lange 
entbehrten  Dinge  einzutauschen.  Auch  muß  er  Korn  verkaufen,  wenn 
besser  geordnete  staatliche  Verhältnisse  obenauf  sind,  um  bar  Geld 
zu  haben  und  damit  Steuern  zu  bezahlen.  Denn  Steuerzahlen  wird 
Vorbedingung  der  Erringung  neuer  staatlicher  Ordnung  sein.  Jeden- 
falls sollte  die  deutsche  Landwirtschaft  mit  der  Möglichkeit  des  Mit- 
bewerbes  der  russischen  Landwirtschaft  rechnen.  Man  verschanze  sich 
nicht  dahinter,  daß  unsere  entwertete  Valuta  einen  sicheren  Schutz 
biete.  Auch  die  französische  Valuta  war  in  der  Zeit  der  großen  fran- 
zösischen Revolution  zum  mindesten  in  demselben  Maße  gefallen  wie 
unsere  deutsche  Währung.  Die  Assignatenwirtschaft  jener  Jahre  steht 
im  schlechtesten  Andenken.  Aber  nach  nur  zwei  Jahren,  nachdem  der 
völlige  Zusammenbruch  der  Währung  erfolgt  war,  hatte  Frankreich  wie- 
der eine  stabile  auf  Gold  und  Silber  begründete  Münzorganisation,  die 
Herrschaft  des  Papiergeldes  war  gestürzt.  Wenn  wir  nun  auch  nicht 
Aehnliches  für  unser  Deutschland  erhoffen,  eine  durchgreifende  Besse- 
rung unseres  Geldes  dürfen  wir  erwarten.  Zum  wenigsten  müßte  sie 
in  den  Kalkül  eingestellt  werden,  wenn  es  gilt,  sich  Gedanken  über  die 
Zukunft  der  Landwirtschaft  zu  machen.  Gewiß,  als  eine  solche  Zu- 
kunft kommen  nicht  die  nächsten  Jahre  in  Betracht.  Die  gegenwärtigen 
Preis-  und  Produktionsverhältnisse  werden  während  dieser  Jahre  sich 
kaum  ändern.  Aber  eine  Politik,  die  sich  die  Sicherung  der  Land- 
wirtschaft und  überhaupt  der  ganzen  deutschen  Produktion  zum  Ziel 
gesetzt  hat,  wird  sicherlich  mit  längeren  Zeiträumen  rechnen  müssen, 
wird  eine  Zeit  in  Betracht  ziehen  müssen,  die  vielleicht  erst  in  zehn  oder 
mehr  Jahren  hinaufzieht,  wenn  anders  sie  nicht  in  den  Fehler  der  Kurz- 
sichtiskeit  und  der  mangelnden  Voraussicht  verfallen  will. 


Zur  Finanzierung  der  Stromversorgung. 

Von 

Bürgermeister  Dr.  Georg  Müller,  Jever  i.  O. 

Die  Zeiten  sind  vorbei,  in  denen  die  elektrischen  Kraftwerke  auf 
eigene  Kosten  ihre  Anlagen,  Hochspannungs-  und  Niederspannungsnetze 
und  womöglich  noch  die  Hausanschlüsse  selbst  anlegten.  Der  starke 
Bedarf  nach  elektrischem  Strom  im  Haushalt,  in  der  Landwirtschaft  und 
im  Gewerbe  infolge  des  Anschlußbedürfnisses  aller  Bevölkerungs- 
kreise und  der  Preissteigerung  des  Petroleums,  der  Kohle  und  der  Ar- 
beitslöhne haben  es  den  Lieferwerken  möglich  gemächt,  das  Risiko 
der  Verzinsung  und  Amortisation  der  ganzen  Anlage  vom  Kraftwerke 
bis  zum  Stromabnehmer  auf  andre  Schultern  abzuwälzen.    Ferner  sind 
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an  Stelle  der  Kraftwerke  mit  bescheidenem  Radius  Ueberlandzentralen 
getreten,  die  sich  anschicken,  im  Anschlüsse  an  große  Wasserkraft- 
anlagen oder  Kohlengruben  ganz  Deutschland  mit  einem  Netze  von 
Hochspannungsleitungen  zu  überziehen,  eine  Entwicklung,  die  im  Aus- 
lande sich  wiederholt  und  mit  großen  Kapitalaufwendungen  verbunden 
ist.  Ob  diese  Entwicklung  zu  einer  zunehmenden  Verselbständigung 
der  einzelnen  Glieder  der  Stromversorgungskette  führt,  ist  zur  Zeit 
noch  eine  offne  Frage,  die  auch  durch  das  Reichsgesetz  über  die  So- 
zialisierung der  Elektrizitätswirtschaft  vom  31.  Dezember  1919  nicht 
beantwortet  wird.  So  umfaßt  z.  B.  in  Rheinland- Westfalen  das 
Rheinisch-Westfälische-Elektrizitätswerk,  Sitz  Essen,  neben  Großkraft- 
werken, Hoch-  und  Mittelspannungsnetzen  mit  den  daran  hängenden 
industriellen  Großabnehmern  und  neben  dem  Verkauf  an  selbstän- 
dige Städte  auch  solche  Gebiete,  in  denen  es  selbst  direkt  Strom 
an  die  Kleinabnehmer  verkauft.  Der  sächsische  Staat  als  Besitzer  des 
Großkraftwerkes  Hirschfelde  ist  auch  Besitzer  der  das  Land  durch- 
ziehenden 100  ooo- Volt-Leitung  und  gibt  einesteils  den  Strom  an  Gemein- 
den und  Gemeindeverbände  ab,  die  als  Verteilungsunternehmer  von 
ihm  Strom  beziehen,  andernteils  ist  er  auch  in  weiten  Gebieten  im 
Besitze  der  Unterverteilung  und  bezeichnet  es  als  sein  Ziel,  die  Elektri- 
zitätswirtschaft vom  Großkraftwerk  bis  zur  letzten  Lampe  in  seine  Hand 
zu  bekommen.  Anders  liegt  wieder  das  Verhältnis  des  sächsischen 
Staates  zu  den  Elektrowerken  A.-G.  in  Berlin.  Hier  befindet  sich  die 
Höchstspannungsleitung  in  den  Händen  einer  besondern  Gesellschaft 
für  Kraftübertragung  m.  b.  H.  Berlin.  Diese  gibt  den  Strom  ab  an  den 
sächsischen  Staat  und  dieser  wieder  an  Städte  und  sonstige  Großab- 
nehmer. Hier  sind  die  Lieferwerke  (Elektrowerke),  die  Höchstspannungs- 
leitung (Gesellschaft  für  Kraftübertragung  m.  b.  H.),  der  Großabnehmer 
(Sachs.  Staat),  der  Großabnehmer  (z.  B.  Stadt  Leipzig)  und  die  Ver- 
braucher verschiedene  Rechtssubjekte.  Im  Gebiet  der  Ostfriesland  und 
Oldenburg  ziemlich  beherrschenden  Ueberlandzentrale  Wiesmoor  sind 
die  Siemens-Elektrischen-Betriebe  A.-G.,  eine  Gründung  des  Siemens 
Konzerns,  Stromlieferer  und  Eigentümer  der  gesamten  Hochspannungs- 
leitung, Großabnehmer  die  Gemeinden  und    sonstige  Großverbraucher. 

Eigenartig  ist  in  der  zunehmenden  Entwicklung  der  Ueberland- 
zentralen die  Stellung  der  Ortsnetze  der  Gemeinden  und  der  Eigen- 
anlagen der  Industrie.  Sie  kommen  als  Lieferwerke  von  Zusatzstrom 
und  als  Hilfsmittel  zur  Verbesserung  des  Leistungsfaktors  im  Ueber- 
landnetz  in  Frage. 

Unter  diesen  Umständen  sind  die  Strompreise  naturgemäß 
ganz  verschieden,  zumal  die  Werke  in  verschiedenen  Jahren  gebaut 
worden  sind. 

Immerhin  sind  die  Stromlieferungsverträge  und  Strompreise  in  den 
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Grundzügen    gleichartig.      Der    Strompreis    setzt    sich    regelmäßig    zu- 
sammen : 

1.  aus  einem  Grund-  oder  Leistungspreis  oder  der  Gebühr  für  die 
Höchstleistung,  zu  der  sich  das  Lieferwerk  im  Monat  oder  Jahr  verpflichtet, 

2.  dem  Arbeitspreis  oder  der  -Gebühr  für  die  tatsächlich  entnoni- 
menen  Kilowattstunden, 

3.  der  Kohlenklausel,  d.  h.  einem  Zuschlag  für  jede  angefangene 
Mark,  um  die  sich  der  Preis  für  je  10  Tonnen  Kohle  erhöht, 

4.  einem  Zuschlag  für  den  Stromverlust  die  Transformator, 

5.  unter  Umständen  einem  Rabatt  für  besonders  große  Strom- 
abnehmer, 

6.  einer  Klausel,  »wonach  eine  Erhöhung  der  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses zu  zahlenden  Steuern  und  Abgabenbeträge  auf  Kohle  und 
Elektrizität  oder  neue  Steuern,  die  die  Wirkung  haben,  daß  die  Er- 
zeugung, der  Bezug  oder  der  Verkauf  von  Elektrizität  besteuert  wird 
oder  alle  künftig  eingeführten  und  die  Erhöhung  bestehender  direkter 
oder  indirekter  Steuern  und  Abgaben,  welche  die  Erzeugung,  Fort- 
leitung und  den  Verkauf  von  Elektrizität  betreffen«,  anteilig  nach  Maß- 
gabe der  Stromabnahme  zu  erstatten  sind, 

7.  neuerdings,  z.  B.  in  den  Verträgen  des  sächsischen  Staates,  einer 
Lohnklausel  folgenden  Inhalts :  »Der  Arbeitspreis  basiert  auf  einem 
Stundenlohn  für  einen  gelernten,  mindestens  20jährigen  Elektrizitäts- 
werksmaschinisten, verheiratet  mit  2  Kindern  in  Ortsklasse  I  des  Tarif- 
vertrages des  Arbeitgeberverbandes  sächsischer  Elektrizitätswerke, 
die  einschließlich  aller  Zuschläge  und  Zulagen  mit  200  Stunden,  auf 
eine  Stunde  umgerechnet,  6  Mk.  ausmacht.  Für  jede  volle  10  Pfg.- 
Aenderung  des  Stundenlohns  erhöht  sich  der  A.rbeitspreis  um  15  Pfg. 
pro  Kilowatt.« 

Wo  diese  gleitende  Lohnklausel  in  die  Verträge  aufgenommen  ist, 
befinden  sich  demnach  zwei  gleitende,  die  Lohn-  und  Kohlenklausel  in 
den  Verträgen.  In  den  meisten  Stromlieferungsverträgen  der  letzten 
Jahre  ist  nur  die  Kohlenklausel  als  beweglicher  Faktor  enthalten.  Dafür 
befindet  sich  in  den  Verträgen  regelmäßig  eine  Schiedsge  richts- 
k  1  a  u  s  e  1,  die  sich  entweder  auf  den  Leistungs-  und  Arbeitspreis 
oder  nur  auf  letzteren  bezieht.  Danach  berechtigen  »wesentliche,  die 
Stromkosten  beeinflussende  Aenderun^en  im  Wirtschaftsleben«  die  Ver- 
tragsparteien, eine  entsprechende  Aenderung  der  Strompreise  zu  ver- 
langen. Eine  andre  Fassung  berechtigt  das  Lieferwerk,  eine  Erhöhung 
der  Strompreise  zu  verlangen,  »wenn  infolge  der  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Verliältnisse  die  Höhe  der  Kosten  für  die  Lieferung  der  elek- 
trischen Arbeit  erheblich  wächst  und  billigerweise  die  Tragung  der 
Mehrkosten  dem  Lieferwerke  nicht  zugemutet  werden  kann«.  An  diese 
Bestimmung  schließt  sich  dann  regelmäßig  die  weitere  Bestimmung  an, 
daß  in  Ermangelung  einer  Einigung  die  Parteien  sich  der  Entscheidung 
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eines  Schiedsgerichts  nach  den  Bestimmungen  der  V-0.  vom  i.  Fe- 
bruar 19 19  über  die  schiedsgerichtliche  Erhöhung  von  Preisen  bei  Lie- 
ferung von  elektrischer  Arbeit,  Gas  und  Leitungswasser  unterwerfen. 
Auf  Grund  dieser  Klausel  bemühen  sich  die  Lieferwerke,  überhaupt  zu 
gleitenden  Strompreisen  zu  gelangen  und  haben  in  verschiedenen 
Fällen  Erhöhung  der  Strompreise  wegen  erheblicher  Steigerung  der 
Löhne  und  Gehälter,  der  Materialpreise  und  Unterhaltungskosten  und 
wegen  erhöhter  Rückstellungen  und  Erweiterungen  beansprucht.  Die 
Entscheidung  dieser  Forderungen  wird  den  Schiedsgerichten  dadurch 
erschwert,  daß  die  Stromabnehmer  sich  oft  zu  ganz  verschiedenen  Zeiten 
angeschlossen  haben  und  die  neuen  Anlagen  mit  ihren  hohen  Kosten 
häufig  erst  durch  den  weiteren  Anschluß  dritter  Stromabnehmer  ent- 
stehen, während  die  bisherigen  Anlagen  für  die  früheren  Stromabnehmer 
völlig  genügt  hätten.  Noch  schwieriger  wird  aber  die  Entscheidung 
dann,  wenn  die  Lieferwerke  den  großen  Elektrizitätsgesellschaften  als 
Tochtergesellschaften  angehören;  ihre  finanziellen  Transaktionen  zu  über- 
sehen wjrd  ein  Schiedsgericht  mit  der  zunehmenden  Vertrustung  der 
Industrie  immer  weniger  in  der  Lage  sein,  zumal  wenn"  ein  solcher 
Konzern  seine  Finanzoperationen  der  Vorkriegs-  und  Kriegsjahre,  z.  B. 
die  Aufnahme  einer  Anleihe  im  Auslande  und  die  dadurch  nunmehr 
eingetretene  Verschlechterung  des  Zinsendienstes,  zum  Ausgangspunkt 
seines  Verlangens  nach  Stromerhöhung  macht,  ohne  daß  seine  sonsti- 
gen Auslandsgeschäfte  nachgeprüft  werden  können.  Je  größer  die  pri- 
vaten Lieferwerke  sind,  je  verwickelter  ihr  finanztechnischer  Autbau  ist, 
je  mehr  ihre  geschäftlichen  Beziehungen  über  die  Grenzen  Deutsch- 
lands hinausgehen,  desto  ungeeigneter  ist  die  Schiedsgerichtsklausel 
und  desto  dringlicher  ist  die  Einführung  bestimmter  Klauseln  bei  Ver- 
tragsabschluß, auf  Grund  deren,  ohne  Aufrollung  der  ganzen  Finanzlage 
des  Lieferwerkes,  über  Stromerhöhung  entschieden  werden  kann  und 
desto  weniger  ist  dem  Abnehmer  zuzumuten,  die  von  ihnen  als  kon- 
stant angenommenen  Strompreise  als  gleitende  zu  betrachten  und  Reserve- 
und  Erneuerungsfondspeisungen  anzuerkennen,  die  bei  Vertragsabschluß 
schon  hätten  klargestellt  werden  müssen,  damals  aber  als  durch  die 
Strompreiskalkulierung  abgegolten  angesehen  worden  sind. 

Etwas  anders  mag  die  Lage  zu  beurteilen  sein,  wenn  es  sich  um 
Strompreisstreitigkeiten  zwischen  öffentlichen  Unternehmungen  aus  neue- 
rer Zeit  handelt,  deren  finanztechnischer  Aufbau  viel  einfacher  ist.  Hier 
bekommt  das  Vertragsverhältnis  zwischen  Lieferanten  und  Abnehmer 
immer  mehr  Aehnlichkeit  mit  einem  Gesellschaftsverhältnis.  Der  Lie- 
ferant ist  eher  geneigt  und  in  der  Lage,  dem  Abnehmer  Einblick  in 
seine  Selbstkostenberechnung  zu  geben  und  damit  wird  der  Weg  zur 
Gemeinwirtschaft  beschritten,  die  in  erster  Linie  in  einem  Mitbestim- 
mungsrecht des  Verbrauchers  gegenüber  dem  Erzeuger  bestehen  soll. 
Aber  auch  hier  besteht  die  Gefahr,  daß  die  Verordnung  vom  Februar 
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1919  dem  Lieferer  immer  mehr  die  Wege  zu  einem  bureaukratischen 
Wirtschaftsbetrieb  ebnet.  Dies  hat  nicht  in  der  ursprünglichen  Absicht 
des  Gesetzgebers  gelegen.  Dieser  wollte  die  Kraftwerke  nur  vor  dem 
Ruin  durch  veraltete  Lieferungsverträge  retten.  Nunmehr  tritt  aber  an 
Stelle  der  Ausgleichung  der  Lohnerhöhung  durch  technische  Verbesse- 
rungen und  der  Materialmehrkosten  durch  Ausnutzung  der  Konjunktur 
bei  der  Materialbeschaffung,  die  gerade  im  Sommer  192 1  zu  großen 
Ersparnissen  führen  konnte,  der  mechanische  Antrag  auf  Preiserhöhung, 
dessen  Kosten  die  großen  Lieferwerke  leichter  als  die  Abnehmer  tragen 
können^). 

An  die  Finanzierung  der  Lieferwerke  schließt  sich  als  weiteres  Pro- 
blem die  Finanzierung  der  Hochspannungsleitung.  Wird  diese 
zum  selbständigen  Rechtssubjekt,  z.  B.  zur  Gesellschaft  für  Kraftüber- 
tragung m.  b.  H.  erhoben,  so  ist  die  Finanzierung  insofern  einfach,  als 
das  neue  Rechtssubjekt  nur  dafür  sorgen  wird,  daß  die  von  ihm  be- 
nötigten Kapitalien  für  den  Bau  und  die  Unterhaltung  verzinst  und 
amortisiert  werden. 

Anders  dann,  wenn  die  Hochspannungsleitungen  etwa  in  kleineren 
Verhältnissen  nicht  zum  selbständigen  Rechtsträger  erhoben  werden. 
Dann  entsteht  die  Frage,  wer  die  Baukosten  der  Hochspannungsleitung 
bezahlen  soll.  Während  dies  früher  Sache  der  Lieferwerke  war  und 
diese  auch  unbedenklich  die  Hochspannungsleitung  übernahmen,  wälzen 
sie  jetzt  die  Baukosten  auf  den  oder  die  Großabnehmer  ab  und  sichern 
höchstens  eine  Erstattung  in  gewissem  Umfange  zu,  wenn  noch  weitere 
Großabnehmer  sich  an  dieselbe  Hochspannungsleitung  anschließen. 

Auch  die  Uebernahme  des  Hochspannungsnetzes  findet  infolge  der 
hohen  Unterhaltungskosten  nicht  mehr  die  alte  Bereitwilligkeit.  Viel- 
mehr werden  die  Stromlieferungsverträge  so  abgeschlossen,  daß  sie  vor 
der  voraussichtlichen  Erneuerung  der  Hochspannungsleitung  endigen; 
ferner  streben  die  Lieferwerke  für  die  Unterhaltung  der  Hochspannungs- 
leitung einen  Pauschalsatz  nach  Kilometern  an. 

Die  Frage  der  Abwälzung  wird  noch  einmal  praktisch  im  Ver- 
hältnis zwischen  Großabnehmer  und  Verbraucher. 
Hier  wird  zwischen  Stadt  und  Land  ein  Unterschied  zu  machen  sein. 
Li  den  Städten  spielen  die  Anschlußkosten  wegen  der  Dichte 
der  Besiedlung  eine  geringere  Rolle.  Eine  Vorbelastung  kann  hier 
durch  Ortsgesetz  ähnlich  wie  bei  den  Kanalisierungsanschlüssen  nach 
der  Frontlänge  der  Straße,  der  Flächengröße  des  Grundstückes,  dem 
Nutzungswert  der  angeschlossenen  Grundstücke  oder  Wohnungen  oder 

i)  Dies  wie  die  Gleichartigkeit  der  Probleme  hat  die  Stromabnehmer  be- 
stimmter Kraftwerke  dazu  geführt,  sich  zu  Stromabnehmerverbänden  zusammen- 
zuschließen, so  z.  B.  in  Sachsen  und  in  Oldenburg.  In  ihnen  wird  eine  Streit- 
frage von  einem  Abnehmer  zugleich  für  die  von  der  gleichen  Forderung  betroffenen 
übrigen   Anschlußnehmer  durchgefochten. 
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der  Stärke  der  Motore  oder    durch  eine  Verbindung   dieser  Maßstäbe 
erfolgen  ^). 

Fraglich  ist  dabei,  ob  auch  eine  Vorbelastung  aller  Grundstücke 
etwa  mit  Beiträgen  im  Sinne  des  §  9  des  preußischen  Kommunalab- 
gabengesetzes wegen  der  allgemeinen  Wertsteigerung  der  Grundstücke 
erfolgen  kann,  und  noch  fraglicher,  ob  die  Anlieger  zu  einer  Um- 
wandlung einer  Freileitung  in  eine  Kabelleitung  herangezogen  werden 
können  2).  Eine  viel  größere  Rolle  spielt  die  Vorbelastung  bei  länd- 
licher Elektrizitätsversorgung  wegen  der  größeren  Entfernungen  und 
der  dadurch  entstehenden  erheblichen  Baukosten.  Hier  ist  dieVorbelastung 
rechtlich  verschieden,  je  nachdem,  ob  es  sich  um  das  Verhältnis  von 
Elektrizitätsgenossenschaften  zu  ihren  Genossen  oder  Gemeinden  und 
Gemeindeverbänden  zu  ihren  Bürgern  handelt;  denn  im  ersten  Falle 
handelt  es  sich  um  privatrechtliche  Zahlungen,  im  letzteren  Falle  um 
öffentlich-rechtliche  Vorbelastungen,  die  regelmäßig  vorheriger  Beschluß- 
fassung und  öffentlicher  Auslegung  der  Beschlüsse  bedürfen.  In  der 
Sache  sind  die  Möglichkeilen  aber  dieselben  und  von  Wolterstorff, 
Gründang  und  Finanzierung  von  Elektrizitätsgenossenschaften,  Berlin 
Springer  1919,  in  Uebereinstimmung  mit  der  Praxis  wie  folgt  dargestellt: 
Die  Beitrittsumme  oder  Anschlußgebühr  spielt  eine  u^eniger  bedeutsame 
Rolle,  dagegen  sind  die  Vorbelastung  nach  dem  Einkommen,  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer,  dem  Stromverbrauch,  der  Lampenzahl  oder  der 
Hektargröße  die  Hauptfälle  der  Abwälzung.  Diejenige  nach  dem  Ein- 
kommen hat  in  den  Jahren  19 19 — 192 1  wegen  ihrer  veralteten  Ziffern 
nicht  verwendet  werden  können  und  ist  auch  ungerecht  bei  der  Ver- 
schiedenartigkeit der  Einkommensquellen.  Die  Grund-  und  Gebäude- 
steuer ist,  solange  sie  nicht  modernisiert  ist,  zu  unübersichtlich  und 
veraltet;  der  Stromverbrauch  ist  kein  zweckmäßiger  Maßstab,  da  seine 
Höhe  sich  erst  im  Laufe  der  Zeit  herausstellt  und  den  Abnehmer 
veranlaßt,  möglichst  wenig  Strom  abzunehmen.  Die  Lampenzahl,  hat 
dieselbe  ungünstige  Wirkung  auf  die  Verbraucher.  Demnach  bleibt  für 
die  Versorgung  des  platten  Landes  nur  die  Hektargröße  des  Strom- 
verbrauchers als  Maßstab  übrig,  wozu  bei  Gewerbebetrieben  und  Gast- 
wirtschaften noch  die.  Schätzung  durch  eine  Kommission  tritt. 

i)  Vgl.  Nöll-Freund,  Kommentar  zum  Kommunalabgabengesetz  zu  §  4 
Ziffer   15. 

2)  Beachtlich  ist  bei  der  Zweifelhaftigkeit  der  Frage  die  Bestimmung  des 
§  3  vorletzter  Absatz  des  Statuts  der  Stadt  Mainz  vom  Jahre  192 1:  »Wird  in 
«iner  Straße,  in  der  die  Häuser  an  eine  Freileitung  angeschlossen  sind,  ein  Nieder- 
spannungsverteilungskabel  gelegt,  so  ist  das  Elektrizitätswerk  berechtigt,  den  An- 
schluß der  in  der  Kabeltrace  liegenden  Häuser  an  dieses  Kabel  zu  verlangen  und 
die  Freileitung  zu  entfernen.  Die  Grundstückseigentümer  haben  dann  die  tarif- 
mäßigen Kosten  des  neuen  Hausanschlusses  abzüglich  der  Kosten  zu  zahlen,  die 
sie    früher  an   die  .Stadt  für  den   Anschluß  an   die   Fieileitung  entrichtet  haben.« 
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Die  diesbezüglichen  Bestimmungen  eines  Statuts  für  den  Bezug 
elektrischer  Arbeit  im  Außenbezirke  der  Stadt  Jever  haben  folgenden 
Wortlaut : 

§  I.  Wer  im  Ortsteile  M.  elektrische  Arbeit  ohne  eigene  Erzeugung 
beziehen  will,  muß  sich  an  das  städtische  Leitungsnetz  anschließen ; 
ausgenommen  sind  diejenigen  Anschlußnehmer,  die  am  i.  Juni  192 1 
anderweitig  angeschlossen  haben. 

§  2.  Der  Stromabnehmer  hat  die  vom  Stadtrat  auf  Vorschlag  des 
Magistrats  nach  Gehör  der  Lichtkommission  festzusetzenden  Strom- 
preise zu  zahlen. 

§  3.  Die  Stromabnehmer  werden  nach  folgenden  Grundsätzen  vor- 
belastet :  Im  Ortsteile  M.  zahlt  jedes  an  die  städtische  Leitung  an- 
geschlossene Gebäude  mit  nicht  mehr  als  i  ha  Landfläche  400  Mk. 
Für  jeden  weiteren  ha  sind  150  Mk.  zu  zahlen  bis  zum  Höchstbetrage 
von  8000  Mk.  Geschäfts-  und  Wohnhäuser  und  gewerbliche  Betriebe 
zahlen  1000—7000  Mk. 

§  4.  Wer  ein  schon  bestehendes  Gebäude  im  Ortsteile  M.  nach 
Baubeginn  zum  Anschluß  anmeldet,  muß  einen  ioo%igen  Aufschlag  zur 
Vorbelastung  zahlen.  Der  Baubeginn  wird  3  Wochen  zuvor  bekannt 
gemacht. 

§  5.  Die  gezahlten  Vorbelastungen  sind  zur  Tilgung  der  Bau- 
kosten des  Niederspannungsnetzes  zu  verwenden. 

§  6.  Außer  dieser  Vorbelastung  hat  der  Anschlußnehmer  die 
Kosten  des  Anschlusses  seines  Hauses  an  das  Leitungsnetz  selbst  zu 
tragen. 

t^  7.  Für  die  Berechnung  der  Vorbelastung  und  Strompreise  wird 
eine  besondere  Lichtkommission  aus  vier  Mitgliedern  von  M.,  zwei  Mitglie- 
dern des  Magistrats  und  drei  Mitgliedern  des  Stadtrats  gebildet ;  die  Mit- 
glieder aus  M.  sind  vom  Stadtrat  aus  den  Stromabnehmern  von  M.  zu 
wählen. 

§  8.  Die  Beschlüsse  der  Kommission  bedürfen  der  Genehmigung 
des  Magistrats,  namentlich  auch  hinsichtlich  der  Höhe  der  Vorbelastung. 
Ferner  ist  gegen  die  Festsetzung  der  Kommission  Beschwerde  an  den 
Magistrat  zulässig.  Für  die  Beschwerde  gelten  die  Bestimmungen  des 
Artikel  97  der  Gemeindeordnung.  Gegen  die  Entscheidung  des  Magi- 
strats ist  die  Klage  an  das  Verwaltungsgericht  zulässig. 

§  9.  Auf  den  Antrag  der  Lichtkommission  kann  die  Vorbelastung 
vom  Magistrat  geändert  oder  ermäßigt  werden,  besonders  dann,  wenn 
um  Anschluß  für  ein  neu  zu  entrichtendes  Gebäude  nachgesucht  oder 
im  Falle  des  §  4  besondere  Gründe  für  die  verspätete  Anmeldung 
(Hauskauf,  Umbau  usw.)  nachgewiesen  werden. 

§  10.  Die  Anschlußnehmer  haben  die  Errichtung  von  Masten  für 
das  Hochspannungs-  oder  Niederspannungsnetz  auf  ihren  Grundstücken 
unentgeltlich  zu     dulden  und  Grunddienstbarkeiten  zu  bestellen.« 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1922.     1/2.  I8 
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Die  Bedeutung  dieser  Finanzierungs-  und  Voibelastungsfragen  liegt 
auf  der  Hand ;  denn  der  Leidtragende  ist  zunächst  stets  der  Abnehmer, 
der  alle  Amortisations-  und  Zinsbeträge  solange  geduldig  trägt,  als  er 
den  Strom  haben  muß  und  auf  Petroleum,  Oel  und  Kohle  nur  schlecht 
zurückgreifen  kann.  Aendern  sich  diese  und  die  Geldverhältnisse,  so 
ist  er  in  der  Lage,  durch  Einschränkung  des  Stromverbrauchs  sich  den 
Wirkungen  einer  falschen  Strompreispolitik  zu  entziehen  und  die  Elek- 
trizitätswerke werden  eine  zu  vorsichtige  Finanzierungspolitik  und  zu 
hohe  Belastung  der  Stromabnehmer  einerseits,  unklare  Finanzierungen 
und  ungenügende  Vorbelastungen  anderseits  zu  büßen  haben.  Eine 
Hauptfrage  bleibt  immer  die,  ob  die  Mehrkosten  der  Anlagenerneu- 
erung infolge  der  Geldentvi^ertung  durch  Rücklagen  aus  den  Betriebs- 
einnahmen gedeckt  werden  müssen  und  demzufolge  auf  den  Abnehmer 
abgewälzt  werden  können  oder  ob  es  richtiger  ist,  den  künftigen  Er- 
neuerungsaufwand durch  Neuaufnahme  von  Kapital  zu  decken  und  nur 
mit  dessen  Verzinsung  und  Tilgung  die  Abnehmer  zu  belasten.  Hier 
stehen  sich  die  Interessen  und  Meinungen  noch  schroff  gegenüber. 
Die  Lieferwerke  glauben  vorsichtigerweise  damit  rechnen  zu  müssen, 
daß  die  Preise  hoch  bleiben  und  die  Erneuerungen  künftig  außeror- 
dentlich teuer  sein  werden,  während  der  Abnehmer  glaubt,  damit  rech- 
nen zu  können,  daß  bei  Fälligkeit  der  Erneuerung  wieder  normale 
Preisverhältnisse  bestehen  werden.  Die  Schiedsgerichte  haben  vielfach 
eine  Erhöhung  der  Erneuerungsrücklagen  auf  den  zehnfachen  Friedens- 
betrag für  berechtigt  erklärt  i). 


i)  Das  Material    und    die  Fragestellung  vorstehender  Ausführungen  verdanke 
ich  z.  T.  den  Herren    Direktor  Dr.  Theißig-Dresden    und  Direktor    Zilian-Leipzig. 
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Stier -Somlo,  Dr.  Fritz,  Das  Preußische  Verfassungsrecht.  Bonn 
1922,  A.Marcus  und  E.Weber,  173  S.  8". 
Der  Verfasser  bietet  mit  diesem  Werke  die  erste  systematische 
Uebersicht  über  das  preußische  Yerfassungsrecht,  die  zusammen  mit 
seinem  im  gleichen  Verlage  erschienenen  »Systematischen  Ueberblick 
der  Verfassung  des  Deutschen  Reichs,  vom  11.  August«,  eine  vorzüg- 
liche Einführung  in  die  neue  staatliche  Organisation  des  Reiches  und 
Preußens  darstellt.  Auch  die  in  jenem  Werke  gebotene  geschichtliche 
Entwicklung  des  preußischen  Verfassungsrechts  in  der  neuesten  Zeit 
mit  ihren  nach  scharfen  staatsrechtlichen  Begriffen  orientierten  Würdi- 
gungen der  staatsumwälzenden  Vorgänge  ist  für  den  Theoretiker  hoch- 
interessant, für  den  Praktiker  ein  wertvolles  Mittel  zur  Klärung  mancher 
staatsrechtlicher,  praktisch  sehr  bedeutsamer  Zweifelsfragen,  z.  B.  hin- 
sichtlich der  Rechtsgeltung  gewisser  in  jenen  Zeiten  erlassener  Normen. 
Die  Arbeit  des  Verfassers  zeigt  nicht  nur  den  Meister  in  der  Beherr- 
schung der  hergebrachten  streng  wissenschaftlichen  Methode,  sondern 
auch  den  genialen  Blick  für  die  Erfassung  der  modernen  staatsrecht- 
lichen Probleme.  Möge  er  diesem  Lehrbuche  des  Preußischen  Staats- 
rechts recht  bald  das  so  dringend  erforderliche  Lehrbuch  des  preußi- 
schen Verwaltungsrechts  folgen  lassen ! 

Regierungsrat  Dr.  Beyer  in  Lübeck. 


B  rodmann ,  E.,  Reichsgerichtsrat:  Recht  und  Gewalt,  Berlin  und 
Leipzig  1921,  Vereinigung  wissenschaftlicher  Verleger,  114  S. 
Daß  trotz  aller  aktuellen  Tagesfragen,  die  den  Juristen  in  der 
gegenwärtigen  Rechtsentwicklung  ständig  beschäftigen,  Untersuchungen 
über  grundlegende  Rechtsprobleme  angestellt  werden,  ist  eine  erfreu- 
liche, von  deutscher  Gründlichkeit  zeugende  Tatsache;  besonders  zu 
begrüßen  ist  es,  wenn  derartige  Untersuchungen  durch  die  Männer  der 
Praxis  erfolgen,  sofern  diese  mit  einem  hellen  Blick  für  das  Leben  die 
Gabe  scharfen  logischen  abstrakten  Denkens  verbinden.  Daß  der  Ver- 
fasser diese   beiden  Gaben  in  sich   vereinigt,  hat  er  durch  das   vorlie- 
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gende  Werk  bewiesen.  Trotz  mancher  philosophischer  und  insbesondere 
rechtsphilosophischer  Bedenken,  die  gegen  einzelne  seiner  Thesen  er- 
hoben werden  müssen,  ist  die  Lektüre  des  Werkes  für  jeden  Freund 
gründlicher  systematischer  wissenschaftlicher  Arbeit  ein  Genuß,  und 
ohne  Zweifel  werden  manche  der  sehr  interessanten  wissenschaftlichen 
Ergebnisse  des  Verfassers  grundlegend  und  bahnbrechend  für  weitere 
Forschungen  auf  den  betreffenden  Gebieten  werden.  Der  Autor  kommt 
dadurch,  daß  er  bei  der  Analyse  des  Begriffs  der  Rechtsnormen  beson- 
ders stark  deren  Gegensatz  gegenüber  den  Konventionairegeln  betont, 
zu  dem  Ergebnisse,  daß  dem  Rechte  ein  gewisser  Machtcharakter 
immanent  sei,  der  allerdings  nicht  näher  definiert  wird.  Die  nach 
Prinzipien  der  Vernunft  und  der  Ethik  organisierte  Macht  sei  das  Recht, 
die  Macht  solle  allezeit  gerecht  sein.  Diese  These  steht  in  einem 
scharfen  Gegensatze  zu  der  Auffassung  der  den  ethischen  Charakter 
des  Rechts  besonders  hervorhebenden  Autoren,  z.  B.  von  Chatterton- Hill 
(Individuum  und  Staat),  der  das  Recht  erst  da  beginnen  läßt,  wo  die 
Macht  gleichgültig  wird.  Es  sei  dem  Unterzeichneten  gestattet,  an 
dieser  Stelle  seine  Auffassung  über  den  Machtcharakter  des  Rechts 
anzuführen.  Die  Rechtsnormen  unterscheiden  sich  sowohl  von  den 
sittlichen  wie  auch  von  den  Konventionalregeln  dadurch,  daß  sie  ent- 
stehen, und  daß  ihnen  Gehorsam  entgegenbracht  wird  mit  Rücksicht 
auf  die  Autorität,  welche  bestimmten  Menschen  oder  Menschengruppen 
innerhalb  der  betreffenden  Menschengemeinschaft  entgegengebracht 
wird,  eine  Autorität,  vermöge  der  von  jenen  Menschen  erlassenen  Normen- 
nach allgemein  herrschender  Anschauung  Gehorsam  zu  leisten  ist,  auch 
wenn  der  Gehorsamspflichtige  im  konkreten  Falle  nicht  die  Notwendig- 
keit oder  Zweckmäßigkeit  dieses  Gehorsams  erkennt.  Ein  solcher  Re- 
spekt beruht  zwar  letzten  Endes  auf  den  sittlichen  Ideen  von  der  Not- 
wendigkeit der  Unterordnung  gewisser  Eigeninteressen  unter  die  Ge- 
meinschaftsinteressen und  der  Unterordnung  des  eigenen  Willens  in 
den  durch  die  Autorität  geregelten  Fällen  unter  deren  Willen.  Aber 
dieser  Respekt  ist  nicht  rein  derjenige,  den  der  Mensch  vor  der  seinen 
Willen  bindenden  sittlichen  Norm  empfindet.  Er  gründet  sich,  und 
damit  ist  das  Charakteristikum  der  Rechtsordnung  gegenüber  der  rein 
sittlichen  Ordnung  gegeben,  auf  das  Bewußtsein  der  sittlichen  Not- 
wendigkeit, daß  der  Wille  gewisser  Menschen  generell  respektiert  werden 
müsse,  mögen  dies  Monarchen  oder  Parlamente,  höchste  oder  niedrigste 
Beamte  oder  auch  Privatpersonen  sein.  Gebet  dem  Kaiser,  was  des 
Kaisers  ist !,  d.  h.  erweiset  der  rechtlichen  Autorität  eurer  Obrigkeit 
aus  sittlichen  Gründen  Gehorsam  !  Anderseits  gehört  zur  Rechts- 
norm—  und  damit  ist  ihr  Charakteristikum  gegenüber  den  Konventional- 
regeln gegeben  —  ihr  nach  allgemeiner  Anschauung  die  Menschen 
bindender  Charakter,  ihr  Erlaß  durch  eine  Autorität,  welche  Respekt 
fordert,  und   welcher    im    allgemeinen  Respekt   erwiesen   wird.     So  ist 
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also  in  gewissem  Sinne  auch  die  »Maclit«  ein  Begriffsmerkmal  des 
Rechts,  allerdings  nur  insoweit,  als  sie  sich  auf  die  sittlichen  Anschau- 
ungen einer  Menschengemeinschaft  gründet.  Der  Verfasser  scheint  eine 
ähnliche  Auffassung  vom  Wesen  des  Rechts  zu  haben  ;  er  bezeichnet 
(S.  25)  als  die  Quelle  des  Rechts  ausdrücklich  eine  Autorität,  ohne 
allerdings  deren  Wesen  zu  erläutern,  und  er  bezeichnet  es  (S.  68)  als 
das  Ziel  der  Menschheit,  daß  die  zusammengefaßte  Gewalt  aller  Glieder 
einer  Menschengemeinschaft  sich  konstituieren  und  von  der  Vernunft, 
der  Sittlichkeit  leiten  lasse.  Das  Recht  abschaffen,  hieße :  die  Gewalt 
der  Vernunft  berauben  und  eine  Kultur  schaffen,  wo  der  Schwächere 
jedem  Stärkeren  hilflos  ausgesetzt  wäre,  eine  Raubtierkultur  (S.  71). 
Er  verwahrt  sich  ausdrücklich  dagegen,  daß  das  Recht  nach  seiner 
Auffassung  eine  reine  Zwangs-  oder  Polizeifunktion  sei  (S.  70).  Aber 
er  bezeichnet,  indem  er  dem  sittlichen  Charakter  des  Rechts  nur  eine 
sekundäre  Rolle  zuweist,  das  Recht  als  eine  Funktion  der  Macht  (S.  loi), 
während  für  die  dogmatische  Charakterisierung  des  Rechts  die  Sittlich- 
keit und  die  Macht  in  dem  erwähnten  Sinne  zu  koordinieren  sein 
dürften,  und  für  die  politische  Rechtfertigung  der  Existenz  von  Rechts- 
normen ohne  Zweifel  der  Sittlichkeit  die  ausschlaggebende  Bedeutung 
zuzusprechen  ist.  Auch  in  der  Erklärung  des  rechtlichen  Imperativs 
erkennt  der  Verfasser  den  autoritativen  Charakter  des  Rechts  in  dem 
hier  vertretenen  Sinne  an;  er  sagt  (S.  42):  >.Wo  das  Wollen  von  dem 
Gefühl  der  Ueberlegenheit,  der  Begriff  dieses  Wollens  von  dem  Ge- 
danken der  aus  irgendeiner  Quelle  fließenden  Macht  getragen  ist, 
haben  wir  in  der  Erklärung  dieses  Wollens  den  Imperativ.«  Der  Ver- 
fasser lehnt  ausdrücklich  (S.  104)  die  Bierlifigscht  Auffassung  ab,  daß 
auch  die  nur  einem,  gleichviel  wie  großen  Teil  der  Rechtsordnung  mit 
Gewalt  abgerungene  Anerkennung  wahre  Rechtsanerkennung  sei,  sofern 
sie  sich  als  habituelles  Respektieren  der  Norm  darstelle ;  aber  er  will 
doch  das  Recht  nur  als  eine  Funktion  der  Macht  angesehen  wissen, 
die  immer  gerecht  verfahren  solle.  Man  wird  aber  den  Inhaber  der 
Rechtsautorität  nicht  als  einen  Machtinhaber  schlechthin,  sondern  nur 
als  einen  solchen  Gehorsam  heischenden  MachtinhabeY  bezeichnen 
müssen,  dem  Gehorsam  mit  Rücksicht  auf  die  allgemeine  Anerkennung 
der  sittlichen  Notwendigkeit  des  Gehorsams  entgegengebracht  wird. 
Damit  wird  das  Recht  mit  derselben  Berechtigung  als  Funktion  der 
Macht  wie  als  Funktion  des  sittlichen  Strebens  charakterisiert.  Von 
Einzelheiten  sei  auf  folgende  hingewiesen:  Der  Verfasser  nimmt  (S.  73), 
seiner  Auffassung  vom  Wesen  des  Rechts  entsprechend,  an,  daß  die 
Imperative  aus  dem  Gebiete  des  Rechts  herausfielen,  bei  denen  die 
Anwendung  von  Gewalt  begrifflich  ausgeschlossen  sei.  Es  gibt  aber 
eine  sehr  große  Anzahl  solcher  genereller  und  spezieller  Befehle,  die 
nach  allgemeinem  Sprachgebrauch  als  Rechtsbefehle  bezeichnet  werden 
und  so  bezeichnet  werden  müssen.     Es  wäre  gekünstelt,  wenn  man  z,  B. 
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den  an  den  Ehegatten  gerichteten  Befehl  der  Rechtsordnung :  Du  sollst 
deniem  Ehegatten  die  eheliche  Gemeinschaft  leisten !  deshalb  aus  dem 
Rechtsbegriffe  eliminieren  wollte,  weil  die  Ausführung  dieses  Befehls 
nicht  erzwingbar  ist.  Man  kann  nicht  nur,  wie  Verfasser  (S.  52)  an- 
nimmt, ein  mehr  oder  weniger  bestimmtes  Tun  oder  Unterlassen  be- 
fehlen, das  obendrein,  wenn  es  zum  Zwange  kommt,  ein  ganz  bestimmtes 
Tun  oder  Unterlassen  werden  muß.  Man  kann  auch  Befehle  an  andere 
richten,  zu  deren  Erfüllung  man  keinen  Zwang  anwenden  will,  und  das 
tut  die  rechtliche  Autorität  oft,  ja  mitunter  sogar  in  der  stillen  Hoff- 
nung, daß  der  Befehlsempfänger  aus  Furcht  vor  dem  vermeintlich 
drohenden  Zwange  gehorchen  werde.  Wenn  der  Verfasser  sich  (S.  98) 
zur  organischen  Staatstheorie  Gierkes,  bekennt,  so  kann  naturgemäß 
innerhalb  des  Rahmens  einer  Besprechung  zu  dieser  Theorie  nicht  Stellung 
genommen  werden.  Nur  das  sei  hervorgehoben,  daß,  wenn  er  das 
Entscheidende  darin  sieht,  ob  wir  in  die  Tatsachen  des  Rechtslebens 
Einheit  hineindichten,  oder  ob  die  Momente  des  Zusammenschlusses 
in  den  Gemütern  der  einzelnen  liegen,  man  diese  Uebereinstimmung 
wegen  der  Selbständigkeit  der  Individuen  eine  psychologische  Einheit 
nicht  nennen  darf.  Nur  was  einen  (nicht  denselben)  Willen  hat,  ist 
eine  Psyche.  Wenn  der  Verfasser  endlich  (S.  106)  behauptet,  die 
Kirche  wolle  selbst  der  Staat  sein,  so  ist  dagegen  einzuwenden,  daß 
die  Kii;che  als  der  zur  Erziehung  zur  Sittlichkeit  und  Erreichung  der 
letzten  Ziele  des  Menschen  gegründete  Rechtsorganismus,  staatliche 
Kompetenzen  nicht  zu  übernehmen  trachtet.  Insofern  der  Staat  als 
Rechtsorganismus  sich  gleichfalls  auf  die  Sittlichkeit  gründet,  ist  bei 
Uebereinstimmung  der  sittlichen  Anschauungen  ein  Konflikt  ausge- 
schlossen, nur  bei  einer  Verschiedenheit  dieser  Anschauungen  sind 
Konfliktsmöglichkeiten  gegeben. 

Regierungsrat  Dr.  Beyer  in  Lübeck. 


Lucas,  V>x.  Josef,  Prof.  an  der  Universität  Münster,  Deutschland  und 
die  Idee  des   Völkerbundes,    Münster  1921,    E.  Obertüschens  Buch- 
handlung (Adolf  Schultze),  127  S.  8<'. 
Der  Verfasser,  ein   überzeugter  Friedensfreund,  erörtert  die  allge- 
meinen Grundlagen  für  einen  beständigen  Weltfrieden    und  die  bisher 
zur  Erreichung   dieses  Zieles,  insbesondere   von    und   im  Hinblick   auf 
Deutschland,  getroffenen  Maßnahmen.     Er  weist  überzeugend  nach,  daß 
der  Friedensvertrag  von  Versailles,  der  die  Grundlage  für  den  neu  ge- 
bildeten Völkerbund  bildet,  durch    seine  Stellungnahme  zur  deutschen 
Frage  seine  völkerversöhnenden  Ideen  nur  bedingt  zur  Ausführung  bringen 
will  und  daher  einstweilen  eine  reale  Garantie  für  die  Aufrechterhaltung 
des  Weltfriedens  nicht  biete.     Besonders   interessant   sind   die  Ausfüh- 
rungen des  Verfassers    über   die   wirtschaftlichen  Mittel    zur  Erhaltung 
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des  Friedens,  die  in  der  Tat,  nachdem  die  dynastischen  Kriege  aufge- 
hört haben,  als  die  wichtigsten  Erfordernisse  der  Weltfriedensordnung 
anzusehen  sein  werden.  Der  Verfasser  unterscheidet  hier  theoretisch 
richtig  scharf  zwischen  dem  erlaubten  wirtschaftlichen  Wettbewerb  der 
Staaten  und  den  imperialistischen  wirtschaftlichen  Kampfmethoden,  die 
zu  verbieten  sind.  Praktisch  schlägt  er  mit  Lenz  (vgl.  dessen  Werk: 
Der  Wirtschaftskampf  der  Völker  und  seine  internationale  Regelung, 
Stuttgart  1920)  vor:  die  rechtliche  Ausschaltung  aller  wirtschaftlichen  Ge- 
walt, der  wirtschaftlichen  Kampfmethoden  des  modernen  Imperialismus, 
Einführung  der  rechtlichen  Gleichheit  des  Wettbewerbs  durch  Besei- 
tigung der  Vorzugs-  oder  Ausschlußrechte  einzelner  Mitbewerber,  Ein- 
führung der  tatsächlichen  Gleichheit  in  der  Anteilnahme  an  der  Welt- 
wirtschaft und  zu  diesem  Zwecke  Gewährleistung  der  Lebensfähigkeit 
auch  der  kleineren  Volkswirtschaften.  So  beachtenswert  diese  Vor- 
schläge sind,  so  scheinen  sie  doch  zu  wenig  die  juristische  Methode, 
die  auch  bei  der  Normierung  einer  Weltfriedensordnung  von  grund- 
legender Bedeutung  sein  muß,  beachtet  zu  haben,  wobei  allerdings 
hervorzuheben  ist,  daß  der  Verfasser  in  dieser  Beziehung  nichts  Voll- 
ständiges geben  will.  Geht  man  von  den  Tatumständen  aus,  an  die 
sich  bestimmte  Rechtspflichten  bzw.  Rechtspflichtenlösungen  anschließen 
sollen,  so  wird  für  die  Regelung  der  Weltwirtschaft,  analog  den  privat- 
rechtlichen Vorschriften  über  den  Besitz,  von  einem  gewissen  wirtschaft- 
lichen Besitzstande  der  einzelnen  Volkswirtschaft  ausgegangen  werden 
müssen,  an  den  sich  z.  B.  für  die  andern  Glieder  der  Rechtsgemein- 
schaft die  Pflicht  zur  Unterlassung  von  Störungen  anschließen  würde. 
Dann  würde  aber  dieser  Besitzstand  evtl.  für  den  Besitzenden  im  In- 
teresse eines  gerechten  und  zweckmäßigen  Ausgleiches  die  Verpflich- 
tung zur  Uebertragung  wirtschaftlicher  Güter  auf  andre  auslösen, 
evtl.  gegen  Gegenleistungen,  die  Pflicht  zur  wirtschaftlichen  Betätigung 
(so  wie  z.  B.  im  innerstaalichen  Rechtsleben  die  Familienväter  diese 
Verpflichtung  als  ihnen  staatlich  auferlegte  Pflicht  gegenüber  ihren 
Familienmitgliedern  zu  erfüllen  haben;  vgl.  in  dieser  Beziehung  die 
Wirkungen  des  Fehlens  entsprechender  Bestimmungen  mit  Bezug  auf 
Rußland).  In  dieser  Weise  wäre  das  System  des  Weltwirtschaftsrechts 
zunächst  einmal  theoretisch  weiter  auszubauen;  es  wären  weiterhin  die 
weltwirtschaftlichen  Rechtsfolgen  zu  erörtern,  die  sich  an  andre  natür- 
liche Tatumstände  und  an  eigene  oder  fremde,  rechtlich  freigestellte, 
gebotene  oder  verbotene  Handlungen  des  verpflichteten  Rechtssubjekts 
anzuschließen  hätten.  Ausführlicher  als  die  genannte  Materie  hat  der 
Verfasser  die  organisatorischen  Fragen  des  Völkerbundes  und  die  Ein- 
richtungen des  Völkerbundes  zur  friedlichen  Erledigung  der  zwischen- 
staatlichen Steitigkeiten  behandelt,  welche  letztere  wegen  des  Fehlens 
einer  ausführlichen  Völkerrechtsordnung  die  primär  wichtigste  Aufgabe 
der  Völkerbundorgane  darstellen  werden.     Unter  den  sonstigen  lebens- 
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wichtigen  Aufgaben  des  Völkerbundes  sind  nur  die  allerdringendsten  in 
bezug  auf  ihre  wünschenswerte  rechtliche  Ausgestaltung  erörtert  worden. 
Besonders  in  den  diese  Gebiete  betreffenden  Ausführungen  zeigt  der 
Verfasser  eine  meisterhafte  Beherrschung  des  Stoffes  und  einen  klaren 
Blick  für  die  wirtschaftlichen,  rechtlichen  und  allgemein  kulturellen 
Notwendigkeiten  im  Verkehr  der  Glieder  des  Völkerbundes  miteinander. 
Das  Buch  ist  für  jeden,  der  sich  mit  diesen  Fragen  befaßt,  als  ein 
grundlegender  Führer  in  den  vielen  auftauchenden  Fragen  und  als  ein 
Symptom  aufrichtigen  deutschen  Strebens  nach  friedlichem  Verkehr  mit 
den  anderen  Staaten  zu  betrachten. 

Regierungsrat  Dr.  Beyer  in  Lübeck. 


Schmitt- D orotic ,  Carl,  Die  Diktatur  von  den  Anfängen  des  modernen 
Souveränitätsgedankens  bis  zum  proletarischen  Klassenkampf,  München 
192 1,  Duncker  &  Humblot,  211  S.  8",  M.  30. — . 

Der  Verfasser  bezeichnet  es  als  Zweck  der  Diktatur,  einen  Feind 
zu  besiegen  oder  politische  Gegner  zu  beruhigen  oder  niederzuschlagen. 
Er  unterscheidet  die  souveräne  von  der  kommissarischen  Diktatur, 
Während  bei  ersterer  nur  die  Verfassung  aufgehoben  werde,  um  ge- 
schützt zu  werden,  wolle  die  souveräne  Diktatur  die  gesamte  bestehende 
Ordnung  beseitigen.  Sie  suspendiere  nicht  eine  bestehende  Verfassungs- 
kraft  eines  in  dieser  begründeten,  also  verfassungsmäßigen  Rechts, 
sondern  suche  einen  Zustand  zu  schaffen,  um  eine  Verfassung  zu  er- 
möglichen, die  sie  als  wahre  Verfassung  ansehe.  Die  klaren  und  juri- 
stisch einwandfreien  Begriffe  sind  eine  vorzügliche  Grundlage  für  die 
Erörterung  grundlegender  Rechtsfragen  in  Zeiten  der  staatlichen  Rechts- 
umwälzung. Die  Fragen  der  Rechtmäßigkeit  der  Beseitigung  verfassungs- 
mäßiger Kompetenzen,  des  Widerstandes  gegen  diese  Beseitigung,  der 
Geltung  von  Rechtsnormen,  die  von  neuen,  eine  Rechtskompetenz  in 
Anspruch  nehmenden  Machthabern  erlassen  werden,  müssen  unter  Zu- 
grundelegung dieser  meines  Wissens  zuerst  vom  Verfasser  formulierten 
Rechtsgrundbegriffe  geprüft  werden.  In  außerordentlich  fesselnder 
Weise  führt  der  Autor  den  Leser  durch  das  Walten  der  verschiedenen 
Diktatoren  von  den  Anfängen  des  modernen  Souveränitätsgedankens 
bis  zum  proletarischen  Klassenkampf.  Die  philosophische,  juristische  und 
historische  Durchdringung  des  besonders  juristisch  etwas  spröden 
Stoffes  machen  das  Werk  zu  einem  ausgezeichneten  Ratgeber  auf  dem 
in  ihm  behandelten  Gebiete.  In  juristischer  Beziehung  sei  es  gestattet, 
auf  einige  nicht  ganz  geklärte  Fragen  hinzuweisen.  Der  Verfasser 
unterscheidet  den  Kommissar,  insbesondere  auch  den  kommissarischen 
Diktator,  vom  ordentlichen  Beamten,  ähnlich  wie  Bodin,  durch  den 
Hinweis  darauf,    daß  jener   zwar   eine  öffentliche  Person    sei,  aber  nur 
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eine  außerordentliche,  nur  durch  Auftrag  bestimmte  Aufgabe  zu  er- 
füllen habe,  während  dieser  eine  mit  gesetzlich  umschriebenem  Auf- 
gabenkreis betraute  öffentliche  Person  sei.  Wenn  man  sich  dieser  De- 
finition, gegen  die  nichts  einzuwenden  sein  dürfte,  anschließt,  dann 
dürfte  es  nicht  zulässig  sein,  die  Tätigkeit  des  kommissarischen  Dikta- 
tors als  eine  nur  effektive  Tatsächlichkeit  einer  Rechtsförmigkeit  nicht 
zugänglich  zu  bezeichnen,  wie  Verfasser  es  S.  175  tut.  Wenn  auch 
diese  Tätigkeit  in  weitestem  Umfange  von  rechtlichen  Rücksichten  be- 
freit ist,  so  charakterisiert  sie  sich  aber  doch  begrifflich  als  Ausführung 
einer  geltenden  Rechtsnorm,  die  dem  Kommittenten  die  Kompetenz  zur 
Kommission  überträgt.  Dabei  ist  es  gleichgültig,  ob  diese  Kompetenz- 
rechtsnormen ausdrücklich  in  der  Verfassung  des  betreffenden  Staates 
enthalten  sind,  oder  ob  sie  Bestandteil  des  ungeschriebenen,  aber  tat- 
tächlich  geltenden  Verfassungsrechtes  eines  Staates  sind.  Wenn  Ver- 
fasser z.  B.  die  auf  Grund  einer  kommissarischen  Diktatur  erfolgte  Zer- 
trümmerung eines  Hauses  durch  einen  militärischen  Befehlshaber  des- 
halb als  einen  rein  tatsächlichen  Akt  auffaßt,  weil  es  unmöglich  sei, 
darin  einen  Enteignungsbeschluß,  verbunden  mit  der  Feststellung,  daß 
keine  Entschädigung  zu  zahlen  sei,  und  mit  der  eventuellen  gleich- 
zeitigen Zurückweisung  von  Beschwerden  zu  erblicken,  so  will  er 
die  Anwendung  formeller  Vorschriften  in  einem  Falle,  in  dem  sie 
nach  positivem  Recht  nicht  anzuwenden  sind.  Auch  dieser  militärische 
Befehlshaber  handelt  in  Ausführung  einer  ihm  rechtlich  übertragenen 
Kompetenz.  Der  Unterschied  in  seiner  Amtsbetätigung  gegenüber  der 
der  normal  zuständigen  Organe  ist  der,  daß  er  in  weiterem  Umfange 
nach  eigenen  Zweckmäßigkeitserwägungen  zu  handeln  berufen  ist 
als  die  allgemeinen  Staatsorgane.  So  wie  man  die  Bekämpfung  innerer 
Unruhen  durch  die  kommissarische  Uebertragung  einer  außerordent- 
lichen mit  summarischer  Abkürzung  des  Verfahrens  verbundenen  rich- 
terlichen Tätigkeit  als  amtliche  Rechtsausführung  würdigt,  muß  man 
auch  die  Befugnisse  des  kommissarischen  Diktators  als  Inbegriff  einer 
amtlichen  Kompetenz  auffassen. 

Regierungsrat  Dr.  Beyer  in  Lübeck. 


Wilbrajtdt,  Robert,  Oekonomie.  Ideen  zu  einer  Philosophie  und 
Soziologie  der  Wissenschaft.  Tübingen,  J.  C.  B.  Mohr.  1920.  VII 
u.   152  S.  8^. 

Die  Versuchung  Vorlesungsgrundrisse  zu  veröffentlichen,  ist  eine 
Funktion  der  Zahl  der  Hörer  in  dem  Sinne,  daß  sie  mit  dieser  wächst. 
Daher  wird  eine  große  Zahl  von  Hörern  zum  Verhängnis.  Bei  dem 
vorliegenden  Buche  scheint  mir  das  zuzutreffen,  denn  es  ist  leider  zum 
zweiten  Male,  daß  Wilbrandt  ein  unfertiges  Buch  erscheinen  läßt.  So 
war   es    mit    den    1910    herausgekommenen   Volkswirtschaftlichen  Vor- 
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lesungen  nach  IV.s  eigener  Einschätzung,  und  es  ist  mit  der  »^Oeko- 
nomie«  genau  wieder  so.  »Skizzen«  und  den  »Beginn  einer  Auseinander- 
setzung mit  den  jetzt  vorherrschenden  Richtungen  der  Nationalökonomie«, 
die  seiner  Auffassung  entgegenstehen,  nennt  IV.  selbst  im  Vorwort 
wieder  die  Arbeit,  die  seinen  Schülern  das  Einleben  in  »diese  Gedanken- 
welt« erleichtern  soll.  Er  stellt  die  Unfertigkeit  zwar  mit  Bedauern 
fest,  aber  er  gibt  doch  der  Ueberzeugung  Ausdruck,  daß  der  »flüchtige 
Grundriß«  als  Leifaden  neben  der  Vorlesung  seinen  Zweck  erreichen 
werde.  Dem  Einwurf,  daß  man  aber  doch  solche  neben  den  Vorlesungen 
»mehr  noch  Ueberschriften  wie  Ausführung  bietende«  Leitfäden  nicht 
zu  veröffentlichen  brauche,  glaubt  W.  mit  der  Enthüllung  einer  zweiten 
Absicht  zu  begegnen,  das  ist:  seinen^, Kritikern  Gelegenheit  zu  geben, 
daß  sie  ihm  »durch  Einwürfe,  Fragen,  Zweifel  und  methodologische 
wie  erkenntnistheoretische  Bedenken  die  Punkte  zeigen  (sie  1),  auf  die 
bei  der  endgültigen  Ausarbeitung  besonders  einzugehen  sein  wird«. 

Ich  kann  ein  Buch  mit  einer  solchen  Tendenz  des  Autors  nicht 
als  eine  erwünschte  Erscheinung  bezeichnen,  wenn  der  tatsächliche  In- 
halt ein  solches  Vorwort  nicht  Lügen  straft,  wenn  sich  also  diese  Beur- 
teilung des  Buches  durch  den  Verfasser  selbst  nicht  als  Ausfluß  einer, 
übrigens  auch  nicht  angebrachten  Bescheidenheit  darstellt.  Es  ist  aber 
zudem  doch  etwas  zuviel  der  Bequemlichkeit  —  sit  venia  verbo  —  sich 
von  den  Kritikern  erst  die  Weisungen  für  die  Ausführung,  zum  min- 
desten für  die  Raumdisposition  in  dem  dann  hoff"entlich  fertigen  Leit- 
faden (oder  soll  es  dann  ein  Grundriß  sein  ?)  geben  zu  lassen.  Logische 
Notwendigkeit,  praktische  Erfahrung  in  der  Lehrtätigkeit  und  nicht  zu 
vergessen  Geschmack  sind  wohl  die  wichtigsten  Bestimmungsgründe  für 
die  Raumverteilung  in  einem  Lehrzwecken  dienenden  Buche  und  des- 
halb kann  man  sich  meines  Erachtens  darin  auch  keine  Vorschriften 
und  Anweisungen  geben  lassen. 

Läßt  sich  daraus  folgern,  daß  es  vielleicht  zweckmäßig  gewesen 
wäre,  wenn  der  Verfasser  das  ganze  Werk  noch  bei  sich  hätte  ausreifen 
lassen,  so  wird  möglicherweise  erwidert  werden,  dass  die  Veröffentlichung 
des  unfertigen  Werkes  durch  die  Neuartigkeit  der  wissenschaftlichen 
Grundlegung  der  ganzen  Nationalökonomie  genügend  gerechtfertigt  sei. 
Zur  Genüge  häufig  betont  W.  ja,  daß  er  nichts  Geringeres  wolle 
als  den  Unterbau  der  Wissenschaft  errichten,  der  bis  heute  fehle. 
Und  worin  besteht  dieses  Neue,  dieses  bisher  Fehlende?  Wenn  ich 
IV.  richtig  verstehe,  so  glaubt  er  das  Beste  damit  zu  leisten,  daß  er 
es  endlich  ist,  der  von  dem  »eigensten  Grundbegriff«,  von  der  Wirtschaft 
ausgeht  und  die  Anleihen  bei  Ethik,  Politik,  Religion  usw.  (S.  100) 
vermeidet.  Wer  die  Literatur  und  zwar  schon  auch  die  deutsche 
Literatur  nur  einigermaßen  kennt,  wird  sich  über  eine  solche  Behaup- 
tung nicht  wenig  verwundern  und  es  liegt  nahe,  daß  dieser  recht  scharfe 
Widerspruch  zu  den  Tatsachen  otfenbar  wohl  aus  einer  eigenartigen  Fas- 
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sung  des  Begrififes  Wirtschaft  zu  erklären  ist.  Aber  auch  diese  Vermutung 
trifft  nicht  zu,  denn  die  Begriffsbestimmung  der  Wirtschaft  lautet  hier: 
Wirtschaft  ist  das  Bemühen  für  künftiges  Wollen  die  Mittel  bereitzuhalten. 
Was  diesem  Bemühen  entspricht,  was  die  Wirtschaft  fördert,  sei  öko- 
nomisch (S.  16).  Vorsorge  oder  Mangel  Verhütung  formuliert  W.  an  einer 
anderen  Stelle  (S.  20)  als  Inbegriff  des  Wirtschaftens.  Das  ist  freilich 
nicht  so  ganz  neu,  allerdings  auch  nicht  so  ganz  befriedigend,  keines- 
falls aber  eine  Prämisse  für  den  Schluß,  die  Nationalökonomie  sei  bis- 
her nicht  von  dem  Begriff  der  Wirtschaft  ausgegangen. 

Interessanter  ist  es  schon,  wenn  W.  auf  die  Ueberwindung  oder 
Ausdeutung  des  Gegensatzes  zwischen  subjektiver  und  objektiver  Be- 
trachtungsweise abhebt,  indem  er  die  einzelne  Wirtschaft  als  unbedingt 
subjektiv  wertet,  während  die  »objektive  Seite  und  damit  das  Wesen 
aller  Wirtschaft«  erst  hervortrete,  wenn  die  Wirtschaft  von  den  persön- 
lichen subjektiven  Zwecken  losgelöst  werde.  Die  objektive  Wirtschaft 
erkennt  man  .also  offenbar,  wenn  man  prüft,  was  der  Wirtschaft  ent- 
spricht, dabei  enthülle  sich  die  Oekonomie,  »der  Inbegriff  aller  Maß- 
nahmen, durch  die  es  gelingt,  die  Wirtschaft  möglichst  erfolgreich  zu 
machen«,  »alle  Möglichkeiten,  durch  die  einem  sonst  eintretenden  Mangel 
entgegengewirkt  werden  kann«.  Die  Erfahrung  der  objektiven  Wirt- 
schaftlichkeit in  der  Mangelverhütung,  ihr  Studium,  wie  sie  unser  heu- 
tiges Wirtschaftsleben  im  Großen  wie  im  Kleinen  zeige,  ihre  abstrakte 
Entwicklung  aus  ihren  Prinzipien,  das  soll  also  die  Aufgabe  sein.  Das 
sei  es,  was  fehlt.  Und  wenn  man  es  nun  genau  besieht,  bietet  der 
erste  Teil,  die  Ideen  zu  einer  Philosophie  der  Wirtschaft  (allg.  Grund- 
sätze der  Oekonomie,  Oekonomie  der  Produktion  und  Oekonomie  der 
Konsumtion),  wohl  eine  Neugruppierung  eines  Teiles  des  Stoffes  der 
allgemeinen  Volkswirtschaftslehre.  Aber  bei  aller  Anerkennung  einer 
vielfach  gewiß  originellen  Darstellungsweise,  vermag  ich  in  diesem  ersten 
Teil  eine  Bereicherung  unsrer  Wissenschaft  nicht  zu  entdecken,  auch 
nicht  in  dem  vergleichsweise  am  meisten  Originalität  aufweisenden 
Abschnitt  über  die  Oekonomie  der  Konsumtion,  obgleich  W.  in  dem- 
selben neue  Gesetze  feststellen  will,  die  beachtet  werden  müßten,  wenn 
dem  ökonomischen  Prinzip  entsprochen  werden  soll.  Denn  die  Ueber- 
tragung  des  Gesetzes  vom  abnehmenden  Ertrag  auf  die  Lehre  von  den 
Bedürfnissen  (als  ein  Gesetz  der  Erschöpfung)  ist  zwar  nicht  ganz  neu, 
wird  aber  durch  Wiederaufnahme  nicht  richtiger.  Ich  sehe  ganz  ab 
von  der  Frage,  ob  mit  solchen  universalistisch  zu  verstehenden  Ge- 
setzen nicht  unvermeidlich  ein  Werturteil  unterläuft,  muß  es  aber  als 
völlig  problematisch  ansehen,  wenn  W.  ein  ökonomisches  Gebot  for- 
muliert: »daß  der  Aufwand  die  erfolgreichste  Anwendung  finde«  so- 
lange nicht  gezeigt  wird,  wie  es  denn  erreicht  werden  soll,  daß  ver- 
läßlich immer  zugunsten  jener  Konsumtion  also  jener  Mittelverwendung 
entschieden    wird,    bei    der    das    Optimum    noch    nicht    überschritten 
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ist  (S.  76  f.).  Und  nicht  weniger  unklar  bleibt  es,  wenn  da  gesagt  wird: 
>Die  Oekonomie  der  Einfachheit  umfaßt  die  quantitative  Begrenzung 
und    die    qualitative  Auswahl    der  Mittel   zur  Erreichung  der  Zwecke.« 

Solche  Normen  kann  man  dem  ökonomischen  Handeln  des  ein- 
zelnen unterstellen,  wenn  man  sagen  will :  nur  wer  so  handelt,  handelt 
ökonomisch,  aber  für  die  »Verteilung«  des  Sozialprodukts  auf  eine  Vielheit 
verschiedenster  Individuen  ist  damit  nur  das  große  Problem  gestellt,  für 
das  m.  E.  des  Verfassers  erstes  positives  Ideal  einer  ökonomisch  guten 
Verteilung,  daß  sie  die  Produktivität  des  Konsumtionsaufwandes  be- 
günstigen müsse  (S.  85),  doch  eine  recht  unzulängliche  Lösung  dar- 
stellt. In  erhöhtem  Maße  gilt  das  von  dem  zweiten  »positiven  öko- 
nomischen Ideal«  :  einer  »tunlichst  Produktion  bewirkenden  Ver- 
teilung«. 

Auch  die  Erwartung,  daß  der  zweite  Teil,  der  die  Ideen  zu  einer 
Soziologie  der  Wirtschaft  bringt,  eine  Förderung  dieses  aufgeworfenen 
Problems  bieten  werde,  wird  enttäuscht.  W.  konstruiert  vier  Stufen 
oder  »soziologische  Formen  der  Wirtschaft«  :  i.  Alleinwirtschaft,  die 
typische  Stufe  des  Konservativismus,  ohne  daß  man  nach  W.s  eigener 
Formulierung  (Erhaltung  der  Alleinwirtschaft  als  ökonomische  Quint- 
essenz des  Konservativismus)  sich  zu  erklären  vermag,  warum,  2.  Tausch- 
wirtschaft, die  spezifische  Stufe  des  Liberalismus,  3.  Gemeinwirtschaft, 
die  des  Sozialismus,  endlich-  4.  Hingabewirtschaft,  die  einzig  denkbare 
Wirtschaftsgrundlage  der  Herrschaftslosigkeit,  des  Anarchismus.  Es  ist 
jedenfalls  echt,  wenn  W.  nach  diesem  zweiten,  in  manchen  Ausführungen 
mehr  wie  Dichtung  als  wie  Soziologie  anmutenden  Teil  einen  Schlußab- 
schnitt mit  den  Worten  beginnt:  »Eine  gerade  Linie  von  der  Oekonomie 
bis  zur  Liebe  —  das  ist  unser  Ergebnis.«  Dabei  will  ich  annehmen,  daß  IV. 
seine  Absicht,  die  Werturteile  als  Wissenschaft  hypothetisch  zu  begrün- 
den, bis  zum  letzten  Federstrich  im  Auge  behalten  hat  und  daß  er  auch  in 
seinen  Parallelen  zu  den  vier  Stufen  von  der  Ethik  z.  B.  nur  sagen  will : 
wenn  du  Hingabewirtschaft  treiben  willst,  dann  muß  deine  Ethik  sein: 
Gib!  Vergib!  (S.  150)  wie  die  Ethik  der  Gemeinwirtschaft  verlangen 
müsse:  einer  für  alle,  alle  für  einen.  »Nicht  ich,  sondern  Du;  ich  will 
lieber  daß  Du  verfügst.  Das  ist  der  Sinn  der  Hingabe  oder  Widmung.« 
Geniale  Weisheit  des  Christentums  greife  mit  dem  einfachen  Kunstgriff 
ein,  daß  vergeben  werde,  was  der  andere  schuldig  bleibt.  »Ruhig  den 
Weg  des  Gebens  weiterzugehen,  seinen  Lohn  in  sich  tragend,  ist  die 
einfachste  Erledigung.«  Eine  Schranke  für  dieses  Prinzip  ziehe  nur 
die  Menschenökonomie. 

All  dies  und  so  viel  anderes  ist  außerordenlich  edel  gedacht,  ist 
genau  so  sympathisch  wie  die  Persönlichkeit  des  Verfassers,  klingt  un- 
gemein gewinnend,  nur  ist  das  keine  Soziologie  der  Wirtschaft  auf  der 
Grundlage  der  Tatsachen,  sondern  ein  Bekenntnis  zu  einer  vom  edelsten 
Geist  sozialen  Christentums  getragenen  Sozialethik,    der    es  vor   allem 
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an  der  Läuterung  des  durch  die  Gemeinwirtschaft  freiheitsgefährdenden 
Sozialismus  gelegen  ist.  Natürlich  ist  weder  die  edle  Gesinnung  dieses 
ausgesprochenen  Wertstandpunktes  noch  dieser  selbst  das  Bedenkliche 
an  dem  Buche,  das  W.  seinen  Schülern  widmet,  sondern  es  ist  das 
restlose  Ineinanderfließen  von  Philosophie,  Ethik,  Soziologie  und  Oeko- 
nomie  unter  dem  Namen  »Oekonomie  ,  durch  das  der  Jünger  unsrer 
Wissenschaft  meiner  Ueberzeugung  nach  statt  in  möglichst  helles  Sonnen- 
licht geführt  zu  werden  in  einem  gewiß  nicht  reizlosen,  aber  gefähr- 
lichen Nebelzwielicht  gehalten  zu  werden  droht. 

München.  Z  w  i  e  d  i  n  e  c  k. 
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Preisaufgaben  der  Rubenow- Stiftung, 

I.  Die   Bündnispolitik  Bismarcks 

soll    erforscht   und    im  weiteren  Rahmen  der  Rolle  gewürdigt  werden, 
die   das  Deutsche  Reich  in  der  europäischen  Politik  von  seiner  Grün- 
dung bis  zum  Ausbruch  des  Weltkrieges  gespielt  hat. 
Preis  :  5000  Mark. 

2.  Die  Bedeutung  der  deutschen  Juristenfakultäten  als  Spruch- 
kollegien für  die  Rechtsentwickelung. 

Gewünscht  wird  eine  übersichtliche ,  systematische  Darstellung 
und  eingehende  Würdigung  einer  möglichst  großen  Menge  von  Rechts- 
gutachten der  deutschen  Juristenfakultäten  aus  der  Zeit  vom  16.  bis 
ins  19.  Jahrhundert.  Die  Untersuchung  kann  auf  das  Gebiet  des 
Privatrechtes  oder  des  öffentlichen  Rechtes  (Straf-,  Prozeßrechtes)  be- 
schränkt werden. 

Preis:   5000  Mark. 

Die  Bewerbungsschriften  sind  in  deutscher  Sprache  abzufassen. 
Sie  dürfen  den  Namen  des  Verfassers  nicht  enthalten,  sondern  sind 
mit  eirfem  Wahlspruche  zu  versehen.  Der  Name  des  Verfassers  ist  in 
einem  versiegelten  Zettel  zu  verzeichnen,  der  außen  denselben  Wahl- 
spruch trägt. 

Die  Einsendung  der  Bewerbungsschriften  muß  spätestens  bis  zum 
I.  März  1925  an  uns  geschehen.  Die  Zuerkennung  der  Preise  erfolgt 
am   17.   Oktober   1925. 

Als  Preis  für  jede  Aufgabe  haben  wir  5000  Mark  festgesetzt 

Greifswald,  im  April   1Q22. 

Rektor  und  Senat 

hiesiger  Preußischer  Universität. 
Kunze. 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


MITTELALTERLICHE  HANDWERKSVER- 
BÄNDE 


KARL  BÜCHER. 

Die  Handwerkerzünfte  des  Mittelalters  waren  rein  örtliche 
Organisationen,  und  es  ist  bekannt,  wie  ängstlich  der  Rat  darüber 
zu  wachen  pflegte,  daß  sie  nicht  über  den  Bereich  ihrer  Stadt 
hinausgriffen.  In  Frankfurt  a.  M.  war  nach  Niederwerfung  des 
ersten  Zünfteaufstandes  1366  das  Siegel  einer  jeden  Zunft  von 
Reichs  wegen  zerschlagen  worden  und  so  ihnen  die  Möglichkeit 
genommen  worden,  rechtsverbindliche  Urkunden  auszustellen  und 
beglaubigte  Aeußerungen  nach  außen  gelangen  zu  lassen.  Frei- 
lich war  damals  nicht,  wie  in  anderen  Städten,  den  Zünften  der 
briefliche  Verkehr  mit  Auswärtigen  untersagt  worden.  Erst  zu 
Anfang  des  XVI.  Jahrhunderts  wurde  ihnen  verboten,  versiegelte 
oder  verschlossene  Briefe,  die  an  die  Gesamtheit  gerichtet  waren, 
zu  öffnen;  vielmehr  mußten  solche  den  Bürgermeistern  übergeben 
werden,  denen  es  überlassen  blieb,  der  betreffenden  Zunft  von 
dem  Inhalte  Kenntnis  zu  geben. 

Unter  diesen  Umständen  fällt  es  auf,  daß  uns  eine  Reihe 
von  Vereinbarungen  (Bundesbriefe)  erhalten  geblieben  ist,  in  denen 
sich  die  Handwerker  desselben  Gewerbezweiges  aus  verschiedenen 
Städten  versprechen,  gleichheitliche  Normen  innnerhalb  ihres 
Gewerbebetriebs  überall  zu  beobachten  und  zugleich  die  Ver- 
pflichtung eingehen,  soweit  sie  zünftig  sind,  die  getroffenen  Verein- 
barungen in  ihren  Geboten  mit  den  örtlichen  Zunftordnungen  zu 
verlesen  und  Meister  und  Gesellen  eidlich  darauf  festzulegen. 
Solche  Verbände  sind  seither  schon  aus  den  sechs  wendischen 
Städten  und  aus  Überdeutschland   bekannt   gewesen ;  neuerdings 
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hat  sodann  Benno  Schmidt  in  seiner  Ausgabe  der  Frankfurter 
Zunfturkunden  ')  einige  zwanzig  solcher  Bundesbriefe  veröffent- 
licht, und  es  liegt  darin  nun  genügend  Material  vor,  um  über 
die  näheren  Umstände  dieser  Vereinbarungen  und  ihr  Verhältnis 
zu  den  örtlichen  Handwerkskorporationen  Klarheit  zu  gewinnen. 
Freilich  beschränken  sie  sich  nicht  auf  zünftige  Handwerke;  man 
darf  sogar  vermuten,  daß  unzünftige  und  solche  Gewerbe,  die  in 
eine  Mischzunft  eingegliedert  waren ,  eine  besondere  Neigung 
zum  Abschlüsse  solcher  Vereinbarungen  betätigt  haben. 

Im  ganzen  sind  23  Urkunden  unter  dem  Namen  Bundes- 
briefe veröffentlicht  worden;  ob  ihn  alle  verdienen,  kann  zweifel- 
haft erscheinen.  Die  Städte,  aus  denen  Meister  an  den  getroffenen 
Vereinbarungen  beteiligt  waren,  sind  i.  d.  R.  zu  Eingang  ange- 
fahrt. Es  sind  im  ganzen  Orte  des  Mittelrheins  und  der  Pfalz, 
am  häufigsten  außer  Frankfurt  Mainz,  Oppenheim,  Worms,  Speyer, 
Bingen,  ferner  Alzey,  Aschaffenburg,  Heidelberg,  Gelnhausen, 
Bacherach,  Eoppard,  Koblenz,  Kreuznach,  Wesel,  Neustadt  a.  d.  H.; 
seltener  kommen  elsässische  Städte  vor.  Die  Zahlen  der  beteiligten 
Orte  schwanken  zwischen  3  und  20.  Es  ist  dabei  von  den- 
jenigen Urkunden  abgesehen,  die  nicht  eigentlich  als  Bundes- 
briefe betrachtet  werden  können,  wie  von  den  Briefen  der  Keßler 
und  der  Steinmetzen,  welch  letzterer  zu  den  Bauhütten-Ordnungen 
gehört.  Nach  ihrer  Ausscheidung  bleiben  noch  9  Gewerbezweige, 
die  Bäcker,  Hutmacher,  Lohgerber,  Sattler,  Schmiede,  Schneider, 
Pergamenter,  Weißgerber  und  Holzschuhmacher  übrig,  deren 
Vereinbarungen  gleichartigen  Charakter  tragen.  Die  Form  der 
Urkunden  ist  bald  die  des  Vertrags,  bald  die  einer  gewöhnlichen 
Zunftordnung;  oft  wechselt  sie  bei  den  gleichen  Handwerken, 
bei  denen  Vereinbarungen  aus  verschiedener  Zeit  vorliegen.  Sie 
sind  von  der  Mitte  des  XIV.  bis  zum  Anfang  des  XVII.  Jahr- 
hunderts zu  verfolgen.  Ihre  ErhaUung  ist  nur  dem  zufälligen 
Umstände  zu  verdanken,  daß  Frankfurter  Handwerker  bei  den 
Vereinbarungen  beteiligt  waren.  Das  Material  ist  trümmerhaft 
und  wohl  für  keines  der  beteiligten  Handwerke  vollständig  vor- 
handen. Doch  sollen  Vermutungen  im  folgenden  möglichst  aus- 
geschlossen und  zunächst  über  den  Befund  in  aller  Kürze  be- 
richtet werden. 

I.  Der    älteste    der    genannten  Bundesbriefe  ist  ein   Vertrag, 


i)  Bd.  II,  S.  359—435   (weiterhin  zitiert  in  der  Abkürzung  Z.-U.). 
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der  zu  Worms  am  14.  September  1352  zwischen  je  zwei  Meister- 
mannen (Vorstehern)  der  B  äcker Zünfte  zu  Mainz,  Worms,  Speyer, 
Oppenheim,  Frankfurt,  je  zwei  namentlich  angeführten  Bäckern 
aus  Bingen  und  Bacherach  und  einem  Bäcker  aus  Boppard  ge- 
schlossen worden  ist,  und  zwar  namens  »der  Gemeinden  der 
Bäcker«  der  genannten  acht  Städte  ^).  Es  wird  damit  angedeutet 
sein,  daß  nicht  überall  Zünfte  bestanden,  wie  denn  auch  die 
Bäcker  aus  Bacherach  und  Boppard  am  Schlüsse  kein  Siegel 
anhängen  können,  weil  sie  über  ein  solches  nicht  verfügen.  Der 
Vertrag  fällt  noch  vor  das  Jahr  1355,  in  welchem  die  autonom 
von  den  Zünften  aufgestellten  Ordnungen  von  14  Handwerken 
die  Anerkennung  des  Rates  fanden,  und  in  der  Tat  findet  sich 
unter  den  Paragraphen  der  damaligen  Frankfurter  Bäckerordnung 
einer,  der  faule  Dienstboten  von  der  Arbeit  in  den  acht  Städten 
ausschließt 2j.  Im  Vertrage  von  1352  werden  sie  außerdem  für 
immer  von  der  Meisterschaft  verlustig  erklärt. 

Eigentliche  Handwerksknechte  sollen  slets  auf  ein  ganzes 
Jahr  gemietet  werden ;  ihr  Ziel  ist  auf  Weihnachten  festgesetzt. 
Wer  vor  demselben  gegen  den  Willen  seines  Meisters  austritt, 
dem  kann  dieser  das  Handwerk  verbieten,  bis  er  ihm  Genug- 
tuung geleistet  hat.  Verheiratet  sich  ein  Knecht,  so  soll  ihn 
sein  Meister  nicht  länger  behalten  als  bis  zum  Ziel,  »er  enkeuffe 
danne  den  märcket  und  werde  meister«.  Wird  er  das  und  will 
weiter  dienen,  so  kann  ihn  jeder  Meister  halten,  es  müßte  denn 
sein,  daß  seine  Frau  zu  Markte  säße  und  Grieß  und  Mehl  feil 
hielte.  Das  Abspannen  von  Knechten  ist  bei  Geldbuße  verboten. 
Der  Knecht,  welcher  ohne  des  Meisters  Wissen  und  Willen  auf 
der  Mühle  Kuchenbrot  bäckt,  macht  sich  straffällig,  und  jedem 
Dienstboten,  der  etwas  nimmt,  was  er  nicht  soll,  wird  das  Hand- 
werk verboten.  Der  Meister,  welcher  seinem  Knechte  über  den 
vereinbarten  Lohn  hinaus  einen  Rock  gibt,  verfällt  der  Buße  des 
Handwerks.  Knechte  oder  Mägde,  welche  um  des  Weines  willen 
einen  Meister  verlassen,  sollen  ihren  Dienst  verlieren.  Ein  Knecht, 
der  über  Nacht  aus  seines  Meisters  Hause  bleibt,  wird  straffällig 
und  ebenso  der  Meister,  der  ihn  über  Nacht  behält.  Ein  Knecht, 
dem  in  einer  der  beteiligten  Städte  das  Handwerk  verboten  wird 
und  der  darüber  die  Meister  belästigt  und  bedroht,  soll  nach 
dem  Rechte    einer   jeden  Stadt  beurteilt  werden ;    nötigenfalls  ist 

1)  Z.-U.  II,  S.  359  ff. 

2)  Z.-U.  I,  S.   19  §  7.     Vgl.  II,  S.  359  §  2. 
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der  Rat  anzugehen.  Verläßt  ein  gedingter  Knecht  seinen  Herrn 
und  säumt  ihn  an  seinem  Werke,  so  soll  er  in  den  acht  Städten 
bis  zur  Wiedergutmachung  verboten  sein,  und  wenn  trotzdem,  ein 
Meister  ihn  hielte,  so  soll  er  ihn  nach  vierzehntägiger  Kündigung 
bei  Strafe  entlassen. 

Besondere  Aufmerksamkeit  ist  den  Redern  geschenkt,  d.  h. 
denjenigen  Knechten,  welche  in  der  Mühle  das  Mahlgut  des 
Meisters  zu  überwachen  und  das  Mehl  auszusieben  hatten.  In 
Frankfurt  scheint  die  Zunft  zwei  Reder  gehalten  zu  haben,  welche 
den  Meistern  reihum  in  der  Mühle  zu  dienen  hatten  ij.  Die 
Reder  sollen  des  Gutes  der  Meister  in  der  Mühle  warten,  nicht 
zugeben,  daß  davon  gebacken  werde,  kein  eignes  Vieh  halten. 
Eine  besondere  Art  von  Reder  ist  der  Klei(en)knabe,  der  auf 
Stücklohn  arbeitet.  Ist  er  damit  nicht  zufrieden,  so  sollen  ihn 
die  anderen  Reder  bei  Verlust  ihres  Dienstes  nicht  mitessen 
lassen. 

Strafbar  macht  sich  ein  Meister,  der  einen  Lehrling  hält, 
welcher  »nicht  zu  dem  Handwerk  geboren  ist«  —  eine  Be- 
stimmung, die  fast  eine  Schließung  der  Zunft  zur  Folge  haben 
mußte.  Außerdem  werden  Vereinbarungen  getroffen  über  die 
Teilung  der  Spreu  zwischen  Bäcker  und  Müller  und  über  die 
Bestrafung  dessen,  der  einem  anderen  ein  Haus  oder  einen  Sitz 
(stul)  widerrechtlich  abgewinnt.  Schließlich  wird  der  Beitritt  zu 
den  Vereinbarungen  anderen  Städten  offen  gehalten. 

Da  eine  der  getroffenen  Vereinbarungen  in  der  Frankfurter 
Bäckerordnung  von  1355  und  zwei  andere  in  derjenigen  von  1377 
sich  finden,  das  erstemal  mit  ausdrücklicher  Berufung  auf  die 
acht  Bundesstädte,  so  steht  außer  Zweifel,  daß  die  Wormser 
Vereinbarung  die  örtliche  Handwerksgesetzgebung  beeinflußt 
hat.  Auch  ergibt  sich  daraus,  daß  von  selten  der  jedem 
Handwerk  zugeordneten  Ratsdepuiierten  der  Verlesung  der  Bundes- 
briefe in  den  Fronfastengeboten  keinerlei  Hindernis  bereitet 
wurde  ^),  daß  man  ihre  Bestimmungen  wie  integrierende  Bestand- 
teile des  örtlichen  Handwerksrechtes  ansah,  die  Meister  und 
Gesellen  in  gleicher  Weise  zu  halten  verpflichtet  waren. 

Ob  eine  zweite  Zusammenkunft  der  Bäcker  aus  den  acht 
Städten  im  XIV.  Jahrhundert  stattgefunden  hat,  wissen  wir  nicht. 


I)  Z.-U.  I,  S.  27  §  21  f.  II,  S.  361   §   18. 
■z)  Vgl.  z.  B.  Z.-U.  S.  46,   I. 
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Dagegen  liegt  ein  Bundesbrief  aus  dem  Jahre  1436  vor.  Die 
Uebereinkunft  heißt  diesmal  ordenunge  und  regerunge  und  be- 
zeichnet sich  als  eine  Wiederholung  von  »etlichen  alten  puncten 
und  artickeln,  die  wir  von  alter  yn  acht  steden  gehalten  han 
myt  etlichen  puncten  me,  die  uns  auch  noit  sin«  ;  doch  stimmt 
sie  inhaltlich  fast  ganz  mit  dem  Bundesbriefe  von  1352  überein, 
nur  daß  die  einzelnen  Bestimmungen  besser  geordnet  und  sprach- 
lich anders  gefaßt  sind  als  vorher.  Zu  den  früher  genannten 
acht  Städten  sind  noch  Wesel  und  Koblenz  hinzugekommen. 
Die  Veränderungen  beschränken  sich  auf  Kleinigkeiten ;  neue 
Punkte  sind  nicht  aufgenommen,  es  wäre  denn,  daß  man  die 
nunmehr  vorgeschriebene  jährlich  einmalige  Verlesung  der  Be- 
schlüsse als  solche  ansehen  wollte.  Wie  es  scheint,  sind  sie 
wieder  von  den  ordentlichen  Vorstehern  der  Zünfte  aus  den  ver- 
schiedenen Städten  gefaßt  worden. 

Dies  ist  nicht  mehr  der  Fall  in  dem  nächsten  Bundesbriefe, 
der  das  Datum  vom  23.  April  1513  trägt.  Die  Zusammenkunft 
hatte  diesmal  in  Mainz  stattgefunden  und  bestand  aus  Meistern, 
die  eigens  zu  diesem  Zweck  erwählt  worden  waren.  In  ihren 
Beschlüssen  weht  ein  anderer  Geist  als  in  denen  ihrer  Vorfahren. 
Vor  allem  verlangen  sie  für  die  Aufnahme  ins  Bäckerhandwerk 
eheliche  Geburt  und  Unbescholtenheit  von  Mann  und  Frau,  ein 
Meisterstück,  unsträflichen  Lebenswandel  und  redlichen  Geschäfts- 
betrieb. Entlassenes  Gesinde  darf  in  keiner  der  zehn  Städte 
wieder  zum  Dienste  oder  zur  Meisterschaft  zugelassen  werden. 
Knechte  dürfen  nur  auf  ein  ganzes  Jahr  und  auf  den  Weihnachts- 
termin gedungen  werden  ;  wer  ihn  nicht  einhält,  darf  nirgends 
als  Meister  aufgenommen  werden.  Abspannen  und  Ausbleiben 
über  Nacht  ist  wieder  verboten.  Meisterssöhnen  soll  man  in 
jeder  der  zehn  Städte  besonders  behilflich  sein.  Lehrlinge  dürfen 
nur  auf  Nachweis  ihrer  ehelichen  Herkunft  angenommen  werden. 
Kein  Meister  darf  mit  Henkern,  Wasenmeistern  oder  anderen 
bescholtenen  Personen  essen  und  trinken  oder  sonst  Gemeinschaft 
haben.  Kein  Meister  darf  Schweine  kaufen,  es  werde  denn  vom 
Verkäufer  auf  vier  Wochen  Gewähr  übernommen.  Bezüglich  der 
Reder  werden  die  früheren  Beschlüsse  wiederholt. 

Schließlich  wird  verabredet,  daß  man  am  Georgentage  in 
zehn  Jahren  wieder  zu  Mainz  zusammenkommen  wolle ;  doch 
sollten  die  Mainzer  Meister  zu  diesem  Tage  ein  Vierteljahr  vorher 
schriftlich  einladen.     Für  die  Zukunft  wird  die  Wahl  eines  anderen 
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Versammlungsortes  vorbehalten.  Ob  und  wie  weit  diese  Ab- 
sichten erfüllt  worden  sind,  bleibt  unsicher. 

Der  letzte  noch  vorhandene  Bundesbrief  datiert  erst  vom  Geor- 
gentag 1604.  Er  spricht  wieder  von  zehn  Städten,  nennt  aber  bloß 
je  zwei  bevollmächtigte  Delegierte  aus  acht  derselben.  Die  Ver- 
sammlung war  also  nicht  vollzählig.  Sie  verlangte  zum  Eintritt  m 
das  Bäckerhandwerk  Geburts-  und  Lehrbrief  sowie  zwei  Jahre  Mut- 
zeit und  ein  Meisterstück.  Jeder  Meister  soll  in  Gewicht  und  Preis 
der  Backwaren  sich  den  obrigkeitlichen  Vorschriften  fügen.  Die 
Knechte  werden  nicht  mehr  auf  ein  ganzes  sondern  nur  noch 
auf  ein  halbes  Jahr  gedungen.  Zieltage  sind  die  beiden  Johannis- 
tage (24.  Juni  und  27.  Dezember) ;  vorzeitiger  Austritt  zieht  Aus- 
schluß vom  Handwerk  und  von  der  Meisterschaft  nach  sich,  es 
sei  denn,  der  Fehlbare  habe  zur  Sühne  einen  Gulden  in  die 
Büchse  der  Meister  seiner  Stadt  gezahlt.  Untreue,  Ausbleiben 
über  Nacht,  Abspannen  von  Gesinde  sind  straffällige  Vergehen 
der  Gesellen.  Der  Lehrling  soll  seinen  Geburtsbrief  vorzulegen, 
mindestens  zwei  Jahre  zu  lernen  verpflichtet  sein  und  nicht  unter 
20  fl.  Lehrgeld  zahlen.  Knechte,  die  im  Streit  von  einem  Mei- 
ster gegangen  sind,  sollen  nirgends  vor  ordnungsmäßigem  Aus- 
trag dieser  Angelegenheit  in  Dienst  genommen  werden.  Die 
Bestimmungen  über  die  Begünstigung  der  Meisterssöhne,  den 
Schweinekauf,  die  Reder  werden  teils  wiederholt,  teils  vervoll- 
ständigt. Neue  Kunden  sollen  nur  angenommen  werden,  wenn 
der  früher  von  ihnen  beschäftigte  Bäckermeister  bezahlt  ist. 
Stück-  und  Lohnbäcker  sollen  den  Weißbäckern  keine  unlautere 
Konkurrenz  machen.  In  jeder  der  beteiligten  Städte  sollen  die 
Zünfte  ihre  Obrigkeit  zur  Verfolgung  der  »Handwerksverderber 
auf  dem  Lande«  auffordern.  Der  Bundesbrief  soll  nicht  bloß 
jedem  neuen  Zunftbruder,  sondern  auch  den  neu  eintretenden 
Bäcker-  und  Müllerknechten  vorgelesen  werden.  Die  nächste 
Zusammenkunft  soll  zehn   Jahre   später    in  Frankfurt    stattfinden. 

Als  aber  diese  Zeit  gekommen  war,  am  Georgitag  1614, 
herrschten  in  Frankfurt  die  schweren  bürgerlichen  Unruhen  des 
Fettmilch-Aufstandes,  und  man  dürfte  darüber  schwerlich  Zeit 
und  Stimmung  gefunden  haben,  an  den  Bäckertag  der  zehn 
Städte  zu  denken.  Mit  dem  Aufstande  ging  die  alte  Gewerbe- 
verfassung zugrunde,  und  es  ist  kaum  anzunehmen,  daß  der  ver- 
bliebene Rest  der  Bäckerzunft  zur  Wiederaufnahme  früherer  Be- 
ziehungen   geeignet   gewesen    wäre.     Der   Bundesbrief  von    1604 
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ist  demnach  als  der  letzte  seiner  Art  anzusehen.  Er  schließt 
eine  Periode  von  dritthalb  Jahrhunderten  ab,  in  der  man  ver- 
sucht hatte,  für  einen  einzelnen  Gewerbezweig  auf  föderativem 
Wege  das  zu  erreichen,  was  später  der  Merkantilismus  für  ganze 
Staatsgebiete  durchgeführt  hat,  die  Vereinheitlichung  der  Zunft- 
gesetzgebung. Gerade  darin,  daß  der  Bäckerbund  seine  Verein 
barungen  nicht,  wie  man  früher  geglaubt  hat,  auf  das  Arbeits- 
verhältnis beschränkt,  sondern  auch  anderen  Interessen  des  Berufes 
gerecht  zu  werden  versucht  hat,  liegt  das  Bemerkenswerte.  Und 
hier  zeigt  sich  die  von  der  Mitte  des  XIV.  bis  zum  Beginn  des 
XVI.  Jahrhunderts  eingetretene  Entwicklung  wenigstens  darin, 
daß  der  Zugang  zur  Meisterschaft  mit  immer  mehr  Schranken 
umgeben  wird,  während  den  Gesellen  gegenüber  deutlich  mildere 
Saiten  aufgezogen  werden.  Man  darf  darin  eine  Wirkung  der 
inzwischen  zur  Blüte  gelangten  Gesellenverbände  erkennen. 

2.  Diese  offenbart  auch  der  Zweitälteste  Bundesbrief,  der- 
jenige der  Schmiede  aus  Mainz,  Worms,  Speyer,  Frankfurt, 
Gelnhausen,  Aschaffenburg,  Bingen,  Oppenheim  und  Kreuznach 
vom  13.  Mai  1383  ').  Er  ist  ausdrücklich,  wie  im  Eingange  ge- 
sagt ist,  »umb  fnedswillen  zwuschen  uns  und  unsern  knechten* 
errichtet.  Im  ersten  Paragraphen  wird  das  Vertrinken  der  neu 
anziehenden  Knechte  und  ihr  Namengeben  bekämpft,  was  nicht 
anders  als  auf  eine  bereits  bestehende  Gesellenverbindung  ge- 
deutet werden  kann  2).  Ferner  werden  Knechte,  denen  von 
Meistern  Unrecht  geschehen  ist,  an  die  Zunftvorsteher,  nötigen- 
falls auch  an  das  Gericht  verwiesen  und  ihnen  versprochen,  daß 
die  Meister  ihnen  dort  zur  Erlangung  ihres  Rechtes  behilflich 
sein  wollen.  Einen  Knecht,  der  seinem  Meister  vorzeitig  aus 
dem  Dienste  gehe  oder  ihm  Geld  schuldig  bliebe,  soll  kein 
Meister  in  den  neun  genannten  Städten  hausen,  hofen  oder  halten, 
ehe  er  seine  Schuldigkeit  erfüllt  habe.  Kein  Knecht  solle  einen 
Meisterknecht  ^)    verbieten;    im  Falle    des  Ungehorsams   sollte  er 

1)  Z.-U.  II,  S.  390  flf.      Böhmer,  U.  B.  S,  760  f. 

2)  Das  Brüderschaftsbuch  der  Schlossergesellen,  über  welches  ich  in  rAeiner 
Bevölkerung  von  Fr.  I,  S.  610  fF.  gehandelt  habe,  beginnt  allerdings  erst  mit  dem 
Jahre  1402,  deutet  aber  an,  daß  schon  vorher  ein  ähnlicher  Verband  bestanden 
hat.  Die  Namen,  welche  sie  den  Gesellen  gaben,  sind  freigewählte  Annamen, 
wie  Böhmer  richtig  empfunden  hat.  Solche  werden  in  dem  Mitgliederverzeichnis 
des  Schlosserbuchs  mehrfach  genannt  z.  B.  Machenhammer,  Labeisen,  Lobedensinn, 
Lolseisen,  Hämmerlein,   Indemgrase,  Wildermut,  Schloßnagel. 

3)  Ueber  diese  Kriegk,  Bürgerzwiste,  8.   396. 
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nirgends  mehr  im  Handwerk  geduldet  werden,  und  zwar  nicht 
bloß  in  den  beteiligten  Orten,  sondern  in  jeder  Stadt,  die  sich 
ferner  ihnen  noch  anschließen  werde.  Jeder  Begünstiger  sollte 
gleich  dem  Täter  bestraft  werden. 

Dies  ist  der  ganze  Inhalt  des  Bundesbriefes  von  1383.  Ein 
zweiter  aus  dem  Jahre  1413  enthält  die  Beschlüsse,  welche  »die 
hantwerge  der  schmidde  und  eytgenossen«  auf  einem  Tage  zu 
Oppenheim  gefaßt  hatten.  Sie  bestätigen  zunächst  den  früheren 
Bundesbrief  und  ordnen  an,  daß  derselbe  alljährlich  vor  Meistern 
und  Knechten  in  jeder  Stadt  gelesen  werden  solle.  Wer  ihn 
übertritt,  soll  mit  5  fi.  bestraft  werden  und  ebenso  seine  Be- 
günstiger. Kein  Meister  soll  einen  Schmiedknecht  über  14  Tage 
halten,  der  nicht  auf  den  Bundesbrief  verpflichtet  worden  wäre. 
Schließlich  wird  neu  beschlossen,  daß  kein  Meister  bei  Strafe 
einem  Knechte  Essen  in  den  Wein  schicken  solle.  Käme  eine 
Stadt  durch  die  Beschlüsse  in  Not,  so  sollten  die  drei  nächst- 
gelegenen Städte  zur  Hilfe  aufgeboten  werden. 

Weitere  Bundesbriefe  der  Schmiede  sind  nicht  vorhanden. 
Nun  umfaßte  die  Frankfurter  Schmiedezunft  alle  Handwerke, 
welche  unedle  Metalle  verarbeiteten  *),  und  in  der  zweiten  Hälfte 
des  XV.  Jahrhunderts  weigerten  sich  die  Knechte  der  Kann- 
gießer, Keßler,  Haubenschmiede  und  Platner  gleich  den  Huf- 
schmiedknechten den  ihnen  ebenfalls  angesonnenen  Eid  auf  den 
Bundesbrief  zu  leisten.  Der  Rat  entschied  sie  dahin,  daß  der 
Bundesbrief  nur  für  Huf-  und  Kleinschmiede  Gültigkeit  haben 
solle,  während  die  übrigen  Handwerke  nach  Laut  ihrer  besonderen 
Bundesbriefe  verfahren  sollten  -).  Es  scheinen  also  mehrere  der- 
artige Verbände  mit  auswärtigen  Städten  bestanden  zu  haben, 
und  der  Rat  verlangte  nur,  daß  jedes  Handwerk  die  daraus  er- 
wachsenden Kosten  selber  trage  und  daß  kein  neuer  Verband 
oder  Artikel  ohne  sein  Vorwissen  ins  Leben  gerufen  werde. 

Unterlagen  darnach  die  Bundesbriefe  für  eine  Mehrzahl  von 
Städten  in  Frankfurt  keinen  anderen  Beschränkungen  als  die 
Ordnungen  des  ortsansässigen  Handwerks,  so  muß  es  fast  wunder- 
nehmen, daß  aus  dem  Bereiche  des  Schmiedehandwerks  sonst 
nichts  einem  Bundesbriefe  Aehnliches  erhalten  geblieben  ist  außer 
einem  Keßlerprivileg  und  zwei  Bundesbriefen  der  Holzschuh- 
macher. 


i)  Vgl.  meine  Berufe,  Einleitung  S.   17. 

2)  Z.-O.  I,  S.  464  ^  26  und  27.     S.  469  §  36  ft. 
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Unter  den  Keß  lern  sind  nicht  die  Kupferschmiede  in  der 
Stadt  sondern  die  umherziehenden  Kesselflicker  zu  verstehen. 
Sie  hatten  sich  in  neun  Kreisen  des  Reiches  zu  zunftähnlichen 
Vereinigungen  zusammengetan,  die  sich  unter  kaiserlichen  Schutz 
gestellt  hatten  i).  Unter  unseren  Bundesbriefen  ist  ein  von 
Ruprecht  von  der  Pfalz  i.  J.  1405  ausgestellter  und  1468  von 
Friedrich  III.  bestätigter  Schutzbrief  für  die  Bezirke  des  Pfälzischen 
Kreises  abgedruckt  ^),  der  kaum  in  diesen  Zusammenhang  gehört. 
Ueber  den  Inhalt  der  Keßler-Ordnung  des  Kreises  fehlen  leider 
die  Nachrichten. 

3.  Dagegen  sind  die  beiden  Bundesbriefe  der  Holzschuh- 
macher von  1412  und  aus  der  Zeit  >>vor  1473«  auch  inhaltlich 
insofern  bemerkenswert,  als  sie  zeigen,  wie  unter  dieser  Form 
der  Vereinigung  selbst  solche  Gewerbe  zu  einer  Ordnung  ge- 
langen konnten,  welche  in  keiner  Stadt  Zunftrecht  genossen. 
Allerdings  scheinen  die  Holzschuhmacher  sich  in  Frankfurt  a.  M., 
ähnlich  wie  die  Kistener,  Wagner  und  Pfluger,  früher  vorüber- 
gehend zur  Schmiedezunft  gehalten  zu  haben,  weil  ihre  Erzeug- 
nisse stark  mit  Eisen  beschlagen  waren.  Wenigstens  finden  sich 
in  dem  Bürgerverzeichnis  von  1387  unter  den  Schmieden  auch 
8  Holzschuhmacher  genannt  3).  Aber  die  Verbindung  scheint 
keine  dauernde  gewesen  zu  sein,  und  in  ihrem  Bundesbriefe  von 
1412  ist  nur  die  Rede  von  Angehörigen  dieses  Gewerbes  in  Mainz, 
Frankfurt  und  Bingen,  die  mit  einzeln  genannten  Berufsgenossen 
aus  Worms,  Alzey,  Boppard,  Aschaffenburg,  Seligenstadt  und 
Dieburg  sich  über  gewisse  Punkte  vereinbart  haben.  Der  Text 
dieser  Vereinbarung  macht  ganz  den  Eindruck  einer  wirklichen 
Zunftordnung. 

Er  enthält  zunächst  eingehende  Vorschriften  über  den  Frank- 
furter Eisenhandel,  der  nur  den  Meistern  zugänglich  sein  soll. 
Die  Marktstände  sollen  überall  verlost  werden,  und  es  soll  dabei 
nur  der  berücksichtigt  werden,  der  Holzschuhe  im  einzelnen  ver- 
kauft. Wer  Guldenwerte  (also  im  großen)  verkauft,  soll  nur  in 
seinem  Hause  feilhalten  dürfen.  Sodann  werden  für  den  Klein- 
handel die  Preise  der  verschiedenen  Arten  von  Holzschuhen  fest- 
gesetzt.    Für  Zweifelsfälle  sollen    in  jeder  Stadt  Bescher  gewählt 


i)  Vgl.  Mitteilungen    des    Vereins    für  Gesch.  u.  Altertumskunde    zu    Frank- 
furt a.  M.  V,  S.    136  f. 

2)  Z.-U.  II,  S.  387  flf. 

3)  Bevölkerung  I,   S.  93. 
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werden.  Das  Lehrgeld  wird  auf  20  fl.,  die  Lehrzeit  auf  zwei  Jahre 
bestimmt;  darnach  soll  das  vom  Lehrling  zu  stellende  Bettzeug 
dem  Lehrmeister  zufallen.  Niemand  darf  mehr  als  zwei  Knechte 
halten;  ein  mitarbeitender  Sohn  wird  für  einen  Knecht  gerechnet, 
während  ein  Lehrling  nicht  mitzählt.  Jeder  Knecht  soll  von 
seinem  Meister  auf  diese  Bestimmungen  vereidigt  und  ein  Meister, 
der  sie  übertritt,  mit  6  fl.  Buße  belegt  werden,  wenn  er  mit  2 
oder  3  unverdächtigen  Männern  überführt  wird.  Ein  Knecht,  der 
seinem  Meister  Geld  schuldig  geblieben  ist,  darf  von  keinem 
andern  beschäftigt  werden. 

Schließlich  wird  beschlossen,  alle  Jahre  zweimal  zusammen- 
zu  kommen.  Wer  ausbleibt,  wird  bestraft  und  hat  sich  den  Be- 
schlüssen der  übrigen  zu  unterwerfen.  Wer  einen  Knecht  dingt, 
hat  ihn  auf  den  Bundesbiief  zu  vereidigen.  Ueber  den  Ver- 
sammlungsort ist  nichts  gesagt.  Aber  es  ist  klar,  daß  die  Be- 
schlüsse in  der  Festsetzung  von  Einheitspreisen  weit  über  das 
hinausgingen,  was  der  Frankfurter  Rat  seinen  eignen  Zünften 
gestattete  i). 

Ob  tatsächlich  halbjährige  Versammlungen  diesen  Beschlüssen 
gefolgt  sind,  wissen  wir  nicht.  Der  zweite  erhalten  gebliebene 
Bundesbrief  der  Holzschuhmacher  aus  der  Zeit  vor  1473  ist  zum 
Teil  zwischen  anderen  Städten  vereinbart  als  der  erste,  indem 
an  Stelle  von  Mainz,  Boppard,  Seligenstadt  und  Dieburg  nun- 
mehr Speyer,  Heidelberg,  Kreuznach,  Oppenheim,  Gelnhausen, 
Ortenberg,  Friedberg  und  Butzbach  genannt  werden.  Auch 
kleidet  er  sich  nicht  in  die  Form  eines  Vertrages  sondern  nennt 
sich  »ordenunge  und  bruderschafift«  und  ersucht  den  Rat  um  Be- 
stätigung. Die  Beschlüsse  wollen  am  Sonntag  das  Feilhalten 
und  das  Hausieren  auf  den  Dörfern  verboten  haben,  bitten  um 
Abstellung  unlauteren  Wettbewerbs  von  Dorfhandwerkern  und 
wiederholen  den  früheren  Preistarif.  Ob  der  Bundesbrief  die 
Zustimmung  des  Rates  gefunden  hat,  bleibt  unsicher.  Jedenfalls 
beweist  die  Klage  am  Eingange,  daß  frühere  Beschlüsse  nicht 
gehalten  worden  seien,  daß  es  nicht  gelungen  war,  auf  diesem 
Wege  die  eingerissene  Unordnung  im  Gewerbe  zu  beseitigen. 

4.  Der  zeitlich  nun  folgende  Bundesbrief  ist  derjenige  der 
Sattler  und  Zeugmacher  (Kummeter)  aus  dem  Jahre  1439, 
Er  unterscheidet   sich    von    allen  anderen  dadurch,    daß  er  Ver- 


1)  Vgl.  Kriegk,  Bürgerzwiste,  S.  375. 
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einbarung^on  r-wjschen  Meistern  und  Gesellen  enthält,  die 
auf  drei  aufeinanderfolgenden  Versammlungen  in  den  Jahren 
1437 — 1439  zu  Worms  getroffen  worden  waren.  Die  Zusammen- 
künfte fanden  jedesmal  an  einem  Sonntage  um  den  Galllistag 
(16.  Oktober)  statt.  Die  Namen  der  Teilnehmer  sind  sämtlich 
angeführt.  Anwesend  waren  von  den  Meistern  je  8  aus  Worms 
und  Mainz,  je  5  aus  Landau  und  Heidelberg,  je  4  aus  Speyer 
und  Bingen,  je  2  aus  Kreuznach  und  Oppenheim  und  je  1  aus 
Weißenburg,  Zabern,  Zweibrücken,  Neustadt  a.  d.  H.,  Alzey, 
Kaiserslautern,  Bensheim,  Bruchsal  —  im  ganzen  also  46,  wobei 
anzunehmen  ist,  daß  die  Teilnehmer  öfter  werden  gewechselt 
haben.  Die  Gesellen  werden,  in  der  Regel  ohne  Angabe  der 
Herkunft,  mit  Vor-  und  Zunamen  aufgeführt.  Ihrer  sind  im 
ganzen  41,  und  da  unter  ihnen  je  einer  aus  Baden,  Frankfurt, 
Münster,  Heidelberg  und  Straßburg  genannt  wird,  so  ergibt  sich, 
daß  die  Versammlung  vom  Ober-  und  Mittelrhein  sowie  aus  dem 
Elsaß  und  der  Pfalz  beschickt  war.  Ihre  sehr  ausführlichen  Be- 
schlüsse nennen  sie  eine  Ordnung.  >'Dise  haut  sy  also  gesatzt, 
gemacht  und  geordenert  umb  nütze,  ere  und  fromens  willen 
unsirs  hantwergis  und  allirmenlich,  dy  des  bruchende  synt,  off 
das  sich  under  uns  arme  und  rieh  sich  erneren  mögen  und  sonder- 
Hchen  daz  allermenlich,  dy  solichs  gebruchent,  es  sy  edel  adir 
unedel,  riche  ader  arme,  damit  bewart  sy  und  unser  hantwerg 
von  unß  adir  sust  von  nymant  unsers  hantwergis  nicht  geswecht 
adir  geschant  werde.«  Jeder  Teilnehmer  erhält  eine  Abschrift 
der  Beschlüsse,  die  auf  einer  jedes  Jahr  stattfindenden  Versamm- 
lung geändert  werden  können  und  verpflichtet  sich,  sie  unver- 
brüchlich zu  halten. 

Die  Ordnung  trifft  zunächst  Festsetzungen  über  die  An- 
fertigungsweise einzelner  Sattlerwaren  (Sättel,  Wagenbäume, 
Köcher)  und  die  dabei  unzulässigen  Rohstoffe.  Ein  Sattler  soll 
keinen  Gürtler,  ein  Kummeter  keinen  Schuhmacher  in  seiner 
Werkstatt  beschäftigen.  Niemand  soll  von  einem  Riemenschneider 
kaufen,  der  Schinderleder  verwendet  oder  mit  einem  Landmeister 
Gemeinschaft  habe.  Entlaufene  Lehrlinge  und  solche,  die  bei 
einem  Landmeister  gelernt  haben ,  soll  kein  Meister  dingen. 
Keiner  darf  mehr  als  einen  Lehrling  halten,  und  dieser  soll  kein 
Bastard  sein.  Wer  nicht  drei  Plappart  die  Woche  verdienen 
kann,  soll  weiter  als  Lehrling  behandelt  werden.  Kein  Gesell 
oder    Junge    soll    auf    einem    öffentlichen    Platze     »rasseln    oder 
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spielen«;  verlangt  ihn  nach  Kurzweil,  so  soll  er  sie  auf  der  Ge- 
sellen Stube  suchen.  Kein  Junge  darf  bei  Strafe  Schnürschuhe 
oder  gefärbte  Schuhe  tragen.  Kein  Meister  soll  einem  Jungen 
zu  essen  geben  mit  einem  Gesellen.  Keiner  der  letzteren  soll 
das  Handwerksgeschenk  erhalten,  der  innerhalb  eines  Viertel- 
jahres zum  zweiten  Male  in  eine  Stadt  kommt.  Wer  von  seinem 
Meister  wandert,  soll  zuvor  mit  diesem  rechnen.  Ein  Meister 
oder  Geselle,  der  sich  an  die  Beschlüsse  des  Verbandstages  nicht 
kehrt,  darf  nicht  darauf  rechnen,  daß  sein  Lehrling  oder  Sohn 
die  Unterstützung  des  Handwerks  findet.  Das  Abspannen  von 
Gesinde  ist  verboten.  Keiner  soll  auf  einen  Jahrmarkt  fahren, 
der  nicht  ein  gefreiter  Jahrmarkt  ist  und  über  vier  Meilen  ent- 
fernt ist.  Ausgenommen  sind  die  vier  Märkte  zu  Kaiserslautern, 
St.  Johann,  Gerau  und  Bruchsal.  Bei  Streitigkeiten  zwischen 
Meistern  und  Gesellen  soll  ein  aus  beiden  Parteien  zusammen- 
ges  >tztes  örtliches  Schiedsgericht,  nötigenfalls  unter  Hinzuziehung 
von  Meistern  der  Nachbarstädte  entscheiden.  Vermögen  diese 
die  Sache  nicht  zu  schlichten,  so  soll  sie  vor  den  Stadtrat  oder 
das  Gericht  gebracht  werden. 

Schließlich  wird  auf  die  Uebertretung  jedes  Artikels  dieser 
Vereinbarung  .die  Buße  von  einem  Gulden  gesetzt  und  für  die 
Zukunft  die  Zahl  der  Delegierten  bestimmt,  welche  jede  Stadt 
zu  einer  Versammlung  schicken  darf.  Auf  die  ziemlich  umständ- 
liche Kasuistik  der  einzelnen  Bestimmungen  kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden.  Genug,  daß  der  Bundesbrief  eine  Reihe  von 
Vorschriften  enthält,  die  in  den  Gewerbebetrieb  der  Meister  ein- 
schneiden, während  eine  nähere  Regelung  der  Gesellenverhält- 
nisse mit  Absicht  vermieden  zu  sein  scheint.  Wie  viele  von  den 
beteiligten  Städten  eigne  Sattlerzünfte  hatten,  ist  unbekannt.  In 
Frankfurt  a.  M.  waren  1355  und  1377  die  Sattler  zwar  mit  den 
Schildern,  Malern,  Glasern,  Scherern  usw.  in  einer  Mischzunft  unter- 
gebracht worden^);  aber  in  dem  Bürgerverzeichnis  von  1387  er- 
scheinen sie  als  unzünftig,  ebenso  wie  die  berufsverwandten 
Kummeter  2);  erst  1463  erhalten  beide  Handwerke  eine  eigne 
Zunftordnung^}.  Einzelne  Bestimmungen  der  letzteren  stimmen 
zwar  inhaltlich  mit  solchen  des  Bundesbriefes  von  1439  überein; 


i)  Z.-O.  I,  S.  423  ff. 

2)  Bevölkerung  I,  S.    120,    143. 

3)  Z.-O.  I,  S.  434  ff. 
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es  läßt  sich  aber  nicht  nachweise*n,    daß   sie   von  ihm  beeinflußt 
worden  sind. 

5.  Im  Jahre  1444  beschUeßen  die  Lohgerber  (lauwer)  aus 
zwanzig  Städten  am  Mittehhein  und  in  der  Pfalz  eine  ähnliche 
Uebereinkunft,  in  der  hauptsächlich  über  den  Häutekauf  und  das 
Lehrlingswesen  nähere  Bestimmungen  getroffen  werden.  Lohn- 
häute dürfen  nicht  gegerbt  werden.  Einem  Schuster  soll  nicht 
mehr,  als  der  eigne  Bedarf  erfordert,  einem  Metzger  nicht  mehr 
als  2  Häute  und  4  Felle  gegerbt  werden.  Kein  Meister  darf 
mehr  als  6  Escher,  jeden  mit  nicht  mehr  als  20  Häuten  unterhalten. 
Kein  Meister  soll  mehr  kaufen,  als  er  mit  seinem  Gesinde  zu 
verarbeiten  vermag  und  Häute  nicht  zum  Gerben  aus  dem  Hause 
geben,  auch  nichts  von  Vorkäufern  oder  Abdeckern  kaufen. 
Andern  Städten  oder  Dörfern  ist  der  Beitritt  zu  den  Verein- 
barungen vorbehalten.  Wer  die  Bestimmungen  derselben  bricht, 
verliert  sein  örtliches  Zunftrecht  und  hat  10  fl.  als  Buße  zu  zahlen  ; 
wohnte  er  an  einem  Orte,  in  welchem  keine  Löherzunft  bestände, 
so  verliere  er  sein  Handwerk,  und  die  10  fl.  fielen  an  die  nächste 
Zunft. 

Die  bemerkenswerteste  Eigentümlichkeit  dieses  Bundesbriefes 
dürfte  darin  bestehen,  daß  Stadtmeister  und  Dorfhandwerker 
in  ihm  gleich  behandelt  werden.  Davon  ist  in  einem  zweiten 
Bundesbriefe  desselben  Gewerbezweiges,  der  vom  24.  Juli  1490 
datiert  ist,  keine  Rede  mehr.  Auch  fehlt  es  an  jeder  Bezugnahme 
auf  frühere  Vereinbarungen.  Alle  Paragraphen  des  neuen  Ueber- 
einkommens  beziehen  sich  auf  die  Gesellenverhältnisse.  Nur 
die  Beteiligung  derselben  Städte  erinnert  an  die  frühere  Ueber- 
einkunft. 

6.  Sehr  ausführliche  Bundesbriefe  der  Schneider  sind  vor- 
handen aus  den  Jahren  1457,  1496,  1565  und  1589^).  Der  Be- 
stand der  beteihgten  Städte  ist  keineswegs  ein  durchweg  fester. 
Ihre  Zahl  betrug  1457:  20,  1496:  ii,  1565:  17  und  1589:  19. 
Uebrigens  ist  der  älteste  dieser  Bundesbriefe  keineswegs  der 
erste  seiner  Art.  Er  bezeichnet  sich  vielmehr  als  Erneuerung 
früheren  Gebrauchs;  es  scheint  ihm  also  ein  anderer  Bundesbrief 
vorausgegangen  zu  sein.  Außerdem  wird  er  auf  eine  bestimmte 
Zeit,  nämlich  28  Jahre  nach  dem  Datum  seiner  Ausstellung,  ab- 
geschlossen. Ob  besondere  Delegierte  oder  die  ordentlichen 
Zunftvorsteher  oder  andere  zufällig  zusammengekommene  Meister 

I)  Z.-U.  II,  S.   399—421. 
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ihn  abgeschlossen  haben,  bleibt  im  Dunkeln.  Da  jedoch  am 
Schlüsse  von  den  Zunftsiegeln  die  Rede  ist,  so  darf  angenommen 
werden,  daß  ein  offizieller  Akt  der  betreffenden  Korporationen 
vorliegt. 

Die  Eingangsbeschlüsse  beziehen  sich  auf  die  Knechte.  Der 
Lohn  wird  für  jede  (halbjährige)  Periode  (Ziel)  auf  2  U  festge- 
setzt. Wer  früher  austritt,  soll  in  keiner  der  beteiligten  Städte 
eine  Stelle  finden,  ehe  er  den  alten  Arbeitgeber  befriedigt  hat. 
Der  Meister,  welcher  ihn  trotzdem  annimmt,  macht  sich  strafbar. 
Es  darf  ein  Knecht  alle  14  Tage  einen  Tag  feiern,  es  müßte 
denn  ein  Feiertag  in  der  betreffenden  Woche  sein.  Feierte  er 
mehr,  so  ist  die  Versäumnis  ihm  am  Lohne  abzuziehen.  Lohn- 
streitigkeiten sind  überall  vor  die  Zunftvorsteher  zu  bringen; 
ebenso  sonstige  Zweiungen;  nötigenfalls  ist  das  weltliche  Gericht 
heranzuziehen.  Vor  dem  Austrag  darf  kein  Meister  den  Knecht 
beschäftigen,  auch  nicht  in  einer  anderen  Stadt.  Kein  Knecht 
dar^  eigne  Arbeit  von  einem  Kunden  übernehmen.  Ohne  Er- 
laubnis des  Meisters  der  Bruderschaft  —  so  wird  die  Vereinigung 
stets  genannt  —  dürfen  die  Schneiderknechte  nirgends  ein  Gebot 
halten.  Fremden  Städten  steht  der  Beitritt  zur  Vereinigung 
offen.  Die  Städte,  welche  Zunftsiegel  haben,  beglaubigen  die 
Urkunde,  jede  für  mehrere  andere  Städte,  die  solche  Siegel  nicht 
besitzen. 

Der  Bundesbrief  von  1496  beruht  auf  Beschlüssen  einer  zu 
Worms  abgehaltenen  Versammlung,  bestätigt  die  früheren  Verein- 
barungen und  triftt  neue  Festsetzungen.  Wer  dem  Schneider- 
handwerk angehören  will,  soll  dem  Kunden  immer  vorher  den 
Stoffbedarf  wahrheitsgetreu  anzugeben  verpflichtet  sein.  Ueberall 
sollen  6  oder  8  Meister  als  Schaumeister  aufgestellt  werden. 
Einen  ehelichen  Sohn  soll  jeder  in  seine  Kunst  einweihen  dürfen, 
aber  nur  mit  Hinzuziehung  zweier  Meister  seines  Handwerks. 
Sonst  sollen  nur  eheliche  Knaben  als  Lehrlinge  angenommen 
werden  dürfen,  nicht  unter  2  Jahren  lernen  und  müssen  mindestens 
10  fl.  Lehrgeld  zahlen.  Ein  Lahmer  darf  nicht  als  Lehrling  an- 
genommen werden.  Ferner  müssen  bei  der  Aufdingung  zwei 
andere  Meister  des  Schneiderhandwerks  zugezogen  werden. 
Streitigkeiten  zwischen  Meistern  sollen  vor  das  Handwerk  oder 
die  Stadtobrigkeit  gebracht  werden.  Kein  auswärtiger  Schneider 
darf  mit  den  Einheimischen  in  Wettbewerb  treten,  ebenso  kein 
Geselle.      Jede    Stadt    oder  Herrschaft    kann    die    beschlossenen 
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Artikel  nach  Gefallen  ändern.     Ueber  14  Jahre  will  man  in  Worms 
wieder  zusammenkommen. 

Ob  dies  in  der  Tat  geschehen  ist,  weiß  man  nicht.  Der 
Bundesbrief  von  1565  setzt  Meistlöhne  fest  für  Knechte,  junge 
Schneider  und  Knaben;  wer  mehr  gibt,  wird  strafbar.  Der 
Knecht  hat  den  Meister  in  dessen  Abwesenheit  zu  vertreten  und 
ist  ersatzpflichtig  für  verdorbene  Arbeit.  Jeder  Knecht  oder 
Knabe  soll  in  der  Werkstatt  oder  den  Kundenhäusern  einen 
Werkrock  von  einerlei  Farbe  tragen,  eine  halbe  Elle  lang  unter 
dem  Gürtel.  Unziemliche  und  unzüchtige  Worte  sind  verboten. 
Ohne  seines  Meisters  Erlaubnis  darf  kein  Knecht  oder  Knabe 
für  andere  arbeiten.  Das  Tragen  verbrämter  oder  sonst  auf- 
fallender Kleider  ist  Meistern,  Knechten  und  Knaben  verboten, 
und  es  wird  der  Schmuck,  der  ihnen  erlaubt  sein  soll,  im  ein- 
zelnen beschrieben:  Der  Knecht  oder  Knabe  darf  ein  Kleidungs- 
stück, das  er  für  sich  angefertigt  hat,  nicht  anderweit  verwenden 
oder  verkaufen,  ehe  er  es  ein  halbes  Jahr  an  seinem  Leibe  ge- 
tragen hat.  Keiner  darf  über  Nacht  aus  seines  Meisters  Hause 
sein;  jeder  soll  abends  zu  rechter  Zeit  heimkehren  und  darf 
keinen  Hausschlüssel  erhalten.  Das  Abspannen  oder  Aufwiegeln 
von  Knechten  ist  verboten.  Ebenso  heimliche  Arbeit.  Kein 
Meister  soll  einen  Knecht  oder  Knaben  dingen,  er  verspreche 
ihm  denn,  ein  halbes  Jahr  zu  arbeiten;  wer  aus  triftigen  Grün- 
den früher  wegziehe,  habe  einen  Ersatzmann  zu  stellen  und  dürfe 
ein  halbes  Jahr  lang  nicht  weiter  an  demselben  Orte  beschäftigt 
werden.  Kein  Meister  darf  aus  andern  Bundesstädten  Gesinde 
heranziehen.  Wer  irgendwo  zum  Meister  aufgenommen  werden 
will,  muß  vorher  dort  bei  einem  Meister  zwei  Jahre  gegen  Ge- 
sellenlohn gearbeitet  haben.  Stümpler,  Aufständische,  Gottes- 
lästerer und  Flucher  sollen  unter  den  Gesellen  nicht  geduldet 
werden;  der  Meister,  welcher  sie  hegt,  macht  sich  strafbar.  Es 
soll  kein  Meister  einen  Knecht  vor  dem  Ziele  bezahlen.  Kein 
Knecht  soll  ein  verschlossenes  Gelaß  haben.  In  keiner  Bundes- 
stadt dürfen  auswärts  gemachte  Kleider  feilgehalten  werden. 
Kein  Meister  darf  die  von  ihm  gefertigte  oder  zugeschnittene 
Arbeit  aushängen.  Keiner  kann  vier  Wochen  nach  Ablieferung 
eines  von  ihm  gemachten  Werkes  noch  verantwortlich  gemacht 
werden.  In  Zunftsachen  soll  Amtsgeheimnis  gewahrt  werden. 
Kein  Bastard  oder  Pfaffenkind  darf  in  die  Zunft  aufgenommen 
werden;  geschieht  es  doch  auf  Anordnung  der  Obrigkeit,  so  soll 
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ihm  kein  Knecht  aibeifen.  Heiratet  jemand  eine  Person  bößen 
Leumundes,  so  soll  er  sein  Zunftrecht  verlieren  und  kein  Knecht 
ihm  arbeiten. 

Die  Knechte  sollen  alle  14  Tage  einen  halben  guten  Montag 
zum  Feiern  haben,  des  Abends  nicht  länger  als  eine  halbe  Stunde 
ausbleiben;  wollen  sie  einem  fremdwerdenden  Gesellen  das  Ge- 
leite geben,  so  müssen  sie^  ihren  Meister  darum  ansprechen  und 
dürfen  nicht  über  eine  Stunde  fortbleiben.  Hat  ein  Meister  zu 
viel  Arbeit,  so  soll  er  sie  den  Mitmeistern  und  keinem  beson- 
ders zukommen  lassen.  Das  Abspannen  von  Kunden  oder  die 
Herabsetzung  fremder  Arbeit  ist  verboten.  Kein  Meister  soll 
eine  Frau  das  Handwerk  lehren  oder  einen  andern  im  Zuschnei- 
den unterrichten.  Kein  Meister  dart  einen  Kunden  annehmen, 
der  seinen  früheren  Schneider  noch  nicht  bezahlt  hat.  In  den 
drei  Städten  Mainz,  Frankfurt  und  Aschaffenburg  darf  jeder 
Meister  zwei  Knechte  und  einen  gedingten  Knaben,  in  den 
üiJrigen  Städten  des  Landes  zwei  Knechte  und  einen  Lehrling 
halten. 

Dies  der  wesentliche  Inhalt  des  acht  Druckseiten  umfassen- 
den Schriftstückes.  Die  nächste  Bundesversammlung  sollte  nach 
zehn  Jahren  ebenfalls  in  Worms  stattfinden;  ob  es  geschehen 
ist,  wissen  wir  nicht.  Der  einzige  Bundesbrief,  welcher  noch 
vorhanden  ist,  datiert  vom  7.  Mai  1589  und  nimmt  eine  isjäh- 
rige  Frist  für  die  Wiederholung  in  Aussicht.  Er  enthält  neben 
neuen  Lohnfestsetzungen  nur  die  Wiederholung  der  früheren 
Bestimmungen  mit  kaum  bemerkenswerten  Aenderungen,  aber 
größerem  Wortreichtum. 

Die  Strafe  für  nächtliches  Ausbleiben  fließt  jetzt  in  die  Kasse 
der  Knechte.  Letztere  dürfen  mit  fremden  Störern  keine  Ge- 
meinschaft haben,  auch  nicht  die  guten  Sitten  durch  spöttische, 
höhnische  oder  verächtliche  Reden  verletzen.  Jeder  Meister  soll 
das  Recht  haben,  dem  andern  Gesinde  zu  leihen,  jedoch  nicht 
länger  als  sechs  Werktage  und  gegen  Vergütung  an  den  Ver- 
leiher. 

Trotz  der  Länge  auch  dieses  Schriftstückes  gewinnt  man 
den  Eindruck,  als  ob  der  Bundesbrief  von  1565  den  Schneidern 
wenig  mehr  zu  regeln  übrig  gelassen  hätte  und  als  ob  die  ganze 
Institution  überlebt  gewesen  wäre.  Eine  Entwicklung  ist  in  den 
132  Jahren,  welche  die  Bundesbriefe  umfassen,  kaum  zu  erkennen 
außer  etwa  bei  den  Gesellen,  deren  Organisation  an  Bedeutung 
zugenomm.en  hat. 
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7.  Bundesbriefe  der  Hutmacher  liegen  aus  den  Jahren 
1477  und  15 12  vor.  Der  erstere  bezieht  sich  auf  die  Städte 
Frankfurt,  Mainz,  Worms,  Speyer,  Heidelberg,  Bingen  und  Geln- 
hausen, der  letzte  gilt  nur  für  Frankfurt,  Worms  und  Aschaffen- 
burg. In  dem  Bundesbrief  von  1477  werden  Knechte,  welche  in 
Unehe  leben,  also  ihre  ehelichen  Frauen  verlassen  haben,  vom 
Handwerk  ausgeschlossen;  ebenso  diejenigen,  die  zur  Osterzeit 
nicht  zum  heiligen  Sakrament  gegangen  sind.  Niemand  soll  mehr 
als  einen  Knecht  halten  dürfen  und  keinem  mehr  Lohn  geben 
als  7  Weißpfennige  die  Woche  nebst  der  Kost.  Für  jeden  Knecht 
wird  ein  Produktionsquantum  in  verschiedenen  Hütearten  fest- 
gesetzt, das  als  Tagewerk  gelten  soll.  Innerhalb  sechs  Jahren 
soll  ein  Meister  nicht  mehr  als  einen  Lehrknaben  halten  und 
keinem  Knechte  Arbeit  geben,  der  nicht  mindestens  3  Jahre  ge- 
lernt hat.  Auf  Messen  und  Märkten  sollen  die  Meister  um  die 
Stände  losen;  niemand  darf  mehr  als  einen  Stand  haben,  und 
dieser  darf  nicht  länger  als  7  Schuh  sein.  Wer  fremde  Hüte 
feil  halten  will,  soll  sie  nicht  von  Meistern  kaufen,  die  in  dieser 
Ordnung  nicht  sind.  Diese  Ordnung  soll  jeder,  der  als  Meister 
aufgenommen  wird,  zu  halten  verpflichtet  sein.  Wer  ohne  Ur- 
sache aus  seinem  Dienst  tritt,  geliehenes  Geld  nicht  zurück- 
gibt, stiehlt  oder  sonst  unehrlich  ist,  darf  nicht  beschäftigt 
werden.  Anderen  Städten  wird  der  Beitritt  offen  gehalten.  Ueber- 
tretung  der  Ordnung  zieht  erst  Warnung  und  dann  Bestrafung 
nach  sich. 

Der  Bundesbrief  von  1512  ist  eine  vom  Rate  bestätigte  Ord- 
nung, in  der  zunächst  der  Wochenlohn  aut  den  Meistbetrag  von 
6  Albus  festgesetzt  wird.  Wer  das  Tagewerk  nicht  machen  kann, 
soll  nach  dem  gelohnt  werden,  was  er  verdient,  und  die  Knechte 
dürfen  ihn  daran  nicht  hindern  oder  strafen.  Jeder  Knecht  soll 
bei  Tisch  mit  dem  zufrieden  sein,  was  der  Meister  und  seine 
Hausfrau  essen  und  trinken.  Doch  soll  kein  Meister  bei  Strafe 
den  Knechten  zur  Morgensuppe  oder  zum  Vesperbrot  Wein 
geben.  Wer  in  der  Woche  ohne  redliche  Ursache  austritt,  hat 
auf  Wochenlohn  keinen  Anspruch.  Wer  sein  Tagewerk  nicht 
erfüllt,  hat  sich  einen  Abzug  gefallen  zu  lassen;  wer  Ueberarbeit 
leistet,  empfängt  dafür  Stücklohn,  der  für  die  verschiedenen  Hut- 
arten besonders  festgesetzt  ist.  Kein  Hutmacher  soll  Kürschner- 
wolle oder  Kuhhaare  verarbeiten.  Die  Vierer  (Schaumeister) 
sollen  nicht    zu    häufig    in   den  Werkstätten    umgehen,    »auf  daß 
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niemand  unwillig  werde*.  Bei  Entzweiung  zwischen  Meister  und 
Knecht  soll  der  letztere  die  andern  Meister  oder  das  Handwerk 
angehen,  hätte  er  daran  kein  Genüge,  Bürgermeister  und  Rat; 
tue  er  das  nicht,  so  solle  man  ihm  nachschreiben  und  ihn  auftreiben. 
Zöge  er  hinweg,  ohne  seine  Schuld  beim  Meister  zu  bezahlen, 
so  solle  das  Gleiche  geschehen.  Wer  einen  Knecht  abspannt, 
zahlt  dem  Handwerk  2  fl.  Buße.  Die  Arbeitsschau  ist  Sache 
der  Vierer  und  soll  immer  den  zuerst  berücksichtigen,  der  am 
längsten  keinen  Knecht  gehabt  habe.  Fluchen  und  Schwören, 
Zutrinken  und  Aufreizen  ist  verboten.  Wenn  auf  einem  Markt 
um  die  Stände  gelost  wird,  so  soll  keiner  vor  den  andern  aus- 
legen; wer  um  8  Uhr  nicht  zur  Stelle  ist,  hat  auf  Berücksichti- 
gung keinen  Anspruch,  Ein  Knecht,  der  diese  Ordnung  nicht 
hält,  soll  bei  keinem  Meister  Arbeit  erhalten.  Wer  zur  Meister- 
schaft zugelassen  werden  will,  hat  ein  Meisterstück  zu  machen 
und  soll  die  beiden  Meister  verköstigen,  die  darüber  gesetzt  sind. 
Jeder  Lehrling  soll  4  Jahre  lernen  und  einen  Bürgen  stellen.  An 
einem  bestimmten  Montage  in  der  Herbstmesse  sollen  aus  jeder 
der  3  Städte  2  dazu  erwählte  Meister  in  Frankfurt  erscheinen, 
um  die  Gebrechen  des  Handwerks  zu  beraten.  Wäre  unter  ihnen 
ein  Meister,  der  Verfehlungen  verheimlichen  wollte,  so  solle  er 
die  Buße   doppelt  zahlen. 

8.  Zeigt  der  letzte  Bundesbrief  der  Hutmacher  bereits  Be- 
ziehungen zur  Fr  an  k  fürt  er  Messe,  so  sind  die  drei  erhaltenen 
Bundesbriefe  der  Weiß  gerb  er  von  1513,  1566  und  1577  gänz- 
lich auf  deren  Boden  erwachsen.  In  dem  ersten  bezeugen  Bürger- 
meister und  Rat,  daß  die  erbaren  Meister,  des  Weißgerberhand- 
werks aus  Frankfurt  und  anderen  Städten  in  deutschen  Landen 
in  der  letzten  Fastenmesse  vor  ihnen  erschienen  seien,  um  mit- 
zuteilen, daß  sie  gewisse  Artikel  miteinander  vereinbart  hätten, 
die  sie  mit  dem  Stadtsiegel  zu  beglaubigen  bäten. 

Diese  Artikel  verbieten  zunächst  das  gegenseitige  Abspannen 
von  Knechten  oder  Gesinde,  den  vorzeitigen  Austritt  aus  dem 
Dienste  und  das  Aufhetzen  anderer  Knechte.  Die  Lehrzeit  soll 
mindestens  drei  Jahre  betragen  ;  als  Lehrlinge  sollen  nur  fromme, 
ehrliche  und  geschickte  Jungen  angenommen  werden.  Irrungen 
zwischen  Meistern  und  Gesellen  sollen  vor  das  Handwerk  in 
Frankfurt,  Speyer,  Würzburg  oder  Marburg  und  wenn  dies  nichts 
helfe,  in  der  nächstfolgenden  Messe  vor  die  Handwerksmeister 
in    Frankfurt    zur    endgültigen    Entscheidung    gebrächt    werden. 
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Keinem  solle  fürder  das  Handwerk  ohne  Wissen  der  Viermeister 
und  des  gemeinen  Handwerks  in  den  Frankfurter  Messen  »ver- 
kauft« werden.  Die  Bußen  sollten  halb  den  Meistern  und  halb 
den  Gesellen  zufallen.  Wollten  die  Meister  in  den  Frankfurter 
Messen  über  das  gemeine  Handwerk  verhandeln,  so  sollten  sie 
vier  aus  den  verständigsten  und  redlichsten  Gesellen,  die  zur 
Zeit  in  Frankfurt  wären,  hinzunehmen,  »damit  die  gesellen  sehen, 
das  dester  redtlicher  mit  den  Sachen  umbgangen  werde.«  Urlaub 
solle  den  Gesellen  nicht  in  der  Woche,  sondern  am  Sonntag 
Mittag  erteilt  werden.  Entliehenes  Geld  soll  beim  Meister  ab- 
verdient und  nicht  wieder  mit  Geld  bezahlt  werden.  Wenn 
seither  ein  fremder  Handwerksgesell  in  eine  Stadt  gekommen 
sei,  so  seien  dort  alle  Gesellen  aufgestanden  und  mit  ihm  zum 
Weine  gegangen;  hinfür  solle  nur  einer  der  Arbeitsschau  wegen 
aufstehen.  Wolle  ein  Meister  oder  Gesell  in  einem  Gebot  etwas 
klagen,  so  solle  er  zuvor  dem  Handwerk  einen  Turnosen  geben; 
im  Notfall  wäre  die  Sache  vor  die  Meister  zur  endgültigen  Ent- 
scheidung in  die  nächste  Frankfurter  Messe  zu  bringen,  unbe- 
schadet der  Zuständigkeit  der  Obrigkeit  in  der  betreffenden  Stadt. 

In  der  Ostermesse  1566  haben  sodann  46  Meister  und  gleich- 
viel Gesellen  des  rheinischen  Weiß-  und  Sämischgerberhandwerks, 
die  zu  Frankfurt  versammelt  waren,  weiter  beschlossen :  Wer  sich 
in  das  Handwerk  »einkaufen«  will,  hat  30  fl,  zu  erlegen.  Ebenso- 
viel zahlt  derjenige,  welcher  die  Wanderzeit  nicht  bestanden  hat. 
Diese  beträgt  für  einen  Meisterssohn  ein  Jahr,  für  jeden  andern 
drei  Jahre.  Entläuft  einem  Meister  ein  Lehrling,  so  muß  der 
Meister  10  fl.  erlegen.  Ebenso  wenn  er  jemanden  einen  Gesellen 
abspannt  oder  abspannen  läßt.  Wer  einen  Metzger  auskauft 
oder  die  Felle  verteuert  oder  jemanden  mehr  Leder  verkauft,  als 
zu  einem  Kleid  erforderlich  ist,  zahlt  die  gleiche  Buße.  Schelt- 
worte und  ehrenrührige  Angriffe  werden  nach  bestimmtem  Tarife 
oder  Erkenntnis  der  Meister  bestraft.  Bei  der  Arbeitsschau  soll 
ein  zugereister  Gesell  nicht  mehr  als  2  Batzen  in  den  Wein- 
ländern, in  den  Bierländern  1^2  Batzen  zu  zahlen  schuldig  sein. 
Der  Wochenlohn  eines  Gesellen  soll  einen  halben  Gulden  nicht 
übersteigen. 

Der  Bundesbrief  von  1577  richtet  sich  allein  gegen  die  Be- 
schäftigung deutscher  Gesellen  in  Welse  hl  and  und  welscher 
in  Deutschland.  Der  Beschluß  ist  gefaßt  von  »Meister  und  Ge- 
sellen   des  großen  Handwerks  der  Weißgerber,    die  jetzt  hier  zu 
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Frankfurt  beieinander  versammelt  sind«.  Diese  Versammlung 
hat  nunmehr  den  Charakter  einer  dauernden  Institution,  die  ein 
gemeinsames  Siegel  führt. 

Ueber  die  Zunftverhältnisse  der  Weißgerber  in  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  ist  nicht  recht  ins  Klare  zu  kommen.  Im  ersten 
und  zweiten  Handwerkerbuch  (1355  ""^  1377)  sind  sie  nicht  zu 
finden;  aber  im  Bürgerverzeichnis  von  1387  tritt  eine  Weißgerber- 
zunft mit  18  (16)  Mitgliedern  auf,  unter  denen  auch  einige  Perga- 
menter und  Säckler  sind  ').  Dann  verschwindet  diese  Zunft  wie- 
der; im  Bürgerverzeichnis  von  1440  sind  noch  10  Weißgerber  zu 
finden  ^),  und  aus  der  ersten  Hälfte  des  XV.  Jahrhunderts  ist  die 
Ordnung  einer  Bruderschaft  der  Weißgerber  vorhanden  ^).  Diese 
heißt  1452  Bruderschaft  der  Weißgerber  und  Beutler*),  1472 
Bruderschaft  der  Beutler,  Nestler  und  Weißgerber  5).  Endlich 
erhalten  1499  Weißgerber,  Pergamenter,  Beutler,  Nestler  und 
Täschner  eine  gemeinsame  Zunftordnung  "),  welche  mit  Nach- 
trägen bis  1584  herabgeht  und  1593  eine  Erneuerung  erfährt  ^). 
Aber  i.  J.  1608  werden  auf  Bitten  von  Meistern  und  Gesellen  die 
Pergamenter  aus  ihnen  ausgeschieden  und  erhalten  eine  eigne 
Ordnung  **).  Als  Zunft  scheinen  sie  bis  zur  Aufhebung  der  alten 
Gewerbeverfassung  i.  J.  1864  weiter  bestanden  zu  haben  ^);  doch 
hatten  sie  schon  1833  nach  dem  Adreß-Kalender  nur  i  Meister 
und  2  Witwen  im  Handwerk  ^°). 

9.  Auch  im  Mittelalter  waren  die  Pergamenter  nirgends 
sehr  zahlreich,  scheinen  aber  eine  über  den  größten  Teil  des 
Deutschen  Reiches  reichende  Organisation  mit  Bundessiegel 
gehabt  zu  haben.  Der  Eingang  eines  Bundesbriefs  vom  7.  Sep- 
tember 1423  lautet:  »Wir  die  meister  gemeynlich  bergementers 
hantwerckis,  der  erste  meister  Frantz  von  Nornberg,  meister 
Hans  von  München,  meister  Wittich  von  Mentz,  meister  Hans 
von  Spier,  meister  Vorige  von  Franckfort,  meister  Cunrad  Rottlin 

i)  Vgl.  meine  Bevölkerung  I,  S.  98.    103.   143. 

2)  a.  a.  O.  S.  217. 

3)  Z.-U.  II,  S.    140  ff. 

4)  Z.-U.  II,  S.   143  f. 

5)  Z.-U.  II,  S.   147  ff. 

6)  Z.-U.  II,  S.   151  ff. 

7)  Z.-O.  S.   164  ff. 

8)  Z.-U.  II,  S.    180  ff. 

9)  Bevölkerung  I,  S.  83. 

10)  Adreß-Kalender  der  Innungs-  und  Zunftgewerbe   1833,  S.  43. 
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von  Basel,  Hans  Rotlin  von  Basel,  meyster  Henselin  von  Franken- 
furt, meister  Gutgemach  von  Frankfort,  meister  Bertach  unde 
meister  Fritz  GruU  von  Nornberg  und  meister  Hans  von  Wormes, 
meister  Reinhard  von  Fritzlar  uz  Hessin,  meister  Yennis  Hensel, 
Fritz  Yennis  Hensel  von  Straßburg  und  alle  meister  von  ber- 
menterhantwerch  in  Pej^gern,  in  Hessen  und  an  dem  Rin  ein- 
hellenklich  sin  uberkomen  mit  den  meistern  von  Wyen  und  umb 
und  umb  in  dem  lande  umb  sy,  das  sy  diese  nachgeschriben  stuk 
halden  wollen.« 

Allem  Anscheine  nach  handelt  es  sich  auch  hier  um  die  auf 
der  Frankfurter  Messe  anwesenden  Handwerksgenossen,  und  die 
Nennung  eines  Vorstehers  (ersten  meisters)  zeigt,  daß  die  ge- 
meinsame Organisation  schon  älter  war. 

Die  Beschlüsse  lauteten  in  der  Kürze:  Einen  Knecht,  der 
sich  unehrbar  betragen  hat,  soll  kein  Meister  halten,  sofern  die 
Untat  bewiesen  werden  kann,  er  habe  denn  gebessert  und  genug 
getan  »vor  dem  gemeynen  hantwerg  zu  Franckfort  in  der  messe.« 
Auch  einen  Knecht,  der  einem  Meister  vor  dem  Ziel  entlaufen 
oder  ihm  Geld  schuldig  geblieben  wäre,  soll  man  nicht  be- 
schäftigen. Kein  Knecht  soll  einem  Meister  dienen,  der  das 
Handwerk  nicht  bei  einem  eingesessenen  Meister  gelernt  hat, 
auch  keiner  Frau,  die  sich  außerhalb  des  Handwerks  verheiratet 
hat.  Einem  Knechte,  der  in  der  Woche  müßig  geht,  soll  der 
Meister  entsprechenden  Abzug  am  Wochenlohn  machen.  Will 
ein  Knecht  über  das  Tagewerk  hinaus  Ueberarbeit  leisten,  so  soll 
ihn  der  Meister  nach  Uebereinkunft  bezahlen.  Wer  das  nicht 
beobachten  will,  den  soll  man  nicht  für  fromm  und  biderb  halten 
bis  daß  er  Genugtuung  leistet  vor  dem  Handwerk,  sei  es  zu 
Frankfurt  oder  Nördlingen  in  der  Messe,  seis  zu  Wien  vor  den 
Meistern  des  Pergamenterhandwerks.  Auch  soll  man  keinen 
Knecht  halten,   der  nicht  drei  Lehrjahre  ausgedient  hat.  — 

Auch  hier  liegt  also,  wie  bei  den  Weißgerbern  eine  freie 
Vereinigung  der  Meßbesucher  vor,  während  die  übrigen 
Bundesbriefe  besonderen,  für  diesen  Zweck  eigens  veranstalteten 
Versammlungen  ihre  Entstehung  verdanken.  Bedenkt  man  die 
Schwierigkeiten  und  die  Kosten  des  Reisens  im  Mittelalter,  so 
wird  man  dem  Gemeinsinn  der  Handwerksgenossen  die  Achtung 
nicht  versagen  können.  Zugleich  wird  man  das  Bedürfnis  nach 
Vereinigungen,  welche  das  Weichbild  der  einzelnen  Stadt  über- 
schritten, anzuerkennen  haben.     Daß  man  auf  föderativem  Wege 
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versuchte,  was  später  der  Merkantilismus  für  ganze  Territorien 
ins  Werk  gesetzt  hat,  lag  in  der  Natur  der  Zeit  mit  ihren  Städte- 
bünden und  Adelsvereinigungen,  Viele  Fragen,  namentlich  die- 
jenigen des  Arbeitsverhältnisses,  ließen  sich  im  Rahmen  der 
lokalen  Handwerksorganisationen  nicht  lösen. 

Auf  den  Versammlungen  erschienen  in  der  Regel  bloß  die 
M  e  i  s  t  e  r  die  der  Rat  auch  allein  als  Träger  des  Zunft- 
rechts anerkannte.  Vereint  mit  den  Gesellen  beschließen  sie 
bloß  bei  den  Sattlern;  aber  es  ist  nicht  auszumachen,  ob  beide 
Parteien  auf  den  drei  Tagen  der  Jahre  1437 — 1439  in  gleicher 
Zahl  vertreten  waren.  Daß  die  Zusammenrechnung  der  Teil- 
nehmer beiderseits  ungleiche  Zahlen  ergibt,  ist  kein  Beweis  da- 
gegen. Aufierdem  machen  1513  die  Beschlüsse  der  Weißgerber 
insofern  eine  Ausnahme,  als  in  diesen  die  Hinzuziehung  von  vier 
Frankfurter  Gesellen  beschlossen  wird.  Auch  die  gleiche  Teilung 
f^er  Strafgelder  zwischen  Meistern  und  Gesellen  weist  darauf  hin, 
daß  man  die  letzteren  als  gleichberechtigt  anerkannte.  Der 
Bundesbrief  von  1566  ist  denn  auch  durch  eine  gleiche  Zahl  von 
Meistern  und  Gesellen  beschlossen  worden,  und  gewiß  ist  dies 
auch  bei  der  Versammlung  von  1577  der  Fall  gewesen. 

Auffallend  ist,  daß  der  Bundesbrief  der  Hutmacher  vor  1477 
durch  die  Meister  allem  beschlossen  und  daß  in  ihm  festgesetzt 
worden  ist,  es  solle  kein  Meister  dauernd  mehr  als  einen  Knecht 
haben  dürfen.  Ist  doch  eine  Ordnung  des  Frankfurter  Hand- 
werks von  1451  erhalten  geblieben,  die  von  Meistern  und  Gesellen 
zugleich  beschlossen  worden  ist  und  in  deren  Eingang  10  Meister 
und  15  Gesellen  mit  Namen  aufgeführt  sind  ^).  Sie  steht  in  den 
Zunfturkunden  unter  den  Gesellenordnungen,  ist  aber  auch  in 
die  Zunftordnung  von  1407  eingeschoben  ^).  Jedenfalls  wird  durch 
sie  eine  größere  Anzahl  von  Gesellen  nachgewiesen  als  einer 
auf  jeden  Meister,  und  in  §  24  der  Zunftordnung  von  1407  sind 
jedem  Meister  zwei  Lohnknechte  und  ein  Lehrjunge  erlaubt. 
Somit  würde  der  Bundesbrief  von  1477  für  die  Frankfurter  Hut- 
macher einen  Rückschritt  bedeuten,  an  den  schwer  zu  glauben  ist  ^). 

Im  allgemeinen  weicht  die  sprachliche  Fassung  der 
Bundesbriefe    nicht    wesentlich     von    derjenigen    der    damaligen 


i)  Z.-O.  II.  S.   2S3  ff. 

2)  Z.-O.  I,  S.  262  ff. 

3)  Uebrigens  enthält  der  unter  den  Gesellenordnungen  stehende  Text  einige 
charakteristische  Abweichungen  vom  Wortlaut  der  Zunftordnung. 
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Frankfurter  Ratsakten  ab,  und  man  wird  demgemäß  den  Bildungs- 
stand der  beteiligten  Handwerker  nicht  niedrig  einschätzen  können. 
Liest  man  gleichzeitig  in  der  Frankfurter  Hutmacherordnung 
von  1451,  daß  jeder  Meister  reihum  immer  auf  vier  Wochen  das 
Handwerk  regieren  solle,  »es  sy  mit  brieffen  lesen  oder  briefife  zu 
schriben«,  so  scheint  hier  eine  Kenntnis  dieser  Fertigkeiten  vor- 
ausgesetzt zu  sein,  wie  man  sie  kaum  vermuten  möchte. 

Ueber  das  Verhältnis  der  Bundesbriefe  zu  den  örtlichen 
Zunftordnungen  ist  nicht  leicht  ins  Klare  zu  kommen. 
Einzelne  Bestimmungen  der  ersteren  werden  wohl  in  letztere 
übertragen.  Tm  allgemeinen  aber  scheinen  sie  neben  ihnen  Gel- 
tung gewonnen  zu  haben.  In  der  Regel  werden  die  Bundesbriefe 
bei  den  Zunftgeboten  der  einzelnen  Städte  ebenso  verlesen  wie 
die  lokalen  Handwerksordnungen  und  die  Gesellen  durch  Eid 
auf  sie  verpflichtet.  Die  zwei  Ratsdelegierten,  welche  jeder  Zunft 
beigegeben  waren,  scheinen  dies  einfach  zugelassen  zu  haben ; 
vereinzelt  ist  auch  die  Genehmigung  des  Rates  eingeholt  worden. 
Die  aus  der  Uebertretung  der  Bundesbriefe  sich  ergebenden 
Bußen  fließen  halb  dem  Rate  und  halb  der  Handwerkskasse  jeder 
Stadt  zu.  Nur  bei  den  Weißgerbern  werden  sie  zwischen  Meistern 
und  Gesellen  gleich  geteilt. 

Charakteristisch  ist ,  daß  die  gewerblichen  Städtebünde 
nirgends  als  einmalige  Akte,  sondern  als  periodisch  wieder- 
kehrende Veranstaltungen  gedacht  sind.  Die  Bäcker  wollen  alle 
zehn  Jahre  zusammenkommen,  die  Schneider  in  14  oder  15  Jahren, 
die  Sattler  und  Hutmacher  jährlich,  die  Holzschuhmacher  gar 
jährlich  zweimal.  Trotzdem  werden  die  Beschlüsse  immer  auf 
unbegrenzte  Zeitdauer  gefaßt.  Nur  die  Schneider  machen  eine 
Ausnahme  :  ihr  Bundesbrief  wird  auf  28  Jahre,  also  zwei  ihrer 
Versammlungsperioden  erstreckt.  Da  einmal  Beschlossenes  auch 
später  noch  in  Gehung  blieb,  so  hatten  wiederholte  Versamm- 
lungen auch  nur  dann  einen  Sinn,  wenn  Ergänzungen  und  Er- 
weiterungen vorzunehmen  waren.  Das  Mittelalter  liebte  das  Neue 
nicht,  was  seit  unvordenklicher  Zeit  bestanden  hatte,  galt  ihm 
als  unantastbar.  Höchstens,  daß  der  Wortlaut  früherer  Beschlüsse 
schärfer  gefaßt  wurde. 

Die  Zahl  der  vertretenen  Städte  ändert  sich  mit  jeder 
Tagung,  ohne  daß  angenommen  werden  dürfte,  die  Fehlenden 
seien  aus  der  Vereinbarung  ausgetreten.  Nur  bei  den  Holzschuh- 
machern   findet    sich    die  Vorschrift,    daß  Ausbleibende    bestraft 
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werden  sollen.  Fast  immer  wird  der  Beitritt  weiterer  Städte 
vorbehalten,  ohne  daß  ermittelt  werden  könnte,  ob  tatsächlich 
einmal  ein  derartiger  Anschluß  stattgefunden  hat.  Aber  es  liegt 
auf  der  Hand,  daß  ein  solcher  Bund  um  so  eher  seine  Zv^ecke 
erfüllen  konnte,  je  größer  die  Zahl  seiner  Mitglieder  wurde. 

Die  Vertretung  der  einzelnen  Städte  erfolgte  bald  durch 
die  Vorsteher  der  beteiligten  Zünfte,  bald  durch  eigens  dafür 
gewählte  Vertreter  —  in  der  Regel  zwei  aus  jeder  Stadt.  Doch 
ist  gewöhnlich  auch  in  diesem  Fall  der  offizielle  Charakter  der 
Veranstaltung  dadurch  gewahrt,  daß  die  Siegelung  mit  den  Zunft- 
siegeln, soweit  solche  vorhanden  waren,  vorgenommen  wurde. 
Wie  die  bei  den  Bundesschlüssen  der  Sattler  und  Weißgerber 
beteiligten  Gesellen  ausgewählt  waren,  ist  nicht  zu  ersehen. 

Was  den  Inhalt  der  gefaßten  Beschlüsse  betrifft,  so  sind 
diejenigen,  welche  gemeinsame  Angelegenheiten  aller  Beteiligten 
rf^elten,  von  denen  zu  unterscheiden,  welche  nur  im  Rahmen 
des  örtlichen  Handwerksbetriebs  durchgeführt  werden  konnten. 
Zu  den  ersteren  gehörten  die  Vereinbarungen  über  die  Verlosung 
der  Stände  bei  den  Handwerkern,  welche  die  Märkte  zu  besuchen 
pflegten,  wie  die  Holzschuher  und  Hutmacher.  Bei  den  Sattlern 
werden  sogar  die  Märkte  bestimmt,  auf  welchen  sie  feilbieten 
dürfen.  Bei  den  Hutmachern  ist  festgesetzt,  daß  niemand  mehr 
als  eine  Marktbude  haben  und  daß  diese  eine  bestimmte  Länge 
nicht  überschreiten  darf.  Kein  Meister  darf  vor  den  andern  aus- 
legen. Außerdem  gehört  hierher  die  Bekämpfung  des  Dorf- 
handwerks, wie  sie  bei  den  Sattlern  und  Holzschuhmachern  vor- 
gesehen ist  und  das  Verbot  des  Hausierens  bei  den  letzteren. 
Nur  die  Lohgerber  machen  darin  eine  Ausnahme,  daß  sie  Dorf- 
und  Stadtmeister  auf  gleichem  Fuße  behandeln. 

Unter  den  Bestimmungen,  welche  zur  Regelung  des  Betriebes 
innerhalb  der  einzelnen  Städte  bestimmt  sind,  treten  diejenigen 
über  die  Arbeitsverhältnisse  der  Knechte  oder  Gesellen 
breit  in  den  Vordergrund.  In  der  Regel  glichen  diese  noch  der 
Stellung  des  gewöhnlichen  Hausgesindes,  indem  die  gewerblichen 
Arbeitsgehilfen  auf  längere  Fristen  gedungen  wurden,  bei  den 
Bäckern  zuerst  auf  ein  ganzes,  später  auf  ein  halbes  Jahr,  bei 
den  Schneidern  auf  sechs  Monate.  Der  Tag,  an  dem  die  Dienst- 
periode ablief,  das  »Ziel«,  stand  gewohnheitsmäßig  fest.  Vor 
dem  Ziele  auszuscheiden  galt  als  eines  der  häufigsten  Vergehen, 
das    mit  Strafe    belegt    war.     Außerdem    verbieten    die    Bundes- 
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briefe  regelmäßig  das  Ausbleiben  über  Nacht,  indem  sie  damit 
die  Zurechnung  der  Knechte  zur  Meistersfamilie  kennzeichnen. 
Des  Hausschlüssels  geschieht  nur  bei  den  Schneidern  Erwähnung. 

Ueber  die  Löhne  finden  sich  nur  wenig  Festsetzungen. 
Durchweg  werden  Maximallöhne  vereinbart,  welche  kein  Meister 
soll  überschreiten  dürfen.  Bei  den  Schneidern  gelten  sie  für  die 
halbjährige  Dienstperiode,  bei  den  Hutmachern  für  die  Woche. 
In  der  Regel  sind  die  Löhne  Zeitlöhne.  Bei  den  Hutmachern 
und  Pergamentern  ist  eine  Mindestleistung  für  den  Arbeitstag 
(tagewerk)  festgesetzt.  Bei  den  ersteren  soll  der,  welcher  das 
Tagewerk  nicht  leisten  kann,  verhältnismäßig  geringeren  Lohn 
erhalten.  Die  Meister  sträuben  sich  also,  der  Forderung  der 
Gesellen  zu  entsprechen,  daß  der  Tagelohn  Mindestlohn  sein 
solle.  Wer  mehr  als  das  Tagewerk  leistet,  erhält  bei  den  Hut- 
machern für  die  Ueberarbeit  nach  einem  bestimmten  Tarife  Stück- 
lohn; bei  den  Pergamentern  wird  er  nach  Uebereinkunft  bezahlt. 
Sonst  findet  sich  Stückloha  nur  noch  bei  den  Kleiknaben  der 
Bäcker  in  der  Mühle.  Wenn  sie  nicht  damit  zufrieden  sind, 
sollen  sie  nicht  mit  den  andern  Redern  essen  dürfen,  und  es  wird 
ihnen  der  Dienst  in  der  Mühle  verboten. 

Dies  zeigt,  daß  die  Beköstigung  durch  den  Meister  so 
völlig  eingelebt  war,  daß  man  sie  selbst  beim  Akkordlohn  nicht 
entbehren  zu  können  glaubte.  Freilich  bildete  dieser  Punkt  den 
Gegenstand  ewigen  Streites  zwischen  beiden  Parteien.  Jeder 
Knecht  soll  mit  dem  vorlieb  nehmen,  beschließen  1512  die  Hut- 
macher, was  der  Meister  und  seine  Frau  essen  und  trinken.  Doch 
soll  kein  Meister  den  Knechten  zur  Morgensuppe  oder  zum  Ves- 
perbrot Wein  geben.  Die  Schneider  verbieten,  daß  ein  Meister 
den  Knechten  Essen  in  den  Wein  (das  Wirtshaus)  schicke.  Der 
Lohn  ist  sonst  Geldlohn ;  die  Bäcker  verbieten  1352  ausdrücklich, 
daß  dazu  ein  Rock  gegeben  werde. 

Das  Arbeitsverhältnis  darf  bloß  nach  Ablauf  der  Dienst- 
periode, bei  Wochenlohn  der  Woche  aufgelöst  werden.  Dar- 
um verbieten  fast  alle  Bundesbriefe  das  vorzeitige  Ausscheiden. 
Wer  bei  den  Hutmachern  ohne  redhche  Ursache  in  der  Woche 
austritt,  verliert  seinen  Wochenlohn.  Die  Schneider  geben  1457 
den  Knechten  alle  14  Tage  einen  Feiertag ;  wer  mehr  feiert,  hat 
Lohnabzug  zu  gewärtigen.  Im  Jahre  1565  wird  bestimmt,  daß  sie 
alle  14  Tage  einen  halben  guten  Montag  haben  sollen.  Bei  den 
Pergamentern  wird  beschlossen,  dem  Knechte,  der  in  der  Woche 
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müßig  geht,  einen  Abzug  am  Wochenlohn  zu  machen.  Die 
Weißgerber  wollen  in  der  Woche  überhaupt  keinen  Urlaub  geben, 
sondern  bloß  am  Sonntag  Nachmittag.  Die  Schneiderknechte 
sollen  1565  nicht  über  eine  halbe  Stunde  am  Abend   ausbleiben. 

Wie  häufig  das  Vorschußgeben  im  Gewerbe  war,  zeigt 
das  fast  überall  wiederkehrende  Verbot,  daß  ein  Knecht  austrete 
oder  wandere,  der  dem  Meister  noch  Geld  schuldig  sei.  Bei  den 
VVeißgerbern  sollen  derartige  Schulden  immer  abverdient  werden 
müssen  und  nicht  in  Geld  abgezahlt  werden  dürfen.  In  den 
Bundesstädten  darf  der  kontraktbrüchige  Arbeiter  nirgends  be- 
schäftigt werden,  ehe  er  seine  Verpflichtungen  erfüllt  hat. 

Auffallend  selten  geschieht  der  Gesellenverbände 
Erwähnung.  Nur  die  Schneider  schreiben  vor,  daß  die  Gesellen 
ohne  Erlaubnis  der  Meister  kein  Gebot  halten  dürfen.  Die  Schmiede 
greifen  insoferne  in  die  Gesellengewohnheiten  ein,  als  sie  das 
Namengeben  und  das  Vertrinken  der  wandernden  Knechte  ver- 
bieten. Mehrfach  wird  das  Umschauwesen  bei  der  Arbeitssuche 
und  die  Geschenksitte  geregelt.  Bei  den  Sattlern  soll  keiner  das 
Geschenk  erhalten,  der  im  Laufe  eines  Vierteljahrs  zum  zweiten 
Male  in  eine  Stadt  kommt.  Bei  den  Hutmachern  ist  die  Arbeits- 
schau Aufgabe  der  Vierer,  die  den  Meister  immer  zuerst  berück- 
sichtigen sollen,  der  am  längsten  keinen  Knecht  gehabt  hat.  Der 
Bundesbrief  der  Weißgerber  von  1513  tritt  der  Sitte  entgegen, 
daß  bei  Ankunft  eines  fremden  Gesellen  alle  einheimischen  mit 
ihm  zum  Weine  gingen  und  will  nur  einem  einzigen  dies  erlaubt 
wissen.  In  dem  Briefe  von  1566  wird  sodann  ein  Meistbetrag  je 
für  die  Weinländer  und  Bierländer  festgesetzt  für  das,  was  ein 
zugereister  Gesell  den  Genossen  spendieren  darf.  Das  Geleit, 
welches  den  Abziehenden  gege-feen  zu  werden  pflegte,  wird  nur  1565 
bei  den  Schneidern  erwähnt :  die  Gesellen  sollen  den  Meister  dazu 
um  Erlaubnis  bitten  und  nicht  über  eine  Stunde  fortbleiben. 

Vorschriften  über  das  sittliche  Verhalten  der  Ge- 
sellen finden  sich  mehrfach.  So  bei  den  Hutmachern,  die  15 12 
den  Knechten  das  Fluchen,  Schwören,  Zutrinken  und  Reizen 
verbieten.  Die  Schneider  dulden  nicht  unziemliche,  unzüchtige 
oder  schandbare  Worte  in  der  Werkstatt  oder  im  Kundenhause 
vor  Frauen  und  Jungfrauen.  Aufständische  Gesellen  und  solche, 
die  Gotteslästerei  treiben  und  .»hohe  Schwüre  tun«-,  sollen  nicht 
gelitten  werden.  Kein  Junger  soll  bei  den  Sattlern  Schnürschuhe 
oder  gefärbte  Schuhe  tragen  oder   lange  Messer  bei  sich  führen. 
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Wolle  er  spielen,  so  solle  er  das  nicht  öffentlich,  sondern  in  des 
Handwerks  Trinkstube  tun.  Besonders  ausführliche  Kleider- 
verbote enthielten  die  Bundesbriefe  der  Schneider.  Vielleicht 
läßt  sich  auch  die  Vorschrift  der  Sattler  hierher  ziehen,  daß  kein 
Meister  einem  Jungen  zu  essen  geben  soll  mit  einem  Gesellen. 
Sicher  aber  gehören  die  Bestimmungen  über  die  ehelichen  Ver- 
hältnisse der  Gesellen  hierher.  Die  Hutmacher  wollen  keinen 
Knecht,  der  in  Unehe  lebt  oder  seine  Frau  verlassen  hat,  ja  sie 
schließen  selbst  diejenigen  aus,  welche  in  der  Osterzeit  nicht 
zum  heiligen  Sakrament  gegangen  sind. 

Besonders  beachtenswert  sind  die  Vorschriften,  welche  sich 
gegen  den  eignen  Gewerbebetrieb  der  Gesellen  richten. 
Sie  finden  sich. namentlich  da,  wo  die  Gefahr  der  Unterschlagung 
nahe  lag.  Bei  den  Bäckern,  welche  verheiratete  Gesellen  zu- 
ließen, ist  der  Knecht  zu  entlassen,  dessen  Frau  zu  Markte  sitzet 
und  Mehl  und  Grieß  feil  hat.  Ein  Rederknecht,  der  Schweine 
hält,  darf  nicht  beschäftigt  werden.  Der  Knecht,  welcher  auf 
den  Mühlen  Kuchenbrot  backt,  ohne  seines  Meisters  Willen,  wird 
bestraft.  Ebenso  das  Gesinde,  welches  von  des  Meisters  Mahl- 
gute backen  läßt.  Bei  den  Schneidern  wird  nach  dem  Bundes- 
briefe von  1437  ein  Knecht,  der  auf  eigne  Hand  Arbeit  für  einen 
Kunden  übernimmt,  um  einen  halben  Gulden  gebüßt  und  hat 
den  daraus  gezogenen  Verdienst  an  den  Meister  abzugeben. 
Auch  soll  keiner  ein  selbstgemachtes  Kleid  verkaufen  dürfen, 
ehe  er  es  mindestens  ein  halbes  Jahr  an  seinem  Leibe  ge- 
tragen hat. 

Streitigkeiten  zwischen  Gesellen  und  Meistern  werden 
fast  in  allen  Bundesbriefen  vor  die  örtlichen  Zünfte  und,  wenn 
dort  jemand  kein  Recht  erlangen  zu  können  vermeint,  vor  die 
Stadtobrigkeit  verwiesen.  Nur  die  Sattler  haben  ein  eignes,  aus 
Meistern  und  Gesellen  bestehendes  Schiedsgericht.  Gerade  die 
hierher  gehörigen  Bestimmungen  der  Bundesbriefe  zeigen,  wie 
sehr  es  den  Versammlungen  darum  zu  tun  war,  bei  den  Gesellen 
den  Glauben  zu  zerstören,  daß  sie  rechtlos  seien  und  sich  darum 
gegen  die  Meister  alles  erlauben  dürften. 

Bestimmungen  über  die  Regelung  des  Lehrlings- 
wesens finden  sich  in  den  Bundesbriefen  ziemlich  zahlreich. 
Schon  in  dem  Brief  der  Bäcker  von  1352  liest  man  die  Vor- 
schrift: jeder  Meister,  der  einen  Knaben  oder  Knecht,  die  nicht 
zu  dem  Handwerk  geboren  seien,  das  Handwerk  lehrte,  solle  in 
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die  Zunftbüchse  zwei  Pfund  Heller  zahlen.  Zweifellos  liegt  darin 
eine  Begünstigung  der  Meisterssöhne.  In  dem  Briefe  von  1513  wird 
die  Bedingung  ehelicher  Geburt  gestellt,  und  in  dem  von  1604 
wird  die  Vorlegung  eines  Geburtsbriefes  verlangt.  Die  gleiche 
Forderung  stellen  1496  die  Schneider  und  1513  die  Weißgerber. 
Die  Sattler  verbieten  1439  einen  Bastard  als  Lehrling  anzunehmen. 
Die  Schneider  wollen  1496  keinen  Lahmen  das  Handwerk  lehren. 
Die  Lehrzeit  beträgt  bei  Bäckern,  Holzschuhmachern,  Lohgerbern 
und  Schneidern  je  2  Jahre,  bei  Weißgerbern  3  Jahre;  die  Hut- 
macher setzen  1477  ebenfalls  3  Jahre,  15 12  aber  4  Jahre  fest. 
Das  Lehrgeld  beträgt  bei  den  Bäckern  und  Holzschuhmachern 
je  20  fi.,  bei  den  Schneidern  10  fl.,  bei  den  Lohgerbern  6  fl. 
Sonst  findet  sich  nur  noch  bei  den  Holzschuhmachern  die  For- 
derung, daß  der  Lehrling  sein  Bettzeug  mitbringe,  das  nach  be- 
endeter Lehrzeit  dem  Meister  verbleibt.  Bürgschaftstellung  ver- 
langen nur  die  Hutmacher  15 12.  Die  Lohgerber  haben  ihren 
Lehrlingen  die  Schuhe  zu  stellen. 

Bei  den  Sattlern  soll  jeder  Meister  nicht  mehr  als  einen 
LehrHng  halten  dürfen.  Die  Hutmacher  wollen  innerhalb  sechs 
Jahren  immer  nur  einen  Lehrling  zulassen,  einerlei  wie  lange 
seine  Lehrzeit  dauert.  Entliefe  dieser  dem  Meister  im  ersten 
Jahre,  so  möge  er  einen  andern  dingen;  entliefe  er  später,  so 
solle  der  Meister  doch  die  sechs  Jahre  abwarten  müssen.  Bei 
den  Sattlern  darf  der  entlaufene  Lehrling  von  keinem  andern 
Meister  angenommen  werden.  Losgesprochen  darf  keiner  werden, 
der  nicht  mindestens  drei  Plappart  die  Woche  verdienen  kann. 
Im  Bundesbrief  der  Weißgerber  von  1566  findet  sich  die  Be- 
stimmung: ».Da  einem  meister  sein  zum  handwerk  angenommener 
lehrling  hinweg  und  davon  lauffen  würde,  desselben  meister 
schuldig  seyn  soll,  dem  handwerck  zu  erlegen  zehen  Gulden  und 
hinfürter  zusehen  und  vernehmen,  daß  er  geschickte  und  zum 
handwerck  tüchtige  jungen  annehme,  damit  alle  stümpeley  in  dem 
handwerck  vermitten  bleiben  möge.«  Wenn  man  diese  Begrün- 
dung auch  kaum  als  ernstgemeint  wird  gelten  lassen,  so  zeigt 
doch  die  Verantwortlichmachung  des  Meisters,  daß  man  die 
Schuld  diesem  beizumessen  geneigt  war,  wenn  es  einem  Jungen 
nicht  im  Handwerke  gefiel.  Das  ist  aber  auch  die  einzige  Spur 
der  richtigen  Erkenntnis.  Sorge  für  die  wirkliche  Ausbildung 
der  Lehrlinge  findet  man  in  keinem  der  Bundesbriefe. 

Dagegen    weisen    sie    unerwartet     zahlreiche    Bestimmungen 
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Über  den  Gewerbebetrieb  der  Meister  auf,  von  denen 
manche  nicht  unwichtig  sind.  Daß  den  Berufsgenossen  die  Zah- 
lung einer  Gebühr  für  den  Eintritt  in  die  Zunft  als  ein  Kaufen 
des  Handwerks  erschien,  darf  nicht  gerade  Wunder  nehmen. 
Schon  1352  bestimmen  die  Bäcker,  daß  ein  Knecht,  der  sich  ver- 
heiratet, von  keinem  Meister  über  das  Ziel  hinaus  gehalten  werden 
darf,  »er  enkeuffe  danne  den  märcket  und  werde  meister.«  Die 
Weißgerber  beschließen  15 13,  es  solle  keinem  fernerhin  das  Hand- 
werk ohne  Willen  der  Viermeister  und  des  gemeinen  Hand- 
werks in  der  Frankfurter  Messe  verkauft  werden ;  dorthin  möch- 
ten diejenigen  sich  wenden,  die  es  kaufen  wollten;  an  keiner 
anderen  Stelle  solle  es  »gehandelt«  werden.  Der  Kaufpreis  wird 
1566  auf  30  Gulden  festgesetzt. 

Zur  Aufnahme  in  die  Meisterschaft  ist  bei  den 
Bäckern  1513  eheliche  Geburt  und  die  Verheiratung  mit  einer 
erbaren  Frau  erforderlich.  Daß  Aehnliches  nicht  öfter  ver- 
langt wird,  hat  wohl  in  dem  Bestehen  einer  gleichen  Anforderung 
für  den  Eintritt  in  die  Lehre  seinen  Grund.  Daß  aber  diese 
vorausgegangen  sein  müsse,  war  allgemeine  Regel.  Bei  den 
Pergamentern  darf  nach  dem  Bundesbriefe  von  1423  kein  Knecht 
einem  Meister  dienen,  der  das  Handwerk  nicht  bei  einem  ein- 
gesessenen Meister  gelernt  hat.  Die  Schneider  beschließen  1565: 
»Es  soll  auch  kein  bastert  oder  pfaffenkind  oder  einer,  der  un- 
ehrlich geborn  ist,  in  unsere  zunfft  auffgenommen  werden,  und  wo 
ein  sollicher  in  unsern  buntsstätten  durch  die  oberkeit  uffgenom- 
men  wurdt,  solle  ime  kein  knecht  oder  knab  arbeiten  .  .  .  Wo 
auch  ein  meinster  oder  knecht  sich  unehrlich  verändert  oder  eines 
pfafifen  kindt  oder  magdt  oder  eine,  die  eines  bösen  leumunths 
were,  nemme,  soll  er  sein  zunfftrecht  verloren  haben  und  kein 
knecht  ime  arbeiten.«  Die  Weißgerber  schreiben  1566  eine  Wander- 
zeit vor,  die  für  einen  Meisterssohn  ein  Jahr  und  für  jeden  andern 
zwei  Jahre  betragen  soll;  doch  kann  man  sich  von  dieser  Be- 
dingung durch  Erlegung  von  30  Gulden  loskaufen.  Eine  Mut- 
zeit wird  nur  1565  bei  den  Schneidern  gefordert.  Sie  beträgt 
drei  Jahre    und    darf  bloß   bei  einem  Meister  zugebracht  sein. 

Ein  Meisterstück  wird  bei  den  Bäckern  erst  15 13  vor- 
geschrieben. Aber  nur  im  allgemeinen.  Feststellungen  über  die 
einzelnen  Bestandteile  des  Meisterstücks  finden  sich  dagegen  in 
dem  Bundesbriefe  der  Hutmacher  von  1512.  Wer  sie  nicht 
machen  kann,    muß    noch    ein    halbes    und  wenn    er    auch  dann 
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nicht  besteht,  ein  ganzes  Jahr  warten.  Er  soll  es  machen  bei 
einem  Meister,  den  er  sich  auswählen  darf  mit  Ausnahme  des 
Meisters,  bei  dem  er  in  Arbeit  gestanden  hat.  Die  zwei  Meister, 
welche  ihn  zu  beaufsichtigen  haben,  soll  er  kostfrei  halten,  so- 
lange er  daran  arbeitet  und  wenn  sein  Versuch  fehlschlägt,  allen 
Aufwand  verloren  haben. 

Ueber  die  Rohstoffbeschaffung  bei  den  einzelnen 
Handwerkern  werden  genaue  Vorschriften  aufgestellt.  So  über 
den  Eiseneinkanf  der  Holzschuhmacher  in  Frankfurt,  bei  dem 
die  üblichen  Teilungsgebräuche  eingehalten  werden  sollen.  Nur 
Meister  dürfen  Eisen  kaufen,  keine  Gesellen,  und  sie  sollen  nicht 
mehr  als  2  Groschen  Gewinn  nehmen.  Die  Angehörigen  der 
Brüderschaft  haben  das  Vorrecht.  Die  Sattler  sollen  kein  Leder 
von  gefallenem  Vieh  kaufen.  Wer  unter  ihnen  einen  Sattel  mit 
Kuh-  oder  Geißenhaaren  füllt  und  vor  die  Löcher  Roßhaare 
legt,  als  ob  die  ganze  Füllung  aus  Roßhaaren  bestünde,  wird 
bestraft.  Die  Lohgerber  dürfen  keine  Felle  kaufen,  die  noch 
rieht  abgezogen  sind,  ausgenommen  Hammel-  oder  Schaffelle 
und  keinem  Metzger  oder  sonstwem  Geld  darauf  leihen.  Kein 
Meister  darf  mehr  kaufen,  als  er  in  seinem  Hause  verarbeiten 
kann,  keiner  mehr  als  sechs  Escher  teiben  und  in  jeden  nicht 
mehr  als  20  Häute  einlegen.  Von  einem  Abdecker  darf  keine 
Haut  gekauft  und  ihm  auch  nichts  gemacht  werden.  Bei  den 
Weißgerbern  wird  derjenige  bestraft,  der  einem  andern  die  Häute 
bei  einem  Metzger  verteuert.  Kein  Hutmacher  soll  Kürschner- 
wolle oder  Kuhhaare  verwenden  bei  Strafe  von  6  fl.  Hierher 
gehört  auch  die  Bestimmung,  es  dürfe  kein  Bäcker  Schweine 
einkaufen,  wenn  nicht  der  Veräußerer  auf  4  Wochen  Garantie 
leiste.  Denn  Fettschweine  galten  damals  ebensowohl  als  Er- 
zeugnisse  des  Bäckerhandwerks  wie  Brot  oder  Kuchen. 

Mehrfach  wird  das  Verhältnis  der  Bundesglieder  zu 
andern  Handwerken  geregelt.  Ueber  die  Teilung  der 
Spreu  zwischen  Bäckern  und  Müllern  handelt  umständlich  schon 
der  Bundesbrief  von  1352.  Ein  Sattler  soll  keinen  Gürtler  setzen 
und  ihm  zu  arbeiten  geben,  indem  er  ihn  Sättel  oder  Köcher  in 
seiner  Werkstätte  machen  läßt,  ein  Kummeter  keinen  Schuh- 
macher. Er  soll  von  keinem  Riemenschneider  kaufen,  der  Ab- 
deckerleder verwendet. 

Jedem  Meister  ist  die  Zahl  der  Gesellen  und  Lehrlinge 
vorgeschrieben,    die    er    nicht  überschreiten  darf.     Bei  den  Holz- 
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Schuhmachern  soll  niemand  über  zwei  Knechte  halten,  ausgeschie- 
den die  Lehrknechte  und  hat  einer  einen  Sohn,  der  arbeiten 
kann,  der  soll  für  einen  Knecht  zählen  (§  9).  Bei  den  Schnei- 
dern sind  ebenfalls  zwei  Knechte  und  ein  Lehrknabe  erlaubt, 
bei  den  Hutmachern  nur  einer.  Hat  ein  Meister  die  Zahl  er- 
füllt und  kann  dennoch  seine  Aufträge  nicht  bewältigen,  so  soll 
er  einen  Mitmeister  zur  Aushilfe  heranziehen.  Ein  solcher  Meister 
soll  bei  den  Bäckern  wie  ein  gewöhnlicher  Lohnarbeiter  be- 
schäftigt werden.  Bei  den  Schneidern  wird  ihm  die  Arbeit 
hinausgegeben,  und  es  darf  kein  Meister  dabei  bevorzugt  werden. 
In  dem  Bundesbrief  von  1589  wird  auch  erlaubt,  von  einem 
andern  Gesinde  in  der  Not  zu  leihen,  jedoch  nicht  über  sechs 
Wochentage.  Das  Leihgeld  soll  in  diesem  Falle  weder  dem 
Darleiher  noch  dem  entliehenen  Knecht,  sondern  je  zur  Hälfte 
der  Obrigkeit  und  halb  dem  Handwerk  zufallen.  Einem  andern 
Meister  das  Gesinde  abzuspannen  wird  überall  bei  Strafe  ver- 
boten. 

Die  Vorschriften  über  die  Anfertigung  der  Erzeugnisse 
gehen  zum  Teil  sehr  ins  Einzelne.  Die  Sättel  sollen  mit  langen 
Sehnen  genäht  werden  und  nicht  mit  Schafleder  gefüttert  sein. 
Ein  Wagebaum  soll  mit  eitel  Schweinsleder  und  nicht  mit  Schaf- 
oder Rindsleder  beschlagen  werden,  Köcher  sollen  so  gemacht 
werden,  daß  das  Handwerk  davon  Ehre  und  Nutzen  habe.  Schel- 
menleder jeder  Art  ist  verboten.  Die  Lohgerber  dürfen  keine 
Lohnhäute  zu  gerben  übernehmen.  Einem  Schuster  sollen  sie 
nicht  mehr  machen,  als  er  in  seinem  Hause  verarbeitet,  einem 
Metzger  nicht  mehr  als  zwei  Häute  und  vier  Felle. 

Unlautere  Konkurrenz  wird  allgemein  bekämpft.  Die 
Stück-  und  Baubäcker  sollen  den  Weißbäckern  keinen  Eintrag 
tun.  Das  Brot  für  den  Schrägen  soll  nicht  anders  gebacken 
werden  als  das  für  das  Haus.  Ein  auswärtiger  Schneider  soll 
nicht  mit  den  Angesessenen  in  Wettbewerb  treten  (1496  und 
1565).  Kein  Meister  soll  gemachte  Arbeit  vor  die  Türe  hängen 
oder  zugeschnittene  Stoffe  auslegen.  Neue  Kunden  dürfen  bloß 
angenommen  werden,  wenn  der  frühere  Meister  zuvor  bezahlt 
ist.  Das  Feilhalten  am  Sonntag  und  das  Hausieren  auf  den 
Dörfern  wird  bei  den  Holzschuhmachern  verboten. 

Preisverabredungen  sind  verhältnismäßig  selten, 
wohl  aus  Furcht,  daß  sie  den  Widerstand  der  Räte  in  den  ein- 
zelnen   Städten    herausfordern    möchten.      Das    einzige    Beispiel 
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bildet  der  Preistarif  der  Holzschuhmacher,  der  in  ihren  beiden 
Bundesbriefen  vorkommt.  In  der  Tat  war  die  Verpflichtung  zur 
Einhaltung  der  gleichen  Preise  in  verschiedenen  Städten  etwas 
dem  Mittelalter  Fremdes.  Bemerkenswert  ist  dabei,  daß  in  dem 
Tarif  von  141 2  auch  des  Verkaufs  im  Großen  gedacht  wird, 
nicht  bloß  der  Kleinhandelspreise.  Für  einen  Gulden  sollen  15 
Paar  beschlagene  Holzschuhe  und  27  Paar  Blöcher  (Holzschuhe 
aus  einem  Stück)   gegeben  werden. 

Schließlich  ist  noch  der  Begünstigung  der  Meisters- 
söhne zu  gedenken,  die  sich  in  recht  unverblümter  Form  schon 
1352  bei  den  Bäckern  findet,  wo  derjenige  von  der  Abgabe  an 
die  Meister  entbunden  ist,  der  einen  zum  Lehrling  nimmt,  wel- 
cher zu  dem  Handwerk  geboren  ist.  In  den  Bundesbriefen  von 
1513  und  1604  wird  jedem  Meisterssohn  in  allen  zehn  Städten 
vor  andern  Förderung  verheißen.  Bei  den  Schneidern  darf  der 
Meister  einen  ehelichen  Sohn  Dinge  lehren,  die  andern  verborgen 
zu  halten  sind.  Bei  den  Weißgerbern  beträgt  für  einen  Meisters- 
sohn die  Wanderzeit  nur  ein  Jahr,  während  alle  anderen  drei 
Jahre  wandern  müssen. 

Damit  dürfte  der  Inhalt  der  Bundesbriefe  im  wesentlichen 
erschöpft  sein.  Es  ist  kein  Zweifel,  daß  alle  wichtigeren  Fragen 
der  Gewerbegesetzgebung,  wie  sie  die  damalige  Zeit  verstand, 
in  sie  einbezogen  sind,  und  es  läßt  sich  auch  vermuten,  daß  sie 
wohltätig  auf  das  Handwerk  in  den  Städten  eingewirkt  haben. 
Bei  der  großen  Stabilität  der  zum  Teil  veralteten  örtlichen  Zunft- 
ordnungen brachten  sie  einen  frischen  Zug  des  Fortschritts  in 
das  nunmehr  nicht  weiter  alleinstehende  Gewerbe  und  lehrten  es» 
seine  Gebrechen  in  freier  Aussprache  mit  Berufsgenossen  aus 
Nachbarstädten  zu  erörtern.  In  ihrer  Heimat  hatten  sich  die 
Handwerke  in  das  Belieben  des  oft  sehr  wenig  sachkundigen 
Rates  zu  fügen  und  unterstanden  in  ihren  Zünften  der  Aufsicht 
je  zweier  Delegierten  derselben  Behörde.  In  den  gewerblichen 
Städteverbänden  hatte  das  Handwerk  selbst  sein  Schicksal  in  die 
Hände  genommen  und  konnte  beschließen,  was  ihm  not  war  und 
was  die  Erfahrung  ihm  an  die  Hand  gab.  Daß  von  vornherein 
die  periodische  Wiederkehr  der  Versammlungen  in  Aussicht  ge- 
nommen war,  setzte  sie  in  den  Stand,  den  wechselnden  Zeitbedürf- 
nissen zu  folgen  und  daß  die  Strafe  für  ein  Handwerksvergehen 
den  Schuldigen  überallhin  verfolgte,  wo  er  innerhalb  der  Bundes- 
städte seinen  Aufenthalt  nehmen  mochte,  schuf  ein  Gegengewicht 
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gegen  die  Gesellenverfolgungen,  welche  durch  die  Wandersitte 
und  die  Gesellenbruderschaften  ermöglicht  worden  waren.  Natür- 
lich darf  man  in  den  Bundesbriefen  keine  andere^  Auffassung  er- 
warten, als  sie  in  den  örtlichen  Zunftordnungen  der  Zeit  herrscht. 
Die  Versammlungen  waren  auch  darin  Kinder  ihrer  Zeit.  Sie 
waren  Interessenvertretungen  in  einer  Geschichtsperiode,  in  der 
das  Gewerbe  seither  nur  von  dem  grauen  Einerlei  der  städtischen 
Zunftordnungen  bedeckt  schien  und  ein  Bild  des  Beharrens  bot, 
das  fast  als  Zeitbild  erscheinen  mußte. 

Natürlich  konnte  hier  nur  ein  kleiner  Ausschnitt  der  ganzen 
Bewegung  gegeben  werden,  die  sich  über  einen  großen  Teil  des 
Deutschen  Reiches  erstreckte.  Es  wäre  aber  wohl  an  der  Zeit, 
daß  auf  die  Sammlung  und  Bearbeitung  aller  noch  in  den  Archiven 
vorhandenen  Bundesbriefe  Bedacht  genommen  würde.  Vielleicht 
böte  eine  solche  Veranlassung,  zwischen  der  Gewerbegesetz- 
gebung der  städtischen  Zunft-Autonomie  und  derjenigen  des 
Merkantilzeitalters  eine  eigene  Periode  zu  unterscheiden,  die  den 
Uebergang  von  der  einen  zur  andern  als  minder  schroff  erscheinen 
lassen  würde.  Sie  würde  wohl  auch  festzustellen  imstande  sein, 
wie  weit  die  gewerblichen  Städtebünde  als  Gegenschlag  gegen 
die  Gesellenverbände  zu  denken  sind,  als  welchen  man  sie  seither 
allein  betrachtet  hat. 
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OBJEKTIVISMUS    UND    SUBJEKTIVISMUS    IN 
DER  PREISTHEORIE. 

Von 

Dr.  ALFRED  RENNER,  Breslau. 

(Schluß). 

IV. 

O.  versucht  zunächst,  den  Zuschlag  zu  bestimmen,  den  an- 
erzogene  Qualifikation  bedingt;  »hier  ist  von  Abschlag  nicht 
die  Rede.« 

>Nehmen  wir  an,  ein  normal  Qualifizierter  entschließe  sich  zu  einer  Berufs- 
wahl, die  ihn  erst  im  Jahre  später  als  den  Durchschnitt  zum  Erwerb  gelangen 
lassen  wird.  Er  gebrauche  während  der  ganzen  Zeit  an  Ausbildungskosten  die 
Summe  S  und  habe  dann  noch  eine  Lebenswahrscheinlichkeit  von  p  Jahren. 
Dann  kostet  ihn  seine  Ausbildung  m  Jahr  lang  je  E  als  entgangenen  Gewinn 
und  S.     Dieser    Aufwand    muß    in  p  Jahren    herauskommen.      Folglich    muß    sein 

Zuschlag  q  zum    Normaleinkommen  E  sein:    q   =   — — «  ^).    Das  erläutert  er 

dann  noch  an  einem  Geldbeispiel. 

Die  anerzogene  Qualifikation  wirkt  also  auf  den  Preis  des 
Produktes.  Ihr  verschiedener  Grad  ist  die  Voraussetzung  für  die 
Ausübung  höherer  oder  niederer  Berufe. 

Innerhalb  der  Berufe  gibt  es  aber  noch  höhere  und  geringere 
angeborene  Qualifikation.  Wie  wirkt  diese  ?  Von  ihr  2)  be- 
hauptet 0.,  daß  sie  den  statischen  Preis  der  vertretbaren  G  ü  t  e  r  ^) 
nicht  verändere. 

i)  Steckt  übrigens  in  >s«  ein  Zirkel,  so  natürlich  auch  in  »S«. 

2)  0.  spricht  zwar  auf  S.  65  von  der  Einwirkung  der  Qualifikation  schlecht- 
hin; er  meint  aber  hier  nur  die  angeborene.  Die  anerzogene  Qualifikation  ist  für 
ihn  nach  Aufstellung  der  angeführten  Formel  gleichsam  abgetan.  Tatsächlich  spielt 
sie  aber  im  folgenden  wieder  immer  eine  Rolle,  so  daß  es  zweckmäßig  wäre,  zu 
dem  zweierlei  q  von  vornherein  einen  Index  hinzuzufügen. 

3)  Richtiger:  »Der  beliebig  vermehrbaren  Güter«.  Es  gibt  in  der  realen 
Gesellschaft  auch  vertretbare  Monopolprodukte,  allerdings  nicht  hier  bei  der  ge- 
machten Voraussetzung  des  Fehlens  aller  Monopole. 
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»In  der  Statik  bestimmt  sich  der  Wert  dieser  Güter  nämlich  bekanntlich 
als  ein  Grenzwert;  das  ist  der  Preis,  der  demjenigen  Produzenten  das  Einkommen  E 
abwirft,  der  unter  den  ungünstigsten  Bedingungen  produziert«  '),  »Unter  ungünstig- 
sten Bedingungen«  soll  aber  bekanntlich  auch  durchschnittliche  persönliche  Quali- 
fikation heißen.     O.  fährt  dann  fort:   »In  der  Statik konkurrieren  in  allen 

Zweigen,  in  denen  hoch  qualifizierte  Kräfte  vertretbare  Güter  erzeugen,  durch- 
schnittlich qualifizierte  Kräfte  mit  ihnen.  Sie  erhalten  den  statischen  Preis  nach 
unserer  Formel  —  und,  da  für  alle  Güter  gleicher  Art  der  gleiche  Preis  gezahlt 
wird,  erhalten  ihn  auch  die  Qualifizierteren«  -).  Es  gelte  also  auch  in  der  Gesell- 
schaft, in  der  die  Produzenten  von  Geburt  verschieden  qualifiziert  sein  sollen,    für 

Güter  die  Formel:  v  = \- s.    Sei    aber   zur  Produktion    eines  Gutes    auch   für 

n    ' 

den  von  Geburt  durchschnittlich  Qualifizierten  eine  anerzogene  Qualifikation 

nötig,  so  trete  für  E  in  der  Formel  E  -[-  q  (anerzogen)  ein.  , 

Die  höhere  angeborene  Quahfikation  eines  Gutsproduzenten 
soll  sich  also  nicht  im  Preise  seines  Produkts  äußern,  aber  er 
soll  trotzdem  ein  höheres  Einkommen  als  der  Durchschnitt 
haben. 

»Die  höhere  Qualifikation  kann  sich  entweder  darin  zeigen,  daß  ihr  Träger 
in  gleicher  Zeit  bei  gleichen  Kosten  pro  Einheit  mehr  Einheiten  zu  Markte  bringt 
und  verkauft,  wie  sein  durchschnittlicher  Konkurrent ;  —  oder,  daß  er  gleichviel 
Einheiten,  aber  mit  geringeren  Kosten,  zu  Markte  bringt;  —  oder  schließlich,  daß 
er  beides  gleichzeitig  leistet.«  Im  ersten  Falle  sei  sein  Mehreinkommen  q  =:  m. 
(v  —  s),  wobei  m  die  Anzahl  der  mehr  zu  Markte  gebrachten  Produkte  sei ;  im 
zweiten  Falle  sei  q  =  n  •  d,  wobei  d  die  Kostenersparnis  darstelle.  Für  geringere 
als  durchschnittliche  Qualifikation  seien  die  entsprechenden  Beträge  von  E  abzu- 
ziehen. 

Der  selbständige  (Güter-)Produzent  bietet  nach  0.  in  den 
Gütern  seine  Arbeit  an.  Der  Tauschwert  der  Arbeit  eines  höher 
Qualifizierten  im  Laufe  eines  Jahres  sei  also  bestimmt  durch  E 
und  die  verschiedenen  Zuschläge  q  ;  der  Tauschwert  einer  Arbeits- 


1)  Diese  Definition  des  Grenzwertes  ist  eine  Tautologie.  Es  kann  ja  nach 
der  Definition  von  E  (vgl.  den  Anfang  von  Abschnitt  II)  gar  kein  anderer  das 
Einkommen  E  haben  als  der  unter  ungünstigsten  Umständen  Produzierende. 

2)  0.  hätte  an  und  für  sich  die  Behauptung,  daß  sich  immer  auch  durch- 
schnittlich Qualifizierte  an  der  Produktion  irgendeines  Gutes  beteiligen,  auch  auf- 
stellen können,  ohne  auf  den  »Grenzproduzenten«  Bezug  zu  nehmen.  (Die  Be- 
teiligung durchschnittlich  Qualifizierter  wäre  übrigens  nahezu  eine  Selbstverständlich- 
keit, wenn  die  Durchschnittlichkeit  gemeint  wäre,  die  sich  als  Mitte  aus  dem  in 
einem  Beruf  wirklich  vorhandenen  höheren  und  niederen  angeborenen  Qualifikationen 
ergibt;   tatsächlich  ist  aber  eine  allgemeine  Durchschnittlichkeit  gemeint).     Er  muß 

jedoch  den  Greuzproduzenten  heranziehen,    um    die  Formel  v  = U  s  verwenden 

n 

zu  können ;   denn  sie  gilt  nur  für  Grenzproduzenten,  die  eben  als  allgemein  durch- 
schnittlich qualifiziert  gedacht  sind. 

22* 
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Stunde  ergebe  sich  als  Teil  davon.  Der  Tauschwert  der  Arbeits- 
stunde sei  also  bei  verschieden  qualifizierten  Produzenten  ver- 
schieden hoch.  Da  jedes  Mitglied  dieser  Gesellschaft  gleichmäßig 
mit  Produktivmitteln  ausgerüstet  gedacht  ist,  könne  es  nur  Dienst- 
leistende geben,  wenn  ihnen  als  Lohn  dasselbe  Einkommen  ge- 
geben werde,  das  sie  sich  in  selbständiger  Produktion  beschaffen 
könnten,  d.  h.,  es  »stellt  sich  der  statische  Preis  der  Dienste 
von  gleicher  Arbeitszeit  in  verschiedener  Höhe  ein,  entsprechend 
der  Qualifikation.«  Der  statische  Preis  der  im  Dienst  getauschten 
Arbeit  lasse  sich  nicht  mehr  einfach  an  der  Zeit  messen  wie  in 
der  G.  d.  Gl.  Das  treffe  die  Frage  nach  der  Substanz  des 
Wertes.  Die  Höhe  glaubt  0.  bestimmt  zu  haben,  indem  er  die 
verschiedenen  Zuschläge  zum  Grundeinkommen  auf  E  zurückführt. 
Die  Einkommenpyramide  würde  damit  der  Gestalt  nach  bestimmt, 
die  Abstände  zwischen  den  verschiedenen  Qualifikationsstufen 
würden  relativ  als  bekannt  anzunehmen  sein  ^).  Das  aber  ist  u.  E. 
zu  leugnen. 

O.  hat  mit  dem  ersten  »q«  den  Zuschlag  für  die  durch  Aus- 
bildung erworbene  Qualifikation  noch  nicht  völlig  bestimmt.  \\x 
kann  ernst  nicht  behaupten  wollen,  daß  alle  Menschen  von  Geburt 
so  qualifiziert  sind,  daß  sie  sämtlich  nach  entsprechender  Aus- 
bildung alle  Berufe  ausüben  könnten,  selbst  wenn  man  durch- 
aus nur  diejenigen  Berufe  im  Auge  hat,  deren  Arbeitsergebnisse 
vertretbare  Produkte  sind.  Wie  entscheidet  sich  sonst,  wer  sich 
eine  höhere  Ausbildung  beschaffen  darf?  (Daß  alle  die  Mittel 
dazu  hätten,  liegt  doch  im  Wesen  der  monopolfreien  Gesellschaft.) 
Ist  denn  für  0.  die  G.  d.  Gl,  notwendigerweise  kommunistisch } 
Wenn  aber  die  Voraussetzung  zur  Tätigkeit  in  einem  höheren 
Beruf  auch  für  den  Berufsdurchschnittlichen  neben  der  Ausbildung 
noch  eine  besondere  angeborene  Qualifikation  ist  ^),  so  muß  auch 
diese  zu  einem  besonderen  Einkommenszuschlag  berechtigen,  genau 
wie  die  natürliche  Fähigkeit,  in  der  Ausübung  einer  bestimmten 
Tätigkeit  schneller  oder  langsamer    zu   sein!     Fehlte   doch   sonst 


i'»  Die  Frage,  ob  die  absoluten  Einkommenshöhen,  insbesondere  die  Basis  E, 
bestimmt  werden  müssen,  ist  noch  offen. 

2)  In  seiner  »Theorie«,  S.  379  ff.  klingt  diese  Erkenntnis  an.  Er  trennt  dort 
die  Qualifikation  ganzer  Berufsklassen  von  der  der  einzelnen  in  diesen  Berufen. 
Bei  der  ersten  Gruppe  spricht  er  zwar  in  der  Hauptsache  wieder  von  der  aner- 
zogenen Qualifikation,  so  von  den  »Produzenten  der  höheren  Klassen  von  beson- 
derer Schulung«;  hier  aber  setzt  er  hinzu:  >und  Begabung«. 
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jeder  ökonomische  Anreiz  zur  Erringung  höherer  Ausbildung !  Es 
wären  also  demnach  dreierlei  »q«  zu  berücksichtigen:  für  die  an- 
geborene Qualifikation,  die  Voraussetzung  für  die  Berufswahl  ist, 
für  die  auf  Ausbildung  beruhende  und  schließlich  für  die  ange- 
borene, die  sich  bei  der  Ausübung  des  Berufes  selbst  bemerkbar 
macht.  Den  ersten  Einkommenszuschlag  hat  aber  O.  nicht  be- 
rechnet und  er  kann  es  auch  nicht ! 

Die  einzige  Möglichkeit  wäre  doch  wohl  diese :  denken  wir  uns  den  von 
Geburt  höher  Qualifizierten,  der  zu  einem  höheren  Beruf  ausgebildet  ist,  in  einem 
Erwerbszweige  tätig,  in  dem  auch  von  Geburt  durchschnittlich  Qualifizierte  zu 
beschäftigen  sind,  so  würde  er  diesen  gegenüber  entweder  durch  rascheres  Arbeiten 
oder  durch  Kostenersparung  ein  höheres  Einkommen  beziehen.  Dieses  wird  nun 
Grundlage  für  die  Berechnung  des  weiteren  Zuschlags,  der  ihm  die  Ausbildungs- 
kosten ersetzen  soll.  Es  ist  aber  klar,  daß  dieser  Weg  ungangbar  ist.  Die  natür- 
liche Qualifikation,  die  nötig  ist,  ein  auch  nur  durchschnittlicher  Rechtsanwalt  zu 
werden,  ist  eine  ganz  andere  als  die,  die  einen  Schuhmacher  befähigt,  in  einem 
"Tage  einen  Schuh  mehr  zu  besohlen  wie  sein  Kollege. 

Dieses  >q«  beeinflußt  aber  den  Wert  der  Produkte.  So  ist 
es  O.  nicht  gelungen,  den  Güterwert  als  eine  Funktion  von  E  zu 
bestimmen  ^).  Auch  ihm  ist  es  nicht  gelungen,  das  Problem  zu 
lösen,  das  sich  seit  Marx  den  Objektisten  stellt:  Die  Er- 
fassung des  Einflusses  der  qualifizierten  Arbeit  auf  den 
Warenwert. 

In  der  Vernachlässigung  des  Einflusses  der  angeborenen  Quali- 
fikation auf  die  Berufswahl  liegt,  daß  O.s  »durchschnittliche«  ange- 
borene Qualifikation  eine  ganz  abstrakte,  von  den  konkreten  Berufen 
losgelöste  ist-).  Als  solche  aber  ist  sie  nicht  vorstellbar!  Hier  liegt 
ein  Mangel  jeder  objektiven  Wertlehre ;  denn  immer  braucht  sie  die 
Konstruktion  einer  irgendwie  verstandenen  Durchschnittsarbeit 
eines  Durchschnittsarbeiters.  , 


i)_  Bitdge  sieht  diese  dritte  Art  von  Qualifikation  gleichfalls  nicht.  Er  unter- 
scheidet zwischen  Qualifikationslohn,  dem  Preise  erworbener  und  der  Qualifikations- 
rente, dem  Preise  angeborener  Qualifikation.  Jener  soll  ein  Bestandteil  der 
Produktionskosten  sein,  dieser  nicht  (a.  a.  O.  S.  91  Anm).  Die  angeborene 
Qualifikation,  die  Voraussetzung  für  die  Erlernung  eines  Berufs  ist,  muß  aber  auch 
auf  den  Preis  der  betreffenden  Produkte  einwirken!  Es  ist  nicht  zu  sehen,  wie 
der  Inhaber  dieser  Qualifikation  sonst  zu  einem  erhöhten  Einkommen,  unabhängig 
von  der  ratenweisen  Erstattung  der  Ausbildungskosten  einschl.  des  entgangenen 
Gewinns,  kommen  sollte. 

2)  Auch  Budge  betont  die  Verknüpfung  der  QuaHfikation  mit  dem  Beruf  zu 
wenig;  S.  106  spricht  er  selbst  vom  Preis  einer  aligemeinen  »durchschnittlich 
qualifizierten  Arbeitskraft.« 
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Wenn  Muhs  ^),  der  sich  gerade  auch  gegen  die  Einseitigkeit  der  rein  objek- 
tivistischen Theorie  wendet,  doch  eine  Messung  der  Produktionskosten  >an  der  in 
Anspruch  genommenen  Zeit«  annimmt,  so  berührt  das  unsere  Ausführungen  nicht. 
Seine  Behauptung  soll  nur  für  das  erste  >Stadium  der  ökonomischen  Betrachtung« 
zutreffen,  an  das  sich  dann  »eine  Fortbildung  der  materiellen  Kosten-  und  Nutzen- 
größen in  psychische«  anschließt,  und  ferner  handelt  es  sich  für  ihn  nur  um  den 
»Produktionsvorgang  in  der  eigenen  Wirtschaft«,  jedenfalls  nicht  um  die  Be- 
stimmung des  Tauschwertes.  »Daß  die  Arbeit  lediglich  psychisch  als  Mühe  oder 
Opfer  empfunden  wird  und  darum  ihr  Aufwand  nicht  äußerlich  faß-  und  meßbar 
sei*,  soll  auch  unsererseits  durchaus  nicht  unbedingt  behauptet  sein:  gegen  die 
abstrakte  Messung  mit  Hilfe  der  Arbeit  eines  Durchschnittsarbeiters  will  sich  aber 
Muhs  an  dieser  Stelle  gar  nicht  wenden.  Es  bleibt  abzuwarten,  wie  weit  sein  im 
ersten  Stadium  der  wirtschaftlichen  Betrachtung  objektiver  Maßstab  auch  in  der 
Wert-  und  Preislehre,  die  er  am  Ende  des  Buches  verspricht,  von  Bedeutung 
sein  wird. 

Richtig  bleibt  allerdings  auch  ihm  gegenüber,  daß  auch  für  einen  einzelnen 
Arbeiter  eine  Stunde  durchschnittlicher  Arbeit  nicht  nur  dem  verursachten  Unlust- 
empfinden, sondern  auch  der  Wirkung  nach  verschieden  ist.  Doch  dürfte  dieser 
Umstand  an  Gewicht  verlieren,  solange  es  sich  eben  nur  um  die  vorüber- 
gehende Messung  der  eignen  Leistung  in  der  selbständigen  Wirt- 
schaft handelt. 

Was  nun  die  Frage  der  Substanz  des  Wertes  betrifft 
die  durch  die  Tatsache  der  verschiedenen  Entlohnung  verschiedener 
Arbeitsstunden  neu  gestellt  ist,  so  soll  es  nach  0.  unsere  Auf- 
gabe sein,  eine  Formel  zu  finden,  die  auch  hier  gilt ;  und  zwar 
muß  unsere  Formel,  wenn  sie  völlig  ausreichen  soll,  den  statischen 
Wert  (Pleonasmus  !  Gemeint  ist  statischer  Preis)  der  Güter  und 
Dienste  gemeinsam  umfassen.  Da  ergibt  sich  ohne  weiteres  (!)  das 
folgende :  »DerstatischePreis  derProdukteniederer 
Ordnung  ist  bestimmt  durch  den  in  ihnen  vergegenständ- 
lichten Wert  der  Arbeit.«  Das  ist  das  Wertgesetz  der  monopol- 
freien Gesellschaft  mit  verschieden  qualifizierten  Produzenten;  es 
gilt  auch  rückwärts  für  die  G.  d.  Gl. 

0.  will  also  den  Produktwert  an  einem  aus  der  Zeit  und 
dem  »Werte«  der  Arbeit  »kombinierten«  Maßstab  messen.  Er 
vergleicht^)  diesen  Maßstab  mit  dem  Tonnenkilometer.  30  tkm 
können  zustande  gekommen  sein  etwa  durch  die  Beförderung  von 
1 5  t  2  km  weit  oder  von  2  t  über  1 5  km  hin  usw.  Ebenso  würde 
der  Ausspruch  »6  Arbeitswertstunden«:  bedeuten  müssen  3  Stunden 
einer  Durchschnittsarbeit  vom  Werte  2  oder  2  Stunden  einer  Arbeit 
vom  Werte  3.  Diesen  Multiplikator,  der  bei  qualifizierter  Arbeit  zum 

1)  A.  a.  O.  S.  28/30. 

2)  >W.  u.  Kpr.«,  S.  74. 
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Werte  der  Durchschnittsarbeit  hinzugesetzt  werden  muß,  kann   0. 
aber  eben  nicht  in  allen  Fällen  angeben. 

Was  heißt  nun  »Wert  der  Arbeit«.?  »Weiter  als  bis  auf 
den  Wert  der  Arbeit  können  wir  nicht  zurückgehen;  wir 
fassen  den  Begriff  »Wert«  hier  in  der  Bedeutung,  die  ihm  die 
subjektive  Schule  beimißt.«  Das  versucht  er  noch  näher  zu  er- 
läutern ;  trotzdem  muß  aber  diese  Stelle  seines  Systems  als  dunkel 
bezeichnet  werden  und  es  bedarf  weitgehender  Ueberlegungen, 
um  über  den  »originären  Arbeitswert«  i)  einige  Klarheit 
zu  schaffen. 

0.  fährt  nach  dem  Hinweis  auf  den  subjektiven  Charakter  dieses  Wertes 
der  Arbeit  fort:  »Ihr  »Nutzen«  (ihre  Ophelimität  oder  Desirabililät)  hängt,  wie  der 
der  Güter,  von  zwei  Dingen  ab,  von  der  »Seltenheit«,  d.  h.  dem  jeweiligen  Vorrat 
einerseits  und  dem  Begehren  andererseits.  Die  Kombination  beider  Komponenten 
als  »Grenzwert«  entscheidet  über  den  Wert  des  ganzen  Vorrats.  Diese  beiden 
Bedingungen  des  Wertes  sind  aber  erstens  für  jeden  Konsumenten  objektiv 
gegeben,  sind  von  seinem  eignen  Bedürfniszustande  gänzlich  unabhängig ;  und 
zweitens:  sie  entziehen  sich  der  Kompetenz  des  Nationalökonomen  durchaus. 
Warum  Diamanten  absolut  soviel  seltener  sind  als  Kohlen  —  oder  warum  bei 
Männern  kurze  Stimmbänder  soviel  seltener  sind  als  lange,  das  haben  naturwissen- 
schaftliche Disziplinen  zu  beantworten,  wenn  sie  es  vermögen,  nicht  wir.  Und 
waram  die  Menschen  Diamanten  soviel  mehr  begehren  als  Kohlen,  oder  eine 
Tenorarie  soviel  mehr  als  eine  Baßarie,  das  mag  die  Psychologie  oder  die  Aesthetik 
beantworten,  wenn  sie  können.  Uns  ist  beides,  Vorrat  und  Begehren,  gegeben 
als  ein  Ausgangsphänomen  unsrer  Untersuchung.« 

Zunächst 2):  Was  heißt  hier  »Arbeit«  >  Wir  müssen  annehmen  : 
Arbeits  kraft,  nicht  Arbeits  1  e  i  s  t  u  n  g. 

Aus  »W.  und  Kpr.«  ist  das  freilich  nicht  klar  zu  erkennen;  wir  entnehmen 
es  aber  aus  seinen  Ausführungen  über  die  »Qualifikation«  in  seiner  »Theorie«  ^). 
Hier  heißt  es:  »Seltenes  Arbeitsvermögen  hat  nicht  selbst  ökonomische  Seltenheit, 
denn    es    ist    unmittelbar  nicht  Gegenstand  des  Marktverkehrs.     Wohl  aber  haben 


i)  Der  Terminus  taucht  bei  0.  erst  auf  S.   133  von  »W.  u.  Kpr.«  auf. 

2)  Natürlich  müssen  immer,  wenn  wir  im  Sinne  O.s  über  ihn  selbst  hinaus- 
denken, eine  Reihe  von  Einwänden  schweigen,  z.  B.  mangelnde  Vorstellbarkeit. 

3)  S.  379.  Die  Definition  von  »Qualifikation«  der  »Theorie«  ist  übrigens 
an  der  in  »W.  u.  Kpr.«  gemessen  falsch.  »Qualifikation  ....  bedeutet  die  Fähig- 
keit einer  ökonomischen  Person,  Produkte  zu  Markte  zu  bringen,  die  im  Verhältnis 
zu  den  Produkten  anderer  Personen  einen  höheren  oder  geringeren  durchschnitt- 
lichen Preis  (!)  erhalten.«  Die  angeborene  Qualifikation  der  Güterproduzenten 
soll  doch  den  statischen  Preis  gerade  nicht  beeinflussen!  Später  heißt  es  dann 
wieder  ganz  richtig:  »Nach  dem  Grade  ihrer  relativen  Seltenheit  stufen  sich  die 
Einkommen  (!)  der  einzelnen  Arbeitskräfte  ab«  (381).  —  Diese  letzte  Wendung 
ist  zugleich  Richtschnur  für  unsere  weiteren  Ausführungen  über  den  originären 
Arbeitswert. 
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seine  Produkte  (Dienste  und  Güter)  ükonomische  Seltenheit,  die  bei  gleicher 
Nachfrage  genau  von  der  relativen  natürlichen  Seltenheit  des  Arbeitsvermögens  (!) 
abhängt.  Diese  natürliche  Seltenheit  heißt  »Qualifikation«.  Darin  liegt  schon, 
daß  hier  »Wert«  im  subjektiven  Sinne  verstanden  sein  muß;  denn  die  Arbeits- 
kraft ist  nach  O.  keine  Ware,  sie  hat  also  keinen  Tauschwert.  Dieser  Wert  der 
Arbeitskraft  soll  bestimmt  sein  durch  »Vorrat«  und  »Begehren«.  Wir  fragen  nun: 
Wer  soll  die  subjektive  Wertschätzung  nach  Vorrat  und  Begehren  durchführen  ? 
Der  Besitzer  der  Arbeitskraft?  Was  heißt  für  ihn  »Vorrat«  an  Arbeitskraft? 
Vor  allem  aber:  Es  gibt  überhaupt  kein  Begehren  nach  Arbeitskraft,  sondern  nur 
nach  ihren  Leistungen !  So  also  kommen  wir  nicht  vorwärts.  Wir  können  zu 
einem  >Wert«  der  Arbeitskraft  nur  kommen,  indem  wir  einen  »Wert«  der 
Arbeits  1  e  i  s  t  u  n  g  zu  finden  suchen  und  ihn  dann  auf  die  Arbeitskraft  als  der 
Quelle  der  Leistung  übertragen. 

Auch  hier  wieder  müssen  wir  fragen  :  Wer  schätzt  die  Arbeitsleistung  nach 
»Vorrat«  und  »Begehren«?  Der  Arbeit  Leistende?  Was  heißt  für  ihn  »Vorrat« 
an  Arbeit?  Und  was  »Begehren«?  Sein  Begehren  nach  den  Ergebnissen  seiner 
Arbeit?  Dann  könnte  ja  der  originäre  Arbeitswert  null  werden!  Offenbar  sind 
unter  »Vorrat«  und  »Begehren«  die  Gesamtgrößen  in  der  betreffenden  Gesellschaft 
gemeint.  Diese  aber  führen  nicht  zu  einer  subjektiven  Wertgröße,  sondern  zum 
objektiven  Tauschwert,  zum  volkswirtschaftlichen  Wert,  d.  h.  zu  dem,  was  0. 
»statischer  Preis«  nennt.  Der  statische  Preis  der  Arbeitsleistungen  ist  ja  aber 
nach  ihm  gerade  nicht  durch  »Vorrat«  und  »Begehren«  bestimmt!  Auch  so 
kommen  wir  also  nicht  voran. 

Halten  wir  daran  fest,  daß  es  sich  um  einen  subjektiven  »Wert«  der  Arbeits- 
leistung handeln  soll,  so  müssen  wir  wenigstens  vorläufig  die  Bestimmung  durch 
»Vorrat«   und  »Begehren«  unbeachtet  lassen. 

Der  Tauschwert  der  Arbeit  ist  nach  O.  das  Einkommen  des  betreffenden 
Produzenten.  »Soviel  die  Arbeit  sich  in  selbständiger  Produktion  an  Gütern  i) 
beschaffen  kann,  soviel  ist  sie  auch  als  unselbständiger  Dienst  wert.  Das  ist  ihr 
statischer  Preis.«  Und:  »Denn  wir  messen  ja  den  Wert  der  Arbeit  an  dem 
realen  Einkommen,  das  sie  sich  beschafft «).  Also:  Der  Tauschwert  oder  statische 
Preis  jeder  Arbeit,  gleichgültig  ob  in  der  Form  eines  unselbständigen  Dienstes 
oder  eines  Gutes  ausgetauscht,  ist  das  Einkommen,  das  den  selbstän- 
digen Produzenten  mit  der  betreffenden  Qualifikation  zusteht.  Nun  ist  aber 
doch  für  0.  »Einkommen«  eine  »Masse  von  Gebrauchswerten,  von  subjektiven 
Werten«  ^),  sagen  wir  besser:   »eine  reale  Menge  von  Gütern  und  Diensten«  *),  die 

i)  Es  ist  anzunehmen,  daß  0.  hier  »Produktion  von  Gütern«  meint.  Der 
Güter  Produktion  treten  bei  ihm  immer  die  unselbständigen  Dienste 
gegenüber.  Von  den  selbständigen  Dienstanbietern  spricht  er  nicht ;  aber 
offenbar  stellt  er  sie  den  Gutsproduzenten  gleich.  Es  konkurrieren  auch  hier  stets 
hinsichtlich  der  angeborenen  Qualifikation  durchschnittlich  Qualifizierte  usw.  Es 
liegt  hier  wahrscheinlich  nur  eine  Nachlässigkeit  6>.s  vor.  Er  steuert  eben  zu 
rasch  auf  die  ihn  hauptsächlich  interessierende  Lohnarbeit  hin;  an  dieser  Stelle 
ist  vielleicht  einmal  zu  erkennen,  wie  sehr  er  von  einem  wirtschaftspolitischen  Ziel 
beherrscht  ist. 

2)  »W.  u.  Kpr.«,  S.   104/105. 

3)  >W.  u.  Kpr..,  S.  52. 

4)  »W.  u.  Kpr.«,  S.  46. 
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unter  dem  Gesichtswinkel  ihrer  Eignung  zur  Bedürfnisbefriedigung  gewertet  wer- 
den. Die  angeführte  Versicherung  O.s,  er  fasse  den  Begriff  »Wert«  hier  in  der 
Bedeutung,  die  ihm  die  subjektive  Schule  beimißt,  kann  nun  so  verstanden  werden, 
daß  die  subjektive  Größe,  die  sich  aus  der  Wertung  des  Einkommens  ergibt,  über- 
tragen gedacht  wird  auf  die  Arbeit,  der  ja  das  Einkommen  zu  danken  ist.  So 
hätte  also  die  Arbeit  eines  Produzenten  den  Gebrauchswert,  den  sein  Einkommen 
darstellt. 

Gebrauchswert  für  wen  ?  Zunächst  natürlich  eben  für  den  Produzenten  mit 
dem  betreffenden  Einkommen,  aber  dann,  die  Existenz  des  »intersubjektiven«  Maß- 
stabs vorausgesetzt,  auch  für  denjenigen,  der  diese  Arbeit  kauft,  in  der  Form  eines 
Sachgutes,  das  dann  bei  ihm  »Einkommen«  wird,  oder  —  und  da  wird  es  am 
klarsten  —  in  der  Form  des  unselbständigen  Dienstes.  Dieser  bildet  zwar  keinen 
Teil  des  Einkommens  des  Käufers,  aber  die  als  solcher  Dienst  gekaufte  Arbeit 
kann  ja  dem  Käufer  ein  gleich  hohes  Einkommen  beschaffen,  wie  es  sich  sonst 
der  Dienstleistende  —  in  der  monopolfreien  Gesellschaft !  —  selbst  beschafft  hätte. 
Nur  muß  der  Käufer  des  Dienstes  dem  Verkäufer  das  Einkommen,  das  ihm  diese 
Arbeit  zunächst  eingetragen  hat,  voll  auszahlen.  Da  der  unselbständige  Dienst 
weder  einen  Teil  des  Einkommens  des  Käufers  bildet,  noch  ihm  einen  Zuwachs 
zu  seinem  Einkommen  hinterläßt,  so  hat  sie  für  ihn  eigentlich  keinen  Gebrauchs- 
wert, und  es  werden  unselbständige  Dienste  in  dieser  Gesellschaft  überhaupt  un- 
wahrscheinlich. Nimmt  man  immerhin  an,  daß  der  Dienstkäufer  vielleicht  nur 
dadurch  zu  seinem  eignen  Einkommen  gelangen  kann,  daß  er  unselbständige 
Dienste  hinzukauft  (Arbeitszusammenfassung  könnte  aber  auch  z.  B.  genossen- 
schaftlich erreicht  werden!),  so  bleibt  noch,  daß  für  den  Dienst  v  e  r  k  ä  u  fe  r 
weder  Anreiz  noch  ökonomischer  Zwang  besteht,  nicht  als  selbständiger  Produzent 
aufzutreten. 

Der  durch  Uebertragung  der  Einkommensschätzung  auf  die  Arbeit  gefundene 
originäre  Arbeitswert  einer  Person  ist  also  abhängig  von  der  Höhe  des  betreffen- 
den Einkommens.  Er  kann  mithin  nicht  dazu  benützt  werden,  ein  Einkommen 
seiner  Hohe  nach  primär,  d.  h,  unabhängig  vom  Tauschwert  des  betreffenden 
Produktes,  zu  bestimmen.  Dazu  wurde  der  originäre  Arbeitswert  bisher  auch  nicht 
gebraucht.  Er  wird  aber  noch  dazu  gebraucht  werden.  Nur  so  wird  der  Weg, 
den  O.  vorzeichnet,  wirklich  bis  zum  Ende  verfolgt  werden  können. 

Liegen  hier  nicht  Widersprüche  vor?  Der  subjektive  Charakter  des  Arbeits- 
wertes ist  nur  zu  denken  als  übertragene  Einkommensschätzung ;  andererseits  aber 
soll  der  originäre  Arbeitswert  zur  Bestimmung  der  Einkommenshöhe  dienen!  Man 
kommt  aus  dem  Widerspruch  nur  heraus,  wenn  man  annimmt,  daß  die  Faktoren, 
die  nach  O.  den  Arbeitswert  bestimmen,  nämlich  »Vorrat«  und  »Begehren«,  eben 
die  Einkommenshöhe  bestimmen  sollen,  daß  also  in  dem  zuletzt  angeführten  Bei- 
spiel das  Einkommen  deshalb  nicht  höher  als  das  Existenzminimum  ist,  weil  die 
Konstellation  dieser  P'aktoren  so  ungünstig  ist. 

Daß  unter  »Vorrat«  und  »Begehren«,  wie  gesagt,  Gesamtgrößen  zu  verstehen 
sind,  schließt  ein,  daß  durch  diese  Faktoren  nicht  das  Einkommen  eines  einzelnen 
beliebigen  Produzenten  bestimmbar  ist.  Was  sollte  hier  wieder  »Vorrat«  an  Arbeit 
heißen?  Und  noch  klarer:  Es  gibt  kein  spezielles  Begehren,  nach  der  von  einem 
beliebigen  Produzenten  angebotenen  Produklmenge.  Auch  das  Beispiel  vom  Tenor- 
gesang, das  doch  wohl  zur  Veranschaulichung  der  Arbeit  im  Gegensatz  zum  Gute 
Diamant    dienen    soll,    zeigt,    daß    immer    eine    ganze  Art  von   Arbeit  gemeint  ist- 
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Es  kann  aber  angenommen  werden,  daß  sich  der  originäre  Wert  einer  Arbeitsart 
mit  dem  originären  Werte  der  Arbeit  des  für  den  betreffenden  Beruf  —  nehmen 
wir  zunächst  irgendeine  Güter  produktion  —  durchschnittlich  Qualifizierten  *) 
deckt;  allein  dessen  Einkommen  wäre  also  somit  durch  »Vorrat«  und  >Begehren« 
als  bestimmbar  wenigstens  zu  denken.  Allein  dessen  Einkommen  bestimmt  ja  aber 
auch  den  Preis  des  Gutes !  Das  Einkommen  aller  anderen  Produzenten  des  be- 
treffenden Berufs  und  damit  ihr  originärer  Arbeitswert  müßte  aus  diesem  Ein- 
kommen des  Durchschnittlichen  mit  Hilfe  der  bekannten  Zu-  und  Abschläge  be- 
rechnet werden.  Der  originäre  Arbeitswert  der  unselbständigen  Dienstanbieter  ist 
gleich  dem  der  gleichqualifizierten  Güterproduzenten.  Was  mit  der  Bestimmung 
des  originären  Arbeitswertes  gewonnen  zu  sein  scheint,  ist  hier  zunächst,  daß  sich 
vielleicht  auf  diesem  Wege  einige  grundlegende  Einkommenshöhen  bestimmen 
lassen.     Untersuchen  wir  jetzt  die  Größen  >Begehren€  und   »Vorrat«  genauer. 

Was  den  Tenorgesang  als  Beispiel  der  Arbeit  anlangt,  so  handelt  es  sich 
natürlich  um  beruflich  ausgeübten  Gesang,  denn  sonst  wäre  er  keine  Arbeit,  und 
auch  nur  um  nicht  besonders  künstlerischen  Gesang,  denn  sonst  wäre  er  keine 
vertretbare  Ware  mehr.  Tenorgesang  ist  ein  Dienst  und  zwar  müssen  wir  an- 
nehmen, daß  ihn  0.  als  unselbständigen  Dienst  meint,  denn  von  selbständigen 
Diensten  spricht  er  nicht;  auch  ist  nicht  besonders  künstlerischer  Gesang  kaum 
als  selbständig  angeboten  denkbar.  Der  Diamant  erscheint  bei  ihm  als  Beispiel 
des  Gutes.  Wird  nun  aber  nicht  gerade  für  0.  auch  in  den  Gütern  nur  Arbeit 
angeboten  ?  Es  gibt  also  einen  originären  Wert  der  Diamantensucharbeit,  einen 
Vorrat  an  ihr  und  ein  Begehren  nach  ihr.  Wie  hängen  nun  diese  Größen  mit 
dem  Vorrat  an  Diamanten  selbst  und  dem  Begehren  nach  ihnen  zusammen  ?  Ein 
Begehren  nach  Diamantensucharbeit  gibt  es  offenbar  nur,  soweit  es  ein  Begehren 
nach  diesen  Edelsteinen  selbst  gibt.  Die  beiderlei  Vorräte  aber  fallen  nicht  zu- 
sammen, da  0.  nicht  die  tatsächlich  angebotenen  sondern  die  absoluten  Größen 
meint,  d.  h.  hinsichtlich  der  Arbeit,  alle  diejenigen,  die  eine  bestimmte  Art  von 
Arbeit  (in  der  Statik !)  überhaupt  anbieten  könnten.  Er  meint  schon  deshalb 
nicht  die  angebotene  Arbeit,  weil  er  letzten  Endes  den  Wert  der  Arbeits  kraft 
sucht,  und  diese  wird  nach  ihm  nicht  angeboten.  Wenn  nicht  alle  alle  Arbeiten 
ausführen  können,  so  liegt  das  nach  ihm  an  der  anerzogenen  Qualifikation. 
Der  angeborenen  Qualifikation  nach  konkurrieren  ja  in  jeder  Produktions- 
art durchschnittlich  Qualifizierte,  »nur  daß  diese  Anlage  durch  Ausbildung  erhöht 
worden  sein  mag«  ^).  Je  höher  die  anerzogene  Qualifikation  eines  Produzenten 
ist,  desto  weniger  Menschen  können  mit  ihm  konkurrieren;  er  freilich  könnte 
noch  immer  alle  Arbeilen  ausführen,  zu  denen  weniger  Ausbildung  notwendig 
ist.     Das  Einkommen  dieser  Produzenten  muß  also  niedriger  sein  als  sein  eigenes, 

aber  auch  nicht  um  mehr  als  q  = ^— ,   da  sich  sonst  mehr  Wirtschafter  diese 

P 
Ausbildung  beschaflTen  würden. 

Wenn  also  für  den  originären  Arbeitswert  »Begehren«  und  »Vorrat«  ent- 
scheidend sein  sollen,  so  müßte  doch  eine  Veränderung  jeder  der  beiden  Größen 
auch    jenen  Wert    verändern.     Damit    scheint  man  aber  in  einen  Widerspruch  mit 


1)  Hierin  liegt  der  Uebergang  zum  Werte  der  Arbeitskraft.     Sie  allein  ist, 
wie  gesagt,   »qualifiziert«. 

2)  »W.  u.  Kpr.«,  S.  44. 
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einer  früheren  Behauptung  Os  zu  kommen.  Noch  bei  der  Besprechung  der 
G.  d.  Gl.  1)  sagte  er  nämlich  etwa :  Wenn  in  einer  solchen  Gesellschaft  infolge 
einer  Geschmacksrevolution  plötzlich  90%  Weizenbrot  und  10%  Roggenbrot  ver- 
langt werden,  während  vorher  das  Verhältnis  umgekehrt  war,  so  werden  zwar  eine 
Zeitlang  die  Preise  gänzlich  verschoben  sein,  wenn  aber  dann  wieder  der  statische 
Zustand  eintritt,  wird  Weizenbrot  und  Roggenbrot  denselben  Preis  haben  wie 
vorher.  »Denselben  Preist,  d.  h.,  da  auch  die  Produktionsarbeitszeiten  gleich 
sind,  die  originären  Arbeitswerte  sollen  dieselben  geblieben  sein.  Und  das  ist 
nach  0.  auch  klar !  Es  besteht  ja  im  übrigen  noch  immer  dieselbe  G.  d.  Gl., 
d.  h.  es  ist  noch  immer  »alle  Arbeit  als  gleich  qualifiziert,  d.  h.  von  gleichem 
Werte  angenommen<  2).  Andererseits  ist  doch  aber  die  Nachfrage  z.  B.  nach 
Roggenbrot  geändert  und  der  Vorrat  an  entsprechender  Arbeit,  d.  h.  die  Zahl 
derer,  die  Roggenbrot  anbieten  könnten,  nicht  geändert.  Muß  nicht  also  der 
originäre  Wert  der  auf  Roggenbau  verwandten  Arbeit  verändert  sein?  Nein! 
könnte  O.  sagen,  es  kommt  gar  nicht  auf  die  Nachfrage  nach  Roggen  in  Betracht, 
sondern  die  Gesamtnachfrage  nach  Gütern,  die  mit  Arbeit  eines  bestimmten 
Qualifikationsgrades  erzeugt  werden  können.  Und  daran  ist  nichts  geändert.  Was 
der  Nachfrage  nach  Roggen  genommen  ist,  ist  der  nach  Weizen  zugewachsen. 
Zur  Produktion  von  Weizen  bedarf  es  aber  nicht  einer  höheren  Qualifikation  (noch 
dazu  in  der  G.  d.  Gl.  !) 

Fassen  wir  zusammen.  Der  originäre  Wert  einer  ganzen  Arbeitsart 
oder  der  Arbeit  eines  innerhalb  eines  Berufs  durchschnittlich  Qualifizierten  (diese 
fließt  aus  einer  Arbeitskraft  von  bestimmter  Qualifikation)  wird  nach  O,  in  der 
Statik,  wo  jede  Produktion  von  der  Nachfrage  glatt  aufgenommen  wird,  die  Nach- 
frage also  als  gegeben  vorausgesetzt  werden  kann,  bestimmt  durch  den  Vorrat  an 
solcher  Arbeit  in  der  betreffenden  Gesellschaft,  d.  h.  durch  die  Zahl-*)  der- 
jenigen, die  diese  Art  von  Arbeit  überhaupt  leistenkönnten, 
kraft  ihrer  anerzogenen  Qualifikation.  Der  Arbeitswert  über-  oder 
unterdurchschnittlich  qualifizierter  Personen  desselben  Berufs  ist  nur  mit  Hilfe  des 
Einkommens  und  damit  des  Arbeitswertes  des  Berufsdurchschnittlichen  zu  be- 
stimmen ;  das  gilt  für  die  Güterproduzenten  direkt,  für  die  Dienstproduzenten 
indirekt.  —  Je  größer  der  »Vorrat«  an  Arbeit  einer  Art,  d.  h.  je  geringer  die  zu 
dieser  Arbeit  notwendige  anerzogene  Qualifikation,  desto  kleiner  ist  das  Ein- 
kommen der  betreffenden  Produzenten;  desto  kleiner  ist  der  Wert  dieser  Arbeit, 
desto  niedriger  ist  der  Produktpreis  gegenüber  anderen  Produkten,  in  denen  die 
gleiche  Grenzarbeits  zeit  steckt. 

Es  wird  sich  zeigen,  daß  damit,  die  logische  Möglichkeit  der  Anwendung 
überhaupt  vorausgesetzt,  nicht  viel  gewonnen  ist.  Diese  Art  der  Bestimmung  des 
originären  Arbeitswertes  wird  nicht  einmal  hinreichen,  wirklich  das  Einkommen 
zu  ermitteln,  das  0.  allein  damit  bestimmen  will :  Das  Einkommen  der  mindest 
qualifizierten  Produzenten  einer  realen  Gesellschaft,  etwa  der  Sammler  wilder 
Beeren.  Wir  sind  aber  mit  unseren  Ueberlegungen  zu  einem  Ergebnis  gelangt, 
das  uns  zunächst    wenigstens    die  Möglichkeit  läßt,    den  Gedankengang  O.s  weiter 


1)  Vgl.   »W.  u.  Kpr.«,  S.   59/60. 

2)  »W.  u.  Kpr.«,  S.  69. 

3)  Diese  >Zahl«    kann    aber    natürlich  nicht  zur  wirklichen  Berechnung  jenes 
Faktors  dienen,  der  zu  der  Zahl  der  Stunden  zu  setzen  ist. 
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zu  verfolgen,  ein  Ergebnis  freilich,  das  bei  ihm  selbst  in  dieser  Bestimmtheit  nicht 
zu  finden  ist.  Haben  wir  seine  Meinung  verfehlt,  so  muß  er  diese  erst  noch  klar 
und  widerspruchsfrei  vortragen  ') ! 

V. 

Noch  war  vom  »Profit«  keine  Rede  2).  Welchen  Einfluß  hat  er  auf 
den  statischen  Preis  der  beliebig  vermehrbaren  Güter?  Da  seine 
Ursache  nach  O.  ein  Monopol,  das  Bodenmonopol,  sein  soll,  das 
die  Arbeiter  dazu  zwingt,  einen  Teil  des  Wertes  ihrer  Arbeit  ab- 
abzutreten, so  kann  es  Profit  erst  in  der  realen  Gesellschaft  geben, 
die  »Monopole  aller  Art,  wie  die  Wirklichkeit  sie  darbietet«,  kennt^). 
Darin  liegt  ein  Widerspruch  zu  O.s  Behauptung,  die  Scheidung  in 
Monopol-  und  beliebig  vermehrbare  Produkte  sei  eine  disjunctio 
completa.    Hier  liegt  zunächst  eine  terminologische  Unklarheit  vor. 

Uns  wenigstens  scheinen  seine  Ausführungen  darüber  nicht  .scharf.  Da  heißt 
es*):  »Freie  Konkurrenz  besteht,  wo  kein  Monopol  einspielt«.  Unter  freier  Kon- 
kurrenz werden  doch  aber  die  beliebig  vermehrbaren  Güter  produziert?  Trotzdem 
spricht  0.  von  »Monopolen  auf  »beliebig  vermehrbare«  Wertdinge«.  In  der  Tat 
spielen  gerade  bei  diesen  Produkten  die  »P  r  o  d  u  k  t  i  o  n  s  m  o  n  o  p  o  1  e«  eine 
Rolle;  hier  freilich  »steht  der  Preis  in  der  Statik  auf  dem  statischen  Konkurrenz- 
preis« ;  die  Produktionsmonopole  sollen  das  Wertgesetz  nicht  berühren.  Sie  sind 
aber  wirklich  »Monopole«,  denn  sie  beeinflussen  die  Einkommen,  und  das 
soll  nach  O.s  allgemeiner  Definition  das  Kennzeichen  der  Monopole  sein  ^).  Bei 
jener  Behauptung  der  »disjunctio  completa«  sind  also  offenbar  nur  die  »Tausch- 
monopole« gemeint,  bei  denen  »der  statische  Preis  ....  über  dem  Konkurrenz- 
preise und  zwar  um  einen  Aufschlag  zu  Lasten  des  Kontrahenten« 
steht. 

Eingehend  befassen  müssen  wir  uns  mit  dem  »Klassenmonopolverhältnis« 
zwischen  Arbeitern  und  Kapitalisten.  Auch  dieses  »Monopol«  scheidet  0.  aus, 
ehe  er  jene  Behauptung  aufstellt.  Denn  wir  werden  sehen,  daß  der  Profit  nicht 
durch  Aufschlag    auf    die  Preise    der  Güter    zu  Lasten  der  Kontrahenten,    d.  h. 


i)  Wenn  übrigens  O.  den  originären  Arbeitswert  zusammen  mit  der  Zeit 
bestimmend  sein  läßt  für  den  statischen  Preis  der  Produkte,  z.  B.  der  Dienste, 
d.  h.  für  den  Lohn,  und  wenn  der  Arbeitswert  selbst  wieder  durch  die  Seltenheit 
solcher  Arbeit  bestimmt  ist,  so  läuft  das  auf  dasselbe  hinaus,  was  Budge  sagt 
(a.  a.  O,,  S.  91):  »Je  höher  qualifiziert  die  Arbeitskraft,  um  so  größer  ihre  relative 
Seltenheit,  um  so  höher  muß  ihr  Preis  über  dem  Preis  der  durchschnittlich  quali- 
fizierten Arbeitskraft  stehen.«  Nur  daß  eben  Budge  den  Lohn  unmittelbar  als  den 
Lohn  der  Arbeitskraft  ansieht. 

2)  Die  Grundrente  ist  nach  O.  im  Anschluß  an  Ricardo  lediglich  Differential- 
rente, ist  also  im  statischen  Preis  nicht  enthalten. 

3)  Vgl.  zu  folgendem  »W.  u.  Kpr.«,  S.  75  ff.  —  Natürlich  ist  diese  Gesell- 
schaft insofern  nicht  »real«,  als  sie  statisch  ist  ;  das  liegt  schon  im  Worte  »Wert«. 

4)  Vgl.   »W.  u.  Kpr.«,  S.  76—88,  bes.  S.  87/88. 

5)  Vgl.   »Theorie«,  S.  235. 
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der  Käufer  der  Güter  gebildet  werden  soll.  Es  gibt  also  danach  auch  in  der 
realen  Gesellschaft  mit  ihrem  Klassenmonopol  Konkurrenzpreise,  also  auch  >be- 
liebig  vermehrbare«  Güter.  Andererseits  können  sich  aber  bei  diesen  Gütern  jetzt 
nicht  mehr  alle,  die  es  wollten,  an  der  Produktion  beteiligen,  vor  allem  können 
es  die  Arbeiter  nicht;  darin  soll  ja  gerade  das  »Klassenmonopol«  bestehen.  Sie 
können  sich  gar  nicht  beteiligen  wollen.  Es  besteht  bei  der  Produktion  der 
beliebig  vermehrbaren  Güter  nur  noch  eine  beschränkte  Konkurrenz,  insofern  als 
von  vornherein  nur  diejenigen  für  den  Gegensatz  von  Monopol  und  Konkurrenz 
in  Betracht  kommen,  die  über  ein  gewisses  Maß  von  Produktionsmitteln  verfügen. 
Wenn  diese  Einschränkung  aber  schon  die  »beliebig  vermehrbaren«  Güter  aus- 
schließen sollte,  so  könnte  es  solche  nur  in  der  G.  d.  Gl.  geben;  denn  auch  die 
Unterschiede  in  der  persönlichen  Qualifikation  schließen  ja  aus,  daß  alle  die 
Möglichkeit  hätten,  sich  an  allen  Produktionen  zu  beteiligen. 

Der  Unterschied  zwischen  »unbeschränkter«  und  »beschränkter«  Konkurrenz, 
den  0.  selbst  macht,  berührt  unsere  Darlegung  hier  nicht ;  denn  bei  ihm  handelt 
es  sich  um  eine  »beschränkte  Konkurrenz  zwischen  mehreren  Monopolisten«,  die 
»den  Monopolgewinn  bestehen«  läßt.  Bei  den  beliebig  vermehrbaren  Gütern  soll 
ja  aber  gar  kein  Monopolgewinn  im  Sinne  eines  Aufschlags  auf  den  Kon- 
kurrenzpreis entstehen;  trotzdem  ist  nur  eine  beschränkte  Konkurrenz  wirksam. 
Freilich  beziehen  die  »Monopolisten«  hier,  nämlich  die  kapitalistischen  Unter- 
nehmer, einen  Abzug  vom  Konkurrenzpreis,  jedoch  vom  Konkurrenzpreis  der 
Arbeitsdienste,  die  sie  »einkaufen«.  Für  uns  handelt  es  sich  aber  an  dieser 
Stelle  um  die  Konkurrenz  beim  Angebot  von   Gütern. 

O.  argumentiert  hinsichtlich  der  Profitursache  i) :  Wo  kein 
Bodenmonopol  besteht,  wo  also  noch  genügend  freier  Boden  zur 
Ansiedlung  offen  steht,  da  kann  es  keine  Klasse  »freier«,  d.  h. 
besitzloser  Arbeiter  geben.  Es  würde  sich  dann  eine  Wirschafts- 
person  nur  zu  Dienstleistungen  verstehen,  wenn  sie  auf  diese 
Weise  mindestens  das  Einkommen  bezöge,  das  sie  sich  durch 
Ackerbau  auf  jenem  freien  Boden  beschaffen  hönnte.  Tatsächlich 
ist  aber  heute  kein  freier  Siedlungsboden  vorhanden,  die  besitz- 
losen Arbeiter  müssen  also  Dienste  leisten,  wenn  sie  nicht  ver- 
hungern wollen.  Weil  es  sich  für  die  Arbeiter  eben  um  die  nackte 
Existenz  handelt,  haben  die  Käufer  der  Dienste  ein  Uebergewicht 
bei  der  Vertragsschließung,  sie  haben  ein  Monopol  und  zwar  ein 
Einka  uf  smonopol  auf  Arbeit.  Wie  aber  wirkt  ein  Einkaufs- 
monopol }  Kurz :  Es  realisiert  sich  als  Abzug  vom  Konkurrenz- 
preise und  als  Minderung  des  Einkommens  des  Kontrahenten. 
In  der  Formelsprache  für  unseren  Fall:  »s«  wird  kleiner,  als  es 
unter  freier  Konkurrenz  wäre.     Das  komme  aber  nicht  dem  betr. 


i)  Vgl.  »W.  u.  Kpr.«,  S.  116  ff.  Auf  die  Frage,  ob  ein  Bodenmonopol  be- 
steht oder  nicht  und  ob  es  so  wirken  kann,  wie  es  0.  annimmt,  wollen  wir  nicht 
eingehen. 
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Gutskonsumenten  zugute,  sondern  wachse  dem  Einkommen  (E 
oder  K  -\-  q)  des  Güter  produzierenden  kapitalistischen  Unter- 
nehmers, bezw.  des  Darlehnsgebers  als  Profit  zu^). 

Wenn  nun  das,  was  dem  »s«  genommen  wird,  dem  »E«  zu- 
wächst, so  hat  das  doch  auf  den  Wert  der  Güter  keinen  Einfluß ; 
das  berührt  dann  lediglich  die  Fragen  der  »Distribution.«  —  Jene 
Formulierung  ist  aber  ungenau!  Es  behält  nach  0.  der  Unter- 
nehmer nicht  als  Profit,  was  seinen  Arbeitern  vom  statischen 
Konkurrenzpreis  ihrer  Arbeit  genommen  wird,  sondern  der  Profit 
wird  bezogen  pro  rata  des  Kapitals,  gleichsam  aus  einem  großen 
Fonds,  in  den  die  Tribute  aller  Arbeiter  fließen.  Der  statische 
Preis  der  beliebig  vermehrbaren  Güter  erhält  in  der  realen  Gesell- 
schaft also  doch  eine  Abweichung,  aber  nicht  in  dem  Sinne  wie 
bei  den  Monopolgütern.  —  Wir  müssen  also  mit  O.  die  Profit- 
höhe bestimmen. 

Deshalb  -)  »wenden  wir  uns  wieder  unsrer  Konstruktion  zu  .  ...  Wir 
nehmen  an,  daß  der  ganze  Boden  unserer  Gesellschaft  einem  kleinen  Teil  ihrer 
Mitglieder  gehört,  daß  ein  andrer  kleiner  Teil  irgendwie  (durch  Erbschaft,  Arbeit, 
Handel,  Glück,  Verbrechen  usw.)  in  den  Besitz  der  produzierten  Produktionsmittel, 
des  »Kapitals«,  gelangt  ist  ^),  und  daß  der  weitaus  größte  Teil  ihrer  Mitglieder 
»freie«,  d.  h.  besitzlose  Arbeiter  sind.« 

Die  Profitquote,  die  der  einzelne  Arbeiter  als  Tribut  abtritt, 
soll  gleich  sein  der  Difl'erenz  aus  dem  Normaleinkommen  eines 
durchschnittlich  Qualifizierten  in  einer  monopolfreien  Gesellschaft 
und  dem  tatsächlich  bezogenen  Lohn  G  =  E  —  L.  Die  Größe 
E  ist  nach  O.  auch  »unter  den  durchaus  veränderten  Aspekten« 
bekannt.  Einmal  »ist  und  bleibt  sie  unsere  Kon- 
stante.« Und  zweitens  lasse  sie  sich  auch  in  der  Statistik  der 
realen  Gesellschaft  erneut  auffinden. 

»Jeder  selbständige,  durchschnittlich  qualifizierte  Grenzproduzent,  der  unter 
keinem  Monopolverhältnis  produziert,  auch  nicht  unter  dem  Klassenmonopolver- 
hältnis  der  m.  a.  W.  mit  eigenen,  technisch  gleich  wirksamen  Pro- 
duktionsmitteln konkurriert,  aber  keine  Arbeiter  beschäftigt,  hat  exakt  das  Nominal- 
einkommen E«.  Das  trifft  zu  »fast  uneingeschränkt  für  den  an  der  Grenze  der 
Ackerzone  sitzenden  durchschnittlich  qualifizierten  unverschuldeten  Kleinwirt,  der 
gerade  soviel  Boden  besitzt,  wie  er  mit  den  Kräften  seiner  eigenen  Familie,  also 
ohne  Arbeiter,  bestellen  kann.« 

1)  Daß  damit  noch  nicht  gezeigt  ist,  warum  der  Besitzer  von  Produktiv- 
mitteln den  Profit  behält  und  nicht  an  den  Bodenbesitzer  abgibt,  zeigt  Budge, 
a.  a.  O.,  S.  46/47. 

2)  Vgl.  z.  folgendem:   »W.  u.  Kpr.«,  S.   132  ff. 

3)  Der  Zusammenhang  dieser  beiden  Voraussetzungen  ist  nicht  zu  erkennen. 
Was  nützte  den  Arbeiter  der  freie  Boden,  wenn  er  kein  Kapital  hätte? 
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Was  L  betrifft,  so  wurde  früher  gezeigt,  daß  der  statische 
Preis  der  unselbständigen  Dienste  gleich  sein  soll  »dem  Einkom- 
men, das  sich  der  Produzent  als  Selbständiger  durch  eigene  Pro- 
duktion erwerben  kann  resp.  darf.«  Welche  Produktion  aber 
bleibt  unter  den  gemachten  Voraussetzungen  dem  durchschnittlich 
Qualifizierten  ohne  Produktionsmittel  offen  ?  Er  kann  z.  B.  Beeren 
sammeln.  Diese  Produktion  kann  auch  »von  Personen  stark  unter- 
durchschnittlicher Qualifikation  ausgeübt  werden,  deren  Arbeits- 
wert gering  ist«,  z.  B.  von  alten  Frauen  oder  Kindern.  Ist  deren 
Einkommen  bekannt.^  Was  allein  die  angeborene  Quali- 
fikation betrifft,  so  haben  wir  schon  gezeigt,  wie  das  Einkommen 
der  unterdurchschnittlich  Qualifizierten  aus  dem  Einkommen  des 
Durchschnittlichen  eines  Berufes  durch  Abzug  einer  Größe  q  be- 
rechnet werden  soll.  Das  ist  aber  hier  nicht  möglich ;  denn  das 
Einkommen  (L)  des  durchschnittlich  Qualifizierten  ohne  Produk- 
tionsmittel soll  ja  gerade  erst  gefunden  werden,  und  das  Ein- 
kommen (E)  des  durchschnittlich  Qualifizierten  mit  Produktions- 
mitteln ist  nicht  heranzuziehen,  da  sich  dieser  Produzent  im 
Beerensammein  niemals  E  beschaffen  könnte  ;  er  kann  ja  hier 
seine  Produktionsmittel  gar  nicht  verwenden  ^).  Es  bleibt  also  zur 
Bestimmung  des  Einkommens  der  Beerensammler  nur  die  Heran- 
ziehung des  originären  Arbeitswertes  offen. 

O.  sagt:  »Und  zwar  bestimmt  den  Wert  des  Produktes  auch  hier  der  »Grenz- 
beschatfungswert«  desjenigen  Produktes,  das  unter  den  ungünstigsten  Umständen 
hergestellt  ist,  und  das  der  Markt  gerade  noch  aufnimmt.  Der  Grenzproduzent, 
dessen  originärer  Arbeitswert  z.  B.  den  statischen  Preis  gesammelter  wilder  Beeren 
bestimmt,  ist  das  jüngste  Kind  oder  die  älteste  Frau  deren  Zufuhr  der  Markt  noch 
aufnimmt«. 

Wir  sagten  bei  der  Ableitung  des  originären  Arbeitswertes, 
daß  durch  die  relative  Seltenheit  der  betreffenden  Arbeitskraft 
immer  nur  das  Einkommen  des  Berufsdurchschnittlichen  bestimmt 
gedacht  werden  kann.  Da  der  »Grenzproduzent«  nach  0.  durch- 
schnittlich qualifiziert  (angeboren)  gedacht  ist,  so  könnte  allerdings 


i)  Es  könnte  noch  an  eine  weitere,  gleichsam  umgekehrte  Möglichkeit  ge- 
dacht werden.  Man  könnte  sich  die  Beerensammler  mit  den  Produklivmitteln 
z.  B.  des  Grenzbauern  versehen  denken.  Da  sie  den  durchschnittlich  Qualifizierten 
gegenüber  minderqualifiziert  sind,  würde  ihr  Einkommen  nur  E  —  q  sein  können, 
etwa  infolge  Minderproduktion.  Aber  es  ist  klar,  daß  dieser  Weg  zur  Bestimmung 
der  Einkommen  der  Beerensammler  unbeschreitbar  ist.  Man  stelle  sich  vor,  ein 
Kind  am  Pflug!  Und  mehr:  Der  Grenzbauer  soll  ja  sogar  mit  seiner  Familie 
arbeiten! 
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SO  der  Arbeitswert  des  Grenzproduzenten  bestimmt  scheinen. 
Tatsächlich  aber  vergißt  hier  O.,  daß  der  Grenzproduzent  durch- 
schnittHch  qualifiziert  sein  soll ;  er  meint  jetzt  vielmehr  die  wirk- 
liche Grenz  qualifikation,  die  ungünstigste.  Halten  wir  aber 
daran  fest,  daß  durch  den  originären  Arbeitswert  das  Einkommen 
des  Durchschnittlichen  bestimmt  ist,  so  wird  sich  dieses  Einkom- 
men nicht  mehr  so  selbstverständlich  als  das  physische  Existenz- 
minimum, gleichsam  das  Grenz  einkommen  bestimmen  lassen. 
Jener  originäre  Arbeitswert  soll  nämlich  so  gering  sein,  »daß 
unter  solchen  Umständen  der  Lohn ')  des  Grenzproduzenten  nicht 
höher  sein  kann,  als  das  Existenzminimum,  oder  sogar  weniger«. 
Warum  ist  der  Wert  der  Beerensammelarbeit  so  gering.?  Nach 
unserer  Auffassung  meint  O.,  weil  alle  nahezu  für  die  Produktion 
irgendwie  in  Betracht  kommenden  Menschen  der  betreffenden 
Gesellschaft  sich  hier  beteiligen  könnten  '^).  Deshalb  muß  das  Ein- 
kommen der  Beerensammler  das  niedrigste  dieser  Gesellschaft 
sein.  Daß  es  absolut  so  niedrig  sein  muß,  ist  damit  freilich 
noch  nicht  gesagt. 

Das  physiologibche  Existenzminimum  läßt  sich  nun  nach  O.  angeben  als  be- 
stehend aus :  »X  Kilo  Roggen,  y  Kilo  Kartoffeln,  z  Litern  Milch,  m  Meter  Gewebe, 
n  Kilo  Torf  und  Holz  usw.  und  aus  dem  Verschleiß  einer  Hütte,  die  j  Jahre  aus- 
dauert.     Alle    diese    Gebrauchsgüter    lassen    sich    nach    unserer    Formel    für    den 

statischen  Preis  v  =  —  -|-  s  exakt  dem  Geldpreise  nach  berechnen.  Alle  Geld- 
preise zusammen  ergeben  das  Einkommen  dieser  Grenzproduzenten.«  Der  durchr 
schnittlich  Qualifizierte,  d.  h.  der  freie  Arbeiter,  als  Beerensammler,  hat  nach 
O.  ein  etwas  höheres  Einkommen,  das  sich  mit  Hilfe  der  Zuschlagsformel  für 
die  Mehrproduktivität  (Kostenersparnis  kommt  hier  nicht  in  Betracht),  q  =  m 
(v  —  s),  berechnen  läßt,  v  ist  dabei  bestimmbar  aus  dem  eben  gewonnenen  Ein- 
kommen des  Grenzproduzenten  und  seinem  »n«.  Das  Einkommen  des  dienst- 
leistenden Arbeiters,  L,  soll  wieder  noch  eine  Kleinigkeit  höher  sein,  um  eine 
Entschädigung  für  die  Aufgabe  der  Selbständigkeit  zu  bieten ;  aber  es  wird  noch 
immer  sehr  niedrig  sein,    keinesfalls    das  »soziale«  Existenzminimum  übersteigen^). 


i)  Besser  wohl:  das  Einkommen;  denn  es  handelt  sich  ja  um  einen  selb- 
ständigen Produzenten. 

2)  Auch  für  O.  ist  also  nach  unserer  Auffassung  letzten  Endes  die  Konkurrenz 
der  Produzenten  für  die  Niedrigkeit  des  Arbeitslohnes  in  der  kapitalistischen  Ge- 
sellschaft verantwortlich,  freilich  nicht  die  Konkurrenz  der  Arbeiter  allein,  wie 
ßudge  glaubt,  der  das  MaUhussc\\&  Bevölkerungsgesetz  als  gültig  annimmt. 

3)  Was  heißt  »soziales  Existenzminimum«?  Was  sollte  es  heißen,  wenn  E 
das  Einkommen  des  mit  seiner  »Familie«  wirtschaftenden  Grenzbauern  sein  soll? 
Hier  zeigt  es  sich  noch  einmal  klar,  daß  die  von  O.  verwendeten  Größen  von 
mathematischer  Exaktheit  recht  weit  entfernt  sind. 
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Und  zwar  ist  in  der  Statik  das  Re  al  einkommen  aller  durchschnittlich  Qualifizierten 
selbstverständlich  gleich:  »eher  kann  die  Konkurrenz  nicht  zur  Ruhe  kommen,  ehe 
nicht  alle  freien  Arbeiter,  in  Stadt  und  Land,  Ackerproletarier  und  Industrie- 
proletarier, das  gleiche  Realeinkommen  haben.« 

L  ist  also  für  O.  bekannt,  desgleichen  E;  somit  würde  er 
natürlich  auch  G,  die  Profitrate  pro  Arbeiter  kennen.  Wie  ergibt 
sich  nun  hieraus  der  Durchschnittsprofit  pro  Kapitaleinheit*).? 

»Alle  freien  Arbeiter,  zusammen  x  an  der  Zahl,  treten  einen  Monopoltribut 
X  (E  —  L)  ab.  Und  dieser  Tribut  verteilt  sich  völlig  gleichmäßig  als  Profit  auf 
das  normale  gesellschaftliche  Gesamtkapital  derart,  daß  auf  jede  Geldeinheit  seines 
Wertes  der  gleiche  Geldertrag  fällt.  Dieser  Wert  ist  exakt  bestimmbar  durch  die 
Addition  der  statischen  Preise  der  produzierten  Produktivgüter,  aus  denen  das 
Gesamtkapital  besteht.  Setzt  man  diesen  Wert  mit  dem  des  Gesamtprofits  in 
Proportion,  so  erhält  man  den  normalen  Prozentsatz,  der  zu  dieser  Zeit  in  dieser 
(iesellschaft  besteht«. 

So  erhält  also  jedes  Teilkapital,  jede  »Aktie  am  Klassenmo- 
nopol«, ihre  » Dividende <'  im  normalen  Profit  und  nur  um  normale 
Größen  handelt  es  sich  ja  in  der  Statik.  —  Damit  wäre  die  Frage 
nach  dem  statischen  Preis  auch  für  die  kapitalistisch  hergestellten 
Produkte  beantwortet. 

»Wo  die  kapitalistische  Wirtschaft  einmal  besteht,  und  der  Arbeitslohn  der 
freien  Arbeiter  infolgedessen  einmal  als  bestimmte  Größe  gegeben  ist,  da  bestimmt 
sich  der  statische  Warenpreis  folgendermaßen:  auf  die  Selbstkosten  des  Kapitalisten, 
zu  denen  auch  meist  Arbeitslohn  gehört,  wird  erstens  sein  eigner  Unternehmerlohn 
und  zweitens  der  Normalprofit  seines  Kapitals  anteilig  aufgeschlagen.« 

Und  die  Substanz  des  Wertes  2)?  Gilt  hier  noch  das  Wert- 
gesetz, daß  die  Produkte  sich  tauschen  nach  dem  »Wert«  der  in 
ihnen  verkörperten  Arbeit,  gemessen  an  der  Zeit?  —  Was  zu- 
nächst den  Arbeitslohn  betrifft,  d.  h.  den  Wert  der  Arbeitsdienste, 
so  soll  er  sich  tatsächlich  nach  der  Zeit  und  dem  »Werte«  der 
Arbeitskraft  bemessen.  Was  sich  der  Arbeiter  als  Selbständiger 
beschaffen  kann  und  darf,  das  ist  nach  0.  seine  Arbeit  »wert«  ^). 


i)  Vgl.  z.  folgendem:   »W.  u.  Kpr.«,  S.   139  flF. 

2)  Vgl.   »W.  u.   Kpr.«,  S.   144  ff. 

3)  Wie  verhält  sich  das  zu  unserer  Auffassung,  daß  der  originäre  Arbeits- 
wert abhängig  ist  von  der  Zahl  derer,  die  eine  bestimmte  Arbeit  überhaupt  leisten 
können?  Hat  sich  denn  die  Zahl  derer,  die  einen  gewöhnlichen  Arbeitsdienst 
leisten  könnten,  durch  die  Zusammenballung  der  Produktivmittel  verändert? 
Gewiß  nicht.  Aber  es  ist  dabei  immer  ein  bestimmter  Gesellschaftszustand  mit 
bestimmter  Ergiebigkeit  der  —  selbständigen  —  Arbeit  vorausgesetzt.  Es  läßt  sich 
in  dieser  Hinsicht  die  monopolfreie  Gesellschaft  nicht  einfach  mit  der  kapitalisti- 
schen vergleichen.  Deshalb  sagt  auch  O. :  »Das  Klassenmonopolverhältnis  wirkt 
auf  den  Arbeiter  so,    als  wäre  er  in    ein  außerordentlich  viel  ungünstigeres  Klima, 
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Und  dasselbe  gilt  für  den  profitbeziehenden  Kapitalisten.  Nur 
daß  es  hier  merkwürdig  klingt,  den  Profitbezug  »Arbeit«  zu 
nennen. 

Zu  diesem  Bedenken  bemerkt  0.  erstens:  >Vielleicht  ist  es  ein  Ausweg, 
wenn  man  auch  hier,  wie  bei  der  Lohnarbeit  statt  vom  Werte  der  Arbeit,  vom 
Werte  der  Dienste  spricht«^).  »Der  Kapitalist  leistet  einen  in  dieser  Gesell- 
schaft sonst  unerreichbaren  Dienst,  wenn  er  sein  »Kapital  im  volkswirtschaftlichen 
Sinne«  zur  Verfügung  stellt«;  aber  »nichts  liegt  uns  ferner,  als  den  Profit  damit 
rechtfertigen  zu  wollen«.  Sodann  soll  es  freistehen,  die  »Arbeitswerttheorie  des 
Warenwertes«  auch  für  die  kapitalistische  Gesellschaft  gelten  zu  lassen  oder  nicht. 
Es  handele  sich  hier  nur  um  den  Namen  der  Theorie  und  um  die  Frage  nach 
der  »Substanz«.  Diese  aber  sei  ein  rein  akademisches,  sozusagen  ein  ästhetisches 
Problem  »). 

O.  mußte  also  die  Höhe  von  E  angeben,  um  den  Einzel- 
profit G  =  E  —  L  berechnen  zu  können.  Auch  L  mußte  natür- 
lich bestimmt  werden. 

Was  E  betrifft,  so  ist  zunächst  zu  bemerken,  dafi  eine 
Größe  doch  nicht  schon  dann  wirklich  bekannt  ist,  wenn  man  von 
ihr  weiß,  daß  sie  im  Verlaufe  gewisser  Operationen  konstant 
bleibt^).  Meint  aber  0.  wirklich,  er  kenne  E  selbständig,  ohne 
Beziehung  zum  »Grenzbauern«,  so  kann  er  nur  an  eine  Bestimmung 
aus  der  G.  d.  Gl.  denken.  Untersuchen  wir  also,  ob  E  wirklich 
als  aus  dieser  Gesellschaft  ohne  Beziehung  zu  dem  Einkommen 
des  »Grenzbauern«  der  realen  Gesellschaft  gefunden  gedacht 
werden  kann. 

Wir  haben  schon  früher  ausgeführt,  daß  irgendeine  Verbindung 
angenommen  werden  muß  *).    Daß  alle  das  g  1  e  i  c  he  Einkommen 


auf  viel  ungünstigeren  Boden,  und  in  eine  Zeit  viel  geringerer  Kooperation  ver- 
setzt worden.«  Und:  »Umgekehrt  wirkt  das  Klassenmonopol  auf  die  Mitglieder 
der  herrschenden  Klasse  so,  als  wären  sie  in  ein  Klima  von  fabelhafter  Gunst, 
auf  einen  Boden  von  unerhörtem  Reichtum,  und  in  eine  Zeit  versetzt  worden,  wo 
die  gesellschaftliche  Kooperation  auf  eine  so  märchenhafte  Staffel  gesteigert  ist, 
daß  der  durchschnittliche  Erfolg  aller  (!)  Arbeit  das  Einkommen  von  heutigen 
Reichen  bedeutet.« 

i)  Dahinter  steht  doch  aber  der  Wert  der  Arbeit  im  Sinne  von  Arbeitskraft! 
»Wert  der  Dienste«  kann  doch  nur  ihren   »statischen  Preis«  bedeuten  ! 

2)  Vorher,  »W.  u.  Kpr.«,  S.  57,  sprach  O.  freilich  von  der  »theoretisch 
vielleicht  ebenso  wichtigen  Frage«  wie  die  nach  dem  relativen  statischen  Preis. 

3)  Darauf  weist  auch  Budge  hin  a.  a.  O.  S.  iio.  Seine  weitere  Kritik  an  E 
ist  aber  stark  an  seine  eigne  Theorie  geknüpft. 

4)  Siehe  im  ersten  Aufsatz  S.  142  oben.  Es  scheint,  daßö.  durch  die  »durchschnitt- 
liche« Qualifikation  irregeführt  wird.  Wenn  alle  gleich  qualifiziert  sind,  ist  es  natürlich 
jeder  »durchschnittlich«  ;    damit    ist  aber  über  die  Auswirkung  dieser  durchschnitt- 
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haben,  ist  nur  wieder  eine  Aussage  über  das  Verhältnis  der  Ein- 
kommen zueinander,  nicht  aber  über  ihre  absolute  Höhe  !  Nehmen 
wir  zunächst  an,  jene  Verbindung  bestehe  einfach  darin,  daß  die 
G.  d.  Gl.  auf  der  Grundlage  einer  solchen  Wirksamkeit  aller  Arbeit 
aufgebaut  gedacht  wird,  die  für  jeden  gerade  das  Einkommen  (E) 
ergibt,  das  der  Grenzbauer  der  realen  Gesellschaft  hat,  so  ist  eben 
E  nicht  aus  der  G.  d.  Gl.  bestimmbar.  Ist  nun  wenigstens  das 
Einkommen  dieses  »Grenzbauern«  wirklich  als  bekannt  anzunehmen 
und  ist  es  primär,  d.  h.  ohne  Bezugnahme  auf  den  Tauschwert 
der  Produkte  bestimmt.?' 

Zu  einer  wirklichen  Angabe,  wie  groß  E  ist,  können  wir  so 
niemals  kommen.  Wir  können  immer  nur  die  dynamische  Wirt- 
schaft beobachten,  E  ist  aber  eine  statische  Größe  ^)!  Auch  muß 
ja  der  konkrete  Grenzbauer  gar  nicht  unbedingt  durchschnittlich 
qualifiziert  sein 2).  Ferner:  E  soll  das  Nominaleinkommen 
des  Bauern  sein ;  das  kann  doch  nur  heißen  :  sein  Geld  einkom- 
men.  Beim  Bauern  aber  ist  ein  großer  Teil  des  Einkommens 
gerade  im  Sinne  O.s  unmittelbar  Realeinkommen.  Das 
Nominaleinkommen  müßte  hier  erst  durch  Einsetzen  der  Preise 
für  die  selbstverbrauchten  Produkte  e  r  re  c  h  n  e  t  werden.  Darin 
aber  liegt  auch  schon  der  schwerste  Einwand  :  Um  zu  E  zu  kommen, 
müssen  die  Produktpreise  bekannt  sein;  E  ist  nicht  primär 
bestimmt;   0.  bewegt  sich  mit  seiner  Ableitung  im  Zirkel ! 

Warum  soll  E  das  Nominal  einkommen  sein  ?  Ist  doch 
sonst  Einkommen  für  O.  gerade  eine  reale  Menge  von  Gütern  und 
Diensten!  Wir  glauben  den  Grund  darin  sehen  zu  können,  daß 
er  Zahlenausdrücke  braucht.  Will  er  doch  die  Preise,  die  das 
Existenzminimum  bilden,  »exakt  dem  Geldpreise  nach  berechnen«. 
Ferner  will  er  ja  E  —  L  bilden,  was  auch  nur  geldlich  vorstell- 
bar ist.  Trotzdem  wollen  wir  sehen,  ob  etwa  das  Real  einkommen 
E  wenigstens  als  primär  bestimmt  gedacht  werden  kann. 

Jetzt  wird  die  Frage  bedeutsam,  die  sich  beim  Nominal- 
einkommen  ohne  weiteres  entschied  :  Soll  dieser  Bauer  als  Tauschen- 


lichen  Qualifikation  noch  nichts  ausgesagt.  Ebenso  kann  natürlich  auch  der  Um- 
stand, daß  hier  alle  »Grenzbauern«  sind,  nicht  als  Begründung  dafür  dienen,  daß 
sie  alle  gerade  das  Einkommen  ^es   »Grenzbauern«    der  realen  Gesellschaft  haben. 

i)  Deshalb  auch  ist  es  nicht  möglich  einen  landwirtschaftlichen  Grenzbetrieb 
zur  Ermittlung  des  statischen  Profits  aufzufinden.     Vgl.  »W.  u.  Kpr.«,  S.    140. 

3)  Es  sei  denn,    daß    die  Qualifikation    des  Grenzbauern    gerade    als  »durch- 
schnittlich«  festgelegt  wird,  was  natürlich  willkürlich  ist. 
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der  gedacht  sein  oder  nicht?  O.  denkt  ihn  zweifellos  als  im  Tausch- 
verkehr stehend.  Dann  aber  ist  wieder  der  Zirkel  vorhanden. 
Das  Einkommen  mag  wie  auch  gedacht  sein,  immer  setzt  dieser  Fall 
ein  Austauschverhältnis,  also  den  Tauschwert  der  Produkte  des 
Grenzbauern  voraus.  Nehmen  wir  aber  als  E  das  Einkommen 
des  Grenzbauern  an,  das  er  sich  an  letzten  Verwendungsgütern 
buchstäblich  selbst  beschaffen  kann,  so  ist  zu  sagen:  Einmal, 
daß  ein  solches  Einkommen  in  der  realen  Wirtschaft  nirgends 
auffindbar  ist  und  zweitens,  daß  dieses  Einkommen  mit  andern 
dieser  Wirtschaftsgesellschaft  nicht  in  Beziehung  gesetzt  werden 
könnte.  Eswürde  ja  selbstkaum  höher  als  das  Existenzminimum  sein, 
denn  unsere  Voraussetzung  bedeutet  Ausschluß  jeder  Arbeitstei- 
lung (auch  Produktivmittel  dürften  nicht  eingetauscht  werden !) 
und  damit  sehr  geringe  Produktivität  im  rein  technischen  Sinne. 
Ja,  dieser  Bauer  wäre  unterdurchschnittlich  qualifiziert;  denn 
zur  durchschnittlichen  Qualifikation  gehört  gerade  nach  0.  auch 
die  Anwendung  von  Arbeitsmethoden,  die  der  Zeit  und  den  son- 
stigen Bedingungen  entsprechen. 

Mit  der  Bestimmung  von  E  als  Einkommen  des  Grenzbauern 
bewegen  wir  uns  also  entweder  im  Kreise  oder  wir  kommen  zu  un- 
möglichen Ergebnissen.  Anderseits  aber  nahmen  wir  die  G.  d.  Gl. 
als  so  konstruiert  an,  daß  jeder  Wirtschafter  gerade  E  bezieht, 
so  daß  eine  selbständige  Bestimmung  aus  der  G.  d.  Gl.  aus- 
scheidet. 

Man  könnte  sagen,  daß  damit  noch  nicht  alle  Möglichkeiten  erschöpft  sind. 
Freilich  hat  man  nun  keinerlei  Anhalt  mehr  in  Aeußerungen  0  s.  —  Man  könnte 
sich  die  G.  d.  Gl.  noch  so  konstruiert  denken,  daß  nicht  jeder  von  vornherein 
das  Einkommen  E  hat,  daß  aber  jeder  gerade  so  qualifiziert  ist,  wie  der  Grenz- 
bauer der  realen  Gesellschaft  und  daß  auch  jeder  über  die  gleiche  Ausrüstung 
mit  Produktivmitteln  wie  dieser  verfügt.  Alle  Erzeugnisse  dieser  Wirtschafter 
können  dann  zusammengelegt  und  nach  irgendeinem  Maßstab  gleichmäßig  ver- 
teilt gedacht  werden;  das  Einkommen  eines  jeden  ergibt  sich  also  aus  der  Division 
von  Sozialprodukt  und  Zahl  der  Wirtschaftssubjekte.  Sind  diese  Einkommen  dann 
gleich  E,  d.  h.  gleich  dem  Einkommen  des  Grenzbauern?  Real  nicht!  Denn 
warum  sollte  der  tauschende  »Grenzbauer«  nicht  auch  Monopolprodukte  kauf- 
weise erstehen  ?  Sie  aber  mindern  nach  O.  das  Realeinkommen  ^),  während  es  in 
der  G.  d.  Gl.  keine  Monopole  gibt.  Nominal  freilich  wird  ja  nach  O.  das  Ein- 
kommen   durch    den    Kauf    von    Monopolprodukten    nicht    verändert.     Es    scheint 


i)  Vgl.  »W.  u.  Kpr.«,  S.  104:  ».  .  .  .  Wenn  wir  nun  diesen  »letzten  Zehrer« 
ins  Auge  fassen,  so  zeigt  sich,  daß  zwar  sein  Nominaleinkommen  unverändert 
bleibt,  daß  aber  sein  Realeinkommen  vermindert  wird,  wenn  er  Monopolgüter 
kauft.« 
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also  doch  so,  als  ob  E  als  primär  in  seiner  Höhe  bestimmt  gedacht  werden  kann. 
Es  scheint !  Denn  jetzt  erst  wird  es  nämlich  notwendig,  zu  untersuchen,  ob  sich 
»unsere  Konstante«  so  in  die  reale  Gesellschaft  herübernehmen  läßt,  daß  das 
Nominaleinkommen  des  Grenzbauern  wirklich  als  bestimmt  angenommen  wer- 
den kann. 

Wir  müssen  das  verneinen.  Gerade  im  Sinne  O.s  ist  Einkommen  letzten 
Endes  eine  reale  Menge  von  Verwendungsgütein.  Mögen  dann  irgend  andere 
Größen  unter  E  gedacht  werden  können,  zunächst  müßten  die  Re  a leinkommen 
aus  der  G.  d.  Gl.  gleich  dem  des  Grenzbauern  sein,  und  das  ist  nicht  der  Fall. 
Aber  mehr:  Kann  denn  überhaupt  da  s  No  min  al  e  ink  o  mmen  dieses 
Grenzbauern  E  genannt  werden?  Wenn  das  Nominaleinkommen  durch 
den  Kauf  von  Monopolgütern  »unverändert  bleibt«,  das  Realeinkommen  hingegen 
»vermindert  wird«,  so  handelt  es  sich  doch  offenbar  um  zwei  verschieden  große, 
wie  auch  sonst  immer  gedachte  Wertbeträge.  Nur  einer  von  beiden  kann  E  ge- 
nannt werden.  Das  kann  im  Zweifelsfalle  nach  O.  natürlich  nur  das  reale  Ein- 
kommen sein. 

Wir  kommen  also  auf  keine  Weise  zu  einem 
primär  bestimmten  E. 

Es  ist  vielleicht  nicht  unnötig  zu  betonen,  daß  auch  der 
»originäre  Arbeitswert«  nicht  zur  absolute  n  Bestimmung  von  E 
dienen  kann,  wozu  ihn  0.  ja  auch  nicht  benutzt.  Mit  seiner  Hilfe 
wird  nur  das  Verhältnis  der  verschiedenen  Einkommens- 
gruppen zueinander  festgelegt. 

Er  taugt  also  auch  nicht  zur  Bestimmung  von  L.  Es  ist 
unserer  Darstellung  entsprechend  richtig,  daß  das  Einkommen  der 
Beerenleser  in  der  Statik  das  niedrigste  der  ganzen  Gesell- 
schaft sein  müßte,  weil  sich  hier  alle  beteiligen  können  und  sich 
diejenigen,  die  in  ihrem  Beruf  schlechter  stehen  würden,  längst 
dem  Sammeln  von  Beeren  zugewandt  hätten.  Insofern  wäre  das 
Einkommen  der  Beerenpflücker  das  Grenzeinkommen  der  betref- 
fenden Gesellschaft  ^).  Müßte  es  aber  deshalb  das  absolute  Grenz- 
einkommen, das  physische  Existenzminimum  sein.?  Das  kommt 
doch  ganz  auf  die  betreffende  Gesellschaft  an-)!  Nehmen  wir 
an,  daß  es  für  die  heutige  noch  zutreffe  ;  ist  aber  nicht  eine 
Gesellschaft  denkbar,  die  maschinell  so  ausgestattet  ist,  daß  auch 
Kindern  und  alten  Frauen  eine  weit  produktivere  Tätigkeit  mög- 
lich ist  ?  —  Oder  die  so  reich  ist,  daß  in  ihr  trotz  kapitalistischer 


i)  Tatsächlich  wird  aber  oft  in  den  Beerengebieten  in  der  Saison  über  ein 
Abströmen  von  Dienstmädchen  und  Fabrikarbeiterinnen  zum  Pflücken  geklagt. 

2)  Ganz  abgesehen  davon,  daß  selbst  das  »physische  Existenzminimum«  eine 
unklare  Größe  ist.  Wessen  Existenzminimum?  des  »jüngsten  Kindes«,  der  »ältesten 
Frau«,  eines  Mannes? 
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Wirtschaftsweise  eine  soziale  Gesetzgebung  möglich  ist,  die  jene 
Personen  überhaupt  dem  Erwerbsleben  fernhält  ?  Wie  will 
0.  hier  zur  Bestimmung  von  L  und  damit  G  kommen  ?  Ferner : 
L  soll  das  soziale  Existenzminimum  nicht  übersteigen.  Das 
soziale  Existenzminimum  ist  wandelbar;  kann  sich  aber  damit 
auch  die  Fähigkeit  eines  Mannes  heben,  mehr  Beeren  in  dersel- 
ben Zeit  zu  sammeln  als  ein  Kind  ^)  ? 

Uebrigens:  Wenn  L  und  E  wirklich  bestimmbar  wären,  so  wären  damit  zwei 
Punkte  der  Einkommenskala  festgelegt;  denn  wenn  auch  O.  zur  Errechnung  des 
Geldausdrucks  des  physischen  Existenzminimums  die  Größe  E  benutzt,  so  ist  dieses 
doch  eben  zunächst  zum  untersten  Punkt  erklärt  und  die  Berechnung  von  L 
darauf  gegründet  worden.  In  der  Zusammenhangslosigkeit  von  E  und  L  liegt  an 
sich  kein  unbedingter  Mangel,  aber  es  trägt  das  doch  von  vornherein  zu  dem 
Zweifel  bei,  ob  sich  E  wirklich  primär  bestimmen  läßt,  da  es  nicht  etwa  der 
oberste  Punkt  der  Skala  ist,  sondern  irgendwo  zwischen  den  möglichen  End- 
punkten liegt. 

VI. 

Welche  Bedeutung  hat  nun  diese  Lehre  vom  statischen  Preise 
(ihre  Richtigkeit  vorausgesetzt)  für  die  Erklärung  der  wirtschaft- 
lichen Tatsachen,  d.  h.  hier  für  den  Marktpreis .^^  Denn  darin  ist 
doch  in  erster  Linie  die  Bedeutung  zu  suchen ;  zunächst  muß  die 
Wirtschaftstheorie  die  wirtschaftlichen  Gegebenheiten  erklären,  und 
das  sind  hier  die  Preise!  So  sagt  ja  auch  0.  selbst 2):  »Denn 
wir  beobachten  auf  dem  Markte,  von  dem  wir  auszugehen  haben, 
nichts  als  »Preise«  und  wollen  das  gemeinsame  Gesetz  des  »Wertes« 
kennen  lernen,  das  sie  sämtlich  beherrscht.« 

O.  selbst  rechtfertigt  seine  ausschließliche  Beschäftigung  mit 
dem  statischen  Preise  damit,  daß  hier  der  wichtigste  Teil  des 
Preisproblems  liege. 

Die  Lehre  von  der  Marktwirtschaft  habe  fast  allein  Interesse  an  der  Lehre 
vom  statischen  Preise.  Sie  >braucht  sich  um  die  Schwankungen  der  laufenden 
Preise  nur  wenig  zu  kümmern,  für  derenVerständnis  sie  erst  dieGrund- 


i)  Denn  nur  durch  die  Mehrproduktivität  des  erwachsenen  Mannes  gegenüber 
dem  Beeren  sammelnden  Kinde  erhebt  sich  bei  0.  L  über  das  physische  Existenz- 
minimum, das  doch  gegenüber  dem  sozialen  als  konstant  anzunehmen  ist.  —  Im 
■übrigen  ist  es  überhaupt  fraglich,  ob  ein  Mann  mehr  Beeren  sammeln  würde  als 
z.  B,  eine  alte  Frau.  Seine  Kraft  nützt  ihm  hier  ebensowenig  wie  ihm  bekanntlich 
Produktivmittel  nützen  würden.  Es  ist  sogar  wahrscheinlich,  daß  ihn  das  Bücken 
noch  eher  ermüdet  als  jene,  die  vielleicht  Alter  und  Sorge  krumm  geschlossen 
ab    en. 

2)  »W.  u.   Kpr.«,  S.  9. 
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läge  liefert  und  allein  liefern  kann«').  Die  Preisbildung  schwanke  nicht 
regellos  ;  sie  besitze  einen  »Stabilisator«.  »Dieser  .  .  .  .  ist  der  statische 
Preis«!).  £j.  jst  nicht  nur  ein  rechnerischer  Mittelpunkt  der  Kurve  der  Markt- 
preise, sondern  der  Ort  einer  aktiven  Anziehung,  d.  h.  er  wirkt  bei  der  Bildung 
der  tatsächlichen  Marktpreise  mit.  Für  Preiserscheinungen,  bei  denen  es  nur 
laufende  Preise  gibt,  soll  bekanntlich  schon  die  Grenznutzenlehre  das  Erforderliche 
geleistet  haben-). 

O.  nimmt  also  zwei  verschiedene  Preistheorien 
aril  Diese  wechselnde  Erklärungsweise  der  Preisphänomene  stimmt 
mindestens  nicht  zu  ö.s  eigener  Ablehnung  der  Dietzehz\\&n  Be- 
hauptung, die  Wissenschaft  brauche  nicht  nach  einer  »Wertlehre 
aus  einem  Guß«  zu  streben.  Sie  ist  aber  auch  nicht  die  not- 
wendige Ueberbrückung  des  alten  Gegensatzes,  von  dem  wir  ein- 
gangs sprachen. 

Der  objektiv  bestimmbare  Wert  soll  also  eine  Rolle  spielen 
für  die  Erklärung  der  Preise  nur  einer  gewissen  Gruppe  von  Gütern, 
die  an  sich  durchaus  umfangreich  sein  mag.  Aber  auch  für  diese 
Preise  soll  die  Grenznutzenlehre,  nach  der  der  Preis  sich  jedesmal 
einstellt  zwischen  den  Wertschätzungen  der  beiden  Grenzkäuferpaare, 
richtig  sein  ^\  sofern  der  »Vorrat«  als  gegeben  angenommen 
wird.  >Der  Vorrat  ist  jedoch  nicht  schlechthin  gegeben!  Sage 
man  aber,  der  heutige  Vorrat  beruht  auf  dem  gestrigen  Preise,  so 
stütze  man  sich  auf  »das  historische  Element  in  der  Preisbildung«, 
»diese  in  der  reinen  Theorie  gewiß  fremdartige  Hilfserklärung«  *)» 
die  O.  gerade  überflüssig  gemacht  haben  will.  Er  will  hier  unseres 
Erachtens  wenigstens  einen  logischen  Anfang  geschaffen  haben.  Der 
Vorrat  in  der  Statik  sei  infolge  der  Ausgleichungstendenz  der 
Einkommen  gerade  so  groß,  daß  er  die  bei  dem  statischen 
Preise  ausgeübte  wirksame  Nachfrage  decke.  Der  statische  Preis 
sei  aber  unabhängig  von  Vorrat  und  Nachfrage  bestimmt  durch 
die  aufgewandte  » Produktionsarbeitszeit  «^,  so  wenigstens  in  der 
G.  d.  Gl.  »Die  subjektiven  Wertschätzungen  der  einzelnen  öko- 
nomischen Personen  nichts  anderes  verursachend  bestimmen,  als 
die  Masse  jedes  einzelnen  Produkts,  das  wirksam  nachgefragt  und 
daher  in  der  Statik  auch  zu  Markte  gebracht  wird.«     Die  »wirk- 

1)  »W.  u.  Kpr.«,  S.  23. 

2)  Vgl.  den  vorigen  Aufsatz,  Abschnitt  I. 

3)  Vgl.   »W.  u.  Kpr.*,  S.   59  f. 

4)  Vgl.  »W.  u.  Kpr.«,  S.  47  ff.  Es  scheint,  daß  O.  sich  hier  besonders 
gegen  v.  Zwiedineck  wendet,  der  die  Bedeutung  der  Preisfortpflanzung,  des  »Träg- 
heitsgesetzes« wohl  als  erster  mit  ausführlicher  Entschiedenheit  betont  hat.  Vgl. 
bes.  Ztschr.  f.  ges.  Stw.,    1909,  S.  78  ff. 
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same«  Nachfrage  sei  aber  eben  in  der  Statik  die  bei  dem  statischen 
Preise  ausgeübte ;  dieser  müsse  also  logisch  schon  vorliegen,  ehe 
Nachfrage  und  Vorrat  bestimmt  seien.  Der  Grenznachfrager  im 
Sinne  der  subjektiven  Theorie  sei  also  in  der  Statik  erst  durch 
den  statischen  Preis  bestimmt.  Im  weiteren  knüpfe  dann  die  Nach- 
frage an  den  letzten  Preis  an  und  das  jeweilige  Verhältnis  von 
Angebot  und  Nachfrage  bestimme  den  laufenden  Preis. 

Kann  nun  der  statische  Preis  wirklich  dieser  logische  An- 
satzpunkt für  Angebot  und  Nachfrage  sein.?  Wirkt  er  tatsächlich 
bei  der  Preisbildung  mit  ?  Wir  meinen,  daß  der  Mechanismus 
nicht  zu  erkennen  ist,  mit  dessen  Hilfe  sich  aus  statischem  Preis 
und  Störung  der  laufende  Preis  bildet.  Wer  kennt  denn  die  Höhe 
des  statischen  Preises  ?  Niemals  schließt  jemand  seine  wirtschaft- 
lichen Handlungen  an  den  statischen  Preis  O.s  an,  sondern 
immer  an  den  ihm  bekannten  letzten  Preis !  Man  denke  doch 
nur  an  den  Vorgang  bei  der  Kursbildung  z.  B.  an  der  Effekten- 
börse. 

Wer  in  dem  anfanglosen  Anknüpfen  an  den  überkommenen 
Preis  eine  theoretisch  unbefriedigende  Erklärung  sieht,  wer  nicht 
gelten  lassen  will,  daß  wir  in  der  Theorie  von  Wirtschaftern  aus- 
gehen, die  schon  bestimmte  Preisvorstellungen  mitbringen^),  — 
wer  also  die  Frage  nach  dem  ersten  Preise  stellt,  der  braucht 
nicht  einmal  in  die  Preisgeschichte  verwiesen  zu  werden  ;  er  braucht 
nur  die  Preisbildung  bei  Neuheiten  zu  beobachten!  Nicht  immer 
liegt  hier  ein  Anknüpfen  an  verwandte  Preise  vor.  Wie  dürfte 
der  Preis  für  den  ersten  Spazierflug  zustande  gekommen  sein.? 
Hier  läßt  sich  deutlich  das  Suchen,  das  Tasten  nach  dem  »rich- 
tigen« Preise  erkennen,  bei  dem  natürlich  gewisse  Kostenanschläge 
immerhin  mitsprechen.  —  Gerade  bei  Neuheiten  spielt  ja  auch 
nach  O.  der  statische  Preis  keine  Rolle.  Von  welchem  Punkte 
an  wird  er  aber  dann  mitwirkend  ? 

0.  hat  das  »historische  Element«  überhaupt  nicht  vermieden, 
sondern  nur  an  andere  Stelle  gerückt;  er  braucht  es  nämlich  zu 
seiner  Konstruktion  der  Statik.  Diese  soll  gegeben  sein,  wenn 
die  Konkurrenz  zur  Ruhe  gekommen  ist,  d.  h.  wenn  die  Ein- 
kommen   ausgeglichen   sind.     Setzt   das   nicht    die   Existenz   von 


l)  0.  selbst  spricht  ja  von  »erfahrungsmäßigen«  Preisrelationen  (»Theorie 
der  r.  u.  pol.  Oek.«,  S.  358).  Nur  daß  eben  niemand  den  statischen  Preis 
aus  Erfahrung  kennt. 
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Preisen  voraus,  die  zu  verschiedenen  Einkommen  geführt  haben, 
an  die  der  Mechanismus  der  Konkurrenz  anknüpfen-  kann  ^)  ? 

Es  ist  also  nicht  zu  sehen,  wie  er  sich  das  Wirken  des 
statischen  Preises  vorstellt  und  warum  das  historische  Element  in 
der  reinen  Theorie  nicht  brauchbar  sein  soll.  Damit  ist  aber  auch 
die  Bedeutung  des  statischen  Preises  für  die  Erklärung  der  tat- 
sächlichen Marktpreise  nicht  mehr  einzusehen. 

Gewiß  liegt  hier  das  Problem  vor,  das  Pareto  folgender- 
maßen faßt^):  »Unterliegt  den  wirklichen  Preisen  der  wirklich 
vollzogenen  Tauschhandlungen,  die  zeitlich  und  räumlich  einer 
unendlichen  Menge  von  Zufälligkeiten  ausgesetzt  und  daher  ver- 
änderlich sind,  etwas  beständigeres,  weniger  veränderliches.?  Das 
ist  das  Problem,  das  die  theoretische  Nationalökonomie  zu  lösen 
hat!«  Aber  daß  dieses  »beständigere«  der  statische  Preis 
sein  müsse,  ist  nicht  zu  sehen.  Wir  leugnen  damit  auch  den  Wert 
als  den  »Ort  einer  aktiven  Anziehung«,  als  den  »Stabilisator«. 
Es  ist  richtig,  daß  bei  Verlust  aller  Erfahrung  »sich  unter  sonst 
gleichen  Umständen  jeder  Preis  immer  wieder  auf  exakt  den  alten 
Mittelwert  einzustellen  tendieren«^)  würde.  Aber  muß  deshalb 
dieser  Mittelpunkt  aktiv  anziehend  und  nicht  nur  rechnerisch  sein.? 
Mögen  irgendwelche  Faktoren  den  Marktpreis  bestimmen,  sobald 
in  ihnen  ein  konstantes  Element  hervorragend  wirksam  ist,  muß  sich 
auch  eine  gewisse  Unveränderlichkeit  in  den  Marktpreisen  zeigen, 
d.  h.  hier,  diese  würden  wieder  nach  dem  alten  Mittelpunkt  hinten- 
dieren. Auch  bei  0.  geht  übrigens  das  Hingleiten  der  Preise  zum 
alten  Mittelpunkt  nur  langsam  vor  sich  ;  denn  auch  nach  seiner  Auf- 
fassung wissen  die  Produzenten  bei  Verlust  jeder  Erfahrung  zu- 
erst gar  nicht,  was  sie  überhaupt  produzieren  sollen  und  wie- 
viel von  jedem  Produkt.  Und  weiter:  es  würde  sich  doch  hier 
durchgehend  um  »Neuheiten«  handeln,  bei  denen  es  zunächst 
gar  keinen   -»statischen  Preis«   gäbe! 

Zu  der  Bedeutung,  die  0.  seinem  statischen  Preise  »für  die 
Aufstellung  des  zentralen  Problems  der  Distribution«  zumißt*),  sei 
nur  bemerkt,  daß  auch  zur  Erklärung  der  tatsächlichen  Einkommen, 


i)  In    diesem  Ausgehen    von    Preisen,    um  Preise    zu    erklären,    liegt    kein 
Zirkel,  wie  auch  v.  Zwiedhieck  betont. 

2)  Zitiert    bei    Gide    u.    Rist,     »Geschichte    der    volkswirtschaftlichen    Lehr- 
meinungen«,  1913,  S.  86,  Anm.  3. 

3)  »W.  u.  Kpr.«,   S.  48. 

4)  »W.  u.  Kpr.«,  S.   24. 
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die  doch  Preise  sind,  der  statische  Preis  nicht  dienen  kann.  Im 
übrigen  müssen  wir  fragen :  Wie  stimmt  die  richtige  Erkenntnis, 
daß  die  Einkommen  Preise  sind,  zu  der  späteren  Behauptung, 
sie  seien  nicht  Tauschwert,  sondern  nur  Gebrauchswert.?  Dieser 
Gegensatz  erstreckt  sich  zunächst  nur  auf  das  Wesen  des  Ein- 
kommens ;  wenn  sich  aber  0.  wirklich  nicht  im  Zirkel  bewegen 
will,  so  muß  er  doch  auch  die  Höhe  der  Einkommen  unabhängig 
von  Preisen  bestimmen.  Selbst  wenn  es  ihm  gelungen  wäre,  alle 
Einkommensgrößen  auf  e  in  primär  bestimmtes  Einkommen  zurück- 
zuführen, bleibt  es  verdächtig,  daß  dieses  eine  Ausnahme  bilden 
und  sich  nicht  aus  Preisen  zusammensetzen  sollte. 

Die  Bedeutung  des  statischen  Preises  leugnen,  heißt  behaup- 
ten, 0.  habe  schon  in  der  Problemstellung  gefehlt,  ein  Vorwurf, 
der  sich  zugleich  auf  die  Klassiker  erstreckt;  aber  sollte  die 
Wissenschaft  in  den  hundert  Jahren,  die  zwischen  »Wert  und 
Kapitalprofit«  und  Ricardos  »Grundsätzen«  liegen,  wirklich 
nicht  weiter  gekommen  sein?  — 

Wir  sagten,  nach  O.  sei  die  Grenznutzenlehre  richtig,  sofern  man  den  Vorrat 
als  gegeben  annehme.  Nun  sagt  O.  an  andrer  Stelle  ^),  der  Vorrat  sei  in  der 
Statik  eine  gegebene  Größe.  Hier  scheint  ein  Widerspruch  zu  stecken !  Immer- 
hin könnte  O.  so  argumentieren:  Die  Statik  ist  konstruiert  worden,  ausgehend  vom 
Stillstand  der  Konkurrenz,  weil  alle  Einkommen  ausgeglichen  sind.  Es  sollen 
keine  Störungen  eintreten,  Nachfrage  und  Angebot  sind  also  stabil,  mithin  auch  der 
statische  Preis,  kurz  alle  Faktoren  behalten  ihre  beim  Eintritt  des  statischen  Zu- 
standes  erreichte  Größe  bei.  Damit  ist  aber  noch  nichts  über  das  logische 
Anfangsglied  theoretischer  Erklärungen  gesagt;  insbesondere  darf  nicht  ohne 
weiteres  der  stabile  Vorrat  zur  Erklärung  des  statischen  Preises  benützt  werden. 

Offenbar  im  Widerspruch  zu  der  angeführten  Behauptung, 
daß  die  Wertschätzungen  der  ökonomischen  Personen  die  Masse 
bestimmen,  die  von  jedem  Produkt  wirksam  nachgefragt  und  da- 
her auch  beschafft  wird,  stehen  andere  Ausführungen   C.s  ^). 

»Der  Vorrat,  der  im  stationären  Zustande  zu  Markte  kommt,  und  von  dem 
es  auch  (!)  bei  diesem  Produkt  allein  abhängt,  welcher  Nachfragende  im  »Grenz- 
käuferpaare« wirksam  resp.  »vom  Tausch  ausgeschlossen«  wird,  ist  bei  natürlichen 
Monopolprodukten  durchaus  von  objektiven  Naturbedingungen  abhängig.  So  z.  B. 
die  Zufuhr  von  Edelwein  einer  bestimmten  Lage.  Bei  den  Rechtsmonopolen  aber 
hängt  die  Größe  der  zu  Markte  gebrachten  Vorräte  nicht  im  mindesten  von  sub- 
jektiven Wertschätzungen  ab,  weder  des  Produzenten  noch  des  Konsumenten, 
sondern  ist  durchaus  objektiv,  wie  längst  bekannt,  bestimmt  als  derjenige  Vorrat, 
bei  dem  der  Monopolist  das  Optimum  des  Gesamtgewinnes  erreicht,  —  das  ist  der 
Punkt  des  statischen  Monopolpreises.« 

i)  »W.  u.  Kpr.«,  S.  6o, 
2)  >W.  u.  Kpr.s  S.  89. 
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Selbst  bei  den  Naturmonopolen  hängt  der  angebotene  Vorrat 
von  dem  Verhalten  der  Nachfrage  ab.  Muß  denn  Boden,  der 
seltenen  Edelwein  tragen  kann,  bis  zum  letzten  zu  dieser  Produk- 
tion verwandt  werden  ?  Wenn  die  Nachfrage  einmal  streiken  oder 
der  Geschmack  sich  sehr  stark  ändern  würde,  würde  das  ganze 
Monopol  verschwunden  sein.  Im  übrigen  ist  das  Streben  nach 
dem  höchsten  Gesamtgewinn  gewiß  das  Leitmotiv  bei  dem  Suchen  um 
den  »richtigen«  Monopolpreis,  aber  es  geht  nicht  an,  dieses  das 
Wirtschaftsleben  allgemein  regulierende  Moment  objektiv  in  dem 
Sinne  zu  nennen,  wie  O.  das  will.  Gerade  bei  den  Rechtsmono- 
polen ist  das  Verhalten  der  Nachfrager  für  den  Preis  entscheidend, 
bei  den  vertretbaren  Monopolgütern  wie  bei  den  Singularitäten. 
Deshalb  sagt  Dietzel^) :  »Bezüglich  des  Wertes  der  irreproduziblen 
Güter  (die  ja  doch  vor  allem  Monopolprodukte  sind  !)  hat  eine 
Differenz  ja  niemals  bestanden«  und  deshalb  auch  haben  wir 
uns  hier  nur  mit  den  beliebig  vermehrbaren  Produkten  be- 
schäftigt. 

Auch  die  Abgrenzung  der  beliebig  vermehrbaren  Güter  von 
den  Monopolgütern  ist  durchaus  nicht  so  objektiv  wie  0.  glaubt. 
Wenn  es  das  Kennzeichen  jener  sein  soll,  daß  sie  in  jeder  Menge 
hergestellt  werden  können,  die  der  Markt  wünscht,  so  muß  bei 
den  Monopolgütern  diese  Möglichkeit  fehlen.  Das  gilt  aber  nur 
in  der  Statik  bei  vorausgesetzter  bestimmter  Nachfrage  ;  denn  in 
ihrer  Hand  liegt  es  ja,  ob  ein  Gut  Monopolcharakter  hat. 

Ueberhaupt  spielen  subjektive  Faktoren  in  ö.s  System  eine 
größere  Rolle,  als  er  selbst  annimmt.    Das  Objektivistische  seiner 

Lehre    soll  schon    in   der  Grundformel  v   =  — —^  — 1     g  g^- 

n 

kennbar  sein.  Die  Einkommenshöhen,  insbesondere  die  Zuschläge 

q  und  m  sollen   auf  objektiv  gegebenen  Bedingungen  beruhen^). 

Und   so  soll   es   auch   bleiben,    wenn   dann   für    das    Einkommen 

»Arbeitswertstunden«  eintreten,  wenn  also  das  Wertgesetz  gefunden 

ist.     War   nicht   aber  beim  »originären   Arbeitswert«    der  Begriff 

»Wert«  im  Sinne  der   subjektiven  Schule  zu    verstehen.?     Jedoch 

behauptet    O.    auch    hier,    daß    diese    beiden    Bedingungen    des 

Wertes      für      jeden      Konsumenten      objektiv      gegeben 

sind.     Wir  sahen,  daß  wir   uns   eine  Nachfrage  nach  Arbeit   nur 


1)  »Theoretische  Sozialökonomik«,  S.  236. 

2)  Vgl.   >W.  u.  Kpr.«,   S.  48. 
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in  Deckung  mit  der  Nachfrage  nach  dem  Produkt  denken  können; 
ob  trotzdem  hier  —  das  würde  aber  dann  auch  für  die  Grenz- 
nutzenlehre gelten  —  Objektivitäten  eine  Rolle  spielen,  ist  eine 
andere  Frage  ^).  Bei  der  Angebotseite  der  Arbeit,  der  »Selten- 
heit«, sahen  wir  allerdings,  daß  hier  eine  objektive  Größe  ge- 
meint ist,  nämlich  das  Arbeitsvermögen  aller,  die  eine  bestimmte 
Art  von  Arbeit  überhaupt  anbieten  können.  Und  überdies:  Der 
Arbeitswert  soll  ja  nur  e  i  n  Faktor  bei  der  Bildung  des  Waren- 
wertes sein;  der  zweite  ist  die  Zeit. 

Daß  der  Wert  der  Höhe  nach  objektiv  bedingt  ist,  glaubt  O.  »leicht  zeigen« 
zu  können  ^).  »Wir  können  uns  unzählige  Gesellschaften  dieser  Art  vorstellen, 
jede  mit  einem  andern  Gesamlbedarf;  in  der  einen  mag  der  Konsum  von  Weizen 
den  von  Roggen  stark  übersteigen,  in  der  zweiten  sei  es  umgekehrt  ....  dennoch 
ist,  wenn  die  Produktionsarbeitszeiten  als  gleich  angenommen  sind,  der  statische 
Preis  für  Roggen  und  Weizen  ....  überall  gleich  hoch.«  Ein  Beweis  ist  das 
freilich  nicht,  höchstens  eine  Veranschaulichung. 

Der  Wert  einer  Ware  soll  bestimmt  sein  durch  den  Aufwand 
des  Grenzproduzenten  an  Arbeit  eines  bestimmten  »Wertes«  eine 
bestimmte  Zeit  hindurch.  Grenzproduzent  soll  sein,  wer  unter  den 
ungünstigsten  Bedingungen  produziert,  dessenProdukt  aber 
der  Markt  gerade  noch  braucht.  Hier  liegen  starke 
subjektive  Wurzeln.  Indem  eben  »die  subjektiven  Wertschätzungen 
der  einzelnen  ökonomischen  Personen  ....  die  Masse  jedes 
einzelnen  Produktes,  das  (besser:  die}  wirksam  nachgefragt«  wird, 
bestimmen,  bestimmen  sie  auch  den  Grenzproduzenten,  der  dann 
erst  für  den  Wert  entscheidend  wird. 

Darüber  hinausgehend  scheint  uns  in  dem  ganzen  Vorgehen, 
besonders  in  der  Art,  die  Statik  zu  definieren,  Willkür  zu  stecken. 
O.  geht  zu  einseitig  von  der  Angebots  seite  aus.  Schon  der 
eben  geführte  Nachweis,  daß  es  von  der  Nachfrage  abhängt,  wer 
Grenzproduzent  ist,  macht  es  doch  augenscheinlich,  daß  dem 
Verhalten  der  Konsumenten  mindestens  die  gleiche  Bedeutung 
zukommt.  Durch  Konstruktion  der  Statik  ist  sowohl  die  Nach- 
frage wie  auch  das  Angebot  in  einen  konstanten  Zustand  ein- 
getreten und  es  ist  willkürlich  ohne  nähere  Begründung  der  einen 


1)  Wir  denken  dabei  an  natürliche  wie  an  soziologische  Bedingtheiten,  so 
an  die  Abhängigkeit  unserer  Bedürfnisvorstellungen  von  den  notwendigsten  Er- 
nährungsansprüchen des  Körpers,  aber  auch  von  Erziehungseinflüssen.  Vgl.  auch 
v:  Zwiedineck,  Ztschr.  f.  ges.  Stw.,   1909,  S.  80/81. 

2)  Vgl.  »W.  u.  Kpr.«,  S.   59. 
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Seite  aller  Tauschverhältnisse  das  Primat  zuzuerkennen^).  Auch 
der  Einwand,  die  Statik  sei  doch  der  Ruhestand  der  Konkurrenz, 
diese  aber  gleiche  die  Einkommen  aus,  und  Einkommen  be- 
zögen die  Produzenten,  könnte  u.  E.  nicht  durchschlagen. 
Die  Konkurrenz  ist  ebenso  unter  den  Nachfragenden  wirksam; 
sie  kann  also  auch  hier  auf  einen  irgendwie  bestimmten  statischen 
Zustand  hinwirken,  in  dem  dann  die  Konstanz  des  statischen 
Preises  ebenso  gesichert  wäre,  wie  durch  die  Ausgleichung  der 
Einkommen.  Bei  einer  näheren  Untersuchung  der  Statik,  auf  die 
die  Nachfrage  hintendiert,  würde  sich  wahrscheinlich  sogar 
ergeben,  daß  auch  hier  neben  subjektiven  gewisse  objektive  Kräfte 
im  Spiel  sind,  wenigstens  im  Sinne  einer  Beschränkung  der  Souve- 
ränität des  Menschen  über  seine  Bedürfnisse. 

Zum  Schluß  sei  noch  bemerkt,  daß  sich  noch  manche  Ein- 
wände gegen  O.s  Wertlehre  vorbringen  ließen,  insbesondere 
Momente  aus  dem  konkreten  Wirtschaftsleben  anführen,  die  all- 
gemein gegen  die  objektive  Wert-  und  Preislehre  sprechen  -).  Es 
ist  an  sich  sogar  notwendig,  die  Kritik  einer  Preistheorie  möglichst 
realistisch  zu  führen^).  Aber  gegenüber  der  überspannt  abstrak- 
ten Lehre  O.s  erscheint  eine  abstrakte  Kritik  angebrachter,  da 
sonst  die  Gefahr  besteht,  aneinander  vorbeizureden.  Immerhin: 
wenn  er  mit  seiner  Behauptung  recht  hätte,  daß  der  statische 
Preis  bei  der  Bildung  der  Marktpreise  aktiv  mitwirkt,  wäre  über- 
haupt nicht  zu  sehen,  wie  ein  Induktivbeweis  gegen  die  objek- 
tivistische Lehre  möglich  sein  könnte. 

Mit  der  Abweisung  der  Wertlehre  ö.sist  zu- 
gleich die  objektivistischeWertlehre  überhaupt 
getroffen;  zumindest  müssen  doch  wieder  alle  die  Einwände 
aufleben,  die  er  selbst  als  berechtigt  anerkennt  und  um  deren- 
willen  er  eine  neue  Lösung  versucht  hat. 

Gerade  der  zuletzt  geführte  Nachweis  einerseits,  daß  die 
Wertlehre   O.s  gar  nicht  so  objektivistisch  ist,  wie  er  glaubt,  und 

i)  Mit  der  Nachfrageseite  sind  gerade  die  subjektiven  Faktoren  stillgelegt 
U.  E.  aber  müssen  »in  den  subjektiven  Grundlagen  der  Verkehrsvorgänge  .... 
die  Voraussetzung  erfüllt  sein,  damit  überhaupt  das  objektive  Kostenelement  als 
preisbestimmend  wirksam  werden  kann.«  Vgl.  v.  Zwiedineck,  Zeitschr.  f.  ges. 
Stw.,   1908,  S.  627. 

2)  Vgl.  V.  Zwiedineck,  Zeitschr.  f.  ges.  Stw.,    1908,   S.  616  ff.,  besonders  633  ff. 

3)  Ebd.  S.  633:  »Die  Verpflichtung  ergibt  sich  aus  der  Notwendigkeit  einer 
sozusagen  tunlichst  realistischen  Basis  nicht  nur  einer  jeden  positiven  Preislehre 
sondern  auch  der  Kritik.« 


■5  cß     Dr-  Alfred  Renner :  Objektivismus  u,   Subjektivismus  i.  d.  Preistheorie. 

andererseits  unser  Hinweis  darauf,  daß  der  Mensch  in  seinen 
Nutzenschätzungen  abhängig  ist  von  natürUchen  und  soziologischen 
Bedingtheiten  und  daß  er  beim  Entwerfen  seines  Wirtschaftsplans 
an  bekannte  Preise  anknüpft,  müssen  die  Ueberzeugung  stärken, 
daß  weder  die  eine  noch  die  andere  Richtung  die  Preisbildung 
restlos  erklären  kann.  Es  ist  an  der  Zeit,  eine  Schlichtung  der 
alten  Gegnerschaft  durch  eine  Ueberbrückung  zu  versuchen,  un- 
bekümmert um  den  Vorwurf  des  Eklektizismus,  der  natürlich  er- 
hoben wird. 
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DIE     STRÖMUNGEN     DER    DEVISENPOLITIK 
SEIT   1914  UND    UNSERE  REPARATIONS VER- 
PFLICHTUNGEN. 

Von 

Dr.  jur.  RUDOLF  MALLACHOW  in  Gleiwitz  O./S. 

Amerikanisches  Copyright  by  Lauppsche  Buchhandlung,  J.  C.  B.  Mohr  in  Tübingen. 

I. 

Bedeutung  und  Umfang  des  Problems. 

Wo  immer  man  sich  theoretisch  oder  praktisch  mit  der 
Verbesserung  und  StabiUsierung  des  Mark-  oder  Kronenkurses 
beschäftigt,  sich  um  die  Aufbringung  der  deutschen  Reparations- 
summen bemüht,  nach  neuen  und  gerechten  Steuerquellen  forscht, 
an  einer  Kollektivkredithilfe  des  deutschen  Gewerbes  arbeitet 
oder  nach  Sicherungen  gegen  Valutakursverluste  sucht  —  überall 
muß  man  mehr  oder  minder  auch  zum  Devisenhandel  Stellung 
nehmen.  Da  jedoch  selbst  die  Fachliteratur  —  wenn  überhaupt 
schon  etwas,  so  doch  —  nur  weniges  über  die  neueste  Ent- 
wickelung  des  Devisenwesens  sagt,  oder  nur  Spezialfragen  daraus 
behandelt,  dürfte  weiteren  Kreisen  eine  systematische  Darstellung 
der  treibenden  Hauptfaktoren,  der  Strömungen  und  Gegen- 
strömungen auf  diesem  Gebiete  seit  1914  bis  zur  »Dollarpsychose« 
unserer  Tage  nicht  unwillkommen  sein ,  zumal  wenn  sie  zum 
Vergleiche  auch  die  ausländischen  Erscheinungen,  soweit  hier 
bereits  bekannt,  heranzieht. 

Wie  sich  dabei  auf  Schritt  und  Tritt  unserer  Betrachtungen 
ergeben  wird,  können  alle  unsere  Maßnahmen  gegen  unsere  Devisen- 
not, so  notwendig  und  unentbehrlich  sie  sind,  den  Krebsschaden 
unserer  Volkswirtschaft  nicht  aus  der  Welt  schaffen.  Dieser  wird 
jedoch  andererseits  von  selbst  verschwinden  und  alle  Gegenmaß- 
f       nahmen  überflüssig  machen  an  dem  Tage,  wo  wir  unserer  Kriegs- 
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tribute  ledig  sind  oder  diese  wenigstens  im  Einklänge  mit  dem 
Wortlaute  des  sogenannten  Friedensvertrages  von  Versailles 
unserer  Leistungsfähigkeit  angepaßt  sein  werden. 

IL 
Die    Geldtransportfunktionen     der    Devise     und     die    Kriegs- 
devisenverordnung. 

I.  Unter  Devisen  verstehen  wir  vornehmlich  ^)  im  Auslande 
zahlbare  und  auf  fremde  Währung  lautende  Wechsel,  Schecks, 
Anweisungen  und  Auszahlungen.  Schecks  und  Anweisungen 
kommen  freilich  im  internationalen  Zahlungsverkehre  kaum  oder 
gar  nicht  vor.  Eine  um  so  größere  Rolle  spielen  darin  Wechsel 
und  Auszahlung  ^).  Während  nun  ein  Markwechsel,  der  ledig- 
lich zum  Verkehr  im  deutschen  Inlande  bestimmt  ist,  heutzutage 
nur  noch  dem  Kredit  dient,  bildet  die  Devise  ein  Instrument 
des  Geldtransporte  s.  Müssen  wir  nämlich  dem  Auslande  Import- 
waren bezahlen,  so  könnten  wir  ihm  dafür  Gold  senden.  Die 
Beschaffungs-  und  Verpackungs-,  Transport-  und  Versicherungs- 
kosten würden  sich  jedoch  nebst  dem  Zinsverluste  der  Reisetage 
leicht  auf  V2  %  der  geschuldeten  Summe  belaufen.  Zwecks  Ver- 
meidung dieser  Umstände  und  der  hohen  Spesen  hierbei  geben 
wir  dem  Auslande  zahlungshalber  lieber  Devisen,  die  wir  uns 
beim  Verkaufe  unserer  Ausfuhrwaren  durch  Fakturierung  in  aus- 
ländischer Währung  oder  durch  Kauf  am  Devisenmarkte  oder 
durch  unsere  Bankverbindungen  verschaffen. 

Dabei  hängt  der  Wert  einer  Devise  von  den  verschieden- 
sten Faktoren  ab :  Er  bestimmt  sich  erstens,  wenn  sich  sowohl 
die  in-  wie  die  ausländische  Währung  derselben  metallischen 
Grundlage  bedient,  nach  der  Münzparität,  d.  h.  dem  inneren 
Werte  der  ausländischen  Valuta  im  Verhältnisse  zur  inländischen, 
ferner  nach  'dem  Verhältnis  von  Angebot  und  Nachfrage,  über- 
dies von  der  politischen  Lage,  von  börsentechnischen  Verhält- 
nissen, Stauung  unerledigter  Aufträge  bei  den  amtlichen  Kurs- 
maklern, Interventionen  der  Zentralnotenbanken  oder  privaten 
Konsortien    usw.     Der    sich   daraus    ergebende  Devisenkurs    wird 


i)  lieber  die   Definition  einiger  neuer  Gesetze  vgl.  weiter  unten. 

2)  Aeiinlich  Nußbaum  in  »Recht  und  Wirtschaft«  1922,  Spalte  37  fg.  in 
Anlehnung  an  Weisbart  im  Bankarchiv  Jg.  XX  S.  165.  Die  Auszahlung  hat  hin- 
gegen keine  Erwähnung  gefunden  in  der  Definition  Heifrons :  Geld-,  Bank-  und 
Börsenrecht,  2.  Aufl.   191 2,  S.   240  f.,  der  sie  erst  S.  249  fg.  behandelt. 
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an  der  Börse  regelmäßig  festgestellt,  amtlich  notiert  und  ver- 
öffentlicht. 

All  diese  Tatsachen  kann  man  mehr  oder  minder  ausführ- 
lich in  jedem  Nachschlagewerke  über  das  Geld-,  Bank-  und 
Börsenwesen  nachlesen.  Nicht  aber  wird  man  dort  meistens 
finden,  inwiefern  die  Devise  auch  noch  zu  anderen  Funktionen 
als  denen  des  Geldtransportes  gebraucht  und  —  mißbraucht 
wird,  Erscheinungen,  denen  wir  später  (unter  III)  einen  wesent- 
lichen Teil  unserer  Aufmerksamkeit  widmen  müssen. 

Schließt  nun  beispielsweise  ein  deutscher  Exporteur  mit 
einer  amerikanischen  Firma  dergestalt  einen  Vertrag,  daß  er  den 
Kaufpreis  erst  drei  Monate  nach  Vertragsschluß  zu  erwarten  hat, 
so  könnten  ihm  Schwankungen  im  Valutakurse  inzwischen  seine 
ganze  Preiskalkulation  über  den  Haufen  werfen,  wie  dies  vor  der 
1897  erfolgten  Stabilisierung  des  Rubelkurses  in  dem  deutsch- 
russischen Außenhandel  vielfach  vorgekommen  ist.  Entsprechen- 
des gilt  für  den  Importeur,  der  ins  Ausland  zu  zahlen  hat.  Zur 
Vermeidung  derartiger  Kursschwankungen,  die  zwar  manchmal 
Gewinne  bringen,  ebenso  oft  aber  katastrophal  wirken,  bieten 
sich  unserem  Exportverkehr  regelmäßig  zwei  Hauptmöglichkeiten: 
die  Kursverlustversicherung,  die  uns  noch  weiter  unten  beschäftigen 
wird,  und  der  Terminhandel. 

Beim  Terminhandel,  der  auch  zu  echten  Spekulations- 
geschäften gebraucht  wird,  verkauft  der  Exporteur  den  Betrag, 
den  er  später  als  Kaufgeld  in  Dollars  erwartet,  auf  den  Zahltag 
ebenfalls  in  Dollars,  während  der  Importeur,  der  später  in  aus- 
ländischer Valuta  zu  zahlen  hat,  auf  den  gleichen  Termin  die 
nötige  Auslandswährung  kauft.  Da  mit  der  Stabilisierung  der 
Kurse  das  Termingeschäft  seine  Bedeutung  fast  völlig  zu  verlieren 
pflegt  —  vgl.  die  Bedeutungslosigkeit  des  Terminhandels  in 
Rubeln  nach  1897  — .  kann  man  ihm  für  die  Zeiten  der  Kurs- 
schwankungen die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  schon  insofern 
nicht  absprechen,  als  es  die  Preiskalkulation  des  Außenverkehrs 
sichert.  In  Zeiten  der  Krisen  wie  augenblicklich  wird  man  es 
freilich  in  offizieller  Börsenhandelsform  suspendieren  müssen,  weil 
hierbei  niemand  die  allzugroßen  Risiken  auf  sich  nehmen  kann  ^). 


l)  Ueber    das  Für    und  Wider  des  Terminhandels  vgl.  Arons  im  Bankarchiv 
1920,  Jg.  19,  S.  95  f.  —  Ueber  die   bisherigen  Rechtsgrundlagen  des  sog.  Termin- 
handels   in  Devisen  spezieller  Qöppert    im    Bankarchiv  Jg.  XX,  S.   139,     Weisbart, 
Zeitschrift  für  die  ges.  .Staatswissensch.     1922/23.     3.  'ZA 
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2.  Wegen  der  besprochenen  Geldtransportfunktion  des  Aus- 
landswechsels mußten  wir  in  dem  Kriege  den  Devisenverkehr 
einer  scharfen  Aufsicht  und  Regelung  unterwerfen.  Denn  wie 
leicht  konnte  man  die  Devise  dazu  mißbrauchen,  die  notwendigen 
Verbote  von  Zahlungen  an  Bürger  der  mit  uns  kriegführenden 
Staaten  zu  umgehen !  Wie  leicht  konnte  man  auch  Devisen  auf 
eine  Reise  nach  Skandinavien,  Holland  oder  der  Schweiz  mit- 
sichnehmen,  sie  dort  versilbern  und  sich  ein  Auslandsguthaben 
schaffen,  das  vor  der  Besitzsteuer  sowie  den  Kriegsabgaben  vom 
Vermögenszuwachse  verheimlicht  bleiben  sollte  ! 

Der  Bundesrat  sah  sich  daher  bereits  1916  veranlaßt,  unterm 
20.  Januar  eine  Verordnung  über  den  Handel  mit  ausländischen 
Zahlungsmitteln  zu  erlassen  und  diese  zu  der  Verordnung 
über  den  Zahlungsverkehr  mit  dem  Auslande  vom 
8.  Februar  1917  (Reichsgesetzblatt  Seite  105)  auszugestalten, 
einem  Gesetze,  auf  dessen  Hauptbestimmungen  wir  um  so  mehr 
eingehen  müssen,  als  man  jüngst  nicht  ohne  Erfolg  (vgl.  unten  V) 
seine  Wiedereinführung  vorgeschlagen   hat. 

Nach  der  neueren  Bestimmung  von  1917,  die  der  Verkehr 
die  Devisenverordnung  nannte,  durften  Zahlungsmittel 
und  Forderungen,  die  auf  ausländische  Währung  lauteten,  nur 
bei  den  vom  Reichskanzler  bestimmten  Personen  und  Firmen 
(Devisenstellen)  gekauft  oder  gegen  Zahlungsmittel  mit  Forde- 
rungen in  anderer  Währung  umgetauscht  werden  ^).  Ferner 
durfte  über  Zahlungsmittel,  Forderungen  und  Kredite,  die  auf 
ausländische  Währung  lauteten,  ohne  Einwilligung  der  Reichs- 
bank nur  zugunsten  einer  Devisenstelle  verfügt  werden,  wobei 
als  Verfügung  auch  die  Anweisung  zur  Zahlung  an  einen  Dritten 
galt.  Derselben  Einschränkung  unterlag  die  Einziehung.  Nur 
mit  Einwilligung  der  Reichsbank  durfte  man  überdies  auf  Reichs- 
währung lautende  Zahlungsmittel  nach  dem  Auslande  versenden 
sowie  Verbindlichkeiten  in  Reichs-  oder  ausländischer  Währung 
gegenüber  einer  im  Ausland  ansässigen  Person  eingehen.  End- 
lich   und    vornehmlich    konnte    der  Reichskanzler  anordnen,    daß 


ebenda  S.  196  fg.,  Bendix  in  »Recht  und  Wirtschaft«  192 1,  S.  194  f.  und  Nußbaum, 
ebenda  1922,  Sp.  41  f.  sowie  de  lege  ferenda  Jacobson  im  Bankarchiv  Jg.  XX, 
S.  212  f.,  über  die  neueste  Rechtsgestaltung  aber  unten  unter  IV  3  und  V. 

l)  Die  26  Devisenstellen  nach  der  älteren  Ordnung  sind  angegeben  bei 
Härtung  im  Bankarchiv  1916,  S.  171.  Diese  Arbeit  ist  übrigens  eine  der  wenigen, 
die  über  das  neue  Devisenwesen  seit  1914 — 1920  erschienen  sind. 
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der  Reichsbank  auf  ihr  Verlangen  die  vorbezeichneten  Zahlungs- 
mittel und  Forderungen  gegen  Erstattung  des  Wertes  in  Mark 
zum  Tageskurse  zu  übertragen  seien.  Durch  diese  Bestimmungen 
erhielt  die  Reichsbank  auch  die  Möglichkeit,  vom  Standpunkte 
der  miHtärischen  und  volkswirtschaftlichen  Belange  die  frag- 
lichen Geschäfte  auf  ihre  Zweckmäßigkeit  zu  prüfen,  Gesichts- 
punkte, die  wir  z.  T.  neuestens  in  Deutsch-Oesterreich  wieder- 
finden. Wenn  der  Reichskanzler  übrigens  unterm  22.  März  des- 
selben Jahres  (1917)  hinsichtlich  der  Wertpapiere,  aus  denen  ein 
im  Auslande  ansässiger  Schuldner  haftete,  oder  durch  die  eine 
Beteiligung  an  einem  ausländischen  Unternehmen  verbrieft  war, 
ähnliche  sequestratorische  Befugnisse  erhielt,  so  galten  als  der- 
artige Wertpapiere  nicht  die  Arten  von  Zahlungsmitteln,  welche  die 
Devisenverordnung  bereits  erfaßt  hatte  {Reichsgesetzblatt  Seite  261). 
Durch  eine  Bekanntmachung  ebenfalls  vom  8.  Februar  1917 
(Reichsgesetzblatt  Seite  109)  erließ  der  Reichskanzler  alsbald  zur 
Devisenverordnung  nähere  Ausführungsbestimmungen,  deren  Wie- 
dergabe sich  jedoch  hier  erübrigt. 

IIL 
Die  neueste  Entwickelung  des  Devisenhandels. 

I.  Wiederherstellung  des  freien  Handels  und 
dasKapitalfluchtgesetz  —  2. Ursachen  derMark- 
deroute  1921  —  3.  Gründe  für  die  Fakturierung 
in  ausländischer  Valuta  —  4.  Der  wilde  Speku- 
lant als  Nationalgefahr  und  die  großen  Bank- 
krache 

I.  Trotzdem  die  Devisenverordnung  die  Hoffnungen,  die  man 
an  sie  knüpfte,  nicht  ganz  erfüllte,  hat  sie  uns  doch  im  allge- 
meinen gute  Dienste  geleistet.  Das  beweisen  ja  auch  die  vielen 
Angriffe,  welche  die  von  ihr  Betroffenen  gegen  sie  richteten. 
Als  aber  nach  Kriegsende  die  Zwangswirtschaft  auf  allen  Ge- 
bieten mehr  und  mehr  abgebaut  und  auch  die  Zahlungsverbote 
den  Bürgern  der  Ententestaaten  gegenüber  aufgehoben  wurde, 
da  glaubte  man  auch  unserm  wiederaufblühenden  Exporthandel, 
der  so  manche  Scharte  in  unserem  zusammengebrochenen  Wirt- 
schaftsleben auswetzen  sollte,  die  Fesseln  der  Gesetzgebung  ab- 
nehmen zu  müssen.  Es  wurden  daher  durch  Bekarmtmachung 
vom  23.  Juli    1919  (Reichsgesetzblatt    Seite    1539)    die    Devisen- 
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Verordnung  und  ihre  Ausführungsbestimmungen  wieder  aufge- 
hoben und  an  Stelle  dessen  durch  das  Gesetz  gegen  die 
Kapitalflucht  (RGBl.  192 1  S.  33)  für  den  Zahlungs-  und 
Wertpapierverkehr  mit  dem  Auslande  nur  der  Bankvermittelungs- 
zwang  und  ein  Affidavitverfahren  eingeführt.  Eine  ähnliche  Ent- 
vvickelung  des  Devisenverkehrs  finden  v^ir  in  fast  allen  anderen 
Ländern  —  besonders  denen  mit  tiefstehender  Valuta;  für  Deutsch- 
Oesterreich  vgl.  Sztankovits  im  Bankarchiv,  Jhg.  XX.  S.  203  ff. 
2.  Wie  jedoch  bereits  am  20.  Dezember  1919  wiegen  der 
wachsenden  Ma  rk  e  n  t  w  ertu  ng  unser  Außenhandel  wieder 
gesetzlich  geregelt  werden  mußte  (RGBl.  S.  2128),  so  konnte 
auch  die  Freiheit  im  Handel  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln 
nur  bestehen,  bis  die  Devisenpolitik  der  Privaten  Ende  Sommer 
1921  jene  anormalen  F"ormen  annahm,  die  schließlich  in  eine  all- 
gemeine Dollarpsychose  ausarteten.  Damals  führte  das  Reich 
die  erste  Goldmilliarde  als  Reparation  an  den  Feindbund  ab. 
Die  hierdurch  verursachten  Kosten  waren  erschreckend  hoch. 
Auch  die  Schwierigkeiten,  die  unserer  Regierung  erwuchsen,  als 
sie  für  die  zweite  Ratenzahlung  die  Hilfe  des  Großkapitals,  be- 
sonders der  Industrie  in  Anspruch  nehmen  wollte,  die  dadurch 
entfachten  Kämpfe  um  die  steuerliche  Behandlung  der  soge- 
nannten industriellen  Goldwerte  einerseits  und  die  Ueberführung 
der  Reichseisenbahnen  in  die  Formen  oder  wenigstens  zu  den 
Methoden  der  Privatwirtschaft  andererseits,  ließen  unsere  Lage 
in  immer  düsterem  Lichte  erscheinen.  Endlich  bemächtigte  sich 
der  Pessimismus  um  dieselbe  Zeit  breitester  Bevölkerungsschichten 
auf  Grund  der  Presseaufsätze  von  Keynes ,  dem  durch  seine 
Kritik  des  Versailler  Friedensvertrages  bekannten  Oxforder  Uni- 
versitätsprofessor für  Nationalökonomik.  Mit  der  ihm  eigenen 
geistigen  Energie  und  sprachlichen  Klarheit  entwickelte  der  Ver- 
fasser darin,  wie  Deutschland  bei  seinem  Vermögen  und  seinem 
guten  Willen  wohl  die  ersten  Reparationsraten  werde  leisten 
können,  wie  es  aber  andererseits  unfehlbar  wegen  wirtschaft- 
licher Erschöpfung  im  Sommer,  spätestens  im  Herbst  1922  seine 
Zahlungen  an  die  Siegerstaaten  werde  einstellen  müssen.  Diese 
Erörterungen,  die  in  führenden  Blättern  zugleich  in  Berlin,  London, 
Neuyork  und  Paris  erschienen,  brachten  wegen  ihrer  zwingen- 
den Logik  in  die  gesamte  Welt  ungeheure  Erregung,  und  diese 
wurde  noch  durch  den  Zynismus  der  Pariser  Hetzblätter  ver- 
stärkt,   die    darauf  nur  zu   sagen  wußten,    es  käme  nicht  sowohl 
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darauf  an,  ob  Deutschland  zahlen  wolle  oder  könne,  als  darauf, 
daß  es  zahlen  müsse;  selbst  aus  einem  bankerotten  Deutschland 
sei  noch  manches  für  die  Siegerstaaten  zu  holen. 

3.  Damit  sind  wir  zum  traurigsten  Kapitel  unserer  Wirt- 
schaftsgeschichte und  besonders  des  deutschen  Devisenhandels 
gelangt,  dessen  schrecklichste  Stellen  uns  freilich  wohl  noch 
trotz  jenes  »Regenbogens  am  Völkerhimmel«,  d.  h.  trotz  der 
Washingtoner  Konferenz,  bevorstehen.  Die  Hauptströmung 
des  Devisenhandels  bildet  seitdem  die  Markflucht  kata- 
strophalen Umfanges'. 

Dabei  sind  verschiedene  Kräfte  am  Spiel.  Volkswirtschaftlich 
am  harmlosesten,  ja,  in  vieler  Beziehung  lobenswert  ist  das  dies- 
bezügliche Verhalten  unserer  Exportindustrie.  Wenn  sie 
mit  dem  Auslande  Lieferungsgeschäfte  abschließt,  deren  Ab- 
wickelung sich  über  einen  längeren  Zeitraum  erstreckt,  so  läuft 
sie  Gefahr,  durch  ein  inzwischen  eintretendes  Sinken  unserer 
Valuta  starke  Kursverluste  des  Kaufpreises  zu  erleiden,  die  einen 
derartigen  Umfang  annehmen  könnten,  daß  wir  hinfort  überhaupt 
nicht  mehr  zum  Bezüge  von  Rohstoffen  imstande  wären.  Um 
sich  vor  derartigen  Kursverlusten  zu  schützen,  wird  sie  sich  daher 
bei  der  Vermutung  eines  Sinkens  unserer  Markwährung  den 
Kaufpreis  für  ihre  Ware  möglichst  in  ausländischer  Valuta  aus- 
bedingen, wird  sie  —  wie  man  wenig  schön,  aber  technisch 
knapp  sagt  —  in  ausländischer  Währung  fakturieren. 
Dagegen  wird  sie  übrigens  beim  Steigen  unserer  Valuta  möglichst 
zur  Markfakturierung  übergehen.  Freilich  kann  die  einzelne 
Exportfirma  die  von  ihr  erworbenen  Devisen,  die  sie  nun  handels- 
üblich statt  Geldes  bekommt,  nur  dann  unmittelbar  für  sich 
selbst  wieder  dem  Auslande  gegenüber  gebrauchen,  wenn  sie 
zugleich  Waren  importiert.  Andernfalls  aber  stellt  sie  ihre 
Devisen  an  der  Börse  dem  deutschen  Import  zur  Verfügung;  und 
dieser  hat  nun  wieder  den  Vorteil,  der  auch  unserer  ganzen  Volks- 
wirtschaft zugute  kommt,  daß  er  zur  Bezahlung  seiner  Einfuhr- 
verbindlichkeiten nicht  erst  ausländische  Zahlungsmittel  in  dem 
Auslande  zu  kaufen  oder  deutsches  Gold  ins  Ausland  zu  trans- 
portieren braucht. 

Das  Fakturieren  in  ausländischer  Währung  bietet  außer  diesen 
Möglichkeiten  zur  Vermeidung  von  Kursverlusten  sowie  zur  Ver- 
meidung von  Geldtransporten  noch  zwei  Verwendungsmöglich- 
keiten, zu  denen  wir  später  eingehender  Stellung  nehmen  müssen: 
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erstens  kann  unsere  Exportindustrie  ihre  Devisen  unserer  Regie- 
rung zur  Bezahlung  der  Reparationskosten  zum  Kaufe  anbieten, 
und  zweitens  kann  sie  damit  auch  spekulieren. 

4.  Die  Spekulation  in  Devisen  besteht  bekanntlich 
darin,  daß  man  diese  unverkauft  in  seinem  in-  oder  ausländischen 
Besitze  hält  mit  der  Hofifnung,  die  Valuta,  auf  welche  die  Devise 
lautet,  werde  so  steigen,  daß  man  das  fremdländische  Zahlungs- 
mittel später  noch  günstiger  werde  umsetzen  können.  Rein 
theoretisch  betrachtet  erscheint  freilich  eine  glückliche  Speku- 
lation dieser  Art  um  so  verlockender,  als  der  Leidtragende  dabei 
das  Ausland  sein  soll,  das  bei  einem  späteren  Zurückfließen 
seiner  Devisen  eine  höhere  Summe  auf  dem  deutschen  Schuld- 
konto streichen  muß.  Bei  unserer  jetzigen  Wirtschaftslage  bildet 
jedoch  das  mit  der  Spekulation  notwendig  verbundene  Hamstern 
und  Zurückhalten  der  Devisen  ein  Verbrechen  gegen  die  Volks- 
gemeinschaft. Denn  da  unsere  Einfuhr  von  Rohstoffen,  Lebens- 
und Genußmitteln  z.  Z.  den  Wert  unserer  Ausfuhr  bei  weitem 
übersteigt,  bedarf  unser  Import  immer  stärker  der  ausländischen 
Zahlungsmittel,  wenn  er  nicht  Gold  nach  dem  Auslande  abführen 
will.  In  derselben  Zwangslage  befindet  sich  unsere  Regierung, 
die  zwecks  Bezahlung  der  Reparations-,  Besatzungs-  und  anderer 
Kosten  Devisen  im  Großen  aufkaufen  muß.  Beschränkt  nun  die 
Spekulation  durch  ihr  Hamstern  und  Zurückhalten  das  Angebot 
der  Devisen  an  der  Börse,  so  treibt  sie  damit  die  Devisenkurse, 
wie  wir  es  seit  einem  Jahre  erleben,  ins  Ungemessene  und 
senkt  entsprechend  unsere  eigene  Valuta.  Der  Spekulant  be- 
reichert sich  also  durch  dieses  Manöver  auf  Kosten  der  Ge- 
samtheit seines  Volkes.  Am  schlimmsten  handelt  dabei, 
wer  die  ausländischen  Gegenwerte  für  seinen  Export 
überhaupt  nichtnachDeutschland  hereinnimmt, 
sondern  sie  in  der  Hoffnung  auf  einen  weiteren  Rückgang  der 
Mark  im  Auslande  zu  Guthaben  aufhäuft,  denn  eine  solche 
Privatwirtschaftspolitik  spekuliert  nicht  nur  mit  unserem  nationalen 
Unglücke,  sondern  leistet  der  Markentwertung  unmittelbar  weiteren 
Vorschub  und  gefährdet  sogar  den  gesamten  Fortgang  unseres 
Außenhandels.  Dabei  sollte  man  doch  ferner  aus  der  jüngsten 
Vergangenheit  wissen,  wie  schnell  das  Ausland  unsere  dortigen 
Guthaben  beschlagnahmt. 

Es  ist  daher  um  so  bedauerlicher,  daß  sich  gewisse  Kreise 
an     der     Devisenspekulation     beteiligen ,      die     nie- 
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mals  ausländische  Zahlungsmittel  durch  ihren 
eigenenExport  verdienen  und  niemals  ihrerzur 
Bezahlung  von  Importschulden  benötigen,  son- 
dern den  Devisenhandel  rein  aus  Spekulation  betreiben. 
Zu  diesen  echten  Valutahyänen,  die  sich  von  unserem  nationalen 
Unglücke  mästen,  gehören  leider  manche  unserer  kleinen  Bankiers 
und  provinzielle  Angestellte  der  Großbanken  sowie  weite  Kreise 
von  Privatleuten,  endlich  aber  auch  —  unserer  gesetzlichen  Ein- 
wirkung unerreichbar  —  weite  Kreise  des  Auslandes  ein- 
schließlich vieler  Ententeoffiziere  in  den  besetzten  Ge- 
bieten, trotzdem  das  Ausland  bis  zum  September/Oktober  1921 
noch  voll  Zuversicht  zur  deutschen  Kraft  in  Mark  bis  zur  Gesamt- 
höhe von  60 — 70  Milliarden  spekuliert  hatte  '). 

Eine  Gefahr  bildet  der  Spekulant  aber  nicht  nur  z.  Z.  der 
Hausse  allen  denjenigen  gegenüber,  die  —  wie  unsere  Regierung 
und  unser  Import  —  notwendig  Devisen  kaufen  müssen,  sondern 
auch  zur  Zeit  der  Baisse  denjenigen  gegenüber,  die 
—  wie  unser  Export  —  die  bei  ihnen  hereingekommenen  De- 
visen verkaufen  müssen.  Denn  da  der  Spekulant  in  der  Devise 
nicht  eine  Kapitalsanlage  auf  lange  Sicht  sondern  nur  ein  Mittel 
sucht,  das  er  nach  größter  Steigerung  möglichst  bald  wieder 
abstoßen  will,  wird  er  beim  geringsten  Nachlassen  der  Kurse 
Hals  über  Kopf  suchen,  sich  seiner  Devisen  zu  entledigen.  Je 
größer  aber  die  Schar  der  Mitläufer  bei  der  Hausse  war,  um  so 
mehr  muß  jetzt  einer  den  anderen  unterbieten,  um  so  mehr 
wird  der  kleinste  Anlaß  die  Kurse  ganz  unverhältnismäßig 
abschwächen  und  womöglich  Katastrophen  herbeiführen,  denen 
nicht  nur  viele  Spekulanten  sondern  auch  mancher  Exporteur 
unterliegen  werden  ^). 

Wie  sehr  unsere  Devisennot  auf  ein  Hamstern  und  »reines« 
Spekulieren  mit  ausländischer  Valuta  zurückzuführen  ist  und  wie 
stark  dies  Gefahren  wie  die  beschriebenen  in  sich  birgt,  zeigen 
die  Vorgänge  an  den  großen  Börsen  in  der  Zeit  vom  28.  No- 
vember bis  I.  Dezember  1921  :  Auf  das  bloße  Gerücht,  die 
Siegerstaaten  würden  uns  vielleicht  für  die  Reparationen  ein 
Moratorium    oder    eine    langfristige  Anleihe  gewähren,    fiel  z.  B. 

i)  Ueber  diese  Motive  vgl.  Behnsen  und  Genzmer:  Die  Folgen  der  Mark- 
entwertung für  uns  und  die  andern  (Leipzig   1821)  Seite  46  f. 

2)  Vgl.  auch  Göppert  a.  a.  O.  Aehnlich  über  die  Gefahren  der  Spekulation 
bei   Dividendenpapieren  Walther  Rathenau:  Vom  Aktienwesen  (1918),  bes.  S.  27  f. 
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der  Dollar  in  der  Berliner  Börse  binnen  dreier  Tage  von  275 
auf  180  M.,  während  Dividendenpapiere  übrigens  Kursverluste 
bis  zu  600  %  erfuhren !  Wie  tiefe  Wunden  hierdurch  unserm 
Export  oder  den  Anstalten,  bei  denen  er  Kurssicherung  ge- 
nommen hatte,  geschlagen  wurden,  läßt  sich  gar  nicht  absehen. 
Dabei  reißt  die  Spekulation  auch  manch  andere  lebensfähige 
Glieder  unserer  Volkswirtschaft  mit  sich  :  So  hat  bekanntlich  bei 
dem  erwähnten  Dollarsturze  die  P  f  äl  z  i  s  c  h  e  Bank  L  ud  wigs- 
hafen  infolge  der  unverantwortlichen  Manipulationen  eines  An- 
gestellten ihrer  Münchener  Filiale,  der  gegen  die  bestimmten 
Weisungen  der  Bankzentrale  gehandelt  hatte,  nicht  nur  ihr  ganzes 
Aktienkapital  und  die  Reserven  verspekuliert,  sondern  auch  ihre 
Selbständigkeit  verloren.  Aus  ähnlichen  Gründen  mußte  wenige 
Tage  darauf  der  AllgemeineBankvereinDüsseldorf 
seine  Kassen  schließen  und  bei  Gericht  Geschäftsaufsicht  über 
sich  beantragen. 

IV. 

Interventionsvorschläge  und  Verwaltungsmaßnahmen. 

I.  Die   Industrie  —  2.  Die  Börsen   und  diePrivat- 

banken  —  3.  Die  Reichsbank 

Seit  den  erwähnten  Ereignissen  im  Sommer  192 1  zeitigte 
der  Devisenmarkt  in  Deutschland  derartige  Auswüchse,  daß  sich 
von  Anfang  September  die  Stimmen  mehrten,  die  nach  behörd- 
licher Intervention  riefen.  Soweit  die  praktischen  Vorschläge 
hierzu  bereits  von  unserer  Gesetzgebung  und  der  Reichsbank 
berücksichtigt  worden  sind,  will  ich  sie  weiter  unten  anführen. 
Da  es  aber  äußerst  zweifelhaft  ist,  ob  diese  allein  auf  die  Dauer 
zur  Steuerung  des  Unwesens  ausreichen  werden,  seien  kurz  auch 
die  wichtigsten  der  anderen  Vorschläge  erwähnt,  die  zu  meiner 
Kenntnis  gelangt  sind.  Von  ihnen,  die  zum  Teil  auf  gesetzlichen 
Maßnahmen  zugunsten  eines  moralischen  Druckes  glauben  ver- 
zichten zu  können,  wenden  sich  die  einen  vornehmlich  an  die 
Industrie,  andere  an  die  Privatbanken  und  andere  schließlich  an 
die  Reichsbank. 
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I.  Die  Industrie. 

Fakturierungszwang?  —  Die  Politik  desReichs- 
kommissars  für  Aus-  undEinfuhrbewilligungen 
sowie  die  derAußenhandelsstellen  —  DieKredit- 
hilfe  des  Gewerbes  —  der  Gesetzentwurf  dazu 
und   seine  Kritik 

Von  unserer  Industrie  erwartet  man  besonders  dreierlei: 
Fakturierung  in  ausländischer  Valuta,  Ablieferung  möglichst  vieler 
Devisen  ans  Reich  und  eine  Kollektivkredithilfe  für  dieses. 

Was  zunächst  das  Fakturieren  in  ausländischer 
Valuta  anbelangt,  so  hat  man  glücklicherweise  bald  erkannt, 
daß  unsere  Industrie  nicht  jede  ihrer  Rechnungen  in  ausländi- 
scher Valuta  ausstellen  kann.  Wohl  kann  sie  das  für  Güter, 
hinsichtlich  deren  wir  eine  Monopolstellung  auf  dem  Weltmarkte 
hätten;  seitdem  wir  unsere  elsaß-lothringische  Kaligruben  an 
Frankreich  verloren  haben,  hat  sich  jedoch  der  Kreis  unserer 
Monopolwaren  fast  ausschließlich  auf  einige  chemische,  pharma- 
zeutische und  optische  Artikel  beschränkt.  Aber  auch  einige 
andere  Waren  begehrt  das  Ausland  im  freien  Verkehre  so  heftig 
von  uns,  daß  wir  ihm  dabei  die  Bedingungen  der  Fakturierung 
oft  vorschreiben  können.  Dies  fällt  uns  jedoch  um  so  schwerer, 
je  mehr  unsere  Waren  unter  dem  Wettbewerbe  des  Auslandes 
wie  der  eigenen  Landsleute  zu  leiden  haben;  denn  der  heutigen 
Scheinhausse  im  Inlande  entspricht  in  der  ganzen  übrigen  Welt 
eine  Absatzkrise  ungeahnter  Schwere,  und  alle  Staaten  verbarri- 
kadieren sich  durch  hohe  Einfuhrzölle,  Einfuhrkontingente,  Ein- 
fuhrverbote und  Antidumpinggesetze  gegen  fremde,  besonders 
deutsche  Waren.  Entgegen  tritt  uns  auch  das  mindestens  eben- 
so große  Interesse  des  Auslandes  am  Fakturieren  in  deutscher 
Mark.  Sein  Interesse  daran  ist  um  so  größer,  als  es  gewaltige 
Markposten  besitzt  —  man  hat  sie  Sommer  1921  auf  60 — 70  Mil- 
liarden beziffert  — ,  diese  natürlich  mittlerweile  wieder  abstoßen 
will  und  ein  naheliegendes  Mittel  dazu  in  Geschäften  mit  deut- 
schen Lieferanten  findet.  Wollten  wir  das  Prinzip  des  Fakturierens 
in  fremder  Valuta  strikte  durchführen,  so  würde  dies  endlich 
bedeuten,  daß  wir  unser  eigenes  Geld  boykottieren,  und 
die  moralische  Wirkung  hiervon  aufs  Ausland  würde  alle  bis- 
herigen Kursderouten  der  Mark  noch  bei  weitem  in  den  Schatten 
stellen,    da    dann  das  Ausland   überstürzt    seine  gesamten  Mark- 


^58  D""'  J"""-  Rudolf  Mallachow  : 

bestände  abzustoßen  versuchen  und  uns  kaum  je  noch  Kredite 
einräumen  würde.  Ein  Land,  das  selbst  seine  eigene  Währung 
verpönt  und  aufgibt,  darf  auf  weiteres  Vertrauen  von  Seiten  des 
Auslandes  nicht  rechnen.  In  ähnlichem  wie  dem  vorstehenden 
Sinne  hat  sich  besonders  auch  Dr.  Hugo,  Mitglied  des  Reichs- 
wirtschaftsrates, geäußert  ^). 

Es  wäre  daher  nicht  nur  bislang  ohne  gesetzliche  Grund- 
lagen, sondern  auch  volkswirtschaftlich  schädlich,  da  die  Aus- 
fuhr hemmend  gewesen,  wenn  emige  unserer  Außenhandels- 
stellen wirklich  —  wie  es  Fachblätter  im  September  192 1 
wissen  wollten  —  durch  ihr  Druckmittel  der  Ausfuhrbewilligung 
schlechthin  und  ganz  allgemein  einen  Zwang  zur  ausländischen 
Fakturierung  hätten  einführen  wollen.  Wollte  doch  in  richtiger 
Würdigung  dieser  Sachlage  bereits  eine  Rundverfügung  des 
Reichskommissars  für  Aus-  und  Einfuhrbewilligungen 
vom  21.  Juli  192 1  prinzipiell  auf  gesetzlichen  Fakturierungs-  und 
Devisenablieferungszwang  so  lange  wie  möglich  zugunsten  des 
moralischen   Druckes    verzichten.     Der  Deutschen   Außen- 


i)  Am  gefährlichsten  für  die  Allgemeinheit  ist  es  dabei,  wenn  einige  deutsche 
Lieferantenverbände  (z.  B.  der  Textilindustrie)  gar  von  ihren  einheimischen  Ab- 
nehmern Bezahlung  in  ausländischer  Valuta  zu  fordern  versuchen  (vgl.  dagegen 
auch  unten  IV  3).  Der  Lieferant  könnte  m.  E.  andererseits  sehr  wohl  in  seinen 
Kaufbedingungen  eine  Beziehung  des  Kaufpreises  zum  Dollarkurs  des  Zahltages 
herstellen,  ohne  dabei  die  ausländische  Valuta  selbst  von  seinem  Abnehmer  ver- 
langen zu  müssen.  Leider  wird  von  diesem  Auswege  kaum  je  Gebrauch  gemacht. 
Ganz  in  meinem  Sinne  haben  nach  Niederschrift  dieser  Zeilen  der  wirt- 
schafts-  und  der  finanzpolitische  Ausschuß  des  Reichswirt- 
schaft&rats  in  ihrer  gemeinsamen  Sitzung  vom  14.  September  1922  über  die 
Frage  der  Verwendung  ausländischer  Zahlungsmittel  im  inländischen  Verkehr 
folgenden  Beschluß  gefaßt: 

>Dem  Bestreben,  die  Mark  im  innerdeutschen  Verkehr  nicht  durch  fremde 
Zahlungsmittel  verdrängen  zu  lassen,  stimmen  die  Ausschüsse  grundsätzlich  zu. 
Diese  sind  der  Meinung,  daß  beim  Verkehr  von  Waren,  die  keine  ausländischen 
Rohstoffe  enthalten,  Berechnung  in  Auslandswährung  nur  soweit  erfolgen  darf, 
als  zur  Ausfuhr  bestimmt  sind.  Beim  Verkauf  von  Waren,  bei  deren  Herstellung 
ausländische  Rohstoffe  im  erheblichen  Maße  verwandt  sind,  soll  auch  im  In- 
land sverkehr  in  ausländischer  Währung  verrechnet  werden  dürfen,  aber 
unter  Beschränkung  auf  denjenigen  Teil  des  Warenpreises,  welcher  dem  Inhalt 
an  Auslandsrohstoffen  entspricht.  Die  Zahlung  darf  im  Inlandsverkehr  nur  in 
Reichsmark  verlangt  werden.  Die  Korrektur  eingerissener  Mißstände  muß 
vor  allem  in  der  Hebung  derProduktion,  in  derVerringerung  über- 
flüssiger Einfuhr,  wie  überflüssigen  Verbrauchs  und  in  der  nur  dadurch 
dauernd   erreichbaren  Verbesserung  unserer  Zahlungsbilanz  gesucht  werden.* 
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Handelskorrespondenz  vom  10.  September  1921  zufolge 
haben  dementsprechend  sämtliche  Außenhandelsstellen 
die  Fachverbände  (Einzelfirmen)  nur  aufs  eindringlichste  ersucht, 
möglichst  viel  hochwertige  Devisen  zunächst  zu  beschaffen. 
Darauf  haben  sich  zahlreiche  Exporteure  bereit  erklärt,  nur  in 
Auslandswährung  zu  verkaufen,  wie  dies  von  unserer  chemischen 
Industrie  auf  Grund  ihrer  weltwirtschaftlichen  Ueberlegenheit 
bereits  geschehen  war.  Ueberdies  sollten  sich  jedoch  die  Ex- 
porteure freiwillig  verpflichten,  stets  einen  bestimmten  Prozent- 
satz ihrer  einkommenden  Devisen  ans  Reich  abzuliefern 
und  hierbei  nicht  nur  die  noch  unter  Ausfuhrkontrolle  stehenden, 
sondern  auch  die  ausfuhrfreien  Waren  erfaßt  werden.  Ferner 
hatten  die  Fachverbände  zu  prüfen,  für  welche  Warenarten  ein 
Zwang  zur  Fakturierung  in  ausländischer  Valuta  durchführbar 
wäre.  Endlich  wurde  daraufhin  der  chemischen  Industrie  gegen- 
über ein  Zwang  zur  Ablieferung  von  30  %  der  einkommenden 
Devisen  eingeführt. 

Richtig  formuliert  muß  also  der  Grundsatz  lauten  : 
unsere  Industrie  soll,  ohne  den  Bogen  zu  über- 
spannen und  damit  denAbschlußvonGeschäften 
mit  dem  Auslande  zu  gefährden,  weitgehend  in 
ausländischer  Valuta  fakturieren,  um  möglichst 
viele  Devisen  an  die  Börse  bringen  oder  unserer  Regie- 
rung zur  Verfügung  stellen  zu  können.  In  dieser  Gestalt 
hat  sich  ja  der  Gedanke  auch  schon  immer  weitere  Exportkreise 
erobert.  Daß  sich  dabei  die  Industrie  durch  Zeitgeschäfte  und 
Gegengeschäfte  in  dem  Börsenterminhandel,  soweit  dieser  nicht 
suspendiert  ist,  vor  Kursverlusten  auf  den  Fall,  daß  inzwischen 
die  ausländische  Währung  sinkt,  schützen  kann,  haben  wir 
bereits  oben  unter  II  dargelegt.  Denn  zwecks  Vermeidung  noch 
schärferer  Maßnahmen  richteten  alsbald  nach  Erlaß  der  Ver- 
fügung des  Staatssekretärs  allerorten  die  Fachorganisationen  an 
ihre  Mitglieder  wiederholt  die  dringende  Mahnung,  sowohl  im 
eigenen  wie  im  volkswirtschaftlichen  Interesse  durch  möglichst 
umfangreiche  Fakturierung  in  Auslandsvaluta  höchstmögliche 
Preise  hereinzuholen  und  alle  dringend  entbehrliche  Devisen  dem 
Reiche  zur  Verfügung  zu  stellen.  So  behauptete  zwar  anfangs 
unsere  Maschinenindustrie,  sie  könne  sich  zur  Fakturierung  in 
Auslandsvaluta  nur  schwer  entschließen,  da  sie  ihre  Rohstoffe, 
Löhne    und    sonstigen  Unkosten    in  Mark  zu  zahlen  und  mit  der 
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gewünschten  Methode  schon  schlechte  Geschäfte  gemacht  habe, 
als  Mitte  1920  der  Markkurs  gestiegen  sei;  endlich  aber  faßten 
auch  Verbände  des  Maschinenbaues  einen  Beschluß 
folgenden  Hauptinhalts  : 

»Der  Maschinenbau  ist  bereit,  25%   vom  Werte  seiner  Aus- 
fuhr in  anerkannten  Devisen  abzuliefern.     Die  Devisen  werden 
spätestens   drei  Monate    nach  ihrem  Eingange  der  Reichsbank 
zur  Verfügung    gestellt    werden.     Die    mit    diesem    Beschlüsse 
übernommene  Verpflichtung    bezieht    sich   auf  alle    Geschäfte, 
für   die   nach    dem   15.  Dezember    192 1   Ausfuhrantrag   gestellt 
wird.     Mit  Rücksicht    auf   die  langfristigen  Lieferungen  bedarf 
der  Maschinenbau    besonderer  Kurssicherungen    und    muß  von 
der  Reichsbank  Entgegenkommen  in  dieser  Hinsicht  erwarten. 
Der  Außenhandelsstelle    für    den    Maschinenbau    muß    die   Be- 
rechtigung   erteilt  werden^    in  besonders  liegenden  Einzelfällen 
ausnahmsweise    von     der    Verpflichtung    der    Ablieferung    der 
Devisen  zu  entbinden.     Insbesondere  sind  solche  Devisen  nicht 
ablieferungspflichtig,    welche    nachweislich    für   eigene  Aufwen- 
dungen im  Auslande  oder  sonst  zugunsten  der  deutschen  Wirt- 
schaft verwendet  werden.« 
Aehnlich,    aber   doch    bemerkenswert  anders,   beschloß  der  Aus- 
schuß der  Außenhandelsstelle  für  den  Exporthandel; 
danach    sollen    die  aus  der  Ausfuhr  anfallenden  Gegenwerte  ab- 
züglich   des  Teiles,    der    nachweislich  für  Einfuhr,    Fracht  und 
sonstige    Kosten     erforderlich,     in     angemessener    Frist     nach 
Deutschland    zurückgebracht  (!)    werden.     Von    den    Be- 
trägen, die  der  Exporteur  hier  noch  einzubringen  hat,   soll  er  in 
Zukunft  mindestens  6o  %  abliefern.     Befreit  von  der  Ablieferungs- 
pflicht   sind    aber    alle  diejenigen  Warengruppen,    bei  denen  die 
zuständige    fachliche    Außenhandelsstelle    eine  Ablieferungspflicht 
nicht  beschlossen  hat. 

Endlich  entnehmen  wir  dem  Merkblatte,  das  die  Außen- 
handelsstelle der  Elektrotechnik  August  1922  her- 
ausgegeben hat,  betreffend  die  Höhe  der  abzuliefernden  Devisen 
folgendes:  Es  sind  mindestens  20%  des  sich  aus  den  Verkäufen 
in  Auslandsvaluta  ergebenden  Valutasolls  abzuliefern.  In  beson- 
ders gelagerten  Fällen  ist  die  Außenhandelsstelle  berechtigt, 
Ausnahmen  zuzulassen.  Bestehende  Abmachungen  mit  der  Reichs- 
bank bleiben  unberührt.  Für  einige  Fachgruppen  gelten  jedoch 
besondere  Bestimmungen,  worüber  die  Außenhandelsstelle  Aus- 
kunft gibt. 
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Wenn  nun  ferner  die  Vorgänge  bei  der  sogenannten  Kol- 
lektiv-Kredithilfe unseres  Gewerbes  frisch  in 
unserm  Gedächtnisse  sind,  so  bedarf  doch  auch  diese  Bewegung 
hier  vollständigkeitshalber  der  Skizzierung  in  großen  Zügen,  da 
auch  sie  den  Devisenmarkt  beeinflußt  hat  und  bei  Wiederauf- 
nahme stets  beeinflussen  wird. 

Um  die  nächsten,  im  Januar  und  Februar  1922  fälligen 
Reparationsraten  sicherzustellen,  fanden  Anfang  September  192 1 
unter  Vorsitz  des  Reichskanzlers  mehrere  Aussprachen  mit  Präsidial- 
mitgliedern des  Reichsverbandes  der  Deutschen  Industrie  und  mit 
Vertretern  der  Großbanken  statt.  Im  Verlaufe  davon  erklärten 
die  Industriellen  und  Bankherren  die  Möglichkeit  für  diskutabel, 
daß  sie  zur  Beschaffung  der  nötigen  Devisen  Kredite  im  Auslande 
auf  eigene  Rechnung  aufnähmen  —  hilfsweise  unter  Verpfändung 
von  industriellen  Sachwerten.  Nach  Heranziehung  weiterer  Kreise 
der  Bankwelt  und  der  Landwirtschaft  hoffte  man  so  mindestens 
1^/2  Milliarde  Goldmark  aufzubringen.  Das  Großkapital  stellte 
dabei  jedoch  vornehmlich  drei  Bedingungen:  erstens  sollte 
die  Regierungskoalition  noch  verbreitert  werden,  so  daß  nament- 
lich auch  die  Kreise  der  deutschen  Wirtschaft  ihren  gewaltigen 
Leistungen  für  das  Reich  entsprechend  an  der  Regierung 
beteiligt  würden.  Ferner  wollten  sie  eine  Gewähr  dafür  haben, 
daß  ihre  Leistungen  ausschließlich  zu  dem  vereinbarten  Zwecke 
der  Reparationszahlung  Verwendung  fänden ;  um  das  Abfließen 
des  Goldstromes  in  das  Danaidenfaß  der  inneren  Verwaltung 
zu  vermeiden,  sollte  der  Reichshaushalt  besonders  von  den 
enormen  Zuschüssen  für  die  Eisenbahnen  ent- 
lastet und  diese  nach  Entstaatlichung  wie  in  den  westlichen 
Demokratien  Europas  dem  privaten  Unternehmungsgeiste  aus- 
geantwortet oder  doch  wenigstens  nach  privatwirtschaftlichen 
Grundsätzen  finanziert  werden.  Endlich  dürfte  auch  das  Betriebs- 
vermögen der  industriellen  Werke  nicht  als  sogenannte  Gold- 
werte weggesteuert  werden:  denn  hierbei  würden  Essentialien 
der  deutschen  Wirtschaft  verschleudert ;  besonders  ginge  das  nicht 
an  in  dem  Augenblicke,  wo  das  industrielle  Betriebsvermögen 
Grundlage  und  Pfand  für  ausländische  Kredite  zugunsten  des 
Reichs  bilden  solle. 

Welche  Formen  das  Problem  trotz  aller  Hemmungen  an  zu- 
ständiger Stelle  schon  angenommen  hatte,  ergibt  sich  aus  einem 
Gesetzentwurf    über    Errichtung    einer    Kredit- 
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Vereinigung  der  deutschen  Gewerbe,  den  der  Repara- 
tionsausschuß des  vorläufigen  Reichswirtschaftsrats  durch  H  a  c  h  e  n- 
burg  hat  ausarbeiten  lassen.  Danach  soll  zwecks  Beschaffung 
von  Mitteln  in  fremder  Währung  zur  Erfüllung  der  Verpflichtungen 
des  Reichs  kraft  des  Friedensvertrages  und  der  diesem  folgenden 
Akte  eine  Anleihe  aufgenommen  werden.  Die  zu  bildende  Kredit- 
vereinigung der  deutschen  Gewerbe  hätte  entweder  die  Anleihe 
selbst  aufzunehmen  oder  ihre  Erfüllung  zu  gewährleisten.  Die 
Vereinigung  umfaßt  alle  Personen  einschließlich  der  juristischen, 
die  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  ein  Gewerbe  ausüben,  Land- 
oder Forstwirtschaft  betreiben  oder  zur  Vermietung  dienende 
Gebäude  besitzen.  Die  Mitglieder  dieser  Vereinigung  sind  in 
Anlehnung  an  ihre  Berufsgenossenschaft  in  Gruppen  zusammen- 
gefaßt. Je  ein  Vorstandsmitglied  der  einzelnen  Gruppe  und  9 
Delegierte  des  Reichswirtschaftsrats  bilden  den  >Rat  der  Kredit- 
vereinigung«, der  den  »geschäftsführenden  Ausschuß«  wählt. 
Dieser  Ausschuß  vertritt  die  Gesamtorganisation  und  beschließt 
erstens  über  die  Aufnahme  und  Bedingungen  der  Anleihe,  ferner 
darüber,  ob  die  gesamte  Wirtschaft  oder  nur  einzelne  Unter- 
nehmungen zum  Kreditnehmer  zu  machen  sind,  und  endlich  über 
die  Umlage  der  Beträge  für  die  Verzinsung,  Tilgung  und  Kosten 
der  Anleihe  auf  die  einzelnen  Gruppen.  Die  erlangten  Anleihe- 
gelder zahlt  er  unmittelbar  an  die  Alliierten  für  Rechnung  des 
Reiches  aus,  wie  er  auch  die  Beiträge  von  den  Gruppen  und  jeder 
Gruppenvorstand  die  Beiträge  von  den  einzelnen  Mitgliedern  ein- 
zieht. Mit  der  jeweiligen  Zahlung  der  Amortisations-  und  Zins- 
raten der  vorbezeichneten  Anleihe  entsteht  für  die  Vereinigung 
ein  Ersatzanspruch  gegen  das  Reich.  Die  Erstattung  geschieht 
ausschließlich  in  der  Verrechnung  von  in  Mark  ausgestellten  Gut- 
scheinen mit  den  steuerlichen  Ansprüchen  des  Reichs  gegen  die 
Mitglieder  der  Vereinigung.  Die  Vereinigung  kann  von  ihren 
Mitgliedern  die  Ueberlassung  aller  ihnen  zur  Verfügung  stehenden 
und  nicht  für  den  eigenen  Betrieb  notwendigen  Zahlungsmittel 
fremder  Währung  verlangen.  Dem  Reiche  gegenüber  tritt  für  den 
leistungsunfähigen  und  säumigen  Einzelnen  erst  die  Organisation 
ein.  Der  geschäftsführende  Ausschuß  kann  bestimmen,  daß  die 
Vollstreckung  gegen  ein  Mitglied  zunächst  nur  in  den  Ertrag 
des  diesem  gehörigen  Gewerbes  (salva  rerum  substantia)  stattlinden 
darf.  Dem  Reiche  steht  ein  allgemeines  Aufsichtsrecht  zu, 
kraft    dessen    es    Beauftragte    zu    den    Sitzungen    des    geschäfts- 
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führenden  Ausschusses  entsenden  kann.  Ueberdies  bedarf  die 
Festsetzung  einer  DevisenabHeferungspflicht  sowie  die  Begrenzung 
der  Haftung  der  Mitglieder  und  eine  etwaige  Beschränkung  der 
Zwangsvollstreckung  gegen  einzelne  Mitglieder  der  Genehmigung 
der  Reichsregierung. 

Die  sozialistische  Presse  konnte  nicht  umhin,  den 
»organisatorischen  Gedanken«  des  Gesetzentwurfes  »gut<  zu  finden. 
Im  übrigen  (?)  aber  hat  sie  ihn  wie  vorauszusehen  in  Grund 
und  Boden  verdammt.  Nach  ihr  würde  damit  jede  Möglichkeit 
schwinden,  das  Reich  steuerlich  in  den  Genuß  nicht  nur  des  Er- 
trages, sondern  auch  der  Substanz  der  Wirtschaft  zu  setzen ;  als 
letzte  und  einzige  Stütze  unserer  Finanzwirtschaft  würden  Lohn- 
und  Gehaltsabzüge  sowie  die  indirekten  Steuern  bleiben.  Ein 
überragender  Staat  würde  in  ihm  aufgerichtet:  der  Absolutismus 
des  Großkapitals  usw.  usw. 

Diese  Kritik  trifft  materiellsteuerrechtlich  sicher  nicht  das 
Richtige  und  geht  meines  Erachtens  auch  sozialpolitisch  viel  zu 
weit.  Zu  empfehlen  wäre  ein  Mittelweg,  wobei  dem  opferbereiten 
Gewerbe  eine  maßgebende  Stimme  für  alle  wichtigen  Fragen 
zufällt,  dem  Reiche  aber  auch  auf  Einzelheiten  einen  weit  größeren 
Einfluß  als  im  bisherigen  Entwürfe  zusteht,  damit  es  divergierend 
Interessen  der  einzelnen  Klassen  ausgleichen  und  seine  eigenen 
gebührend  vertreten  kann. 

Leider  haben  innerpolitische  Kämpfe,  wie  sie  uns  schon 
so  oft  an  Kraftentfaltungen  nach  außen  hin  gehindert  haben, 
auch  dieses  große  Beginnen  gehemmt.  Hat  es  zur  Zeit  doch 
ganz  den  Anschein,  als  sollte  Hachenburg's  Entwurf  nie  Ge- 
setz werden.  Dennoch  könnte  er  einer  späteren  Gesetzgebung 
als  Wegweiser  dienen.  Denn  wie  Schäffer  i)  mit  Recht  bemerkt, 
stellt  der  Entwurf  den  ersten  gesetzgeberischen  Versuch  großen 
Stiles  dar,  die  Aufbringung  von  Mitteln  für  staatliche  Zwecke 
den  wirtschaftlichen  Kreisen  in  freier  Selbstverwaltung  zu  über- 
tragen und  damit  dem  Gedanken  der  Steuergemeinschaft,  wie  ihn 
Georg  Bernhard  und  andere  vertreten,  die  Wege  zu  ebnen. 


l)  In   »Recht  und  Wirtschaft«   1922,   Sp.   52. 
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2.    Die   Börsen    und    die   Privatbanken. 

Entlastung  der  Börsenmakler  und  Bewältigung 
des  Verkehrs  —  Die  Front  gegen  die  wilde  Spe- 
kulation —  Das  Verhalten  der  Outsiders  —  Die 
Devisenabrechnungsstelle  —  Der  Kölner  De- 
visenk  ursstreit  —  Ausbau  des  Devisenabrech- 
nungsverfahrens! 

Andere  Vorschläge  und  Verwaltungsmaßnahmen  zur  Steuerung 
unserer  Devisennot  wollen  mehr  börsen-  und  bankmäßig 
vorgehen. 

Auch  frühere  Zeiten  brachten  wiederholt  Ueberlastungen  der 
Börse.  Eine  Aenderung  unserer  Börseneinrichtungen  erübrigte  sich 
aber  regelmäßig,  da  es  sich  nur  um  vorübergehende  Erscheinungen 
handelte.  Seit  Mitte  August  bis  Mitte  Dezember  1921  und  dann 
wieder  vom  Februar  1922  ab  waren  jedoch  die  vereideten  Makler 
an  allen  unseren  Börsen  chronisch  überlastet.  Infolgedessen 
stauten  sich  bei  ihnen  vielfach  die  unerledigten  Aufträge.  Da- 
durch wurden  die  Kursfeststellungen  verzögert  und  gar  das  Kurs- 
bild getrübt;  denn  dieses  ist  nur  richtig,  wenn  Angebot  und  Nach- 
frage, die  sich  an  einem  Tage  gegenüberstehen,  zur  Deckung 
gebracht,  nichts  wenn  sie  aufgeschoben  sind.  Oft  müssen  bei 
einem  derartigen  Andränge  die  Angebote  repartiert  werden.  Daß 
sich  hierbei  leicht  Ungerechtigkeiten  und  Zufälle  ergeben,  liegt 
zutage.  Häufiger  Depeschenwechsel  zwischen  der  Bank  und 
ihrem  Kunden  wegen  Nichtausführung  des  Auftrages  ist  die  weitere 
Folge  und  erhöht  die  Spesen  des  Betroffenen. 

Bereits  Mitte  August  sah  sich  daher  der  Berliner  Börsen- 
vorstand veranlaßt,  einen  N  o  tb  ö  r  s  e  n  r  u  h  e  t  a  g  einzuführen. 
Dies  aber  hatte  zur  Folge,  daß  sich  die  Aufträge  um  so  mehr 
stauten  und  der  Börsenverkehr  immer  chaotischer  wurde.  Nach 
eiligen  Kommissions-  und  Plenarberatungen  ging  er  daher  zu  einer 
größeren  Reform  über,  um  die  Kursmakler  zu  entlasten  und  zu- 
gleich allen  Anforderungen  des  Publikums  gerecht  zu  werden. 
Diese  trat  im  September  in  Kraft  und  bestand  vornehmlich  in 
einer  Vermehrung  der  Maklerstellen. 

Eine  gewisse  Entlastung  des  Hauptmarktes  der  ausländischen 
Zahlungsmittel,  nämlich  der  Dollar  und  Pfunddevisen,  kann  man 
auch  dadurch  herbeiführen,  daß  man  die  amtliche  Notie- 
rung  einiger    weiterer  Devisen    einführt.     So  ging 
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in  Berlin  1922  die  Anfrage  aus  Tokio  ein,  ob  sich  bei  uns  nicht 
die  amtliche  Notierung  der  japanischen  Devise  erreichen 
lasse,  damit  sich  die  japanischen  Kaufleute,  die  in  nicht  unerheb- 
licher Zahl  nach  Deutschland  kommen,  ihre  Kreditbriefe  nicht  in 
englischer  Valuta  auszustellen  lassen  brauchen.  Mit  aus  ähnlichen 
Gründen  hat  man  1922  bei  uns  die  amtliche  Notierung  der  Devisen 
auf  Buenos  Aires  sowie  auf  Sofia  eingeführt  —  und  zwar 
ohne  sonderliche  Schwierigkeiten  — ,  und  wird  entsprechendes 
für  andere  Balkanstaaten  vorgeschlagen.  Dieses  Verfahren  ist 
warm  zu  befürworten.  Denn  bei  dem  vielfach  nur  sehr  geringen 
Angebot  amerikanischer  und  englischer  Zahlungsmittel  kann  ja 
schon  eine  verhältnismäßig  geringe  Nachfrage  danach  die  be- 
treffenden Kurse  zuungunsten  auch  unserer  Reparationsleistungen 
hinaufschrauben. 

Da  man  jedoch  erkannte,  daß  selbst  eine  Verzehnfachung 
der  beamteten  Börsenkräfte  zu  Zeiten  derartiger  Anstürme  dem 
Arbeitsdrange  nicht  genügen  und  auch  die  Einführung  einiger 
weiterer  Devisennotierungen  keine  wesentliche  Aenderungen  in 
unserer  Devisennot  bedingen  würden,  wandte  man  sich  auch 
an  die  Banken  mit  der  Bitte,  um  nachhaltige  Unterstützung 
und  tatkräftige  Mitarbeit. 

Dabei  fordert  man  von  den  Privatbanken,  opferbereit 
dem  illegalen  Handel  aufs  schärfste  entgegen 
zu  treten  und  keine  Aufträge  mehr  anzunehmen, 
die  sie  als  rein  spekulativ  erkennen.  Desgleichen 
sollen  die  Börsenvorstände  mehr  als  bisher  zweifelhafte 
E^lemente  von  der  Börse  ausschließen.  Darauf  haben  in  der  Tat 
die  Direktionen  verschiedener  Großbanken  diese  Anregung  zur 
Richtschnur  ihres  Handelns  genommen  und  manchen  Auftrag 
fraglicher  Art  zurückweisen  lassen.  Um  so  üppiger  blüht  jedoch 
seitdem  der  Devisenhandel  in  den  kleinen  Winkelbankierstuben, 
und  bei  der  Verzweigung  unserer  Großbanken  haben  sogar  leider 
einige  ihrer  Angestellten  die  von  der  Direktion  verbotenen  Ge- 
schäfte auf  eigene  Rechnung  teils  sogar  heimlich  im  Namen  ihrer 
Bank  gemacht,  ein  unsoziales  Verhalten,  das  nicht  scharf  genug 
gegeißelt  werden  kann  *). 

l)  In  D  eutsch-Oest  er  reich    spekulierten    bis  zum  Devisenhandelsverbot 

vom   18.  Juli    1922    auch    die    großen  Banken  ganz  offen  in  Devisen.     Sie  suchten 

ihr  Verhalten  erstens  mit  dem  Hinweise    darauf  zu  rechtfertigen,    daß  es  ihnen  im 

Gegensatze    zur  Industrie    nur    sehr    beschränkt  möglich  sei,    ihr  Kapital  in  Sach- 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.    1922123.    3.  2  5 
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Verspricht  mithin  die  lobenswerte  Zurückhaltung  unserer 
Großbanken  bei  allem  guten  Willen  keinen  überwältigenden  Erfolg, 
so  haben  sie  dagegen  in  Selbsthilfe  eine  andere  Maßnahme  er- 
griffen, die  im  Devisenhandel  bereits  ein  wichtiger  Faktor  geworden 
ist  und  daher  nähere  Beleuchtung  verdient:  es  handelt  sich  hier- 
bei um  die  Schaffung  der  Devisenabrechnungsstelle 
in  Berlin. 

Diese  ist  ein  nicht  rechtsfähiger  Verein  ^)  und  bezweckt,  die 
Devisenschulden  und  Ansprüche  ihrer  Mitglieder  untereinander 
regelmäßig  zu  skontrieren.  Unter  den  24  Mitgliedern,  mit  denen 
sie  im  November  192 1  ihre  Tätigkeit  begann,  befanden  sich  so- 
gleich sämtHche  D-Banken  sowie  die  anderen  großen  Bankfirmen, 
für  die  das  Devisengeschäft  Bedeutung  hat,  einschließlich  der 
Reichsbank  und  der  Preußischen  Staatsbank,  während  sich  die 
kleineren  Unternehmen  zurückhielten  —  wohl  vornehmlich  wegen 
des  Zwanges  zur  Deponierung  von  einer  Million  Mark.  Die  Mit- 
gliederversammlung wählt  den  Vorstand,  einen  Ausschuß  und 
einen  Beirat  mit  den  Befugnissen  der  Geschäftsführung,  der  Auf- 
sicht und  der  Entschließung  über  die  Aufnahme  neuer  Mitglieder. 
Das  Wesen  und  der  Zweck  der  Einrichtung  geht  aus  folgenden 
Bestimmungen  der  Satzungen  und  der  Geschäftsordnung  vom 
7.  November  192 1  hervor.  Danach  dürfen  die  Mitglieder  Berliner 
Banken  oder  Bankiers  —  mit  Ausnahme  der  Reichsbank  und  der 
Devisenbeschaffungsstelle  G.  m.  b.  H.  —  nicht  als  Aufgabe  für 
Geschäfte  in  amtlich  notierten  Devisen  annehmen,  d.  h.  nicht  als 
Gegenkontrahenten  anerkennen,  wenn  diese  in  der  vom  Kurs- 
makler übergebenen  Schlußnote  benannt  sind.  Auch  sind  sämt- 
liche in  Berlin  in  amtlich  notierten  Devisen  geschlossene  Geschäfte 
der  Mitglieder  untereinander  durch  die  Devisen-Abrechnungsstelle 
abzuwickeln  (§  23  Abs.  i  u.  2  der  Satzungen).  Die  am  gleichen 
Tage  zu  erfüllenden  Käufe  und  Verkäufe  in  derselben  Devise 
gelten  als  durch  Bezug  von  der  Abrechnungsstelle  bzw.  Lieferung 
an  die  Abrechnungsstelle   erfüllt.     Die  Abrechnungsstelle    nimmt 

werten  anzulegen  und  damit  nicht  nur  in  nomineller  Höhe  sondern  auch  seiner 
Kaufkraft  gemäß  zu  erhalten.  Ferner  sagten  sie,  indem  sie  sich  dadurch  ihre 
Kapitalsbasis  retteten,  bewahrten  sie  dem  Handel  und  Gewerbe  einen  wesentlichen 
Teil  seiner  Kreditmöglichkeit  sowie  dem  Volke  eine  erhebliche  Quote  seines 
Nationalvermögens.  —  Auch  insofern  nimmt  die  Entwickelung  in  Wien  also  einen 
noch  lebhafteren  Verlauf  dem  Abgrunde  zu  als  bei  uns. 

l)  In  teilweiser  Personal-  und  Realunion  mit  dem  Berliner  Kassenverein, 
(Sachau  im  Bankarchiv   Bd.  XXI,  S.  67). 
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nun  mit  den  Aufträgen  ein  Clearing- Verfahren  vor.  Hierbei  setzt 
sie  Geschäfte  in  derselben  Devise  mit  derselben  Fälligkeit  zwischen 
denselben  Vertragsgegnern  nur  mit  dem  Saldo  in  die  Skontro- 
Bogen  ein,  läßt  nur  die  Valutasalden  im  Auslande  regulieren 
und  stellt  die  Saldogegenparteien  als  Parteien  eines  neuen  Schuld- 
verhältnisses einander  gegenüber.  Auch  die  Schwierigkeiten,  die 
sich  gerade  bei  einem  derartigen  Abrechnungsverfahren  durch 
den  Verzug  eines  Mitgliedes  ergeben,  hat  man  zu  überwinden 
gewußt  ^). 

Jedes  Mitglied  hat  übrigens  1  Million  Mark  bei  der  Abrech- 
nungsstelle zu  hinterlegen,  erhält  aber  einen  Operationskredit  in 
vierfacher  Höhe. 

Für  den  Anfang  sind  freilich  die  Bestimmungen  vielfach  nicht 
unwesentlich  modifiziert.  Wie  sich  dennoch  alsbald  erwies,  ist 
die  Abrechnungsstelle  praktisch  geeignet,  den  Markt  in  den  amt- 
lich notierten  Devisen  —  und  diese  bilden  doch  immer  den 
Hauptfaktor  —  zu  entlasten  und  überdies  manche  technische 
Verkehrsschwierigkeiten  des  internationalen  Devisenverkehrs  zu 
erleichtern  oder  gar  zu  beseitigen. 

Die  Errichtung  ähnlicher  Stellen  an  andern  Börsenplätzen 
von  Bedeutung  für  den  Devisenhandel,  also  vornehmlich  in 
Frankfurt  a.  M.,  Köln  und  Hamburg,  wäre  daher  jneines  Erachtens 
warm  zu  begrüßen. 

Hätte  Köln  eine  derartige  Einrichtung  schon  im  November 
192 1  besessen,  so  wäre  es  seiner  Zeit  wahrscheinlich  auch  nicht 
zu  dem  Devisenkursstreite  gekommen,  der  Handelszeit- 
schriften zufolge  dort  die  Gemüter  der  Finanzwelt  so  erhitzt  hat. 
Am  7.  November  erklärten  nämlich  die  größeren  Kölner  Banken, 
Devisenaufgaben  fortan  nur  mehr  unter  sich  hereinzunehmen;  sie 
wollten  also  Schlußnoten,  in  denen  ihnen  der  Kursmakler  andere 
Firmen  als  Gegenkontrahenten  zugewiesen  hätte,  hinfort  nicht 
akzeptieren.  Als  der  Kursmakler  diesen  Beschluß  bei  seinen  Auf- 
gaben dieses  Tages  berücksichtigte,  erhoben  einige  kleinere  Firmen 
gegen  die  Devisennotierung  vom  7.  November  formellen  Einspruch 
mit  der  Begründung,  sie  seien  vom  amtlichen  Devisenverkehr 
ausgeschlossen  gewesen.  Hiervon  konnte  jedoch  nach  der  Sach- 
lage keine  Rede  sein,  zumal  der  Devisenmakler  seiner  vom  Börsen- 
vorstand erteilten  Anweisung  gemäß  auch  am  fraglichen  Tage 
von  sämtlichen  Börsenfirmen  Devisenaufträge  entgegengenommen 

i)  Näheres  bei  Sachau  a.  a.  O.  S.  68. 
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und  zum  Teil  auch  die  der  mittleren  und  kleineren  Firmen 
—  allerdings  unter  Berücksichtigung  des  Beschlusses  der  Groß- 
banken anderwärts  —  untergebracht  hatte. 

Je  toller  sich  die  Kurse  gestalten  und  je  mehr  damit  das 
Risiko  wächst,  um  so  größere  Anforderungen  stellt  natürlich  jeder 
an  die  Kreditfähigkeit  seines  Gegenkontrahenten ;  und  in  der- 
artigen Zeiten  dem  Kursmakler  »schwarze  Listen«  einzureichen, 
ist  wohl  gang  und  gäbe.  Handelsberichten  zufolge  hat  deshalb 
der  Börsenvorstand  den  Einspruch  gegen  die  amtliche  Kölner 
Devisennotierung  als  unberechtigt  zurückgewiesen,  wie  denn  auch 
gegen  die  späteren  Kurse,  die  bei  Beobachtung  desselben  Ver- 
fahrens zustande  kamen,  soweit  hier  bekannt  Einspruch  nicht  mehr 
erhoben  wurde. 

Wenn  man  nun  die  bereits  angedeutete  Meinung  vertritt, 
daß  derartige  Streite,  die  uns  gewiß  nicht  fördern,  durch  die 
Errichtung  einer  Devisenabrechnungsstelle  vermieden  werden 
können,  so  wird  man  auch  aus  diesem  Gesichtspunkte  heraus 
der  We  i  te  r  e  n  t  w  i  ck  lu  n  g  des  Devisenabrechnungs- 
verfahrens das  Wort  reden.  Zu  einem  Ausbau  des  Ver- 
fahrens müßte  man  erstens  ähnliche  Abrechnungsstellen  auch  an 
den  anderen  oben  erwähnten  Plätzen  mit  starkem  Devisenverkehr 
gründen;  es  müßten  aber  sodann  all  diese  Stellen  zu  einer  Arbeits- 
gemeinschaft oder  gar  zu  einer  einheitlichen  Skontrierungskasse 
mit  einem  Filialnetz  über  das  ganze  Reich  zusammengeschweißt 
werden.  Gemäß  Nr.  6  der  Entschließung  des  V.  Allgemeinen 
Deutschen  Bankiertages  zum  Punkte  > Anforderung  der 
heutigen  Volkswirtschaft  an  die  deutschen  Effektenbörsen«  müßte 
man  dabei  aber  das  Skontrierungsverfahren  auch  den  mittelgroßen 
Firmen  zugänglich  gestalten;  daß  man  jedenfalls  die  Arbitrageure  in 
den  Kreis  ziehen  könnte,  dürite  Mersdac/i  ^)  bereits  überzeugend  dar- 
gelegt haben.  Die  Hindernisse,  die  dem  Plane  entgegenstehen,  soll 
man  gewiß  nicht  unterschätzen;  ebenso  sei  nicht  verkannt,  daß  sich 
die  ganze  Organisation  für  die  Zeiten  erübrigt,  in  denen  wie  um 
die  Jahreswende  1921/22  das  Devisengeschäft  flau  geht.  W^enn 
die  Einrichtung  aber  auch  nur  mit  das  ihrige  täte,  um  die  Wieder- 
kehr derartiger  Erscheinungen,  wie  sie  uns  der  Sommer  und 
Herbst  192 1  sowie  FrühHng  und  Sommer  1922  brachten,  zu  ver- 
hindern, hätte  sie  volkswirtschaftlich  bereits  hohen  Nutzen  gebracht. 


i)  Im  Bankarchiv,  Jg.  XX,  S.   36  f. 
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3.    Die   Reichsbank. 

Die  Gefahr  ihrer  offiziellen  Winke  —  Ihre  bis- 
herige Devisenpolitik  und  die  Unmöglichkeit 
ihrer  auch  nur  zeitweiligen  Fortsetzung  —  Kri- 
tik und  Antikritik  daran  —  Ihre  neue  Befugnis 
zu  Devisentermingeschäften  —  Statt  Devisen- 
käufe Lombardierung  ihrer  Goldbestände  — 
Einwirkung  der  Reichsbank  auf  die  Industrie 
zur  Fakturierung  in  ausländischer  Valuta,  aber 
nicht  im  Inlands  verkehr  —  Ihre  Kurssicherungs- 
bedingungen und  der  Verein  Deutscher  Maschi- 
nenbauanstalten —  Die  Devisenablieferungs- 
kontrolle   der    Reichsbank 

Kann  die  Privatinitiative  mit  ihrer  Devisenabrechnungsstelle 
dem  Elend  wenigstens  etwas  steuern,  so  muß  unser  Zentral- 
noteninstitut  seiner  ganzen  Natur  nach  dem  unheimlichen 
Treiben  fast  mit  gefesselten  Händen  zusehen.  Dies  gilt  zunächst 
von  den  Wirtschaftsberichten  undWinken,  die  früher 
die  Reichsbank  gelegentlich  herausgab.  Denn  äußert  sie  sich 
auch  nur  etwas  zuversichtlich,  so  wird  daraufhin  das  Ausland 
sogleich  wieder  unsere  wirtschaftlichen  wie  finanziellen  Kräfte 
überschätzen  und  die  Schlinge  der  Reparationen  und  sonstigen 
Leistungen  noch  fester  anziehen.  Aeußert  sich  die  Reichsbank 
dagegen  pessimistisch,  so  verstärkt  sie  damit  unfreiwillig  die  all- 
gemeine Panik  und  zieht  sich  den  Vorwurf  des  Auslandes  zu, 
daß  sie  an  der  Herbeiführung  des  deutschen  Bankerotts  mitarbeite. 
Mit  ihren  öffentlichen  Verlautbarungen  muß  sie  sich  daher  auf 
ihre  Bankausweise  und  sonstiges  statistisches  Material  beschränken. 

Auch  mit  ihrer  friedensmäßigen  Devisenpolitik  ist  die 
Reichsbank  z.  Z.  lahmgelegt  und  dabei  heftigen  Angriffen  aus- 
gesetzt. Die  Tadler  unterschätzen  meines  Erachtens  jedoch  die 
Hemmnisse,  die  sich  heutzutage  einer  Auswirkung  der  Reichsbank 
in  den  Weg  stellen. 

Vor  1914  kaufte  bekanntlich  die  Reichsbank  Devisen  besonders 
auf  London  auf,  wann  diese  normal  oder  noch  günstiger  standen. 
Ließ  dann  eine  erhöhte  Nachfrage  von  privater  Seite  die  Wechsel- 
kurse bis  in  die  Nähe  des  oberen  Goldpunktes  (vgl.  oben  unter  I) 
anziehen,  so  warf  die  Reichsbank  ihre  Bestände  an  den  Markt, 
um  durch  größeres  Angebot  die  Kurse  zu  drücken  und  die  Gold- 
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ausfuhr  zu  verhindern.  Kritiker  sagten  nun,  hätte  die  Reichsbank 
dementsprechend  auch  in  unseren  kritischen  Tagen  von  1921/22 
Dollarnoten  an  die  Börse  gebracht,  so  hätte  sie  damit  die  größte 
Haussespekulation  irritiert  und  eingeschüchtert.  Ja,  man  behauptet 
sogar,  durch  ihre  Passivität  habe  die  Reichsbank  die  Kurstreibereien 
sehr  erleichtert.  Demgegenüber  wollen  wir  dahingestellt  bleiben 
lassen,  ob  die  Reichsbank  seit  den  Augusltagen  1921  nicht  tat- 
sächlich versucht  hat,  durch  Interventionen  den  Markkurs  zu 
stützen.  Jedenfalls  übersehen  ihre  Kritiker  dreierlei:  erstens  muß 
heutzutage  die  Reichsbank  ihren  gesamten  Devisenbestand 
dem  Reiche  für  die  Reparationen,  die  weit  über  unsere  wirt- 
schaftlichen Kräfte  gehen,  überlassen.  Ferner  hätte  auch  der 
gesamte  Inhalt  ihrer  Wechselportefeuilles  nicht  ausgereicht,  um 
selbst  nur  auf  wenige  Wochen  der  schier  unermeßlichen  und 
völlig  zügellosen  Spekulation  eine  Paroli  zu  bieten,  ja,  um  diese 
auch  nur  vorübergehend  zu  bluffen.  Und  endlich  versagt  die 
übliche  Devisenpolitik  der  Reichsbank  in  allen  Zeiten  dauernder 
Passivität  unserer  Zahlungsbilanz,  besonders  wenn  im  freien  Ver- 
kehre so  wenig  Devisen  und  Gold  angeboten  werden  wie  heut- 
zutage. Dann  kann  sie  weder  die  Goldausfuhr  verhindern,  noch 
auf  die  Dauer  die  Kurse  drücken.  Unsere  mächtige  Goldausfuhr 
nach  England  und  den  Vereinigten  Staaten  spricht  dafür  in  den 
letzten  Monaten  eine  beredte  Sprache. 

Wegen  des  hervorragenden  Interesses,  den  neuerdings  der 
Devisenhandel  unmittelbar  für  die  Reichsfinanzen  gewonnen  hat, 
sucht  das  Reich  auch,  ihn  durch  sein  Zentralnoteninstitut  mög- 
lichst zu  beeinflussen.  Da  aber  §  13  des  Bankgesetzes 
vom  14.  März  1875  (Reichsgesetzblatt  177)  der  Reichsbank  Termin- 
geschäfte nicht  gestattete,  ist  diese  nun  durch  Art.  VI  der  Novelle 
vom  16.  Dezember  1919  (Reichsgesetzblatt  2117)  bis  zum  31.  De- 
zember 1930  befugt  worden,  zum  Zwecke  der  Erfüllung  eigener 
Verbindlichkeiten  ^)  in  ausländischer  Währung  auf  Zeit  zu  kaufen 
und  zu  diesem  Zwecke  gekaufte  Devisen  auf  Zeit  wieder  zu  ver- 
kaufen, wogegen  allerdings  dem  Zentralausschuß  ein  Vetorecht 
eingeräumt  ist.  Offenbar  strebte  die  Reichsbank  auch  an,  daß 
der  inoffizielle  Devisenterminhandel  in  einen  offiziellen  verwandelt 
werde.  Wenn  dieses  jedoch  vornehmlich  wegen  der  überaus 
höhen  Risiken  in  absehbarer  Zeit  nicht  durchführbar  ist,  so  wird 
man  doch  wahrscheinlich  demnächst  das  inoffizielle  Devisentermin- 

i)  Vgl.  Lessiug  im  Bankarchiv   1919,  S.  73. 
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geschäft  wegen  seiner  hohen  wirtschaftlichen  Zweckmäßigkeit 
dadurch  unanfechtbarer  gestalten,  daß  man  es  vor  der  Möglich- 
keit des  Spiel-  und  Differenzeinwandes  im  Sinne  des  §  58  des 
Börsengesetzes  vom  27.  Mai  1908  (Reichsgesetzblatt  S.  215)  schützt 
(Näheres  unten  Abschnitt  V). 

Wegen  ihrer  jetzt  so  mächtigen  Beteiligung  am  Devisenhandel 
zu  Reparationszwecken  müssen  wir  es  schon  mit  besonderer  Genug- 
tuung begrüßen,  wenn  die  Reichsbank  aut  Mittel  sinnt,  ihre 
nötigen  Devisenkäufe  einzuschränken.  Ein  solches  fand  sie  Ende 
Oktober  1921,  indem  sie  aus  ihrem  Goldbestande  30  Millionen 
Mark  bei  der  Schweizer  Nationalbank  lombardierte.  Hier- 
durch wurde  zwar  der  Deutschen  Allgemeinen  Zeitung  vom  11.  No- 
vember 1921  zufolge  der  Kredit,  den  wir  seiner  Zeit  in  der 
Schweiz  über  270  Millionen  Mark  erhalten  hatten,  vollständig  ab- 
gedeckt sowie  der  Goldbestand  der  Reichsbank  auf  993,6  Millionen 
Mark  verringert;  da  aber  nur  eine  Pfandbestellung  stattgefunden 
hatte,  konnte  der  Betrag  zunächst  unter  den  »Sonstigen  Aktiven« 
im  Ausweise  der  Reichsbank  geführt  werden. 

Ferner  haben  Rundschreiben  der  Reichsbank  die  Aufmerk- 
samkeit namentlich  auch  der  Außenhandelsstellen  und  der  Ver- 
bände auf  die  Notwendigkeit  der  Fakturierung  in  fremder 
Währung  gelenkt.  Wie  sie  aber  auch  mit  Recht  gelegent- 
lich betont  hat,  kann  dies  nur  für  das  Ausfuhrgeschäft 
gelten;  dehn  gegen  die  Einführung  der  auslän- 
dischen Währung  in  den  Inlandsverkehr,  sei  es 
nur  zwischen  Fabrikant  und  Exporteur,  bestehen  doch  u  n- 
überwindliche  Bedenken.  Einige  von  ihnen  haben  wir 
bereits  oben  (unter  IV,  i  und  der  ersten  Anmerkung  Nr.  7)  vor- 
gebracht, wo  wir  davon  sprachen,  daß  ein  Land,  welches  derartig 
seine  eigene  Valuta  boykottiert,  auch  bei  Fremden  keinen  Kredit 
mehr  finden  würde,  und  der  Lieferant  sehr  wohl  eine  Beziehung 
zwischen  Kaufpreis  und  Dollarkurs  in  seiner  Faktura  herstellen 
kann,  ohne  die  ausländische  Valuta  selbst  verlangen  zu  müssen. 
Im  übrigen  hat  die  Reichsbank  treffend  die  Gefahren  wie  folgt 
geschildert: 

»Die  gemachten  Erfahrungen  lassen  befürchten,  daß,  wenn 
Zahlung  in  ausländischer  Valuta  im  Inlandsverkehr  erst  einmal 
zugelassen  ist,  sie  nicht  auf  den  sogenannten  engen  Kreis  be- 
schränkt bleibt,  sondern  von  Branche  zu  Branche,  von  Firma  zu 
Firma,  vom  ersten  Abnehmer   zum  zweiten  Abnehmer  bis  hinauf 
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zum  Detaillisten  übergreift,  so  daß  schließlich  jede  Beziehung  der 
Preisberechnung  in  Auslandswährung  zu  dem  Exportzweck  des 
Geschäftes  verloren  geht.  Hand  in  Hand  damit  steigt  die  Nach- 
frage nach  Devisen.  Schon  bei  mäßig  tiefem  Eindringen  der 
Gewohnheit  der  Zahlung  in  fremder  Währung  in  den  Zahlungs- 
verkehr muß  das  Bedürfnis,  gewisse  Bestände  an  fremden  Zahlungs- 
mitteln dauernd  oder  auf  gewisse  Zeiten  zu  halten,  sehr  bedeutend 
zunehmen.  Gilt  es  doch  dann,  nicht  mehr  lediglich  die  für  den 
Bezug  ausländischer  Rohstoffe  benötigten  Devisen  sicherzustellen, 
sondern  sie  auch  für  die  wachsenden  Anforderungen  des  in- 
ländischen Warenverkehrs  bereitzuhalten.  Diese  bedeutende  Ver- 
breiterung des  Interesses  am  Devisenerwerb  und  Devisenbesitz 
würden  ganz  unnütz  steigernd  auf  die  fremde  und  herabdrückend 
auf  die  heimische  Valuta  einwirken,  auch  ganz  ohne  die  bei 
jedem  einzelnen  gleichzeitig  nur  allzu  leicht  sich  einstellenden 
spekulativen  Nebenabsichten. 

Es  kommt  hinzu,  daß  der  Fabrikant,  der  von  dem  Exporteur 
die  Preise  für  seine  Waren  in  fremder  Währung  verlangt,  damit 
weit  mehr  Devisen  an  sich  zieht,  als  ihm  eigentlich  zukommt,  da 
in  seinen  Preisen  nicht  nur  der  Rohstofifwert,  sondern  auch  der 
erhebliche,  durch  die  inländische,  mit  inländischem  Gelde  bezahlte 
Verarbeitung  entstandene  Mehrwert  steckt.  Er  würde  auf  diese 
Weise  mehr  Devisen  erhalten,  als  er  zu  seinem  Import  gebraucht, 
und  es  ist,  da  er  keinen  Ausfuhrbedingungen  unterworfen  ist, 
seiner  Willkür  überlassen,  ob  er  durch  die  Wiedergabe  des 
Ueberschusses  einen  Ausgleich  schaffen  oder  die  Devisen  für 
eigene,  vielleicht  wirtschaftlich  schädliche  Zwecke  verwenden  will. 
Daß  die  in  dem  letzten  Punkte  angedeutete  Gefahr  nicht  nur 
eine  theoretische  ist,  sondern  in  der  Tat,  und  zwar  ziemlich  stark 
besteht,  brauchen  wir  bei  der  derzeitigen  psychologischen  Ver- 
fassung eines  nicht  geringen  Teiles  unseres  Volkes  nicht  besonders 
hervorzuheben«. 

Sehr  klug  hat  die  Reichsbank  durch  ihre  Gebühren- 
politik die  Fakturierung  in  ausländischer  Währung  gefördert. 
Da  nämlich  einerseits  das  Reich  und  die  Reichsbank  fortgesetzt 
zu  diesem  Verfahren  drängen,  andererseits  jedoch  das  Risiko 
eines  Kursverlustes  um  so  größer  wird,  je  langfristiger  die  Devise 
ist,  gewährt  die  Reichsbank  den  Exporteuren  für  ihre  Auslands- 
faktura Kurssicherungen.  Um  nun  die  gewünschte  Fak- 
turierungsweise    durch  günstige  Kurssicherungsbedin- 
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gungen  zu  ermöglichen,  hat  die  Reichsbank  die  ursprünglichen 
Sätze  für  die  von  ihr  gewährten  Kurssicherungen  nicht  unwesent- 
lich herabgesetzt.  Freilich  wird  sie  trotz  aller  Wünsche  besonders 
des  Vereins  Deutscher  Maschinenbauanstalten 
ihre  Kurssicherungen  niemals  kostenlos  durchführen  können;  doch 
ist  aus  Mitgliedern  verschiedener  Außenhandelsstellen  ein  Aus- 
schuß gebildet  worden,  der  fortlaufend  an  den  Verbesserungen 
der  Kurssicherungsbedingungen   mitarbeiten  soll. 

Den  Druck  zum  Abliefern  von  Devisen  hat  das  Reichsbank- 
direktorium wegen  der  bevorstehenden  Reparationszahlungen  im 
November  1921  durch  ein  regelrechtes  Kontrollverfahren 
wesentlich  verstärkt.  Dieses  wird  aber  nicht,  wie  anfangs  geplant, 
durch  die  Auslandsstelle  der  Reichsbank,  sondern  durch  eine  hierzu 
besonders  geschaffene  Stelle,  die  »Devisenablieferungs- 
kontrolle der  Reichsbank«  in  Berlin  ausgeübt.  Hierbei 
verfährt  diese  nach  einer  offenbar  amtlichen  Verlautbarung 
wie  folgt : 

Die  Außenhandelsstellen  und  sonstigen  Ausfuhrbewilligungs- 
stellen teilen  nach  besonderer  Anweisung  der  »Devisenablieferungs- 
kontrolle der  Reichsbank<'  bis  zum  15.  jeden  Monats  die  jeder 
Firma  im  verflossenen  Monat  bewilligten  Ausfuhrwerte  summarisch, 
jedoch  nach  Währungen  getrennt,  sowie  die  jeweils  vorgeschriebene 
Ablieferungsquote  mit. 

Jeder  Exporteur  hat  monatlich  unaufgefordert  der  »Devisen- 
ablieferungskontrolle der  Reichsbank«  eine  Nachweisung  zu  über- 
mitteln, aus  der  hervorgeht,  welche  Devisen  er  auf  Grund  der  ihm 
bei  Erteilung  der  Ausfuhrbewilligung  auferlegten  Verpflichtungen 
an  diejenigen  Privatbanken  abgeliefert  hat,  mit  denen  er  in  Ge- 
schäftsverbindung steht.  Selbstverständlich  ist  es  den  Exporteuren 
auch  anheimgegeben,  diese  Nachweisung  durch  die  betreffenden 
Privatbanken  der  Reichsbank  zugehen  zu  lassen.  Die  ohne  oder 
mit  Vermittelung  der  örtlichen  Reichsbankanstalten  an  die  Reichs- 
bank unmittelbar  abgelieferten  Devisen  brauchen  in  dieser  Nach- 
weisung nicht  enthalten  zu  sein. 

Die  Exporteure  sind  berechtigt,  sich  bei  der  Einreichung 
der  Nachweisung  und  des  sonstigen  Materials  der  Vermittelung 
der  örtlichen  Reichsbankanstalten  zu  bedienen.  Diese  haben  das 
betreffende  Material  anzunehmen,  zu  sammeln  und  nach  Schluß 
jeden  Kalendermonats  nach  erfolgter  Bearbeitung  an  die  »Devisen- 
ablieferungskontrolle der  Reichsbank«   weiterzuleiten.    Liefern  die 
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Firmen  mit  der  Nachweisung  Beweisstücke,  wie  Bankbriefe,  Rech- 
nungen usw.  ein,  so  werden  diese  nach  Prüfung  den  Exporteuren 
sofort  wieder  ausgehändigt. 

Die  »Devisenablieferungskontrolle  der  Reichsbank«  ist  be- 
rechtigt, von  F"all  zu  Fall  bei  der  zuständigen  Außenhandelsstelle 
oder  der  örtlichen  Reichsbankanstalt  die  Angaben  der  Exporteure 
nachprüfen  zu  lassen.  Derartigen  Ersuchen  der  »Devisenabliefe- 
rungskontrolle« ist  zu  entsprechen  und  nötigenfalls  zu  diesem 
Zweck  auch  Einsicht  in  die  Korrespondenzen  und  Bücher  zu 
gewähren.  Das  Recht  zu  derartigen  Nachprüfungen  ist  der  Reichs- 
bank durch  eine  Verfügung  des  Reichswirtschaftsministers  auf 
Grund  des  §  l  Absatz  l  der  Verordnung  über  Auskunftspflicht 
vom  12.  Juli  1917  (Reichsgesetzblatt  S.  604)  übertragen  worden. 
Die  Auskunft  wird  durch  Anfrage  bei  den  einzelnen  zur  Auskunft 
Verpflichteten  verlangt.  Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Auskunfts- 
pflicht sind  nach  den  §§  5  und  6  der  genannten  Verordnung 
strafbar.  — 

Diese  Maßnahmen  der  Reichsbank  bedeuten  für  die  Expor- 
teure zweifellos  eine  gewisse  Mehrarbeit  und  Belästigung.  Die 
Reichsbank  versichert  jedoch,  die  Kontrolle  über  die  abgelieferten 
Devisen  nicht  kleinlich  handhaben  zu  wollen.  Die  Expor- 
teure müssen  sich  vor  Augen  halten,  daß  die  Maßnahmen  ledig- 
lich durch  die  Zwangslage  des  Reiches,  die  Forderungen  der 
Garantiekommission  und  die  Bestimmungen  des  Londoner  Finanz- 
diktats veranlaßt  worden  sind. 

V. 
Die  Gesetzgebung. 
I.  Wieder  Devisenverordnung  ?  —  2.  Die  steuerliche 
Erfassung   des  Devisenhandels    und    der   Speku- 
lationsgewinne —  3.  Die  deutsch-österreichischen 
und   jugoslawischen    D  e  v  i  s  e  n  o  r  d  n  u  n  g  e  n. 

I.  Als  die  Ereignisse  des  Sommers  192 1  die  Valutakurse  und 
damit  den  Devisenhandel  revolutionierten,  forderten  alsbald  immer 
breitere  Schichten  gesetzliche  Maßnahmen,  die  unserer  Not 
steuern  oder  doch  wenigstens  die  echten  Valutahyänen  besteuern 
sollten. 

Wie  wir  jedoch  nicht  verkennen  wollen,  kann  der  Gesetz- 
geber dem  Devisenhandel  durchaus  nicht  so  rigoros  und  so  »an 
der    Quelle«     entgegentreten,     wie     es     vielfach    Uneingeweihte 
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wünschen:  Denn  eine  hohe  Besteuerung  durch  die  deutschen 
Gesetze  würde  unseren  Exportverkehr,  der  schon  schwer  genug 
um  seine  Existenz  ringt,  stark  belasten.  Ueberdies  würde 
dabei  unter  Umständen  der  Devisenhandel  der  deutschen 
Börsen  ins  Ausland  abwandern,  was  ein  doppelter  Schade  für 
unsere  Volkswirtschaft  bedeutete,  oder  doch  wenigstens  dem 
Schleichhandel  und  den  Winkelfirmen  zutreiben.  Deshalb  hätten 
jedoch  die  maßgebenden  Stellen  ihre  anfängliche  Untätigkeit 
nicht  mit  der  Behauptung  entschuldigen  dürfen,  von  allen  Vor- 
schlägen, den  Devisenspekulationsgewinn  »an  der  Quelle«  zu  er- 
fassen, sei  bislang  auch  nicht  einer  für  praktisch  brauchbar 
befunden  worden. 

Freilich  war  auch  die  Forderung  nach  Aufrichtung 
der  alten  Devisenverordnung  in  dieser  Form  nicht 
zu  erfüllen  und  zwar  aus  denselben  Gründen,  die  s.  Z.  zur 
Wiederherstellung  des  freien  Handels  geführt  hatten  (vgl.  oben 
II  2  und  Uli). 

Schon  damals  aber  hätte  sich  unsere  Gesetzgebung  zu  einer 
gewissen  Zentralisierung  des  Devisenhandels  sowie 
besonders  zur  namentlichen  Preisgebung  der  Devisen- 
spekulanten dem  Finanzamte  gegenüber  entschließen 
sollen,  Gedanken,  die  früh  auch  die  Großdeutsche  Ver- 
einigung in  Wien  propagiert  hat.  In  der  Tat  flauten  bald 
bei  uns,  bald  in  Wien  die  Devisenkurse  prompt  auf  gewisse  Zeit 
ab,  sobald  ein  amtliches  Organ  verkündete,  der  Bankier  werde 
wahrscheinlich  demnächst  kraft  Gesetzes  beim  Umsätze  von 
Devisen  eine  Legitimation  und  ein  Affidavit  des  Kundens  zu 
fordern  oder  wenigstens  ein  Doppel  des  Abschlusses  anzufertigen 
und  der  zuständigen  Steuerbehörde  zuzuleiten  haben ;  wie  schnell 
warfen  dann  stets  die  Spekulanten  und  Devisenhamster  ihre  Be- 
stände auf  den  Markt  aus  Furcht  vor  einer  Besteuerung  dieser 
Vermögensbestandteile  oder  der  daraus  erzielten  Gewinne!  ^). 
Dadurch,  daß  unsere  maßgebenden  Stellen  bei  Drohungen  und 
Halbheiten  stehen  blieben  und  diese  wichtigsten  Maßnahmen  erst 
durch  das  Devisenhandelsgesetz  vom  3.  Februar  1922  getroffen 
wurden  (darüber  weiter  unten),  erlitten  wir  unschätzbare  Schäden 
am  nationalen  und  fiskalischen  Vermögen. 

i)  Nach  einschlägigen  Aeußerungen  des  Reichswirtschaftsministers  am  7.  No- 
vember 1921  im  Reichstage  fiel  sofort  der  Dollar  von  335  auf  297;  Kommentar 
überflüssig ! 
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2.  Als  aber  der  deutsche  Gesetzgeber  erkannte,  daß  weder 
Verbaldrohungen  noch  die  Maßnahmen  der  »allgegenwärtigen 
Verwaltung«  auf  die  Dauer  das  Spekulantentum  eindämmten, 
mußte  sogar  er  aus  dem  Stadium  der  Erwägungen  zu  Taten 
übergehen.  Nichts  desto  trotz  sollte  es  wenigstens  fürs  erste 
eine  weitere,  bedauerliche  Halbheit  bleiben,  als  unsere  Regierung 
Mitte  August  192 1  den  Bestrebungen  nach  einer  steuerlichen 
Erfassung  der  Devisenspekulationsgewinne  durch  einen  Entwurf 
eines  Gesetzes, über  die  Kapitalverkehrssteuern 
entgegenzukommen  suchte  ^).  Dieses  Gesetz  sollte  die  Tarif- 
nummern I  bis  4  und  9  des  Reichsstempelgesetzes  völlig  neu 
regeln  und  unter  folgenden  Abschnitten  ausgestalten:  Gesellschafts- 
steuer, Wertpapiersteuer,  Börsenumsatzsteuer,  Aufsichts- 
ratssteuer und  Gewerbeanschaffungssteuer. 

Dabei  sollte  die  Börsenumsatzsteuer  nach  der  Entwurfs- 
begründung dem  bisherigen  Rechtszustande  gegenüber  haupt- 
sächlich folgende  Aenderungen  aufweisen: 

a)  Die  im  Reichsstempelgesetz  enthaltene  Unterscheidung 
zwischen  Händler-  und  Kundengeschäften  wurde  zwar 
aufrecht  erhalten.  Die  ohne  Vermittlung  von  Händlern  abge- 
schlossenen Geschäfte  sollen  aber  nicht  besser  gestellt  sein  als 
diejenigen,  bei  denen  Händler  zugezogen  werden.  Im  Entwurf 
wurde  diese  Art  von  Geschäften  als  Privatgeschäfte  be- 
zeichnet und  die  Steuer  für  diese  Geschäfte  so  festgesetzt,  daß 
sie  etwa  so  hoch  ist  wie  die  doppelte  Steuer  für  Kundengeschäfte 
zuzüglich  der  einmaligen  Steuer  für  Händlergeschäfte.  Hiernach 
unterschied  der  Entwurf  drei  verschiedene  Arten  von  Geschäften : 
Händler-,  Kunden-  und  Privatgeschäfte. 

b)  Im  Gegensatze  zu  den  Umsätzen  in  ausländischem  Geld 
und  ausländischen  Banknoten  waren  Umsätze  in  Devisen 
(Auszahlungen^  Schecks,  Wechsel  usw.)  bislang  der  Versteuerung 
nicht  unterworfen,  da  unser  Außenhandel  nicht  beschwert  werden 
sollte  und,  ferner  bei  Devisenumsätzen  früher  erhebliche  Gewinne 
nicht  erzielt  wurden.  Unter  Berücksichtigung  der  neuen  Verhält- 
nisse belegte  jedoch  der  Entwurf  auch  die  Anschaffungsgeschäfte 
über  Devisen  mit  einer  Steuer. 

c)  Eine  notwendige  Folge  der  Ausdehnung  der  Steuerpflicht 
auf  Devisenumsätze  ist  die  Aufhebung  der  bisherigen  Befreiungs- 
vorschrift für  Kontantgeschäfte  über  ausländisches  Geld  und  aus- 

l)  Reichstag  I    1920/22,  Drucksache  Nr.   2865,  besonders  S.  25  fg.    u.  31   fg. 
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ländische    Banknoten    (Befreiungsvorschrift   3    zur   Tarifnummer  4 
des  Reichsstempelgesetzes). 

d)  In  Deutsch-Oesterreich  bestand  1921  ein  einheitlicher  Steuer- 
satz für  Umsätze  in  Devisen  und  in  ausländischen  Noten; 
die  Steuer  betrug  ^4  v.  T.  für  Händlergeschäfte  und  i  v.  T.  für 
alle  übrigen  Geschäfte.  Demgegenüber  glaubte  der  deutsche 
Gesetzesentwurf,  daß  die  Umsätze  in  ausländischen  Banknoten  eine 
höhere  Besteuerung  als  die  Umsätze  in  Devisen  vertrügen.  Der 
Steuersatz  sollte  daher  bei  Devisenumsätzen  für  Händler- 
geschäfte 0,1  V.  T.,  für  Kundengeschäfte  l  v.  T.,  für  Privatgeschäfte 
2,5  V.  T.,  bei  Notenumsätzen  für  Händlergeschäfte  wie  bis- 
her 0,2  V.  T.,  für  Kundengeschäfte  3  v.  T.,  für  Privatgeschäfte 
6  V.  T.  betragen. 

e)  Trotz  der  großen  wirtschaftlichen  Bedeutung  der  Arbi- 
trage sah  der  Entwurf  davon  ab,  ihr  bei  Devisengeschäften 
besondere  Vergünstigungen  zu  gewähren.  Eine  notwendige  Folge 
hiervon  bildete  das  Fallenlassen  der  Vergünstigung,  die  für  Arbi- 
tragegeschäfte in  ausländischen  Noten  nach  dem  Reichsstempel- 
gesetz bestand. 

Allein  bei  der  Börsenumsatzsteuer  bezifferte  der  Reichsminister 
der  Finanzen  den  mutmaßlichen  Mehrertrag  aus  Devisen- 
umsätzen auf  25  Millionen  Mark  bei  Händlergeschäften  und  auf 
250  Millionen  Mark  bei  Kundengeschäften  sowie  auf  33  Millionen 
Mark  aus  Umsätzen  in  ausländischen  Geldsorten  und  Bank- 
noten usw.  usw. 

Bei  der  Schwerfälligkeit  unserer  Gesetzgebung  und  der  Ver- 
worrenheit unserer  politischen  Lage  kam  jedoch  das  Gesetz  zu- 
nächst nicht  zustande.  Dadurch  gingen  Millionen  von  Mark 
dem  Reiche  während  des  Devisenfiebers  verloren.  Aber  das 
Gute  brachte  wenigstens  die  Veröffentlichung  des  Gesetzent- 
wurfes, daß  sich  auf  ein  paar  Tage  bei  uns  die  Devisenkurse 
senkten. 

Mit  einigen  Abänderungen  dem  Entwürfe  gegenüber  ^),  die 
hier  keine  Rolle  spielen,  erschien  endlich  das  K  a  p  i  t  a  1  v  e  r- 
kehrssteuergesetz  unterm  8.  April  1922  (Reichsgesetzblatt 
354),  und  man  muß  es  ihm  nachrühmen,  daß  es  in  seinen  §§35 
bis  62  die  schwierige  Materie  fein  differenziert.  Wie  es  sich  in 
praxi  bewähren  wird,  bleibt  jedoch  abzuwarten ;  bis  jetzt  ist  es 
nämlich  ein  Schwert  ohne  Heft,  da  man  den  Banken  Gelegenheit 

l)  Reichstag  I   1920/22,  Drucksache  Nr.   3754  Seite  94  — 113. 
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geben  wollte,  sich  darauf  einzustellen  (!)  und  infolgedessen  die  ein- 
schlägigen Bestimmungen  frühestens  am  i.  Oktober  1922  in  Kraft 
treten  lassen  wird  ! 

Um  dem  immer  unheimlicheren  Treiben  zu  steuern,  sah  man 
sich  zu  einstweiligen  Zwischenmaßnahmen  veranlaßt.  Unterm 
7.  November  1921  (Reichsgesetzblatt  S.  1331)  wurde  daher  die 
Reichsregierung  ermächtigt,  den  Schlußnotenstempel  für  Aktien 
und  andere  Dividendenpapiere  auf  i  %  zu  erhöhen  und  eine 
Devisenumsatzsteuer  einzuführen.  Die  Regierung 
machte  von  dieser  Ermächtigung  bereits  durch  die  Verordnungen 
vom  9.  November  1921  und  6.  Januar  1922  (Reichsgesetzblatt  1921 
S.  1333  und  1922  S.  28)  Gebrauch  und  führte  damit  neu  eine 
Besteuerung  für  Umsätze  in  Devisen  ein.  Hier- 
unter sind  nach  der  Verordnung  alle  auf  ausländische  Währung 
lautende  Zahlungsmittel  mit  Ausnahme  der  ausländischen  Noten 
und  Sorten  zu  verstehen.  Besonders  gehören  hierher  Geschäfte, 
durch  die  sich  der  eine  Teil  verpflichtet,  dem  anderen  einen 
Geldbetrag  auszuzahlen  oder  durch  einen  Dritten  auszahlen  zu 
lassen  oder  zur  Bewirkung  der  Auszahlung  eine  Anweisung,  einen 
Wechsel,  einen  Scheck  oder  einen  Kreditbrief  auszustellen  oder 
dem  anderen  eine  Geldforderung  oder  ein  sonstiges  Zahlungs- 
mittel zu  verschaffen.  Als  Zahlungsmittel  gelten  auch  Zinsscheine 
oder  Gewinnanteilscheine.  Die  Verordnung  unterscheidet  ebenfalls 
zwischen  Kunden-  und  Händlergeschäften  und  setzt  die  Abgabe 
für  Kundengeschäfte  auf  i  vom  Tausend  —  bei  einem  Werte 
des  Gegenstandes  bis  500  Mark  sogar  nur  auf  ein  Zehntel  dieses 
Satzes  —  und  für  Händlergeschäfte  auf  ein  Zehntel  vom  Tausend 
fest.  Befreit  sind  von  der  Steuer  nur  Geschäfte,  welche  die  Ab- 
gabe ausländischer  Zahlungsmittel  an  die  Reichsbank  oder  an 
die  Devisenbeschaffungsstelle  zum  Gegenstande  haben.  Die  De- 
visenumsatzsteuer gilt  dabei  als  Schlußnotenstempel  im  Sinne  des 
Reichsstempelgesetzes;  der  Stempel  kann  daher  sowohl  durch 
verstempelte  Schlußnoten  als  auch  im  Abrechnungsver- 
fahren entrichtet  werden.  Für  das  Abrechnungsverfahren  ist 
eine  besondere  Zulassung  nicht  mehr  nötig.  Es 
kann  also  jeder,  der  vom  Abrechnungsverfahren  Gebrauch  machen 
will,  zu  dem  Abrechnungsverfahren  übergehen,  wenn  er  dies  vor- 
her dem  zuständigen  Finanzamt  anzeigt.  Dadurch  ist  das  Ab- 
rechnungsverfahren wesentlich  erleichtert.  —  Die  erste  Verord- 
nung ist  eine  Woche  nach  ihrer  Veröffentlichung,  also  am  17.  No- 
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vember,  die  zweite  am  Tage  ihrer  Veröffentlichung,  in  Kraft 
,    getreten  ^). 

Wie  wenig  diese  gesetzlichen  Bestimmungen  zulangen,  um 
das  Devisenhamstern  der  wilden  Spekulanten  besonders  auch 
im  Auslande  zu  unterbinden  und  ihre  Gewinne  steuerlich  zu 
erfassen,  liegt  zutage.  Schwer  getäuscht  sah  sich,  wer  gehofft 
hatte,  die  Banken  müßten  hinfort  von  jedem  Devisenkäufer 
und  -Verkäufer  eine  Legitimation  und  einen  Affidavit  des 
Inhalts  fordern,  daß  das  Geschäft  nur  dem  Import  oder  dem 
Export  diene,  und  eine  entsprechende  Notiz  mit  den  Belegen 
dem  Finanzamte  zu  den  Steuerakten  des  Kundens  einreichen. 
Die  Möglichkeit,  daß  durch  weitgehende  Zwangsbestimmungen 
der  Devisenhandel  nicht  eingeschränkt,  sondern  nur  den  Schleich- 
händlern und  Winkelfirmen  zugeführt  oder  gar  vom  Inlande  ins 
Ausland  vertrieben  würde,  erstickte  zunächst  die  Forderung  nach 
wirksameren  Maßnahmen.  Als  aber  dennoch  die  Regierung  Dezember 
1921  dem  Reichstage  den  Entwurf  eines  Devisenhandelsgesetzes 
vorlegte,  wodurch  die  Bestimmungen  des  Kapitalfluchtgesetzes 
(oben  III  1)  erweitert  werden  sollten,  verwies  das  Plenum  den 
Entwurf  erst  an  den  Ausschuß  des  Reichstags  für  volkswirtschaft- 
liche Angelegenheiten.  Aehnliche  Verspätungen  erlitten  zwei 
Entwürfe,  die  das  Reichswirtschaftsministerium  bald  darauf  dem 
Reichswirtschaftsrate  betreffend  je  ein  Gesetz  über  die  Abführung 
von  Ausfuhrdevisen  und  über  die  unmittelbare  Erfassung  von 
Ausfuhrdevisen  für  Reparationsleistungen  zur  Begutachtung  vorlegte. 

Der  erstgenannte  Entwurf  verdichtete  sich  endlich  zum 
Gesetz  über  den  Verkehr  mit  ausländischen 
Zahlungsmitteln  vom  3.  F'ebruar  1922  (Reichsgesetzblatt 
195),  das  man  kurz  das  Devisenhandelsgesetz  nennt. 
Danach  dürfen  Geschäfte  über  ausländische  Zahlungsmittel  nur 
mit  oder  durch  Vermittlung  der  Reichsbank  oder  solcher  Banken 
und  Bankiers  abgeschlossen  werden,  die  gemäß  §  9  des  Gesetzes 
gegen  die  Kapitalflucht  vom  24.  Dezember  1920  (Reichsgesetz- 
blatt 1921  S.  33)  Depot-  und  Depositengeschäfte  geschäftsmäßig 
betreiben  dürfen  oder  denen  die  im  §  3  vorgesehene  Bescheini- 
gung durch  die  zuständige  Handelskammer  erteilt  ist  und  die, 
soweit  sie  nicht  Staatsbanken  sind. 


i)  Näheres  bei  Koppel:  Die  neuen  Börsensteuern  einschließlich  der  Devisen- 
steuer   (192 1),    ferner    bei    demselben    in    der  Allgemeinen    Steuerrundschau    1922, 
'  S.   10  fg.,    in    den  Mitteilungen    der  Steuerauskunftsstelle    des  Reichsverbands    der 

Deutschen  Industrie   192 1,  S.  305  fg.  und  im  Bankarchiv  Jg.  XXI,  S.  85. 
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a)  im  Handelsregister  oder  Genossenschaftsregister  eingetragen 
sind  und, 

b)  soweit  sie  ihre  Geschäftsbetriebe  im  ürtsbereich  einer  in- 
ländischen, staatlich  anerkannten  Fondsbörse  haben,  außer- 
dem diese  Fondsbörse  regelmäßig  besuchen  oder  durch 
ihre  Vertreter  besuchen  lassen. 

Als  Zahlungsmittel  gelten  dabei  außer  Geldsorten 
Papiergeld,  Banknoten  und  dergleichen,  auch  Auszahlungen,  An- 
weisungen, Schecks  und  Wechsel.  Als  Geschäft  über  aus- 
ländische Zahlungsmittel  gilt  es  auch,  wenn  bei  Inlands- 
geschäften die  Leistung  oder  Gegenleistung  durch  Hingabe  oder 
Annahme  ausländischer  Zahlungsmittel  erfolgt,  nicht  dagegen, 
wenn  ausländische  Zahlungsmittel  Zug  um  Zug  gegeneinander 
umgetauscht  werden. 

Geschäfte,  die  dem  entgegen  abgeschlossen  werden,  sind 
nichtig.  Die  Nichtigkeit  kann  jedoch  nicht  zum  Nachteile 
dessen  geltend  gemacht  werden,  der  den  die  Nichtigkeit  begrün- 
denden Sachverhalt  beim  Abschlüsse  des  Geschäfts  nicht  kannte. 
Auf  vorsätzliche  Zuwiderhandlung  steht  Geldstrafe  bis  lOOOOoMk., 
wozu  unter  Umständen  Gefängnis  bis  drei  Monate  treten  kann. 
Ueberdies  sind  die  fraglichen  Zahlungsmittel  einzuziehen. 

Die  bezeichneten  Banken  und  Bankiers  dürfen  Verkaufs- 
geschäfte über  ausländische  Zahlungsmittel  nur  abschließen,  wenn 
sie  sich  über  die  Person  des  Antragstellers  vergewissert  haben. 
Ferner  haben  sie  dem  für  den  andern  Teil  zuständigen  Finanz- 
amt einen  Beleg  über  den  Geschäftsabschluß  zu  übersenden, 
aus  welchem  Name,  Stand,  Wohnort,  Wohnung,  Finanzamt  des 
Vertragsgegners  und  Gegenstand  des  Geschäfts  ersichtlich  sind 
—  es  sei  denn,  daß  der  Vertragsgegner  ein  Ausländer  ist,  für 
den  die  Zuständigkeit  eines  Finanzamts  nicht  begründet  ist.  — 
Inhaber  von  Bankgeschäften,  deren  gesetzliche  Vertreter,  Bevoll- 
mächtige und  Angestellte  werden  bei  vorsätzlicher  oder  fahrlässiger 
Zuwiderhandlung  gegen  diese  Vorschrift  mit  Geldstrafe  bis  zu 
lOOOOO  Mark  bestraft. 

Gleich  hoher  Strafe  verfällt,  wer  in  öffentlichen  Ankündigungen 
oder  in  Mitteilungen,  die  für  einen  größeren  Kreis  von  Personen 
bestimmt  sind,  oß"en  oder  in  verschleierter  Form  zum  Abschluß 
von  Geschäften  über  ausländische  Zahlungsmittel  anreizt. 

Das  Gesetz  vom  23.  Februar  1922  beschränkte  den  Devisen- 
handel   mithin  nur  formell  und  indirekt,    indem   es  den  Bankver- 
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niittelungs-,  Legitimations-  und  Mitteilungszwang  einführte,  um 
die  Valutengewinne  bei  der  Besteuerung  des  Einkommens,  Ver- 
mögens und  Vermögenszuwachses  zu  erfassen.  Als  jedoch  in 
den  nächsten  6  Monaten  die  Kaufkraft  unseres  Geldes  immer 
schneller  abnahm,  glaubte  die  Regierung  ihre  Zuflucht  zu  einem 
materiellen  und  unmittelbaren  Verluste  des  Devisenhandels  nehmen 
zu  müssen,  wie  es  in  zum  Teil  sogar  noch  rigoroserem  Umfange 
Sowjet-Rußland  und  Deutsch-Oesterreich  erlassen  hatten.  Dem- 
entsprechend erließ  der  Reichspräsident  »zur  Wiederherstellung 
der  öffentlichen  Sicherheit  und  Ordnung«  auf  Grund  des  Artikels  48 
der  Reichsverfassung  am  12.  Oktober  1922  eine  »Verordnung 
gegen  die  Spekulation  in  ausländischen  Zah- 
lungsmitteln« (RGBl.  I  795). 

Nach  dieser  sogenannten  D  e  v  i  s  e  n  not  Verordnung 
darf  die  Zahlung  in  ausländischen  Zahlungsmitteln 
bei  Geschäften  zwischen  Parteien,  die  beide  ihren  Wohnsitz  oder 
Sitz  im  Inland  haben  und  bei  denen,  soweit  es  sich  um  Waren- 
lieferungen handelt,  die  Ware  nicht  zum  Versand  nach  dem  Aus- 
lände bestimmt,  ist,  nicht  gefordert,  angeboten,  aus- 
bedungen, geleistet  oder  angenommen  werden. 
Im  Kleinhandelsverkauf  ist  selbst  die  P  r  e  is  s  t  e  1 1  u  n  g  in  in- 
ländischen Zahlungsmitteln  auf  der  Grundlage  einer  ausländischen 
Währung  verboten. 

Unter  Zahlungsmitteln  versteht  die  Devisennotverordnung 
dabei  dasselbe  wie  das  Devisenhandelsgesetz.  Geschäfte,  die 
entgegen  diesem  Verbote  geschlossen  werden,  sind  nichtig 
und  außerdem  mit  Gefängnis-  und  Geldstrafe  bedroht- 

Infolge  der  gewaltigen  Opposition,  auf  welche  die  Devisen- 
notverordnung stieß,  mußte  jedoch  der  Reichswirtschaftsmini- 
ster in  seiner  z  weiten  Ausführungsverordnung  dazu 
vom  27.  Oktober  1922  (RGBl.  I  809)  Ausnahmen  zugunsten 
solcher  Inlandsgeschäfte  zulassen,  bei  denen  dies  vor  Inkrafttreten 
der  genannten  Verordnung  ausdrücklich  vereinbart  war  und  dem- 
entsprechende  Zahlung  bis  zum  15.  Dezember  1922  erfolgte. 
(Verlängerung  bis  zum  15.  Februar  1923  wird  erwogen).  Außer- 
dem findet  das  Verbot  der  Devisennotverordnung  gemäß  §  3 
ihrer  ersten  und  §  i  ihrer  zweiten  Ausführungsverordnung  (RGBl.  I 
797  und  809)  keine  Anwendung  auf  13  Gruppen  von  Fällen, 
deren  wichtigste  Geschäfte  über  Lieferung  von  im  Aus- 
land   oder    im  Saargebiet  befindlichen,  in  ausländ  i- 
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sehen  Zahlungsmitteln  zu  bezahlenden  Waren« 
bilden. 

Ueberdies  ist  nach  §  2  der  Devisennotverordnung  der  Erwerb 
ausländischer  Zahlungsmittel  nur  nach  vorheriger  Genehmigung 
der  für  den  Auftraggeber  zuständigen  Prüfungsstelle  (des  Finanz- 
amts) zulässig.  Der  Genehmigung  bedarf  es  jedoch  nicht,  wenn 
der  Auftrag  von  der  Reichsbank  oder  von  Banken  und  Bankiers 
im  Sinne  des  Devisenhandelsgesetzes  oder  von  einer  Person  oder 
Personenvereinigung  erteilt  ist,  die  im  Handels-  und  Genossen- 
schaftsregister eingetragen  und  im  Besitze  einer  Handelskammer- 
bescheinigung darüber  ist,  daß  ihr  Gewerbebetrieb  Geschäfte 
regelmäßig  mit  sich  bringt,  deren  Abwicklung  Zahlungen  nach 
dem  Auslande  erfordert. 

Zur  s  t  e  u  e  r  1  i  ch  e  n  Erfassung  der  älteren  Speku- 
lationsgewinne hat  ferner  der  Reichsfinanzminister  in  einem 
allerdings  sehr  »diplomatischen«  Rundschreiben  folgendes  bekannt 
gegeben:  ^Um  eine  steuerliche  Erfassung  der  Spekulationsgewinne 
nach  §  II  Nr.  5  des  Einkommensteuergesetzes  wirksamer  durch- 
führen zu  können,  sind  die  Landesfinanzämter  ermächtigt,  in  den 
Einkommensteuererklärungsformularen  für  die  Veranlagung  1921 
die  Steuerpflichtigen  aufzufordern,  nicht  nur  auf  Seite  2  des 
Formulars  unter  Nr.  5  die  Höhe  des  Spekulationsgewinns,  sondern 
auch  auf  Seite  4,  wenn  im  Jahre  1921  Wertpapiere,  Anteilscheine, 
Devisen,  ausländische  Zahlungsmittel  und  ähn- 
liches verkauft  worden  sind,  die  Bezeichnung  der  veräußerten 
Papiere  und  Zeitpunkt  und  Preis  des  einzelnen  An-  und  Verkaufs 
anzugeben.  Wo  Landesfinanzämter  von  der  erwähnten  Ermäch- 
tigung Gebrauch  gemacht  haben,  ist  in  den  beteiligten  Kreisen 
eine  Beunruhigung  darüber  entstanden,  daß  Wertpapierverkäufe 
im  einzelnen  auch  dann  angegeben  werden  müssen,  wenn  es  sich 
unzweifelhaft  nicht  um  Spekulationsgewinne  handelt,  wenn  also  z.  B. 
zwischen  dem  Tage  des  Verkaufs  und  dem  Tage  des  Ankaufs 
eine  größere  Zahl  von  Jahren  liegt  und  die  Urkunden  über  die 
Anschaffung  nicht  oder  nur  mit  unverhältnismäßigen  Schwierig- 
keiten beschafft  werden  können.  Die  Finanzämter  sind 
daher  angewiesen  worden,  Steuererklärungen 
nicht  ohne  weiteres  zu  beanstanden,  wenn  Steuer- 
pflichtige in  ihr  e  r  S  t  e  u  e  r  e  r  klä  r  u  ng  sichaufdie 
Angabe  beschränken,  daß  sie  zwar  Wertpapiere  veräußert 
haben,  daß  aber  die  veräußerten  Wertpapiere  nicht  zum  Zwecke 
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gewinnbringender  Wiederveräußerung  erworben  waren.  Selbst- 
verständlich bleiben  die  Finanzämter  befugt,  jederzeit  die  er- 
forderlichen Unterlagen  zu  fordern  und  Gewinne,  die  sich  dabei 
als  Spekulationsgewinne  darstellen,  aber  wissentlich  oder  unwissent- 
lich als  solche  nicht  angegeben  sind,  zur  Einkommensteuer  heran- 
zuziehen. Diese  Ausführungen  beziehen  sich  nur  auf  die  durch 
einzelne  Spekulationsgeschäfte  erzielten  Gewinne,  Dagegen 
sind  Gewinne  aus  gewerbsmäßigen  Spekulationsgeschäften 
stets  als  gewerbliches  Einkommen  anzugeben«. 

Sodann  hat  aus  den  unter  IV  3  angegebenen  Gründen  unterm 
25.  Juli  1922  (Reichsgesetzblatt  I  S.  692)  der  Reichswirtschafts- 
minister  eine  Verordnung  über  Börsentermin- 
geschäfte in  Wechseln  und  ausländischen  Zah- 
lungsmitteln erlassen,  nach  der  der  §  58  des  Börsengesetzes 
vom  22.  Juni  1896  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom 
27.  Mai  1908  (Reichsgesetzblatt  S.  215)  auch  auf  Börsentermin- 
geschäfte in  solchen  Wechseln  und  ausländischen  Zahlungsmitteln 
Anwendung  findet,  die  zum  Börsenterminhandel  nicht  zugelassen 
sind.  Die  Verordnung  soll  mit  dem  30.  Juni  1923  wieder  außer 
Kraft  treten,  und  ihre  Vorschriften  finden  auf  die  in  der  Zeit 
zwischen  dem  14.  Januar  192 1  und  dem  30.  Januar  1923  abge- 
schlossenen Börsentermingeschäfte  dergestalt  Anwendung,  daß 
das  bisherige  Recht  maßgebend  bleibt ,  soweit  zur  Zeit  des 
Inkrafttretens  dieser  Verordnung  Ansprüche  aus  einem  solchen 
Geschäft  durch  Erfüllung  oder  auf  sonstige  Weise  erloschen  oder 
rechtshängig  oder  über  die  rechtskräftig  entschieden  ist. 

Da  der  Zeitpunkt  einer  Einführung  des  offiziellen  Börsen- 
terminhandels  in  Devisen  gegenwärtig  noch  nicht  abzusehen  ist, 
will  die  Verordnung  also  den  inoffiziellen  Börsen- 
terminhandel in  Devisen  in  gleicher  Weise  wie 
den  offiziellen  Terminhandel  vor  der  Möglich- 
keit   des  Spiel-    und    Differenzeinwandes    schützen. 

3.  Da  in  Deutsch-Oesterreich  undjugoslawien 
die  Strömungen  des  Devisenhandels  im  wesentlichen  dieselbe  Rich- 
tung wie  bei  uns,  aber  z.  T.  noch  stärkere  revolutionäre  Kraft 
haben  und  noch  stärkere  Zeichen  des  Verfalls  aufweisen,  seien 
hier  ergänzungs-  und  gegensatzhalber  die  Hauptbestimmungen  ihrer 
wichtigsten  neueren  Gesetze  angedeutet  ^). 

i)  Ueber  den  früheren  Zustand  in  Deutsch-Oesterreich  vgl.  Sziankowitz  im 
Bankarchiv,  Jg.  XX,  S.  203  fg. 

26* 
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Nachdem  deutsch-österreichischen  Währung s- 
anmeldungsgesetze  vom  23.  Dezember  192 1  waren 
bis  zum  31.  Dezember  desselben  Jahres  der  Steuerbehörde 
alle  ausländischen  Zahlungsmittel  ,  Valuten  ,  Devisen  sowie 
Guthaben  in  dem  Auslande  anzumelden,  die  einem  Bundesbürger, 
einer  juristischen  Person  im  Bundesgebiete  oder  einem  Ausländer, 
der  in  Oesterreich  seinen  Wohnsitz  hatte,  zustanden,  —  es  sei 
denn,  daß  es  sich  um  einen  Wert  von  weniger  als  looooo  Kronen 
handelte.  Hierdurch  wurde  zwar  der  Besitzer  in  der  freien  Ver- 
fügung über  seine  Werte  nicht  beschränkt,  vielmehr  durften  die 
angemeldeten  Gegenstände  von  der  Regierung  weder  angefordert 
noch  zum  Zwecke  der  Anforderung  beschlagnahmt  werden;  wer 
jedoch  angemeldete  Devisen,  Valuten  und  ausländische  Guthaben 
der  Bundesregierung  bis  zum  5.  Januar  1922  zur  Verfügung  stellte, 
erhielt  für  alle  anläßlich  der  Anmeldung  aufgedeckten  Hinter- 
ziehungen von  Steuern,  Gebühren  und  Vermögensabgaben  Amnestie. 
Auch  blieben  Gewinste,  die  der  Ablieferer  erzielte,  einkommen- 
steuerfrei. Die  Strafen,  welche  auf  Unterlassung  der  Anmeldung 
stehen,  bewegen  sich  zwischen  einer  Woche  einfachen  Arrestes 
und  zehn  Jahren  schweren  Kerkers. 

Als  jedoch  in  den  ersten  drei  Wochen  des  Juli  1922  der 
Dollarkurs  an  der  Wiener  Börse  von  20000  auf  nahezu  das 
Doppelte  stieg,  griff  die  Regierung  zu  einer  Dr.-Eisenbart-Kur, 
indem  sie  den  freien  Devisen  handel  schlankweg  verbot. 

Das  Wiener  Bundesgesetzblatt  vom  19.  Juli  enthält  nämlich 
folgende  Verordnung  des  Bundesministeriums  für  Finanzen  vom 
18.  Juli  1922,  betr.  Beschränkung  des  Handels  und  Verkehrs  mit  aus- 
ländischen Zahlungsmitteln:  Auf  Grund  des  Gesetzes  vom  24.  Juli 
1917,  Reichsgesetzblatt  307,  wird  verordnet:  §  i.  Jeder  freie 
Handel  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  (auch  an  der  Börse 
und  von  Bureau  zu  Bureau)  und  die  Vermittlung  von  Geschäften 
mit  solchen  ist  bis  auf  weiteres  verboten.  Dieses  Verbot 
gilt  auch  für  die  im  Sinne  des  §  3  der  Devisenordnung  befugten 
Personen.  Ausgenommen  jedoch  ist  die  im  §  10  Abs.  i  b  der 
Devisenordnung  vorgesehene  Abgabe  von  ausländischen  Zahlungs- 
mitteln zur  Bestreitung  von  Reisespesen.  Alle  nach  der  Devisen- 
ordnung zugelassenen  Geschäfte  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln 
sind  ausschließlich  im  Clearing  der  Devisenzentrale  abzuwickeln. 
§  2.  Als  Preise  für  ausländische  Zahlungsmittel  dürfen  nur  von 
der    Devisenzentrale    veröffentlichte    Kurse    verlautbart    werden; 
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jede  andere,  auch  nicht  ziffernmäßige  Mitteilung  über  die  Be- 
wertung der  Zahlungsmittel  ist  verboten.  §  3.  Uebertretungen 
dieser  Verordnungen  werden  nach  den  Strafbestimmungen  der 
Devisenordnung  geahndet.  §  4.  Die  Verordnung  tritt  am  19.  Juli 
1922  in  Kraft.  — 

Bei  der  Zuteilung  der  Devisen  wird  dabei  der  Verwendungs- 
zweck berücksichtigt,  indem  man  z.  B.  am  2.  August  1922  für 
den  Bezug  von  Getreide,  Mehl,  Speck  und  Kohle  etwa  70  %, 
für  Rohstoffe,  Fleisch  und  Halbfabrikate  bis  zu  40  %,  und  die 
übrigen  Anforderungen  etwa  10  %  Devisen  anwies, 

Daß  sich  diese  Maßnahmen  —  wie  sie  ähnlich  auch  von 
Ungarn  in  die  Wege  geleitet  wurden  —  in  ihrer  rigorosen 
Form  angesichts  der  Bedürfnisse  des  Verkehrs  werden  halten 
lassen,  ist  jedoch  nicht  anzunehmen.  Oder  es  kommt  zu  solchen 
Verhältnissen  wie  in  Sowjet-Rußland,  wo  mit  der  Zentrali- 
sierung des  Verkehrs  mit  ausländischen  Zahlungsmitteln  diese 
zwar  von  der  Staatsbank  an  Private  nicht  mehr  abgegeben,  nichts 
destotrotz  —  oder:  deshalb  aber  —  bei  den  vielen  geheimen 
Winkelbörsen  zum  Doppelten  oder  Dreifachen  der  amtlichen 
Kursnotierungen  gehandelt  werden. 

Noch  schneller  als  in  Deutsch-Oesterreich  hat  der  Gesetz- 
geber in  Jugoslawien  die  Prinzipien  seiner  Devisenpolitik 
gewechselt:  Durch  seine  Verordnung  vom  16.  Mai  192 1  hatte  er 
den  Valuten-  und  Devisenverkehr  zentralisiert ;  zwei  Monate  darauf 
hat  er  ihn  freigegeben  und  von  der  Ausfuhr  fremder  Zahlungs- 
mittel nur  Gold-  und  Silbermünzen  ausgenommen.  Als  bald  darauf 
aber  die  jugoslawische  Valuta  wegen  der  Exportunfähigkeit  des 
Landes  rapid  verfiel,  stellte  die  Verordnung  vom  i.  Oktober  den 
gesamten  Handel  mit  Valuten  und  Devisen  unter  die  Kon- 
trolle des  Finanzministers  und  der  National- 
bank. Die  Verfügungen  über  Auslandsguthaben  durch  Schecks, 
Akkreditive,  Zahlungsaufträge  usw.  sowie  der  Ankauf  solcher 
Guthaben  unterliegt  danach  einem  Bankzwange.  Untersagt  ist 
die  Eröffnung  von  Krediten  gegen  "Deponierung  fremder  Valuta 
sowie  grundsätzlich  auch  an  Ausländer  ohne  die  Zustimmung  der 
Nationalbank.  Auch  die  Geldausfuhr  im  Reiseverkehr  unterliegt 
starken  Beschränkungen. 

Daß  sich  diese  jugoslawischen  Bestimmungen  trotz  aller 
Wahrung  der  volkswirtschaftlichen  und  fiskalischen  Belangen  den 
Bedürfnissen  des  Im-  und  Exports  geschmeidiger  und  geschickter 
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anpassen    als    das    deutsch-österreichische    Devisenhandelsverbot, 
liegt   zutage. 

VI. 

Der   Bankerott   unserer   Devisenpolitik   und   die   Diktate 

von  Versailles  und  London. 

Wie  aus  meinen  bisherigen  Ausführungen  hervorgeht,  haben 
die  Außenhandelsstellen  wie  die  Reichsbank  und  der  Gesetzgeber 
bereits  viele  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Devisennot  ergriffen. 
Auch  die  Privatinitiative  hilft  in  diesem  Kampfe  redlich  mit,  und 
die  Opferfreudigkeit  breiter  Industrie-  und  Bankkreise  steht  außer 
Zweifel.  Das  Ergebnis  dieser  Maßnahmen  und  dieses  Ent- 
gegenkommens läßt  sich  freilich  in  keine  endgültigen  Zahlen  aus- 
drücken, da  alle  Faktoren  ja  nicht  nur  einmalig,  sondern  auch 
in  Zukunft  wirken ;  im  allgemeinen  wird  sich  aber  damit  jeder, 
der  unbefangen  die  Hemmungen  hierbei  mit  in  Rechnung  stellt, 
zufriedengeben  müssen. 

Wie  wir  uns  jedoch  andererseits  nicht  verhehlen  dürfen, 
reicht  das  Ergebnis  auch  nicht  entfernt  dazu  hin, 
unserer  Devisennot  oder  auch  nur  der  allge- 
meinen Dollarpsychose  zu  steuern.  So  wichtig 
der  moralische  Druck  sowie  der  Zwang  der  Verwaltung  und 
Gesetzgebung  ist  und  so  unentbehrlich  uns  ihre  Erträge  sind,  so 
gleichen  diese  doch  nur  den  Aktiven  eines  Schuldners,  dessen 
Passiven  zwanzigmal  größer  sind.  Auch  unsere  Devisen- 
politik ist  meines  Erachtens  völlig  bankerott. 
Auch  die  —  an  sich  notwendige  —  Ausgestaltung  von  allen  vor- 
erwähnten Gegenmaßnahmen  und  Kampforganisationen  wird  daran 
nichts  ändern.  Im  Gegenteil  muß  sich  bei  den  jetzigen  Wirtschafts- 
bedingungen die  Lage  in  den  folgenden  Jahren  noch  verschärfen. 
Denn  unsere  jährlichen  Milliardenleistungen  an  die  Siegerstaaten 
werden  immer  stärker  auf  unsere  öffentlichen  und  privaten  Finanzen 
wirken.  Auch  wird  der  Devisenbedarf  unserer  Einfuhr  fortgesetzt 
wachsen. 

Und    wer  ist    schuld    an    unserer    Devisennot? 

Was    soll    geschehen.? 

Nun,  Herr  P  o  i  n  c  a  r  e  behauptet  in  seiner  Note  vom  i.  August 
1922  an  unsern  Pariser  Botschafter,  deutsche  Schuldner  der  ver- 
bündeten Ausgleichsämter  hätten  durch  Ankäufe  von  Auslands- 
devisen zu  dem  gegenwärtigen  Sturze  der  Mark  beigetragen.    Diese 
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französische  Uebertreibung  entstellt  die  Wirklichkeit  in  gemeinge- 
fährlicher Art.  Als  wir  oben  (besonders  unter  II  i,  III  3  und  4  sowie 
unter  IV)  die  verschiedenen  Gruppen  der  Devisenkäufer  im  ein- 
zelnen durchgingen,  sahen  wir,  daß  den  Hauptfaktor  hierbei  die 
Reichsbank  bildet,  welche  zu  Reparationszwecken  Devisen  im 
großen  einkaufen  muß.  .  Sodann  ist  für  unseren  Import  die 
Devise  eine  Lebensbedingung  sine  qua  non.  Diesen  beiden  Fak- 
toren gegenüber  spielt  die  Beteiligung  des  wilden  Spekulanten 
—  einschließlich  der  Ententeoffiziere  in  unsern  be- 
setzten Gebieten  —  keine  wesentliche  Rolle. 

Wenn  wir  daher  auch  die  Valutahyänen  mit  allen 
moralischen  und  gesetzlichen  Mitteln  auszuschalten  suchen  und 
wenn  auch  ferner  alle  Verwaltungsstellen  und  die  Gesetzgebung 
ihre  Maßnahmen  unter  geschmeidiger  Anpassung  an  die  Lage 
und  die  steten  Veränderungen  unserer  Privat-  und  Volkswirtschaft 
ausgestalten  müssen,  wie  ich  dies  bereits  oben  gelegentlich  an- 
gedeutet habe,  so  können  wir  dennoch  das  Devisenproblem 
so  lange  nicht  lösen,  wie  unsere  Zahlungsbilanz 
derartig  passiv  ist.  Sie  müßten  wir  daher  zuerst 
in  Ordnung  bringen.  Aber  wie  können  wir  das  nach 
unserer  Entwickelung  zum  Industriestaate,  solange  man  uns  die 
Bezugsmärkte  der  Kolonien  sperrt  und  die  anderen  Länder  unsere 
Ausfuhr  durch  Einfuhrkontingentierungen  und  -Verbote,  durch 
»Sanktionen«  und  Antidumpinggesetze,  durch  Liquidationen  und 
Zerstörungen  vieler  unserer  Betriebe  sowie  durch  die  anderen  Mittel 
des  immer  noch  gegen  uns  geführten  Wirtschaftskrieges 
hemmt,  solange  man  in  unsere  Zollgrenzen  westlich  und  östlich 
Löcher  reißt  und  vornehmlich,  solange  man  von  uns  Reparations- 
zahlungen verlangt,  die  weit  über  unsere  wirtschaftliche  und 
finanzielle    Leistungsfähigkeit  gehen. 

Wie  stark  derartige,  politische  Momente  und  besonders  die 
schwankende  Beurteilung  der  Reparationsfrage  den  Devisenkurs 
beeinflussen,  lehrt  fast  jeder  Börsenbericht.  Als  uns  z.  B.  ziemlich 
unvermutet  Ende  November  192 1  die  Fata  Morgana  eines  Mora- 
torium für  unsere  Reparationsleistungen  erschien,  fiel  der  Dollar- 
kurs an  der  Berliner  Börse  binnen  dreier  Tage  von  275  auf 
180  Mark.  Aehnlich  hob  sich  der  Mark-  und  Kronenwert,  sooft 
die  Siegerstaaten  uns  oder  Deutsch-Oesterreich  eine  internationale 
Anleihe  in  Aussicht  stellten  oder  unserm  alten  Bundesgenossen 
ertragreiche  Teile  der  Generalpfänder  freigaben.     Wie  bröckelten 
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andererseits  sofort  wieder  die  Kurse  unserer  Valuta  ab,  wenn  sich 
unsere  Hoffnungen  hierauf  oder  auf  die  Konferenzen  von  Washing- 
ton, Genua  und  dem  Haag  betrogen  sahen,  wenn  uns  auch  die 
amerikanische  Finanz  keine  Hilfe  leistete,  wenn  England  wegen 
seiner  schwierigen  Lage  den  überspannten  Machtgelüsten  Frank- 
reichs nicht  wirksam  genug  entgegentreten  konnte  und  man  uns 
dazu  noch  unsere  Kohlen-  und  Industriebasis  schmälerte. 

Und  ähnlich  äußerte  sich  zu  den  Ereignissen  der  jüngsten 
Vergangenheit  Reichskanzler  Dr.  W  i  r  t  h  in  seinem  Interview 
vom  i6.  August  1922  :  »Vor  der  ersten  Drohnote  der  französischen 
Regierung  vom  26.  Juli  1922  stand  der  Dollar  noch  auf  450, 
nachher  stieg  er  bis  800.  Nach  der  zweiten  Drohnote  vom 
5.  August  1922  stieg  er  fast  bis  auf  900  und  nach  dem  ergebnis- 
losen Abbruch  der  Londoner  Konferenz  auf  1050.  Diese  Etappen 
zeigen  die  wirklichen  Gründe  für  den  Marksturz.  Wenn  auch 
der  französische  Ministerpräsident  demgegenüber  in  seiner  Rede 
an  die  Presse  in  London  versucht,  Deutschland  die  Schuld  an 
dem  Marksturz  zuzuschieben,  und  behauptet,  Deutschland  habe 
den  Beweis  geliefert,  daß  es  die  systematische  Entwertung  der 
Mark  verfolge,  so  wird  er  wenige  außerhalb  der  Grenzen  Frank- 
reichs finden,  die  ihm  das  glauben,  und  auch  in  Frankreich  gibt 
es  viele  Einsichtige,  die  solche  unwahrscheinliche  Behauptungen 
nicht  mehr  ernst  nehmen;  hat  doch  selbst  der  »Temps«  vor 
wenigen  Tagen  festgestellt,  daß  die  deutsche  Regierung  erst  vor 
kurzem  ernsthafte  Anstrengungen  gemacht  hat,  um  den  Markkurs 
zu  befestigen.  Allerdings  knüpft  der  »Temps«  daran  die  unrichtige 
Beschuldigung,  daß  die  deutsche  Regierung  zu  dieser  Stützungs- 
aktion unberechtigterweise  Devisen  verwendete,  die  sie  der  Repara- 
tionskommission entzogen  habe«. 

Für  alle  angedeuteten  Maßnahmen  des  Wirtschaftskrieges 
bilden  bekanntlich  der  sogenannte  Friedensvertrag  von  Versailles 
und  das  noch  darüber  hinausgehende  Londoner  Finanzdiktat  vom 
10.  Juni   192 1   die  Grundlagen    und  Handhaben  ^).     Die   Revision 


i)  Ueber  das  Londoner  Ultimatum,  die  Verluste  an  unserem  Volksvermögen, 
die  daraus  resultierende  Passivität  unserer  Zahlungsbilanz  usw,  unterrichten  ausge- 
zeichnet die  beiden  Werke  von  Behnsen  und  Genzmer  >Valutaelend  und  Friedens- 
vertrag« und  »Die  Folgen  der  Markentwertung«  (Leipzig  (1921),  ferner  die  beiden 
Schriften  von  Keynes,  Professor  in  Oxford,  »Der  Friedensvertrag  von  Versailles« 
(Berlin  1921)  und  »Die  wirtschaftlichen  Folgen  des  Friedensvertrages  (1921)«  sowie 
Arndt:  Deutschlands  wirtschaftliche  Not  und  der  Friede  von  Versailles. 
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dieser  Dokumente,  die  ja  schon  wiederholt  zugunsten 
unserer  Gegner  abgeändert  worden  sind,  würde  freilich 
das  ganze  Bild  verändern,  das  sich  anfänglich  die  Siegerstaaten 
von  der  Weltwirtschaft  gemacht  haben  und  an  dem  Herr  P  o  i  n- 
c  a  r  e  immer  noch  festhält.  Aber  schon  mehren  sich  die  Stimmen 
einsichtiger  Volkswirte,  Industrieller  und  Politiker  nicht  nur  in 
EngiJ.nd,  sondern  auch  in  Amerika  und  sogar  im  unversöhnlichen 
Frankreich,  nach  denen  der  offene  Bankerott  Deutschlands  und 
Deutsch-Oesterreichs  die  Bezugs-  und  vor  allem  die  Absatzkrise 
in  der  ganzen  Welt  in  ungeahnter  Weise  verschärfen  und  wahr- 
scheinlich ganz  Mitteleuropa  dergestalt  in  die  Arme  des  Bolsche- 
wismus treiben  würde,  daß  die  Revolution  der  gesamten  Welt 
schwerlich  noch  aufzuhalten  wäre.  Schon  mehren  sich  auch 
drüben  die  Stimmen,  die  unsere  Zahlungsverpflichtungen  und 
-bedingungen  unserer  wahren  Leistungsfähigkeit  anpassen  wollen 
und  der  öffentlichen  Meinung  Projekte  über  die  praktische  Durch- 
führung ihrer  Vorschläge  unterbreiten,  von  denen  viele  —  und  zwar 
die  wichtigsten  —  planetarischen  Charakter  besitzen.  Auch  unsere 
Devisennot  steht  und  fällt  also  mit  unsern  Reparationssorgen,  mit 
den  unerfüllbaren  Forderungen  des  Vertrages  von  Versailles  und 
des  Londoner  Finanzdiktats ,  sowie  mit  dem  unerhörten  Wirt- 
schaftskriege, den  sich  die  Siegerstaaten  immer  noch  gegen  uns 
zu  führen  erlauben.  Siegen  sie  noch  einmal  —  so  sind  sie 
verloren !  — 
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Wirtschaftliche  Unternehmungen  durch  den  Staat  zu  betreiben 
oder  sie  doch  in  seinen  Besitz  zu  bringen,  um  ihm  den  Ertrag 
zu  verschaffen,  ist  auf  allen  Gebieten  der  Volkswirtschaft  versucht 
worden.  Nicht  immer  sind  solche  Staatsbetriebe  rentabel  ge- 
wesen, noch  mehr  hat  man  vielfach  ihre  technische  Brauchbar- 
keit angegriffen.  Trotzdem  haben  sie  im  letzten  Menschenalter 
überraschende  Ausdehnung  gewonnen. 

Immerhin  schien  vor  dem  Kriege  der  Höhepunkt  (relativ, 
nicht  absolut  gerechnet)  überschritten  zu  sein.  Der  Welt- 
krieg jedoch  hat  diese  absteigende  Entwicklungsrichtung  von 
neuem  umgebogen.  Da  es  den  kriegführenden  Staaten  weniger 
auf  Geld  als  auf  die  Sicherheit  ankam,  verstärkte  Produktions- 
oder Verkehrsleistungen  innerhalb  verbürgter  Frist  zu  erhalten, 
legten  sie  die  Hand  auf  mancherlei  Betriebe,  die  sie  im  Frieden 
dem  Privatunternehmungsgeist  überlassen  haben  würden.  Die 
Grenze  zwischen  neuem  Staatsbetrieb  und  zwangswirtschaftlicher 
Verwaltung  von  Privatbetrieben  ist  dabei  schwer  zu  ziehen. 

Eine  Ueberraschung  war  es  vor  allem,  daß  der  Staat  sich 
nunmehr  auch  der  Reederei  bemächtigte.  In  den  letzten  lOO 
Jahren  hat  kein  Staat  ernsthaft  daran  gedacht,  eine  überseeische 
Schiffahrtslinie  auf  eigene  Faust  zu  betreiben  oder  auch  nur  in 
seinen  Besitz  zu  bringen,  um  sie  zu  verpachten.  Der  Krieg  aber 
mit  seiner  ungeheuren  Steigerung  der  Transportansprüche  bei 
sinkender  Transportmöglichkeit  ließ  die  kriegführenden  Staaten 
entschlossen  auch  nach  der  Kauffahrteiflotte  greifen.  Voran  ging 
Australien,  es  folgte  Kanada  nebst  mehreren  anderen  Staaten 
(Portugal,  Belgien  usw.).    Den  größten  Umfang  erhielt  die  Staats- 
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reederei  in  den  USA.  Noch  heute  verwaltet  das  dortige  Schifif- 
fahrtsamt  mehr  als  die  Hälfte  des  gewaltigen  Tonnenraums,  der 
in  den  Vereinigten  Staaten  während  des  Krieges  gebaut  wurde. 
Es  arbeitet  mit  ungeheurem  Verlust,  ein  sehr  großer  Teil  seiner 
Fahrzeuge  verfault  unbenutzt  an  den  Kais, 

Untersuchen  wir,  wie  sich  das  Staatsreedereigeschäft  unter 
den  eigenartigen  Verhältnissen  Kanadas  entwickelte.  Schon  im 
April  1 9 1 6  brachte  die  englische  Presse  die  aus  Ottawa  ge- 
kabelte Nachricht:  Angesichts  der  schwierigen  Lage  des  Frachten- 
marktes beabsichtigt  die  kanadische  Regierung  die  Gründung 
einer  eigenen  Handelsflotte  zwecks  Verschiffung  von  Getreide 
und  anderen  in  Europa  benötigten  Waren.  Zu  diesem  Zwecke 
sollten  Unterstützungsgelder  zum  Bau  einer  gewissen  Anzahl  von 
Schiffen  gewährt  werden.  Indessen  sei  noch  unbestimmt,  ob  die 
Regierung  selbst  als  Eigentümerin  der  zukünftigen  Reederei 
auftreten  werde.  Wenn  möglich,  sollten  sämtliche  Schiffe  in 
Kanada  gebaut  werden ;  doch  sei  für  den  Fall,  daß  die  kanadi- 
schen Werften  nicht  den  ganzen  Auftrag  in  bestimmter  Zeit  aus- 
führen könnten,  die  Vergebung  eines  gewissen  Tonnengehalts  an 
Werften  in  den  Vereinigten  Staaten  vorgesehen. 

Man  mochte  die  Nachricht  als  Versuchsballon  betrachten. 
In  der  Tat  sah  die  Regierung  zunächst  von  der  Durchführung 
eines  so  weit  gespannten  Programms  ab.  Den  ersten  Schritt  zur 
Schaffung  einer  staatlichen  Handelsflotte  tat  sie  im  Herbst 
I  9  I  6  durch  Kundgebung  ihrer  Absicht,  zwischen  den  kanadi- 
schen Häfen  der  atlantischen  und  der  pazifischen  Küste  eine 
staatliche  Schiffahrtslinie  durch   den  Panamakanal    einzurichten  i). 

Wenige  Monate  später  wurde  bekannt,  daß  auch  die  P  r  o- 
vinzialregierung  von  Brit.  Columbia  (im  Sommer 
1918)  einen  staatlichen  D  a  m  p  f  e  r  d  i  e  n  st  zwischen  Van- 
couver  einerseits  und  New  York  und  Philadelphia  anderseits 
durch  den  Panamakanal  einrichten  wolle^). 

Gleichzeitig  erfuhr  man,  daß  diese  Provinzialregierung  .sich 
entschlossen  habe,  den  Schiffbau  durch  H  i  1  f  s  g  e  1  d  e  r  zu 
unterstützen  und  zwar  zunächst  für  den  Bau  von  12  Standard- 
schiffen, wovon  8  für  die  »Canada  West  Coast  Navigation  Co.« 
bestimmt  waren.  Es  handelte  sich  um  Fünfmastschooner  von  je 
2500  t  mit  Dieselmotoren  von  230  PS,  die  eine  Geschwindigkeit 

i)  Boston  News  Bureau  vom  30.  November   1916. 
2)   »Fairplay«  vom  34.  Mai   1917. 
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von  7^2  Knoten  in  der  Stunde  gewährleisten  sollten.  Die  Kosten 
jedes  Neubaus  stellten  sich  auf  rund  200000  Dollars^).  Indessen 
brauchten  diese  Schiffbauprämien  oder  die  leihweise  Hergabe 
von  Schiffbaugeldern  ja  noch  nicht  zum  Bau  einer  Staats- 
flotte  zu  führen,  so  daß  hier  von  der  Schiffbauprämienpolitik  der 
Provinz  Brit.  Columbia  wie  von  den  gleichartigen  Bestrebungen 
der  Provinz  Neuschottland  und  der  kanadischen  Gesamtregierung 
nicht  weiter  die  Rede  sein  soll. 

Der  Beginn  einer  staatlichen  Handelsflotte  wurde 
dann  mit  dem  Ankauf  zweier  großer  Schiffe  durch  die  kanadische 
Regierung  zwecks  Beförderung  von  Kohlen  von  den  Gruben  von 
Neuschottland  nach  Montreal  gemacht;  hier  herrschte  große 
Kohlenknappheit.  Die  Regierung  beabsichtigte,  noch  weitere 
Fahrzeuge  zur  Kohlenbeförderung  anzukaufen. 

Der  eigentliche  Grund  des  Aufbaus  der  staatlichen  Handels- 
flotte Kanadas,  die  aus  diesen  Anfängen  hervorwuchs,  ist  jedoch 
in  dem  Beispiel  Australiens  und  mehr  noch  in  dem  weit  gewal- 
tigeren der  Vereinigten  Staaten  zu  sehen.  Beide  Staaten  wollten 
durch  den  Aufbau  ihrer  Kauffahrteiflotte  bestimmenden  Einfluß 
auf  die  Frachtsätze  und  die  Entwicklung  des  Ueberseehandels 
gewinnen.  Nach  Beendigung  des  Krieges  —  so  rechnete  man 
allenthalben  —  werde  ein  scharfer  Wettbewerb  um  Rohstoffe, 
Nahrungsmittel  und  Tonnenraum  anheben;  eine  staatliche  Handels- 
flotte biete  die  beste  Gewähr  dafür,  daß  Kanada  bei  diesem 
Wettbewerbe  nicht  in  den  Hintergrund  gedrängt  werde.  Der 
Krieg  habe  die  Produktion  des  Landes  in  vielen  Beziehungen 
entwickelt  und  erweitert;  es  müsse  darauf  bedacht  sein,  für  seine 
Erzeugnisse  Absatzgebiete  in  Westindien,  Südamerika,  Süd- 
afrika. Australien,  Neuseeland,  China,  Japan,  Sibirien  und  Indien 
zu  finden.  Aus  der  kanadischen  Handelsstatistik  des  Fiskaljahres 
1915/16  ergab  sich,  daß  40%  der  Ausfuhr  über  die  Häfen  der 
Vereinigten  Staaten  gegangen  waren,  während  sich  von  den 
übrigen  60  %  nur  ein  geringer  Bruchteil  kanadischer  Schiffe  be- 
dienen konnte:  nur  288  kanadische  Dampfer  kamen  in  Betracht 
gegenüber  1316  britischen  und  819  fremden.  Selbst  wenn  sich 
also  ein  Verlust  aus  dem  staatlichen  Reedereibetrieb  ergeben 
sollte^  würde  doch  der  kanadische  Handel  aus  dem  Vorhanden- 
sein einer  angemessenen  Handelsflotte  Vorteile  ziehen.  Beispiels- 
weise meinten  sowohl  die   »Financial  News«   wie  die  in  Toronto 


1)  >Lloyd's  List«  vom  5.  Juni   191 7. 
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erscheinende  »Monetary  Times«,  daß  man  ruhig  einen  sich  über 
mehrere  Jahre  verteilenden  etwaigen  Verlust  von  einigen  Millio- 
nen Dollars  aus  dem  Reedereibetrieb  in  Kauf  nehmen  könne, 
falls  dadurch  erreicht  werde,  daß  dem  Außenhandel  jährlich  einige 
Millionen  Dollars  Gewinn  zugeführt  würden. 

So  sprang  denn  der  kanadische  Staat  mit  beiden  Füßen  in 
das  Unternehmen  der  staatlichen  Handelsschiffahrt  hinein.  Ge- 
blendet von  dem  Beispiel  seines  südlichen  Nachbarn  gab  er 
Dutzende  von  Schiffen  auf  heimischen  Werften 
in  Bestellung.  Erst  gegen  Jahresanfang  1918 
freilich  nahmen  diese  Pläne  so  feste  Gestalt  an,  daß  etwa  30 
(nach  amerikanischen  Mitteilungen  40)  Dampfer  von  3000  bis 
8  200  t  dw  bestellt  werden  sollten.  Der  Kiel  des  ersten  Schiffes 
(eines  Frachtdampfers  von  8  200  t  dw  und  1 1  Seemeilen  Ge- 
schwindigkeit) wurde  bei  Vickers  in  Montreal  gelegt.  Das  Bau- 
programm sollte  »möglichst«  bis  Mitte  1919  ausgeführt  sein.  Für 
die  Bestellung  kamen  12  Werften  in  Kanada  in  Betracht,  auf 
denen  damals  noch  28  Schiffe  von  je  2  400  bis  8  800  t  dw,  zu- 
sammen etwa  140000  t  dw,  meist  für  die  englische  Regierung 
bestimmt,  in  Bau  waren.  Nach  Fertigstellung  dieser  Tonnenzahl 
durften  diese  Werften  nur  noch  Aufträge  der  kanadischen  Re- 
gierung entgegenehmen. 

Die  kanadische  Werftindustrie  ist  also  durch  die  dortige  Re- 
gierung nicht  mobilisiert  worden,  um  England  aus  seiner  Fracht- 
raumnot |"zu  helfen,  vielmehr  hat  England  selbst  (und  zwar  der 
Imperial  Munitions  Board)  die  kanadischen  Werften  mit  großen 
Aufträgen  versehen;  es  handelte  sich  um  44  Schiffe,  deren  Her- 
stellung den  kanadischen  Stahlschiffbau  in  Gang  brachten.  Die 
letzten  dieser  Fahrzeuge  wurden  1919  abgeliefert.  Inzwischen 
hatte  die  kanadische  Regierung  der  englischen  dann 
einen  Strich  durch  die  Rechnung  gemacht,  indem  sie  bestimmte, 
daß  die  größten  kanadischen  Werften  zunächst  nur  noch  für  die 
kanadische  Staatsflotte  Schiffe  bauen  dürften.  Wie  der  austra- 
lische Erstminister  Hughes  die  Notwendigkeit  einer  ungehinderten 
australischen  Weizenausfuhr  als  Hauptgrund  für  die  Schaffung 
der  australischen  Staaatskauffahrteiflotte  genannt  hatte,  so  schützte 
man  in  Kanada  vor:  man  sei  zu  diesem  Bauprogramm  gezwungen 
infolge  des  Ankaufs  des  Eisenbahnnetzes  der  Canadian  Northern 
und  Grand  Trunk  Pacific  ^). 

i)  »Times  Trade  Supplement«   vom    11.  Oktober   1919. 
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Früher  trat  die  kanadische  Flagge  im  überseeischen  Verkehr 
stark  zurück,  zumal  da  die  großen  Meeresdampfer  der  Canadian 
Pacific  dem  englischen  Schififsregister  angehören.  Im  kanadischen 
Register  waren  größtenteils  Binnenschiffe  und  Küstenfahrzeuge 
eingetragen.  1913  waren  es  1200486,  bis  19 18  stieg  die  Räumte 
auf  I  390615  Brutto-Register- Tonnen ;  davon  waren  904008  t 
Dampfer.  Da  sich  diese  Dampferräumte  auf  4  366  Schiffe  ver- 
teilt, ergibt  sich,  daß  es  sich  um  recht  geringe  Durch- 
schnittsgrößen handelt ;  auch  Fahrzeuge  mit  einem  Raum- 
gehalt von  weniger  als  100  Br.-R.-T.,  die  von  der  Schiffahrtsstati- 
stik der  meisten  anderen  Seefahrtsländer  nicht  mitgezählt  werden, 
sind  inbegriffen. 

Das  erste  für  die  kanadische  Regierung  bestimmte  Fahrzeug 
wurde  am  11.  Juni  1918  auf  Kiel  gelegt  und  am  22.  Februar 
1919  abgeliefert.  Das  gesamte  Bauprogramm,  zu  dessen 
Ausführung  das  Parlament  mehr  als  70  Millionen  Dollars  bewilligte, 
umfaßte  Ende  1919  56  Schiffe  mit  einer  Gesamttragfähigkeit  von 
340000  t;  darunter  2  Schiffe  von  je  10  500  t,  25  von  je  8350  t, 
8  von  je  5  100  t  dw,  die  übrigen  kleiner;  die  beiden  kleinsten 
sollten  je  2  800  t  dw  haben. 

Bis  November  1919  wurden  16  Dampfer  abgeliefert,  7  weitere 
vom  Stapel  gelassen,  26  waren  im  Bau,  bei  7  hatte  die  Arbeit 
noch  nicht  begonnen.  Insgesamt  sollten  die  56  Schiffe  64944584 
Dollars  kosten,  so  daß  sich  für  die  Tonne  dv;  der  Durch- 
schnittspreis auf  194  Dollars  stellte  ;  er  schwankte  zwischen 
167Y2  und  217  Dollars.  Nach  den  damaligen  Devisenkursen  in 
englische  Währung  umgerechnet,  bedeutet  das  einen  Durchschnitts- 
preis von  50  ^  5  s  für  die  Tonne  dw,  mithin  für  die  Durchfüh- 
rung des  gesamten  Bauplans  16  825  020  £.  Das  englische  Schiff- 
fahrtsblatt »Fairplay«  meinte,  das  seien  14  Millionen  Pfund  mehr, 
als  die  Schiffe  in  Friedenszeiten  gekostet  hätten ;  und  da  manche 
der  Neubauten  erst  nach  geraumer  Zeit  fertiggestellt  werden 
würden,  sei  zu  befürchten,  daß  der  zu  erwartende  Frachtenrück- 
gang bereits  eingetreten  sei,  bevor  die  kanadische  Regierung  ge- 
nügende Beträge  abgeschrieben  habe.  Es  sei  nicht  unwahrschein- 
lich, daß  der  Marktwert  der  Schiffe  um  15  —  20  Pfund  für  die 
Tonne  dw  zurückgehe.  Ob  die  kanadische  Regierung,  sobald  der 
Verlust  am  Markte  erkennbar  werde,  das  Parlament  bewegen 
könne,  noch  neue  Aufwendungen  für  die  entwerteten  Schiffe  zu 
machen,  sei  zweifelhaft. 
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Dennoch  erteilte  die  kanadische  Regierung  noch  weitere 
Bauaufträge,  um  die  Zahl  der  Schiffe  auf  70  zu  bringen. 
Bis  Ende  1919  erhöhte  das  Parlament  seine  Bewilligungen  auf 
75  Millionen  Dollars,  von  denen  etwa  59V2  Millionen  ausgegeben 
waren.  Bis  Ende  1920  sind  davon  52  Schiffe  zu  Wasser  gelassen 
worden,  von  denen  Anfang  1921  43  in  Fahrt  kamen,  so  daß  das 
Programm  zu  zwei  Dritteln  durchgeführt  war.  Zwei  der  bestellten 
Schiffe  waren  um  diese  Zeit  noch  nicht  begonnen.  Man  hoffte, 
auch  sie,  wie  die  noch  auf  Stapel  liegenden,  —  darunter  2  Neu- 
bauten von  je  10500  t  —  in  Halifax  bis  zum  Herbst  192 1  zu 
vollenden. 

Für  die  Betriebsführung  gründete  die  Regierung  eine  Gesell- 
schaft unter  dem  Namen  »Canadian  Government  Mer- 
chant  Marine«,  die  im  Winter  1919/20  mit  Fahrten  zwischen 
St.  John  und  London  begann,  deren  Ausgangspunkt  im  Sommer 
nach  Montreal  zurückverlegt  wird.  Weitere  Linien  wurden  nach 
Brasilien,  Argentinien  und  Mittelamerika  geplant.  Sie  alle  sollen 
dem  kanadischen  Außenhandel  dienen.  Neue  Linien  wurden  z.  B. 
eröffnet  Januar  1921  von  Vancouver  nach  Singapore  und  Kalkutta, 
während  von  den  atlantischen  Häfen  Kanadas  über  den  Suez- 
kanal eine  andere  Linie  ebenfalls  nach  Kalkutta  führt,  so  daß  der 
Erdball  durch  einen  kanadischen  Dampferdienst  umspannt  wird; 
ferner  eine  Linie  von  den  atlantischen  Häfen  Kanadas  nach  Au- 
stralien und  Neuseeland.  Sie  fordert  dieselben  Frachtsätze 
wie  die  amerikanischen  Schiffe  von  New  York  aus.  Da  jedoch 
die  kanadische  Valuta  um  etwa  11  %  niedriger  stand  als  der 
Vereinigte  Staaten-Dollar  (mittlerweile  hat  diese  Devisenspannung 
etwas  nachgelassen),  so  war  ein  Anreiz  zur  Benutzung  der 
kanadischen  Linie  gegeben. 

Auch  sonst  scheinen  die  Aussichten  für  die  kanadische  Kauf- 
fahrteiflotte  im  Wettbewerb  wenigstens  mit  den  USA-- 
Regierungsschiffen  nicht  ungünstig  zu  sein.  Die  Schiff- 
baukosten in  Kanada  sind  etwas  niedriger;  für  die  Tonne  dw 
der  Stahlschiffe  gab  die  kanadische  Regierung  etwa  192  kanadische 
Dollars,  während  das  USA. -Schiffahrtsamt  durchschnittlich  200 
bis  216  amerikanische  Dollars  anlegen  mußte.  Die  Mannschafts- 
kosten halten  sich  in  noch  weiterem  Abstand  von  denen  der 
Unionschiffe:  sie  belaufen  sich  nur  auf  ungefähr  ein  Drittel  des 
Betrags  für  amerikanische  Schiffe  gleicher  Größe. 

Völlig  anders  aber  liegen  die  Dinge  bei  einem  Vergleich  der 
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kanadischen  Bau-  und  Betriebskosten  mit  denen  anderer 
Länder.  Der  kanadische  Dollar  ist,  wenn  ihn  auch  die  ameri- 
kanische Schwesterwährung  übertrifft,  im  Vergleich  zu  allen 
übrigen  Wechselkursen  überwertig.  Auch  der  englischen  Valuta 
ist  er  überlegen.  Da  ferner  die  Baukosten  in  Kanada  nicht  un- 
beträchtlich höher  liegen  als  in  England,  ist  an  einen  erfolg- 
reichen Wettbewerb  mit  englischen  Schiffen  oder  denen  anderer 
europäischer  Nationen  nicht  zu  denken.  Die  75  Millionen  Dollars, 
die  in  den  kanadischen  Regierungsschiffen  angelegt  sind,  lassen 
sich  daher  nur  dann  verzinsen  und  allmählich  tilgen,  wenn  die 
Weltkonjunktur  der  Schiffahrt  günstige  Beschäftigung  und 
hohe  Frachtsätze  bietet.  Beides  ist  jedoch  weder  im  Augenblick 
der  Fall  noch  für  die  nächsten  Jahre  zu  erwarten.  Die  Fracht- 
sätze sind  auf  der  Strecke  England-Nordamerika  noch  schärfer 
zusammengebrochen  als  auf  anderen:  stehen  sie  doch  sogar  nie- 
driger als  1914.  Die  höchsten  und  niedrigsten  Frachtsätze  auf 
der  Northern  Range  —  England  für  Weizen  und  Mais  (je  480 
englische  Pfund)  beliefen  sich  in  s  und  d 


Jahr 

höchster  Frachtsatz 

niedrigster  Frachtsatz 

igi2 

4/3 

2/6 

1913 

4/0 

1/9 

1914 

7/6 

1/9 

1915 

17/6 

7/3 

1916 

32/6 

7/9 

1917 

46/- 

25/- 

1918 

57/6* 

50/-* 

1919 

17/6 

8/65 

1920 

15/- 

7/3 

Januar   1921 

6/9 

6/— 

Februar   1921 

— 

— 

März  1921 

6/0 

5/6 

April   192 1 

6/3 

5/9 

Seither  sind  sie  noch  weiter  gefallen. 

Dem  Bericht  über  das  erste  Geschäftsjahr  der  kanadi- 
schen staatlichen  Handelsflotte  sah  man  mit  großer  Spannung 
entgegen.  Angeblich  war  mit  19  in  Fahrt  gewesenen  kanadischen 
Regierungsschiffen  ein  Gewinn  von  1406000  $  erzielt  worden. 
Als  jedoch  der  Marineminister  dem  Parlament  Anfang  April  den 
Bericht  erstattete,  ergab  sich,  daß  in  dem  ersten  Geschäftsjahr, 
das  mit  dem  31.  Januar  1921  abschloß,  das  also  noch  überwiegend 
in  eine  Periode  hoher  Frachtsätze  fiel,  nur  ein  Gewinn  erzielt 
wurde,  der  nicht  mehr  als  eine  2^3  %  Verzinsung  des  Kapi- 
tals von  50  Millionen  $  ergab.  Diese  50  Millionen  waren  durch 
die  »Siegesanleihe«  aufgebracht  worden,    die  mit  5^/2  %   verzinst 
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■werden  muß.  Tatsächlich  hat  sich  also  ein  Fehlbetrag  von 
172 — 2  Millionen  $  ergeben,  der  zu  Lasten  der  Staatskasse  er- 
geht. Da  nun  weitere  25  Millionen  Dollars  für  die  bereits  in 
Auftrag  gegebenen  Schiffe  investiert  werden  müssen,  würde 
der  Fehlbetrag  selbst  dann,  wenn  sich  die  Schiffahrtskonjunktur 
wieder  erheblich  bessern  sollte,  ungünstig  sein.  Steht  aber  die 
Weltwirtschaft  weiter  unter  dem  Druck  der  heutigen  beispiellosen 
Krisis,  so  dürfte  die  Belastung  der  Staatskasse  in  noch  wesent- 
lich höheren  Ziffern  zum  Ausdruck  kommen.  Da  Kanada  zudem 
schon  seit  längerer  Zeit  sehr  beträchtliche  Summen  an  Schiff- 
fahrtss  ubventionen  zahlt,  —  die  Gesamtsumme  belief 
sich  beispielsweise  1910  auf  i  763  373  Dollars  —  so  werden  in 
Zukunft  die  Zuschüsse  des  Staates  für  die  Handelsflotte  sich  auf 
mindestens  4  Millionen  Dollars,  wahrscheinlich  auf  eine  noch 
viel  höhere  Ziffer,  stellen. 

Im  Parlament  und  in  der  Presse  ist  man  im  Laufe  des 
Jahres  1920  allmählich  zweifelhaft  über  die  Zweckmäßig- 
keit dieses  Unternehmens  geworden.  Zeitungen,  die  zunächst 
die  Politik  der  Regierung  lebhaft  unterstützt  hatten,  vollzogen 
allmählich  eine  Schwenkung.  Die  Erkenntnis  brach  sich  Bahn, 
daß  es  richtiger  gewesen  wäre,  das  Bauprogramm  1919  abzu- 
schließen, als  schon  eine  beträchliche  Zahl  von  Schiffen  fertig- 
gestellt war,  und  den  vorhandenen  Frachtraum  an  private  Ree- 
dereien zu  verkaufen.  Zudem  ergab  sich  aus  dem  Bericht  des 
Marineministers  im  April  1921,  daß  die  kanadischen  Verlader  und 
Exporteure  sich  der  Verschiffungsmöglichkeiten,  die  ihnen  durch 
die  Staatsflotte  geboten  wurden,  keineswegs  ausgiebig  genug  be- 
dient hatten,  so  daß  die  Ladefähigkeit  der  Schiffe  durchweg  nicht 
voll  ausgenutzt  wurde  und  manche  Reisen  mit  beträchtlichen 
Verlusten  abschlössen. 

Von  einer  Rentabilität  der  Regierungsschiffe  kann  (zu- 
mal bei  den  heutigen  Frachtsätzen)  keine  Rede  sein.  Ihre 
Baukosten  stellten  sich  auf  durchschnittlich  192  Dollars  die  Tonne 
dw,  während  für  Neubauten  Anfang  1921  nur  noch  70 — 80  Dol- 
lars gezahlt  wurden.  Und  die  Betriebskosten?  Nach  den  An- 
gaben des  kanadischen  Marineministers  beliefen  sich  die  Monats- 
heuern für  die  aus  41  Köpfen  bestehende  Besatzung  eines  Schiffes 
von  8  100  t  dw  1): 

i)   »Wirtschaftsdienst«  vom  6.   Mai   192 1   S.  239  f, 
Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1932/23.     3.  27 
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für  ein  kanadisches  Regierungsschiff  auf  3  750  $ 

für  ein  Schiff  unter  der  Unionsflagge  auf  5315    » 

»  »         »  »       britischer  Flagge  auf  3  924    » 

»  >         >  »       norwegischer  Flagge  auf  3  378    » 

»  >         »  »       japanischer  Flagge  auf  2  869    » 

Trotzdem  möchte  die  Regierung  die  staatliche  Handelsflotte 
nicht  aufgeben.  Sie  behauptet,  die  finanziellen  Ergebnisse  seien 
gar  nicht  so  schlecht.  Im  Finanzjahr  1919/20  habe  der  Roh- 
gewinn 1406000  Dollar,  der  Reingewinn  3448030  Dollar  be- 
tragen. Für  das  Wirtschaftsjahr  1920/21  ist  zunächst  nur  der 
Rohgewinn  bekannt,  der  auf  781  460  Dollar  zurückgegangen  ist. 
—  Das  Vorjahr  lag  noch  ganz  in  der  Hochkonjunktur,  die  Lebens- 
fähigkeit der  kanadischen  Flotte  kann  sich  also  erst  jetzt  erweisen. 
Es  ist  sehr  die  Frage,  ob  sie  dem  Druck  der  Weltschiffahrts- 
krisis  standhalten  wird. 

Immerhin  dürfte  dies  leichter  möglich  sein  als  in  Frank- 
reich, wo  die  Staatsflotte,  die  im  Sommer  1921  452943  Br.-R.-T. 
Frachtdampfertonnage  mit  692  609  t  dw  umfaßte,  die  Staats- 
finanzen so  unerhört  belastet,  daß  die  Liquidation  bevorsteht. 
Der  algerische  Abgeordnete  Morinaud  legte  im  Frühjahr  1921  im 
Namen  des  Marineausschusses  einen  umfangreichen  Bericht  über 
die  UnWirtschaftlichkeit  der  Staatsflotte  und  über  die  Notwendig- 
keit ihrer  Liquidation  vor.  Nach  dem  gegenwärtigen  Marktpreis 
berechnet  er  den  Wert  der  gesamten  Flotte,  deren  Baukosten 
mehr  als  172  Milliarden  Fr.  betrugen,  auf  kaum  mehr  als  300 
Millionen  Fr.,  so  daß  sich  ein  Verlust  von  mindestens  i  Milliarde  er- 
geben  würde. 

So  ungünstig  steht  freiUch  die  kanadische  Staatsflotte 
nicht  da.  Zum  großen  Teil  v^ird  das  darauf  beruhen,  daß  die 
Schiffe  zwar  der  Regierung  gehören,  aber  nicht  von  ihr,  sondern 
(wie  erwähnt)  von  der  Canadian  Merchant  Marine  Limited  be- 
trieben werden,  die  nur  unter  der  Aufsicht  der  Regierung  steht. 
Weiter  wird  man  als  Ursache  der  besseren  Ergebnisse  der  kana- 
dischen Staatsflotte  betrachten  dürfen,  daß  sie  in  der  Hauptsache 
einer  Sonderaufgabe  so  gut  wie  konkurrenzlos  dient.  Ihre 
Schiffe  sind  nämlich  mit  der  Beförderung  von  Holz,  der 
Hauptausfuhrware  des  westlichen  Kanada,  beschäftigt  und  haben 
dafür  größtenteils  weite  F"ahrten  zurückzulegen.  So  hatte  sie  in 
den  ersten  9  Monaten  des  Jahres  192 1  72  Millionen  Fuß  im 
Werte  von  3,6  Millionen  Dollar  zu  befördern,  davon  gingen  nach 
Australien  27  000  000  Fuß 
Orient  20  000  000     » 
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Aegypten  8  ooo  ooo  Fuß 

Indien  6  ooo  ooo     > 

Kalifornien  5  000  000      » 

Montreal  4  000  000      » 

Südafrika  2  000  000     » 

Diese  Menge  von  72  Millionen  Fuß  betrug  mehr  als  60  % 
der  gesamten  Holztransporte  Kanadas.  Das  Glück  will  es,  daß 
die  Holzansprüche  in  aller  Welt  sehr  groß  sind.  Während  die 
Welthandelsgüter  in  bedeutend  geringerer  Menge  als  sonst  ver- 
frachtet werden,  hat  die  Holzbeförderung  einen  bedeutenden  Auf- 
schwung genommen:  Kanada  exportierte  in  den  ersten  9  Mo- 
naten des  Jahres  1920  weniger  als  50  Millionen,  in  derselben 
Zeit  1921  72  Millionen  Fuß.  Der  bei  weitem  größte  Teil  dieser 
Menge  war  über  weite  Entfernungen  zu  verfrachten,  vor  allem 
nach  Australien  und  dem  Orient. 

Infolge  dieser  Gunst  der  Verhältnisse  ist  die  Lage  der  kana- 
dischen Staatsflotte  bedeutend  besser  als  die  der  staatlichen  Kauf- 
fahrteiflotte  der  übrigen  Länder.  Trotzdem  bereitet  sie  der  Re- 
gierung und  dem  Parlament  schwere  Sorge.  Der  Rückgang 
der  Frachtsätze,  das  gewaltige  Ueberangebot  an  Frachtraum  in 
aller  Welt,  die  Höhe  der  Betriebskosten  muß  die  Betriebsergeb- 
nisse selbst  dann  ungünstig  gestalten,  wenn  der  größte  Teil  der 
Schiffe  in  Fahrt  bleibt. 

Hält  die  Regierung  trotzdem  an  ihrer  Absicht  fest,  so  ist 
dies  zum  Teil  wohl  dem  Wunsche  zuzuschreiben,  die  einheimische 
Werftindustrie  nicht  derselben  schweren  Krisis  verfallen 
zu  lassen,  wie  sie  auf  dem  Schiffbau  fast  aller  Länder  lastet. 
1921  waren  auf  kanadischen  Werften  für  die  Regierung  noch  7 
Schiffe  im  Bau.  Nach  ihrer  inzwischen  erfolgten  Ablieferung  ver- 
fügt Kanada  nunmehr  über  eine  staatliche  Flotte  von  65  Dampfern 
mit  381  414  t  dw,  die  es  in  regelmäßigen  Fahrten  nach  Groß- 
britannien, Australien,  Südafrika,  Westindien,  Südamerika,  dem 
fernen  Osten  und  Indien  beschäftigt.  Weitere  Bauaufträge  scheint  die 
Regierung  allerdings  nicht  erteilt  zu  haben.  Da  auch  von  privater 
Seite  kaum  noch  ein  Schiff  bestellt  wurde,  ist  eine  Anzahl  von 
Werften  in  Kanada  abmontiert  worden,  ein  Teil  der  übrigen  wird 
demnächst  das  gleiche  Schicksal  erleiden.  Auch  hier  sucht  die 
Regierung  helfend  einzugreifen,  indem  sie  sich  bereit  erklärte, 
für  ausländische  Bestellungen  auf  den  Bau  von  Stahl- 
schiffen 50  %  der  Kosten  vorzuschießen.  Bei  der  völligen 
Zerrüttung  der  Weltschififahrt  —  es  ist  kaum  zu  viel,  von  ihrem 
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Bankerott   zu   sprechen,  —  ist   trotzdem    nicht    eine  Bestellung 
hereinzubringen  gewesen. 

Die  kanadische  Regierung  verteidigt  ihre  Kauffahrteiflotte 
gegen  das  Drängen  derer,  die  den  Verkauf  der  Schiffe  an  private 
Interessenten  wünschen,  heute  nicht  mehr  durch  die  Behauptung, 
daß  die  Schiffe  einen  Gewinn  erbrächten.  Vielmehr  muß  sie 
zugeben,  daß  sie  mit  Verlust  wirtschaften.  Wohl  aber  betont 
sie,  daß  der  staatliche  Reedereibetrieb  trotz  dieser  Verluste  für 
das  Land  nötig  sei,  weil  die  Regierungsschiffe  der  Ausdehnung 
und  der  Entwicklung  des  kanadischen  Handels  wertvolle  Dienste 
leisteten.  In  Wirklichkeit  hätten  diese  Dienste  ebenso  erfolg- 
reich durch  private  Reedereien  übernommen  werden  können,  da 
mindestens  lo  Millionen  Tonnen  unter  insgesamt  etwa  55  Millio- 
nen in  der  Welthandelsflotte  keine  Beschäftigung  haben.  Auch 
besteht  keine  Aussicht,  daß  diese  furchtbare,  in  solcher  Schärfe 
noch  niemals  erlebte  Depression  in  absehbarer  Zeit  verschwindet. 
Möglicherweise  wird  sich  daher  auch  die  kanadische  Regierung 
nach  einiger  Zeit  gezwungen  sehen,  dem  Beispiel  der  übrigen 
Staatsreedereien  folgend,  den  Betrieb  abzubauen  oder  ganz  auf- 
zulösen. 
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II.  MISZELLEN. 


Indexziffern  im  Inland  und  im  Ausland^). 

Eine  Erwiderung 

von 
Verwaltungsdirektor  Dr.  Emil  Hofmann,   Mannheim. 

Zu  der  Besprechung  meiner  Broschüre  »Indexziffern  im  Inland  und 
im  Ausland«  (Braunscher  Verlag,  Karlsruhe)  in  der  vorliegenden  Zeit- 
schrift, Jahrgang  192 1,  4.  Heft,  Seite  450 — 477,  möchte  ich  folgendes 
bemerken  : 

I.  Bereits  bei  Abfassung  des  Manuskripts  —  in  den  Monaten  Januar, 
Februar  und  März  192 1  —  war  ich  mir  klar  darüber,  daß  die  Bro- 
schüre nicht  alle  Leser  befriedigen  werde.  Die  Materie  war  damals 
noch  recht  ungeklärt ;  selbst  heute  besteht  sowohl  bezüglich  des  Be- 
griffs, wie  hinsichtlich  der  Bezeichnungen  und  der  Anwendungsgebiete 
keine  volle  Klarheit  —  so  mußte  ich  leider  auch  von  einem  strengen 
systematischen  Aufbau  der  Arbeit  absehen.  Trotz  der  in  der  Natur 
der  Sache  liegenden  mir  zu  allererst  bekannten  Mängel  —  bzw.  gerade 
deshalb  —  hatte  ich  mich  entschlossen,  das  mir  zugängliche  Material 
zu  sammeln  und  zusammenzustellen.  Daß  ich  hiebei  nichts  Vollkom- 
menes geschaffen  habe,  brachte  ich  im  Vorwort  deutlich  genug  zum 
Ausdruck.  Die  ersten  Bausteine  sollten  zusammengetragen  werden, 
um  dann  später  weiterbauen  zu  können.  Zu  dem  verworrenen  Gebiet 
kam  noch  die  Ungunst  der  Zeitverhältnisse :  schwierige  Sammlung  des 
in-  und  besonders  des  ausländischen  Materials  2),    hohe   und  vor  allem 


i)  Obwohl  ich  von  der  Ersprießlichkeit  der  nachfolgenden  Erörterungen 
nicht  durchweg  überzeugt  bin,  so  habe  ich  doch  dem  Herrn  Verfasser  die  Gelegen- 
heit zur  Erwiderung  nicht  schmälern  wollen,  erkläre  aber  nunmehr  die  Debatte 
über  Indexziffern  für  geschlossen.     B. 

2)  Professor  Dr.  Bräuer  schreibt  in  seiner  Schrift  »Die  Anpassung  der  Löhne 
und  Gehälter  an  die  Lebenskosten«:  »Leider  sind  die  Angaben  in  der  Labour 
Gazette  so  lückenhaft  und  unsystematisch,  daß  es  nicht»möglich  ist,  über  die  in 
verschiedenen  Ländern  angewendeten  Methoden  ein  zuverlässiges  Bild  zu  gewinnen«; 
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rasch  Steigende  Druckkosten  usw.  Um  eine  erste  Zusammenstel- 
lung handelt  es  sich  demnach,  um  eine  erste  Einführung.  Ander- 
wärts ist  man  übrigens  gleichfalls  gezwungen,  sehr  ungleiche  Zusam- 
menstellungen der  üeffentlichkeit  zu  übergeben  (vgl.  Sc/io/ts  Vorwort 
zum  Verwaltungsbericht  der  Stadt  Mannheim  für  1919 — 1920).  Mit 
solchen  Unzulänglichkeiten,  die  dem  Verfasser  selbst  sehr  wohlbekannt, 
ihm  aber  nicht  zur  Last  zu  legen  sind,  muß  man  sich  in  heutiger  Zeit 
allenthalben  abfinden  —  leider  beanspruchen  manche  Bearbeiter  für 
sich  Nachsicht,  legen  aber  bei  der  Kritik  anderer  Arbeiten  die  schärf- 
sten Maßstäbe  an.  Auch  mit  derartigen  Mängeln  behaftete  Arbeiten 
können  gute  Dienste  leisten.  Darin  habe  ich  mich  nicht  getäuscht: 
die  weitaus  meisten  Besprechungen  meiner  Broschüre  sind  —  zum  Teil 
außerordentlich  —  günstig  (vgl.  Zeitschrift  des  Preußischen  Statisti- 
schen Landesamts,  Der  Deutsche  Oekonomist,  Sozialhygienische  Mit- 
teilungen, Die  Bayerische  Industrie,  Mitteilungen  der  Handelskammern 
Breslau,  Görlitz,  Hirschberg,  Landeshut,  Liegnitz,  Sagan,  Schweidnitz, 
Pfälzische  VVirtschaftszeitung,  Der  Badische  Gemeindebeamte,  Verband 
der  weiblichen  Handels-  und  Bureauangestellten,  Kölnische  Zeitung, 
München-Augsburger  Abendzeitung,  Schwäbischer  Merkur,  Barmer  Zei- 
tung, Volksfreund  (Karlsruhe),  Volksstimme  (Mannheim),  Deutschöster- 
reichische Tageszeitung  (Wien),  usw.  Immerhin  muß  man  sich  bei 
solchen  Arbeiten  auch  auf  abfällige  Kritik  gefaßt  machen,  insbesondere 
wenn  man  kritische  Bemerkungen  einflechtet  i).  Die  meisten  Leser 
meiner  Broschüre  haben  der  unbefriedigenden  Sachlage  indessen  Ver- 
ständnis entgegengebracht;  zu  den  wenigen  Lesern,  die  mich  nicht  ver- 
standen haben,  gehört  der  Leiter  des  Leipziger  Statistischen  Amts. 

2.  Weigel  stellt  gleich  am  Anfang  die  seltsame  Behauptung  auf, 
die  Wirform  »wirkt  bei  Büchern  unter  allen  Umständen  geziert,  sie 
verrät  also  stets  Mangel  an  Stilgefühl.  Meist  aber  verrät  sie  zugleich 
noch  etwas  anderes  und  bedenklicheres,  nämlich  den  Mangel  an  schar- 
fem und  klarem  Denken  des  Verfassers Aber  bei  Aufsätzen,  die 

nicht  anonym  sind,  und  bei  Büchern  hat  die  Wirform  offenbar  nicht 
den  geringsten  Sinn.  Der  klardenkende  Schriftsteller  bedient  sich  des- 
halb der  Ichform  oder  er  schreibt  unpersönlich,  wenn  das  »Ich«  den 
Eindruck  der  Unbescheidenheit  befürchten  läßt.«  Nun  bedienen  sich 
aber  solch  anerkannte  Männer  wie  Losch"^),  Schott'^),  Zahn'^)  —  neben 

er  übersieht  allerdings  merkwürdigerweise,  daß  auch  ich  dieserhalb  »mit  den 
größten  Schwierigkeiten  zu  kämpfen»,  und  niemand  hatte,  der  »mir  diese  Schwierig- 
keiten durch  Besorgung  ausländischer  Quellen  wesentlich   erleichtert  hat.« 

i)  Bräuer  bezeichnet  auffallenderweise  meine  kritischen  Bemerkungen  als 
wertlos,  obwohl  seine  später  erschienenen  Darlegungen  in  mehrfacher  Hinsicht 
mit  den  meinigen  inhaltlich  übereinstimmen ;  er  führt  mich  sogar  gegen  Elsas  als 
Zeuge  an. 

2)  Vgl.  u.  a.  Württembergische  Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde, 
Jahrgang   1919/20,  S.  246  fF. 
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vielen  andern  — allenthalben  gleichfalls  der  Wirform ;  ä-Ao// schreibt 
z.  B.  in  dem  von  ihm  unterzeichneten  Aufsatz  Als  Student  nach  Heidel- 
berg: »Nach  alter  guter  statistischer  Sitte  gestehen  wir  vorab  die  Schwä- 
chen unserer  Arbeit  ein.«  Selbstredend  kann  auch  ich  in  der  Ichform 
bzw.  unpersönlich  schreiben.  Man  muß  im  konkreten  Falle  eben  die- 
jenige Form  wählen,  die  angebracht  ist.  Wie  gefährlich  es  ist,  bei 
subjektiven  Werturteilen  bzw.  spezifisch  subjektiven  Meinungen  unper- 
sönlich zu  schreiben,  dafür  erbringt  Weigel  selbst  den  besten  Beweis. 
Er  schreibt  nämlich  unpersönlich:  »Indexziffern  sind  nach  dem  gegen- 
wärtigen Stand  der  statistischen  Arbeit die  durch  Verschmelzung 

absoluter    Zahlenreihen    gewonnenen    absoluten    Zahlen «     Dies 

entspricht  aber  nicht  den  Tatsachen,  f^«]^^/ hätte  sagen  müssen :  »Ich 
{Weigel)  schlage  vor,  in  Zukunft  als  Indexziffern  nur  diejenigen  abso- 
luten Zahlen  zu  bezeichnen,  die «  Bei  der  Weigelschtn  unper- 
sönlichen Darstellungsweise  wird  aber  der  Leser  in  den  irrigen  Glauben 
versetzt,  der  Weige/sche  Begriff  stimme  mit  der  von  Wissenschaft  und 
Praxis  vertretenen  Auffassung  überein  (siehe  unten). 

3.  Weigel  meint,  es  sei  unzutreffend,  daß  ich  mir  »mit  Rücksicht 
auf  die  Druckkosten  notgedrungen  eine  gewisse  Beschränkung«  aufer- 
legt hätte,  denn  ich  hätte  doch  soviel  Ueberflüssiges  und  Unwesent- 
liches wiederholt.  Darin  hat  Weigel  recht,  daß  ich  manches  wiederholt 
habe  und  zwar  mit  voller  Absicht.  Hätte  ich  dies  nicht  getan,  dann 
wären  noch  mehr  Mißverständnisse  vorgekommen.  Ich  hätte  sogar 
noch  mehr  wiederholen  bzw.  erläutern  sollen.  So  habe  ich  z.  B.  be- 
züglich der  Mannheimer  Indexziffern  nicht  wiederholt,  daß  eine  Ver- 
schmelzung absoluter  Zahlenreihen  vorgenommen  wird,  weil  ich  bereits 
auf  Seite  2  meiner  Broschüre  geschrieben  hatte:  »Bei  der  ersteren 
Methode  werden  für  bestimmte  Zeitabschnitte  die  Preise  einer  gewissen 
Anzahl  Lebensbedürfnisse  einfach  addiert ;  die  Summe  des  Ausgangs- 
zeitpunktes wird  gleich  100  gesetzt,  und  hernach  werden  die  übrigen 
Verhältniszahlen  auf  dieser  Basis  aufgebaut  (vgl.  Eulenburg  und  Schotf).«. 
Die  Mannheimer  Indexziffern  werden  also  durch  Verschmelzung  abso- 
luter Zahlenreihen  gewonnen,  und  weil  ich  dies  nun  in  diesem  Falle 
nicht  wiederholt  habe,  verliert  sogar  Weigel  den  Faden.  Indessen  habe 
ich  bei  der  Beschränkung  weniger  an  den  Text  als  an  die  Tabellen 
gedacht;  ich  wollfe  ursprünglich  nicht  nur  die  Mannheimer  Tabellen, 
sondern  auch  andere,  wie  z.  B.  die  Hannoverschen  abdrucken  lassen ; 
aber  der  Tabellensatz  ist  bekanntlich  außerordentlich  teuer  —  also 
möglichste  Einschränkung.  Selbstverständlich  hätte  ich  in  einer  zweiten 
Ausgabe  auch  vom  Text  mancherlei  weggelassen,  was  in  der  ersten 
Materialsammlung  immerhin  noch  einiges  Interesse  finden  konnte. 


3)  Vgl.  u.  a.  Statistik,  in  der  Sammlung  Aus  Natur  und  Geisteswelt. 

4)  Vgl.  Bayern  und  die  Reichseinheit,    1919. 
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4.  In  einem  hat  Weigel  recht;  die  Großhandelsindexziffern  des 
Economist  und  der  Frankfurter  Zeitung  werden  in  der  Tat  nicht  durch 
Addition  der  absoluten  Zahlen  gewonnen.  Weigel  schreibt  aber  selbst: 
»Denn  wie  sich  aus  den  Abschnitten  24  und  31,  in  denen  diese  Zahlen 
behandelt  sind,  zweifelsfrei  ergibt,  wird  in  beiden  Fällen  so  verfahren, 
daß  zunächst  die  Reihen  der  Preise  für  jeden  einzelnen  Artikel  koor- 
diniert, dann  die  Koordinationszahlen  für  die  einzelnen  Zeitabschnitte 
addiert  usw.  werden.«  Wie  leicht  schleichen  sich  aber  Versehen  bei 
derartigen  Arbeiten  ein  1  Und  hier  ist  tatsächlich  bei  der  Uebertragung 
des  Manuskripts  in  Maschinenschrift  ein  technisches  Versehen  vorge- 
kommen. Dieses  ist  jedoch  nicht  groß,  da  ja  Weigel  selbst  zugibt, 
daß  sich  aus  den  Abschnitten  24  und  31  meiner  Broschüre  »zweifels- 
frei« ergibt,  wie  diese  Indexziffern  berechnet  werden.  Sind  nicht  auch 
sonst  erste  Ausgaben  mit  Mängeln  behaftet? 

5.  Weil  ich  davon  ausgegangen  bin,  was  ist  und  nicht  wie  Weigel 
von  dem,  was  —  nach  Weigels  Auffassung  —  sein  sollte,  habe  ich 
geschrieben:  »Es  gibt  usw.«  Kann  mir  nun  jemand  abstreiten,  daß 
fast  durchweg  Verhältniszahlen  als  Indexziffern  und  daß  vom  Oester- 
reichischen  Bundesamt  für  Statistik,  vom  Tschechoslowakischen  Sta- 
tistischen Staatsamt  1),  vom  Norwegischen  Statistischen  Zentralbureau  2), 
vom  Statistischen  Amt  der  Stadt  Halle,  vom  Statistischen  Amt  der 
Stadt  Erfurt,  vom  Statistischen  Amt  der  Stadt  Amsterdam,  vom  Sta- 
tistischen Amt  der  Stadt  Warschau  usw.  ^)  einfache  Koordinationszahlen 
als  Indexziffern  bezeichnet  werden?  In  Wirtschaft  und  Statistik  S.  502, 
veröffentlicht  auch  das  Statistische  Reichsamt  solche  einfachen  —  von 
BramstecW^)  Einzelmeßziffern '^)  genannte  —  Indexziffern  (Kleinhandels- 
indexziffern für  Brot  und  Kartoffeln  in  Rußland).  Morgenroth^)  hält 
diese  Bezeichnung  gleichfalls  für  richtig ;  er  verwirft  sogar  die  —  vor 
allem  von  ScJiott  verwendeten  —  Worte  »Koordinationszahlen«  und 
»Meßziffern«.  Es  gibt  hienach  nicht  nur  einfache  Indexziffern  sondern 
auch  Gruppenindexziffern,  bei  denen  eine  Reihenverschmelzung  nicht 
vorgenommen  wird,  z.  B.  bei  der  Gruppe  Wohnung ;  und  deshalb  ist 
es  ganz  richtig,  wenn  ich  auf  S.  3  meiner  Broschüre  geschrieben  habe : 

1)  Vgl.  Preisberichte    des  Statistischen  Staatsamts    der  Tschechoslowakischen 
Republik. 

2)  Vgl.  Statistiske  Meddelelser. 

3)  Vgl.  auch  Vierteljahrsberichte  des  Thüringischen  Statistischen  Landesamts, 
Januar/März    1922,  S.   29. 

4)  Bramstedt,  Indexziffern  des  Großhandels,    Münchner  Neueste  Nachrichten, 
25.  Januar   1922. 

5)  Vgl.  auch   Wirtschaft  u.  Statistik,     1922,    S.  704,    Zur  Preisbewegung    der 
Chemikalien. 

6)  Vgl.  Morgenroth,    Indexziffern,    Handwörterbuch    für  Staatswissenschaften, 
4.  Auflage,  S.  392  ff. 
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»Bei  den  Generalindexziffern  wird  eine  Verschmelzung  von  Reihen  vor- 
genommen.« (Vgl.  auch  Klezl,  Statistische  Monatsschrift,  Wien,  1921, 
S.  I  ff). 

6.  Weigel  schreibt:  »Natürlich  ist  mit  allen  diesen  unbestimmten 
und  dehnbaren  Einerseits-Anderseits-Urteilen  niemanden  irgendwie 
gedient.«  Kommt  dies  nicht  auch  bei  andern  Verfassern,  insbesondere 
bei    Weigel  selbst,  vor  ? 

a)  Einerseits  handelt  es  sich  nach  Weigel  bei  meiner  Broschüre 
»um  eines  der  völlig  überflüssigen  literarischen  Produkte«  ;  anderseits 
widmet  er  ihr  aber  doch  28  Seiten.  Sonst  pflegt  man  wertlose  Bro- 
schüren in  den  Papierkorb  zu  werfen.  So  ganz  wertlos  ist  meine  Bro- 
schüre schon  um  deswillen  nicht  gewesen,  weil  spätere  Veröffent- 
lichungen bisweilen  dieselben  Gedanken  —  insbesondere  auch  in  kri- 
tischer Hinsicht  —  enthalten  wie  die  meinige,  so  z.  B.  die  Schrift  von 
ßräner^y,  ja  Weigel ?,e\b?,t  sogar  macht  in  verschiedener  Hinsicht  gleiche 
bzw.  ähnliche  Ausführungen  wie  ich  —  und  wie  richtig  waren  meine 
Warnungen  vor  Ueberschätzung  der  Indexziffern  und  vor  schematischer 
bzw.  automatischer  Anpassung  der  Löhne  und  Gehälter !  (Vgl.  Reichs- 
arbeitsminister Dr.  Brauns,  Die  gleitende  Lohnskala,  Reichsarbeitsblatt, 
28.  Februar  1922,  sowie  Die  gleitende  Lohnskala  in  Flensburg  und  ihr 
Ende,  Karlsruher  Zeitung.  24.  Januar  1923,  ferner  Der  Indexlohn  in 
der  Wirklichkeit,  Frankfurter  Zeitung,  16.  Januar   1923). 

b)  Weigel  ist  darüber  ungehalten,  weil  auch  ich  zu  den  Vielen  — 
Internationales  Statistisches  Institut,  Statistisches  Reichsamt,  Oester- 
reichisches  Bundesamt  für  Statistik,  Niederländisches  Statistisches  Zen- 
tralbureau usw.  —  gehöre,  die  bei  den  absoluten  Zahlen  nicht  stehen 
bleiben,  sondern  daraus  Verhältniszahlen  ableiten  und  diese  Index- 
ziffern nennen.  In  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Sta- 
tistik 1921,  S.  242/243  schreibt  aber  Weigel:  »Vielmehr  steht  ihrer  — 
nämlich  der  Koordinationszahlen  —  Berechnung  darnach  auch  für  die 
Zukunft  da  nichts  im  Wege,  wo  sie  für  angebracht  gehalten  wird;  und 
man  wird  sie  sogar  nach  wie  vor  dann  berechnen  müssen,  wenn  es 
sich  darum  handelt,  die  Stärke  der  Entwicklung  einer  Erscheinung  be- 
sonders anschaulich  zu  machen.  Denn  hierfür  sind  sie  mit  der  durch 
ihre  Natur  als  Verhältniszahlen  gegebenen  Beschränkung  doch  am 
besten  geeignet«.  Einerseits  ist  er  gegen  die  Verhältniszahlen,  ander- 
seits sind  sie  aber  doch  wieder  »am  besten  geeignet«^,  um  »die  Stärke 
der  Entwicklung  besonders  anschaulich  zu  machen«  —  eben  aus  die- 
sem Grunde  berechnet  man  doch  aus  den  absoluten  Zahlen  die  Ver- 
hältniszahlen, bisweilen  von  Monat  zu  Monat  (vgl.  u.  a.  die  umgekehrte 
Pyramide  bei  den  Mannheimer  Indexziffern). 

l)  Vgl.  hierzu  auch  Elsas,    Indexziffern,    Der  Stand  der  Kosten  der  Lebens- 
haltung am  I.  Dezember   1922,  In  eigener  Sache. 


4i6 


Miszellen, 


c)  Weigel  nimmt  daran  Anstoß,  daß  ich  verschiedentlich  »einer- 
seits« Mängel  vorgebracht  und  dann  »anderseits«  doch  wieder  die 
Berechnungen  begrüßt  habe.  Weigel  begrüßt  aber  auch  —  wie  ich 
—  die  Reichsteuerungszahlen,  obwohl  er  anderseits  schreibt:  »Die 
sachlichen  Bedenken  gegen  die  Teuerungszahlen  entbehren  insoweit 
nicht  ganz  der  Begründung,  als  sie  sich  gegen  die  Beschränkung  des 
Budgets  auf  Nahrung,  Wohnung,  Heizung  und  Beleuchtung  und  gegen 
die  Festsetzung  der  Preise  richten  usw.«  Das  deckt  sich  doch  sach- 
lich und  logisch  mit  meinen  Ausführungen^).  Und  hat  nicht  das  Sta- 
tistische Reichsamt  erfreulicherweise  seine  Teuerungsstatistik  verbessert 
bzw.  erweitert? 

7.  Auf  Seite  472  schreibt  Weigel:  »Wenn  es  z.  B.  auf  S.  89  heißt: 
»Es  wäre  angebracht  gewesen,  wenn  das  Statistische  Reichsamt  seine 
Rcichsindexziffern  ausdrücklich  als  Mindestzififern  charakterisiert  hätte, 
so  weiß  jeder,  der  das  Wesen  dieser  Zahlen  wirklich  erfaßt  hat,  daß 
das  nicht  richtig  ist.«  Auch  dieserhalb  befindet  sich  Weigel  im  Irrtum. 
So  schreibt  das  Statistische  Reichsamt  selbst  in  Wirtschaft  und  Statistik, 
Januar-Heft  19212):  »Es  darf  dabei  nicht  unerwähnt  bleiben,  daß  hier 
kein  Unterschied  in  der  Qualität  der  Ware  gemacht  ist,  sicherlich 
waren  die  der  Erhebung  zugrundegelegten  Lebensmittel  im  Frieden 
höherwertig  als  jetzt,  z.  B.  Brot  und  Fleisch  ;  aber  auch  Kohle  und  Gas 
hatten  eine  größere  Heiz-  und  Leuchtkraft.  Wäre  es  möglich,  diese 
Unterschiede  zahlenmäßig  richtig  zu  erfassen,  dann  würden  die  Index- 
zahlen sicherlich  noch  höher  sein.  Eine  weitere  Erhöhung  der  Meß- 
■ziffer  wäre  zu  erwarten,  wenn  die  Teuerungsstatistik  sämtliche  zum 
Lebensunterhalt  erforderlichen  Bedürfnisse  umfaßte.  Wären  z.  B.  die 
Ausgaben  für  Bekleidung  (Kleidung,  Wäsche,  Schuhe)  mit  inbegriffen, 
so  würden  zweifellos  die  Ziffern  noch  um  ein  Bedeutendes  steigen.« 
Lehrreich  ist  auch  die  Betrachtung  der  Reichsindexzififern  ohne  und  mit 
Bekleidung: 


Reichsin 

dexziffer 

ohne 

mit 

Bekl 

eidung 

I9I3/I 

4 

100 

100 

April 

1922 

3175 

3436 

Mai 

3462 

3803 

Juni 

3779 

4147 

Juli 

4990 

5392 

August 

7029 

7765 

September 

II  376 

13319 

Oktober 

19504 

22  066 

November 

40047 

44  610 

Dezember 

61  156 

68506 

Januar 

1923 

103  400 

112  027 

i)  Uebrigens  wollte  ich  auch  —  schon  aus  Takt  —  keinen  Bearbeiter  persön- 
lich verletzen,  da  ich  überzeugt  bin,  daß  jeder  nur  das  Beste  will. 
2)  Vgl.  hiezu  auch  Morgenroth,  a.   a.  O.,   S.   404. 
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Hienach  ist  zahlenmäßig  erwiesen,  daß  die  Behauptung,  die  früheren 
Reichsindexzififern  (ohne  Bekleidung)  seien  Mindestziffern,  richtig  ist; 
keinen  Zweifel  gibt  es  darüber,  daß  die  absoluten  Teuerungszahlen 
nicht  das  Existenzminimum  darstellen  —  doch  das  ist  etwas  ganz  an- 
deres. Damit  ist  ferner  der  Nachweis  erbracht,  daß  die  bisweilen  ver- 
tretene Anschauung,  man  könne  auf  die  Bekleidung  verzichten,  da  sie 
auf  das  Ergebnis  ohne  Einfluß  sei,  unhaltbar  ist  (vgl.  auch  Pfütze, 
a.  a.  O.,   1922,  S.  115). 

8.  Die  Mißverständnisse  dürften  darauf  zurückzuführen  sein,  daß 
We/gel  o&enhsLT  den  Unterschied  zwischen  Zahl  und  Ziffer  nicht  zu 
kennen  scheint.  Der  bekannte  Statistiker  Jaeckel  schrieb  im  Deutschen 
Statistischen  Zentralblatt  vom  Juni  1914  einen  Aufsatz:  »Der  falsche 
Gebrauch  des  Wortes  »Ziffer«  für  »Zahl«.  Für  den  Leser,  dem  dieses 
Blatt  nicht  zur  Verfügung  steht,  seien  ein  paar  Sätze'  wiedergegeben: 
»Ziffer  ist  eine  abgeleitete  Zahl.  Sie  ist  eine  Bezeichnung  für  die  rela- 
tive Zahl  im  Gegensatz  zur  absoluten  Zahl.  Beschämend  aber  ist  es, 
wenn  in  verschiedenen  staatlichen  und  städtischen  Publikationen  eine 
konstante  Verwechslung  und  Falschsetzung  von  Ziffer  mit  Zahl  statt- 
findet.« Es  ist  unerklärlich,  daß  Weigel  eine  absolute  Zahl  als  Ziffer 
bezeichnet  haben  möchte,  obwohl  die  Reichs-,  Landes-^),  Städtestatistik 
und  die  private  Statistik  —  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  —  in 
Theorie  und  Praxis  unter  Indexziffern  völlig  richtig  Verhältniszahlen 
versteht.  Daß  in  Deutschland  einzig  und  allein  der  Privatstatistiker 
Richard  Calwer  —  und  zwar  schon  längst  vor  dem  Kriege  —  eine 
absolute  Zahl  als  Reichsindexziffer  bezeichnet,  ist  doch  schlechterdings 
noch  kein  Beweis,  daß  die  Cahver%z\\Q  Bezeichnung  richtig  ist,  und  die 
des  Internationalen  Statistischen  Instituts,  des  Statistischen  Reichsamts, 
der  Statistischen  Landesämter,  der  Städtischen  Statistischen  Aemter, 
des  Economist,  des  Board  of  Trade,  des  Dr.  Elsas,  des  Dr.  Lorenz 
usw.  falsch  ist.  Die  Calwer?>Q.\i&  »Indexziffer«  wird  übrigens  seit  Ende 
1922  nicht  mehr  berechnet. 

Der  Direktor  des  Statistischen  Amts  der  Stadt  München  Prof.  Dr. 
Morgenroth,  schreibt  zutreffend  ^j :  »Stets  wird  man  unter  Indexziffern 
folgerichtig  Verhältniszahlen  (Relativzahlen),  nicht  aber  absolute 
Zahlen  zu  verstehen  haben.« 


Vgl.  u.  a.  a)  Vierteljahrsberichte    des  Thüringischen  Statistischen  Landes- 
amts, Januar/März    1922,  S.  25  flF. ; 

b)  Sköllin,    Vierteljahrshefte  Deutscher  Städte,    192 1,    Heft  3/4, 
S.   158; 

c)  Mitteilungen     des    Württembergischen     und     des     Badischen 
Statistischen  Landesamts. 

d)  Pfütze,  Zeitschrift  des  Sächsischen  Statistischen  Landesamtes, 
1920  und   1921,  S.  444,  und   1922,  S.   104  ff. 

Vgl.  Morgenroth,  a.  a.  O.,   S.   393. 
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Die  Statistischen  Mitteilungen  über  den  hamburgischen'Staat,  ig2i, 
Nr.  12,  S.  36,  enthalten  folgenden  Satz:  »Die  Methode  der  Indexzififer- 
berechnung  besteht  darin,  daß  der  Preis  einerWare  oder  Waren- 
gruppe in  einem  als  Anfangszeitraum  gedachten  Zeitabschnitt  gleich 
100  gesetzt  wird  und  daraufhin  die  Preise  in  den  folgenden  Zeitab- 
schnitten berechnet  werden«.  (Vgl.  auch  Indexziffern,  Wirtschaftliches 
Arbeitnehmer-Jahrbuch,   1923,  S.  200  ff.) 

Ich  möchte  weiter  mitteilen,  was  Dr.  Stillich  in  dem  Wochenblatt 
»Der  Grundstein«  vom  2.  Juni  192 1  in  seinem  Aufsatz  »Was  sind  In- 
dexziffern« u.  a.  schreibt:  »Da  es  aber  nicht  möglich  ist,  die  Preise 
aller  Waren  zusammenzuzählen,  und  außerdem  die  einzelnen  Waren  für 
eine  Volkswirtschaft  sehr  verschiedene  Wichtigkeit  haben,  so  behilft 
man  sich  damit,  die  wichtigsten  herauszugreifen  und  zu  einem  Preis- 
bild zusammenzufügen.  Setzt  man  nun  die  so  errechneten  Preise  an 
einem  bestimmten  Zeitpunkt,  z.  B.  am  i.  Juli  1914  oder  am  i.  Januar 
1920  gleich  100,  dann  läßt  sich  von  dieser  Basis  aus  die  Bewegung 
der  Preise  in  der  Folgezeit  sichtbar  machen.  Wir  bekommen  damit 
eine  Meßzahl  für  die  Preisbewegung,  eine  Indexziffer.  Sie  trägt  einen 
durchaus  relativen  Charakter.  Den  neuesten  Versuch,  der  in 
Deutschland  mit  der  Feststellung  von  Indexziffern  gemacht  worden  ist, 
verdanken  wir  Ernst  Kahn.  Seine  in  kurzer  Zeit  schon  in  4.  Auflage 
erschienene  kleine  Schrift  führt  den  Titel:  >Die  Indexzahlen  (!)  der 
Frankfurter  Zeitung.«  Sie  ist  eine  außerordentlich  verdienstvolle  Ar- 
beit, von  der  nur  zu  bedauern  ist,  daß  der  Titel  falsch  ist.  Was  die 
Broschüre  enthält,  sind  nämlich  keine  Zahlen,  sondern  Ziffern.  Zwi- 
schen beiden  Bezeichnungen  besteht  ein  wesentlicher  Unterschied,  der 
in  jeder  Statistik  Beachtung  findet.  Wir  haben  uns  daran  gewöhnt 
bei  allen  Massenbeobachtungen  die  absoluten  Größen  als  Zahlen  und 
die  relativen  als  Ziffern  zu  bezeichnen.  Wir  sprechen  also  von  einer 
Geburtenzahl,  wenn  wir  die  absolute  Zahl  der  jährlich  in  einem  Lande 
Geborenen  meinen,  von  der  Geburtenziffer,  wenn  wir  errechnen,  wie 
viel  das  pro  1000  der  Bevölkerung  ausmacht.  Die  Ziffer  ist  also 
im  Gegensatz  zur  Zahl  stets  eineProzent-  oder  einePro- 
milleangabe.  Ebenso  unterscheidet  der  Statistiker  die  Sterbezahl 
von  der  Sterbeziffer,  die  Heiratszahl  von  der  Heiratsziffer.  Das  gleiche 
gilt  für  die  Preisstatistik.  Wer  hier  lediglich  relative  Größen 
errechnet,  wie  die  Frankfurter  Zeitung  dies  tut,  darf  nicht  von  Zahlen 
sprechen.     Daher  ist  der  Ausdruck  Index»zahlen«  nicht  korrekt.« 

Ferner  schreibt  Dr.  Flohr  im  Allgemeinen  Statistischen  Archiv, 
1920,  S.  332  über  Richard  Calwer:  »Diesen  Calwer^oh^xi  »Indexziffern« 
sind  zwei  schwerwiegende  Bedenken  —  gelinde  gesagt  —  entgegenzu- 
stellen. Zunächst:  die  angegebenen  »Indexziffern«  sind  überhaupt 
keine    solchen,    sondern    sie    stellen    die    absoluten    wöchentlichen 


Miszellen. 


419 


Kosten  einer  bestimmten  Nahrungsmenge  dar.  Zu  welchen  Trugschlüs- 
sen eine  solch  falsche  Bezeichnung  führen  kann,  möge  ein  Beispiel 
erhärten:  Calwer  gibt  als  Indexziffer  für  Kassel  im  September  1919 
102,81  an;  der  nicht  mehr  ganz  blutige  Laie  wird  also  leicht  zu  der 
Annahme  verführt,  die  Ernährungskosten  im  September  wären  gegen- 
über den  gleich  100  gesetzten  eines  früheren  Zeitpunktes  um  2,81% 
gestiegen.  Daß  die  Preissteigerung  in  Wahrheit  eine  weit  höhere  ist, 
wird  aus  dem  weiter  unten  folgenden  hervorgehen.  Indessen  die  Calwer- 
schen  Berechnungen  —  die  fälschlicherweise  für  sie  angewandte  Be- 
zeichnung »Indexziffern«  soll  hier  vermieden  werden  —  haben  noch 
eine  andere  Schwäche  usw.« 

In  dem  vom  Statistischen  Amt  der  Stadt  Zürich  herausgegebenen 
Heft  26,  Die  Zürcher  Indexziffer,  1921,  findet  man  nachstehenden  Satz: 
»Zur  Vereinfachung  des  ziffernmäßigen  Ausdrucks  der  eingetretenen 
Preis-  (bzw.  Geldwert-)veränderungen  geht  man  gewöhnlich  in  der 
Weise  vor,  daß  man  die  Schlußzahl  des  ersten  Jahres  der  in  Betracht 
gezogenen  Zeitperiode  zur  Basis  wählt  und  gleich  100  setzt,  worauf 
man  für  die  folgenden  Jahre,  durch  Inbeziehungsetzung  ihrer  Ergeb- 
nisse zur  Schlußzahl  der  Basis,  Indexziffern,  in  Prozenten  jener 
Grundzahl,  erhält.« 

Weigel  wirft  sogar  dem  Statistischen  Reichsamt  vor,  es  sei  nicht 
konsequent  geblieben,  weil  es  die  absoluten  Zahlen  als  Teuerungszahlen 
und  die  Verhältniszahlen  als  Reichsindexziffern  bezeichnet.  In  Wirk- 
lichkeit ist  das  Statistische  Reichsamt  im  Recht;  die  Behauptung 
Brauer?,'^):  »Die  so  gewonnenen  Verhältniszahlen  nennt  man  Index- 
zahlen —  fälschlich  auch  als  Indexziffern  bezeichnet«,  ist  deshalb 
gleichfalls  unrichtig. 

Das  Statistische  Reichsamt  bezeichnet  völlig  korrekt  seine  ab- 
soluten Zahlen  als  Teuerungszahlen  (in  Mark),  während  seine  Groß- 
handels- und  Lebenshaltungs-Indexziffern  Relativzahlen  darstellen  ;  so 
schreibt  z.  B.  das  Statistische  Reichsamt  in  Wirtschaft  und  Statistik, 
Januar  1921,  S.  19/20:  »Auf  Grund  der  Durchschnittspreise  des  Jahres 
191 3/ 14  wurde  festgestellt,  wie  hoch  in  der  einzelnen  Stadt  sich  die 
Kosten  der  angenommenen  Normalration  im  Frieden  belaufen.  Die 
Reichsdurchschnitte  sind  dann  unter  Berücksichtigung  der  Einwohner- 
zahl einer  jeden  Stadt  (nach  sog.  gewogenen  Durchschnitten)  berechnet. 
Es  ergeben  sich  für  die   einzelnen  Monate    folgende    durchschnittliche 

Teuerungszahlen  (in  Mark)  im  Reich Das  Bild  zeigt,  wie  billig 

im  Frieden  die  für  die  Normalration  in  Betracht  kommenden  Lebens- 
bedürfnisse waren  und  zu  welcher  Höhe  sie  im  Jahre  1920  emporstei- 
gen. Noch  schärfer  dürtte  dies  durch  die  Verhältni  szahl 
zum  Ausdruck  kommen.     Setzt  man  die  1913/14  erhaltene  durch- 

i)  Vgl.  a,  a.  O.,  S.    19. 
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schnittliche  Teuerungszahlfür  das  Reich  gleich  loo,  so  ergeben  sich 
für  die  vorliegenden  Erhebungsmonate  folgende  Lebenshaltungs  index- 

ziffern «     Und  in  Wirtschaft  und  Statistik  1922,  S.  672,  steht 

geschrieben:  »Die  Indexziffer  gibt  an,  um  das  Wievielfache  die  Ge- 
brauchsgegenstände gegenüber  der  Friedenszeit  im  Preise  gestiegen 
sind.«  Offenbar  befaßt  sich  Weigel  wenig  mit  statistischer  Literatur; 
anscheinend  ist  er  selbst  den  von  mir  angegebenen  Quellen  nicht 
nachgegangen. 

Auch  das  Oesterreichische  Bundesamt  für  Statistik  bezeichnet  die 
absoluten  Zahlen  als  »Aufwand  in  Kronen '<,  und  die  Verhältniszahlen 
als  »Indexziffern«,  wobei  die  Basiszahl  bald  gleich  100,  bald  gleich  i 
gesetzt  wird^).  —  Das  Statistische  Reichsamt  ist  in  letzter  Zeit  gleich- 
falls zu  I  übergegangen. 

Silbergleit  lehnt  die  Bezeichnung  »Indexzahlen«  ausdrücklich  ab, 
er  ermittelt  »die  Kosten  des  Ernährungsbedarfs«  (vgl.  auch  meine  Bro- 
schüre S.  20)  —  wie  groß  die  Verwirrung  ist,  ersieht  man  daran,  daß 
trotz  ausdrücklicher  Ablehnung  durch  Silbergleit  Bräuer  einfach  von 
sich  aus  die  »Kosten  des  Ernährungsbedarfs«  mit  dem  Ausdruck  »In- 
dexzahlen« belegt;  Ä«r2>'«5/^/ berechnet  jeweils  das  »Existenzminimum«. 
Bezüglich  der  Beurteilung  dieser  beiden  —  beweglichen  —  Systeme  sei 
auf  die  Ausführungen  Meerivarth's,  verwiesen 2),  der  u.  a.  schreibt:  »Als 
Teuerungsziffern  in  dem  bisher  behandelten  Sinne  und  mit  dem  bis- 
her gekennzeichneten  Zweck  erscheinen  mir  die  Silbergleifschtn  und 
Kuczynskisdnevi  Zahlen  nicht  unbedenklich.  Sie  weichen  einer  tatsäch- 
lich eingetretenen  Teuerung,  welche  die  Teuerungsziffer  zum  Ausdruck 
bringen  soll,  in  gewissem  Umfang  aus  ....  Daß  allerdings  die  Probleme 
jedes  irgendwie  gearteten  Existenzminimums  letzten  Endes  nicht  mehr 
wissenschaftlich  diskutierbar  sind  .  .  .  war  einer  der  Hauptgedanken 
dieser  Arbeit«.  (Vgl.  auch  Lenz,  Zur  Frage  des  Existenzminimums, 
Industrie-  und  Handels-Zeitung,   10.  März  1922.) 

BezügHch  des  Begriffs  schreibt  Weigel:  »Unter  Indexziffern  sind 
danach  —  wegen  der  Einzelheiten  muß  ich  hier  auf  die  Abhandlung 
selbst  verweisen  —  gegenwärtig  zu  verstehen  :  die  durch  sogenannte 
Reihenverschmelzung  gewonnenen  statistischen  Zahlen,  die  einen  zu- 
sammengefaßten prägnanten  Ausdruck  für  gewisse  Gesamterscheinungen 
bilden,  deren  Kennzeichnung  und  Beurteilung  auf  Grund  der  Einzel- 
erscheinungen, die  dabei  berücksichtigt  werden  müßten,  überhaupt  nicht 
oder  nur  sehr  schwer  möglich  sind« »Nach  dem  gegenwärti- 
gen Stand  der  statistischen  Arbeit«  sind  unter  Indexziffern  »die  durch 


i)  Vgl.  a)  Mitteilungen  des  Bundesamts  für  Statistik; 

b)  Wirtschaft  und  Statistik. 
2)  lieber    die  Bedeutung    der    Teuerungsziffern,    Schmollers  Jahrbuch,     192 1, 
119  ff. 
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Verschmelzung  absoluter  Zahlenreihen  gewonnenen  absoluten  Zahlen« 
zu  verstehen.  Nun  seien  die  Aeußerungen  einiger  namhafter  Gelehrter 
wiedergegeben : 

a)  Im  Handwörterbuch  für  Staatswissenschaften,  3.  Aufl.,  schreibt 
Zuckerkatidl:  »Die  Ziffer  100  sowie  die  entsprechenden  Ziffern  für  die 
folgenden  Zeiträume,  die  sich,  gemäß  der  zum  Ausdruck  zu  bringenden 
Preisdifferenz,  als  prozentuelle  Erhöhungen  oder  Ermäßigungen  dar- 
stellen, nennt  man  Indexziffern  (»index  numbers«).« 

b)  Lexis  schreibt  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft :  »Um  den 
Stand  und  die  Veränderungen  der  allgemeinen  Preisniveaus  einiger- 
maßen zu  charakterisieren,  benutzt  man  die  Preisbewegung  einer  größeren 
Anzahl  der  wichtigsten  Waren.  Herkömmlicherweise  werden  nament- 
lich die  vom  Oekonomist  nach  Newmarch  eingeführten  sogenannten 
Index  numbers  beachtet,  die  aus  den  Preisen  von  22  Warengattungen 
abgeleitet  sind.  Für  jede  ist  der  Durchschnittspreis  im  Jahre  1845 
gleich  100  gesetzt  und  darnach  der  Preis  für  die  folgenden  Jahre  in 
Prozenten  ausgedrückt.« 

c)  Der  Altmeister  der  Statistik  G.  v.  Mayr  schreibt  in  seiner  »Sta- 
tistik und  Gesellschaftslehre«:  »Technisch  pflegt  die  Berechnung  mit- 
telst Zurückführung  der  Vergleichsgrundlage  auf  100  durchgeführt  zu 
werden;  die  so  gefundenen  Beziehungszahlen  werden  nach  englischem 
Vorgang  häufig  als  Indexzahlen  (Index  numbers)  bezeichnet. 

d)  Zizek  schreibt  in  seinem  »Grundriß  der  Statistik« :  »In  der  Preis- 
statistik wird  zunächst  die  Preisbewegung  jeder  einzelnen  Ware  durch 
Prozentzahlen  (Index  numbers)  wiedergegeben,  wobei  die  Preise  eines 
bestimmten  Basisjahres  gleich  100  gesetzt  werden;  aus  den  Indices 
für  die  einzelnen  Waren  wird  dann  für  jedes  einzelne  Jahr  als 
Mittelwert  eine  Generalindexziffer  berechnet,  welche  das  gesamte  Preis- 
niveau und  seine  Veränderungen  zum  Ausdruck  bringt.« 

e)  Mangold  erklärte  in  seiner  Akademischen  Antrittsrede  (vgl.  die 
Messung  der  Kosten  der  Lebenshaltung,  Zeitschrift  für  schweizerische 
Statistik  und  Volkswirtschaft,  1922,  Heft  3):  »Diese  Verhältniszahlen 
nennt  man  Indexzahlen«. 

Weigel  ist  aber  nicht  nur  mit  mir  und  Dr.  Elsas  unzufrieden,  son- 
dern auch  mit  dem  Statistischen  Reichsamt,  mit  der  Frankfurter  Zei- 
tung und  mit  Schott.  Bereits  in  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie 
und  Statistik  polemisiert  er  gegen  Schott;  Weigel  bezeichnet  dort  auch 
Schott?,  Ausführungen  über  die  Indexzahlen  als  falsch.  In  dem  mir  ge- 
widmeten Artikel  (vgl.  S.  460)  schreibt  Weigel  gleichfalls  wieder  gegen 
Schott.  Dessenungeachtet  hat  Schott  seitdem  einen  andern  —  Weigel 
gerade  entgegengesetzten  —  Weg  eingeschlagen.  Während  früher 
Schott  (vgl.  seine  »Statistik«)  den  Standpunkt  vertreten  hat,  daß  die 
absoluten  Preise  für  je  die  gleiche  Wareneinheit  »addiert  und  die  ent- 
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Stehende  Summe  gleich  loo  gesetzt«  wird,  berechnet  er  in  neuerer 
Zeit  »Meßziffern«  nach  der  englischen  Methode,  indem  er  die  Ver- 
hältniszahlen —  und  nicht  die  absoluten  Zahlen  —  addiert^);  aller- 
dings bezeichnet  Morgenroth^)  die  vor  allem  von  Schott^)  angewendeten 
Worte  »Koordinationszahlen«  und  »Meßziffern«  als  »wenig  glücklich«. 
Ferner  berechnet  neuerdings  Losch  Indexziffern  durch  Addition  von 
Relativzahlen*). 

Ebenso  stellen  Lohnindex^),  Bürsenindex,  Index  der  Arbeitsleistung, 
Meßziffern  des  Beschäftigungsgrads  usw.,  Verhältniszahlen  dar. 

Schließlich  nehme  man  einmal  das  Bulletin  mensuel  des  Inter- 
nationalen Statistischen  Instituts  in  die  Hand,  oder  die  INIaandschrift 
des  Holländischen  Statistischen  Zentralbureaus,  oder  die  bekannte  vom 
Statistischen  Reichsamt  herausgegebene  Zeitschrift  »Wirtschaft  und 
Statistik«,  oder  die  Veröffentlichungen  der  Statistischen  Landesämter 
(Baden,  Württemberg,  Thüringen,  Hamburg,  usw.)  und  der  Statistischen 
Aemter  der  Städte  (Köln,  Hannover,  Magdeburg,  Karlsruhe*^),  Lud- 
wigshafen, Mainz,  Erfurt,  Zürich,  Bern,  Basel,  Stockholm,  Warschau^) 
usw.),  oder  die  Veröffentlichungen  der  Frankfurter  Zeitung,  des  Berliner 
Tageblatts,  der  Handels-  und  Industriezeitung,  oder  die  Veröftentlichungen 
in  England,  Frankreich,  Spanien*),  Belgien^),  Finnland i"^),  Dänemark i^). 
Tschecho-Slowakei,  Oesterreich  usw.,  oder  was  es  auch  sei.  Und  dann 
suche  man  den  Weigehchen  Begriff  mit  dem  in  Einklang  zu  bringen, 
was  überall  unter  Indexziffern  verstanden  wird:  fast  durchweg  Rela- 
tivzahlen,  die  in  zahlreichen  Fällen  sogar  nicht  durch  Reihenver- 
schmelzung gewonnen  werden  —  einfache  Indexziffern  (vgl.  u.  a.  A^or- 
genroth,  Brainsiedt,  Klezl,  usw.). 

IVeigel  scheint  zu  übersehen,  daß  auch  diejenigen,  die  unter  Index- 
ziffern Relativzahlen  verstehen,  ihre  Indexziffern  gleichfalls  aus  abso- 
luten Zahlen  ableiten ;  selbst  die  von  Weigel  so  sehr  verurteilten 
Indexziffern  von   Elsas    und   meine    eigenen    Mannheimer   Indexziffern 


1)  Vgl.   Statistische  Monatsberichte    der  Stadt  Mannheim,    Oktober/Dezember, 
1921,  S.   12. 

2)  Morgenroth,  a.  a.  O.,  S.  392. 

3)  Vgl.  u.  a.  Monatshefte  Deutscher  Städte,    192 1,  Heft  3/4. 

4)  Vgl.  Württembergische  Jahrbücher   für  Statistik  und  Landeskunde,    1919/20, 
S.  248  ff 

5)  Vgl.  u.  a.    Wirtschaft  u.  Statistik,    1922,  S.  710. 

6)  Vgl.  Statistische    Monatsberichte    der  Landeshauptstadt  Karlsruhe,    Januar 
bis  März   1922,   S.  48. 

7)  Vgl.  Bulletin  mensuel  de  Statistique  municipale, 

8)  Vgl.  Anuario  Estadistico  de  Espana,   1922,  S.  429  ff. 

9)  Vgl.  Bulletin  trimestriel,    public    par  le  Bureau  de  la  Statistique  generale. 

10)  Vgl.  Statistisk  Arsbok    för  Finland,   192 1,  S.  283. 

11)  Vgl.  Statistisk  Aarbog,   1922,  S.  98  u.  S.  227  ff. 
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sind  —  wie  z.  B.  die  Reichsindexziffern  —  auf  absoluten  Zahlen 
aufgebaut;  bei  den  Mannheimer  Indexziffern  z.  B.  werden  in  der 
Gruppe  Nahrung  38  Zahlenreihen  »verschmolzen«,  in  der  Gruppe  Be- 
kleidung 35  usw.  Welche  Folgen  die  Bezeichnung  von  absoluten  Zahlen 
als  Indexziffern  hätte,  darauf  weist  Morgeiiroth  —  bezüglich  der  Han- 
delsstatistik —  hin^). 

Der  Weige/sche  Begriff  steht  also  in  krassem  Widerspruch  zu 
Wissenschaft  und  Praxis^). 

9.  Angesichts  der  zahlreichen  Anwendungsgebiete  (Groß- 
handelsindex, Kleinhandelsindex,  Lebenshaltungsindex,  Aktienindex, 
Valutaindex,  Lohnindex,  Wohlstandsindex,  Körperindex,  Produktions- 
index, Meßziffer  des  Beschäftigungsgrades,  der  Arbeitsleistung  usw.), 
der  vielen  Methoden  (Statistisches  Reichsamt,  Calwer,  Elsas,  Ku- 
izynski,  Silbergleit,  Statistisches  Amt  Köln,  Statistisches  Amt  Leipzig, 
Statistisches  Amt  Nürnberg  usw.),  und  der  verschiedenartigsten  B  e- 
zeichnungen  (Indexziffern,  Indexzahlen,  Teuerungszififern,  Teue- 
rungszahlen, Meßziffern,  Koordinationszahlen,  Zuordnungszahlen^),  Kenn- 
zahlen, Richtzahlen  *),  Existenzminimum,  Kosten  des  Ernährungsbedarfs 
usw.)  habe  ich  mit  vollerAbsicht  von  einem  strengen  systema- 
tischen Aufbau  meiner  Arbeit  abgesehen  und  auf  die  Feststellung 
eines  Begriffes  verzichtet;  und  das  war  gut  so.  Wohin  man  kommt, 
dafür  bietet  ja  nun  Weigel  ein  schlagendes  Beispiel  —  sein  Begriff  ist 
falsch  und  sein  Vorschlag  wurde  stillschweigend  allgemein  abgelehnt. 
Das  verwickelte  Gebiet  befindet  sich  eben  noch  in  einem  Gärungspro- 
zeß; in  diesen  mit  einem  rein  abstrakten  Begriff  einzugreifen,  ist 
verkehrt.  Es  wäre  zunächst  Aufgabe  eines  Statistiker-Kongresses, 
hier  Klarheit  zu  schaffen;  dort  könnten  sich  dann  die  Statistiker  so- 
wohl bezüglich  der  Anwendungsgebiete  wie  auch  hinsichtlich  der  Me- 
thoden, der  Bezeichnungen  und  der  Begriffe  einigen.  Zur  Zeit  der 
Abfassung  meiner  Broschüre  bestand  indessen  noch  weit  weniger 
Klarheit  wie  heute.  »Es  war  statistisches  Neuland,  das  es  hier  zu 
bearbeiten  galt,  und  es  war  darum  nur  natürlich,  daß  die  Früchte  nicht 
sogleich  voll  befriedigten«  (Weigel). 

10.  Wenn  Weigel  wüßte,  welcher  Unfug  mit  den  absoluten  Teue- 
rungszahlen anläßlich  der  Ortsklasseneinreihung  getrieben  worden  ist, 
dann  würde  er  mich  verstehen,  wenn  ich  —  übrigens  in  Uebereinstim- 
mung  mit  fast  allen  andern  Berechnungen,  voran  der  des  Statistischen 
Reichsamts  —  den  Standpunkt  vertrete,  man  solle  mehr  die  Teuerungs- 


i)  Vgl.  Morgenroth,  a.  a.  O.,  S.  400,  Anmerkung. 

2)  Vgl.  auch  Bleicher,  Statistik,  Sammlung  Göschen,  S.   52. 

3)  Damit    hat  Schott    den   verschiedenen  bisher  bereits  vorhandenen  Bezeich- 
nungen eine  weitere  hinzugefügt  (vgl.  Monatshefte  Deutscher  Städte,    1922,  Heft   i). 

4)  Vgl.  Wirtschaft  u.  Statistik,    1922,  S.  671. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1922/23.     3.  28 
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bewegung  darstellen  und  deshalb  die  Verhältniszahlen  —  und  weniger 
die  absoluten  Zahlen  —  in  den  Vordergrund  der  Veröffentlichungen 
stellen  bzw.  miteinander  vergleichen;  dabei  weiß  ich  die  Bedeu- 
tung der  absoluten  Grundzahlen  sehr  wohl  zu  würdigen 
—  dies  sollte  man  unter  Berufskollegen  nicht  betonen  müssen.  In 
welch  zahlreichen  Fällen  wurde  an  Hand  der  absoluten  Teuerungszahlen 
die  Forderung  aufgestellt,  mit  Rücksicht  auf  die  und  die  Gemeinde  — 
mit  einer  niedrigeren  Teuerungszahl  —  müsse  die  Einreihung  in  eine 
höhere  Ortsklasse  erfolgen!  Auch  wenn  man  von  dem  unzulässigen 
interlokalen  Vergleich  der  absoluten  Teuerungszahlen  absieht,  so  kann 
man  doch  darstellen,  daß  z.  B.  in  dem  fraglichen  Monat  die  Teuerung 
in  Mannheim  um  i8  v.  H.,  in  Karlsruhe  um  15  v.  H.,  in  Heidelberg 
um  12  V.  H.  zugenommen  hat;  schon  damit  kann  man  in  der  Praxis, 
insbesondere  bei  Lohn-  und  Gehaltsverhandlungen,  etwas  anfangen^). 
Die  absoluten  Teuerungszahlen  des  Statistischen  Reichsamts  ermög- 
lichen leider  immer  noch  nicht  einen  einwandfreien  interlokalen  Ver- 
gleich; neuerdings  macht  die  Gruppe  Bekleidung  außerordentliche 
Schwierigkeiten.  Das  Statistische  Reichsamt  ist  deshalb  klug,  wenn  es 
stets  nur  die  relativen  Reichsindexziffern  (ohne  und  mit  Bekleidung) 
miteinander  vergleicht,  nicht  aber  die  örtlichen  absoluten  Teue- 
rungszahlen 2).  Daß  bei  den  letzteren  große  Unstimmigkeiten  vorhanden 
sein  müssen,  geht  auch  daraus  hervor,  daß  das  Statistische  Reichsamt 
bis  heute  nur  die  örtlichen  Teuerungszahlen  ohne  Bekleidung 
veröffentlicht. 

II.  Weigel  zerbricht  sich  den  Kopf  darüber,  warum  nach  meinem 
Dafürhalten  verschiedene  Berechnungsarten  erwünscht  sind  bzw.  waren. 

Einmal  ist  zu  beachten,  daß  das  Existenzminimum  etwas  ganz 
anderes  ist  als  z.  B.  die  Reichsindexziffer  (vgl.  auch  Meerwartfi).  Zum 
andern  ist  zu  berücksichtigen,  daß  ich  meine  Broschüre  Anfang  1921 
geschrieben  habe.  Es  ist  sehr  wohl  zu  verstehen,  daß  in  den  Jahren 
1919/21  die  verschiedensten  Versuche  angestellt  wurden,  »es  war  sta- 
tistisches Neuland«;  den  Reichsteuerungszahlen  hafteten  damals  weit 
größere  Mängel  an  als  heute.  Nachdem  nun  inzwischen  das  Statisti- 
sche Reichsamt  auf  diesem  Gebiete  endgültig  die  Führung  übernommen, 
seine  Teuerungsstatistik  mehr  und  mehr  verbessert  und  seit  Februar 
1922  erfreulicherweise  auch  Bekleidung  aufgenommen  hat,  ist  die  Si- 
tuation eine  andere  geworden.  Nunmehr  kann  manche  der  bisherigen 
besonderen  Berechnungen  entbehrt  werden;  hienach  war  z.  B.  auch  die 
frühere  Mannheimer  Berechnung  überflüssig  geworden  (siehe  unten). 

Uebrigens  schreibt  auch  Lenz:  »Eine  Vielheit  von  Indexziffern 
braucht    nicht    zu    verwirren,    sie    kann    vielmehr    zur    Klärung    dieser 


i)  Vgl.  auch  die  zutreffenden  Darlegungen  Morgeiiroihs,  a.  a.  O.,  S.  405. 
2)  Vgl.  auch  Statistische  Berichte  der  Stadt  Stuttgart,  Januar/März  1922,  S.  17. 
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schwierigen  Frage  wesentlich  beitragen«.  (Vgl.  Lenz,  Die  Kaufkraft 
des  Geldes  und  ihre  Messung  durch  Indexziffern ,  Industrie-  und 
Handels-Zeitung,  9.  April  1922.) 

12.  Es  ist  mir  unverständlich,  daß  Weigel  auf  Seite  464/65  mich 
wegen  der  bei  den  Mannheimer  Indexziffern  aufgemachten  umgekehrten 
Pyramide  angreift,  während  sein  eigener  wissenschaftlicher  Hilfsarbeiter 
in  den  Mitteilungen  des  Statistischen  Amts  der  Stadt  Leipzig,  Hefte  3 
und  4,  Tabelle  5,  gleichfalls  diese  Berechnungsart  anwendet  und 
zwar  genau  so  wie  ich.  »Er  hat  deshalb  weitere  Indexziffern  berechnet 
und  zwar  so,  daß  er  einfach  die  ersten  Indexziffern,  die  sich  bei  der 
Berechnung  mit  dem  Ausgangspunkt  Juli  1914  ergeben  hatten,  der 
Reihe  nach  gleich  100  gesetzt  und  dementsprechend  die  folgenden 
Ziffern  umgerechnet  hat.«  Weiter  meint  Weigel:  »Aber  für  jeden,  der 
sich  etwas  eingehender  in  die  Sache  vertieft,  wird  ja  ohnehin  klar  sein, 
daß  es  sich  hier  tatsächlich  um  nichts  als  um  Zahlenspielerei,  nicht 
aber  um  statistische  Werte  handelt.«  Und  nun  betrachte  man  die 
Tabelle  5  in  den  Mitteilungen  des  Leipziger  Statistischen  Amts !  Auch 
die  Behauptung  »diese  wie  gesagt  ganz  individuelle  Leistung  Dr.  Hof- 
matinsu  ist  nicht  richtig  —  dagegen  kann  man  dies  von  Weigels  Be- 
griff behaupten.  Diese  Tabelle  habe  ich  zwecks  leichteren  Ueberblicks 
über  die  Teuerungsbewegung  von  Monat  zu  Monat  nach  andern 
Vorbildern  —  wie  bei  der  Wirform  —  aufgemacht.  In 
Deutschland  wurde  diese  Berechnungsart  vor  mir  u.  a.  vom  Statisti- 
schen Amt  der  Stadt  Hannover  angewendet  i) ;  ich  wollte  ursprünglich 
diese  Hannoversche  Tabelle  gleichfalls  in  meiner  Broschüre  abdrucken, 
aber  die  Raumrücksichten  und  die  Kosten  ! 

13.  Weigel  schreibt:  »Sodann  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  zum 
mindesten  Leser,  denen  die  Begriffe  gewogen  und  ungewogen  nicht 
ohnehin  geläufig  sind,  aus  den  Dr.  Bofmanmch&n.  Worten  nicht  er- 
sehen können,  was  nun  eigentlich  einfache  und  gewogene  Indexziffern 
sind,  und  schon  gar  nicht  ist  zu  erkennen,  welcher  Art  die  Kombination 
sein  soll,  die  Dr.  Hof  mann  für  möglich  hält!« 

Derjenige  aber,  der  meine  Broschüre  vollständig  liest,  kann  fest- 
stellen, daß  sie  mancherlei  über  die  »Gewichte«  enthält.  So  zitiere 
ich  bereits  auf  den  Seiten  2  und  3  die  bekannten  Statistiker  Schott, 
Eulenburg,  Bowley  und  Wolff.  Auf  S.  22  lasse  ich  in  längeren  Aus- 
führungen Schnitz  zu  dieser  Frage  zu  Worte  kommen  ;  dort  —  wie 
überciies  in  den  Veröffentlichungen  der  Frankfurter  Zeitung  —  kann 
man  erfahren,  was  ich  mit  der  »Kombination«  gemeint  habe.  Auf  S.  27 
schreibe  ich  über  die  Amsterdamer  Indexziffern  :  »Außerdem  werden 
auch  —  für  dieselben  Artikel  —   gewogene  Indexziffern    ausgerechnet, 


i)  Vgl.  auch    die    Veröffentlichungen    der    Statistischen    Aemter    in  Stuttgart, 
f      Stettin,  Ludwigshafen  und  Erfurt. 
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die  an  Hand  von  Verbrauchskoeffizienten  —  die  uns  jedoch 
unbekannt  sind  - —  gewonnen  werden.«  Auf  S.  34  gebe  ich  die  Dar- 
legungen des  Statistischen  Amts  der  Stadt  Hannover  wieder:  »Preis- 
meßziffern kann  man  nicht  so  gewinnen,  daß  man  einfach  das  Mittel 
aus  den  Preisen  wichtiger  Waren  wie  Brot,  Fleisch,  Zucker  usw.  nimmt; 
vielmehr  müssen  die  Meßziffern  ein  sogenanntes  gewogenes  Mittel  aus 
den  Warenpreisen  sein,  das  heißt  die  Preise  der  einzelnen  Waren  sind 
je  nach  der  verschiedenen  Bedeutung,  die  sie  für  den  Verbrauch  haben, 
mit  einem  verschiedenen  Gewicht  einzusetzen.«  Auf  S.  44  schreibe 
ich:  »Ueber  die  Bewegung  einzelner  Gruppenindices  gibt  nachstehende 
Uebersicht  Auskunft ;  das  Preisprüfungsamt  macht  indessen  darauf  auf- 
merksam, daß  es  sich  hierbei  nur  um  ungewogene  Indexziffern  handelt, 
bei  welchen  die  Bedeutung  —  das  »Gewicht«  —  der  einzelnen  Gegen- 
stände im  Haushalt  nicht  berücksichtigt  wurde.«  Es  dürfte  sich  hie- 
nach  erübrigen,  weitere  Beispiele  anzuführen. 

Erwähnt  sei  aber  noch,  was  Mangold  (siehe  oben)  ausgeführt  hat: 
»In  Wirklichkeit  kommt  den  Mengen,  wenigstens  für  die  Nahrungs- 
mittel, die  ihnen  beigemessene  Bedeutung  gar  nicht  zu.« 

14.  Die  Mannheimer  Indexziffern  werden  seit  Juli  1922  nicht  mehr 
berechnet.  Ich  selbst  wünschte  seit  Ende  1921  deren  Einstellung.  Es 
hatte  sich  um  einen  im  Jahre  1919  unternommenen  Versuch,  um  einen 
Notbehelf  gehandelt,  der  vor  allem  schon  deshalb  entbehrt  werden 
konnte,  weil  inzwischen  das  Statistische  Reichsamt  seine  Statistik  ver- 
bessert und  ausgebaut  hatte.  Längere  Zeit  hat  die  Mannheimer  Index- 
ziffer bei  Lohn-  und  Gehaltsverhandlungen  als  Richtschnur  gedient. 
Nachdem  sie  aber  Mitte  Juli  als  erste  die  starke  Verteuerung  anzeigte, 
wurde  sie  scharf  angegriffen  und  daraufhin  eingestellt;  und  das  war 
gut  so  —  wenn  dies  auch  von  verschiedenen  Seiten  bedauert  wurde. 
Auf  die  Einzelheiten  —  sachlicher  und  persönlicher  Natur  —  einzu- 
gehen, ist  mit  Rücksicht  auf  den  Raum  nicht  möglich ;  vielleicht  bietet 
sich  an  anderer  Stelle  Gelegenheit  hiezu. 

So  viel  sei  indessen  gesagt,  daß  es  auch  bezüglich  der  Mannheimer 
Indexziffern  mancherlei  Mißverständnisse  gegeben  hat.  Weigel  spricht 
von  einer  Reduktion  auf  I,  während  mir  als  dem  Bearbeiter  der  Mann- 
heimer Indexziffer  nichts  davon  bekannt  ist;  ich  bin  immer  von  100 
ausgegangen.  Ich  habe  nicht  »die  Preise  für  den  Juli  1914  gleich  100 
gesetzt,  sondern  z.  B.  in  der  Gruppe  Nahrung  die  durch  »Verschmel- 
zung« von  38  Zahlen  erhaltene  absolute  Summe.  Ich  habe  nicht  »die 
Zahlen  weiter  reduziert  (Juli  1914  :=  i)«  sondern  die  vor  dem  Kriege 
auf  loo  Mark  entfallenden  Anteile  (52  auf  Nahrung,  11,2  auf  Kleidung 
usw.)  entsprechend  der  Gruppenindexziffer  geändert;  ferner  ist  die 
Weigehoht  Behauptung  falsch,  in  der  Gruppe  Sonstiges  hätte  ich  »nach 
der  Bedeutung«  mit  10  multipliziert.     Da    Weigel  den  Unterschied  zwi- 
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sehen  »Zahl«  und  »Ziffer«  nicht  kennt,  ist  es  allerdings  begreiflich,  daß 
es  ihm  schwer  fällt,  die  Indexz  i  f  f  e  r  berechnungen  richtig  zu  erfassen. 
In  Mannheim  wurde  die  starke  Vertretung  von  Fleisch  beanstandet; 
ich  selbst  habe  übrigens  in  meiner  Broschüre  (S.  41)  auf  diesen  Fehler 
hingewiesen ;  doch  wird  derselbe  dadurch  gemildert,  daß  die  Preis- 
bewegung bei  den  einzelnen  Fleischsorten  verschieden  verläuft; 
dies  geht  bereits  aus  den  in  den  Mannheimer  Zeitungen  veröffentlichten 
und  in  meiner  Broschüre  mit  gutem  Grund  abgedruckten  Berichten 
hervor.  Im  übrigen  dachte  ich  auch  dieserhalb  wie  Bräuer,  dessen 
Schrift  überraschenderweise  vornehmlich  die  »Indexzahlen«  behandelt 
—  wobei  er  in  mehrfacher  Hinsicht  zu  genau  denselben  Ergebnissen 
kommt  wie  früher  ich  in  meiner  »wertlosen,  lückenhaften,  unsyste- 
matischen und  unkritischen«  Broschüre  —  und  weniger  die  »Anpassung 
der  Löhne« :  »Man  nimmt  die  Zahlen  eben  hin  mit  allen  ihren 
Schwächen.« 

Merkwürdig  ist  ferner  der  Einwand,  bei  den  Mannheimer  Index- 
ziffern seien  die  Gruppenanteile  jetzt  noch  dieselben  wie  vor  dem 
Kriege,  während  doch  in  dieser  Hinsicht  die  einschneidendsten  Ver- 
änderungen eingetreten  seien.  Ein  flüchtiger  Blick  schon  auf  die  Ta- 
belle (S.  42  meiner  Broschüre)  zeigt  den  Irrtum;  so  ist  bei  der  Mann- 
heimer Indexziffer  infolge  der  verschiedenartigen  Bewegung 
der  G  r  u  p  pen  Indexziffern  bis  zum  i.  Februar  1922  z.  B.  der  Anteil 
der  Nahrung  auf  etwa  70  v.  H.  gestiegen  (gegen  52  v.  H.  vor  dem 
Kriege),  bei  der  Gruppe  Heizung  und  Beleuchtung  ist  eine  Steigerung 
von  4,3  V.  H.  auf  6,0  v.  H.  erfolgt,  dagegen  ist  der  Anteil  der  Woh- 
nung von  17,0  v.  H.  auf  etwa  2,0  v.  H.  zurückgegangen,  der  für  Klei- 
dung von  11,2  V.  H.  auf  etwa  10  v.  H.,  und  der  für  Sonstiges  von 
15,5  V.  H.  auf  etwa  11  v.  H. 

Die  Ergebnisse  der  Mannheimer  Indexziffer  sind  mit  denen  der 
anderen  Berechnungen  sehr  gut  in  Einklang  zu  bringen ;  so  stellte  sich 
im  Juli  1922  die  Mannheimer  Indexziffer  (am  15.  Juli)  auf  5734,  die 
Verhältniszahl  der  Mannheimer  Teuerungszahl  (Monatsdurchschnitt)  auf 
5304,  die  Ludwigshafener  Indexziffer  (Monatsdurchschnitt)^)  auf  6039, 
die  Kölner  Indexziffer  (am  19.  Juli)  auf  5784,  die  Reichsindexziffer 
(Monatsdurchschnitt)  auf  5392 ;  vom  Jani  auf  Juli  erhöhte  sich  die 
Mannheimer  Indexziffer  um  26,1  v.  H.,  die  Ludwigshafener  um  28,9 
V.  H.,  die  Mannheimer  Teuerungszahl  um  34,4  v.  H.,  und  die  Reichs- 
indexziffer um  29,5  V.  H. 


i)  Die  auf  15.  Juli  für  Ludwigshafen  berechnete  Indexziffer  kann  mit  der 
Mannheimer  Indexziffer  —  vom  15.  Juli  —  nicht  verglichen  werden,  da  in  Mann- 
heim die  Preise  der  beiden  Stichtage  15.  Juni  und  15.  Juli  zugrundegelegt  sind, 
in  Ludwigshafen  aber  die  Durchschnittspreise  vom  16.  Mai  bis  15.  Juni  und  vom 
16.  Juni  bis    15.   Juli. 
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Man  sehe  sich  auch  einmal  die  graphischen  Darstellungen  in  »Die 
Wirtschaftskurve  mit  Indexzahlen  der  Frankfurter  Zeitung«,  Januar  1922, 
S.  21,  an;  dort  kann  man  feststellen,  daß  die  Tendenz  der  Teuerungs- 
bewegung bei  allen  Berechnungen  —  einschließlich  der  Mannheimer 
Indexziffer  (siehe  Kurve  3)  —  in  großen  Zügen  so  ziemlich  dieselbe 
ist;  nur  die  £lsassche  Indexziffer  tanzt  einmal  aus  der  Reihe.  Die 
Mannheimer  Indexziffer  verläuft  —  absolut  genommen  —  in  der  Mitte 
zwischen  Silbergleit  und  Calwer ;  bezüglich  des  Höchststandes  im  Jahre 
192 1  —  im  Dezember  —  stimmt  sie  mit  der  Reichsindexziffer,  mit 
Kiuzynski%  »Existenzminimum«  und  mit  Silbergleits  »Kosten  des  Er- 
nährungsbedarfs« vollständig  überein;  \i€\  Elsas  war  bereits  eine  kleine 
Senkung  eingetreten  und  nach  der  Calwersz\\^Xi  Methode  wurde  das 
Maximum  erst  im  Januar  1922  festgestellt  —  dies  sind  aber  Unter- 
schiede, die  angesichts  des  schwierigen  Gebiets  und  der  verschiedenen 
Methoden  nicht  viel  besagen  wollen.  Jedenfalls  aber  liegt  sowohl  bei 
der  Mannheimer  Indexziffer  wie  bei  der  Reichsindexzififer,  bei  Kuczynski 
und  bei  Silbergleit   übereinstimmend   das  Maximum  im  Dezember, 

Wenn  die  Mannheimer  Teuerungsmeßzififer,  die  —  wie  die  meisten 
andern  Berechnungen  —  weder  eine  reine  Preismeßziffer,  noch  eine 
auf  die  fortwährenden  Veränderungen  Rücksicht  nehmende  Lebens- 
haltungsindexziffer, sondern  eine  Kombination  und  Abstraktion  ist,  so 
falsch  gewesen  wäre,  wie  sie  bisweilen  hingestellt  worden  ist,  und  wenn 
es  sich  wirklich  nur  um  eine  Zahlenspielerei  gehandelt  hätte,  wie  hätte 
sie  dann  —  nachdem  sie  mehr  als  2^2  Jahre  Monat  für  Monat  be- 
rechnet und  jeweils  als  erste  veröffentlicht  worden  war  —  derartige 
Ergebnisse  liefern  können?  Allerdings  werden  ja  auch  die  andern  Be- 
rechnungen angegriffen,  z.  B.  die  Reichsindexzififern  des  Statistischen 
Reichsamts,  die  Berechnungen  von  Kuczynski^),  Silbergleit^),  Cahver, 
Elsas,  der  Frankfurter  Zeitung 3)  usw.*). 

Uebrigens  hat  sich  Schott  Anfang  Dezember  1921  in  einem  in  den 


i)  Vgl.  u.  a.  Bräuer,  a.  a.  O  ,  S.   28. 

2)  Vgl.  u.  a.  Volkswacht  (Freiburg),  20.   August    1921. 

3)  Vgl.  Hermberg,  Deutsches  Statistisches  Zentralblatt,  August/Oktober  192 1, 
Sp,    104/108. 

4)  Die  schwersten  Vorwürfe  wohl  sind  gegen  die  Indexziffer  des  Statistischen 
Amts  Ludwigshafen  a.  Rh.  erhoben  worden.  Die  Pfälzische  Post  schrieb  am  3. 
bzw.  8.  u.  21.  Februar  d.  Js.  u.  a. :  »  .  .  .  .  weshalb  die  errechnete  Ziffer  mit  den 
tatsächlichen  Verhältnissen  nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist.  .  .  .  Die  Indexziffer 
zeigt  wiederum  mit  krasser  Deutlichkeit  die  absolute  Unzulänglichkeit  dieses 
Teuerungswertmessers  .  .  .  Die  Indexzahlen  können  als  Maßstab  für  den  Grad 
der  eigentlichen  Teuerung  überhaupt  nicht  ernsthaft  angesprochen  werden.  .  .  . 
Die  Indexzahlen  sind  grundfalsch  ....  Nun  fragt  sich :  Sitzt  der  Vorstand  des 
Statistischen  Amts  denn  Tag  und  Nacht  hinter  seinem  Schreibtisch,  ohne  Geld 
auszugeben  oder  die  Preise  in  den  Schaufenstern  zu  "studieren?« 
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Mannheimer  Zeitungen  veröffentlichten  Artikel  über  diese  Mannheimer 
Indexziffern  wie  folgt  geäußert :  »Wohl  sind  auch  diese  Indexzahlen 
berechtigten  Einwendungen  ausgesetzt,  denn  eine  vollkommene  Index- 
zahl gibt  es  nicht  und  wird  es  nie  geben,  allein  sie  haben  sich  einge- 
bürgert, genießen  Vertrauen  und  das  ist  das  Beste,  was  einer  Index- 
zahl nachgerühmt  werden  kann«.  (Vgl.  auch  Neue  Badische  Landes- 
zeitung, Mannheim,  28.  März  1922  und  2.  August  1922,  ferner  Volks- 
stimme, Mannheim,  3.  August  1922.) 

15.  Weigel  irrt,  wenn  er  glaubt,  ich  hätte  über  Irving  Fiskeis 
Untersuchungen  ein  absprechendes  Urteil  abgegeben.  Ich  habe  nur 
bezüglich  seines  Stabilisierungs- Vo  r  s  c  h  lag  s  im  Jahre  1913  bezwei- 
felt, ob  er  sich  in  die  Praxis  werde  umsetzen  lassen;  das  hat  mit  den 
außerordentlich  verdienstvollen  Untersuchungen  Irving  Fishers  nichts 
zu  tun. 


Amtliche  Versicherungsstatistik  für  1917. 

Von  der  Statistik,  die  das  Reichsaufsichtsamt  für  Privatversicherung 
regelmäßig  über  das  private  Versicherungswesen  herausgibt,  ist  in 
diesen  Tagen  der  Jahrgang  1917  bei  der  Vereinigung  wissenschaftlicher 
Verleger  Walther  de  Gruyter  &  Co.,  Berlin  (800  M.j,  erschienen.  Das 
Werk  umfaßt  neben  73  Seiten  Text  sowie  einer  Tafel  393  Seiten 
Zahlenübersichten  und  gibt  über  sämtliche  Versicherungszweige  weit- 
gehende Auskunft  über  den  Versicherungsbestand  und  seine  Bewegung 
sowie  über  den  Geschäftsbetrieb  und  den  Vermögensbestand  aller 
größern  unter  Reichsaufsicht  stehenden  Unternehmungen.  Von  den 
wichtigern  Geschäftszweigen  ist  nur  die  amtlich  nicht  beaufsichtigte 
Transportversicherung  außer  Betracht  geblieben  oder  doch  nur  gelegent- 
lich erwähnt,  weil  dem  Aufsichtsamte  darüber  nur  unvollständige  Aus- 
weise zugehen. 

Ueber  den  Geschäftsumfang  der  deutschen  Unternehmungen  seien 
für  die  wichtigeren  Zweige  folgende  x'^ngaben  gemacht.  Am  Ende  des 
Jahres  1917  (1916)  waren  in  Kraft  in  der  großen  Versicherung  auf  den 
Todesfall  2632  769  (2  636  198)  Verträge  über  13417  (13  192)  Millionen  M., 
in  der  Versicherung  auf  den  Lebensfall  350  596  (351  344)  Verträge  über 
601  (606)  Millionen  M.,  in  der  Rentenversicherung  69809  (71  382)  Ver- 
träge über  31  (31)  Millionen  M.  Jahresrente,  in  der  Volksversicherung 
8108  218  (7886466)  Verträge  über  1635  (1537)  Millionen.  Als  Zeitungs- 
abonnenten fanden  im  Umfange  der  Aufsicht  des  Amtes  1736835 
(i  738234)  Personen  mit  179  (146)  Millionen  M,  Versicherungsschutz; 
in  der  sonstigen  kleinen  Versicherung  endlich  liefen  769917  (745193 
Verträge  über  440  (410)  Millionen  M.  Abgesehen  von  dem  geringen 
Rückgang  in  der  Versicherung  auf  den  Lebensfall  und  dem  Stillstande 
der  Jahresrenten    zeigt    sich    also    eine  Zunahme   der  versicherten  Be- 
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träge.  In  der  Unfallversicherung  hat  die  Zahl  der  Versicherungen  im 
Jahre  191 7  um  fast  6  vom  Hundert  zugenommen,  während  im  Jahre 
vorher  eine  Zunahme  von  fast  5  v.  H.  eingetreten  war;  bei  der  Haft- 
pflichtversicherung ist  die  Zahl  der  Versicherungen  im  Jahre  191 7 
um  0,1  V.  H.  zurückgegangen  gegenüber  einem  Abgange  von  1,0  v.  H. 
im  Jahre  vorher.  In  der  landwirtschaftlichen  Versicherung  beliefen 
sich  die  gesamten  versicherten  Werte  bei  der  Viehversicherung  auf  1401 
(1082)  und  bei  der  Hagelversicherung  auf  4074  (4005)  Millionen  M. 
Die  bis  zum  Ausbruche  des  Krieges  im  großen  und  ganzen  gleich- 
mäßige Entwickelung  des  Geschäfts  der  deutschen  Feuerversicherungs- 
gesellschaften hatte  in  1914  besonders  auch  dadurch  eine  Steigerung 
erfahren,  daß  infolge  der  Haftungs-  und  Uebergangsverträge,  die  zwi- 
schen den  bei  uns  bis  dahin  tätigen  englischen  und  französischen 
Gesellschaften  und  deutschen  Unternehmungen  vereinbart  wurden, 
zahlreiche  bei  ausländischen  Gesellschaften  laufende  Versicherungen 
auf  deutsche  Gesellschaften  übergingen.  Der  Versicherungsbestand  der 
deutschen  Unternehmungen  stellte  sich  Ende  1914  bei  der  Zahl  der 
Versicherungen  um  4,6  v.  H.  und  bei  den  Versicherungssummen  um 
5,9  V.  H.  höher  als  Ende  1913  und  hatte  damit  ein  wenig  mehr  zuge- 
nommen als  in  den  vorhergehenden  Friedensjahren.  191 5  ist  der  Zu- 
gang wieder  erheblich  geringer  geworden.  Er  stellt  sich  nur  noch 
auf  1,5  v.  H.  bei  den  Scheinen  und  auf  0,5  v.  H.  bei  den  Summen. 
In  191 6  haben  die  Scheine  um  2,1  v.  H.  abgenommen,  während  die 
Summen  um  4,6  v.  H.  gestiegen  sind.  Jetzt  in  191 7  ist  sowohl  bei 
den  Scheinen  wie  bei  den  Summen  ein  Zugang  zu  verzeichnen,  und 
zwar  bei  ersteren  um  0,9  v.  H.,  bei  letzteren  um  10,2  v.  H.  Im  ganzen 
liefen  am  Ende  des  Berichtsjahrs  191 7  bei  den  deutschen  privaten 
Unternehmungen  13000895  Feuerversicherungen  über  187  551  Mil- 
lionen M.,   wovon    19237  Millionen    auf  Rückversicherungen    entfielen. 

Ueber  den  Umfang  des  Geldverkehrs  zwischen  den  Versicherten 
und  den  Gesellschaften  läßt  sich  folgendes  sagen: 

In  der  Lebensversicherung  sind  von  den  Versicherten  an  die 
deutschen  Unternehmungen  als  Beiträge  und  Ausfertigungsgebühren  im 
Jahre  1917  (1916)  fällig  geworden:  in  der  Volksversicherung  121  (118) 
Millionen  und  in  der  großen  Versicherung  642  (606)  Millionen;  da- 
gegen sind  für  eingetretene  Versicherungsfälle  und  für  vorzeitig  auf- 
gelöste Versicherungen  in  der  Volksversicherung  ohne  die  mit  den 
Summen  ausgezahlten  Gewinnanteile  73  (68)  Millionen  M.  und  in  der 
großen  Versicherung  444  (427)  Millionen  M.  bar  an  die  Versicherten 
zurückgeflossen  und  außerdem  25  (25)  und  254  (205)  Millionen  M., 
überwiegend  aus  den  Beitragseinnahmen,  den  Prämienreserven  zuge- 
führt, d.  h.  zur  Deckung  der  aus  den  künftigen  Beiträgen  nicht  zu 
bestreitenden  Versicherungsleistungen  zurückgestellt  worden.  In  der 
Unfall-  und  Haftpflichtversicherung  haben  die  deutschen  Gesellschaften 
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im  unmittelbaren  Geschäft  insgesamt  84  (80)  Millionen  an  Beiträgen 
und  Ausfertigungsgebühren  eingenommen  und  49  (42)  Millionen  für 
Schäden  des  Berichtsjahrs  und  für  vorzeitig  aufgelöste  Versicherungen 
zu  zahlen  gehabt ;  dazu  kommen  die  nicht  näher  angegebenen  Zu- 
führungen zu  den  Prämienreserven.  Aus  der  Feuerversicherung  (ein- 
schließlich der  Versicherung  mittelbarer  Schäden)  endlich  haben  die 
deutschen  privaten  Unternehmungen  im  unmittelbaren  Geschäft  an 
Beiträgen  296  (262)  Millionen  eingenommen;  dagegen  sind  den  Ver- 
sicherten für  Schäden  206  (11 1)  Millionen  M.  zugeflossen.  Bei  den 
deutschen  Rückversicherungsgesellschaften  haben  sich  die  Beiträge  für 
eigene  Rechnung  auf  385  (324)  und  die  Schadenzahlungen  auf  178 
(169)  Millionen  belaufen. 

Sehr  ausführlich  werden  in  der  amtlichen  Statistik  die  Bilanzen 
der  deutschen  Gesellschaften  behandelt.  Im  ganzen  kommen  in  Be- 
tracht 120  Aktiengesellschaften  mit  706,14  Millionen  M.  Aktienkapital, 
wovon  186,63  Millionen  eingezahlt  sind,  und  88  Gegenseitigkeitsvereine 
mit  einem  Garantiekapitale  von  2,73  Millionen  mit  1,42  Millionen  Ein- 
zahlung. Die  gesetzlichen  Rücklagen  beliefen  sich  Ende  191 7  auf  ins- 
gesamt 212,69  Millionen.  Als  gebunden  anzusehende  Reserven  (weil 
sie  als  rechnungsmäßige  Deckung  für  die  teils  bereits  entstandenen, 
teils  voraussichtlich  in  Zukunft  noch  entstehenden  Ansprüche  der  Ver- 
sicherten aus  geleisteten  Beiträgen  dienen)  waren  vorhanden  6372,27  Mil- 
lionen Prämienreserven  und  Prämienüberträge,  638,58  Millionen  Gewinn- 
rücklagen und  494,43  Millionen  Schadenrücklagen.  An  sonstigen  Sonder- 
rücklagen weisen  die  Bilanzen  417,91  Millionen  M.  aus.  Von  den 
Prämienreserven  und  den  Gewinnrücklagen  kommt  naturgemäß  der 
größte  Teil   mit  5775,  und  625  Millionen    auf  die  Lebensversicherung. 

Unter  den  insgesamt  9749  Millionen  M.  betragenden  Vermögens- 
werten spielen  die  Kapitalanlagen  mit  8159  Millionen  die  Hauptrolle, 
danach  kommen  die  Forderungen  mit  932  Millionen.  Zu  den  Kapital- 
anlagen sind  nur  die  meist  für  längere  Zeit  fest  vergebenen  Werte, 
nämlich  Grundbesitz,  Hypotheken,  Wertpapiere,  Darlehen  an  öfifent- 
liche  Körperschaften,  auf  Wertpapiere  oder  auf  Versicherungen  und 
endlich  Wechsel  gezählt.  Von  den  gesamteu  Anlagen  kommen  6339  ^i^' 
Honen  auf  die  Lebensversicherungsunternehmungen,  609  auf  die  Feuer-, 
339  auf  die  Unfall-  und  Haftpflicht-  und  309  auf  die  Rückversicherungs- 
gesellschaften. Es  entfallen  von  den  Anlagen  2,3  v.  H.  auf  Grund- 
besitz, 64,9  V.  H.  auf  Hypotheken,  7,7  v.  H.  auf  Darlehen  an  Öffent- 
liche Körperschaften,  18,0  v.  H.  auf  Wertpapiere,  0,3  v.  H.  auf  Dar- 
lehen auf  Wertpapiere,  6,4  v.  H.  auf  Darlehen  auf  Versicherungen 
und  0,4  v.  H.  auf  Wechsel  und  Sonstiges.  Diese  Verteilung  gilt  für 
die  Gesamtheit ;  bei  den  verschiedenen  Geschäftszweigen  ist  sie  zum 
Teil  stark  abweichend,  namentlich  hinsichtlich  des  Hypotheken-  und 
Wertpapierbestandes.     So  haben  die  Lebensversicherungs-Aktiengesell- 
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Schäften  71,9  v.  H.  in  Hypotheken  und  nur  11,5  v.  H.  in  Wertpapieren, 
dagegen  die  Rückversicherungsgesellschaften  18,4  v.  H.  in  Hypotheken 
und  73,1  V.  H.  in  Wertpapieren  angelegt.  Von  den  Forderungen,  zu 
denen  auch  die  Guthaben  bei  Bankhäusern  gerechnet  sind,  fallen 
353  Millionen  auf  die  Lebensversicherungs-,  286  Millionen  auf  die 
Rückversicherungs-  und  186  Millionen  auf  die  Feuerversicherungsgesell- 
schaften. 

Diese  großen  Vermögen  haben  natürlich  auch  große  Erträge  ge- 
bracht. Es  sind  nämlich  tatsächlich  vereinnahmt  worden  an  Zinsen 
360,41  Millionen  und  an  Mieten  6,0  Millionen ;  einem  Kursgewinne  von 
6,25  Millionen  steht  ein  Kursverlust  von  6,21  Millionen  und  dem 
sonstigen  Gewinne  (vornehmlich  Hypothekenprovisionen)  von  4,46  der 
sonstige  Verlust  von  0,18  Millionen  gegenüber.  Der  Reinertrag  hat 
sich  auf  370,72  Millionen  M.  gestellt. 

Der  gesamte  Gewinn  aller  208  Unternehmungen  hat  nach  den 
Bilanzen  298,88  Millionen  M.  betragen.  Das  mag  auf  den  ersten  Blick 
sehr  viel  erscheinen;  allein  der  Hauptteil  davon  (191,25  Millionen  M.) 
kommt  auf  die  Lebensversicherungsgesellschaften  und  fällt  hiervon 
wieder,  auch  bei  den  Aktiengesellschaften,  vorwiegend  (160,80  Mil- 
lionen) den  Versicherten  unmittelbar  zu,  die  für  ihre  Gewinnbeteiligung 
über  den  Bedarf  der  eigentlichen  Versicherung  erheblich  hinausgehende 
Beiträge  zahlen.  Von  dem  Gewinn  aller  Lebensversicherungsunter- 
nehmungen sind  den  Versicherten  84,  i  v.  H.  und  den  Aktionären  und 
Garanten  4,3  v.  H.  zugewiesen  worden. 
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Ungarische  Jahrbücher.  Hrsg.  von  Robert  Gragger.  I.  Band.  Mit 
einer  Karte.  Berlin,  Vereinigung  wissenschaftlicher  Verleger, 
1921,  374  S.  gr.  8». 

Daß  die  Ungarn  jetzt  selbst  das  Bedürfnis  empfinden,  die  Deutschen 
in  ihrer  Sprache  über  die  Eigentümlichkeiten  ihrer  Nation  aufzuklären 
und  das  betreffende  Sammelwerk  als  ein  periodisches  auszugestalten, 
darf  hier  mit  Befriedigung  festgestellt  werden.  Allerdings  hat  es  seit 
anderthalb  Jahrhunderten  nicht  an  deutschsprachigen  Zeitschriften  und 
noch  weniger  an  Büchern  gefehlt,  welche  dem  gleichen  Zwecke  dienen 
wollten;  die  meisten  sind  bald  wieder  eingegangen.  Am  längsten  hat 
sich  noch  die  >/Ungarische  Revue«  gehalten  (\%%\  —1895).  Man  darf 
also  dem  neuen  Unternehmen  den  besten  Erfolg  und  ein  möglichst 
langes  Leben  wünschen. 

Es  will  »der  Erforschung  der  ungarischen  Sprache,  Geschichte  und 
Kultur  ein  wissenschaftliches  Organ  in  deutscher  Sprache  geben  und 
die  Ergebnisse  der  ungarischen  Kulturarbeit  der  deutschen  Leserwelt 
zugänglich  machen«.  Der  Herausgeber  führt  das  in  einem  einleitenden 
Aufsatze  über  den  Arbeitsplan  des  näheren  aus:  im  Vordergrunde  soll 
die  Frage  nach  dem  Geiste  des  ungarischen  Volkes  stehen,  während 
anthropologische  Fragen  im  somatologischen  Sinne  zurücktreten  sollen ; 
das  gesamte  sprachliche,  soziale  und  wirtschaftliche  Leben,  Literatur 
und  Kulturgeschichte,  allgemeine  und  speziell  Wirtschaftsgeschichte, 
Rechts-  und  Staatswesen  sollen  berücksichtigt  werden.  Vielleicht  wird 
jemand,  der  diese  Ausführungen  liest,  sich  wundern,  daß  der  deutschen 
Einflüsse  auf  das  Ungartum  mit  keiner  Silbe  gedacht  ist  und  daß 
dieses  ausschließlich  als  Ergebnis  selbständiger  Entwicklung  erscheint, 
die  alles  Fremde  von  vornherein  ausschließt. 

In  fast  lächerlicher  Weise  tritt  dies,  um  ein  Beispiel  zu  erwähnen, 
in  dem  Aufsatze  dieses  Bandes  von  Karl  Tagänyi  hervor.  Dort  werden 
als  charakteristisch  für  den  mittelalterlichen  Waldschutz  des  Landes 
die  G  y  a  p  ü  erwähnt  und  als  Vorrichtungen  erklärt,  die  teils  aus  Gräben 
oder  Zäunen,  teils  aus  Erdaufwürfen,  teils  aus  Barrikaden  bestanden 
hätten,  die   mit  Hilfe    von   aufgeschichteten  Steinen   oder  Bäumen    er- 
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richtet  waren.  Das  Wort  wird  an  späterer  Stelle  (S.  112)  als  »ein  so 
urwüchsiger  ungarischer  Ausdruck«  bezeichnet,  »daß  es  als  eine  Perle 
unter  den  ungarischen  geographischen  Benennungen  anzusehen  ist«. 
Nun  haben  wir  im  Deutschen  den  Ausdruck  Gebüdt  (vgl.  meine  Ent- 
stehung der  Volkswirtschaft  II,  S.  31)  für  eine  durch  Herabbiegen  der 
Baumäste  eines  Waldes  hervorgebrachte  Grenzlinie.  (Landgebüdt  des 
Rheingaus  bei  Riehl,  Land  und  Leute,  S.  232.)  Liegt  es  nun  nicht 
nahe,  die  beiden  einander  so  ähnlich  lautenden  und  das  Gleiche  be- 
zeichnenden Ausdrücke  sprachlich  miteinander  zusammenzubringen  ? 
Doch  wir  wollen  uns  an  einer  derartigen  Beobachtung  nicht  stoßen, 
zumal  in  einem  späteren  Artikel  {Moor,  Die  deutschen  Spielleute  in 
Ungarn,  S.  281 — 297)  die  deutschen  Einwirkungen  anerkannt  werden. 
Nur,  daß  sie  im  Arbeitsplan  nicht  erwähnt  werden,  mußte  hier  hervor- 
gehoben werden.  Natürlich  ist  der  Inhalt  des  Bandes  ein  sehr  mannig- 
faltiger, so  daß  viele  bei  seiner  Benutzung  auf  ihre  Rechnung  kommen 
können.  Er  beginnt  mit  einem  Aufsatze  über  die  Bevölkerungs- 
bewegung in  Ungarn  und  der  Krieg  von  L.  von  Buday\  weiter  folgen: 
Jos.  R.  Thim,  Die  Gründungsversuche  Jugoslawiens  1848/9,  A.  v.  Fuchs, 
Skizze  des  ung.  Bankwesens,  E.  v.  Vicziän,  Die  Wasserkraft  der  Donau, 
E.  V.  Kvassay,  Die  Donau  vom  Standpunkt  der  Schiffahrt,  D.v.  Seless, 
Die  Agrarreform  in  U.,  K.  Tagdnyi,  Alte  Grenzschutzvorrichtungen  usw., 
/.  V.  Bajza,  Die  kroatische  Publizistik  während  des  Weltkrieges,  L.  v- 
Buday,  Landwirtschaftliche  Produktion  in  U.,  Z.  Gombocz,  Die  bulga- 
rische Frage  und  die  ungarische  Hunnensage,  A.  Takdts.,  Ungarische 
und  türkische  Berufsschreiber  im  16.  u.  17.  Jh.,  A.  Bonkalo,  Die  ungar- 
ländischen  Ruthenen,  B.  Zolnai,  Ungarische  Literatur  1906 — 1921, 
M.  V.  Rez,  Gedanken  über  Stephan  Tisza,  E.  Moor,  Die  deutschen 
Spielleute  in  U.,  E.  v.  Mdlyusz,  Die  Entstehung  des  Komitates  Turöc, 
Die  Genossenschaften  in  U.  Gewiß  ein  sehr  reicher  Inhalt,  zwischen 
den  sich  noch  allerlei  instruktive  kleine  Mitteilungen  schieben,  ferner 
eine  Bibliographie  und  einzelne  Bücherbesprechungen.  Der  Heraus- 
geber ist  Vertreter  der  ungarischen  Sprache  und  Literaturgeschichte 
an  der  Universität  Berlin,  Leiter  des  dortigen  Ungarischen  Instituts 
und  einer  Ungarischen  Bibliothek.  Der  I.  Band  der  Jahrbücher  ist 
über  Erwarten  gut  ausgestattet.  Man  darf  sein  Erscheinen  mit  warmer 
Sympathie  begrüßen  und  ihren  guten  Fortgang  wünschen.  — r. 


Anthologie  des  Genossenschaftswesens.  Zusammengestellt  von  Dr.  V. 
Totomi anz,  o.  Professor  a.  d.  Prager  Universität.  Berlin,  R.  L. 
Prager,  1922.    280  S.    8". 

Totomi  anz,  V.,  Die  Konsumvereine  in  Riißland.  Mit  einem  Ge- 
leitwort von  R.  Wilbrandt.  München,  Duncker  &  Humblot,  1922. 
70  S.     8». 
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Der  Herausgeber  bzw.  Verfasser  hat  sich  seit  25  Jahren  eifrig  um 
das  russische  Genossenschaftswesen  bemüht  und  auch  bereits  in  deut- 
scher Sprache  eine  umfassendere  Darstellung  des  Gegenstandes  er- 
scheinen lassen.  Er  ist  uns  also  kein  Fremder  und  wenn  er  in  der 
Vorrede  mitteilt,  daß  seine  »Anthologie«  nur  nach  dem  Vorgange  eines 
gleichnamigen  in  Rußland  weit  verbreiteten  Buches,  aber  in  Anpassung 
an  deutsche  Verhältnisse  erscheine,  so  lassen  wir  uns  auch  diese  bei 
uns  nicht  ganz  gewöhnliche  Form  der  Propaganda  für  eine  schöne 
Idee  gefallen,  wenn  wir  uns  auch  sagen  müssen,  daß  ihre  deutschen 
Gegner  und  Kritiker  dabei  nicht  zu  Worte  kommen  werden.  In  der 
Tat  hat  der  Herausgeber  etwa  sechs  Dutzend  Aeußerungen  von  Freun- 
den des  Genossenschaftswesens  von  R.  Owen  und  Ch.  Fonrier  bis  auf 
R.  Wilbrandt  und  Ch.  Gide  nebst  einer  größeren  Zahl  kürzere  Aus- 
sprüche zusammendrucken  lassen  und  selbst  einen  poetischen  Erguß 
des  schweizerischen  Schullehrers  R.  Seidel  nicht  verschmäht,  ohne  sich 
viel  Sorge  darum  zu  machen,  daß  eine  solche  Häufung  von  Autori- 
täten doch  schließlich  ermüdend  wirken  könnte.  Wer  historische  In- 
teressen hat,  findet  bei  ihm  Ausführungen  von  Owen,  Fourier,  Ltid- 
lozv,  V.  A.  Huber,  H.  Schulze- Delitzsch,  Raiffeisen,  Älazzini  und  vielen 
andern,  die  ihm  in  den  Originalen  vielleicht  nicht  zugänglich  sind. 
Auch  das  Vorwort  von  Ch.  Gide  und  das  Schlußwort  von  W.  Sombart 
wird  er  ganz  gern  lesen,  sich  aber  doch  am  Ende  sagen,  daß  keine 
wissenschaftliche  Abhandlung,  sondern  ein  Lesebuch  für  Genossen- 
schafter und  solche,  die  es  werden  wollen,  vorliegt  und  daß  man  ihm 
in  diesen  Kreisen  die  weiteste  Verbreitung  wünschen  muß. 

Anders  die  an  zweiter  Stelle  genannte  Schrift.  Sie  ist  ein  Sonder- 
druck eines  vom  Veri"asser  für  Band  150  der  Schrifteii  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  erstatteten  Berichtes,  der  sich  stellenweise  sehr  in  Einzel- 
heiten verliert,  aber  doch  im  ganzen  ein  interessantes  Bild  der  Schwie- 
rigkeiten gibt,  mit  welchen  die  Entwicklung  der  Konsumvereine  in  Ruß- 
land zu  kämpfen  hatte.  Namentlich  wirkt  die  Erzählung  über  die 
Schicksale  und  das  Verhalten  der  Genossenschaften  während  des  Welt- 
krieges und  unter  der  Bolschewiken-Herrschaft  in  hohem  Maße  an- 
regend. Für  das  Jahr  1918  werden  für  ganz  Rußland  angegeben: 
25000  Konsumvereine,  16500  Kreditgenossenschaften,  8400  landwirt- 
schaftliche Vereine  und  Genossenschaften,  3000  Molkereigenossen- 
schaften und  1500  Produktivgenossenschaften.  Die  runden  Zahlen 
deuten  darauf  hin,  daß  bloße  Schätzungen  vorliegen.  Das  gleiche  wird 
der  Fall  sein,  wenn  die  Summe  der  Warenverkäufe  aller  Konsumver- 
eine für  igi2  auf  ungefähr  5  und  für  1920  auf  8  Milliarden  Rubel  an- 
gegeben wird.  Als  genossenschaftliche  Produktionsanstalten  verden 
angeführt:  84  Mühlen,  41  Bäckereien,  42  Schmieden,  29  Seifenfabriken, 
28  Lederfabriken,  27  Molkereien,  18  Konfiserien,  26  Fabriken  land- 
wirtschaftlicher Werkzeuge,  16  Sägemühlen,   10  Wurstfabriken,    10  Ta- 
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bakfabriken,  4  Zuckerfabriken  und  2  mechanische  Werkstätten.  Im 
vorletzten  Abschnitte  wird  die  Tätigkeit  der  russischen  Genossenschaf- 
ten auf  dem  Gebiete  der  Volksbildung  geschildert.  Was  dort  über 
genossenschaftliche  Verlagsbuchhandlungen  und  Buchdruckereien  mit- 
geteilt ist,  über  die  Gründung  und  Unterstützung  von  Volksschulen, 
über  Hochschulen  für  Genossenschaftswesen  und  die  Pflege  dieses 
letzteren  an  anderen  Hochschulen,  wird  andern  Ländern  zur  Nach- 
ahmung empfohlen  werden  dürfen.  Von  höchstem  Interesse  aber  ist 
der  Schlußabschnitt,  in  dem  das  Verhalten  der  Sowjetregierung  zum 
Genossenschaftswesen  geschildert  ist.  Einige  Unklarheiten  und  Wieder- 
holungen, die  in  der  Schrift  aufstoßen,  beeinträchtigen  den  hohen  in- 
formatorischen Wert  des  Ganzen  nicht.  — r. 


Wilb  randt,  Prof.  Dr.  R ob e rt ,  Konsum-Genossenschaften.  Stuttgart, 
H.  Moritz,  1922.  76  S.  kl.  S».  M.  10.—,  geb.  U.  12.—  (Ge- 
meinschaftskultur, hsg.  von  .S.  N'estriepke.  Heft  3.) 
Man  würde  dem  Verfasser  gern  die  etwas  phantastische  Einleitung 
schenken,  gäbe  das  übrige  nur  einen  nüchternen  Bericht  über  die  gegen- 
wärtigen Zustände  und  eine  vorsichtige  Abwägung  der  Aussichten  ihrer 
künftigen  Entwicklung.  Das  ist  aber  nicht  der  Fall.  Dem  Verfasser 
erscheinen  die  Konsumvereine  als  unfehlbares  Mittel  zur  Abschaffung 
des  Kaufsystems  und  zur  Beseitigung  der  Aneignung  des  Mehrwertes 
durch  die  Privatunternehmung.  Natürlich  die  Konsumvereine  mit  Eigen- 
produktion der  von  ihnen  vertriebenen  Waren,  wie  sie  in  England  und 
stellenweise  auch  in  Deutschland  sich  ausgebildet  haben  und  in  Zu- 
kunft über  die  ganze  Welt  sich  ausbreiten  sollen.  Sie  werden  mit  nicht 
gewöhnlichem  Enthusiasmus  angepriesen.  Allerdings  macht  sich  der 
Verfasser  dann  selbst  wieder  Einwürfe ;  er  sieht,  daß  es  in  den  Kon- 
sumvereinen menschelt,  daß  ihnen  Hindernisse  entgegenstehen.  Aber 
er  tröstet  sich  mit  der  Hoffnung,  daß  die  Zukunft  einen  neuen  Men- 
schent3'pus  schaffen  würde,  meint  die  Entwicklungsaufgabe  wie  das 
Gebiet  der  Anwendbarkeit  bezeichnen  zu  können  und  bespricht  die 
Möglichkeit  der  Ausbreitung.  Den  Beschluß  machen  Zahlen  zur  inter- 
nationalen Genossenschaftsstatistik,  die  sich  in  dieser  Umgebung  etwas 
sonderbar  ausnehmen  und  aus  jienen '  glücklicherweise  weitere  Fol- 
gerungen nicht  gezogen  werden.  Das  Ganze  ist  eine  für  den  Verfasser 
charakteristische  Stilübung      Ob  aber  die  Wissenschaft  dabei  gewinnt? 

— r. 


Die  Sonderung  des  Schulv'ertnögens  vom  Kirchetigute.  Ein  Vortrag,  ge- 
halten vor  der  Diözesanversammlung  der  Ephorie  Dippoldis- 
walde  am  17.  Mai  1922    von     Walter  Gilbert,    Amtsgerichts- 
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rat  in  Lauenstein  (Sa.).  Im  Selbstverlage  des  Verfassers.  Buch- 
druckerei J.  Noack,  Glashütte  i.  S.  8^.  22  Seiten. 

Wenn  die  vom  Verfasser  sachkundig  behandelte  Frage  in  Sachsen 
bereits  durch  das  Volksschulgesetz  von  1835  und  das  Parochiallasten- 
gesetz  von  1838  zur  Erörterung  Veranlassung  gegeben  hatte,  so  ist  sie 
doch  erst  neuerdings  durch  die  Reichsverfassung  vom  11.  August  1919 
und-  das  sächsische  Gesetz  vom  11.  Juli  1921  über  die  Aufhebung  der 
Schulgemeinden  brennend  geworden.  Letzteres  bestimmt  in  §  4 : 
»Kirche  und  Schule  haben  sich  wegen  ihrer  Ansprüche  an  das  Kirch- 
schullehen und  wegen  aller  sonstigen  den  Kirchendienst  betreffenden 
vermögensrechtlichen  Ansprüche  auseinanderzusetzen.  Die  getroffenen 
Vereinbarungen  bedürfen,  soweit  sie  die  Schule  betreffen,  der  Geneh- 
migung des  Bezirksschulamts.  Kommt  eine  Einigung  nicht  zustande 
oder  versagt  das  Bezirksschulamt  die  Genehmigung,  so  erfolgt  die 
Auseinandersetzung  nach  Maßgabe  eines  noch  zu  erlassenden  Gesetzes.«: 
Das  hierin  Aussicht  gestellte  Gesetz  ist  bisher  nicht  erlassen  worden  ;  nur 
über  die  Dienstwohnung  im  Schulgebäude  ist  durch  die  Ausführungs- 
verordnung vom  II.  Juli  1921  eine  Zwischenregelung  getroffen  worden. 
Da  die  Begriffe  Schullehn  und  Kirchschullehn  nicht  gesetzlich  festge- 
legt, sondern  auf  dem  Boden  des  Gewohnheitsrechts  entstanden  sind, 
so  sucht  sie  der  Verfasser  im  Lichte  der  Rechtsgeschichte  und  Rechts- 
lehre zu  klären  und  die  daraus  für  den  gegenwärtigen  Rechtszustand  sich 
ergebenden  Folgerungen  aufzuweisen.  Die  gründlichen  Ausführungen 
in  Abschnitt  II  und  III  liefern  das  Ergebnis  (S.  16),  daß  »das  Kirch- 
schullehn noch  heute  eine  geistliche  Stiftung,  eine  pia  causa,  ist  und 
nicht  eine  gemischte  Stiftung,  eine  causa  mixta.  Die  Kirche  kann  also 
im  Sinne  des  Art.  138  Abs.  2  der  Reichsverfassung  das  Kirchschullehen 
noch  heute  zu  ihren  für  Kultus-  und  Unterrichtszwecke  bestimmten 
Anstalten  rechnen«.  Wir  übergehen  mit  Rücksicht  auf  den  uns  zur 
Verfügung  stehenden  Raum  die  vom  Verfasser  gezogenen  einzelnen 
Schlußfolgerungen,  erwähnen  nur  noch,  daß  er  im  Schlußabschnitt  die 
Notwendigkeit  einer  gütlichen  Vereinbarung  auf  einen  nicht  nur  ge- 
rechten, sondern  auch  zweckmäßigen  Ausgleich  stark  unterstreicht. 
Sollte  sie  im  Schöße  der  Gemeinde  nicht  zu  erzielen  sein,  so  wird  die 
Entscheidung  der  Streitpunkte  durch  ein  Schiedsgericht  empfohlen. 
In  diesem  wird  nicht  der  Jurist,  sondern  der  Historiker  die  Hauptarbeit 
zu  leisten  haben.  Aufgabe  der  Kirchenvorstände  wird  es  sein,  in  ihren 
Gemeinden  das  Verständnis  dafür  zu  wecken,  daß  in  dieser  Frage  nur 
der  mitzureden  berufen  ist,  der  sich  liebevoll  in  die  Geschichte  der 
Kirche  und  Schule  seiner  Heimat  versenkt  hat.  Damit  weist  der  Ver- 
fasser der  Heimatkunde  ein  bisher  wenig  beachtetes  Gebiet  zu.  Möge 
seine  Anregung  befolgt  werden  ! 

Leipzig.  Georg  Müller. 
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Po  hie,    Richard,    Rußland   und  das    Deutsche    Reich.     Bonn,    Kurt 
Schröder,  1922.     142  S.    8"- 

Der  Verfasser  verspricht  in  seinem  Vorwort,  die  Entstehung  und 
Entwicklung  derjenigen  Gebiete  zu  deuten,  die  den  Raum  des  russi- 
schen Reiches  von  1914  bis  heute  einnehmen.  Insbesondere  will  er 
Sowjetrußland  behandeln  und  da  sich  wieder  vor  allem  mit  der  Frage 
beschäftigen,  was  aus  den  Deutschstämmigen  geworden  ist,  die  in 
Rußland  leben  und  gelebt  haben.  Die  Beziehungen  des  Deutschen 
Reiches  zu  den  im  Osten  sich  entwickelnden  Staaten  sollen  den  Be- 
schluß der  Auseinanderssetzungen  bilden. 

Wer  danach  hofft,  eine  gut  gegliederte  Darstellung  der  wirtschafts- 
politischen Entwicklung  des  Ostens  Europas  seit  den  letzten  Friedens- 
jahren zu  finden,  wird  freilich  enttäuscht,  auch  wenn  er  in  Anbetracht 
der  schwierigen  Nachrichtenbeschaffung  und  der  vielfach  noch  ganz 
ungeklärten  Verhältnisse  ohne  große  Erwartungen  an  die  Schrift  heran- 
geht. Gewiß  werden  mancherlei  ganz  lesenswerte  Mitteilungen  auch 
aus  russischen  Quellen  geboten,  so  z.  B.  der  Bericht  über  die  Roh- 
stofffrage und  über  den  Zustand  der  russischen  Industrie.  Auch  die 
Schilderungen  über  Revolutionspersönlichkeiten  wie  Lenin  und  Trotzki 
verdienen  Beachtung.  Im  übrigen  aber  bleibt  der  Eindruck  des  rasch 
aus  Zeitungsaufsätzen  und  ähnlichen  Quellen  zusammengetragenen,  nicht 
genügend  verarbeiteten  Stoffes  vorherrschend.  Auf  ein  genaues  Ein- 
gehen auf  den  Inhalt  darf  deshalb  verzichtet  werden.  Die  Schrift  kann 
keinen  Anspruch  darauf  erheben,  als  willkommene  und  bleibende  Teil- 
darstellung einer  bewegten  Zeit  angesprochen  zu  werden. 

Benno  Schmidt. 
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Eingesendete  Schriften. 

Zur  Beachtung.  Unter  dieser  Rubrik  werden  die  genauen  Titel  aller  von 
Verlegern  oder  Verfassern  der  Redaktion  zugegangenen  Druckschriften  verzeichnet. 
Die  Redaktion  muß  sich  vorbehalten,  aus  ihnen  eine  Auswahl  derjenigen  Bücher  zu 
treffen,  welche  unter  »Literaturf  zur  Besprechung  gelangen  können  und  für  die 
sie  unter  den  Mitarbeitern  der  Zeitschrift  zur  kritischen  Würdigung  geeignete  und  be- 
reite Beurteiler  zu  finden  hofft.  Eine  Rücksendung  unverlangt  eingereichter  Bücher 
erfolgt  in  keinem  Falle. 

I.  Allgemeine  Staats-  und  Sozialwissenschaft.     Geschichte. 

Thurnwald,  Richard,  Psychologie  des  primitiven  Menschen. 
München,  E.  Reinhardt,  o.  J.    320  S.  ^\    M.  80.—. 

S arkar ,  B enoy  Ku mar ,  The  Political  Institutions  and  Theories 
of  the  Hindus.  A  study  in  comparative  politics.  Leipzig,  Markert  & 
Petters,  1922.     242  S.  8».     M.   140.—. 

Sander,  Prof.  Dr.  Paul,  Geschichte  des  deutschen  Städtezvesens, 
Bonn,  K.  Schröder,  1922.  155  S.  gr.  8».  M.  80.—  (Bonner  Staats- 
wissenschaftliche Untersuchungen,  Heft  6.) 

Lambert,  Henri,  Der  neue  Gesellschaftsvertrag.  Die  Organi- 
sation der  individualistischen  Demokratie.  Ein  Versuch  sozialer  Einigung. 
Berlin,  D.  Verlagsgesellschaft  für  Politik,  1922.     244  S.  8". 

Studies  in  History,  Economics  and  Public  Law.  Edited  by  the 
Faculty  of  Political  Science  of  Columbia  University.  Vol.  XCIX  Nr,  2  : 
Chuan  Shik  Li,  Central  and  Local  Finance  in  China,  187  S.  %  2. — . 
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I.  ABHANDLUNGEN. 


DIE  NORMEN  ÜBER  DAS  VERFAHREN  DER 
STAATSORGANE. 

Von 

Regierungsrat  Dr.  BRUNO  BEYER  in  Lübeck. 

§   I.     Allgemeine  Verfahrensvorschriften. 

a)  Rechtliche    Verhinderung    des   Staatsorgans, 
alssolches   in    eigener    Angelegenheit   tätig   zu 

sein. 

Zur  Vermeidung  von  Interessenkollisionen  besteht  die,  für 
besondere  Gebiete  noch  besonders  ausgedrückte  Norm,  daß  die 
Staatsorgane  in  den  Eällen,  in  denen  —  abgesehen  von  den  durch 
treue  Pflichterfüllung  ihnen  erwachsenden  Vorteilen  —  ihr  Macht- 
umfang, insbesondere  ihr  Vermögen,  durch  ihre  Tätigkeit  berührt 
werden  könnte,  nicht  tätig  werden  sollen,  sondern  daß  in  solchen 
Fällen  unbeteiligte  Staatsorgane  ihre  Funktionen  vorzunehmen 
haben.  Vermietet  also  z.  B.  ein  Beamter  dem  Fiskus  für  die 
Behörde,  welcher  er  angehört,  ein  Gebäude,  so  wird  der  Miets- 
vertrag durch  einen  anderen  Beamten  abgeschlossen.  Jeder  Be- 
amte entscheidet  ferner  zunächst  selber,  welche  Amtspflichten 
oder  sonstige  Pflichten  ihm  im  Einzelfalle  obliegen.  Handelt  es 
sich  jedoch  um  die  von  einer  Privatperson  oder  einem  Staats- 
organ formgemäß  beantragte  verbindliche  Feststellung,  ob  er  diese 
Pflichten  im  Einzelfalle  befolgt  hat  oder  nicht,  so  wird  das  Urteil 
darüber  durch  einen  unbeteiligten  Beamten  gefällt.  Der  Grund- 
satz, daß  kein  Staatsorgan  in  eigener  Sache  oder  in  Angelegen- 
heiten, die  dem  Staatsorgan  nahestehende  Personen  betreffen, 
tätig  werden  dürfe,  ist  im  deutschen  Recht  nicht    allgemein  aus- 
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gesprochen.  Er  wird  aber  durch  ständige  Uebung  befolgt,  wenig- 
stens soweit  das  Staatsorgan  persönUch  bei  der  betreffenden  An- 
gelegenheit beteiUgt  ist.  Zum  Teil  bestehen  für  besondere  Tätig- 
keitsarten des  Staates  Spezialvorschriften,  durch  welche  Staats- 
akte auch  bei  besonderen  Interessen  von  Angehörigen  und  son- 
stigen dem  Staatsorgane  Nahestehenden  durch  dieses  Organ  ver- 
boten sind.  In  solchen  Fällen  muß  ein  koordinierter  unbeteiligter 
Staatsbeamter  tätig  werden  (vgl.  §  41  der  Zivilprozeßordnung); 
sinnentsprechende  Bestimmungen  gibt  es  für  die  Tätigkeit  des 
Strafrichters  und  der  Verwaltungsgerichte,  für  die  die  Bestim- 
mungen der  »bürgerlichen  Prozeßgesetze«  Anwendung  finden 
{§  61  des  preuß.  Gesetzes  über  die  allgemeine  Landesverwaltung 
V.   30.  Juli    1883). 

Im  Zivil-  und  Strafprozeß  können  außerdem  die  Richter  wegen 
Besorgnis  der  Befangenheit,  d.  h.  wenn  ein  Grund  vorliegt,  wel- 
cher geeignet  ist,  Mißtrauen  gegen  die  Unparteilichkeit  des  Rich- 
ters zu  rechtfertigen,  abgelehnt  werden.  Das  für  die  Erledigung 
eines  Ablehnungsgesuches  zuständige  Gericht  hat  auch  dann 
zu  entscheiden,  wenn  ein  Richter  von  einem  Verhältnisse  Anzeige 
macht,  welches  seine  Ablehnung  rechtfertigen  könnte,  oder  wenn 
aus  anderer  Veranlassung  Zweifel  darüber  entstehen,  ob  ein 
Richter  kraft  Gesetzes  ausgeschlossen  sei.  In  Angelegenheiten 
der  »freiwilligen  Gerichtsbarkeit«  findet  die  Ablehnung  eines 
Richters  wegen  Besorgnis  der  Befangenheit  nicht  statt.  Dagegen 
kann  sich  der  Richter  der  Ausübung  des  Amtes  wegen  Befangen- 
heit enthalten  (§  6  des  Gesetzes  über  die  Angelegenheiten  der 
freiwilligen  Gerichtsbarkeit).  Für  die  meisten  anderen  Arten  der 
Staatstäligkeit  fehlen  im  deutschen  Recht  Bestimmungen,  obwohl 
wegen  der  schwankenden  Staatspraxis  eine  umfassende  Regelung 
der  Frage  am  Platze  sein  dürfte.  Einen  Anhaltspunkt  für  diese 
Regelung  können  die  für  die  Führung  einer  Vormundschaft  zur 
Verminderung  von  Interessenkollisionen  geltenden  Bestimmungen 
geben.  Denn  auch  der  Vormund  nimmt,  gleich  dem  Staatsorgan, 
fremde  Interessen  wahr,  wenngleich  das  Staatsorgan  durch  die 
staatliche  Interessent'örderung  auch,  wenn  auch  mittelbar,  seinen 
eigenen  Interessen  als  denen  eines  Gliedes  des  Staates  dient. 
Ein  Vormund  kann  den  Mündel  nicht  vertreten :  bei  einem  Rechts- 
geschäft mit  sich  selbst,  das  er  im  eigenen  Namen  oder  als  Ver- 
treter eines  Dritten  vornimmt,  es  sei  denn,  daß  das  Rechtsgeschäft 
ausschließlich    in    der    Erfüllung    einer    Verbindlichkeit    besteht; 
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ferner  kann  der  Vormund  die  Vertretung  des  Mündels  nicht 
führen  :  bei  einem  Rechtsgeschäft  zwischen  seinem  Ehegatten 
oder  einem  seiner  Verwandten  in  gerader  Linie  einerseits  und 
dem  Mündel  andererseits,  es  sei  denn,  daß  das  Rechtsgeschäft 
ausschließlich  in  der  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  besteht ;  bei 
einem  Rechtsgeschäfte,  das  die  Uebertragung  oder  die  Belastung 
einer  durch  Pfandrecht,  Hypothek  oder  Bürgschaft  gesicherten 
Forderung  des  Mündels  gegen  den  Vormund  oder  die  Aufhebung 
oder  die  Minderung  dieser  Sicherheit  zum  Gegenstand  hat  oder 
die  Verpflichtung  des  Mündels  zu  einer  solchen  Uebertragung, 
Belastung,  Aufhebung  oder  Minderung  begründet;  bei  einem 
Rechtsgeschäfte  zwischen  den  oben  bezeichneten  Angehörigen 
des  Vormundes  und  dem  Mündel  sowie  bei  einem  Rechtsstreit 
über  eine  Angelegenheit  der  erwähnten  Art  (§§  i8i,  1795  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs). 

b)  Maßnahmen    des    Staates    unter    außerordent- 
lichen Umständen. 

Die  staatliche  Tätigkeit  wird  unter  besonderen,  außerordent- 
lichen Umständen  mitunter  forciert  oder  wendet  sich  anderen  Ob- 
jekten zu.  Ein  großer  Teil  der  staatlichen  Bestrebungen  zur  För- 
derung der  Ideale  der  Gemeinschaft  stockt  naturgemäß  mit  dem 
Ausbruch  des  Krieges,  da  die  vorhandenen  Energien  zum  Teil 
für  andere  Zwecke  verwendet  werden  als  unter  normalen  Ver- 
hältnissen. Dafür  muß  aber  der  Staat  eine  besondere  Art  wirt- 
schaftlicher Tätigkeit  entfalten,  wenn  er  die  naturnotwendigen 
Voraussetzungen  für  eine  Fortführung  des  Krieges  erhalten  will. 
Während  bei  einer  Produktionskrise  das  Verhältnis  der  Kapital- 
aufwendungen für  die  verschiedenen  Produktionsgebiete  gestört, 
bei  einer  Zirkulationskrise  eine  Ueberschätzung  der  wirtschaft- 
lichen Bedürfnisse  nach  bestimmten  Richtungen  hin  stattgefunden 
hat,  befindet  sich  bei  einer  durch  den  Krieg  hervorgerufenen  wirt- 
schaftlichen Krisis  das  gesamte  staatswirtschaftliche  Leben 
infolge  seiner  teilweisen  oder  vollständigen  Trennung  von  dem 
gesamten  gesellschaftlichen  Leben  in  einer  so  besonderen  Lage, 
daß  außerordentliche  Maßnahmen  die  eingetretenen  Schäden  be- 
seitigen und  drohende  Schäden  verhüten  müssen  (vgl.  Lederer, 
Die  Organisation  der  Wirtschaft  durch  den  Staat  im  Kriege,  im 
Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik,  40.  Band,  i.  Heft, 
Tübingen   1914,  S.  121).     Diese  Umstände   bedingen   naturgemäß 

30* 


^50  ^^-  Bruno  Beyer: 

auch  Aenderungen  auf  dem  Gebiete  der  Rechtsnormen  im  Hin- 
blick auf  die  Zeit,  den  Ort  und  die  Modalitäten  des  von  den 
Staatsorganen  zur  Erreichung  eines  Erfolges  zu  beobachtenden 
Verfahrens.  So  ist  am  4.  8.  1914  ein  besonderes  Gesetz,  be- 
treffend den  Schutz  der  infolge  des  Krieges  an  Wahrnehmung 
ihrer  Rechte  behinderten  Personen  ergangen.  Darnach  wird  das 
Verfahren  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  welche  bei  den 
ordentlichen  Gerichten,  den  Gewerbe-  und  Kaufmannsgerichten 
für  den  Kriegszustand  bis  zur  Wiederaufnahme  durch  die  ver- 
hinderte Partei  unterbrochen:  l.  wenn  eine  Partei  vermöge  ihres 
Dienstverhältnisses,  Amtes  oder  Berufes  zu  den  mobilen  oder 
gegen  den  Feind  verwendeten  Teilen  der  Land-  oder  Seemacht 
oder  zur  Besatzung  einer  armierten  oder  in  der  Armierung  be- 
griffenen Festung  gehört, 

2.  wenn  eine  Partei  dienstlich  aus  Anlaß  der  Kriegführung 
des  Reichs  sich  im  Ausland  aufhält, 

3.  wenn  eine  Partei  als  Kriegsgefangener  oder  Geisel  sich 
in  der  Gewalt  des  Feindes  befindet. 

Die  Unterbrechung  tritt  nicht  ein,  wenn  diese  Partei  einen 
zur  Wahrnehmung  ihrer  Rechte  berufenen  Vertreter  hat,  oder 
wenn  es  sich  um  die  Aufrechterhaltung  oder  Aufhebung  eines 
von  ihr  gegen  ihren  Schuldner  erwirkten  persönlichen  Sicherheits- 
arrestes handelt.  Denn  im  letzteren  Falle  würde  der  Schuldner 
infolge  der  Unterbrechung  evtl.  längere  Zeit  ohne  Grund  seiner 
persönlichen  Freiheit  beraubt  sein. 

Auch  die  Zwangsvollstreckung  gegen  die  genannten  Personen 
unterliegt  mannigfachen  Beschränkungen :  Die  Versteigerung  und 
die  anderweite  Verwendung  beweglicher  körperlicher  Sachen  ist 
unzulässig.  Nur  bei  verbrauchbaren  Sachen  oder  solchen,  die 
einer  beträchtlichen  Wertminderung  ausgesetzt  sind,  oder  deren 
Aufbewahrung  unverhältnismäßige  Kosten  verursachen  würde, 
kann  sie  angeordnet  werden.  Die  Versteigerung  unbeweglicher 
Gegenstände  ist  schlechthin  unzulässig.  Die  Konkurseröffnung 
über  das  Vermögen  der  infolge  des  Krieges  an  der  Wahrnehmung 
ihrer  Rechte  behinderten  Personen  ist  in  der  Regel  von  ihrer 
Zustimmung  abhängig  gemacht  worden.  Durch  andere  Bestim- 
mungen wurden  die  Fristen,  nach  deren  Ablauf  bestimmte  For- 
derungen fällig  werden,  zugunsten  dieser  Personen  verlängert. 
Statt  des  Konkurses  soll  evtl.  eine  Geschäftsaufsicht  eintreten, 
bei  Forderungen,    die    der  Schuldner  vor   Gericht    anerkennt,   ist 
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die  gerichtliche  BewilHgung  einer  Zahlungsfrist  für  zulässig  er- 
klärt worden,  usw. 

Durch  Gesetz  vom  4.  8.  1914  ist  dem  deutschen  Bundesrat 
ein  generelles  Recht  zu  wirtschaftlichen  Maßnahmen  verliehen 
worden.  Auf  Grund  dieses  Gesetzes  ist  eine  Reihe  von  Bestim- 
mungen erlassen  worden,  welche  vor  allem  auf  die  Art  der  Pro- 
duktion und  ihren  Umfang  einwirken  und  die  Konsumtion  not- 
wendiger, schwierig  anderswoher  zu  beschaffender  Produkte  auf 
das  notwendige  Maß  beschränken  wollen. 

Analoges  gilt  für  das  Verfahren  der  Staatsorgane  bei  sonstigen 
Notständen. 

§  2.  Zur  Rechtssetzungstechnik  des  staatlichen  Rechts. 
a)  Der  Publikationsmodus. 

Beim  Erlassen  der  Rechtsvorschriften  sind  gewisse  Formen 
üblich,  deren  Beobachtung  zum  großen  Teile  rechtlich  geboten 
ist.  Sie  rechtfertigen  sich  durch  die  Erwägung,  daß  allgemeine 
häufiger  wiederkehrende  Verhaltensbestimmungen  für  eine  große 
Zahl  von  Mitgliedern  zweckmäßig  nicht  jedem  einzelnen,  sondern 
so  bekannt  gemacht  werden,  daß  möglichst  jeder  einzelne  Ge- 
legenheit hat,  Kenntnis  von  ihnen  zu  erlangen  ;  das  Letztere  wird 
insbesondere  durch  die  Einrichtung  eines  periodisch  erscheinen- 
den Gesetzblattes  erreicht. 

Der  Gesetzgebungsakt  ist,  obwohl  er  verschiedene  vorberei- 
tende Handlungen  erfordert,  ein  einheitlicher;  die  Feststellung 
des  Gesetzesinhalts  läßt  sich  nicht  vom  »Gesetzgebungsbefehl« 
als  einem  besonderen  Teile  des  Gesetzgebungsaktes  trennen.  Denn 
der  Inhalt  eines  Gesetzes  ist  eben  das  Objekt  des  Gesetzesbefehls. 
Wenn  bei  der  Gesetzgebung  mehrere  Faktoren  mitwirken,  so  kann 
allerdings  der  eine  oder  andere  nur  zur  Feststellung  des  Gesetzes- 
inhalts zuständig  sein  (dies  gilt  z  B.  für  das  Parlament  in  der 
konstitutionellen  Monarchie),  während  dem  andern  der  Erlaß  des 
Gesetzesbefehls  (Sanktion)  obliegt.  Das  Sanktionsrecht  des  Mon- 
archen in  der  konstitutionellen  Monarchie  ist  erheblich  dadurch 
eingeschränkt,  daß  der  Gesetzesbefehl  sich  nur  auf  Anordnungen 
beziehen  darf,  welche  vom  Parlament  gewollt  sind.  Dem  kon- 
stitutionellen Staatsrechte  ist  auch  noch  der  Begriff  der  Promul- 
gation geläufig,  worunter  man  das  Recht  und  die  Pflicht  des  zur 
Erteilung    des  Gesetzesbefehls    zuständigen  Organs   versteht,    die 
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Beobachtung  der  Rechtsvorschriften  bei  der  Feststelhing  des  Ge- 
setzesinhalts zu  prüfen.  Die  Sanktion  ist  ihrem  Wesen  nach 
übrigens  nicht  nur  den  Gesetzen  als  Akten  von  höchsten  Staats- 
organen eigentümlich,  sondern  einer  jeden  Rechtssetzung  (also 
auch  den  Verordnungen),  obwohl  sie  nur  bei  jenen  als  solche 
bezeichnet  wird. 

b)  Die  Fassung  der  Rechtsnormen. 

Der  große  Umfang  der  Normen  des  staatlichen  Rechts  hat 
zu  gewissen  technischen  Mitteln  geführt,  ihren  Wortlaut  zu  ver- 
einfachen. Durch  die  Verwendung  von  Rechtsbegrififen  werden 
Tatumstände  einer  bestimmten  Art  zusammenfassend  behandelt. 
Einer  der  wichtigsten  Rechtsbegriffe  in  dieser  Beziehung  ist  der 
der  juristischen  Person;  durch  die  Verwendung  dieses  Begriffes 
wird  es  ermöglicht,  daß  eine  Verpflichtung  mehrerer  sich  zu  be- 
stimmten Zwecken  freiwillig  zusammenschließender  oder  durch 
Staatsakt  zusammengeschlossener  Personen  als  einheitliche  Ver- 
pflichtung der  Gesamtheit  normiert  werden  kann,  während  es 
dieser  Gesamtheit  überlassen  bleibt,  ein  Organ  mit  der  Erfüllung 
dieser  Verpflichtung  zu  betrauen  und  die  Glieder  zu  veranlassen, 
durch  Beitragsleistungen  zu  dieser  Erfüllung  beizutragen.  Evtl. 
erfolgt  die  Bestellung  solcher  Organe  und  die  Erzwingung  der 
Beitragsleistungen  durch  die  Organe  des  Staates,  ebenso  die 
gerechte  Verteilung  der  Vorteile,  die  die  Gemeinschaft  erreicht 
hat,  unter  die  Gemeinschafter,  falls  die  Gemeinschaft  selbst  sie 
nicht  herbeiführt.  Wenn  also  durch  einen  Rechtssetzungsakt  Ver- 
pflichtungen juristischer  Personen  normiert  werden,  so  handelt 
es  sich  um  verschiedenartige  Verpflichtungen  einzelner  Personen, 
die  durch  eine  Fiktion  in  eine  einheitliche  Verpflichtung  zu- 
sammengezogen werden. 

Auch  die  Verpflichtung  eines  Dritten  gegenüber  einer  solchen 
Gesamtheit  wird,  sofern  sie  Organe  zur  Entgegennahme  von  Lei- 
stungen Dritter  hat,  in  ihren  Modalitäten  durch  die  Verwendung 
des  Begriffs  der  juristischen  Persönlichkeit  näher  bestimmt.  Die 
juristischen  Personen,  insbesondere  die  Staaten,  werden  häufig 
als  besondere  reale,  nicht  nur  kraft  einer  Fiktion  bestehende 
Personen  aufgefaßt,  und  zu  den  Vertretern  dieser  Meinung,  ins- 
besondere der  organischen  Staatstheorie,  gehören  eine  Menge 
bedeutenderer  Juristen.  Die  Streitfrage  ist  je  nach  dem  Begriff 
des  Organismus,    von  dem  man   ausgeht,    verschieden   zu    beant- 
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Worten.  Versteht  man  darunter  lediglich  ein  Wirken,  das  ver- 
schiedene enger  zusammenhängende  reale  Wesenheiten  nach  be- 
stimmten Gesichtspunkten  lenkt,  so  ist  eine  Rechtsgemeinschaft 
ein  Organismus.  Der  Begrifif  des  Organismus,  der  der  natür- 
lichen Außenwelt  entnommen  ist,  knüpft  aber  nicht  an  das  Wirken, 
sondern  an  das  S  e  i  n  an,  er  hat  nicht  die  Kraft,  sondern  den 
Stoff  zur  Grundlage.  Ein  Organismus  ist  ein  Stoff,  dessen  Be- 
standteile in  dem  inneren  Zusammenhange  stehen,  daß  sie  nur 
zusammen  mit  dem  Ganzen,  dem  sie  durch  ihre  Funktionen  aus- 
schließlich dienen,  physisch  leben,  ein  Stoff,  der  durch  das  Wirken 
seiner  Organe  reale  Dinge  in  sich  aufnimmt,  die  für  ihn  verwend- 
baren Bestandteile  in  solche  seines  eigenen  Körpers  verwandelt, 
die  unverwendbaren  ausscheidet,  der  aus  sich  weitere  Wesen  der- 
selben Art  schafft.  Für  alle  diese  physischen  Vorgänge  gibt  es 
bei  den  Rechtsgemeinschaften  nur  Analogien.  Selbst  wenn  man 
mit  der  modernen  Physik  Kraft  und  Stoff  identifizieren  wollte, 
sind  die  Vorgänge,  die  sich  bei  natürlichen  Organismen  abspielen, 
von  dem  Wirken  der  eine  Menschengemeinschaft  zusammen- 
schließenden rechtlichen  Autorität  so  verschieden,  daß  eine  Earal- 
lele  nicht  zu  ziehen  ist.  Die  Glieder  eines  bestimmten  Staates 
dienen  nicht  ausschließlich  seinen  Zwecken,  sie  können  auch 
außerhalb  seiner  existieren,  sie  leben  selber  als  besondere  Orga- 
nismen. Zwar  können  auch  die  Teile  eines  physischen  Organis- 
mus, auf  einen  anderen  verpflanzt,  weiter  leben,  von  diesem  ihre 
Kraft  empfangend,  aber  es  ist  unmöglich,  daß  ein  physischer 
Organismus,  in  alle  seine  Bestandteile  zerlegt,  weiter  leben  kann, 
während  die  räumliche  Trennung  der  Glieder  einer  Rechtsgemein- 
schaft ihrer  Existenz  nicht  schadet.  Vor  allem  aber  ist  das  geistige 
Wirken,  das  mit  einem  realen  Organismus  verbunden  ist,  ein 
anders  geartetes  als  das  seiner  Teile,  während  das  geistige 
Wirken  der  rechtlichen  Autorität  als  das  Denken  und  Wollen 
von  Menschen  derselben  Art  angehört  wie  das  geistige  Wirken 
der  der  Autorität  Unterworfenen.  Der  Organismus  kann  nicht 
beliebige  seiner  Teile  zu  bestimmten  organischen  Funktionen  ver- 
wenden, die  Rechtsgemeinschaft,  der  Verein  können  für  ihre 
Aemter  diejenigen  wählen,  denen  sie  sie  übertragen  wollen.  So- 
wenig wie  man  mit  Fechner  die  Erde  mit  ihren  Organismen  trotz 
deren  Abhängigkeit  voneinander  und  von  der  Erde  als  einen 
selbständigen  realen  Organismus  wird  betrachten  können,  sowenig 
wird  man  die  geistige  Macht  der  rechtlichen  Autorität  als  einen 
solchen   ansehen  dürfen. 
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Analogien  zwischen  Rechtsgemeinschaften  und  Organismen 
bestehen  allerdings  zweifellos.  Auch  bei  den  Rechtsgemeinschaften, 
ähnlich  wie  bei  den  physischen  Organismen,  besteht  eine  gewisse 
Abhängigkeit  der  einzelnen  Glieder  voneinander;  der  Mensch  als 
soziales  Wesen  kann  nur  innerhalb  von  Rechtsgemeinschaften  ge- 
deihen, gleichwie  die  Teile  eines  Organismus  nur  im  Zusammen- 
hange mit  demselben  leben  können  und  außerhalb  seiner  in  ihre 
Bestandteile  zerfallen;  es  gibt  Staaten,  die  sich,  ähnlich  wie  sich 
eine  Zelle  durch  Teilung  fortpflanzt,  in  kleinere  Staaten  zerlegt 
haben,  und  oft  haben  Glieder  eines  Staates,  die  zur  Kolonisation 
ausgesandt  wurden,  ein  neues  Staatswesen  gegründet,  wie  es 
auch  Bestandteile  von  physischen  Organismen  gibt,  die  selber 
für  sich  einen  Organismus  bilden.  Aber  die  zu  einer  Rechts- 
gemeinschaft oder  einem  Verein  zusammengeschlossenen  Indi- 
viduen sind  einzeln  zu  selbständig,  als  daß  sie  als  reale  Glieder 
eines  Organismus  im  herkömmlichen  Sinne  bezeichnet  werden 
können. 

Aehnliche  Fiktionen  hinsichtlich  der  Rechtssubjektivität  wie 
bei  den  Vereinen  wendet  die  Rechtssetzungstechnik  bei  den  »An- 
stalten« an,  nur  daß  hier  die  Fiktion  sich  in  der  Hauptsache  auf 
Pflichten  (hinsichtlich  der  zur  Verwaltung  der  Anstalt  Verpflich- 
teten, die  die  Zwecke  des  Stifters  der  Anstalt  verfolgen  sollen) 
erstreckt.  Nur  sekundär,  nämlich  sofern  bei  dieser  Verwaltung 
Rechtspflichten  Dritter  im  Interesse  der  Anstalt  entstehen,  wird 
die  Anstalt  auch  im  Hinblick  auf  ihre  Berechtigungen  als  Rechts- 
subjekt angesehen.  Es  muß  jedoch  hervorgehoben  werden,  daß 
der  Begrifif  des  Rechtssubjekts  nur  dann  ein  scharfer  sein  kann, 
wenn  man  darunter  das  Subjekt  einer  rechtlichen  Verpflich- 
tung versteht.  Das  Subjekt  einer  Berechtigung  ließe  sich  nur 
nach  dem  Interesse  oder  der  Möglichkeit,  durch  ein  Verlangen 
oder  einen  Antrag  die  Rechtsverpflichtung  auszulösen,  bestimmen. 
Beide  Begriffe  geben  keine  scharfe  Begrenzung  der  berechtigten 
Personen.  Die  Interessen  der  Menschen  sind  sehr  verschieden, 
auch  der  scheinbar  gänzlich  Uninteressierte  kann  ein  lebhaftes 
Interesse  an  der  Erfüllung  irgendeiner  Rechtspflicht  haben,  und 
andererseits  bestehen  zahlreiche  Rechtspflichten  zugunsten  be- 
stimmter Personen,  ohne  daß  diese  das  Verlangen  zu  stellen 
brauchen,  daß  sie  erfüllt  werden.  Auch  der  Personenkreis  der 
Interessierten  ist  sehr  oft  ein  schwankender,  das  zeigt  sich  z.  B. 
bei  der  Nebenintervention,  die  in  dem  Beitritt  eines  am  Ausgange 
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des  Rechtsstreits  rechtlich  Interessierten  zum  Rechtsstreit  besteht. 
Nebenintervenient  kann  nach  der  Rechtsprechung  des  Reichs- 
gerichts nur  der  sein,  dessen  RechtsverhäUnisse  zu  den  Parteien 
oder  zu  einem  Dritten  durch  den  Ausgang  des  Prozesses  in 
irgendeiner  Weise  mittelbar  oder  unmittelbar  betroffen  werden 
(Entsch.  d.  RG.  in  Zivilsachen,  Bd.  14,  S.  437).  Der  Kreis  dieser 
Personen  ist  naturgemäß  nicht  scharf  abzugrenzen.  Im  preußi- 
schen Verwaltungsstreitverfahren  kann  das  Gericht  im  Laufe  des 
Rechtsstreits  die  Beiladung  eines  Interessierten  verfügen.  Man 
versteht  im  Sinne  dieser  Bestimmung  unter  dem  Interessierten 
denjenigen,  dessen  öffentlich-rechtliche  Verhältnisse  durch  den 
Ausgang  des  Rechtsstreits  irgendwie  betroffen  werden  (vgl. 
Kunze,  Die  Beiladung  im  Verwaltungsstreitverfahren,  im  Ver- 
waltungsarchiv I.  Band,  S.  206,  207).  Auch  der  Kreis  dieser  Per- 
sonen ist  naturgemäß  nicht  scharf  zu  umgrenzen;  er  wird  in  der 
Praxis  etwas  weiter  gezogen  als  der  der  zur  zivilprozessualen 
Nebenintervention  Zugelassenen. 

Im  privaten  wie  in  dem  für  die  Tätigkeit  der  Staatsorgane 
gesetzten  Recht  gibt  es  auch  in  bezug  auf  den  Inhalt  der  Ver- 
pffichtungen  des  öfteren  Fiktionen.  Dieses  schon  in  ältesten 
Rechtsepochen  vorkommende  Mittel  der  Rechtstechnik  schreibt 
die  Anwendung  eines  bestimmten  Verhaltens  in  Fällen  vor,  für 
die  es  bisher  noch  nicht  geboten  war,  indem  in  diesen  Fällen 
der  Tatbestand  fingiert  werden  soll,  bei  welchem  das  Verhalten 
schon  vorgeschrieben  ist.  Derselbe  Zweck  könnte  naturgemäß 
auch  durch  eine  ausdrückliche  Ausdehnung  der  schon  geltenden 
Rechtsnorm  auf  die  neuen  Tatbestände  erreicht  werden.  Der 
Zusammenhang  dieser  Norm  mit  vielen  anderen  würde  aber  eine 
weitgehende  Aenderung  der  ganzen  Rechtskodifikation  erfordern, 
und  diese  zu  vermeiden,  ist  die  Fiktion  ein  durchaus  taugliches 
Mittel. 

Aehnlichen  Zwecken  wie  die  Fiktion  dient  die  Vermutung 
(Präsumtion).  Hier  wird  ■ —  allerdings  nur  bis  zum  Beweise  des 
Gegenteils  —  die  Annahme  eines  bestimmten  Tatbestandes  und  ein 
entsprechendes  Verhalten  gefordert.  Der  größte  Teil  des  »bürger- 
lichen Rechts«,  insbesondere  alle  dispositiven  Bestimmungen  des 
Vertragsrechts,  die  durch  gegenteilige  Vereinbarungen  der  Parteien 
auch  geändert  werden  können ,  ist  ein  System  solcher  Ver- 
mutungen. 
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§  3,     Allgemeines  über  den  Geschäftsgang  der  Behörden. 

Die  Staatsorgane  sollen  durch  ihre  Handlungen  die  von  der 
staatlichen  Autorität  gewünschten  Erfolge  erreichen.  Demgemäß 
müssen  ihnen  bei  ihren  Amtspflichthandlungen  in  größerem  oder 
geringerem  Umfange  Zweckmäßigkeitserwägungen  über  die  Mo- 
dalitäten der  Handlung,  zu  der  sie  verpflichtet  sind,  zur  Pflicht 
gemacht  werden.  Damit  aber  von  ihnen  einerseits  nicht  ein 
unzweckmäßiges  Verfahren  eingeschlagen  und  andererseits  auch 
nicht  schuldhaft  der  vom  Recht  gewollte  Erfolg  beeinträchtigt 
werde  (z.  B.  durch  eine  einseitige  Ermittelung  der  belastenden 
Momente  in  einem  Strafverfahren),  hat  die  staatliche  Rechts- 
ordnung eine  Fülle  von  Verfahrensvorschriften  aufgestellt,  die  sich 
in  der  Staatspraxis  bewährt  haben  und  den  Interessen  der  bei 
einer  Staatsfunktion  besonders  Beteiligten  gerecht  zu  werden 
suchen.  Diese  Verfahrensvorschriften  beziehen  sich  zunächst  auf 
die  Beziehungen  der  verschiedenen  Staatsorgane  zueinander. 
Die  Abgrenzung  der  Aufgaben  des  Chefs  der  Behörde,  der 
Dezernenten,  der  Bureaubeamten,  der  Registratur  und  der  Kanzlei, 
die  Art  des  Zusammenwirkens  bei  Entscheidungen  nach  Kollektiv- 
beratungen (bureaukratisches  oder  kollegiales  System)  sind  durch 
typische  Verfahrensnormen  geregelt.  Der  Staat  sorgt  teils  von 
Amts  wegen,  teils  auf  Antrag  eines  Beteiligten  oder  auch  Unbe- 
teiligter für  die  Verwirklichung  der  Rechtspflichten.  Der  Antrag 
irgend  eines  ist  in  der  Regel  aber  nicht  Voraussetzung  für  das 
Einschreiten  des  Staates,  sondern  er  ist  nur  ein  Mittel,  durch 
das  der  Staat  Kunde  von  der  Notwendigkeit  seines  Einschreitens 
erhält,  das  auch  ohne  diesen  Antrag  erfolgen  würde.  Von  Amts 
wegen  sorgt  der  Staat  durch  übergeordnete  Organe  zunächst  für 
die  Erfüllung  der  Amtspflichten  seiner  Organe.  Denn  deren  Er- 
füllung ist  so  wichtig,  daß  ein  Antrag  zum  Einschreiten  gegen 
sie  im  Falle  einer  Pflichtverletzung  sich  erübrigt.  Aber  auch 
für  die  Erfüllung  derjenigen  Pflichten  der  Privatpersonen,  deren 
Erfüllung  dem  Nutzen  einer  Privatperson  nicht  in  dem  Umfange 
dient,  daß  von  dieser  ein  Antrag  auf  F'eststellung  und  Voll- 
streckung im  Falle  nicht  freiwilliger  Erfüllung  erwartet  werden 
kann,  sorgt  der  Staat  von  Amts  wegen.  Er  zieht  die  Steuer- 
pflichtigen, die  Militärpflichtigen,  die  Schul-  und  Impfpflichtigen, 
die  zur  Einhaltung  gewerblicher  Beschränkungen  Verpflichteten 
usw.  ohne  jeden  Antrag  irgendeines  Beteiligten  zur  Erfüllung 
ihrer  Pflichten  heran.     Dagegen    macht  er  die  Durchführung  der 
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Erfüllung  rechtsgeschäftlicher  Pflichten  gegenüber  Privaten  in  der 
Regel  und  die  Durchführung  vieler  Pflichten  gegenüber  Privaten, 
an  denen  nur  bestimmte  Personen  em  Interesse  haben,  häufig 
von  der  Stellung  eines  Antrags  des  Beteiligten  abhängig. 

Die  Rechtsordnungen  der  Staaten  bestimmen,  daß  nicht  nur 
den  Staatsgliedern,  sondern  auch  Staatsfremden,  die  sich  mit  An- 
trägen an  die  Behörden,  insbesondere  mit  Klagen  an  die  Gerichte, 
wenden.  Gehör  geschenkt  werde,  wenngleich  den  Anträgen  von 
Ausländern  zum  Teil  nur  unter  erschwerenden  Bedingungen  statt- 
gegeben wird  (in  Zivilprozessen  müssen  sie  z.  B.  auf  Verlangen 
des  Beklagten  eine  Sicherheit  hinterlegen,  wenn  dem  Verfahren 
Fortgang  gegeben  werden  soll). 

Auch  den  juristischen  Personen  des  Auslandes 
werden  die  Erleichterungen,  die  ihre  Organisation  bezweckt,  vom 
innerstaatlichen  Rechte  für  dessen  Wirkungskreis  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  gewährt.  So  kann  nach  deutschem 
Reichsrecht  einem  Vereine,  der  seinen  Sitz  nicht  in  einem  deut- 
schen Bundesstaate  hat,  im  allgemeinen  durch  Beschluß  des 
Bundesrats  Rechtsfähigkeit  verliehen  werden  {§  23  des  bürgerl. 
Gesetzbuchs).  In  den  Freundschafts-,  Schiffahrts-  und  Handels- 
verträgen verpflichten  sich  die  Staaten  häufig,  daß  Aktiengesell- 
schaften und  sonstige  kommerzielle,  industrielle  und  finanzielle 
Gesellschaften,  welche  in  dem  Gebiete  des  einen  der  vertrag- 
schließenden Teile  nach  Maßgabe  der  dort  geltenden  Gesetze 
errichtet  'sind,  in  dem  Gebiete  des  anderen  Teiles  alle  Rechte 
auszuüben  befugt  sein  sollen,  welche  den  gleichartigen  Gesell- 
schaften der  meistbegünstigten  Nation  zustehen.  In  vielen  Fällen 
ist  ein  Antrag  schlechthin  Voraussetzung  für  eine  bestimmte 
Staatslätigkeit,  so  daß  diese  ohne  ihn  nicht  erfolgt.  Dieser 
Grundsatz  wird  hauptsächlich  für  die  Fälle  durchgeführt,  in  denen 
eine  bestimmte  Person  zu  einer  Handlung  oder  Unterlassung  im 
Interesse  einer  anderen  Person  verpflichtet  ist,  an  welcher  Pflicht- 
handlung der  Staat  nicht  das  Interesse  nimmt,  daß  er  von  Amts 
wegen  für  ihre  Durchführung  sorgt.  Man  kann  hier  —  obwohl 
die  Rechtssprache  z.  B.  einen  Anspruch  aus  der  Verletzung  des 
Eigentums  eines  Dritten  als  dinglichen  Anspruch  bezeichnet  — 
wohl  allgemein  von  obligatorischen  Ansprüchen  sprechen,  da  es 
sich  dabei  stets  um  eine  Sonderpflicht  einer  Person  im  beson- 
deren Interesse  einer  anderen  handelt.  Die  in  bezug  auf  diese 
Pflichten  an  die  Staatsorgane  gestellten  Anträge  gehen  entweder 
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auf  Feststellung,  evtl.  in  Verbindung  mit  zwangsweiser  Durch- 
führung, oder  auf  Feststellung  und  Durchführung  der  Folgen, 
welche  sich  aus  einer  Verletzung  dieser  Pflichten  ergeben.  Zu 
diesen  gehört  evtl.  auch  die  Bestrafung.  Doch  hat  der  Staat 
nur  in  wenigen  Fällen  strafbare  Handlungen,  durch  die  eine 
bestimmte  Person  verletzt  ist,  zu   »Antragsdelikten«   gemacht. 

Für  gewisse  Fälle  besteht  eine  besondere  Behörde,  deren 
wichtigste  Funktion  es  ist,  Anträge  an  Staatsorgane  zu  bestimmter 
Tätigkeit  zu  stellen.  Dahin  gehört  z.  B.  die  Staatsanwaltschaft, 
die  die  Anträge  auf  Bestrafung  der  Delikte  zu  stellen  hat.  Hier 
spricht  man  aber  zutreffend  nicht  von  Antragsdelikten,  da  die 
Einheitlichkeit  der  Staatsautorität  diesen  Antrag  zusammen  mit 
der  darauf  folgenden  richterlichen  Tätigkeit  als  einheitliche  Staats- 
funktion zu  bestimmtem  Zwecke  erscheinen  läßt. 

Anträge  an  Staatsorgane  müssen,  um  deren  Verpflichtung 
zu  bestimmter  Tätigkeit  eintreten  zu  lassen,  oft  in  bestimmten 
Formen  gestellt  werden.  Die  Kenntnis  dieser  Formen  ist  von 
großer  Bedeutung  für  die  Staatsbürger  und  sollte  für  die  praktisch 
wichtigsten  Fälle  durch  einen  allgemeinen  Rechtsunterricht  ver- 
breitet werden,  da  die  Inanspruchnahme  rechtsberatender  Tätig- 
keit oft  kostspielig,  aber  wegen  Unkenntnis  dieser  Formen  doch 
nötig  ist.  Gemeinnützige  Rechtsauskunftsstellen  kommen  den 
Staatsbürgern  in  dieser  Beziehung  zu  Hilfe.  Im  Zivilprozeß  ist 
der  Fortgang  des  Verfahrens  von  der  Stellung  von  Anträgen  der 
Beteiligten  abhängig.  Bestimmte  allgemein  geltende  Pflichten 
gegenüber  Dritten  unterliegen  der  Feststellung  im  Verwaltungs- 
streitverfahren, das  nicht  in  dem  Umfange  von  der  Privatinitiative 
abhängig  ist  wie  der  Zivilprozeß.  In  diesem  Verwaltungsstreit- 
verfahren werden  aber  auch  zahlreiche  allgemein  geltende  Pflichten 
zu  Unterlassungen  oder  Handlungen  im  Interesse  bestimmter 
Dritter  festgestellt,  wenn  der  Staat  die  Beobachtung  der  Pflichten 
für  so  wesenthch  hält,  daß  er  diese  Feststellung  nicht  von 
privater  Initiative  abhängig  machen  will. 

Wie  die  Vornahme  mancher  Staatsakte  überhaupt  von  An- 
trägen bestimmter  Privatpersonen  abhängig  sind,  so  wird  in  be- 
stimmten Fällen  die  Tätigkeit  der  Staatsorgane  bei  einer  Zurück- 
nahme des  Antrags  eingestellt.  Bei  der  richterlichen  Staats- 
tätigkeit wird  der  Zurücknahme  des  Antrags  in  der  Regel  diese 
Folge  nicht  beigelegt,  wenn  die  Pflicht,  um  deren  Feststellung 
es  sich  handelt,   bereits  rechtskräftig  festgestellt  ist. 
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akten. 

Die  moderne  Zeit  hat  eine  Menge  von  Staatsakten  der 
Oeffentlichkeit  zugänglich  gemacht,  die  ihr  früher  vorenthalten 
wurden.  Während  z.  B.  früher  in  Kriminalsachen  das  ganze 
Untersuchungsverfahren  einschließlich  der  Hauptverhandlung  und 
der  besonderen  Spruchsitzung  des  Richterkollegiums  geheim  war 
und  erst  mit  der  Publikation  des  Ergebnisses  eine  öffentliche 
Kenntnisnahme  möglich  war,  vollzieht  sich  jetzt  im  allgemeinen 
insbesondere  die  mündliche  Hauptverhandlung  vor  den  Augen 
und  Ohren  desjenigen  Teiles  des  Publikums,  der  ihr  sein  Interesse 
entgegenbringt.  Trotzdem  werden  aber  gewisse  Staatsakte  ge- 
heimgehalten, insbesondere  durch  die  den  Staatsorganen  in  bezug 
auf  ihre  Tätigkeit  obliegende  Schweigepflicht.  Eine  Geheim- 
haltung von  Staatsakten  in  bestimmten  Grenzen  rechtfertigt  sich 
durch  die  Erwägung,  daß  die  Staatsautorität  als  eine  Autorität 
in  ihrem  Wirken  nicht  unbegrenzt  der  Beurteilung  auch  der  Un- 
verständigsten ausgesetzt  sein  darf,  und  daß  gewisse  Staatsakte 
durch  die,  gegen  welche  sie  sich  richten,  vereitelt  oder  behindert 
werden  könnten,  wenn  sie  zu  ihrer  Kenntnis  gelangen  würden. 
Das  letztgenannte  Motiv  muß  zu  unbedingter  Geheimhaltung  z.  B. 
gewisser  strafprozessualer  Maßnahmen  oder  des  Planes  der  Regie- 
rung, ein  bestimmtes  Gelände  für  fiskalische  Zwecke  zu  erwerben, 
führen;  im  letzteren  Falle  aus  dem  Grunde,  weil  sonst  erfahrungs- 
gemäß Zwischenhändler  das  Gelände  schleunigst  zu  erwerben 
suchen,  um  es  mit  einem  wirtschaftlich  unbegründeten  Gewinn 
dem  Fiskus  weiter  zu  veräußern. 

Das  Motiv  der  Gefährdung  der  Staatsautorität  durch  die 
Veröffentlichung  gewisser  Staatsakte  spielt  naturgemäß  nur  eine 
relative  Rolle  bei  der  Geheimhaltung  von  Staatsakten.  Es  hängt 
davon  ab,  welche  geistigen  und  sittlichen  Fähigkeiten  in  einer 
Rechtsgemeinschaft  vorhanden  sind,  ob  ihr  gewisse  autoritative 
Akte  der  Staatsgewalt  bekanntgegeben  werden  sollen  oder  nicht. 
Je  schärfer  und  strenger  der  Charakter  der  Autorität  im  Ver- 
hältnis der  Inhaber  der  Staatsgewalt  zu  den  Gehorsamspflichtigen 
hervortritt,  um  so  größer  pflegt  der  Umfang  der  geheim  zu 
haltenden  Staatsakte  zu  sein.  Dabei  wird  zweckmäßig  die  Ent- 
scheidung über  die  Frage  der  Zulässigkeit  oder  Zweckmäßigkeit 
der  Veröffentlichung  von  Staatsakten,    die    nach  außen  nicht  be- 
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kannt  geworden  sind,  nicht  dem  Ermessen  des  einzelnen  Staats- 
organs überlassen,  sondern  eine  allgemeine  dienstliche  Schweige- 
pflicht der  Beamten  bestimmt,  von  welcher  die  Vorgesetzten  im 
Einzelfalle,  wenn  es  das  dienstliche  Interesse  zuläßt  bzw.  das 
allgemeine  Staatsinteresse  erfordert,  Ausnahmen  zulassen.  So 
wird  z.  B.  in  Beziehung  auf  die  Zeugen-  und  Sachverständigen- 
vernehmung von  Beamten  verfahren,  die  häufig  ein  Bekannt- 
werden der  Aussagen  ermöglicht.  Wo,  wie  z.  B.  bei  dienstlichen 
Anfragen  von  einer  Behörde  zur  anderen,  ein  solches  Bekannt- 
werden nach  außen  hin  nicht  zu  erwarten  ist,  besteht  in  der 
Regel  keine  Schweigepflicht.  Besonders  strenge  Garantien  der 
Schweigepflicht  enthält,  entsprechend  seinem  autoritativen  Charak- 
ter, das  Militärrecht.  So  bestimmt  z.  B,  §  325  Abs.  2  der 
Militärstrafgerichtsordnung,  daß  über  den  Hergang  bei  der  Be- 
ratung und  Abstimmung  von  den  dabei  anwesenden  Personen 
Stillschweigen  zu  beobachten  sei,  obwohl  schon  die  allgemeine 
Amtspflicht  genügen  würde,  um  alle  richterlichen  Personen  eines 
erkennenden  militärischen  Gerichts  und  auch  die  anderen  an- 
wesenden Personen  zur  Geheimhaltung  zu  zwingen  (vgl.  Meyer, 
Umfang  und  Bedeutung  des  Schweigegebots  nach  §  325  Abs.  2 
MStGO.,  im  Archiv  für  Militärrecht,  3.  Band,  4.  Heft  191 2, 
S.  250  fi".). 

Zur  unbedingten  Gewährleistung  der  Geheimhaltung  gewisser 
Staatsakte  verbieten  neuere  Gesetzgebungen  sogar  die  Kenntnis- 
nahme von  Schriften,  Zeichnungen  oder  anderen  Gegenständen 
und  von  Nachrichten,  deren  Geheimhaltung  im  Interesse  der 
Landesverteidigung  erforderlich  ist.  So  macht  sich  nach  dem 
Reichsgesetz  gegen  den  Verrat  militärischer  Geheimnisse  vom 
3.  Juni  1914  derjenige  strafbar,  der  sich  den  Besitz  oder  die 
Kenntnis  der  erwähnten  Schriften,  Zeichnungen  oder  anderen 
Gegenstände  in  der  Absicht  verschafft,  sie  zu  einer  die  Sicher- 
heit des  Reiches  gefährdenden  Mitteilung  zu  gebrauchen,  oder 
wer  sich  Nachrichten  der  bezeichneten  Art  in  der  Absicht  ver- 
schafft, sie  zu  einer  die  Sicherheit  des  Reiches  gefährdenden 
Mitteilung  an  eine  ausländische  Regierung  oder  an  eine  im 
Interesse  einer  ausländischen  Regierung  tätige  Person  zu  ge- 
brauchen. Strafbar  macht  sich  nach  deutschem  Recht  selbst 
derjenige,  der  sich  die  Kenntnis  von  Schriften,  Zeichnungen  und 
anderen  Gegenständen,  deren  Geheimhaltung  im  Interesse  der 
Landesverteidigung  geboten  ist,   ohne  die  erwähnte  Absicht  ver- 
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schafft.  Diese  Bestimmungen  enthalten  damit  auch  strenge  Ein- 
schränkungen der  allgemeinen  Handlungsfreiheit  der  der  Staats- 
autorität Gehorsamspflichtigen. 

§  5-     Typische  Verfahrensarten. 

Aus  der  Fülle  der  für  das  Verfahren  der  Staatsorgane  be- 
stehenden Vorschriften  seien  einige  systematisch  wichtige  Ver- 
fahrensarten hervorgehoben. 

Von  alters  her  spielt  sich  in  besonders  strengen  Formen 
das  Verfahren  zur  Feststellung  bestehender  Pflichten  einer  Privat- 
person gegenüber  einer  anderen  individuellen  Privatperson  und 
zur  P'eststellung,  ob  jemand  eine  durch  Strafbestimmungen  ge- 
schützte Norm  übertreten  habe,  ab.  Richterliche  Akte  der  ersten 
Art  erfolgen  im  Zivilprozeß.  Doch  auch  gewisse  öffentlich-recht- 
liche Pflichten  von  Staatsorganen  unterliegen  der  Feststellung  im 
Zivilprozeß.  Besonders  wichtig  in  dieser  Beziehung  sind  die 
Pflichten  zur  Auszahlung  der  Gehälter  und  sonstigen  Bezüge  der 
Beamten,  deren  Höhe  nach  Entscheidung  der  zentralen  Behörde 
auf  Antrag  »im  ordentlichen  Rechtswege«  festgestellt  werden 
kann.  Daneben  dient  das  Vervvaltungsstreitverfahren  der  Fest- 
stellung der  nicht  gegenüber  bestimmten  Dritten,  sondern  der 
gegenüber  unbestimmten  Dritten  bestehenden  Pflichten  einzelner 
Privatpersonen,  aber  auch  (z.  B.  bei  Streitigkeiten  verschiedener 
Armenverbände  untereinander  über  die  Verpflichtung  zur  Armen- 
unterstützung in  besonderen  Fällen)  der  Feststellung  der  öffentlich- 
rechtlichen  Pflichten  bestimmter  Organe.  Es  enthält  gegenüber 
dem  Zivilprozeß  gewisse  Erleichterungen.  Unzulässige  oder  un- 
begründete Klagen  können  durch  einen  Vorbescheid  zurückge- 
wiesen werden  (eine  Bestimmung,  deren  Ausdehnung  auf  den 
Zivilprozeß  vielfach  verlangt  wird);  wenn  eine  mündliche  Ver- 
handlung nicht  besonders  beantragt  wird,  kann  ohne  eine  solche 
entschieden  werden.  Gemeinsam  mit  dem  Zivilprozeß  hat  das 
Verwaltungsstreitverfahren  die  Bestimmung ,  daß  durch  einen 
Vorbescheid  dem  Beklagten  die  Klaglosstellung  des  Klägers  auf- 
gegeben werden  kann.  Gegen  diesen  Vorbescheid  kann  der  Be- 
klagte das  ordentliche  Verfahren  beantragen.  Das  Verfahren  bei 
behaupteten  Amtspflichtverletzungen  der  Beamten  vollzieht  sich 
grundsätzlich,  soweit  es  sich  um  die  Verhängung  einer  für  die 
Amtspflichtverletzung  angedrohten  Strafe  handelt,  in  denselben 
Formen  wie  das  Verfahren  zur  Feststellung  strafbarer  Handlungen 
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von  Privatpersonen.  Doch  ist  der  vorgesetzten  Behörde  des 
Beamten  insofern  ein  Einfluß  auf  den  Gang  des  Verfahrens  ge- 
währt worden,  als  sie  den  »Konflikt  erheben«  kann.  Wenn 
gegen  einen  Beamten  wegen  einer  in  Ausübung  oder  in  Veran- 
lassung der  Ausübung  seines  Amtes  vorgenommenen  Handlung 
oder  wegen  Unterlassung  einer  Amtshandlung  eine  gerichtliche 
Verfolgung  im  Wege  des  Strafprozesses  eingeleitet  ist,  kann  nach 
preußischem  Recht  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  die  Entschei- 
dung der  Vorfrage,  ob  überhaupt  eine  zur  gerichtlichen  Ver- 
folgung geeignete  Ueberschreitung  der  Amtsbefugnisse  oder  die 
Unterlassung  einer  dem  Beamten  obliegenden  Amtshandlung 
vorliegt,  vor  ihr  Forum  ziehen.  Erst  im  Falle  der  Bejahung 
dieser  Frage  nimmt  das  ordentliche  Strafverfahren  seinen  Fort- 
gang. Gewisse  Besonderheiten  weist  auch  das  sich  an  ein  ordent- 
liches Strafverfahren  oft  anschließende  Disziplinarverfahren  an, 
durch  das  die  Folgen  der  strafbaren  Handlung  für  die  amtliche 
Stellung  klargelegt  werden.  In  diesem  Verfahren  besteht  ins- 
besondere keine  Erscheinungspflicht  des  Beamten  vor  dem 
Disziplinargericht ;  es  wird  auch  ohne  ihn  verhandelt  und  ent- 
schieden. 

Was  das  Verfahren  zur  Feststellung  der  Ersatzansprüche  von 
Privaten  wegen  schuldhafter  Amtspflichtverletzungen  von  Beamten 
betrifi"t,  so  findet  hier  gleichfalls  der  ordentliche  Zivilprozeß  mit 
der  Maßgabe  statt,  daß  nach  preußischem  Recht  die  vorgesetzte 
Dienstbehörde    gleichfalls    das  Recht    der  Konfliktserhebung   hat. 

Ein  besonders  abgekürztes  Verfahren  (Defektenverfahren)  be- 
steht zur  vorläufigen  Feststellung  der  Ersatzpflicht  eines  Beamten 
aus  Amtspflichtverletzungen  gegenüber  dem  Staate.  Nach  form- 
loser Ermittelung  des  Tatbestandes  wird  durch  einen  Beschluß 
der  vorgesetzten  Dienstbehörde  die  Ersatzpflicht  des  Beamten 
festgestellt  und  evtl.  durch  Gehaltsabzüge  oder  durch  Zwangs- 
vollstreckung verwirklicht.  Auf  Antrag  des  Beamten  haben  die 
ordentlichen  Gerichte  die  endgültige  Entscheidung  über  seine 
Ersatzpflicht  zu   treffen. 

Bestimmte  Verfahrensvorschriften  regeln  vielfach  auch  die 
Kontrolle  der  Amtspflichterfüllung  der  Staatsorgane. 

Eine  besonders  strenge  Kontrolle  wird  über  die  Kassenver- 
waltungen der  Behörden  geübt.  So  muß  im  deutschen  Pleere 
jede  Truppenkasse  mindestens  einmal  im  Laufe  jedes  Rechnungs- 
jahres unvermutet    durch    einen  Intendanturbeamten  geprüft  wer- 
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den.  Zu  den  unvermuteten  Prüfungen  ist  außer  dem  Intendantur- 
mitgliede  ein  Intendantursekretär  zu  entsenden.  Mindestens  eine 
Truppenkasse  im  Bereiche  jeder  Intendantur  muß  im  Laufe  des 
Rechnungsjahres  zweimal  unvermutet  geprüft  werden.  Die  Kassen- 
prüfung muß  sogleich  nach  dem  Eintreffen  des  prüfenden  Beamten 
beginnen.  Kann  die  Kassenaufnahme  nicht  sofort  stattfinden, 
so  versiegelt  der  prüfende  Beamte  den  Kassenkasten  oder  den 
Kassenraum  mit  dem  Kommissionssiegel  der  Intendantur.  Ferner 
prüft  der  Kommandeur  regelmäßig,  nachdem  am  ersten  Tage  des 
Monats  das  Kassenhauptbuch  durch  die  Kassenverwaltung  abge- 
schlossen ist,  insbesondere  dahin,  ob  der  nachgewiesene  Soll- 
bestand in  der  Kasse  tatsächlich  vorhanden  ist  (vgl.  Kassen- 
ordnung für  die  Truppen  v.   ii.  3.   1897). 

Wie  in  den  Rechtsbestimmungen  überhaupt,  so  spricht  sich 
auch  im  Verfahren  der  Staatsorgane  der  Grundsatz  aus,  daß 
wichtigere  Sachen  einer  eingehenderen  Behandlung  bedürfen  als 
weniger  wichtige.  Diesem  durch  die  Notwendigkeit  geschaffenen 
Grundsatze  muß  z.  B.  das  Prinzip  weichen,  daß  der  Richter,  der 
verbindlich  über  bestehende  Rechtspflichten  zu  entscheiden  hat, 
die  volle  Wahrheit  in  bezug  auf  jeden  Tatbestand  zu  ermitteln 
hat.  Obwohl  dieses  Prinzip  das  leitende  für  die  Prozeßrechts- 
setzung sein  muß,  sind  mit  Rücksicht  auf  die  größere  oder 
geringere  Bedeutung  der  festzustellenden  Rechtspflichten  die  Um- 
ständlichkeiten des  Verfahrens,  die  eine  möglichst  genaue  Tat- 
sachenerforschung garantieren,  in  Sachen  von  geringerer  Bedeu- 
tung zu  vermindern,  wenn  anders  sie  vom  allgemeinen  Stand- 
punkte nicht  als  Zwecklosigkeiten,  die  sich  unnütz  breit  machen, 
betrachtet  werden  sollen. 

Nicht  einmal  in  allen  Fällen,  in  denen  für  schwerere  Rechts- 
verletzungen eine  Strafe  verhängt  wird,  ist  ein  besonderes  Ver- 
fahren zur  Feststellung  des  Tatbestandes  geboten.  Bei  vielen 
leichteren  strafbaren  Handlungen  würde  ein  Verfahren  durch  Ein- 
wirkung auf  die  öffentliche  Meinung  dem  Beschuldigten  größere 
Nachteile  bereiten,  als  den  Zwecken  der  Strafnorm  entspricht. 
Es  wird  ihm  daher  in  solchen  Fällen  die  Möglichkeit  gewährt, 
durch  Zahlung  einer  nach  formloser  Tatbestandsfeststellung  von 
ihm  verlangten  Geldstrafe  die  Angelegenheit  zu  erledigen.  Als 
Beispiel  seien  die  Bestimmungen  des  V.  Abschnitts  des  Gesetzes 
über  das  Postwesen  des  Deutschen  Reiches  vom  28.  10.  1871 
skizziert :   Wenn  eine  Post-  oder  Portodefraudation  entdeckt  wird, 
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SO  eröffnet  die  Oberpostdirektion  dem  Angeschuldigten,  welche 
Geldstrafe  für  von  ihm  verwirkt  zu  erachten  sei,  und  stellt  es 
ihm  hierbei  frei,  durch  Bezahlung  der  Strafe  und  der  Kosten 
innerhalb  einer  Frist  von  zehn  Tagen  ein  ferneres  Verfahren  zu 
vermeiden.  Leistet  der  Angeschuldigte  die  Zahlung  innerhalb 
der  Frist  ohne  Einrede,  so  gilt  die  Verfügung  als  rechtskräftiger 
Strafbescheid,  durch  den  die  Angelegenheit  erledigt  ist.  Unter 
den  Rechtsmitteln,  welche  die  Anrufung  einer  übergeordneten 
Instanz  gegen  Amtshandlungen  von  Staatsorganen  zu  dem  Zwecke 
zum  Gegenstande  haben,  daß  diese  übergeordnete  Instanz  die 
getroffenen  Maßnahmen  im  Sinne  des  Antragstellers  ändere, 
spielen  die  gegen  gewisse  richterliche  Entscheidungen  insofern 
eine  besondere  Rolle,  als  sie  an  bestimmte  Formen  und  Fristen 
gebunden  sind,  bei  deren  Verletzung  die  getroffene  Entscheidung 
»rechtskräftig«,  d.  h.  im  allgemeinen  unanfechtbar,  werden  kann, 
obwohl  der  Antragsteller  in  der  Lage  gewesen  wäre,  z.  B. 
durch  die  Geltendmachung  neuer  Tatsachen  eine  andere  richter- 
liche Entscheidung  herbeizuführen.  Allerdings  kennt  z.  B.  die 
Zivil-  und  die  Strafprozeßordnung  auch  die  Möglichkeit,  ein  schon 
rechtskräftiges  Urteil  unter  bestimmten  Voraussetzungen,  die  eine 
Wiederaufnahme  des  Verfahrens  zulassen,  anzufechten;  es  handelt 
sich  bei  einem  Antrage  auf  Wiederaufnahme  in  Wahrheit  auch 
nur  um  ein  Rechtsmittel,  das  an  gewisse  Formen  geknüpft  ist, 
dessen  Fristen  aber  erst  mit  der  eingetretenen  Rechtskraft  des 
Urteils,  d.  h.  mit  dem  Zeitpunkte  zu  laufen  beginnen,  in  dem  die 
Unanfechtbarkeit  des  Urteils  mit  den  anderen  Rechtsmitteln  ein- 
tritt (vgl.  z.  B.  §  586  ZPO.).  Zu  den  Verfahrensvorschriften  in 
dem  hier  gebrauchten  allgemeinen  Sinne  gehören  auch  alle  jene 
technischen  Verfahrensarten,  die,  abgesehen  von  der  Pflichten- 
feststellung und  Pflichtenschaffung  durch  Staatsorgane,  von  ihnen 
zur  Erreichung  bestimmter  Erfolge  beobachtet  werden  müssen. 
In  dieser  Beziehung  schöpft  die  Rechtswissenschaft  aus  allen 
anderen  Wissensgebieten. 

§  6.    Verfahrensvorschriften   bezüglich  der  Ermittelung  des  Tat- 
bestandes, der  einem  Staatsakte  zugrunde  liegt. 

Was  die  den  Staatsorganen  zur  Glaubhaftmachung  oder  zum 
Nachweise  von  Tatsachen  angeführten  Beweismittel  betrifft,  so 
bestimmen  im  allgemeinen  die  Behörden  den  Umfang  der  Beweis- 
aufnahme   nach    freiem  Ermessen,    wobei    allerdings    zu    berück- 
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sichtigen  ist,  daß  im  Verkehr  der  einzelnen  Behörden  zueinander 
tatsächliche  Anführungen  der  einen  von  der  anderen  häufig  bei 
der  Beweiserhebung  berücksichtigt  werden  müssen.  Das  Super- 
und  Subordinationsverhältnis  spielt  auch  hier  eine  gewisse  Rolle 
wenngleich  im  allgemeinen  jeder  Beamte,  der  auf  Grund  der 
Rechtsnormen  in  bestimmten  Fällen  bestimmte  Amtshandlungen 
vorzunehmen  hat,  unter  eigener  Verantwortung  nach  bestem  Er- 
messen festzustellen  hat,  welcher  Tatbestand  gegeben  ist.  Er 
hat  hierbei  unter  Berücksichtigung  der  Regeln  der  Lebenser- 
fahrung die  verschiedenen  Möglichkeiten  bzw.  Wahrscheinlich- 
keiten zu  berücksichtigen  und  mit  der  Sorgfalt  pflichteifrigen 
Handelns  die  erforderlichen  Feststellungen  zu  treffen,  wobei  er 
sich  der  Unterstützung  anderer  Behörden  (durch  Ersuchungs- 
schreiben, Anfragen  usw.)  oder  von  Privaten  (auf  Grund  deren 
Auskunftspflicht  usw.)  bedienen  kann.  Eine  besondere  Grenze 
muß  der  Tatbestandsermittelung  in  den  Fällen  gezogen  wer- 
den, in  denen  Private  ein  besonderes  Interesse  an  einer  be- 
stimmten Amtshandlung  haben  und  daher  einen  Antrag  auf  ihre 
Vornahme  stellen  und  begründen.  Durch  die  Möglichkeit,  nach 
Belieben  neue  Tatsachen  anzuführen  und  Beweise  dafür  anzu- 
treten, würde  die  Entscheidung  des  Beamten  bzw.  sein  Ent- 
schluß zu  einer  bestimmten  Amtshandlung  in  einem  Grade  hinaus- 
geschoben werden  können,  daß  dadurch  nicht  nur  evtl.  andere 
Personen,  die  an  schleuniger  sachlicher  Erledigung  der  Angelegen- 
heit ein  Interesse  haben,  benachteiligt  werden  würden,  sondern 
daß  auch  die  Autorität  der  durch  den  Beamten  repräsentierten 
Rechtsgemeinschaft  leiden  würde.  Als  allgemeiner  Rechtsgrund- 
satz muß  es  daher  insbesondere  im  Verhältnisse  der  Staatsorgane 
zu  Privaten  angesehen  werden,  daß  jeder  Beamte,  nachdem  er 
die  Ueberzeugung  von  der  Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  einer 
Tatsache  erlangt  hat,  befugt  sein  muß,  weitere  Beweisanträge 
nach  dieser  Richtung,  deren  Ergebnis  nach  seiner  Ueberzeugung 
an    dieser  Ueberzeugung    nichts  ändern  kann,    abzulehnen- 

Der  von  einer  Partei  in  einem  Zivilprozeß  geltend  gemachte 
Klageanspruch  kann  anerkannt  werden.  Im  letzteren  Falle  wird 
er  in  der  Regel  auf  Antrag  des  Klägers  durch  Urteil  festgestellt, 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  tatsächlich  besteht  oder  nicht.  Die 
Rechtstechnik  hat  für  den  »Zivilprozeß«  die  Möglichkeit  noch 
weiterer  Parteidispositionen  geschaff"en,  auf  Grund  welcher  die 
Staatsorgane  gewisse  Tatsache  als  festgestellt  anzusehen  haben  ohne 
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Rücksicht  darauf,  ob  diese  den  Tatsachen  entsprechen  oder  nicht. 
Das  Geständnis  in  bezug  auf  eine  Tatsache  schafft  für  den  Zivil- 
richter »vollen  Beweis«  der  Behauptung,  auf  die  sich  das  Ge- 
ständnis bezieht,  ebenso  der  von  einer  Partei  über  ihre  Behaup- 
tung der  anderen  Partei  zugeschobene  und  von  dieser  geleistete 
Eid  (Parteieid),  das  ganze  Verfahren  ist  von  den  Anträgen  der 
Parteien  abhängig,  Zeugen  und  Sachverständige  werden  nur  auf 
ihren  Antrag  vernommen,  bei  einem  Verzicht  beider  Parteien 
auf  die  Beeidigung  von  Zeugen-  und  Sachverständigenaussagen 
erfolgt  diese  nicht.  Richtiger  wäre  es,  die  zulässigen  Partei- 
dispositionen in  der  Form  wirken  zu  lassen,  daß  aus  der  Ent- 
scheidung selbst  hervorgeht,  daß  sie  nur  die  Wirkung  einer 
Parteidisposition  ist  und  nicht  auf  Grund  tatsächlicher  Fest- 
stellungen ergangen  ist.  Es  handelt  sich  bei  solchen  Entschei- 
dungen, falls  sie  den  Tatsachen  nicht  entsprechen,  auch  nicht  um 
eigentlich  richterliche  Tätigkeit,  nicht  um  die  autoritative  Fest- 
stellung, welche  Pflichten  einer  bestimmten  Person  in  einem  be- 
stimmten Falle  obliegen,  sondern  um  die  Schaffung  neuer 
Pflichten  unter  Mitwirkung  von  Staatsorganen  (um  »freiwiUige 
Gerichtsbarkeit«).  Im  Interesse  der  Staatsautorität  wird  auch 
vielfach  verlangt,  daß,  nachdem  ein  Gericht  erst  mit  einer  Privat- 
rechtsstreitigkeit befaßt  ist,  die  zulässigen  Parteidispositionen 
eingeschränkt  werden.  So  schlägt  Sclimitt  (vgl.  Leipziger  Zeit- 
schrift für  deutsches  Recht  1914,  Nr.  16/17  S.  1477)  folgende 
Leitsätze  für  die  Reform  des  deutschen  Reichsrechts  auf  diesem 
Gebiete  vor:  »An  der  freien  Beweiswürdigung  ist  festzuhalten. 
Die  zwingende  Beweiskraft  des  Geständnisses  soll  für  bestimmte 
Fälle  gemindert,  der  Parteieid  durch  eine  nicht  mit  zwingender 
Beweiskraft  ausgestattete  eidliche  Vernehmung  der  Parteien  er- 
setzt werden.  Das  richterliche  Ermessen  ist,  auch  abgesehen  von 
der  freien  Beweiswürdigung,  nicht  nur  im  bisherigen  Umfang  frei- 
zugeben, es  soll  auch  dahin  erweitert  werden,  daß  dem  Richter 
freigestellt  wird,  von  Amts  wegen  Zeugenvernehmungen  anzuordnen 
und  von  der  Vereidigung  von  Zeugen  und  Sachverständigen  ab- 
zusehen, wenn  die  Parteien  nichts   Anderes  beantragen.« 

Der  prozeßrechtliche  Grundsatz,  daß  in  Fällen,  in  denen  die 
Geltendmachung  der  rechtlich  geschützten  Interessen  der  Privat- 
initiative den  Beteiligten  überlassen  wurde,  das  Unterlassen  dieser 
Geltendmachung  nachteilige  Folgen  in  der  Sache  selbst  durch 
die  Möglichkeit    eines  Versäumnisurteils    zeitigen    kann,    war    ur- 
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sprünglich  weder  nn  kanonischen  noch  im  deutschen  Prozeßrecht 
verwirkUcht.  Die  nach  diesen  Prozeßordnungen  zulässigen  Urteile 
hatten  immer  nur  die  Bestrafung  des  Säumigen  wegen  dieser 
seiner  Säumnis  zum  Zweck  (vgl.  Mitteis,  Beaumanoir  und  die 
geistliche  Gerichtsbarkeit,  in  der  Zeitschrift  der  Savigny-Stiftung 
für  Rechtsgeschichte,  35.  Band,  Kanonistische  Abteilung  IV, 
S.  349).  Manche  Amtshandlungen  sind  in  ihren  Folgen  für  die 
Interessierten  und  für  die  Rechtsgemeinschaft  von  solcher  Be- 
deutung, daß  für  sie  Vorschriften  des  Inhalts  erlassen  sind,  daß 
das  Staatsorgan  die  Beweisaufnahme  nicht  dann  schließen  darf, 
wenn  es  die  Angelegenheit  in  tatsächlicher  Beziehung  für  genügend 
geklärt  erachtet,  sondern  erst  nach  Erledigung  sämtlicher  vorge- 
brachter Beweismittel.  Während  also  z.  B.  im  schöffengerichtlichen 
Verfahren  und  im  Verfahren  vor  den  Strafkammern  in  der  Berufungs- 
instanz bzw.  im  standgerichtlichen  Verfahren  und  im  Verfahren  vor 
den  Kriegsgerichten  in  der  Berufungsinstanz  das  Gericht  den  Umfang 
der  Beweisaufnahme  nach  seinem  pflichtgemäßen  Ermessen  be- 
stimmt, ist  z.  B.  für  das  erstinstanzliche  kriegsgerichtliche  Ver- 
fahren und  das  Verfahren  vor  dem  Oberkriegsgericht  vorge- 
schrieben, daß  die  Beweisaufnahme  in  der  mündlichen  Hauptver- 
handlung sich  auf  sämtliche  herbeigeschafften  Beweismittel  zu 
erstrecken  habe.  Allerdings  sind  »die  geladenen  und  gestellten« 
Zeugen,  die  in  diesen  Verfahren  vernommen  werden  müssen, 
nur  diejenigen,  welche  von  dem  dazu  berechtigten,  nämlich  dem 
Gerichtsherrn,  geladen  worden  sind;  denn  im  Militärstrafver- 
fahren hat  der  Angeklagte  nicht  das  Recht,  selber  Zeugen  zu 
laden  (vgl.  Roterviund,  Umfang  der  Beweisaufnahme  und  Ab- 
lehnung von  Beweisanträgen  im  militärgerichtlichen  Verfahren, 
im  Archiv  für  Militärrecht,  3.  Bd.,  3.  Heft,  191 2,  S.  193).  Das 
Gericht  kann  aber  dann  eine  Beweiserhebung  ablehnen,  wenn  es 
die  zu  beweisende  Tatsache  einstimmig  für  unerheblich  oder  zu- 
gunsten des  Angeklagten  für  erwiesen  hält.  Was  die  nicht 
herbeigeschafften  Beweisanträge  betrifft ,  so  bedarf  es  eines 
Gerichtsbeschlusses,  wenn  ein  Beweisantrag  abgelehnt  werden 
soll.  Doch  darf  ein  Beweisantrag  niemals  deshalb  abgelehnt 
werden,  weil  das  Beweismittel  oder  die  zu  beweisende  Tatsache 
zu  spät  vorgebracht  sei.  Bei  dem  einen  Beweisantrag  ablehnen- 
den Beschlüsse  muß  berücksichtigt  werden,  daß  eine  Beweis- 
erhebung, welche  den  Beweis  irgendwie  beeinflussen  könnte, 
nicht    abgelehnt    werden    darf.     Das    Reichsmilitärgericht    hat    in 
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dieser  Beziehung  gewisse  allgemeine  Grundsätze  ausgebildet. 
In  ihnen  spricht  sich  vor  allem  der  Gedanke  aus,  daß  Beweis- 
anträge dann  /.urückgewiesen  werden  können,  wenn  auch  bei 
Unterstellung,  der  angebotene  Beweis  würde  erbracht,  die  Ueber- 
zeugung  des  Gerichts  nicht  erschüttert  werden  würde,  oder  wenn 
die  in  dem  Antrage  behauptete  Tatsache  als  wahr  angesehen 
und  im  Urteil  als  wahr  verwertet  werden  soll,  oder  endlich,  weil 
das  Beweisthema  aus  den  im  Beschluß  anzuführenden  Gründen 
für  unerheblich  erachtet  wird.  Diese  Grundsätze  können  alige- 
meine Geltung  für  die  Tatbestandsermittelung  der  Staatsorgane 
auf  Antrag  Beteiligter  bis  auf  das  Erfordernis  eines  besonderen 
begründeten  Beschlusses  bei  Zurückweisung  eines  Beweisantrags 
wegen  Unerheblichkeit  des  Beweisthemas  beanspruchen.  Aller- 
dings wird  die  übergeordnete  Instanz  in  der  Frage  der  Erheb- 
lichkeit eines  Beweisthemas  für  die  rechtliche  Beurteilung  eines 
Falles  anderer  Meinung  sein  können  als  die  erste  Instanz. 

§  7.    Verfahrensnormen  für   die  Ermittelung  der  anzuwendenden 

Norm. 

Der  Grundsatz :  iura  novit  curia  findet  im  allgemeinen  auch 
auf  nichtrichterliche  Staatsakte  Anwendung.  Ein  besonderes 
Verfahren  zur  Ermittelung  der  Rechtsnorm,  die  ein  Staatsorgan 
in  einem  bestimmten  Falle  anzuwenden  hat,  pflegt  daher  nicht 
vorgeschrieben  zu  sein.  Die  zivilprozessuale  Bestimmung,  daß 
eine  Beweisaufnahme  über  die  Existenz  ausländischer  Rechts- 
normen zulässig  ist,  gehört  nicht  hierher,  da  sie  die  Existenz 
der  betrefifenden  ausländischen  Normen  als  eine  Tatsache  an- 
sieht, die,  falls  sie  nicht  erwiesen  wird,  nach  geltendem  inner- 
staatlichem Recht  als  nicht  gegeben  anzusehen  ist.  Eine  der 
Ausnahmen  von  dem  Grundsatze,  daß  zur  Ermittelung  einer 
Rechtsnorm  ein  bestimmtes  Verfahren  anzuwenden  ist,  ist  die 
zivil-  und  strafprozessuale  und  die  in  der  Verwaltungsgerichts- 
barkeit bestehende  Revision.  Sie  ist  durch  den  Umstand  her- 
vorgerufen worden,  daß  der  Klärung  des  Tatsachenmaterials 
in  rechtlich  schwierigen  Fällen  eine  geringere  prozessuale  Bedeu- 
tung beigemessen  wird  als  der  Erforschung  der  auf  den  fest- 
gestellten Tatbestand  anzuwendenden  Rechtsnorm.  Man  läßt  in 
der  Revisionsinstanz  nur  eine  Prüfung  der  Frage  zu,  ob  der  Er- 
mittelte, als  feststehend  zu  erachtende  Tatbestand  unter  die  richtige 
Rechtsnorm  subsumiert  ist  oder  nicht,  ob  diese  Subsumtion  eine 
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Verletzung  von  Rechtsnormen  enthält  oder  nicht.  Als  verletzt 
wird  eine  Rechtsnorm  angesehen,  wenn  sie  nicht  oder  nicht  richtig 
angewendet  worden  ist  (vgl.  z.  B.  §   5  50  der  Zivilprozeßordnung). 

Diese  Normenverletzung  hat  aber  in  diesem  herkömmlichen 
prozessualen  Sinne  einen  bestimmten  eng  umgrenzten  Sinn.  Eine 
Normverletzung  wird  z.  B.  nicht  in  der  Verletzung  von  Statuten 
oder  Regulativen  einer  Gesellschaft  oder  Genossenschaft  erblickt 
(vgl.  Entsch.  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen,  Band  4,  S.  96,  7, 
S.  341),  obwohl  doch  das  deutsche  Reichsrecht  durch  seine  Nor- 
men auch  die  Beobachtung  solcher  Statuten  einer  Genossenschaft, 
denen  sich  jemand  freiwillig  unterworfen  hat,  vorschreibt.  Man 
hat  den  Sinn  dieser  Bestimmung  so  erläutern  wollen,  daß  nur 
die  Verletzung  unmittelbar  verbindlicher  Rechtsnormen  die 
Revision  ermögliche.  Aber  eine  scharfe  Grenze  zwischen  un- 
mittelbar und  mittelbar  verbindlichen  Normen  läßt  sich  nicht 
ziehen.  Denn  das  Recht  wird  nicht  durch  eine  erschöpfende 
Satzung  seitens  eines  zentralen  Organs  gebildet,  sondern  es  ent- 
steht auch  unabhängig  von  der  Satzung  durch  Organe,  und  vor 
allem  machen  die  zentralen  Organe  das  in  kleineren  Verbänden 
entstandene  bzw.  gesetzte  Recht  zum  Inhalt  ihrer  Anordnungen, 
oder  sie  setzen  Organe  mit  lokal  begrenzter  Zuständigkeit  ein, 
die  innerhalb  eines  gewissen  Kreises  verbindliche  allgemeine  An- 
ordnungen zu  erlassen  haben.  Ein  sehr  großes  Gebiet  der  staat- 
lichen Normen  ordnet  endlich  den  Gehorsam  gegen  Anordnungen 
auch  von  Privatpersonen  an;  so  sind  Kindej  ihren  Eltern  und 
Erziehern,  Dienstboten  ihren  Herrschaften  zum  Gehorsam  ver- 
pflichtet, so  hat  man  vertraglich  übernommene  Verpflichtungen 
zu  erfüllen  usw.  Alle  diese  letztgenannten  Normen  kann  man 
als  mittelbar  oder  unmittelbar  geltende  bezeichnen;  ein  sicheres 
Kriterium  für  ihre  Unterscheidung  läßt  sich  nicht  aufstellen,  da 
die  von  lokalen  Instanzen  erlassenen  Anordnungen  ebenso  un- 
mittelbar gelten  wie  die  von  zentralen  Organen  erlassenen,  und  da 
die  Pflicht  zur  Versprechenserfüllung  zur  Einhaltung  von  Ver- 
einsstatuten, denen  man  sich  unterworfen  hat,  usw.  sich  ebenso 
unmittelbar  auf  eine  Norm  gründet  wie  z.  B.  die  Pflicht,  Steuern 
zu  zahlen,  die  Kinder  in  die  Schule  zu  schicken  usw. 

Die  Revision  ist  endlich  an  die  Voraussetzung  geknüpft,  daß 
die  richterliche  Entscheidung  auf  der  Verletzung  der  Rechtsnorm 
beruhe.  Die  Zivilprozeßordnung  bestimmt  dann  weiter  einige 
Fälle,  in  denen   eine  Entscheidung  stets  als  auf  einer  Verletzung 
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des  Gesetzes  beruhend  anzusehen  ist.  Dazu  gehört  z.  B.  die 
nicht  vorschriftsmäßige  Besetzung  des  Gerichts,  die  Verletzung 
der  Vorschriften  über  die  OeffentHchkeit  des  Verfahrens  oder  die 
Vertretung  der  Parteien  vor  Gericht,  der  Mangel  der  Entschei- 
dungsgründe bei  dem  schriftlich  aufgesetzten  Urteil  usw.  (§  551 
der  Zivilprozeßordnung).  Alle  diese  Fälle  sind  eigentlich  be- 
sondere Anordnungen  über  die  Pflicht  der  zuständigen  Staats- 
organe, beim  Vorliegen  dieser  Voraussetzungen  einer  von  dem 
Interessierten  form-  und  schriftgerecht  eingelegten  Revision  statt- 
zugeben. Die  Ueberzeugung  des  Revisionsgerichts,  daß  die  an- 
gefochtene Entscheidung  auf  der  Verletzung  dieser  Normen  be- 
ruhe, können  sie  weder  begründen  noch  aufheben,  weil  Normen 
sich  nicht  auf  intellektuelle  Vorgänge,  sondern  auf  Willensent- 
schlüsse der  Menschen  beziehen.  Derartige  Bestimmungen  wie 
die  hier  fragliche  sind  nur  ein  rechtstechnisches  Mittel  zur  Auf- 
zählung von  Fällen,  in  denen  ein  bestimmtes  Verfahren  einzu- 
halten ist,  ein  Mittel,  das  aber  wegen  seiner  inneren  Unrichtig- 
keit besser  vermieden  wird. 

§  8.  Erstrebte  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Verfahrensnormen. 

Auf  Grund  der  Ergebnisse  neuerer,  hauptsächlich  psycho- 
logischer Forschungen  werden  einige  Reformen  auf  dem  Gebiete 
des  Prozeßrechts  in  dem  hier  gebrauchten  allgemeinen  Sinne  er- 
strebt. Eine  Zusammenstellung  dieser  für  das  Verfahren  vor  den 
Gerichten  und  den  Verwaltungsbehörden  wichtigen  Ergebnisse 
enthalten  Marbes  Grundzüge  der  forensischen  Psychologie  (Mün- 
chen 1913).  Einige  der  Vorschläge,  <X\&  Marbe  in  legislatorischer 
Hinsicht  an  das  Ergebnis  seiner  Forschungen  knüpft,  mögen  an 
dieser  Stelle  gewürdigt  werden. 

Wenn  es  sich  um  die  Identifizierung  einer  Person,  z.  B.  eines 
Angeklagten,  handelt,  so  ^z\i\2i'g\  Marbe  statt  der  an  die  Zeugen 
zu  richtenden  Frage,  ob  dies  die  betreffende  Person  sei,  vor, 
daß  dem  Zeugen  mehrere  Personen  gezeigt  werden,  und  daß  sie 
sich  darüber  zu  erklären  haben,  ob  sich  unter  diesen  Personen 
der  Betreffende  befindet,  evtl.  wer  es  ist.  Dieser  für  die  Praxis 
ohne  Frage  sehr  brauchbare  Vorschlag  wird  gerechtfertigt  durch 
die  häufige  Fehlerhaftigkeit  von  Zeugenaussagen,  insbesondere, 
soweit  sie  sich  auf  das  optische  Gedächtnis  stützen.  Von  anderen 
häufigen  Ursachen  fehlerhafter  Zeugenaussagen  erwähnt  iJ/rt/'^^»^  die 
Mangelhaftigkeit    der    Wahrnehmungen    als    solcher,    z.    B.    der 
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Schätzung  von  Entfernungen,  Mengen  und  Zeiten,  und  die  Ge- 
dächtnisfehler. Je  weniger  aufmerksam  man  einen  Vorgang  be- 
obachtet, je  weniger  man  infolge  seiner  Bewußtseinslage  der  Be- 
obachtung einer  bestimmten  Tatsache  geneigt  ist,  je  weniger  lust- 
betont ein  Vorgang  für  den  Beobachtenden  ist,  je  aufgeregter 
man  bei  der  Beobachtung  war,  je  geringer  das  Bildungsniveau 
des  Zeugen  ist,  desto  mehr  wird  bei  einer  Zeugensaussage  mit 
der  Möglichkeit  von  Gedächtnisfehlern  zu  rechnen  sein.  Erinne- 
rungsfehler entstehen  ferner  dadurch,  daß  der  Zeuge  sich  selber 
gewisse  Tatsachen  vortäuscht  (Autosuggestion),  oder  daß  ihm 
solche  vorgetäuscht  werden  (Fremdsuggestion);  auch  die  wechsel- 
seitige Suggestion  kann  zu  durchaus  unrichtigen  Behauptungen 
führen;  die  Zeugen  werden  daher  nach  prozessualer  Vorschrift 
einzeln  nur  in  Abwesenheit  der  später  abzuhörenden  Zeugen  ver- 
nommen. Der  Tatsache  der  Unzuiässigkeit  vieler  Zeugenaus- 
sagen ist  im  deutschen  Reichsrechte  —  übrigens  im  Gegensatze 
zum  österreichischen  —  dadurch  Rechnung  getragen,  daß  eine 
lediglich  mündlich  abgegebene  letztwillige  Erklärung  keine  erb- 
rechtlichen Wirkungen  äußert;  letztwillige  Verfügungen  müssen 
unter  allen  Umständen  irgendwie  in  einer  Urkunde  ausgedrückt 
sein.  Denn  es  ist  sehr  schwierig,  den  Willen  des  Erblassers 
lediglich  aus  Zeugenaussagen  zweifelsfrei  festzustellen.  Besonders 
bedenklich  sind  häufig  Kinderaussagen,  insbesondere  soweit 
Sittlichkeitsdelikte  in  Frage  kommen. 

Marbe  tritt  daher  dafür  ein,  daß  Kinder,  wenn  derartige 
Verbrechen  begangen  sind,  nicht  vorweg  durch  die  Polizeiorgane, 
sondern  möglichst  schleunig  durch  den  Untersuchungsrichter 
selber,  und  zwar  unter  Zuziehung  eines  psychologisch  geschulten 
Sachverständigen,  vernommen  werden  sollen ;  dieser  soll  auch 
befugt  sein,  sie  selber  zu  vernehmen.  Dieser  Vorschlag  dürfte 
des  öfteren  auf  praktische  Schwierigkeiten  stoßen.  Wird  das 
Delikt  auf  dem  Lande  oder  an  anderen  Orten  begangen,  die  vom 
Sitze  des  Gerichts  weit  entfernt  sind,  so  wird  in  der  Zeit,  bis 
der  Untersuchungsrichter  sich  mit  der  Angelegenheit  befassen 
kann,  durch  Mitteilung  der  Kinder  an  die  Eltern  und  andere 
Personen  der  Vorfall  so  besprochen  werden,  daß  die  Kinder 
durch  Autosuggestion,  Fremdsuggestion  und  ähnliche  Einflüsse 
ein  bestimmtes,  evtl.  gänzlich  fehlerhaftes  Bild  von  dem  Ereignis 
erhalten.  Dadurch  wird  der  Zweck  der  später  erfolgenden  Ver- 
mehrung   durch    den  psychologisch  geschulten  Beamten  vereitelt 
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oder  wesentlich  beeinträchtigt,  während  eine  schleunige  Ver- 
nehmung durch  die  schneller  zu  erreichenden  Polizeiorgane  größere 
Klarheit  in  die  Sachlage  bringen  würde.  Man  wird  daher  dem 
"Wunsche  Marbes,  nur  insofern  entsprechen  können,  als  nach  Mög- 
lichkeit auch  schon  in  dem  die  öffentliche  Klage  vorbereitenden, 
dem  Ermittelungsverfahren,  die  Vornahme  richterlicher  Unter- 
suchungshandlungen beantragt  wird.  Hierzu  aber  bietet  das 
gegenwärtige  Recht  eine  genügende  Grundlage,  Die  Strafprozeß- 
ordnung bestimmt,  daß  die  Staatsanwaltschaft,  wenn  sie  eine 
richterliche  Untersuchungshandlung  für  erforderlich  erachtet,  ihre 
Anträge  beim  Amtsrichter  des  Bezirks  zu  stellen  hat,  in  welchem 
diese  Handlung  vorzunehmen  ist.  Wenn  Gefahr  im  Verzuge  ist, 
hat  der  Amtsrichter  die  erforderlichen  Untersuchungshandlungen 
von  Amts  wegen  vorzunehmen.  Auch  können  die  Behörden 
des  Polizei-  und  Sicherheitsdienstes,  wenn  die  schleunige 
Vornahme  richterlicher  Untersuchungshandlungen  erforderlich 
erscheint,  sofort  ihre  Akten,  die  sonst  zunächst  der  Staatsanwalt- 
schaft zu  übergeben  sind,  direkt  dem  Amtsrichter  übersenden. 
Wichtig  sind  die  Vorschläge  Marbes  in  bezug  auf  die  Art  der 
Zeugenvernehmung,  durch  die  Mängel  in  der  Aussage  möglichst 
vermieden  werden  sollen.  Er  mißbilligt  die  Voraussetzungsfragen, 
d.  h.  solche,  die  einen  Tatbestand  als  bekannt  voraussetzen,  die 
Erwartungsfragen,  die  erkennen  lassen,  daß  man  die  Antwort 
Ja  oder  die  Antwort  Nein  erwartet,  und  die  unvollständigen  Dis- 
junktionsfragen, bei  denen  gefragt  wird,  ob  eine  Angelegenheit 
sich  so  oder  so  verhalten  habe,  während  die  Möglichkeit  besteht, 
daß  sie  sich  noch  anders  verhalten  habe;  aber  auch  die  voll- 
ständigen Disjunktionsfragen  sind,  wie  Marbe  zutreffend  anführt, 
nicht  zu  empfehlen';  man  soll  möglichst  Bestimmungsfragen  stellen, 
bei  denen  der  Zeuge  selber  den  Tatbestand  nach  möglichst  jeder 
Richtung  hin  bestimmt,  während  in  der  Frage  möglichst  wenig 
von  einem  Hinweise  auf  einen  bestimmten  Tatbestand  enthalten 
ist.  Der  Vorzug  vor  allen  Fragen  endlich  gebührt  der  freie, 
durch  Fragen  gänzlich  unbeeinflußte  Vortrag  der  Zeugen.  Zur 
Ermittelung,  inwieweit  eine  Zeugenaussage  den  Tatsachen  ent- 
spricht, wird  sich  mitunter  eine  experimentelle  Zeugenprüfung 
empfehlen.  Die  Frage,  ob  eine  solche  zulässig  sei,  bejaht  Marbe 
zutreffend  für  das  deutsche  Prozeßrecht.  Denn  obwohl  dieses 
keine  Spezialvorschriften  über  dieses  Gebiet  enthält,  wird  durch 
die  Aufzählung  bestimmter  Arten  von  Beweismitteln  in  den  Prozeß- 
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Ordnungen  die  Benutzung  anderer  Beweismittel  nicht  ausge- 
schlossen. Allerdings  muß  hier,  um  unnötige  Verschleppungen 
zu  verhüten,  lediglich  das  Ermessen  des  Gerichts  maßgebend 
sein.  Der  Vorschlag,  daß  auf  Antrag  eines  Sachverständigen 
eine  Zeugenprüfung  angeordnet  werden  müsse,  erscheint  jedoch 
zu  weitgehend.  Ein  solcher  Antrag  kann  höchstens  dazu  dienen, 
dem  Gericht  eine  solche  Prüfung  nahezulegen ;  in  den  meisten 
Fällen  wird  das  Gericht  ihm  auch  entsprechen.  Eine  Pflicht 
hierzu  festzulegen  erscheint  überflüssig.  Die  Hauptfrage  hinsicht- 
lich der  Zulässigkeit  der  experimentellen  Zeugenprüfung  scheint 
diejenige  zu  sein,  inwieweit  für  den  Zeugen  eine  Pflicht  besteht, 
sich  einer  solchen  Prüfung  zu  unterwerfen.  Marbe  sieht  eine 
solche  Pflicht  ohne  weiteres  als  Ausfluß  der  Zeugnispflicht  an. 
In  dieser  Beziehung  könnten  allerdings  Bedenken  obwalten,  da 
sich  eine  Zeugnispflicht  ihrem  Begriffe  nach  zunächst  und  un- 
mittelbar nur  auf  die  in  Frage  stehenden  Tatsachen  erstreckt. 
Es  dürfte  sich  daher  in  legislatorischer  Hinsicht  die  Aufnahme 
von  Bestimmungen,  die  die  Zeugnispflicht  auch  auf  dieses  Gebiet 
ausdehnen,  in  die  Zivil-,  Straf-  und  Verwaltungsprozeßvorschriften 
empfehlen. 

Von  großer  Bedeutung  für  die  Staatstätigkeit  sind  die  Aus- 
führungen Marbes  in  bezug  auf  die  Feststellung  von  Aussage- 
fehlern. Mitunter  ist  in  solchen  Fällen  die  Gleichförmigkeit  des 
psychischen  Geschehens,  die  sich  z.  B.  in  der  Vorliebe  für  gewisse 
Zahlen,  Farben  usw.,  in  der  Vorliebe,  auf  bestimmte  Worte  mit 
bestimmten  anderen  Worten  (Reizwort-Reaktionswort)  zu  ant- 
worten, zu  berücksichtigen.  Diese  Gleichförmigkeit  kann  durch 
wechselseitige  Suggestion  noch  gesteigert  werden.  Man  wird 
daher  unter  Umständen  trotz  der  Uebereinstimmung  mehrerer 
Aussagen  aus  jenem  psychologischen  Grunde  einer  einzigen  ab- 
weichenden Aussage,  wenn  z.  B.  der  Aussagende  infolge  seiner 
Bewußtseinslage  jenem  Vorgange  eine  besondere  Aufmerksam- 
keit schenkte,  folgen  können.  Aehnljches  gilt  mit  Bezug  auf  die 
Neigung  einer  Person,  die  öfter  ein  gleichartiges  Erlebnis  hat, 
das  Vorhandensein  dieses  Ereignisses  auch  in  Fällen  anzunehmen, 
in  denen  es  nicht  vorlag.  Die  Erforschung  dieses  ganzen  Ge- 
bietes ist  allerdings  erst  in  den  Anfängen  begriff'en.  Es  ist  zu 
erwarten,  daß  die  Rechtspraxis  in  dieser  Richtung  von  der 
Psychologie  mannigfache  Anregungen  erhalten  wird.  Auch  das 
in   der  modernen  Zeit  in    den   Vordergrund  getretene  Gebiet  der 
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Hypnose  kann  für  die  Rechtspraxis,  evtl.  auch  in  legislatorischer 
Beziehung,  von  Bedeutung  werden.  Häufig  kann  nur  in  der 
Hypnose  eine  richtige  Wiedergabe  dessen,  was  in  der  Hypnose 
geschah,  erfolgen.  Eine  Hypnotisierung  von  Angeklagten,  Zeu- 
gen usw.  ist  jedoch  unzulässig,  nicht  aber  aus  den  von  Marbe 
angeführten  Gründen,  weil  der  Angeklagte  nicht  gezwungen 
werden  darf,  gegen  sich  selber  auszusagen,  und  weil  die  Zeugen 
in  der  Hypnose  keinen  Eid  leisten  können,  sondern  weil  keine 
positiven  Bestimmungen  die  Duldung  des  Zwanges,  dem  sich  der 
zu  Hypnotisierende  unterwerfen  muß,  gebieten. 

Die  Assoziationsmethode  zur  Erforschung  von  Tatbeständen 
besteht  darin,  daß  man  dem  Verdächtigen  bestimmte  Worte 
(Reizworte)  entgegenruft  mit  dem  Ersuchen,  auf  diese  Worte 
sogleich  mit  einem  anderen  Worte  (dem  Reaktionsworte)  zu  ant- 
worten. Wählt  man  nun  die  Reizworte  so,  daß  es  für  einen, 
der  die  Umstände  der  Tat  kennt,  naheliegt,  mit  Worten  zu 
antworten,  die  diesen  Umständen  entsprechen,  so  wird  sich  der 
Verdächtige,  wenn  er  der  Täter  ist,  leicht  durch  das  Antworten 
mit  solchen  Worten  verraten.  Auf  diese  Weise  sind  in  der  Tat 
des  öfteren  Verbrechen  entdeckt  worden.  Allerdings  wird  der 
schlaue  Verbrecher  hier  einen  bewußten  Widerstand  durch  Ant- 
worten mit  einem  einzigen  bestimmten  Wort  oder  anderen  Worten 
leisten.  Doch  bedingt  dies  eine  Verlängerung  der  sog.  Assoziations- 
zeit (der  Zeit  zwischen  dem  Hören  des  Reizworts  und  dem  Aus- 
sprechen des  Reaktionswortes),  die  gleichfalls  für  die  Tatbestands- 
diagnostik von  Bedeutung  werden  kann.  Immerhin  wird  man 
außer  den  von  Marbe  angeführten  Momenten,  die  eine  sehr  vor- 
sichtige Verwertung  von  Ergebnissen  eines  Associationsversuches 
verlangt,  auch  die  Gleichförmigkeit  des  psychischen  Geschehens  an- 
führen können;  denn  diese  kann  es  bewirken,  daß  wegen  der 
Neigung,  auf  bestimmte  Worte  mit  anderen  bestimmten  Worten 
zu  reagieren,  ein  unschuldiger  Verdächtiger  sich  noch  mehr  ver- 
dächtigt. 

Für  manche  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens  sind  allgemeine 
Intelligenzprüfungen  von  Bedeutung,  insbesondere  für  solche  Per- 
sonen, deren  geistige  Fähigkeiten  das  normale  Maß  nicht  zu  er- 
reichen scheinen.  Marbe  hebt  mit  Recht  hervor,  daß  solche 
Prüfungen  für  die  individuelle  Behandlung  von  Schülern  wichtig 
sein,  evtl.  zur  Einordnung  Schwachbegabter  Kinder  in  Hilfsschulen 
verwendet  werden  können.    Hauptmann  Meyer  hält  die  Intelligenz- 
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Prüfungen  auch  bei  der  militärischen  Aushebung  für  wertvoll. 
Der  Zusammenhang  zwischen  geistiger  Minderwertigkeit  und 
Kriminalität  kann  die  Vornahme  von  Intelligenzprüfungen  zweck- 
mäßig erscheinen  lassen,  damit  für  die  Geistesschwachen  recht- 
zeitig vorbeugende  Maßnahmen  (eine  besondere  Erziehung)  ge- 
troffen werden  können.  Endlich  erfordert  die  Feststellung  der 
strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  oft  eine  besondere  Prüfung 
der  Intelligenz  des  Beschuldigten,  besonders  wenn  es  sich  um 
einen  Jugendlichen  handelt,  bei  dem  nach  den  Vorschriften  des 
Strafgesetzbuchs  die  Frage  geprüft  werden  muß,  ob  er  die  zur 
Erkenntnis  der  Strafbarkeit  seiner  Handlung  erforderliche  Ein- 
sicht besessen  hat. 

Von  den  Verfahrensarten  bei  der  Intelligenzprüfung  gibt 
Marbe  eine  ausführliche  Uebersicht. 

Die  Kombinationsmethode  besteht  darin,  daß  Texte  mit  aus- 
gelassenen Stellen  vorgelegt  werden,  die  von  dem  zu  Prüfenden 
ergänzt  werden  sollen.  Aehnlich  ist  die  Methode,  bei  welcher 
die  Aufgabe  gestellt  wird,  zwei  Begriffe  (z.  B.  Kälte-Eis)  durch 
einen  Satz  in  einen  logischen  Zusammenhang  zu  bringen.  Man 
wird  Marbe  darin  beipflichten  können,  daß  diese  Methoden  einen 
zu  einseitigen  Charakter  haben,  als  daß  aus  ihnen  ein  Gesamt- 
bild über  die  Intelligenz  eines  Menschen  gewonnen  werden  könnte. 
Ein  umfassenderes  System,  das  abgestufte  Testsystem,  haben  der 
französische  Psycholog  Bijiet  und  der  Arzt  Simon  aufgestellt. 
Für  jedes  Lebensalter  der  Schulkinder  haben  sie  Normaltests 
aufgestellt,  d.  h.  Verzeichnisse  von  Fragen,  die  ein  normal  be- 
gabtes Kind  des  betreffenden  Alters  beantworten  können  muß. 
Marbe  wünscht,  daß  in  den  Schulen  Intelligenzprüfungen  vorge- 
nommen und  nach  dem  Ergebnis  Testzeugnisse  ausgestellt  wer- 
den. Daß  der  Richter  solche  Prüfungen  vornimmt,  hält  Marbe 
nicht  für  zweckmäßig,  jedoch  wohl  mit  Unrecht.  Der  Jurist 
wird  leicht  imstande  sein,  durch  Fragen,  die  nach  Lage  des 
Falles  geeignet  erscheinen,  sich  ein  Bild  von  den  geistigen  Fähig- 
keiten des  Vernommenen  zu  machen  und  bei  psychologischer 
Schulung  neben  allgemeiner  Menschenkenntnis  auch  etwaige 
Simulationsversuche  erkennen.  Wenn  übrigens  Marbe  auf  Grund 
seiner  Versuche  zu  dem  Resultat  gekommen  ist,  daß  die  Mehr- 
heit der  Kinder  erst  mit  dem  15.  Lebensjahre  ein  ethisches 
Empfinden  erlange,  so  dürfte  diese  Meinung  darauf  zurückzu- 
führen sein,  dafi  Marbe  eine  zu  umfassende  Kenntnis  dessen,  was 
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sittlich  gut  und  sittlich  böse  ist,  von  den  Kindern  verlangt.  Eine 
solche  kann  naturgemäß  erst  das  Ergebnis  einer  längeren  sorg- 
fältigen Erziehung  sein  ;  ganz  elementare  sittliche  Begriffe  finden 
sich  bei  der  Mehrheit  der  Kinder  wohl  zweifellos  in  viel  früheren 
Jahren.  Der  Vorentwurf  für  das  neue  Reichsstrafgesetzbuch  sieht 
wichtige  Erziehungs-  und  Besserungsmaßnahmen  für  jugendliche 
Verbrecher  vor,  deren  Strafmündigkeit  übrigens  erst  mit  dem 
14.  Lebensjahre  beginnen  soll  (gegenwärtig  ist  die  Grenze  das 
12.  Lebensjahr).  Wenn  es  in  solchen  Fällen  zweifelhaft  werden 
wird,  ob  eine  Besserungsmaßnahme  oder  eine  Strafe  am  Platze 
ist,  werden  Intelligenzprüfungen  entscheidend  sein  können.  Ein 
weiteres  Anwendungsgebiet  für  diese  werden  die  Fälle  darstellen, 
in  denen  wegen  verminderter  Zurechnungsfähigkeit  auf  eine  leichtere 
Strafe  erkannt  werden  muß.  Während  nämlich  bisher  die  ver- 
minderte Zurechnungsfähigkeit  nur  innerhalb  des  für  die  einzelnen 
Delikte  festgelegten  Strafrahmens  berücksichtigt  werden  konnte, 
enthält  der  Vorentwurf  eine  Bestimmung,  nach  welcher  bei  ver- 
minderter freier  Willensbestimmung  infolge  von  Geisteskrankheit, 
Blödsinn  oder  Bewußtlosigkeit  die  Versuchsstrafe  verhängt  wer- 
den soll. 

§  g.     Die  Rechtskraft. 

Der  Rechtskraltbegriff  wird  im  allgemeinen  in  Verbindung 
mit  richterlichen  Entscheidungen  gebraucht.  Rechtskräftig  ist 
diejenige  richterliche  Entscheidung,  die  nicht  mehr  durch  ein 
anderes  Staatsorgan  umgestoßen  werden  kann.  Die  richterliche 
Staatstätigkeit  besteht  in  der  verbindlichen  Feststellung  b  e- 
stehender  Pflichten,  sei  es  allgemein  geltender,  sei  es  der  zum 
Handeln  namens  der  Gemeinschaft  individuell  berufenen  Personen; 
der  Richterspruch  kann  also  sowohl  Pflichten  des  privaten  wie 
des  öffentlichen  Rechts  betreffen.  Er  stellt  im  Einzelfalle  ver- 
bindlich fest,  welche  Pflichten  einer  oder  mehreren  Personen  in 
Ansehung  eines  bestimmten  Verhältnisses  kraft  der  bestehenden 
Rechtsordnung  obliegen  oder  obgelegen  haben  oder  obliegen 
werden,  hinsichtlich  früher  bestandener  Pflichten  evtl.  auch,  ob  diese 
Pflichten  von  dem  Verpflichteten  erfüllt  sind  oder  nicht,  und 
welche  Folgen  sich  hieran  in  bezug  auf  die  Pflichten  des  Ver- 
pflichteten oder  dritter  ergeben.  Diese  Tätigkeit  besteht  in  einer 
Denkoperation  und  ist  von  jeder  Zweckmäßigkeitserwägung  unab- 
hängig.    Insofern  die   richterliche  Tätigkeit  die  autoritative  Fest- 
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Stellung  bestehender  Rechtspflichten  ist,  enthält  sie  auch  einen 
Befehl  zu  ihrer  Erfüllung.  Diesem  Befehl  ist  Folge  zu  geben, 
sofern  auf  die  gebotene  Handlung  nicht  von  Seiten  des  an  ihr 
Interessierten  verzichtet  werden  kann  und  verzichtet  wird.  Die 
Feststellung  der  Verpflichtung  wird  endgültig  erst  nach  Beendigung 
des  Instanzenzuges,  vor  seiner  Beendigung  kann  ihre  Erfüllung 
aus  Sicherungsgründen  geboten  sein  mit  der  Maßgabe,  daß  die 
bewirkte  Leistung  zurückgewährt  wird,  die  getroffenen  Maßnahmen 
aufgehoben  werden,  wenn  die  übergeordnete  Instanz  den  Richter- 
spruch aufhebt  oder  abändert. 

In  der  Aufhebung  oder  Abänderung  liegt  keineswegs  immer 
die  Feststellung,  daß  der  vorinstanzliche  Richterspruch  ein  fehler- 
hafter Staatsakt  gewesen  sei.  Die  dem  Vorderrichter  bekannten 
unter  die  Rechtsnorm  zu  subsummierenden  Tatumstände  können 
seinen  Spruch  durchaus  rechtfertigen,  und  wenn  er  trotz  gewissen- 
hafter Pflichterfüllung  weitere  Tatumstände  nicht  ermitteln  konnte 
oder  durfte  (das  letzte  z.  B.  deshalb,  weil  er  an  das  Parteivor- 
bringen gebunden  war),  so  ist  sein  Spruch  trotz  späterer  Auf- 
hebung oder  Abänderung  ein  fehlerloser. 

Ist  der  Spruch  der  letzten  Instanz  mit  Mängeln  behaftet,  so 
ist  er  logisch  überhaupt  kein  Staatsakt,  da  als  ein  solcher  nur 
diejein'ge  Handlung  einer  individuell  zum  Handeln  namens  der 
Gemeinschaft  berufenen  Person  anzusehen  ist,  die  den  Amts- 
pflichten, der  Zuständigkeit  dieser  Person,  entspricht.  Der  Grund- 
satz, daß  gewissen  mit  unwesentlichen  Fehlern  behafteten  Hand- 
lungen der  Staatsorgane  die  vollen  oder  wesentlichen  Wirkungen 
fehlerloser  Staatsakte  beigelegt  werden,  hat  auch  in  Bezug  auf 
die  Rechtskraft  vielfach  dazu  geführt,  daß  die  endgültige  Ver- 
bindlichkeit richterlicher  Sentenzen  der  letzten  Instanz  oder  der- 
jenigen Urteilsinstanz ,  gegen  deren  Entscheidung  nicht  form- 
gerecht ein  Rechtsmittel  eingelegt  ist,  anerkannt  wird,  sofern 
nicht  innerhalb  einer  bestimmten  Frist  ein  formeller  Antrag  eines 
Interessierten  bei  der  zuständigen  Staatsbehörde  eingeht,  durch 
den  bestimmte  Mängel  gerügt  werden,  die  sich  als  tatsächlich 
gegeben  herausstellen.  In  Fällen,  in  denen  solche  Mängel  vor- 
gelegen haben,  kann  man  wegen  der  rechtlichen  Möglichkeit  der 
Aufhebung  des  Richterspruches  von  seiner  Rechtskraft  erst 
sprechen,  nachdem  die  für  diesen  Antrag  (z.  B.  die  Nichtigkeits- 
oder Restitutionsklage)  bestimmte  Frist  abgelaufen  ist,  ohne  daß 
ein  formgerechter  Aufhebungsantrag  eingereicht  worden  ist.    Ganz 
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schwere  Mängel  (z.  B.  die  Unterlassung  der  Verkündung  eines 
schriftlich  aufgesetzten  Zivilurteils)  bewirken,  daß  die  Entschei- 
dung für  den  betreffenden  Fall  als  nicht  erlassen  angesehen  wer- 
den muß.  Einen  mit  so  schweren  Fehlern  behafteten  Staatsakt 
sieht  das  Recht  als  nicht  vorhanden  an.  Hier  kann  naturgemäß 
auch  keine  Rechtskraft  eintreten. 

Freilich  wird  auch  hier  der  nach  dem  mit  Mängeln  behafteten 
Spruche  als  verpflichtet  Angesprochene  zur  Verhinderung  nach- 
teiliger Folgen  entsprechende  Anträge  stellen  müssen,  da  trotz 
dieser  Mängel  die  formellen  Voraussetzungen  für  das  Einschreiten 
anderer  Staatsorgane  (z.  B.  die  Exekutivbeamten)  gegeben  sein 
können. 

Der  autoritative  Charakter  des  Namens  der  Gemeinschaft 
abgegebenen  Richterspruches  und  die^  Möglichkeit  seiner  Auf- 
hebung oder  Aenderung  bis  zum  Eintritt  der  Rechtskraft  bringt 
es  mit  sich,  daß  der  Urteilende  selbst,  sofern  er  ein  formelles 
Urteil  spricht,  von  seiner  Sentenz  —  auch  bei  späterer  richtiger 
Erkenntnis,  daß  sie  unrichtig  abgegeben  ist  —  nicht  abgehen 
darf.  Dagegen  ist  die  Sentenz  nicht  für  alle  Staatsorgane  mit 
Ausnahme  der  übergeordneten  Instanzen  bindend,  auch  nachdem 
sie  rechtskräftig   geworden  ist. 

So  sehr  eine  solche  Verbindlichkeit  auch  im  Interesse  der 
Einheitlichkeit  der  Staatsfunktionen  geboten  sein  mag,  sie  ist 
doch,  sofern  andere  Behörden  in  der  gleichen  Sache  nach  einer 
anderen  Richtung  hin  tätig  zu  werden  haben,  nicht  allgemein  als 
gegeben  zu  betrachten.  Sonst  bedürfte  es  auch  nicht  der  Auf- 
nahme von  Sonderbestimmungen,  die  diese  Bindung  aussprechen 
(z.  B.  des  §  36  des  Militärhinterbliebenengesetzes   v.   17.   5.  1907). 

Diese  Frage  wird  in  der  Theorie  der  absoluten  Rechtskraft, 
worunter  man  die  von  Amts  wegen  zu  berücksichtigende  Unab- 
änderlichkeit einer  richterlichen  Entscheidung  versteht  (vgl.  Tezne}% 
Die  deutschen  Theorien  der  Verwaltungsrechtspfiege  1901,  S.  32  ff.), 
in  dieser  Allgemeinheit  nicht  behandelt;  man  spricht  hier  in  der 
Regel  nur  von  der  Bindung  von  Behörden  derselben  Art, 
die  in  derselben  Frage  nach  derselben  Richtung  tätig  zu  werden 
haben,  in  der  eine  Behörde  bereits  tätig  gewesen  ist,  an  die 
bereits  erlassene  Entscheidung.  Die  allgemeine  Fassung  des  Be- 
griffs der  richterlichen  Tätigkeit  als  der  autoritativen  Feststellung 
bestehender  Pflichten,  die  eine  Fülle  von  Verwaltungsakten,  auch 
soweit  sie  nicht  von  den  Verwaltungsgerichten  ausgehen,    in  die 
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richterliche  Staatstätigkeit    einbezieht,    eröffnet    hier    ein    weites, 
bisher  nicht  durchforschtes  Gebiet  der  Rechtskraftlehre. 

Während  die  richterliche  Tätigkeit  die  Feststellung  bestehen- 
der Pflichten  oder  die  Feststellung,  daß  gewisse  Pflichten  nicht 
bestehen,  ist,  werden  durch  andere  Staatsakte  Pflichten  geschaffen 
oder  bestehende  Pflichten  beseitigt.  Diese  pflichtenschaffende 
Tätigkeit  der  Staatsorgane  ist  aus  folgendem  Grunde  geboten. 
Gewisse  Pflichten  sind  schwieriger  zu  erkennen,  anderen  möchte 
sich  mancher  gern  entziehen.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  sie 
eintreten  sollen,  muß  daher  einem  ihre  Voraussetzungen  genau 
kennenden  Staatsorgan,  dessen  autoritativer  Befehl  strengen  Ge- 
horsam heischt,  überlassen  bleiben.  Analoges  gilt  von  der 
Pflichtenlösung.  Wenn  gewisse  Handlungen  geboten  und  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  nicht  geboten  sein  sollen,  so  wird 
mancher  geneigt  sein,  aus  persönlichem  Interesse  in  Fällen,  die 
ihn.  angehen,  die  Voraussetzungen  für  die  Ausnahme  von  dem 
Rechtsgebot  als  gegeben  anzusehen,  obwohl  sie  nicht  gegeben 
sind,  und  andere  werden  ihre  Pflicht  mit  Berufung  auf  die  Aus- 
nahmebestimmung böswillig  unterlassen.  In  gewissen  Fällen,  in 
denen  eine  ausnahmsweise  Befreiung  von  reiner  U  nt  er  lassungs- 
pflicht  eintreten  darf  (z.  B.  durch  eine  Konzession),  würde 
wiederum  der  einzelne  leicht  gut-  oder  bösgläubig  seine  Unter- 
lassungspflicht unter  Berufung  auf  die  Ausnahmebestimmung  über- 
treten. Dazu  kommen  noch  einzelne  Spezialzwecke,  z.  B.  der 
Zweck,  daß  die  Ausnahmeschaffung  publik  werde,  weshalb  sie 
öfter  in  einer  Urkunde  verbrieft  wird,  oder  der  Zweck,  daß  bei 
der  ausnahmsweisen  Lösung  -von  einer  Pflicht  eine  ausgleichende 
Gebühr  erhoben  wird,  usw. 

Andere  solcher  ausnahmsweise  eintretenden  Pflichten  werden 
nicht  in  der  Befehlsform  geschaffen,  sondern  (z.  B.  beim  Ab- 
schlüsse von  Verträgen  des  einzelnen  mit  dem  Staate)  auf  Grund 
freiwilligen  Erbietens  einer  Privatperson,  deren  besondere  Pflichten 
durch  Willenseinigung  und  Erklärung  dieser  Einigung  seitens  des 
zuständigen  Staatsorgans  geschaffen  werden.  Hier  pflegt  für  den 
Staat  die  Verpflichtung  eines  Organs  zu  einer  Gegenleistung  zu 
entstehen,  wie  auch  in  anderen  Fällen,  in  denen  jemand  für  die 
Gemeinschaft  besondere  Leistungen  zu  bewirken,  besondere  Opfer 
zu  bringen  verpflichtet  wird,  für  bestimmte  Staatsorgane  die  Ver- 
pflichtung entsteht,  ihn  zu  entschädigen. 

Bezüglich     einiger    dieser    nichtrichterlichen    Staatsakte    hält 
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man  die  Anwendung  der  oben  angeführten  Grundsätze  von  der 
Rechtskraft  für  geboten.  So  wird  z.  B.  vom  österreichischen 
Verwakungsgerichtshofe  der  Widerruf  einer  Konzession  von  Be- 
triebsanlagen, abgesehen  von  einem  Widerrufsvorbehalt  in  der 
Konzession  selbst,  selbst  dann  nicht  für  zulässig  erachtet,  wenn 
Rücksichten  des  Gemeinwohles  die  fernere  Benutzung  der  An- 
lage nicht  gestatten  sollten.  Dies  wird  damit  begründet,  daß 
die  Konzession  ein  Vermögensrecht  ihres  Inhabers  darstelle.  Die 
Behörden  seien  daher  bei  einer  Gefährdung  der  Oeffentlichkeit 
durch  die  konzessionierte  Anlage  auf  den  Weg  der  Expropriation 
angewiesen ;  der  Schutz  des  Eigentums  werde  jedem  wohler- 
worbenen Rechte  zuteil  (vgl.  Fezner,  Das  Rechtskraftproblem  im 
Verwaltungsrechte,  im  Verwaltungsarchiv  Bd.  19,  S.  137).  Daß 
dieses  Ergebnis  nicht  befriedigt,  ist  schon  öfters  hervorgehoben 
worden.  Ob  im  Einzelfalle  der  Widerruf  einer  Konzession  unter 
den  erwähnten  Voraussetzungen  ohne  weiteres  (auch  ohne  Ent- 
schädigung) zulässig  ist,  wird  nach  dem  konkreten  auf  das  Rechts- 
verhältnis anzuwendenden  Recht  zu  beurteilen  sein.  Für  die  all- 
gemeine Rechtsbetrachtung  kommt  hier  folgender  Gesichtspunkt 
in  Frage:  Jede  Konzession  ist  ihrem  Wesen  nach  eine  ausnahms- 
weise Lösung  von  einer  Unterlassungspflicht.  Diese  Lösung  er- 
folgt, wenn  auch  nach  allgemein  festgelegten  Gesichtspunkten, 
für  einzelne  konkrete  Fälle,  in  denen  ihre  Voraussetzungen  ver- 
wirklicht sind.  Schon  dieser  Ausnahmecharakter  der  Konzession 
(wie  auch  sonstiger  Ermächtigungen,  der  Dispensationen  usw.) 
spricht  dafür,  daß  die  Beseitigungsmöglichkeit  der  Ausnahme  als 
solcher  zugunsten  der  Regel  gegeben  sein  muß,  wenn  die  Vor- 
aussetzungen für  die  Schaffung  der  Ausnahme  nicht  mehr  be- 
stehen. Das  verlangt  das  Recht,  das  durch  seine  Regeln  nach 
einer  gleichartigen  Behandlung  gleichartiger  Fälle  strebt.  In 
dem  erwähnten  Falle  der  Gefährdung  der  Oeffentlichkeit  durch 
eine  konzessionierte  Anlage  dürfte  sich  die  Möglichkeit,  den 
gefahrdrohenden  Zustand  zu  beseitigen,  nach  dem  Recht  der 
modernen  Staaten  vielfach  aus  den  durch  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung  gegebenen  Zuständigkeiten  der  Polizei  ergeben.  Doch 
wird  man  in  den  bestehenden  Rechtsordnungen  vielfach  die  Zu- 
ständigkeit zum  Widerruf  einer  Konzession  usw.  auch  durch  die 
konzessionierende  Behörde  nachweisen  können.  Gegen  die  Wider- 
rufsmöglichkeit in  manchen  Fällen  könnte  der  Umstand  sprechen, 
daß  gewisse  Staatsakte    verwandter    Art    ausdrücklich  als  wider- 
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rufliche  erfolgen.  Aber  abgesehen  von  allgemeinen  gegen  das 
argumentum  e  contrario  zu  erhebenden  Bedenken  ist  für  diesen 
Spezialfall  zu  bemerken,  daß  schon  wegen  der  zeitlichen  Ver- 
schiedenheiten beim  Erlasse  der  verschiedenen  Rechtsbestimmungen, 
der  Verschiedenartigkeit  der  Zwecke,  die  mit  ihnen  verfolgt  wer- 
den, nicht  zweifelsfrei  daraus,  daß  eine  Rechtsnorm  die  ausdrück- 
lich widerrufliche  Ausnahmeschaffung  anordnet,  geschlossen  wer- 
den kann,  daß  eine  Rechtsnorm,  die  dies  nicht  tut,  die  Schaffung 
der  Ausnahme  für  unwiderruflich  ansehen  will.  Man  wird  viel- 
mehr im  Zweifel  wegen  des  Ausnahmecharakters  der  Konzessionen 
usw.  aus  dem  oben  erwähnten  Grunde  ihre  Widerruflichkeit  an- 
nehmen können,  wenn  die  Voraussetzungen  für  ihre  Schaffung 
fortgefallen  sind. 

Anders  verhält  es  sich  beim  Fortbestehen  der  ursprünglich 
gegebenen  Voraussetzungen.  Wenn  hier  z.  B.  neue  Zweckmäßig- 
keitserwägungen die  Beseitigung  der  Ausnahme  zu  fordern  scheinen, 
so  pflegt  die  Rechtspraxis,  die  auch  zur  Geltung  entsprechender 
ungeschriebener  Rechtsnormen  geführt  hat,  hier  einen  Widerruf 
nicht  zuzulassen.  Selbst  wenn  bei  richtiger  Würdigung  des  ge- 
gebenen Tatbestandes  die  Schaffung  der  Ausnahme,  die  im  Falle 
ihrer  Zweckmäßigkeit  geboten  ist,  nicht  am  Platze  gewesen  ist, 
weil  sie  unzweckmäßig  war,  pflegt  man  diesem  objektiv  fehler- 
haften Staatsakt  die  vollen  Wirkungen  des  fehlerlosen  zuzu- 
schreiben, da  Zweckmäßigkeitserwägungen  zu  sehr  verschiedenen 
Ergebnissen  führen  können  und  dieser  Umstand  die  erforderliche 
Rechtssicherheit  nicht  beeinträchtigen  soll.  Wer  im  Vertrauen 
auf  die  Rechtswirksamkeit  einer  nach  Zweckmäßigkeitsrücksichten 
erteilten  Erlaubnis  Maßnahmen  getroffen  hat,  die  für  seine  Lage 
von  wesentlicher  Bedeutung  sind,  soll  in  diesem  Vertrauen  nicht 
getäuscht  werden,  wenn  das  die  Erlaubnis  erteilende  Organ  oder 
ein  anderes  Organ  nachträglich  auf  Grund  anderer  Zweckmäßig- 
keitsrücksichten zu  einem  anderen  Ergebnisse  kommt. 

Anders,  wenn  die  Erlaubnis  aus  Zweckmäßigkeitsrücksichten 
versagt  worden  ist.  Hier  fällt  das  Moment  der  Schädigung  in- 
folge Vertrauens  auf  die  Rechtswirksamkeit  eines  Staatsaktes 
fort.  Es  steht  daher  nach  geltendem  Recht  in  der  Regel  nichts 
entgegen,  daß  das  zuständige  Staatsorgan  auf  Grund  eines  neuen 
Antrages  oder,  wo  dies  geboten,  auch  von  Amts  wegen  die 
zuerst  verweigerte  Erlaubnis  erteilt.  Was  die  Aufhebung  und 
Abänderung    von  Staatsakten    betrifft,    so    pflegt  allerdings  auch 
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bei  der  Erteilung  von  Erlaubnissen,  Dispensen  usw.  auf  Grund 
von  Zweckmäßigkeitsrücksichten  die  Möglichkeit  für  das  über- 
geordnete Organ  zu  bestehen,  diese  Erteilung  von  Amts  wegen 
oder  auf  Antrag  zu  widerrufen,  wie  denn  überhaupt  bei  den 
pflichterzeugenden  und  pflichtlösenden  Staatsakten  das  Einschrei- 
ten übergeordneter  Staatsorgane  und  das  ius  devolutionis  eine 
viel  wichtigere  Rolle  spielt  als  bei  den  pflichtfeststellenden  Lagen 
ausdrücklich  verlangte,  wesentliche,  von  Zweckmäßigkeitser- 
wägungen unabhängige  Voraussetzungen  für  eine  erteilte  Er- 
laubnis usw.  nicht  vor,  so  kann  der  Staatsakt  als  ein  mit  wesent- 
lichen Mängeln  behafteter  evtl.  als  nichtig  angesehen  werden. 

Aehnliches  gilt  für  die  Schaffung  von  Pflichten  in  Einzel- 
fällen durch  hierzu  zuständige  Staatsorgane.  Hier  pflegt  man  die 
Möglichkeit,  die  im  Einzelfalle  durch  ein  Staatsorgan  geschaffene 
Pflicht  wieder  aufzuheben,  wenn  sich  herausstellt,  daß  die  für 
die  Schaffung  der  Pflicht  gegebenen  Voraussetzungen  nicht  vor- 
gelegen haben  oder  fortgefallen  sind,  nicht  anzuzweifeln,  weil 
diese  Pflichtenlösung  nicht  gegen  das  Einzelinteresse  des  Ver- 
pflichteten verstößt.  Dieser  Umstand  zeigt,  daß  man  in  diesen 
Fragen  vom  Einzelinteresse  auszugehen  pflegt,  obgleich  die  Rechts- 
betrachtung die  Einzel  pfl  i  cht  und  das  G  e  sam  tinteresse  in  den 
Vordergrund  stellen  sollte.  Die  Möglichkeit  der  Aufhebung  einer 
solchen  im  Einzelfalle  geschaffenen  Pflicht  ist,  soweit  sie  nach 
bestehendem  Recht  gegeben  ist,  aus  dem  Grundsatze  zu  erklären, 
daß  die  Rechtsregel  möglichst  dort  Anwendung  finden  muß,  wo 
die  Voraussetzungen  für  eine  ausnahmsweise  andere  Behandlung 
eines  Falles  fehlen  oder  fortfallen. 

Naturgemäß  muß  in  F'ällen,  in  denen  eine  Spezialpflicht  auf 
Grund  einer  in  einem  besonderen  Verfahren  festgestellten  Tat- 
sache geschaffen  ist  (z.  B.  die  Verpflichtung,  sich  auf  Grund 
einer  strafrechtlichen  Verurteilung  verhaften  zu  lassen),  die  Vor- 
aussetzung für  die  Aufhebung  dieser  Pflicht  in  der  Regel  in  einem 
gleichen  Verfahren  festgestellt  werden,  das  die  Garantie  für  ein 
richtiges  Ergebnis  in  einer  so  wichtigen  Frage\  bietet.  Doch 
gibt  es  aus  bestimmten  Gründen  auch  Ausnahmen  von  dieser 
Regel. 

Der  Begriff  der  Rechtskraft  spielt  wegen  des  Prinzips  der 
Super-  und  Subordination  der  staatlichen  Organe  und  des  weiten 
Umfanges  der  staatlichen  Kontrolle  im  Rechtsleben  eine  wichtige 
Rolle,   so    daß    legislatorisch    seine  Festlegung   in  den  Fällen,    in 
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denen    die    Entgültigkeit     einer    Pflichtenfeststellung,     -Schaffung 
oder  -lösung  zweifelhaft  ist,  dringend  erwünscht  erscheint. 

Auf  anderen  Gebieten  staatlicher  Tätigkeit  als  denen  der 
Pflichtenfeststellung,  -Schaffung  und  -lösung  pflegt  man  den  Be- 
griff der  Rechtskraft  nicht  anzuwenden.  Doch  wird  man  ihn  vom 
Standpunkte  der  Systematisierung  zweckmäßiger  so  weit  fassen, 
daß  darunter  die  Unanfechtbarkeit  irgendeiner  behördlichen  Maß- 
nahme, z.  B.  auch  des  Beschlusses,  ein  Amtsgebäude  zu  errichten, 
eine  bestimmte  Person  als  Beamten  anzustellen  usw.,  verstanden 
wird.  Die  im  staatlichen  Recht  allgemein  vorhandene  Beamten- 
organisation mit  der  Zuständigkeit  der  höchsten  zentralen  Organe, 
zahlreiche  Obliegenheiten  der  untergeordneten  Organe  selbst  in 
die  Hand  zu  nehmen,  bringt  es  mit  sich,  daß  in  diesen  Angelegen- 
heiten für  denjenigen,  der  an  einem  Amtsgeschäfte  interessiert 
ist  oder  zu  sein  behauptet,  oder  auch  auf  Antrag  cuiusvis  ex 
populo  ein  Instanzenweg  bis  zu  den  höchsten  Organen  gegeben 
ist.  Dazu  kommt  das  Rechtsmittelverfahren  in  den  Fällen,  in 
denen  es  nur  auf  Antrag  bestimmter  interessierter  Privatpersonen 
oder  auf  Antrag  eines  Staatsorganes  Platz  greift.  Wenngleich  in 
der  Regel  nur  in  den  Fällen,  in  denen  eine  Kollegialentscheidung 
oder  sonstiger  Kollegialbeschluß  vorliegt,  das  Rechtsmittel  an 
gewisse  Formen  und  Fristen  gebunden  ist  (eine  Ausnahme  ist 
z.  B.  das  amtsgerichtliche  Zivilverfahren),  ist  auch  diejenige 
behördliche  Maßnahme,  die  von  Amts  wegen  oder  auf  formlosen 
Antrag  hin  durch  ein  übergeordnetes  Organ  oder  sonstwie  auf- 
gehoben oder  abgeändert  werden  kann,  als  noch  nicht  rechtskräftig 
zu  erachten. 
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DRUCKSACHEN  UND  ZEITUNGEN. 

Von 

GUSTAV  KRÄMER  in  Tübingen. 

Mängel  des  jetzigen  Zustande  s. 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Erörterung,  daß  die  Bestimmungen 
der  Post  über  die  Drucksachen  einer  anderen  Regelung  bedürftig 
sind.  Diese  Erkenntnis  hat  sich  schon  lange  Bahn  gebrochen, 
ohne  daß  man  Mittel  und  Wege  gefunden  hätte,  Abhilfe  zu 
schaffen.  Im  Gegenteil :  in  kurzer  Zeit  folgen  sich  Bestimmungen, 
die  für  neu  auftauchende  Besonderheiten  zu  treffen  sind,  oder 
solche,  die  zugunsten  dieser  oder  jener  Bevölkerungsschicht  ge- 
troffen werden,  oder  auch  Verfügungen,  durch  welche  Ueber- 
griffe  abgewiesen  werden.  So  ist  es  kein  Wunder,  daß  nicht 
wenige  Beamte  außerstande  sind,  sich  durch  das  Labyrinth  der 
Drucksachenvorschriften  ^)  durchzuarbeiten  und  daß  mitunter 
auch  unrichtige  Auslegungen  vorkommen.  Daß  dies  für  den 
Betriebsdienst  sehr  störend  und  nachteilig  wirkt,  ist  keine  Frage. 
Da  die  Entscheidung  darüber,  ob  Drucksachen  den  Bestimmungen 
entsprechen,  in  erster  Linie  der  Aufgabepostanstalt  zusteht  und 
eine  Beanstandung  unterwegs  oder  am  Bestimmungsorte  nur  er- 
folgen soll,  wenn  ein  offenbares  Versehen  vorliegt,  so  tritt  an- 
gesichts der  Tatsache,  daß  nicht  alle  Drucksachen  am  Aufgabe- 
orte nachgeprüft  werden  können  und  daß  diese  Nachprüfung  bei 
der  nicht  selten  mangelhaften  Kenntnis  der  einschlägigen  Vor- 
schriften seitens  des  prüfenden  Beamten  in  vielen  Fällen  nur  un- 
zureichend erfolgt,  eine  Rechtsungleichheit  ein.  Dies  ist  der 
schwerste  Vorwurf,  der  gegen  die  geltende  Regelung  zu  erheben 
ist.      Diese  Rechtsungleichheit    führt    zur  Rechtsunsicherheit    und 


i)  Vom  Postamt   13  in  Leipzig    wurde    vor    einiger  Zeit    ein  Merkzettel  aus- 
gegeben, der  allein  für  Bücherzettel  29  zu  beachtende  Punkte  enthält. 
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verführt  zur  Umgehung  der  Vorschriften.  Wenn  in  bezug  auf 
die  Steuerzahlung  es  Staatsbürger  gibt,  die  ein  weites  Gewissen 
haben,  so  noch  viel  mehr,  wenn  es  sich  um  die  Bezahlung  von 
Postgebühren  handelt.  Wie  oft  kommt  es  nicht  vor,  daß  jemand 
eine  mit  Nachgebühr  belegte  Drucksache  mit  dem  Bemerken  zu- 
rückbringt, daß  er  schon  viele  dieser  Art  empfangen  habe,  ohne 
daß  Nachgebühr  erhoben  worden  sei  und  diese  Behauptung  durch 
Belege  beweist.  Oder  er  ist  selbst  in  der  Lage,  eine  Druck- 
sache abzusenden  und  erhält  sie  mit  dem  Vermerk  der  Unzu- 
lässigkeit zurück,  was  zu  Weiterungen  führt,  wenn  er  durch  emp- 
fangene Drucksachen  gleicher  Art  den  Gegenbeweis  antreten 
kann.  Solche  Unzuträglichkeiten  werden  bei  allen  Versendungen 
von  Waren  vorkommen,  bei  denen  der  Inhalt  für  die  Tarifierung 
von  Bedeutung  ist,  wie  z.  B.  beim  Versand  von  frischem  Gemüse 
als  Stückgut  im  Bahnverkehr  oder  bei  gewissen  Wagenladungs- 
gütern. Bei  den  letzteren  kann  aber  der  Inhalt  leicht  nach- 
geprüft werden,  bei  den  ersteren  ist  eine  Inhaltsangabe  auf  dem 
Frachtbrief  erforderlich  und  es  scheut  doch  mancher  vor  einer 
Unwahrheit  zurück,  wenn  er  dies  offen  bekennen  muß.  Ueber- 
dies  spielen  derartige  Versendungen  bei  der  Eisenbahn  keine 
große  Rolle,  anders  verhält  es  sich  mit  den  Drucksachen  bei  der  Post. 
Ein  zweiter  Uebelstand  ist  der,  daß  die  Gebührenvergünsti- 
gungen der  Drucksachen  vorzugsweise  nur  gewissen  Bevölke- 
rungsschichten und  zwar  in  erster  Linie  denjenigen,  die  die  Ge- 
bühren am  ehesten  tragen  und  überwälzen  können,  nämlich  dem 
Handel  und  der  Industrie  zugute  kommen.  Zwar  wird  wohl  ein- 
geworfen, daß  die  Drucksachen  die  weiteste  Verbreitung  und  daß 
alle  Bevölkerungsschichten  daran  teil  hätten,  aber  dies  ist  viel- 
leicht nur  am  Neujahrstage  der  Fall.  Sehen  wir  die  Drucksachen- 
vorschriften daraufhin  an,  so  finden  wir,  daß  das  Papier-,  Zeitungs- 
und Buchgewerbe  (Ansichtskartenindustrie)  am  stärksten  vertreten 
ist,  dahin  gehören  die  Bestimmungen  des  Drucksachenparagraphen 
der  Postordnung  1)  unter  I,  II,  VII,  X,  i,  4,  ii,  12,  14;  dem  Handel 
und  der  Industrie  dienen  die  Bestimmungen  unter  X,  7,  8 ;  der 
Rhederei  und  der  Schiffahrt  unter  X,  9;  der  staatlichen  Versiche- 
rung unter  X,  15  und  16;  den  allgemeinen  Bedürfnissen  endlich 
die  Bestimmungen  unter  X,  i  —  3,  5,  6,  10,  13  und  14.  Ist  es 
mithin  vielfach  vom  Zufall  abhängig,  wer  von  den  bestehenden 
oder  neuaufkommenden  Ausnahmebestimmungen  den  Vorteil  hat, 

l)   Ausgabe  vom  22.  Dezember    1921. 
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SO  beschränkt  sich  diese  Erscheinung  nicht  auf  Deutschland  allein, 
sondern  umfaßt  das  ganze  Gebiet  des  Weltpostvereins.  Es  ist 
belehrend,  darüber  die  Verhandlungen  des  Madrider  Weltpost- 
kongresses zu  verfolgen. 

Verhandlungen  des  Madrider  Kongresses. 

Für  den  Drucksachenparagraphen  des  Weltpostvertrags  lagen 
folgende  Anträge  vor.  VorT  der  Schweiz :  dem  Art.  XVII,  i 
beizufügen :  kinematographische  Film  und  am  Schluß  dieser  Ziffer 
statt  20  »mehrere«,  weiter  bei  3b:  »Osterkarten«  und  neben 
Glückwünsche  auch  »Grüße«.  Aegypten  wünscht  die  Beifügung 
von  5  Worten  auf  alle  mit  Bildschmuek  versehenen  Karten  aus- 
zudehnen, und  wird  darin  von  Luxemburg  unterstützt;  die  Nie- 
derlande wünschen  noch  die  Angabe  der  Stunde  bei  g  und  h, 
ferner  bei  den  Lichtbildern  (i)  eine  handschriftliche  Bezeichnung 
der  Darstellung  in  höchstens  5  Worten  u.  a.  m.  Der  schweize- 
rische Vertreter  begründet  die  Beifügung  des  Wortes  »Grüße« 
(bei  Neujahrskarten)  damit,  daß  hiedurch  manche  Meinungsver- 
schiedenheiten hintan  gehalten  würden.  Luxemburg  bringt  für 
seinen  Antrag  vor,  daß  das  Publikum  es  nicht  verstehe,  welcher 
Unterschied  zwischen  der  Zulassung  gerade  bei  den  Weihnachts- 
und Neujahrskarten  und  der  Verweigerung  bei  den  anderen  Karten 
vorhanden  sei.  Daraus  ergäben  sich  fortgesetzte  Beschwerden 
seitens  der  Absender  und  Empfänger  ^). 

Bei  der  Beratung  schlägt  Frankreich  eine  neue  Fassung 
des  Drucksachenparagraphen  vor,  in  welchem  die  Bücherzettel 
weggelassen  sind  und  gibt  dazu  die  folgende  Begründung: 
>Es  erscheint  zweckmäßig,  die  handschriftlichen  Vermerke,  die 
auf  den  Drucksachen  angebracht  werden  können,  auf  das  Not- 
wendigste zu  beschränken,  damit  es  den  Postbeamten  möglich 
gemacht  wird,  die  richtige  Frankierung  nachzuprüfen  und  die 
Mißbräuche  abzustellen,  die  bei  den  jetzigen  sehr  verwickelten 
Bestimmungen  Platz  greifen.  Trotzdem  schlägt  es  vor,  bei  b  zu 
setzen  statt  5  Worte  mit  guten  Wünschen  »höchstens  5  Worte 
der  Mitteilung«  (was  eine  Erweiterung  nach  der  Richtung  der 
persönlichen  Mitteilung  bedeutet  hätte),  dagegen  wollte  es  die 
Widmung  in    den    Büchern    auf   den  Verfasser  und  Herausgeber 


l)  Documents  du  Congres  postal  de  Madrid,  Bd.   I  S.   114/6. 
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beschränken    und    ebenso  untersagen,    daß  eine  Rechnung  beige- 
fügt wird  ^). 

In  einer  späteren  Sitzung  gibt  der  ungarische  Vertreter  fol- 
gende Erklärung  ab:  ;>In  der  Ausführung  der  Gründe  für  ihre 
Vorschläge  legt  die  französische  Verwaltung  Wert  darauf,  die 
handschriftlichen  Zusätze  auf  das  Notwendigste  zu  beschränken. 
Diese  Anschauung  ist  nicht  nur  begründet,  ja  sie  ist  vielmehr 
mit  den  Grundsätzen  übereinstimmend,  die  seit  der  Einführung 
eines  ermäßigten  Tarifs  für  die  Drucksachen  jeder  Art  auf- 
gestellt worden  sind.  Man  hatte  dabei  die  Absicht,  die  Ver- 
sendung von  Gegenständen  allgemeinen  Interesses,  wie  auch  von 
Druckerzeugnissen,  die,  obwohl  nicht  der  erwähnten  Art  ange- 
hörig, wenigstens  der  Post  auf  einmal  in  großer  Zahl  und  mit 
dem  gleichen  Inhalt  übergeben  werden,  zu  ermöglichen.  Indessen 
hat  man  in  früheren  Kongressen  diesen  Grundsatz  immer  mehr 
erweitert,  indem  man  jedesmal  neue  Ausnahmen  zuließ,  deren 
Zahl  schon  jetzt  die  Möglichkeit  einer  Nachprüfung  im  Augen- 
blicke der  Auflieferung  empfindlich  beeinträchtigt.  Einen  Teil 
dieser  Ausnahmen  hat  uns  so  sehr  den  charakteristischen  Kenn- 
zeichen einer  persönlichen  Mitteilung  näher  gebracht,  daß  sie 
beständig  zu  Mißbräuchen  seitens  des  Publikums  Anlaß  geben. 
Die  ungarische  Vertretung  spricht  sich  deshalb  gegen  jede  neue  Aus- 
nahme für  die  Drucksachen  aus,  indem  sie  sich  gleichzeitig  auf 
den  finanziellen  Standpunkt  stellt,  der  ihr  in  diesem  Augenblick 
von  entscheidender  Bedeutung  zu  sein  scheint.«  Die  Aufnahme 
der  kinematographischen  Films  wird  dann  im  Hinblick  auf  die 
Feuergefährlichkeit  abgelehnt.  Der  belgische  und  der  deutsche 
Vertreter  weisen  im  weiteren  Verlaufe  darauf  hin,  daß  die  fran- 
zösischen Vorschläge  zu  weit  in  der  Verweigerung  von  Vorteilen 
gehen,  an  die  sich  das  Publikum  gewöhnt  habe,  diese  Einschrän- 
kungen seien  um  so  weniger  angebracht,  als  man  daran  gehe, 
die  Tarife  zu  erhöhen 2). 

Im  ferneren  Verlaufe  gelingt  es  dem  deutschen  Vertreter,  die 
Wiederaufnahme  der  Bestimmung  über  die  Bücherzettel  durch- 
zusetzen;   ebenso  hat    der  mexikanische  Vertreter    mit    der    Ein- 


i)  A.  a.  O.  S.  6oi  bis  623.  Zur  Begründung  des  Zusatzes  »Cinq  mots  de 
correspondances«  führt  der  franz.  Vertreter  an,  daß  bei  den  vielerlei  zulässigen 
Sprachen  es  schwer  halte,  zu  unterscheiden,  ob  die  zugestandenen  5  Worte  im 
gegebenen  Fall  eine  persönliche  Mitteilung  enthalten  oder  nicht. 

2)  A.   a.  O.  Bd.  II  S.  244/5. 
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Schaltung;      »Karte     mit     Bildschmuck«      (cartes     illustrees)     Er- 
folgi). 

Aus  dem  Verlaufe  der  Sitzungen  ist  zu  entnehmen,  daß,  ob- 
wohl die  Vertreter  sich  bemühen,  den  Drucksachenparagraphen 
von  allen  nicht  hergehörigen  Zutaten  freizuhalten,  die  Verhält- 
nisse sich  schließlich  doch  stärker  erweisen. 

Ursachen  der  Mängel. 

Es  erhebt  sich  bei  dieser  Sachlage  die  Frage,  was  ist  zu 
tun,  um  den  aufgekommenen  Mißständen  abzuhelfen.  Sie  haben 
ihre  Quelle  zweifellos  in  dem  Umstand,  daß  bei  einem  großen 
Teil  der  Briefpostsendungen  neben  der  Form  (offene  Versendung) 
der  Inhalt  eine  wesentliche  Rolle  spielt.  Die  Möglichkeit,  diese 
verschiedenerlei  Zulassungen  und  die  äußeren  Formen  in  mancher- 
lei Vereinigungen  zusammenzufassen,  hat  die  Folge,  daß  die  Fülle 
der  daraus  entstehenden  Einzelfälle  unübersehbar  ist,  auch  nach- 
dem man  sich  darauf  beschränkt  hat,  den  Stoff  der  Versen- 
dungsgegenstände auf  Papier,  Pergament  und  Steifpapier  zu  be- 
schränken. 

Begriffsbestimmung  der  Drucksache. 

Die  Schwierigkeit,  alle  zugelassenen  Dinge  unter  eine  ein- 
heitliche Benennung  zu  bringen,  hat  es  mit  sich  gebracht,  daß 
man  vermied,  den  Begriff  der  Drucksache  festzulegen  und  so  be- 
schränkt man  sich  darauf,  im  Weltpostvertrag  am  Eingang  des 
Art.  XVII  zu  sagen:  Als  Drucksachen  sind  anzusehen  usw.,  dem 
dann  die  Aufzählung  der  zugelassenen  Gegenstände  nachfolgt. 
Gleicherweise  lautet  der  Eingang  des  §  7  der  deutschen  Post- 
ordnung vom  22.  12.  21  :  Als  Drucksache  gegen  die  ermäßigte 
Taxe  werden  zugelassen  usw.  Es  wäre  aber  irrig  anzunehmen, 
daß  in  den  bezeichneten  Artikeln  und  Paragraphen  nun  alle  Be- 
stimmungen, die  für  die  Drucksachen  gelten,  restlos  zusammen- 
gefaßt sind.  In  der  deutschen  Postordnung  ist  noch  wesentlich 
der  §  2,  II  und  III,  worin  gesagt  ist,  daß  auf  der  Außenseite  der 
Briefsendungen  weitere  Angaben,  die  nicht  die  Eigenschaft  einer 
brieflichen  Mitteilung  haben  und  Abbildungen  zulässig  seien  und 
ferner,    daß    auf    der    linken  Seite   der  Aufschriftseite  der  Druck- 


i)  A.  a.  O.  Bd.  II  S.  802.     Uebrigens    ist    diese  Erweiterung    nicht    in    den 
Vertragstext  übergegangen. 
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Sachen  in  Kartenform  mechanisch  vervielfältigte  Angaben  jeder 
Art  angebracht  werden  dürfen.  Ebenso  enthält  der  Art.  6  des 
Weltpostvertrags  noch  nähere  Bestimmung  über  die  Drucksachen 
und  der  Schluß  des  Artikels  das  Verbot  des  Versands  entwerteter 
und  nichtentwerteter  Wertzeichen  gegen  die  ermäßigte  Taxe. 
Die  Nichtbeachtung  dieser  Besonderheiten  hat  schon  zu  mancher 
Fehlentscheidung  geführt. 

Man  könnte  versucht  sein,  den  Begriff  der  Drucksachen  als 
Mitteilungen  allgemeiner  Art,  die  für  einen  weiteren  Kreis  be- 
stimmt, in  größerer  Anzahl  durch  Druck  —  oder  ein  diesem 
gleichzustellenden  Verfahren  auf  Papier  oder  ähnlichem  Stoff 
vervielfältigt  sind  und  im  übrigen  den  von  der  Postverwaltung 
gestellten  Anforderungen  in  bezug  auf  Form,  Verpackung  und 
Außenseite  entsprechen,  zu  fassen.  Das  Wesentliche  ist  die  Form 
und  der  Inhalt,  die  aber  ursprünglich  nur  verlangt  ist,  um  den 
Inhalt  zu  prüfen,  der  als  Gedrucktes  sich  an  ein  größeres  Publi- 
kum wendet.  Doch  ist  man  bei  Gedrucktem  nicht  stehen  geblie- 
ben, da  im  Lauf  der  Zeit  noch  mancherlei  Dinge  als  Druck- 
sache zugelassen  wurden,  die  nur  in  loser  Beziehung  hierzu 
stehen. 

Entstehung  und   Entwicklung    d  e  r  D  r  u  c  ks  a  c  h  e  n 
im  Postverkehr. 

Es  liegt  die  Annahme  nahe,  daß  die  Einführung  der  Druck- 
sache in  den  Verkehr  von  der  Versendung  der  Zeitungen,  all- 
gemeiner Nachrichten,  ihren  Ausgangspunkt  nahm.  In  einer 
württembergischen  Verfügung  vom  2.  Juni  18 14,  durch  welche 
neue  Posttarife  eingeführt  wurden,  ist  über  die  Versendung 
von  Briefpostgegenständen  gegen  die  ermäßigte  Taxe  folgen- 
des bestimmt:  »Druckschriften,  die  nicht  eingebunden,  das  Ge- 
wicht von  I  Pfund  nicht  übersteigen  und  mit  einem  Kreuz- 
band versehen  sind,  können  mit  der  Briefpost  versendet  werden, 
und  für  solche  ist  die  Hälfte  der  Taxe  des  einfachen  Briefes  und 
für  das  weitere  Gewicht  nur  der  vierte  Teil  des  auf  ihr  Gewicht 
fallenden  Briefportos  mit  Ergänzung  eines  vollen  Kreuzes,  wo  ein 
Bruch  sich  ergibt,  zu  bezahlen.  Dergleichen  Versendungen  müssen 
aber  sogleich  bei  der  Aufgabe  frankiert  werden.  Desgleichen  ist 
für  Warenmuster,  welche  einfachen  Briefen  auf  erkennbare  Weise 
angeschlossen  sind,    die  Taxe    des  einfachen  Briefes  und  für  das 
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weitere  Gewicht  wie  bei  Drucksachen  nur  der  vierte  Teil  des 
auf  ihr  Gewicht  fallenden  Briefportos  zu  bezahlen«  '). 

In  einer  Verfügung  von  1837^)  heißt  es:  Für  gedruckte 
Cirkularien,  Preiscourante,  Anzeigen  und  Empfehlungsschreiben, 
uneingebundene  Drucksachen  (Broschüren),  sowie  für  Zeitungen 
und  Journale  soll  nur  der  vierte  Teil  des  auf  ihr  Gewicht  fallen- 
den Briefportos  erhoben  werden,  vorausgesetzt  jedoch,  daß  solche 
Sendungen  unter  Kreuzband  aufgegeben,  außer  der  Adresse  nichts 
Geschriebenes  enthalten  und  bei  der  Aufgabe  vollständig  frankiert 
werden.  Im  Jahre  1839  wurden  dann  noch  die  Korrekturbogen 
der  Schriftsteller  und  Buchdrucker,  wenn  solche  außer  den  schrift- 
lichen Abänderungen,  die  die  Korrektur  betreffen,  nichts  anderes 
Geschriebenes  enthalten,  als  Drucksachen  zugelassen. 

In  der  Posttransportordnung  für  Württemberg  vom  i.  Juli 
1861  wurde  bestimmt:  P'ür  Kreuz- oder  Streifbandsendungen  wird 
im  Falle  der  Vorausbezahlung  und  der  vorschriftsmäßigen  Be- 
schaffenheit ohne  Unterschied  der  Entfernung  der  gleichmäßige 
Satz  von  i  Kr.  bis  zum  Gewicht  von  i  Lot  und  ferner  für  je 
I  Lot,  sonst  aber  das  gewöhnliche  Briefporto  erhoben.  Solche 
Sendungen  werden  nur  bis  zum  Gewicht  von  V2  Pfund  ^j  ein- 
schließlich angenommen.  Es  folgen  dann  schon  hier  die  Aus- 
nahmen des  Durchdrucks  und  der  Kopiermaschine ;  die  weiteren 
Bestimmungen  enthalten  Anordnungen,  die  im  wesentlichen  fast 
wörtlich  auch  heute  noch  gelten;  nur  solche  betr.  schriftliche  Zusätze 
irgendwelcher  Art  mit  Ausnahme  der  Unterschrift  des  oder  der  Ab- 
sender finden  sich  nicht,  auch  darf  noch  kein  Manuskript  der 
Korrektur  beigefügt  werden.  Der  Warenprobe  ist  noch  der  Brief 
angehängt. 

Der  Berner  Vertrag,  welchem  ein  P2ntwurf  der  deutschen 
Postverwaltung  zugrunde  liegt,  enthält  als  Zulassung:  l.  die  Unter- 
schrift des  Absenders  und  der  Tag  der  Absendung,  2.  die  Zu- 
eignung des  Verfassers,  3.  das  Anstreichen  von  Stellen,  die  Preis- 
vermerke aus  Kurszettel  und  Preislisten  der  Börsen  und  Märkte, 
4.  Aenderungen  bei  Probebogen. 

Innerer  Verkehr  der  Vereinsländer. 

Die  Entwicklung,  welche  auf  Grund  des  allgemeinen  Ver- 
trags die  Vorschriften    über    die  Drucksachen    genommen  haben, 

1)  Reg.Bl.  von  Württemberg  von   1814,  Beil.  zu  Nr.  30. 

2)  Reg.Bl.  von   1837,  S.   282, 

3)  250  g. 
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ist  ziemlich  verschieden,  es  spielen  dabei  die  Gewohnheiten  der 
Bevölkerung,  die  in  den  einzelnen  Ländern  hervortretenden  be- 
sonderen Bedürfnisse  und  sich  geltend  machenden  Belange  eine 
gewichtige  Rolle  ^).  Man  kann  deutlich  verschiedene  Kreise  der 
Weiterbildung  wahrnehmen :  erstlich  diejenigen  Länder,  die  im 
wesentlichen  die  Bestimmungen  des  Weltpostvertrags  auch  im 
innern  Verkehr  anwenden,  2.  diejenigen,  welche  in  der  Richtung 
auf  Erweiterung  nach  dem  offenen  Brief  hin  begriffen  sind  und 
endlich  die  Länder  des  Angelsachsentums  und  Japan,  die  eine 
eigene  Einteilung  besitzen.  Zu  der  zweiten  Gruppe  gehören 
Frankreich,  Belgien,  Luxemburg  und  in  gewissem  Sinne  (Ge- 
schäftspapiere) auch  Italien.  Belgien  und  Luxemburg  lassen  die 
Versendung  von  Besuchskarten  mit  irgend  einem  geschrie- 
benen Inhalt  unter  Postkartentaxe  zu;  Frankreich  durch  Schreib- 
maschine vervielfältigte  Schriftstücke,  wenn  eine  gewisse  Anzahl 
davon  (ohne  Angabe  der  Menge)  gleichlautend  hergestellt  ist  und 
eingeliefert  werden,  auch  eine  Angabe  darüber  in  der  Aufschrift 
der  Sendung  erfolgt.  Letzteres  kennt  auch  Drucksachen  (Zirku- 
lare und  Prospekte),  die  ohne  Aufschrift  an  die  Postanstalten 
zum  Verteilen  gerichtet  sind  -). 

England  und  seine  Kolonien,  die  Vereinigten  Staaten  und 
Japan  haben  eine  andere  Einteilung  der  Briefpostsendungen.  Eng- 
land kennt  nur  Briefe,  Postkarten  und  Halfpennypakete.  Mit  den 
letzteren  können  auch  ausgefüllte  Vordrucke,  Geburtstagskarten, 
Prüfungsarbeiten,  mit  Schreibmaschine  hergestellte  Schriftstücke, 
wenn  mindestens  20  gleichlautende  Stücke  am  Schalter  aufge- 
liefert werden,  überhaupt  alle  erdenklichen  Dinge,  die  sonst  zu 
den  Geschäftspapieren  im  weiteren  Sinne  zählen,  aufgeliefert 
werden,  vorausgesetzt,  daß  sie  nicht  die  Eigenschaft  einer  brief- 
lichen Mitteilung  haben.  Warenproben  kennt  die  britische  Post- 
verwaltung nicht. 

Die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  teilen  die  Brief- 
postgegenstände in  vier  Klassen  ein:  die  erste  umfaßt  die  verschlos- 
senen Briefe  und  Postkarten  (in  Kanada  zählen  hiezu  auch  offene 
und  geschlossene  Geschäftspapiere;  Japan  hat  für  Briefe  und  Post- 
karten zwei  Klassen,  sonst  decken  sich  die  Klassen  im  allgemeinen 


1)  Sieblist,  Die  Post  im  Auslande,   4.   Aufl.    1909. 

2)  Solche  aufschriftslose  Reklamen    wurden  früher  auch  von  den  Privatstadt- 
posten in  Deutschland  befördert. 
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mit  denen  der  Vereinigten  Staaten);  die  zweite  Klasse  begreift  in 
sich  die  Zeitungen,  die  bei  dem  Generalpostamt  eingetragen  sind; 
die  dritte  umfaßt  die  übrigen  Zeitungen  und  Drucksachen, 
es  zählen  dahin  aber  auch  die  Päckchen  mit  Sämereien  (in  Kanada 
ebenso  die  Warenproben);  in  der  vierten  Klasse  können  so- 
dann allerlei  Waren  verschickt  werden.  Die  Sendungen  in  der 
zweiten  bis  vierten  Klasse  müssen  offen  sein,  so  daß  ihr  Inhalt 
leicht  geprüft  werden  kann,  auch  darf  kein  Brief  beigefügt  sein; 
sie  sind  auf  das  Gewicht  von  4  Pfund,  in  Kanada  auf  5  Pfund  ^), 
beschränkt.  Die  australischen  Kolonien  kennen  nur  Briefe,  Post- 
karten, Zeitungen  und  offene  Bücherpostpakete  (packets),  mittels 
deren  nicht  nur  Druckschriften  sondern  auch  Warenproben  (bis 
zu  I  Pfund)  und  sonstige  Waren  bis  zu  5  Pfund  versandt  werden 
können.  Der  Tarif  ist  je  nach  dem  Inhalt,  der  in  der  Aufschrift 
angegeben  sein  muß,  verschieden,  auch  die  Versendung  von  Zirku- 
laren lediglich  mit  der  Aufschrift  des  Haushalters  ist  gestattet. 
(Siehe  Tabelle  S.  493.) 

Statistik. 

So  hat  sich  die  Einrichtung  und  V^erschickung  der  Briefpost- 
sendungen auch  unter  der  Herrschaft  des  Weltpostvereins  ver- 
schieden ausgebildet.  Wie  sich  diese  Einteilung  ausgewirkt  hat, 
ist  der  hiernach  abgedruckten  Statistik  zu  entnehmen ,  die 
leider  lückenhaft  ausfallen  mußte,  weil  namentlich  Amerika  fehlt 
und  von  den  Jahren  1919  und  1920  nur  für  wenig  Länder  Nach- 
weise vorliegen.  In  den  Spalten  9  und  lo  sind  die  Prozentanteile 
der  offenen  Briefsendungen  im  Verhältnis  zu  der  Gesamtzahl  der 
Sendungen  verzeichnet    und    außerdem    ist    das    Anteilsverhältnis 


i)  4  Pfd.  =:  1812  g,  5  Pfd.  =  2265  g.  Auch  bei  dieser  Einteilung 
konnten  Mißbräuche  nicht  vermieden  werden.  In  der  Union  postale  (1910  S.  7) 
wird  über  Maßnahmen  berichtet,  die  gegen  die  Versendung  von  Anzeigeblättern  in 
der  KI.  II  gerichtet  sind.  Es  wurde  bestimmt,  daß  der  Bezug  der  gegen  den 
billigeren  Tarif  zu  befördernden  Zeitungen  je  nach  der  Häufigkeit  des  Erscheinens 
binnen  3  — 12  Monaten  vom  Bezieher  erneuert  sein  muß  und  daß  das  Gewicht  der 
Probenummern  10%  des  Jahresgewichts  der  durch  die  Post  für  die  wirklichen 
Bezieher  beförderten  Zeitungen  nicht  übersteigen  darf.  Infolge  dieser  Maßregel 
ging  das  Gewicht  der  II.  Kl.-Sachen  schon  im  ersten  Halbjahr  um  i8,i  Millionen  Pfund 
zurück.  Auf  die  I.  Kl.  entfielen  12,81%  des  Gewichts  und  75,74%  der  Gebühren- 
einnahme, auf  die  II.  Kl.  63,91%  des  Gew.,  5,1  %  der  Geb.E.,  auf  die  III.  Kl. 
14,61%  und  14,63%  auf  die  IV.  Kl.  4,79%  und  4,44%.  Portofrei  wurden  be- 
fördert 3,88%  des  Gewichts. 
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der  Drucksachen  ausgeschieden.  Dabei  fällt  auf,  daß  in  den  Ländern, 
die  einen  Zeitungsbezug  durch  die  Post  nicht  kennen,  wie  die 
Niederlande,  Belgien  und  Italien,  bis  zu  ^U  der  Briefe  als  offen 
versandt  werden,  und  daß  mehr  als  die  Hälfte  der  Briefsendungen 
auf  Drucksachen  entfällt.  Einzig  und  allein  Großbritannien  macht 
eine  Ausnahme,  weil  dort  ein  großer  Teil  der  Zeitungen  mit  der 
Bahn  befördert  wird,  die  deshalb  die  Statistik  nicht  enthält;  um 
so  mehr  ist  zu  bedauern,  daß  von  den  englischen  Kolonien  und 
den  Vereinigten  Staaten  keine  derartige  Statistik  vorliegt.  Lehr- 
reich ist  die  Statistik  von  Japan,  bei  dem  der  Versand  der  offe- 
nen Briefe  in  Gestalt  von  Postkarten  überwiegend  ist,  und  das 
trotzdem  einen  erheblichen  Ueberschuß  beim  Postbetriebe  auf- 
weist. In  Frankreich  fällt  die  erhebliche  Zahl  der  Geschäfts- 
papiere auf,  die  sonst  nur  eine  untergeordnete  Rolle  spielen. 
Immerhin  ist  beim  Vergleiche  vorsichtig  zu  verfahren,  da  die 
Aufstellung  der  Statistik  und  das  Endergebnis  in  den  verschie- 
denen Ländern  nicht  überall  gleich  genau  ist. 

Einteilung  der  Briefpost. 

Die  Briefpost  wird  nach  der  Form,  dem  Inhalt  und  der  Auf- 
schrift eingeteilt  werden  können,  wozu  dann  noch  die  Art  der 
Beförderung  und  Zustellung,  sowie  die  sonstigen  Bestimmungen 
des  Absenders  über  Sicherung  treten  (Einschreiben,  Rückschein). 

Nach  der  Form  unterscheidet  man  verschlossene  und  offene 
Briefsendungen,  letztere  noch  in  der  Richtung,  ob  unter  Umschlag 
oder  als  Karte.  Mit  der  Einführung  der  Postkarte  hat  der  offene 
Brief  seinen  eigentlichen  Einzug  bei  der  Post  gehalten,  nachdem 
die  Kreuzbandsendung  und  das  Warenmuster  vorher  nur  so  neben- 
bei gelaufen  sind.  Rechtlich  fallen  Postkarte,  Drucksache,  Ge- 
schäftspapier, Mischsendung  und  Warenprobe  unter  den  Begriff 
des  offenen  Briefes  *),  wie  dies  auch  die  deutsche  Postordnung 
vom  22.  Dezbr.  192 1  in  §  i  ausspricht.  Nach  dem  Inhalt  wer- 
den die  Sendungen  jetzt  schon  unterschieden;  die  Unterscheidung 
nach  der  Aufschrift  ist  kaum  versucht  worden. 

Die  Einteilung  nach  der  Art  der  Beförderung,  ob  eilig  oder 
nichteilig  und  der  Zustellung  (durch  Eilbote,  nicht  bei  Nacht, 
nicht  an  Sonntagen,  eigenhändig),  könnte  u.  U.  in  mancherlei 
Weise  zum  Ausdruck  gebracht  werden. 


l)  So  auch  Aschenl>orn,  Postgesetz  S.  36. 
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Es  war  vielleicht  ein  Verhängnis,  daß  bei  der  Briefpost  der 
Inhalt  neben  der  Form  als  Ausgangspunkt  für  die  Tarifgestaltung 
genommen  wurde.  Ursprünglich  aus  dem  Zeitungsversand  und 
aus  dem  Bestreben  hervorgegangen,  der  Industrie  bei  der  Ver- 
sendung an  sich  wertloser  Muster  und  von  Anpreisungen,  welche 
sonst  unterblieben  wären,  wenn  sie  nicht  billigere  Tarife  bekom- 
men hätte,  Erleichterung  zu  verschaffen,  wurde  es  versäumt,  bei 
der  Ermäßigung  der  Tarife  für  Briefe  die  Besonderheiten  soweit 
als  möglich  zu  beseitigen. 

In  der  Lage,  in  der  sich  Deutschland  befindet,  die  der  eines 
Mannes  gleicht,  der  in  dem  Augenblick,  da  er  den  Lohn  für 
seine  Tätigkeit  und  für  seine  Aufwendungen  erhält,  den  Bedarf 
für  seinen  ferneren  Lebensunterhalt  und  für  seine  weitere  Tätig- 
keit wegen  des  inzwischen  eingetretenen  Sinkens  des  Geldwerts 
nicht  zu  decken  vermag,  bei  der  Zwangslage,  in  der  es  sich  bei 
dem  übermäßigen  Druck  von  außen  befindet,  wäre  es  unverant- 
wortlich. Versuche  anzustellen,  deren  Erfolg  äußerst  ungewiß 
wäre,  abgesehen  davon,  daß  sie  sich  nicht  einseitig  durchführen 
ließen.  Zu  einem  solchen  Versuch  gehört  gegenwärtig  die  Ein- 
führung der  Tarifierung  nach  geschlossenen  und  offenen  Briefen^). 
Wenn  England  und  seine  Kolonien,  sowie  die  Vereinigten  Staaten 
und  Japan  eine  andere  Einteilung  versucht  haben,  jedoch  ohne 
daß  Mitteilungen  persönlicher  Art  zugelassen  sind,  so  haben  die 
letzteren  innerhalb  der  offenen  Sendungen  Taxabstufungen  bei- 
behalten, die  den  Zusammenhang  mit  den  Bestimmungen  des 
Weltpostvereins  verbürgen,  auch  ist  bei  den  Halfpennypaketen 
Englands  die  geringe  Gewichtsgrenze  hervorzuheben.  Bei  den 
günstigen  Geldverhältnissen  dieser  Staaten  ist  es  möglich,  niedrige 
Einheitsgebühren  zu  erheben,  so  daß  auch  Mißbräuche  geldlich 
nicht  sehr  ins  Gewicht  fallen.  Daß  vielleicht  in  der  Zukunft  das 
Ziel  der  Einteilung  der  Briefpost  in  geschlossene  und  offene  Briefe, 
dem,  wie  wir  gesehen  haben,  auch  andere  Staaten  zustreben,  viel- 
leicht noch  mit  der  Unterscheidung  nach  eiliger  und  nichteiliger 
Beförderung,  welche  Absicht  lediglich  durch  entsprechende  Frei- 
machung seitens  des  Absenders  zum  Ausdruck  zu  bringen  wäre, 
verfolgt  werden  könnte,  liegt  nicht  außer  dem  Bereiche  der  Mög- 


l)  Kohler,  Die  ermäßigten  Briefportotarife  für  Drucksachen  i.  Annalen  des 
Deutschen  Reichs  1914.  Heft  4.  Zu  vgl.  hiezu  auch  Württ.  Verkehrszeitg.  1903 
S,  90  und  Deutsche  Verkehrszeitg.  S.    23  v.    1921. 

Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissensch.     1923.     4-  33 
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lichkeit.     Jedenfalls    würden    dabei   viele   Uebelstände    wegfallen, 
an  denen  die  jetzige  Einteilung  krankt. 

Briefgebühren. 

Aus  der  nachfolgenden  Gegenüberstellung  der  in  verschie- 
denen Staaten  zur  Erhebung  kommenden  Gebühren  für  die  Brief- 
postsendungen im  innern  Verkehr  ^)  ergibt  sich  ohne  weiteres  der 
große  Unterschied  in  den  Geldverhältnissen  der  hauptsächlichsten 
Länder.  Schlimmer  als  der  niedere  Stand  des  deutschen  Wert- 
messers, der  Mark,  der  aus  dieser  Aufstellung  zu  entnehmen  ist, 
ist  dessen  fortgesetztes  Schwanken,  das  so  viele  unwirtschaftliche 
Ausgaben  (es  sei  nur  an  die  fortgesetzten  neuen  Festsetzungen 
der  Verkehrs-  und  Lohntarife  erinnert),  nötig  macht  ^).  Es 
ist  klar  ersichtlich,  aus  welchen  Ursachen  der  ungeheure  Fehl- 
betrag entspringt,  mit  dem  die  Postverwaltung  fortwährend  zu 
kämpfen  hat.     (Siehe  Tabelle  S.  497.) 

Grundsätze  für  die  Tarifgestaltung. 

Bei  der  Tarifgestaltung  für  den  Briefverkehr  sind  zwar  in 
erster  Linie  die  Selbstkosten  zu  berücksichtigen,  aber  es  ist  auch 
die  wirtschaftliche  Seite  nicht  zu  vernachlässigen.  Nun  ist  die 
Sachlage  in  Deutschland  gegenwärtig  die,  daß  die  gebildeten 
Mittelschichten,  die  neben  der  Industrie  und  dem  Handel  den  größten 
Briefverkehr  unterhalten,  sich  finanziell  in  schlimmster  Lage  be- 
finden. Leidet  durch  die  ungeheuer  verteuerten  Personentarife 
der  Verkehr  mit  den  Familien,  mit  den  Freunden  und  Bekannten 
schon  jetzt  stark,  so  würde  er  vollends  ganz  unterbunden,  wenn 
die  Briefgebühr  nur  in  der  Höhe  der  Selbstkosten,  die  jetzt  minde- 
stens auf  5  Pfg.  Goldwährung  zu  veranschlagen  sind  ^),  mithin 
auf   etwa  400  M.  (Mitte    Februar    1923)  für    den    einfachen    Brief 


i)  Soweit  möglich,  sind  die  Tarife  auf  den  neuesten  Stand  gebracht.  Es 
kann  natürlich  nicht  gesagt  werden,  ob  dieselben  z.  Z.  noch  Gültigkeit  haben, 
doch  das  tut  nichts  zur  Sache. 

2)  In  dem  Augenblick,  da  diese  Zeilen  geschrieben  werden  steht  der  Dollar- 
kurs auf  8300  M.,  unterdessen  ist  der  Kurs  durch  den  Einbruch  der  Franzosen  in 
das  Ruhrgebiet  bis  zu  48  000  gestiegen  und  steht  Mitte  Februar  auf  28  500.  Die 
ausländischen  Gebührensätze  sind  deshalb  3-  bis  4fach  nach  deutschem  Geld  um- 
zurechnen, 

3)  Haaß  (Weltpostverein  und  Einheitsporto)  hat  sie  im  Jahr  1912  auf  3  Pf. 
berechnet,  S.    138;  zu  vgl.  auch   Ullrich,  Finanzen  der  Reichspost  S.  76. 


Drucksachen  und  Zeitungen. 
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festgesetzt  würde.  Welche  Werte  geistiger  und  gemütlicher  Art 
des  Volkslebens  dadurch  in  Mitleidenschaft  gezogen  würden, 
braucht  nur  angedeutet  zu  werden.  Die  Drucksachen  könnten 
unter  diesem  Gesichtspunkte  fast  eine  Erhöhung  besser  ertragen, 
so  daß  Adolf  Wagner  Recht  bekommen  könnte^).  Die  Tarife 
dürfen  nicht  so  erhöht  werden,  daß  der  Verkehr  totgeschlagen 
wird,  denn  viele  Einrichtungen  müssen  aufrecht  erhalten  und  be- 
zahlt werden,  ob  der  Verkehr  größer  oder  geringer  ist,  auch 
läßt  sich  der  Personalstand  nicht  von  einem  auf  den  anderen  Tag 
dem  Verkehr  anpassen,  abgesehen  davon,  daß  es  sich  dabei  viel- 
fach um  Festangestellte  handelt.  Auch  aus  diesem  Gesichtspunkt 
ist  die  Festlegung  (Stabilisierung)  der  Mark  dringend  notwendig. 
Der  Standpunkt,  der  bei  der  Aufstellung  der  Tarife  für  Druck- 
sachen, Warenproben  und  Geschäftspapiere  maßgebend  gewesen 
ist,  nämlich  einen  Verkehr  wachzurufen,  auf  den  sonst  die  Post 
nicht  rechnen  könnte,  weil  ja  doch  die  Einrichtungen  schon  vor- 
handen und  dadurch  viel  größere  Aufwendungen  für  denselben 
nicht  erforderlich  seien,  läßt  sich  unter  den  gegenwärtigen  finan- 
ziell schwierigen  Verhältnissen  nicht  mehr  aufrecht  erhalten.  Auch 
aus  anderen  Gesichtspunkten  ist,  wie  wir  gesehen  haben,  eine 
Erhöhung  begründet,  dies  um  so  mehr,  als  die  Nachprüfung  und 
die  damit  verbundenen  Geschäfte  der  Post  eigentlich  einen  grö- 
ßeren Aufwand  veranlaßt,  als  es  bei  Briefen  und  Postkarten  der 
Fall  ist.  Andererseits  hat  der  Tarif  unter  dem  für  verschlossene 
Briefe  für  die  ersten  Gewichtsstufen  zu  bleiben,  immerhin  werden 
die  Zeitungen  schon  wegen  der  geistigen  Belange  mit  einem 
niedrigeren  Tarife  anzusetzen  sein.  Gegenüber  den  Kosten  für 
Papier  und  Druck  spielen  heute  die  Postgebühren  bei  den  Druck- 
sachen eine  mehr  untergeordnete  Rolle,  so  daß  auch  bei  einer 
gewissen  Erhöhung  mit  einem  größeren  Nachlaß,  als  er  schon 
bisher  stattgefunden  hat,  nicht  zu  rechnen  ist. 

Vorschläge   über    andere  Einteilung  der  Briefe. 

Ein  beachtenswerter  Vorschlag  ist  in  einer  nicht  veröffent- 
lichten Studie  eines  österreichischen  Postbeamten  vorhanden,  der 
alle  Sendungen  die  unter  X,  4,  7,  11,  13  und  14  (wohl  auch 
15  und  16)  des  Drucksachenparagraphen  fallen,  unter  die  Ge- 
schäftspapiere einreihen,  die  Ziff.  X,  i  ganz  wegfallen  lassen  und 


l)  Haaß  a.  a.   O.,   S.    140. 
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für  die  verbleibenden  Ziffern  nur  offene  Karten  mit  Vordruck 
gelten  lassen  will,  die  leicht  geprüft  werden  können.  Die  Zif- 
fern X,  3,  5  und  6  würden  bestehen  bleiben.  Dadurch  wäre  zwar 
der  Drucksachenparagraph  von  Anhängseln  »gereinigt«,  wiewohl 
dann  nur  gewisse  Erwerbszweige  den  Vorteil  hätten  und  anderer- 
seits die  Bestimmungen  des  Weltpostvertrags  günstiger  wären. 
Auch  ist  zu  sagen,  daß  die  Anwendung  des  Paragraphen  für  Ge- 
schäftspapiere auf  die  Sendungen,  die  unter  X,  1 1  fallen,  wegen 
ihres  Gewichts  schon  jetzt  zum  überwiegenden  Teil  tatsächlich 
hiernach  zu  behandeln  sind.  So  bestechend  dieser  Vorschlag  er- 
scheint, so  hat  er  wohl  keine  Aussicht  auf  Verwirklichung,  weil 
er  nur  eine  Verschiebung  der  Drucksachen  nach  der  Seite  der 
Geschäftspapiere  bedeutet  und  das  Grundübel  nicht  erfaßt. 

Der  Vorschlag,  der  in  den  Blättern  für  Post  und  Telegraphie, 
Jahrgang  191 5  Nr.  24  und  den  folgenden  Nummern  gemacht  ist, 
nähert  sich  stark  den  offenen  Briefen  und  ist  aus  diesem  Grunde 
dem  obenerwähnten  Vorschlage  entgegengesetzt.  Er  dürfte  sich 
zur  Ausführung  schon  aus  dem  Grunde  nicht  eignen,  weil  er  nur 
noch  weiter  Unheil  anstiften  würde. 

In  diesem  Zusammenhang  sind  die  Verhandlungen  bemerkens- 
wert, die  wegen  der  Einteilung  der  Briefpost  und  über  die  Ge- 
schäftspapiere auf  dem  Madrider  Weltpostkongreß  geführt 
wurden. 

Die  portugiesische  Kolonie  Mozambique  schlug  zu  Art.  2  des 
Hauptvertrags  folgende  Fassung  vor:  Die  Bestimmungen  dieses  Ver- 
trags erstrecken  sich  auf  Briefe,  auf  einfache  Postkarten  und  Post- 
karten mit  bezahlter  Antwort  und  unter  der  Bezeichnung  unterschied- 
licher Mitteilungen  (correspondances  diverses)  auf  andere  Beförde- 
rungsgegenstände. —  Dieser  Antrag  wird  damit  begründet,  daß  die 
Unterscheidung  verschiedener  Kassen  (von  Briefpostsendungen) 
nur  aus  der  Notwendigkeit  entspränge,  die  Einnahmen  zu  erhöhen, 
während  doch  ein  Brief  nicht  mehr  Arbeit  verursache,  als  eine 
Drucksache  oder  ein  anderer  Briefpostgegenstand,  daß  demnach 
die  Aufstellung  eines  ermäßigten  Tarifs  für  Briefsendungen  jeder 
Art,  der  nur  die  Selbstkosten  decke,  sich  verlohne,  dem  zuzu- 
streben die  größte  Mühe  wert  sei^).  In  der  Folge  schlägt  es 
dann  für  die  Artikel  XV — XVII  (Geschäftspapiere,  Warenproben, 
Drucksachen)  andere  Fassungen  vor,  die  im  allgemeinen  die  Be- 

i)  A.  a.  O.  Bd.  I  S.  517,  532 — 540. 
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griffe  der  Geschäftspapiere,  Warenproben  und  Drucksachen  un- 
berührt lassen,  jedoch  nicht  den  Beifall  der  übrigen  Länder  fin- 
den. Frankreich  sucht  die  Geschäftspapiere,  die  im  inneren  fran- 
zösischen Verkehr  abgeschafft  seien  ^),  mit  den  Briefen  zu  ver- 
schmelzen, weil  es  oft  schwer  sei,  diese  Sendungen  von  den 
Briefen  zu  unterscheiden.  Dieser  Antrag  wird  von  Griechenland, 
Niederland  und  Brasilien  unterstützt,  während  Deutschland,  Bel- 
gien, Großbritannien  und  Italien  ihn  bekämpfen,  wobei  sie  be- 
merken, daß  hiedurch  die  Geschäftshäuser,  die  Versicherungs- 
gesellschaften u.  a.  m.  eines  Vorteils  beraubt  würden,  den  sie 
schon  lange  genießen.  Die  vorgeschlagene  Reform  würde  des- 
halb vom  Publikum  übel  aufgenommen  werden.    Italien  fügt  bei: 

1.  daß,  wenn  auch  schwierig,  die  Nachprüfung  doch  mög- 
lich sei; 

2.  daß,  in  den  meisten  Fällen  schon  die  äußere  Form  den 
Inhalt  der  Sendungen  erkennen  lasse ; 

3.  daß  eine  tarifarische  Unterscheidung  mit  Rücksicht  auf 
das  Postgeheimnis  sich  empfehle,  das  bei  den  Briefen  unbedingt 
sei,  während  es  nicht  schwer  halte,  vom  Inhalt  der  Geschäfts- 
papiere Kenntnis  zu  nehmen; 

4.  daß  das  Gewicht  eines  Briefes  vom  Absender  in  gewissen 
Grenzen  gehalten  werden  könne,  während  das  Gewicht  des  Ge- 
schäftspapiers völlig  von  seiner  Art  abhänge.  Der  französische 
Vorschlag  wird  sodann  mit  21  gegen  9  Stimmen  verworfen  2). 

Aus  diesen  Verhandlungen  ergibt  sich  auf  das  klarste,  daß 
alle  Versuche,  andere  Unterscheidungen  für  die  Briefpostsendungen 
im  internationalen  Verkehr  zu  treffen,  an  dem  Widerstand,  den 
sie  fanden  und  wohl  auch  an  der  Erkenntnis  gescheitert  sind, 
daß  die  Vorschläge  den  praktischen  Bedürfnissen  nicht  genügen 
und  den  Erträgnissen  des  Postbetriebs  Eintrag  tun. 

Alle  Vorschläge,  die  darin  gipfeln,  die  schriftlichen  Zusätze 
im  innern  Verkehr  einzuschränken,  würden  mit  Ausnahme  des 
Wegfalls  derjenigen  Zulassungen,  die  im  Weltpostverein  nicht 
mehr  gelten,  —  was  aber  großen  Unwillen  bei  den  Betroffenen 
auslösen  würde,  —  nur  weitere  Unterscheidungen  schaffen  und 
vor  allem  den  innern  Verkehr  vor  dem  Weltpostverkehr  be- 
nachteiligen.    Das  gleiche  wäre  bei    der  Erweiterung   nach    dem 


1)  Zu  vgl.  jedoch  Statistik  auf  S.  497. 

2)  A.  a.  O.  Bd.  II  S.   191/2. 
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offenen  Brief  hin  der  Fall,  weil  dann  die  Verschiedenheit  gegen- 
über dem  Weltpostverein  erst  recht  sich  fühlbar  machte  und  die 
allgemeine  Gebührenerhöhung,  die  die  Folge  wäre,  das  Publikum 
gegen  sich  hätte.  Das  nächstliegende  ist,  die  Gewichtsgrenze 
für  die  Gebühren  der  offenen  Briefsendungen  auf  einer  niedereren 
Stufe  als  bisher  der  Briefgebühr  gleichzusetzen,  was  sich  durch 
die  Verteuerung  der  Kosten  und  den  vermehrten  Prüfungsgeschäften 
begründen  ließe,  dafür  dem  Publikum  für  reine,  leicht  zu  prüfende 
Drucksachen  in  Kartenform  einen  billigeren  Tarif  anzubieten,  was 
zur  Erziehung  in  der  Richtung  auf  die  reine  Drucksache  viel  bei- 
tragen würde.  Die  Postreklame  dahin  zu  erweitern,  daß  der- 
selben die  Mitwirkung  bei  der  Beförderung  und  Bestellung  oftener 
einfach  gefalteter  Reklame  ohne  Aufschrift  und  ohne  schriftliche 
Zusätze  übertragen  wird,  die  dann  zu  dem  billigeren  Tarif  der 
Drucksachenkarten  zugelassen  werden  könnten. 

Ein  weiterer  Ausweg  ist  auf  dem  Gebiet  des  Zeitungs- 
wesens zu  suchen. 

Postzwang. 

Mit  Ausnahme  der  Schweiz  und  Luxemburgs,  die  den 
Spuren  Deutschlands  folgen,  sowie  Spaniens,  besitzt  kein  Land 
der  Erde  noch  einen  Postzwang  für  Zeitungen.  Das  Postgesetz 
des  Deutschen  Reiches  vom  28.  Oktober  1871,  das  in  seinem 
wesentlichen  Inhalt  dem  Postgesetz  des  Norddeutschen  Bundes 
vom  2.  Nov.  1867  nachgebildet  ist,  ist  in  seinem  ehrwürdigen 
Alter  einer  der  letzten  Ueberreste  aus  dem  Anfange  des  neuen 
Deutschen  Reichs.  Sind  wesentliche  Bestandteile  durch  das  Eisen- 
bahnpostgesetz von  1875,  durch  die  Kodifikation  des  bürgerlichen 
Rechts,  durch  die  Ergänzung  der  Postzwangsbestimmungen  im 
Jahr  1899  und  durch  spätere  Gesetze  (Aenderung  des  §  50)  ge- 
ändert worden,  so  erscheint  es  an  der  Zeit,  dasselbe  auf  eine 
neue  Grundlage  zu  stellen.  Insbesondere  die  Bestimmungen  über 
den  Postzwang  m  den  §§  i  bis  5  werden  neu  zu  gestalten 
sein. 

Nachdem  durch  die  Postkarte  das  Gebiet  des  offenen  Briefes 
in  bedeutsamer  Weise  betreten  worden  ist  und  es  keineswegs  die 
Absicht  sein  kann,  die  Versendung  von  Postkarten  vom  Post- 
zwang freizulassen,  wird  künftig  die  Beförderung  von  verschlos- 
senen und  offenen  Briefsendungen  gegen  Bezahlung  in  anderer 
Weise  als  durch  die  Post  zu  verbieten   sein,   mag   es   sich  dabei 
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um  Sendungen  innerhalb  des  Orts  oder  um  solche  nach  an- 
deren Orten  handeln.  Dabei  wäre  die  Beförderung  durch  be- 
sondere Boten  wie  seither  freizulassen.  Man  begibt  sich  dabei 
auf  denselben  Standpunkt,  den  zahlreiche  Länder  eingenommen 
haben. 

Der  Postzwang  für  politische  Zeitungen  wurde  bei  der  Be- 
ratung des  Postgesetzes  als  notwendig  zur  Stütze  des  Postbezugs 
erkannt,  dies  geht  aus  den  Aeußerungen  Stephans  deutlich  her- 
vor i).  Insbesondere  der  württembergische  Abgeordnete  Eiben 
hat  damals  unter  Hinweis  auf  die  süddeutschen  Verhältnisse  sich 
für  die  Freilassung  der  Presse  vom  Postzwang  verwendet.  Da- 
mals obsiegte  Stephan,  doch  hat  die  Erfahrung  genugsam  gelehrt, 
daß  dieser  Zwang  für  die  Post  eine  Fessel  geworden  ist,  die  es 
bis  jetzt  immer  wieder  verhinderte,  diejenigen  Einrichtungen  zu 
treffen,  die  der  Postverwaltung  gestatteten,  bei  diesem  Geschäfts- 
zweig einigermaßen  auf  ihre  Kosten  zu  kommen.  Aber  auch  für 
den  Verleger  selbst  ist  unter  den  gegenwärtigen  unsicheren  Ver- 
hältnissen der  Postzwang  zu  einer  Zwangsjacke  geworden,  die  es 
verhindert,  daß  er  seinen  Preis  auch  bei  dem  jetzt  zugelassenen 
einmonatlichen  Bezug  den  täglich  wechselnden  Verhältnissen  an- 
passen kann,  denn  er  muß  jede  Preiserhöhung  geraume  Zeit  vor- 
her anmelden,  bevor  sie  in  Wirksamkeit  tritt  und  er  ist  bei  der 
während  der  Bezugsfrist  infolge  der  Steigerung  der  Löhne,  des 
Papierpreises  u.  a.  m.  notwendig  werdenden  Erhöhung  des  Preises 
darauf  angewiesen,  sich  zu  bescheiden,  ob  die  Postbezieher  aus 
freiem  Willen  die  Nachzahlung  leisten  wollen  oder  nicht.  So 
ist  es  sowohl  vom  Standpunkte  der  Verleger  wie  von  dem  der  Post 
aus  das  Gegebene,  daß  der  Postzwang  für  Zeitungen  jeder  Art 
beseitigt  wird.     Der  jetzige  Zustand  zeigt  folgendes  Bild. 

Zeitungen  und  Zeitungsgebühren. 

Anläßlich  sonstiger  Erhebungen  wurde  bei  einem  Postamt 
bei  mäßigen  Ansätzen  anfangs  des  Jahres  1922  für  den  Zeitungs- 
dienst folgender  jährlicher  Aufwand   errechnet : 

an  Personal 328  500  M. 

»    Vordrucken    . 4  000    » 

»    Dienstlokale  (einschl.  Heizung,  Beleuchtung  und  Reinigung  8  500    » 

»    Zins  für  Ausstattung 800    » 

zus.  :  341  800   M. 

I)  Greve,  Zeitungsbeförderungsdienst,  Diss.,  Leipzig   191 1,  S.   36. 
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Jahr  192 1  und  vom  l.  Halbjahr  1922  von  rund  72000  M.  gegen- 
über. In  diesen  Kosten  sind  die  sogenannten  Generalkosten  (Auf- 
wand für  den  Beförderungsdienst,  die  Verwaltung  usw.)  nicht 
eingerechnet.  Für  die  Gebühr  von  7  M.  62,5  Pfg.^  welche  jähr- 
lich für  eine  6  mal  wöchentlich  erscheinende  Zeitung  bis  zu  30  g 
Gewicht  für  jede  Nummer  (ohne  Bestellgebühr)  bezahlt  wird,  sind 
von  der  Post  folgende  Geschäfte  zu  besorgen: 

a)  bei  der  Absatzpostanstalt : 

1.  Einzug  des  Zeitungsgeldes  durch  die  Briefträger, 

2.  Abnahme  der  Rechnungen  und  der  Beträge, 

3.  Buchung  der  Bestellung, 

4.  Ausfertigung  und  Beförderung  der  Bestellung, 

5.  Eintrag  im  Zeitungsverteiler  und  in  der  Bezieherliste, 

6.  jedesmaliges  Verteilen  der  Zeitungen, 

7.  Abrechnung  mit  der  Verlagsanstalt; 

b)  bei  der  Verlagspostanstalt: 

8.  Eintrag  im  Zeitungsbuch, 

9.  Bestellung  beim  Verleger, 

10.  Beförderung  jeder  Nummer  der  bestellten  Zeitung, 

11.  Abrechnung  mit  dem  Verleger. 

Es  leuchtet  ein,  daß  allein  durch  den  Aufwand  für  die  not- 
wendigen Vordrucke  die  Einnahme  an  Gebühr  reichlich  aufge- 
wogen wird.  Bei  den  Verlegerexemplaren,  d.  h.  denjenigen 
Stücken,  die  vom  Verleger  für  gewonnene  Bezieher  bei  der  Ver- 
lagspostanstalt angemeldet  werden,  gestaltet  sich  die  Sache  schein- 
bar einfacher,  weil  eine  größere  Anzahl  der  vorgenannten  Ge- 
schäfte in  Wegfall  kommt.  Aber  diese  Erleichterung  ist  nur 
scheinbar,  weil  infolge  der  regelmäßig  vorkommenden  zahlreichen 
Unstimmigkeiten  ein  reger  Schriftwechsel  und  eine  Menge  Wider- 
wärtigkeiten damit  verbunden  ist. 

Durch  die  Einführung  der  einmonatlichen  Bestellung  im  Zei- 
tungsverkehr, die  durch  die  oben  berührten  Preisschwankungen 
auf  Drängen  der  Zeitungsverleger  zugelassen  worden  ist,  sind  der 
Post  nicht  gering  zu  veranschlagende  Mehrleistungen  erwachsen, 
für  die  sie  in  keinerlei  Weise  entschädigt  worden  ist.  So  ist 
berechnet  worden,  daß  für  eine  Zeitungsnummer  der  Aufwand 
für  das  Zeitungsgeschäft  mit  Ausnahme  des  Versands  und  der 
Abtragung  betrug: 
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Bei  vierteljährlichem  Bezug  in  einem  Akt 

an  Personal    io8  M.   und   36   Minuten 

>    Material  9,15   M. 

zus.    139,15  M.  und  36  Minuten 
Dagegen  bei  3  Monatsbezüge  in  3  Akten 

an  Personal       330  M.  und  96  Minuten. 
»    Material     24,25  M. 

zus.  354,25  M.  und  96  Minuten. 

Der  Aufwand  an  Zeit  hat  sich  um  266  %,  derjenige  an  Geld 
um  254  %  erhöht.  Diesem  Aufwand  steht  eine  Einnahme  von 
I  M.  90,6  Pfg.  gegenüber.  Diese  Zahlen  mögen  eine  Ermäßi- 
gung erfahren,  wenn  die  ganze  Tätigkeit  in  Betracht  gezogen 
wird,  da  die  Wahrnehmung  des  Zeitungsdienstes  bei  vielen  Aemtern 
nebenher  läuft,  aber  schließlich  muß  der  Mehraufwand  an  Zeit 
für  die  Beamten  doch  in  der  einen  oder  anderen  Weise  in  die 
Erscheinung  treten.  Nach  der  Statistik  sind  im  Jahr  1920  inner- 
halb Deutschlands  17,2  Millionen  Zeitungen  in  2656,7  Millionen 
Nummern  im  Zeitungsbezug  befördert  worden,  hiezu  treten  noch 
81,8  Millionen  außerordentliche  Zeitungsbeilagen,  für  welche  2  M. 
für  das  Stück  und  für  je  25  g  berechnet  wird,  während  die  Druck- 
sachengebühr 10  M.  beträgt.  In  der  Tat  hat  auch  der  Reichspost- 
minister bei  der  Beratung  der  auf  i.  März  1922  in  Aussicht 
stehenden  Erhöhung  der  Gebührensätze  im  Verkehrsbeirat  zum 
Ausdruck  gebracht,  daß  die  Postverwaltung  es  sich  fürderhin 
nicht  mehr  leisten  könne,  allerlei  Ausgaben  für  soziale,  kulturelle 
und  sonstige  Zwecke  ohne  Gegenleistung  zu  übernehmen,  wobei 
er  in  erster  Linie  die  Deckung  der  Leistungen  für  die  Presse  im 
Auge  hatte.     (Deutsche  Verkehrszeitung  Nr.  6  von   1923.) 

Es  liegt  nahe  die  Frage  zu  erwägen,  ob  das  Zeitungsgeschäft 
bei  den  Poststellen  nicht  einfacher  zu  gestalten  sei.  Eine  Reihe 
von  Ländern  beschränkt  sich  darauf,  die  Bestellungen  von  den 
Beziehern  entgegenzunehmen,  für  diese  Bemühung  eine  in  Wert- 
zeichen zur  Postkasse  zu  verrechnende  Gebühr  zu  erheben,  den 
Betrag  mit  der  Bestellung  durch  Postanweisung  an  den  Verleger 
unmittelbar  abzuführen,  dem  der  Name  des  Beziehers  oder  der 
Bezieher  auf  dem  Abschnitt  der  Postanweisung  oder  einem  be- 
sonderen Zettel  mitgeteilt  wird.  Die  Gebühr  für  die  gelieferten 
Zeitungen  —  besonderer  Zeitungstarif  —  wird  entweder  bar,  oder 
in  besonderen  Zeitungsmarken  entrichtet.  Die  Versendung  der 
Zeitungen   erfolgt    entweder   mit    der  Aufschrift    der  Bezieher  un- 
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mittelbar  oder  an  die  Absatzpostanstalt  in  einer  Sendung.  Dem 
Verleger  bleibt  überlassen,  die  bei  ihm  unmittelbar  bestellten 
Stücke  der  Absatzpostanstalt  in  einem  Verzeichnis  mitzuteilen. 
Eine  Geldverrechnung  mit  dem  ganzen  Apparat  von  Kassen- 
büchern und  Zeitungsbüchern  würde  mithin  wegfallen.  Es  ist 
nicht  zu  verkennen,  daß  die  Geschäfte,  die  die  Post  allmählich 
zugunsten  der  Zeitungsverleger  übernommen  hat,  wohl  eine  Be- 
schränkung werden  erfahren  können  und  daß  die  oben  aufgeführten 
Geschäfte  sich  werden  vereinfachen  lassen. 

Zuzugeben  ist,  daß  das  Zeitungsgewerbe  sich  gegenwärtig 
in  einer  äußersten  Notlage  befindet,  aber  angesichts  der  Preise, 
die  für  Papier  und  Druck  anzuwenden  sind,  fallen  die  Postgebühren 
nicht  ins  Gewicht.  Ueberdies  ist  nicht  einzusehen,  warum  die 
Postverwaltung  auf  Kosten  der  Gesamtheit  dauernd  dem  Zeitungs- 
vertrieb große  Opfer  bringen  soll,  um  dafür  in  der  Oeffentlichkeit 
auch  von  sonst  ernsthaften  Zeitungen  in  einer  Weise  kritisiert  zu 
werden,  die  sich  nur  aus  der  Unkenntnis  der  tatsächlichen  Ver- 
hältnisse erklären  läßt.  Darum  sollte  durch  Aufhebung  des  Post- 
zwangs für  den  Zeitungsbezug  den  Zeitungsverlegern  die  Wahl 
gelassen  werden,  in  welch'  billigster  Weise  sie  ihre  Zeitungen 
versenden  und  zustellen  lassen  wollen,  auch  sollte  das  Verfahren 
bei  den  Postanstalten  soweit  als  möglich  vereinfacht  werden. 
Die  Zeitungsgebühr  für  den  Postbezug  müßte  entsprechend  dem 
Aufwand  und  dem  gesunkenen  Geldwert  bedeutend  erhöht  wer- 
den, wenn  auch  nur  die  Kosten  für  das  Personal  und  das  Mate- 
rial in  Rechnung  gestellt  werden.  Daneben  könnte  noch  ein 
billiger  Tarif  tür  Zeitungsdrucksachen,  die  in  einfachster  Form 
(Anschriftzettel  auf  der  Zeitung  selbst,  Barzahlung  der  Gebühr) 
versandt  werden  könnten ,  aufgestellt  werden,  um  wahlweise 
den  Bezug  durch  die  Post  oder  als  Drucksache  zu  ermög- 
lichen. 

Zusammenfassend  würde  es  sich  neben  den  oben  erörterten 
Erleichterungen  für  den  Drucksachenverkehr  darum  handeln,  daß 
der  Postzwang  für  politische  Zeitungen  aufgehoben  wird  und  daß 
die  Vorschriften  darüber  neu  gefaßt  werden,  daß  für  den  Bezug 
der  Zeitungen  durch  die  Post  (das  Postdebit)  ein  neuer  Tarif 
aufgestellt  wird,  der  nicht  zu  erheblich  hinter  den  notwendigsten 
Selbstkosten  zurückbleiben  sollte,  wobei  die  Mitwirkung  der  Post 
namentlich  bei  den  Verlegerstücken  auf  die  allernotwendigsten 
Leistungen  zu  beschränken  wäre. 
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Zu  erwägen  wäre  ferner,  ob  nicht  durch  internationale  Ab- 
machungen darauf  Bedacht  genommen  werden  könnte,  daß  die 
Bestimmungen  über  die  Versendung  offener  Briefpostsendungen 
den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  entsprechend,  wie  sie  sich  all- 
mählich herausgebildet  haben,  auf  eine  den  Betriebsdienst  weniger 
belästigende  Grundlage  gestellt  werden  könnten. 
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DAS  KOMMUNALE  NACHRICHTENWESEN. 

Von 

Stadtamtsrat  Dr.  SCHÖNE,  Privatdozent  an  der  Universität  Leipzig. 

I.    Organisation    des    kommunalen    Nachrichten- 
wesens. 

Nachricht  ist  im  folgenden  die  für  die  Oeffentlichkeit  be- 
stimmte Mitteilung  tatsächlichen  Inhalts,  die  das  Gemeinwesen 
betrifft.  Vom  Inhalt  der  —  im  Mittelalter  tidinge  =  Zeitung, 
später  in  der  gelehrten  juristischen  Publizistik  und  Staatskunde 
notitia  rerum  publicarum  genannten  —  Nachricht  oder  Kunde 
vom  Gemeinwesen  soll  hier  zunächst  weniger  als  von  der  Form 
der  Nachrichtenübermittelung  die  Rede  sein. 

Die  ursprünglichsten  und  in  der  Stadtgeschichte  bekannte- 
sten Formen  waren  das  Ausrufen  und  Verlesen  von  Nachrichten 
und  obrigkeitlichen  Mandaten  in  der  Kirche  oder  vor  dem  Rat- 
hause, auf  dem  Markte  oder  auf  den  Straßen  der  Stadt.  Der 
öffentliche  Anschlag  von  Preisen  und  Taxen,  Bekanntmachungen 
aller  Art  an  öffentlichen  Gebäuden  und  Brunnen  oder  an  beson- 
deren »Klebesäulen«  war  eine  seit  Jahrhunderten  im  Gebrauch 
gebliebene  Form  des  öffentlichen  Nachrichtenwesens.  Mitunter 
wurden  wichtige  amtliche  Schriftstücke  nicht  nur  öffentlich  ange- 
schlagen, sondern  auch  gedruckt  und  an  die  Einwohner,  d.  h. 
die  Hausbesitzer,  verteilt.  Seit  dem  i8.  Jahrhundert  war  ge- 
legentlich das  politische  Nachrichtenblatt,  die  wöchentUche  Post- 
zeitung, und  das  im  Gegensatz  zu  dieser  vornehmHch  lokalen 
Charakter  tragende  Intelligenzblatt  in  der  Regel  auch  Organ  der 
kommunalen  »Publizistik«,  wie  die  Presse  als  Organ  der  Oeffent- 
lichkeit im  i8.  Jahrhundert  genannt  wurde.  Obwohl  die  Formen 
des  Nachrichtenwesens  im  i8.  Jahrhundert  bereits  zahlreich  und 
ziemlich  entwickelt  waren  und  obwohl  auf  dem  Boden  der  juristi- 
schen Publizistik,  insbesondere  der  gelehrten  Politik  und  Statistik, 
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von  den  angesehensten  Gelehrten  jener  Zeit  zum  Teil  in  eigenen 
Journalen  für  Oeffentlichkeit  in  Dingen  des  Gemeinwesens  leiden- 
schaftlich gekämpft  wurde,  konnte  von  einer  kommunalen 
Publizistik  nicht  die  Rede  sein.  Wie  die  Verfassung  im  Staat 
die  gelehrte  und  journalistische  Publizistik  von  jeher  beeinflußt 
hat,  so  bestimmte  auch  die  Gemeindeverfassung  die  Entwicklung 
der  kommunalen  Publizistik  und  zwar  sowohl  auf  dem  Gebiete 
der  kommunalen  Statistik  wie  auf  demjenigen  des  kommunalen 
Nachrichtenwesens  überhaupt. 

Erst  mit  der  Heranziehung  der  gesamten  Bürgerschaft  zur 
Verwaltung  der  Gemeindeangelegenheiten  konnte  sich  aus  den 
primitiven  Formen  des  kommunalen  Nachrichtenwesens  eine  kom- 
munale Publizistik  entwickeln.  Je  ausgedehnter  der  Kreis  der 
zur  mittelbaren  oder  unmittelbaren  Teilnahme  an  den  öffentlichen 
Angelegenheiten  berufenen  Staatsbürger  geworden  ist,  desto 
dringender  ist  das  Bedürfnis  der  genauen  Kenntnis  der  Tat- 
sachen —  nur  um  solche  kann  es  sidh  handeln  —  der  Zu- 
stände und  Vorgänge  im  öffentlichen  Leben.  Diese  Kenntnis  zu 
verbreiten,  liegt  nicht  nur  im  Interesse  der  Gesamtheit  der  Bürger, 
also  der  Oeffentlichkeit  überhaupt,  sondern  ebenso  sehr  im  In- 
teresse der  Verwaltung  selbst.  Nur  auf  dieser  Grundlage  ist  eine 
Verständigung  und  sachliche  Behandlung  der  öffentlichen  Ange- 
legenheiten, ein  Ausgleich  der  verschiedenen  Meinungen  und  In- 
teressen, denkbar.  Unter  den  heutigen  Verhältnissen  wird  die 
Frage  der  Regelung  der  kommunalen  wie  der  staatlichen  Publizistik 
geradezu  zum  Hauptproblem  der  Volksbildung.  Den  neuen  Rech- 
ten entsprechen  mannigfache  Pflichten,  deren  Erfüllung  ohne  eine 
allgemeine  staatsbürgerliche  Volksbildung  weder  erwartet  noch 
gefordert  werden  kann.  Hier  ergibt  sich  die  Frage,  ob  solche 
Aufgaben  von  der  kommunalen  Publizistik  in  den  bisherigen  For- 
men gelöst  werden  können,  und  wenn  nicht,  welche  neue  Formen 
geeignet  sind,  diesen  Aufgaben  gerecht  zu  werden. 

Die  Organisation  des  kommunalen  Nachrichtenwesens  — 
wenn  man  hierunter  nicht  lediglich  den  Verkehr  mit  der  Tages- 
presse verstehen  will  —  trägt  im  allgemeinen  den  Charakter  des 
historisch  Gewordenen  und  Zufälligen.  Neben  den  amtlichen 
Bekanntmachungen  erscheinen  die  Vorlagen,  Verhandlungen  und 
Beschlüsse  des  Stadtparlaments  entweder  vollständig  oder  im 
Auszug  in  der  Tagespresse.  Daneben  werden  diese  Berichte 
häufig  als    periodische    oder    nichtperiodische  Veröffentlichungen 
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besonders  gedruckt  und  zwar  entweder  lediglich  für  die  Mitglieder 
des  Rates  und  der  Gemeindevertretung  oder  für  die  Oefifentlich- 
keit  überhaupt.  Als  besondere  Form  der  Veröffentlichungen  haben 
sich  die  Haushaltpläne  und  Gemeinderechnungen  eingebürgert. 
Neben  den  mehr  oder  weniger  umfangreichen,  jährlich  oder  in 
längeren  Zeiträumen  regelmäßig  erscheinendenVerwaltungsbüchern, 
die  entsprechend  den  Staatshandbüchern  über  die  einzelnen  kom- 
munalen Verwaltungsstellen  und  Aemter,  Personalien  und  der- 
gleichen Auskunft  geben,  erscheinen  in  größeren  Gemeinwesen 
als  besondere  Publikationen  die  Ortsgesetzblätter.  Manche  Ver- 
waltungsstellen —  in  Leipzig  die  Verwaltung  des  Armen-  und 
Fürsorgewesens  —  geben  besondere  periodisch  erscheinende 
Blätter  heraus,  um  mit  dem  großen  Kreis  der  beruflich  und  ehren- 
amtlich tätigen  Mitarbeiter  dauernd  in  Fühlung  zu  bleiben.  Einen 
Mittelpunkt  der  kommunalen  Publizistik  bilden  ferner  in  den  Groß- 
städten die  statistischen  Aemter.  Zu  ihren  Aufgaben 
gehört  in  der  Regel  die  Herausgabe  der  meist  periodisch  erschei- 
nenden großen  Verwaltungsberichte,  die  Herausgabe  statistischer 
Jahrbücher  und  die  statistischen  Vierteljahrsberichte,  Monatsbe- 
richte oder  Wochenberichte,  sowie  die  Ueberwachung  und  Her- 
ausgabe von  periodischen  oder  nichtperiodischen  Sonderberichten 
einzelner  Aemter  und  Dienststellen,  ebenso  die  Bearbeitung  und 
Veröffentlichung  aller  Arten  von  Gelegenheitsschriften,  Festschrif- 
ten und  ähnlichen  Druckwerken.  Wo  besondere  Gemeindezei- 
tungen bestehen,  gehört  deren  Herausgabe  nicht  selten  ebenso 
zu  ihren  Aufgaben,  wie  die  Besorgung  des  Pressedienstes,  soweit 
nicht  dafür  besondere  Einrichtungen  vorhanden  sind. 

Von  einer  eigentlichen  Organisation  des  kommunalen 
Nachrichtenwesens  kann  nur  da  gesprochen  werden,  wo  eine 
besondere  Dienststelle  nicht  nur  ausschließlich  den  Verkehr  mit 
der  Presse  vermittelt,  sondern  außerdem  die  Herausgabe  aller 
übrigen  kommunalen  Veröffentlichungen  besorgt.  Je  nach  dem 
Grad  und  der  Art  der  Ausbildung  des  kommunalen  Nachrichten- 
wesens lassen  sich  drei  Formen  unterscheiden,  auf  die  im  folgen- 
den näher  eingegangen  werden  soll,  nämlich:  die  Gemeindezei- 
tungen, die  amtlichen  Nachrichtenstellen  und  die  Presseämter. 


Zu  den  ältesten  Formen  des  kommunalen  Nachrichtenwesens 
gehören  die  Gemeindezeitungen.  Das  sind  diejenigen  Amtsblätter 
—  Tageszeitungen  —  oder  sonstige  periodische  Veröffentlichun- 
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gen  —  die  entweder  Eigentum  der  Gemeinde  sind,  oder  in  ihrem 
Auftrage  und  auf  ihre  Rechnung  herausgegeben  werden. 

Nur  ausnahmsweise  sind  Gemeinden  im  Besitz  von  poHtischen 
Tageszeitungen.  Deshalb  besitzt  die  poUtische  Nachrichtenpresse 
als  privatwirtschaftliche  Unternehmungsform  überall  da,  wo  die 
Gemeinde  über  eine  eigene  periodische  Presse  nicht  verfügt,  den 
Charakter  als  Amtsblatt  und  wird  damit  Organ  der  amtlichen 
Publizistik.  Das  geschah  früher  regelmäßig  in  der  Form  der 
Uebertragung  der  Eigenschaft  als  Amtsblatt  an  eine  oder  mehrere 
politische  Zeitungen  am  Orte.  Heute  ist  diese  Gepflogenheit  der 
Uebertragung  der  Eigenschaft  als  Amtsblatt  vielfach  aufgegeben, 
und  es  werden  die  amtlichen  Bekanntmachungen  und  sonstigen 
amtlichen  Kundgebungen  an  eine  oder  mehrere  Tageszeitungen 
nach  bestimmten  Grundsätzen  oder  nach  freiem  Ermessen  über- 
mittelt. Diese  privatwirtschaftlich  betriebenen  Zeitungsunterneh- 
mungen werden  durch  die  Uebertragung  der  Eigenschaft  als 
Amtsblatt  keineswegs  Gemeindezeitungen,  denn  deren  Wesen 
liegt  eben  darin,  daß  sie  von  der  Gemeinde  selbst  oder  in  ihrem 
Auftrage  herausgegeben  werden. 

Die  Gemeindezeitungen  sind  wiederholt  Gegenstand  der 
Untersuchung  von  selten  der  amtlichen  und  privaten  Statistik  ge- 
wesen. Im  Jahre  1903  gab  Dr.  Feig  in  einem  Bericht  des  Sta- 
tistischen Amtes  der  Stadt  Düsseldorf  auf  Grund  einer  Umfrage 
über  die  amtliche  Berichterstattung  der  Stadtverordnetensitzungen 
anhangsw.eise  eine  Darstellung  der  Gemeindezeitungen  deutscher 
Großstädte.  Von  den  befragten  Städten  hatten  nur  7,  nämlich 
Berlin,  München,  Breslau,  Dresden,  Nürnberg,  Stuttgart  und 
Elberfeld  eigene  Gemeindezeitungen.  In  der  ebenfalls  von  Dr. 
Feig  gegebenen  Darstellung  über  »Amtliches  Anzeigewesen  und 
Gemeindezeitungen  im  Jahre  1904«,  die  im  14.  Jahrgang  des  Sta- 
tistischen Jahrbuchs  deutscher  Städte  im  Jahre  1907  erschien, 
wird  über  10  Gemeindezeitungen  berichtet.  Neu  hinzugekommen 
waren  die  Städte  Augsburg,  Frankfurt  a.  M.  und  Freiburg  i.  Br. 
Später  geben  die  Untersuchungen  des  Vereins  für  Sozialpolitik 
über  die  Gemeindebetriebe  verschiedentlich  nähere  Auf- 
schlüsse über  einzelne  Gemeindezeitungen.  Eine  zusammenfas- 
sende Darstellung  der  Gemeindezeitungen  versuchte  zum  ersten 
Male  Robert  Kootz  im  65.  und  69.  Jahrgang  der  Zeitschrift  für 
die  gesamte  Staatswissenschaft.  Hier  wurden  insgesamt  44  Ge- 
meindezeitungen,   darunter    10  Zeitungen    poUtischen    Charakters, 
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nachgewiesen.  Ebenso  hat  die  Zentralstelle  des  deutschen  Städte- 
tages ihre  Ermittelungen  über  die  Beziehungen  der  Stadtverwal- 
tungen zur  Presse  auch  auf  die  Gemeindezeitungen  ausgedehnt. 
Schon  aus  dem  Umstand,  daß  der  Kreis  der  Befragten  hier  ein 
begrenzter  —  die  deutschen  Großstädte  —  war,  erklärt  sich  zur 
Genüge,  daß  die  Zahlen  der  vorher  genannten  Untersuchung  bei 
weitem  nicht  erreicht  wurden.  Aber  selbst  die  Zahlen  von  R. 
Koots  können  auf  Vollständigkeit  nur  dann  Anspruch  erheben, 
wenn  lediglich  die  allgemeinen  Nachrichtenblätter  unter  Ge- 
meindezeitungen verstanden  werden.  Tatsächlich  gibt  es  indessen 
mannigfache  Formen,  die  auf  diese  Bezeichnung  Anspruch  erheben 
können.  In  Leipzig  z.  B.  erscheinen  seit  Jahren  die  von  der 
Geschäftsstelle  des  Armendirektoriums  herausgegebenen  »Blätter 
für  die  Leipziger  Armenpflege  und  Jugendfürsorge«.  Sie  sind 
ein  Anzeige-  und  Verordnungsblatt,  das  außer  den  Aufsätzen 
belehrenden  Inhalts,  praktische  Vorschläge  und  auch  statistische 
Ergebnisse  aus  diesem  Gebiete  zur  Verwaltung  mitteilt.  Es  dient 
dem  Nachrichtenverkehr  zwischen  der  amtlichen  Leitung  und  der 
überaus  großen  Zahl  von  beruflichen  und  ehrenamtlich  in  der 
Verwaltung  tätigen  Personen.  In  anderen  Städten  sind  die  sta- 
tistischen Mitteilungen  auf  eine  ähnliche  breitere  Grundlage 
gestellt,  so  daß  sie  den  Charakter  einer  Gemeindezeitung  an- 
nehmen. Man  hat  in  den  Gemeindezeitungen  nicht  ohne  Be- 
rechtigung ein  Wiederaufleben  der  Intelligenzblätter  des  18.  Jahr- 
hunderts erblickt,  die  im  Gegensatz  zu  den  politischen  Nach- 
richtenblättern einen  mehr  lokalen  Charakter  hatten.  Sie  brachten 
die  zahlreichen  fürstlichen  Mandate  und  sonstige  amtliche  Kund- 
gebungen zur  öffentlichen  Kenntnis  und  enthielten  neben  den 
laufenden  Mitteilungen  über  die  Bevölkerungsbewegung  häufig 
auch  Feststellungen  und  Schätzungen  über  den  Bevölkerungsstand. 
Folgerichtig  wurden  sie  von  den  statistischen  Schriftstellern  jener 
Zeit  als  wichtiger  Bestandteil  der  Literatur  der  Staatskunde  an- 
gesehen. Daneben  hatten  sie  allerdings  —  im  Gegensatz  zu  den 
Gemeindezeitungen  —  von  Anfang  an  die  wichtige  Aufgabe,  den 
Verkehr  mit  nicht  marktgängigen  Gütern  zu  regulieren.  Bei  den 
meisten  Intelligenzblättern  stand  dieser  Zweck  obenan.  Mit  dem 
Wegfall  des  Privilegienwesens  und  der  Zensur  entwickelte  sich 
aus  diesen  Anfängen  durch  Aufnahme  der  politischen  Nachrichten 
die  moderne  Zeitung,  während  umgekehrt  die  privilegierten  po- 
litischen Nachrichtenblätter    durch    Aufnahme    des    Inseratenteils 
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dem  gleichen  Ziele  zustrebten.  Noch  heute  gibt  es  unter  den 
Gemeindezeitungen  einige  wenige,  deren  Anfänge  in  die  Literatur 
der  Staatskunde,  also  der  Statistik,  gehören.  Das  bekannteste  Bei- 
spiel ist  der  1730  als  Intelligenzblatt  gegründete  Dresdener  Anzeiger. 
Er  ist  allerdings  erst  im  19.  Jahrhundert  als  Stiftung  in  das  Eigen- 
tum der  Stadt  Dresden  gekommen.  Nach  der  von  R.  Kootz  ge- 
gebenen Uebersicht  reicht  von  den  Gemeindezeitungen  das  Regens- 
burger Wochenblatt  ebenfalls  ins  18.  Jahrhundert  zurück.  Es  ist 
im  Jahre  1762  entstanden.  Von  den  übrigen  43  Gemeindezeitungen 
sind  —  soweit  Angaben  vorliegen  —  entstanden. 

Gemeindezeitung. 


in  den  Jahren  1800 — 1810  : 

1811— 1820  : 

1821  —  1830  : 

1831  — 1840  : 

184I  — 1850  : 

1851  — 1860  : 

1861  — 1870  : 

1 871  — 1880  : 

1881  — 1890  : 

1891— 1900  : 

1911  — 1913  : 

14 

Von  den  45  bekannt  gewordenen  Gemeindezeitungen  tragen  10 
einen  politischen  Charakter  und  erscheinen  teils  als  Tageszeitun- 
gen, teils  als  Wochenblätter.  Alle  übrigen  35  Gemeindezeitungen 
sind  Anzeigeblätter,  deren  einige  außerdem  »Vermischtes«  und 
Unterhaltendes  bringen.  Das  läßt  darauf  schließen,  daß  die  Ge- 
meindezeitungen nicht  lediglich  dem  Bedürfnis  der  städtischen 
Behörden  dienen,  mit  dem  mehr  oder  weniger  großen  Kreis  der 
im  Bereich  der  städtischen  Verwaltung  ehrenamtlich  oder  sonst 
beruflich  tätigen  Personen  fortlaufend  im  Nachrichtenverkehr  zu 
stehen.  Vielmehr  zeigt  die  textliche  Ausgestaltung  der  Gemeinde- 
zeitungen, wie  auch  die  Auflageziffer  und  die  Art  der  Zustel- 
lung der  Blätter  erkennen  lassen,  das  Bestreben,  an  einen  größeren 
Personenkreis,  womöglich  an  die  gesamte  Einwohnerschaft  heran- 
zukommen. In  der  Tat  waren  es  vielfach  Streitigkeiten  und  Mei- 
nungsverschiedenheiten wegen  der  an  alle  Einwohner  sich  rich- 
tenden amtlichen  Bekanntmachungen,  die  zur  Gründung  von 
Gemeindezeitungen  geführt  haben.  Nach  der  Darstellung  von 
R.  Kootz  war  dies  sogar  fast  bei  allen  in  den  letzten  Jahren  ent- 
standenen Gemeindezeitungen  der  Anlaß,  der  zur  Gründung  eines 
eigenen  kommunalen  Preßorgans  führte.  In  der  Tat  gibt  es  wohl 
kaum  eine  größere  Stadtverwaltung,  die  auf  dem  Gebiet  des  Be- 
kanntmachungswesens  und    der  Amtsblattfrage    ungeschoren  ge- 
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blieben  wäre,  denn  die  Eigenschaft  als  »Amtsblatt«  hatte  für  die 
meisten  Vertreter  der  »Großmacht  Presse«  immer  etwas  Ver- 
lockendes, selbst  dann,  »wenn  die  Verleihung  dieses  Titels  auch 
nur  von  einem  Dorfschulzen  ausgeht«,  wie  R.  Koot::  sachkundig 
bemerkt. 

Begreiflicherweise  hat  bei  der  Gründung  von  Gemeindezei- 
tungen die  Kostenfrage  von  jeher  eine  Rolle  gespielt.  Während 
die  meisten  Städte  einen  beträchtlichen  Anzeigenetat  aufwiesen, 
zogen  andere  einen  Nutzen  aus  dem  Bekanntmachungswesen  oder 
konnten  wenigstens  nennenswerte  Aufwendungen  dafür  umgehen. 
Verhinderte  auch  eine  kleinliche  und  bureaukratische  Handhabung 
der  neuen  Gemeindepresse  vielerorts  ihre  Ausgestaltung  von  vorn- 
herein, so  bot  sich  doch  die  schätzenswerte  Möglichkeit,  in  dem 
eigenen  und  außerdem  dem  einzigen  Organ  an  alle  Einwohner 
heranzukommen.  Diesen  Vorteil  hatte  keine  andere  Zeitung  auf- 
zuweisen. Den  Möglichkeiten,  die  sich  daraus  für  den 
Inseratenmarkt  ergaben,  wurde  freilich  überall  die  Spitze  abge- 
brochen, sei  es  —  mehr  oder  weniger  —  von  den  Stadtverwal- 
tungen selbst,  sei  es  von  selten  einer  der  politischen  Tageszei- 
tungen, die  sich  mitunter  dazu  verstanden,  das  Gemeindeblatt  als 
Zeitungsbeilage  ihren  Lesern  zu  übermitteln.  Von  einem  plan- 
mäßigen Vertrieb  an  alle  Kreise  der  Bevölkerung  konnte  dann 
nicht  mehr  die  Rede   sein. 

Nach  den  von  R.  Kootz  abermals,  im  Jahre  1913,  veröffent- 
lichten Feststellungen  befanden  sich  von  den  45  Gemeindezeitun- 
gen nur  19  in  Selbstverwaltung  der  Gemeinde,  die  übrigen  wurden, 
bis  auf  4  in  Pacht  gegebene  Blätter,  im  Auftrage  der  Gemeinden 
von  Privatunternehmern  verwaltet.  —  Die  meisten  der  Blätter  (34) 
erschienen  einmal  oder  zweimal  wöchentlich,  weitere  5  Gemeinde- 
zeitungen drei-  oder  viermal,  5  derselben  sechsmal  und  eine  (der 
Dresdener  Anzeiger)  siebenmal  wöchentlich.  —  Sehr  verschieden 
waren  die  Auflageziffern,  sie  bewegten  sich  bei  den  einzelnen 
Zeitungen  zwischen  200  und  60000.  Eine  Auflage  bis  zu  500 
hatten  —  soweit  Angaben  vorliegen  —  acht  Blätter,  über  500 
bis  1000  sechs,  über  lOOO  bis  5000  zwölf,  über  5000  bis  10  000 
sieben  Blätter  und  je  eine  Gemeindezeitung  mehr  als  10 000  Auf- 
lage, nämlich  Berlin  (14000),  Ulm  (25000),  Dresden  (37000)  und 
Stuttgart  (60000).  —  Von  den  nichtpolitischen  Blättern  ent- 
hielten 13  lediglich  amtliche,  weitere  18  sowohl  amtliche  als  auch 
private  Anzeigen,  während  die  weiteren  Gemeindezeitungen  außer- 
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dem  »Vermischtes  und  Unterhaltendes«  brachten.  —  In  9,  meist 
kleineren,  Gemeinden  wurde  das  nichtpolitische  Anzeigenblatt 
jedem  Hauswirt  unentgeltlich  zugestellt.  Die  größte  Auflage 
betrug  hier  2800.  —  Der  jährliche  Ueberschuß  war  am  größten 
bei  den  politischen  Gemeindezeitungen.  Er  betrug  bei  dem  Dres- 
dener Blatt  rund  180000  M.,  in  Elberfeld  45  000  M.,  in  Freiburg 
i.  Br.  3  5  000  M.;  bei  den  unpolitischen  Blättern  war  ein  nennens- 
werter Ueberschuß  selten.  In  Frankfurt  a.  M.  ergaben  sich  4500  M. 
Ueberschuß,  in  Breslau  standen  einer  Einnahme  von  1500  M. 
rund  15000  M.  Ausgaben  gegenüber,  in  Berlin  betrugen  die  Auf- 
wendungen für  eine  Auflage  von  14  400  nahezu  80000  M. 

Schon  diese  Zahlen  deuten  an,  daß  auf  dem  Gebiete  des 
kommunalen  Nachrichtenwesens  die  finanzielle  Seite  der  Sache 
eine  zu  wenig  beachtete  Rolle  gespielt  haben  muß.  In  der  Tat 
konnte  bisher  von  einer  planmäßigen  kommunalen  Zeitungspolitik 
in  dieser  Hinsicht  nur  ausnahmsweise  gesprochen  werden.  Selbst 
bei  alteingebürgerten  politischen  Gemeindezeitungen  ist  ein  Zu- 
rückbleiben gegenüber  neueren  privaten  Zeitungsunternehmen  in 
der  Auflageziffer  unverkennbar. 

Die  geringe  Bedeutung  der  Gemeindezeitungen  ist  ohne  wei- 
teres erklärlich,  wo  es  sich  um  Zeitungen  handelt,  die  grund- 
sätzlich oder  tatsächlich  nur  einen  bestimmten  Kreis  von  Ehren- 
beamten oder  beruflich  mit  der  Stadt  in  Beziehung  stehenden 
Personen  dienen.  Aber  auch  diejenigen  Gemeindezeitungen,  die 
sich  an  die  gesamte  Einwohnerschaft  wenden,  haben  bis  auf 
wenige  —  in  der  Regel  politische  Tageszeitungen  —  eine  be- 
friedigende Entwicklung  nicht  gehabt.  Durch  unentgeltliche  Ver- 
teilung an  die  Hausbesitzer,  die  das  Blatt  den  Mietern  zugängig 
machen  müssen  (Oppeln)  oder  durch  unmittelbare  Abgabe  an  alle 
Haushaltungen  (Reutlingen),  durch  kostenlose  Abgabe  auf  den 
Polizeiwachen  oder  unentgeltlichen  Postbezug  (Stuttgart)  wird 
versucht,  die  Gemeindezeitungen  allen  Haushaltungen  zugänglich 
zu  machen.  In  manchen  Städten  (Frankfurt  a.  M.  und  Stuttgart) 
wird  außerdem  die  Gemeindezeitung  einer  politischen  Tageszei- 
tung beigelegt.  Für  die  nicht  ehrenamtlich  tätigen  Personen  ist 
im  übrigen  das  Abonnement  die  gebräuchlichste  Bezugsform.  Nur 
vereinzelt  wird  die  Gemeindezeitung  wie  in  Regensburg  außerdem 
durch  öffentlichen  Anschlag  bekannt  gemacht.  Teilweise  lassen 
schon  die  geringen  Auflageziffern  und  die  Art  und  Weise  des 
Vertriebes  erkennen,  daß  die  Gemeindezeitung  sowohl  für  die  Stadt- 
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Verwaltung  wie  für  die  Einwohnerschaft  eine  Einrichtung  ist,  mit 
der  niemand  etwas  Rechtes  anzufangen  weiß,  und  die  infolge  der 
fehlenden  Einsicht  in  das  Wesen  einer  Zeitung  und  der  daraus 
folgenden  mangelhaften  Pflege  nicht  leben  und  nicht  sterben  kann. 
Die  meisten  Gemeindezeitungen  leiden  —  soweit  es  sich  nicht  um 
politische  Blätter  handelt  —  an  demselben  Uebel,  dem  die  alten 
Intelligenzblätter  gewöhnlich  erlegen  sind :  an  der  gleichen  Oede 
und  Langweiligkeit.  —  Ihr  Hauptinhalt  sind  die  amtlichen  Be- 
kanntm.achungen.  Von  ihnen  berührt  nur  der  kleinste  Teil  die 
Interessen  aller  Leser.  Es  ist  begreiflich,  daß  der  Abdruck  einer 
Gebührenordnung  oder  eines  Schlachthofregulativs  in  aller  Aus- 
führlichkeit die  Leser  ebensowenig  fesseln  kann,  wie  dereinst  der 
Abdruck  königlicher  Mandate  im  alten  Intelligenzblatt.  Ebenso 
wie  dieses  besitzt  die  Gemeindezeitung  häufig  eher  den  Charakter 
einer  mehr  oder  weniger  lokalen  Gesetzessammlung.  Darin  wird 
tatsächlich  mitunter  eine  Aufgabe  der  Gemeindezeitung  erblickt. 
Wo  dieser  Inhalt  überwiegt,  an  erster  Stelle  sichtbar  ist  und  den 
Charakter  des  Blattes  bestimmt,  kann  von  einer  Zeitung  kaum 
noch  die  Rede  sein.  Eine  solche  setzt  immer  eine  gewisse  Man- 
nigfaltigkeit des  Inhalts  voraus,  im  Gegensatz  zur  Spezialzeitung 
oder  Zeitschrift,  die  bestimmte  abgegrenzte  Interessengebiete 
pflegt.  Die  Universalität  des  Inhalts,  die  gegenüber  an- 
deren Formen  der  periodischen  Presse,  den  Charakter  der  Zei- 
tung bestimmt,  muß  bei  der  Gemeindezeitung  insofern  zur 
Geltung  kommen,  als  in  ihr  kein  Lebensgebiet  ausgeschlossen 
wird,  das  Gegenstand  der  kommunalen  Verwaltung  ist  oder  wer- 
den kann.  Diese  —  wenn  auch  nicht  uneingeschränkte  —  Uni- 
versalität der  Gemeindezeitung  kann  nicht  dadurch  ersetzt  werden, 
daß  diesen  Blättern  ein  —  meist  sehr  bescheidener  —  privater 
Inseratenteil  beigegeben  wird.  Auch  die  Beigabe  statistischer 
Mitteilungen  oder  der  Berichte  über  die  Verhandlungen  des  Stadt- 
parlaments machen  diese  Anzeigenblätter  nicht  zu  Gemeinde- 
zeitungen. Die  letztgenannten  Gepflogenheiten  geben  ihnen 
sogar  in  ausgesprochenem  Maße  den  Charakter  von  amtlichen 
Materialsammlungen.  Auf  diesem  Wege  werden  die  Herstellungs- 
kosten solcher  Zeitungen  nahezu  zwecklos  bedeutend  erhöht ; 
denn  es  besteht  wohl  nirgends  das  Bedürfnis,  die  statistischen 
Berichte  und  die  umfangreichen  Sitzungsberichte  in  ihrer  ganzen 
Ausführlichkeit  Jedem  in  die  Hand  zu  geben.  Das  wäre  un- 
nötig selbst  dann,    wenn  sie  von  einem  nennenswerten  Bruchteil 
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der  Gemeindebürger  tatsächlich  vollständig  gelesen  würden,  was 
bekanntlich  nicht  der  Fall  ist.  Darin  liegt  nicht  die  Aufgabe 
solcher  Berichte.  Sie  gehören  in  die  Hände  der  Verwaltung  und 
der  sonstigen  Interessenten,  zu  denen  allerdings  jeder  Bürger 
gehören  kann.  Zweifellos  haben  bei  einer  für  alle  Haushaltun- 
gen bestimmten  Gemeindezeitung  solche  und  ähnliche  Beigaben 
im  größten  Umfang  lediglich  den  Charakter  einer  für  die  Stadt- 
verwaltung nutzlosen  aber  kostspieligen  Makulaturlieferung  an 
die  Einwohner.  Als  amtliches  Ankündigungsblatt  ist  also  die 
Gemeindezeitung  in  der  Regel  nicht  lebensfähig.  Für  die  Ein- 
wohner einer  Großstadt  bietet  sie  kein  genügendes  Interesse,  für 
die  Stadtverwaltung  ist  sie  in  der  bisher  üblichen  Gestalt  ent- 
weder zu  teuer  oder  überhaupt  unbrauchbar,  wenn  sie  nicht 
wenigstens  mehrmals  wöchentlich  in  jede  Haushaltung  kommt. 
Ungenügend  ist  die  Verbreitung  ebenfalls,  wenn  die  Gemeinde- 
zeitung nur  durch  Abonnement  oder  als  Beilage  lediglich  zu  einer 
Zeitung  (unter  mehreren  am  Orte)  oder  im  Abholungssystem  ver- 
trieben wird. 

Unter  diesen  Umständen  erhebt  sich  die  Frage:  ist  die  Ge- 
meindezeitung überhaupt  eine  geeignete  Form  des  kommunalen 
Nachrichtenwesens.^  Diese  Frage  kann  nur  dann  bejaht  werden, 
wenn  die  Gemeindezeitung  (soweit  sie  nicht  politische  Zeitung 
ist)  aufhört,  eine  bloße  Fachzeitschrift  zu  sein,  wenn  sie  ent- 
sprechend dem  Wesen  der  Zeitung  ihren  Inhalt  in  der  ange- 
deuteten Weise  erweitert,  wenn  aus  der  Spezialzeitung,  der  Zeit- 
schrift, die  Universalzeitung  entwickelt  wird,  die  alle  Gebiete  des 
kommunalen  und  des  staatsbürgerlichen  Interesses  pflegt. 


Soweit  die  Gemeindezeitungen  nicht  lediglich  für  bestimmte 
abgegrenzte  Personenkreise  gedacht  sind,  dienen  sie,  wie  die 
Tagespresse,  unmittelbar  dem  Verkehr  der  Stadtverwaltung  mit 
der  Oeffentlichkeit.  Es  würde  also  besonderer  Nachrichtenstellen 
und  Presseämter  für  den  Verkehr  der  Stadtverwaltung  mij:  dem 
Organ  der  Oefifentlichkeit,  der  Tagespresse,  kaum  bedürfen.  In- 
dessen können  die  Gemeindezeitungen,  weil  sie  vielfach  in  der 
Form  des  Anzeigenblattes  stecken  geblieben  sind  und  eine  geringe 
Verbreitung  haben,  die  Aufgaben  besonderer  kommunaler  Nach- 
richtenstellen nicht  übernehmen.  Es  müssen  also  besondere  amt- 
liche Nachrichtenstellen  den  Verkehr  mit  der  Presse  vermitteln. 
Nicht    überall    sind    für    diese    Aufe:aben    besondere    Stellen    ge- 
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schaffen  worden.  Der  Verkehr  mit  der  Presse  wird  dann  von 
einer  oder  mehreren  Dienststellen  neben  den  übrigen  Verwaltungs- 
geschäften besorgt.  Die  Notwendigkeit,  Vorgänge  aus  der  Stadt- 
verwaltung, Geschehnisse,  Pläne,  Beschlüsse  bekanntzugeben  und 
irrige  Auffassungen  oder  Darstellungen  der  Presse  richtigzustellen, 
wird  überall  gegeben  sein.  Ebenso  allgemein  ist  das  Bedürfnis, 
eine  gewisse  Ordnung  in  den  Verkehr  mit  der  Presse  zu  bringen. 
Zunächst  ist  es  im  Interesse  der  Stadtverwaltung  erwünscht, 
diesen  Verkehr  mit  der  Oeffentlichkeit  einheitlich  zu  gestalten, 
um  die  sonst  unvermeidliche  Zufälligkeit  und  Regellosigkeit  der 
Berichterstattung  zu  vermeiden.  Sonst  wird  es  vorkommen,  daß 
einzelne  Zweige  der  Verwaltung  regelmäßig  in  Fühlung  mit  der 
Presse  stehen,  andere  dagegen  diese  Beziehungen  zur  Presse  ver- 
nachlässigen oder  vermeiden.  Die  Möglichkeit  einer  Bericht- 
erstattung verschiedener  Dienststellen  über  dieselben  Vorgänge 
ist  ohne  Organisation  des  Nachrichtendienstes  immer  gegeben. 
Sie  bedeutet  eine  zwecklose  Belastung  der  Verwaltung  und  kann 
bei  verschiedener  Auffassung  der  Sachlage  auch  zu  Mißheliig- 
keiten  führen.  Schließlich  führt  dieses  Verfahren  außerdem  dann 
zu  Reibungen,  wenn  die  Presse  nicht  gleichmäßig  bedient  wird. 
Dazu  kommt  das  Bestreben  der  Presse,  möglichst  Originalartikel 
zu  bringen  und  ihre  Berichterstatter  aus  dem  Kreise  der  Beamten 
und  Angestellten  der  Verwaltung  zu  entnehmen.  Der  Wett- 
bewerb der  Preßorgane  untereinander  begünstigt  die  Jagd  nach 
Neuigkeiten  und  die  sensationelle  Form  der  Darstellung.  Dieses 
Bestreben  veranlaßt  mitunter  nicht  nur  eine  besondere  Bean- 
spruchung der  beamteten  Organe  der  Verwaltung,  sondern  bietet 
auch  die  Gelegenheit  zu  allerlei  Indiskretionen.  Aber  auch  da, 
wo  Mißstände  dieser  Art  nicht  vorkommen,  ist  eine  Organisation 
des  Nachrichtendienstes  ebenso  im  Interesse  der  Stadtverwaltung 
wie  der  Presse  gelegen.  Für  die  Presse  wird  die  Erlangung  von 
Informationen  vereinfacht.  Sie  braucht  sich  wegen  der  Beschaffung 
von  Auskünften  und  Nachrichtenmaterial  nur  noch  mit  einer 
einzigen  Stelle  in  Verbindung  zu  setzen  und  erspart  sich  die  oft 
nicht  geringe  Mühe,  bei  allen  Stellen  herumzufragen,  bis  sie  an 
die  zuständige  und  verantwortliche  Stelle  gewiesen  wird.  Außer- 
dem bedeutet  die  Uebermittelung  des  Nachrichtenmaterials  in 
einer  Form,  die  Mißverständnisse  ausschließt  und  in  der  Regel 
ohne  weitere  Bearbeitung  journalistisch  verwertbar  ist,  eine  wesent- 
liche   Erleichterung    und    Beschleunigung    der    Berichterstattung. 
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Schließlich     wird     dann     die    Berichterstattung    gleichmäßig    alle 
Zweige  der  Verwaltung  berücksichtigen  können. 

Für  die  Einrichtung  von  besonderen  Nachiichtenstellen  sind 
nach  den  Ergebnissen  einer  Rundfrage  der  Zentralstelle  des 
Deutschen  Städtetages  vom  April  1920  (Mitteilungen  VII,  19) 
folgende  Gesichtspunkte  maßgebend  gewesen: 

»I.  Während  des  Krieges  hat  der  wirtschaftliche  Aufgaben- 
kreis der  Stadtverwaltungen  erheblich  zugenommen;  dadurch 
ist  eine  viel  engere  Beziehung  zwischen  Verwaltung  und  Bürgern 
hergestellt,  und  diese  hat  naturgemäß  auch  eine  engere  Fühlung- 
nahme zwischen  Oeffentlichkeit  und  Verwaltung  durch  die 
Presse  gezeitigt.  Diese  Verhältnisse  dauern  auch  nach  Friedens- 
•schluß  in  fast  unverminderter  Weise  fort. 

2.  Dazu  kommt,  daß  die  politische  Umgestaltung  —  die 
-    Demokratisierung    —   der    Staats-    und    Gemeindeverwaltungen 

das  Interesse  der  Bürger  an  den  Vorgängen  in  der  Stadtver- 
waltung ebenfalls  erheblich  vermehrt  hat,  so  daß  eine  Fühlung- 
nahme zwischen  Stadtverwaltung  und  Oeffentlichkeit  durch  die 
Presse  zu  einem  größeren  Bedürfnis  geworden  ist. 

3.  Bei  dieser  engeren  Fühlungnahme  hat  es  sich  für  die 
Stadtverwaltungen  herausgestellt ,  daß  die  Nachrichtenstellen 
nicht  nur  geeignet  sind,  unmittelbar  als  Vermittelungsstellen 
zwischen  Oeffentlichkeit  und  Verwaltung  zu  dienen,  sondern 
daß  sie  auch  mittelbar  geeignet  sind,  der  Förderung  des 
Handels  und  Verkehrs,  der  Industrie,  des  Gewerbes,  der  Land- 
wirtschaft und  der  Kunst  zu  dienen,  indem  von  ihr  Veröffent- 
lichungen ausgehen,  welche  Aufklärung  über  volkswirtschaft- 
liche, soziale,  rechtliche,  lokalhistorische,  künstlerische  und  ähn- 
liche F^ragen  geben.  Sie  sind  geeignet,  das  kommunale  Leben 
zu  heben,  indem  sie  nicht  nur  einheimische,  sondern  auch 
auswärtige  Blätter  für  kommunale  Angelegenheiten  interes- 
sieren.« 

Nach  dem  Ergebnis  dieser  Umfrage  bei  33  deutschen  Groß- 
städten hatten  12  von  ihnen  keine  besonderen  Einrichtungen  für 
den  Nachrichtendienst  zwischen  Stadtverwaltung  und  Presse.  In 
zweien  dieser  Städte  war  die  Einrichtung  eines  Nachrichtendienstes 
in  Aussicht  genommen.  Von  den  übrigbleibenden  10  Städten 
besitzt  Dresden  bekanntlich  eine  eigene  politische  Tageszeitung. 
Je  nachdem  die  Organisation  des  Nachrichtendienstes  einer  be- 
stehenden Dienststelle    angegliedert    ist    oder    ob   es  sich  um  ein 
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besonderes  Amt  mit  selbständiger  Leitung  handelt,  wird  die 
Organisation  als  Nachrichtenstelle  oder  als  Presseamt  zu  bezeichnen 
sein.  Wie  auch  die  Organisation  dieses  Nachrichtendienstes 
durchgeführt  sein  mag,  immer  wird  es  sich  darum  handeln,  daß 
an  Stelle  eines  mehr  oder  weniger  gelegentlichen  und  zufälligen 
Verkehrs  mit  der  Presse  ein  planmäßiger  Nachrichtendienst  tritt 
mit  bestimmt  vorgezeichneten  Aufgaben  und  Befugnissen.  Be- 
zeichnenderweise ist  die  Nachrichtenstelle  in  einigen  Städten  mit 
dem  statistischen  Amt  verbunden ,  das  ja  nicht  selten  ähn- 
liche Berichterstatterfunktionen  ausübt,  wie  die  Redaktion  und 
Herausgabe  der  Verwaltungsberichte  und  sonstiger  einmaliger 
oder  periodischer  Veröffentlichungen.  Die  Verbindung  mit  dem 
statistischen  Amt  wird  indessen  nur  dort  durchführbar  sein,  wo 
die  statistischen  Aufgaben  auf  das  geringstmögliche  Maß  einge- 
schränkt werden.  Wenn  eine  Nachrichtensteile  oder  ein  Presse- 
amt seine  Zwecke  erfüllen  und  mit  eigener  Initiative  tätig  sein 
und  etwas  mehr  sein  soll,  als  eine  bloße  Vermittelungsstelle  von 
Nachrichtenmaterial,  so  wird  die  Arbeitskraft  des  Leiters  voll- 
kommen in  Anspruch  genommen  sein,  so  daß  daneben  eine 
statistische  Arbeitsleistung,  die  außerdem  wissenschaftlichen  An- 
sprüchen genügen  kann,  schwerlich  denkbar  ist.  Das  ergibt  sich 
ohne  weiteres,  wenn  man  sich  auch  nur  den  herkömmlichen  Auf- 
gabenkreis der  Nachrichtenstelle  und  Presseämter  näher  ansieht. 
Da  soll  sich  der  Leiter  dieses  Amtes  zunächst  über  alle  wich- 
tigeren laufenden  Fragen  auf  dem  Gebiete  der  Stadtverwaltung 
aus  eigener  Initiative  unterrichten.  Er  muß  Zutritt  zu  wichtigen 
Sitzungen  und  Besprechungen  haben,  mit  den  Spitzen  der  Ver- 
waltung darüber  einig  sein,  was  zur  Veröffentlichung  geeignet 
ist  und  was  nicht  und  außerdem  in  welcher  Form  diese  zweck- 
entsprechend erfolgt.  Der  Leiter  soll  zu  diesem  Zweck  not- 
wendigenfalls selbst  in  die  Akten  und  Protokolle  Einsicht  nehmen, 
in  Konferenzen  mit  den  Vertretern  der  Presse  regelmäßig  ver- 
handeln und  darüber  hinaus  jederzeit  in  der  Verwaltung  Umschau 
halten  nach  Material,  dessen  Bekanntgabe  im  Interesse  der  Ver- 
waltung wie  der  Oeffentlichkeit  gelegen  ist.  Er  hat  die  Tages- 
presse und  nicht  nur  die  des  Ortes  zu  verfolgen,  ebenso  die 
wichtigsten  Fachschriften  ;  Anregungen  aus  der  Presse  hat  er  an 
die  zuständigen  Stellen  weiterzuleiten  und  die  sofortige  Beant- 
wortung von  Anfragen  und  Anregungen  in  der  Presse  herbeizu- 
führen.    In  der  Regel  handelt  es   sich  hierbei  um  Geschäfte,  die 
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nicht  den  geringsten  Aufschub  vertragen.  In  allen  wichtigeren 
Mitteilungen  an  die  Presse  ist  die  Genehmigung  der  zuständigen 
Dezernenten  herbeizuführen.  Vielerorts  kommt  dazu  eine  journali- 
stische Werbetätigkeit  auch  in  der  auswärtigen  Presse  auf  dem 
Gebiete  des  Fremdenverkehrs,  der  Industriesiedlung,  des  Schul- 
wesens. Wenn  die  Einrichtung  des  Presseamtes  einer  Großstadt 
überhaupt  Sinn  haben  soll,  dann  gehört  zu  ihrer  Leitung  jeden- 
falls eine  volle  Arbeitskraft.  Bei  entsprechenden  Ansprüchen 
der  obersten  Leitung  der  Verwaltung  kann  die  Führung  eines 
solchen  Amtes  zu  den  schwierigsten  und  verantwortungsvollsten 
Aufgaben  gehören.  Eine  solche  Tätigkeit  ist  ohne  fortwährende 
persönliche  Beziehungen  zu  allen  wichtigen  Stellen  der  Verwaltung 
nicht  denkbar.  Mit  Recht  wird  in  der  Zusammenstellung  der 
Ergebnisse  der  Umfrage  des  Deutschen  Städtetages  u.  a.  darauf 
hingewiesen,  daß  der  Leiter  des  Presseamtes  Zutritt  zu  den 
städtischen  Anstalten  und  Betrieben  haben  muß. 

Die  Aufwendungen  für  ein  solches  Presseamt  aber  lassen 
sich  letzten  Endes  nur  dann  rechtfertigen,  wenn  alle  Kreise  der 
Einwohnerschaft  aus  seiner  Tätigkeit  Nutzen  ziehen  können.  Das 
Presseamt  wird  deshalb  neben  unmittelbar  praktischen  Fragen 
in  Wirtschaft  und  Verwaltung  sich  in  erheblichem  Umfange  auch 
mit  den  Aufgaben  der  Volksbildung  zu  befassen,  also  ein  Gebiet 
zu  bestellen  haben,  auf  dem  das  meiste  noch  getan  werden  muß. 

Aus  alledem  ergibt  sich  von  selbst,  daß  für  diese  Aufgaben 
die  formale  journalistische  Gewandtheit  und  die  Kenntnis  des 
Wesens  und  der  Organisation  der  Presse  keinesfalls  ausreicht. 
Nur  wo  gründliche  Kenntnis  und  Erfahrung  auf  dem  Gebiete  der 
Verwaltung  mit  journalistischen  Kenntnissen  und  Fähigkeiten  sich 
vereinigen,  können  diese  Aufgaben  in  befriedigender  Weise  be- 
wältigt werden.  Mit  bloßer  journalistischer  Routine  ist  hier 
ebensowenig  etwas  anzufangen,  wie  mit  bloßer  Verwaltungser- 
fahrung. Hier  wird  erst  allmählich  die  Nachfrage  ein  geeignetes 
Angebot  von  Bewerbern  hervorrufen.  Die  Vorbedingungen  dazu 
sind  in  Deutschland  gegeben  durch  den  zeitungskundlichen  Unter- 
richt an  einigen  deutschen  Universitäten,  an  den  sich  aller- 
dings eine  längere  praktische  journalistische  Tätigkeit  an- 
schließen muß.  Die  Bewährung  in  der  journalistischen  Praxis, 
die  ungeeignete  Kräfte  sehr  schnell  abzustoßen  pflegt,  ist  wahr- 
scheinlich eine  brauchbare  Auslese  auch  für  diejenigen  künftigen 
Verwaltungsbeamten,    die    in    anderen  Zweigen    der    Verwaltung 
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Unterkommen  finden  wollen.  Journalistische  Kenntnisse  und 
Fähigkeiten  sind  ebenso  wie  statistische  in  der  öffentlichen  Ver- 
waltung an  jeder  Stelle  von  Nutzen.  Nur  in  diesem  Sinne  kann 
die  Verwendung  von  »Journalisten«  empfohlen  werden.  Begreif- 
licherweise haben  auch  die  Interessenvertreter  der  Berufsjournalisten 
die  Frage  städtischer  Presseämter  wiederholt  behandelt  und  die 
Berufung  von  Journalisten  in  die  städtischen  Nachrichtenstellen 
empfohlen  mit  dem  Hinweis,  daß  diese  Männer  der  Praxis  vom 
Bureaukratismus  nicht  angekränkelt  seien.  (Deutsche  Presse, 
Organ  des  Reichsverbandes  der  deutschen  Presse,  Berlin  1914, 
Nr.  7.)  Das  ist  zweifellos  ebenso  richtig,  wie  die  in  der  Tages- 
presse bei  der  Erörterung  dieser  Frage  nicht  seltene  und 
selbstverständliche  Feststellung,  daß  der  Verwaltungsbeamte  als 
solcher  nicht  ausreicht.  Dagegen  sollen  Journalisten  von  vorn- 
herein zu  empfehlen  sein:  »Geschulte  Tagesschriftsteller  mit  lang- 
jähriger Erfahrung  sind  die  erste  Bedingung,  vorausgesetzt,  daß 
sie  in  ihren  Befugnissen  nicht  allzusehr  beschränkt  sind  und 
innerhalb  gewisser  großzügiger  Richtlinien  frei  arbeiten  dürfen. 
Die  Hauptsache  bleibt  aber  nach  wie  vor  die  direkte  Beziehung 
zur  Presse  und  eine  Vermeidung  jeder  Geheimniskrämerei.  Die 
letztere  wird  allerdings  durch  einen  Tagesschriftsteller  einge- 
schränkt werden,  weil  er  die  Zwecke  und  Ziele  der  Erkundigungen 
der  Presse  kennt  und  ihren  Bedürfnissen  in  geeigneter  Weise 
entgegenkommen  kann.«  —  Daß  auch  für  eine  Nachrichtenstelle 
Schweigen  Pflicht  sein  kann  und  daß  die  als  »Geheimniskrämerei« 
viel  geschmähte  Zurückhaltung  nicht  selten  ebenso  im  Interesse 
der  Verwaltung  wie  der  Oeffentlichkeit  liegt,  muß  demgegenüber 
immer  wieder  betont  werden.  Denn  auch  die  Nachrichtenstelle 
ist  ein  dienendes  Glied  der  Verwaltung  und  der  Journalist,  der 
sie  leitet,  wird  als  öffentlicher  Beamter  anderen  Richtlinien 
folgen  müssen,  wie  der  journalistische  Tagesschriftsteller  oder 
der  Angestellte  der  Tagespresse.  Der  Journalist  wird  also  nicht 
weniger  von  der  Verwaltung  wie  der  Beamte  vom  Journalismus 
zu  lernen  haben.  Die  Hauptsache  bleibt  immer  eine  gute  staats- 
wissenschaftliche Allgemeinbildung.  Ohne  diese  ist  der  routinierteste 
Verwaltungsbeamte  an  dieser  Stelle  ebensowenig  zu  gebrauchen, 
wie  der  gewandteste  Journalist,  der  nichts  als  »Schriftsteller«  ist. 
Auffassungen,  wie  die  oben  gekennzeichnete,  werden  in  der 
Tagespresse  nicht  vereinzelt  vertreten.  Ebenfalls  in  einer  Tages- 
zeitung wurde    in  jüngster  Zeit  durchaus    in    demselben    gleichen 
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Tone  über  städtische  Nachrichtenstellen  geschrieben :  »Es  ist  nun 
einmal  so,  daß  in  der  amtlichen  Luft  irgendeiner  Verwaltungs- 
beliörde  sogar  eine  Nachrichtenstelle  zu  sehr  der  Gefahr  einer 
Bureaukratisierung  ausgesetzt  ist,  mag  sie  auch  mit  Journalisten  be- 
setzt sein,  und  mag  sie  auch  von  vornherein  die  Sache  von  der 
einzig  richtigen  Seite  auffassen,  nämlich  frisch  und  impulsiv,  vir- 
tuos auf  dem  Instrument  der  Oefifentlichkeit  alles  Wissenswerte 
in  leichter  und  knapper  Form  an  die  Presse  weiterzugeben  und 
sie  jederzeit  auskunftsbereit  zu  unterstützen  ;  wenn  aber  eine  Bureau- 
kratisierung eintritt,  wenn  vielleicht  der  Gebedienst  an  die  Presse 
mehr  schematisiert  und  schabionisiert  als  aufklärt,  mehr  be- 
schönigt als  unerbittlich  aufzeigt,  dann  hat  die  Stelle  ihre  wahre 
Aufgabe  verfehlt.*  Die  Aufgaben  des  journalistischen  Leiters 
des  Presseamtes  sollen  also  auch  darin  bestehen,  daß  er  tat- 
sächliche oder  vermeintliche  Schäden  in  der  Verwaltung  »uner- 
bittlich aufzeigt«.  Die  Vorstellung,  daß  der  Leiter  einer  amtlichen 
Dienststelle  gewissermaßen  als  Anwalt  der  Oeffentlichkeit  seinem 
Auftraggeber  gegenübertritt,  entbehrt  nicht  der  Neuheit.  Früher 
kannte  man  allenfalls  eine  »Flucht  in  die  Oeffentlichkeit«,  die 
aber  wohl  mehr  eine  ultimo  ratio  als  eine  Abart  des  üblichen 
Dienstbetriebes  war.  Gegenüber  der  oben  gekennzeichneten  Auf- 
fassung von  den  Aufgaben  des  Leiters  eines  amtlichen  Presse- 
dienstes könnte  nicht  ohne  Berechtigung  geltend  gemacht  werden, 
daß  ein  solcherweise  gepriesenes  journalistisches  Verfahren  zu- 
nächst einmal  auf  dem  Gebiete  der  Tagespresse  selbst  versucht 
werden  möchte.  Es  könnte  sich  dann  etwa  darum  handeln,  daß 
der  angestellte  Tagesschriftsteller  im  Blatte  seines  Auftraggebers 
öffentlich  und  »unerbittlich«  auf  die  inneren  Widersprüche  hinzu- 
weisen hätte,  die  mitunter  zwischen  textlichem  Teil  und  Inseraten- 
teil der  Zeitung  bestehen,  oder  er  hätte  vielleicht  im  redaktio- 
nellen Teil  darauf  hinzuweisen,  daß  dieser,  wie  K.  Bücher 
lehrt,  nur  den  Zweck  habe ,  den  Inseratenteil  verkäuflich  zu 
machen.  Der  Erfolg  würde  dann  wahrscheinlich  beweisen, 
daß  ein  solches  Unterfangen  eine  völlige  Verkennung  der  Auf- 
gaben eines  amtlich  oder  privat  angestellten  Journalisten  dar- 
stellt. In  der  Tat:  eine  größere  Verkennung  der  Stellung  des 
Leiters  eines  Presseamtes  könnte  es  kaum  geben,  als  ihm  die  Auf- 
gaben eines  unabhängigen  Publizisten  zuzuweisen.  Auch  der  Re- 
dakteur in  einer  Zeitungsunternehmung,  dessen  Aufgabe  zunächst 
ist,  Nachrichten  zu  sammeln,    zu  prüfen  und  für  den  Druck  her- 
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zurichten,  kann  in  der  Regel  keinen  Anspruch  darauf  machen, 
als  unabhängiger  Publizist  bewertet  zu  werden.  Er  kann  — 
wenigstens  auf  die  Dauer  —  sich  nicht  in  Widerspruch  zu  den  Inter- 
essen seines  Auftraggebers  setzen,  seine  publizistische  Freiheit 
hört  dort  auf,  wo  das  politische  und  wirtschaftliche  Interesse  des 
Zeitungsunternehmens  beginnt.  Da  aber  der  Außenstehende  in 
der  Regel  nicht  unterscheiden  kann,  wo  diese  Unternehmungs- 
interessen anfangen  und  wo  sie  aufhören,  so  wird  er  diese  Tätig- 
keit des  angestellten  Journalisten  eben  anders  bewerten  als  die 
des  freien  Publizisten.  Folgerichtig  bleibt  deshalb  der  angestellte 
Journalist  nicht  nur  als  Redakteur,  sondern  auch  als  Tagesschrift- 
steller in  der  Regel  anonym.  Umgekehrt  ist  es  beim  freien  Publi- 
zisten. Seine  Produktion  ist  nicht  mehr  bloß  Bestandteil  des 
Organs  der  Oeffentlichkeit,  vielmehr  wird  die  Zeitung  zu  seinem 
Organ.  Er  spricht  durch  sie.  Nicht  bloß  eine  Nachricht  oder 
eine  Meinung,  sondern  eine  Persönlichkeit  wird  hier  erwartet. 
Hier  ist  nun  auch  die  Grenze,  wo  die  Anonymität  ihren  Sinn 
verliert  und  deshalb  tatsächlich  außer  Gebrauch  kommt.  Mit 
diesen  Feststellungen  ist  zugleich  die  Stellung  des  amtlichen  Jour- 
nalisten als  Leiters  des  Presseamtes  geklärt :  Keine  Verwaltung 
wird  es  sich  leisten  wollen,  in  der  Person  des  amtlichen  Jour- 
nalisten einen  Zensor  ihrer  Meinungen  und  Leistungen  zu  be- 
stellen. Dafür  besteht  auch  gar  kein  Bedürfnis,  denn  diese  Tätig- 
keit besorgt  in  ausgiebiger  Weise  bereits  das  Stadtparlament.  Da- 
mit ist  nun  keineswegs  gesagt,  daß  der  amtliche  oder  privat  an- 
gestellte Journalist  und  seine  Leistungen  geringer  zu  bewerten 
wären,  als  die  des  freien  Publizisten.  —  Die  Bedeutung  des  Re- 
daktionspersonals als  der  Vertretung  der  »Großmacht  Presse«  ist 
oft  genug  in  den  höchsten  Tönen  gepriesen  worden  und  an  jour- 
nalistischen Registrierungen  dieser  Tatsache  hat  es  nie  gefehlt. 
Eine  Wiederholung  und  Anerkennung  der  Wichtigkeit  des  Presse- 
apparates und  derjenigen,  die  ihn  bedienen,  ist  also  überflüssig, 
obwohl  zugunsten  der  Bedeutung  des  Inseratenchefs  der  Zeitung 
und  seines  Personals,  deren  wirtschaftliche  Erfolge  der  Sprache 
der  Redaktion  erst  die  Resonanz  geben,  manches  zu  sagen  wäre. 
Also  nicht  höher  oder  geringer,  sondern  grundsätzlich  anders 
ist  der  freie  Publizist  gegenüber  den  schreibenden  Mitgliedern 
eines  amtlichen    oder  privaten  Redaktionsstabes  zu  bewerten. 

Was  nun  die  Stellung  des  Leiters    eines  städtischen  Presse- 
amtes anlangt,  so  bedarf  es  keiner  weiteren  Begründung,  daß  er 
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in  die  unmittelbare  Umgebung  der  Spitze  der  Verwaltung  ge- 
hört, daß  ihm  eine  durchaus  selbständige  Stellung  zu  anderen 
Organen  der  Verwaltung  eingeräumt  werden  muß.  Das  kann 
um  so  eher  geschehen,  als  er  nicht  in  letzter  Instanz  darüber  zu 
entscheiden  hat,  was  in  die  Presse  soll  und  was  nicht.  Er  hat 
das  Bedürfnis  der  einzelnen  Dienststellen  auf  Berücksichtigung 
ihrer  Pläne  und  Leistungen  in  der  Üeffentlichkeit  nachdrücklich  zu 
fördern  und  darüber  hinaus  nach  Möglichkeit  alle  Hemmungen 
und  die  zum  Teil  traditionelle  Scheu  vor  der  öffentlichen  Be- 
handlung in  Sachen  der  Gemeindeverwaltung  aus  dem  Wege  zu 
räumen.  Den  Geist  der  Oeffentlichkeit  in  der  Verwaltung  lebendig 
zu  machen  und  lebendig  zu  erhalten,  dazu  gehört  mehr  als  der 
gute  Wille,  alles  Erreichbare  unterschiedslos  ans  Licht  zu  ziehen  ; 
vor  allem  die  Fähigkeit,  das  verlangte  Material  und  seine  Be- 
deutung für  die  Oeffentlichkeit  richtig  zu  bewerten,  sowie  nicht 
zuletzt  die  Fähigkeit,  den  oft  spröden  Stoff  zu  gestalten.  Denn 
nur  in  Form  gebracht  wird  er  für  die  Oeffentlichkeit  brauchbar 
sein.  Das  alles  ist  letzten  Endes  in  einiger  Vollkommenheit  nur 
erreichbar,  wenn  der  damit  Beauftragte  in  der  Verwaltung  auf- 
gewachsen ist.  Mit  vorzugsweise  formalen  Befähigungen  kann 
dieses  Ziel  keineswegs  erreicht  werden.  Es  handelt  sich  bei  sol- 
cher Problemstellung  eben  nicht  mehr  um  ein  bloßes  Sammeln, 
Bearbeiten  und  Weitergeben  von  Nachrichten,  sondern  um  eine 
schöpferische  Tätigkeit,  die  außerdem  ein  hohes  Maß  von  Gestal- 
tungskraft verlangt.  Wenn  es  dereinst  möglich  sein  wird,  aus 
einer  größeren  Anzahl  von  ernsthaften  Bewerbern  eine  Auswahl 
zu  treffen,  so  wird  auf  den  Nachweis  der  schriftstellerischen  Be- 
fähigung und  einer  das  gewöhnliche  Maß  überschreitenden  wissen- 
schaftlichen Allgemeinbildung  kein  geringes  Gewicht  zu  legen 
sein.  Denn  in  einem  derart  geleiteten  Presseamt  wird  nebenher 
ein  guter  Teil  der  Volksbildungsarbeit  zu  leisten  sein.  Das  wird 
besonders  dann  der  Fall  sein,  wenn  damit  die  Herausgabe  einer 
Gemeindezeitung  verbunden  werden  soll,  die  im  Gegensatz  zu 
den  meisten  der  vorhandenen  durch  Lesbarkeit  und  Vielseitig- 
keit des  Inhalts  Aussicht  auch  auf  wirtschaftlichen  Erfolg  hat. 
Kaum  beachtet  ist  bisher  die  Tatsache,  daß  ein  kommunales 
Presseamt  den  Leiter  vor  anders  geartete  Aufgaben  stellt,  als 
etwa  eine  staatliche  Pressestelle.  In  dieser  ist  allerdings  not- 
wendig dem  Leiter  ein  Einfluß  auf  den  Inhalt  versagt.  Das  ist 
nicht  nur  aus  dem  viel  weiteren  Interessengebiet  —  die  gesamte 
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Staatsverwaltung  —  bedingt,  sondern  außerdem  durch  die  Tat- 
sache, daß  dort  die  PoHtik  eine  ganz  andere  und  viel  bedeuten- 
dere Rolle  spielt  als  im  kommunalen  Presseamt.  In  diesem  wird 
der  objektive  Tatsachencharakter  der  übermittelten  Nachrichten 
und  Darstellungen  einen  viel  breiteren  Raum  einnehmen,  als  die 
Art  und  Weise  der  Stellung,  welche  die  Verwaltung  in  bestimmten 
Fragen  einnimmt.  Der  vielfach  sensationelle  Beigeschmack,  der 
politisch  bedeutsamen  Kundgebungen  oder  wichtigen  Tatsachen- 
mitteilungen einer  Pressestelle  des  Reichs  oder  eines  Landes  auf 
dem  Wege  in  die  Presse  alle  Türen  öffnet^  wird  den  kommunalen 
Nachrichten  in  der  Regel  fehlen.  Hier  wird  es  sich  dann  darum 
handeln,  das  kommunale  Nachrichtenmaterial  unter  solchen  Ge- 
sichtspunkten zur  Darstellung  zu  bringen,  die  auch  den  berech- 
tigten Interessen  der  Zeitungsleser  —  und  damit  der  Zeitung 
selbst  —  entgegenkommen.  Gelingt  es  nicht,  in  wünschenswertem 
Umfange  das  bisher  kaum  geweckte  Interesse  an  kommunalen 
PVagen  in  der  Oefifentlichkeit  wachzurufen  und  wachzuerhalten, 
dann  hat  das  Presseamt  zur  Hälfte  seine  Aufgabe  verfehlt.  Wichtig 
und  wünschenswert  ist  es,  zur  Erreichung  dieses  Zieles  die  Be- 
ziehungen zur  Tagespresse  nach  Möglichkeit  zu  pflegen.  Wie- 
weit die  Presse  bereit  und  in  der  Lage  ist,  den  Geist  der  üeffent- 
lichkeit  auf  kommunalem  Gebiete  zu  pflegen  und  zu  unterstützen 
kann  einzig  die  Erfahrung  lehren.  Die  Einmütigkeit,  mit  der 
von  journalistischer  Seite  die  Einrichtung  von  kommunalen  Presse- 
ämtern gewünscht  wird,  bietet  dafür  zunächst  keinerlei  Gewähr. 
Hier  werden  die  wirtschaftlichen  Interessen  der  Zeitungsunter- 
nehmungen ein  gewichtiges  Wort  mitsprechen.  Wahrscheinlich 
werden  trotz  aller  Rufe  nach  kommunalen  Nachrichtenstellen  und 
Presseämtern  die  Tageszeitungen  einen  wesentlich  vermehrten 
Raum  für  dieses  Gebiet  nicht  zur  Verfügung  stellen  können,  so 
daß  die  selbständige  Form  der  Gemeindezeitung  bei  einer  ratio- 
nellen Nachrichtenwirtschaft  nicht  überall  zu  umgehen  sein  wird. 
Daß  bei  solcher  Ausgestaltung  den  berechtigten  Interessen  der 
bestehenden  Zeitungsunternehmungen  Rechnung  getragen  werden 
muß,  liegt  ebenso  im  Sinn  der  gemeinnützigen  Ziele  eines  Presse- 
amtes und  muß  richtunggebend  für  die  kommunale  Zeitungspolitik 
sein,  die  es  nicht  mit  weitausschauenden  Problemen  der  wirt- 
schaftlichen und  politischen  Theorie,  sondern  mit  den  praktischen 
Fragen  des  Tages  zu  tun  hat. 

Wie  das  Zeitungswesen,  so  haben  öffentliches  Anschlagwesen 
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und  Reklame  eine  lange  Geschichte.  Das  öffentliche  Anschlag- 
wesen als  werbendes  Unternehmen  im  Rahmen  der 
kommunalen  Verwaltung  ist  dagegen  erst  neueren  Ursprungs. 
Hierbei  handelt  es  sich  entweder  um  die  öffentliche  Bekanntgabe 
amtlicher  Kundgebungen  oder  um  private  Anzeigen  und  zwar  um 
Nachrichten  oder  um  wirtschaftliche  Reklame.  Die  Einsicht  in 
die  finanzielle  Bedeutung  der  Pflege  dieser  Art  von  Gemeinde- 
betrieben ist  keineswegs  Allgemeingut  der  Theorie  und  Praxis 
der  Verwaltung,  wie  überhaupt  in  der  Verwaltungslehre  das  Nach- 
richtenwesen bisher  kaum  eine  nennenswerte  Beachtung  gefunden 
hat.  Nur  als  Gegenstand  statistischer  Beobachtung  ist  das  öffent- 
liche Anschlagwesen  selbständiger  Untersuchung  gewürdigt  wor- 
den. Wo  eine  Organisation  des  kommunalen  Nachrichtenwesens 
besteht,  sollte  das  öffentliche  Anschlagwesen  aus  Zweckmäßig- 
keitsgründen in  diese  eingefügt  werden.  Die  Behandlung  ledig- 
lich vom  gewerbe-  oder  verkehrspolizeilichen  Standpunkt  emp- 
fiehlt sich  auch  aus  finanziellen  Gründen  nicht.  Diese  Interessen 
mehr  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  liegt  gegenwärtig  Veran- 
lassung genug  vor. 

Wie  wenig  rationell  auf  diesem  Gebiete  in  der  Regel  ge- 
wirtschaftet .wurde,  zeigt  die  Darstellung  im  14.  Jahrgang  des 
Statistischen  Jahrbuchs  deutscher  Städte  für  das  Jahr  1904,  die 
ebenfalls  von  Dr.  Feig  bearbeitet  worden  ist.  In  verschiedenen 
Städten  ist  das  Anschlagsrecht  privaten  Unternehmern  völlig  ohne 
Entgelt  eingeräumt  gewesen.  Die  Einnahmen  aus  den  Anschlags- 
vorrichtungen bewegten  sich  bei  den  untersuchten  56  Städten 
zwischen  10  M.  (in  Duisburg)  und  400  000  M.  (Berlin).  München 
erzielte  aus  der  Verpachtung  im  Jahre  1904  rund  30000  M., 
Hamburg  dagegen  nur  6000  M.,  Frankfurt  a.  M.  34000  und  Köln 
nur  4600  M.  Die  Zahl  der  Anschlagvorrichtungen  —  soweit 
Mitteilungen  hierüber  vorliegen  —  war  am  größten  in  Berlin 
(iioo).  An  zweiter  Stelle  stand  Leipzig  mit  445,  dann  folgte 
Nürnberg  (183),  Straßburg  (161),  Frankfurt  a.  M.  (105),  Hamburg 
(95),  Köln  (31).  Im  Verhältnis  zur  Größe  der  Städte  ist  also 
die  Zahl  der  Anschlagvorrichtungen  und  damit  auch  der  der 
Stadt  zufließende  finanzielle  Ertrag  denkbar  verschieden.  In 
eigener  Regie  wurde  das  Anschlagwesen  nur  in  zwei  Städten, 
Chemnitz  und  Freiburg  i.  Br.,  verwaltet.  Ein  weiterer  Vorteil 
für  die  Stadt  ist  die  in  der  Regel  dem  Unternehmer  auferlegte 
Verpflichtung,  die  amtlichen  Bekanntmachungen  der  Stadt  —  mit- 
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unter  auch  die  der  staatlichen  Behörden  —  unentgeltUch  anzu- 
schlagen. Die  Anschlagesäulen  befinden  sich  in  den  meisten 
Fällen  im  Eigentum  der  Stadt.  Wie  lohnend  diese  Privatunter- 
nehmen sein  können,  zeigen  mitunter  die  Pachtbedingungen  deut- 
lich. In  Leipzig  mußte  die  Pächterin  die  bisherigen  (ihr  gehören- 
den) Plakatsäulen  sämtlich  entfernen  und  durch  neue,  nach  einem 
Entwürfe  des  städtischen  Hochbauamtes  hergestellte  Säulen  in 
vermehrter  Zahl  ersetzen,  die  mit  ihrer  Errichtung  unentgeltlich 
in  das  Eigentum  der  Stadt  übergehen  und  am  Friese  Hinweise 
auf  Postamt,  Feuermelder,  Polizei-,  Rats-  und  Sanitätswache  so- 
wie Bedürfnisanstalt  des  Bezirks  führen.  Das  Innere  der  Säule 
steht  dem  Rate  für  Einbau  von  Fernsprechern  der  Polizei,  für 
Kabel-  und  Rohrleitungen,  zur  Aufbewahrung  von  Geräten  der 
Straßenreinigung  und  dergleichen  zur  Verfügung  (vgl.  Verwal- 
tungsbericht der  Stadt  Leipzig  1909 — 191 3,  S.  205).  Nach  dem 
alten  im  Jahre  191 3  abgelaufenen  15jährigen  Vertrag  hatte  die 
Pächterin  jährlich  6000  bis  8000  M.  gezahlt.  Das  niedrigste 
Pachtangebot  betrug  nach  dem  Ergebnis  der  neuen  Ausschreibung 
30000  M.  Den  Zuschlag  erhielt  die  bisherige  Pächterin  mit 
dem  Höchstgebot  von  95  000  M. 

Bei  der  zunehmenden  Verteuerung  der  Zeitungen  ist  es  nicht 
ausgeschlossen,  daß  das  Anschlagewesen  künftig  eine  größere 
Bedeutung  für  die  Verbreitung  von  amtlichen  Bekanntmachungen 
gewinnt.  Für  einen  weiteren  Ausbau  des  Anschlagewesens  spre- 
chen also  neben  finanziellen  Gründen  auch  weiterreichende  ge- 
meinnützige Ziele.  Dem  stehen  aber  häufig  die  vieljährigen  Pacht- 
verträge hindernd  im  Wege. 

II.  Die  kommunale  Publizistik, 

Die  Erzeugnisse  der  periodischen  wie  der  nicht  periodischen 
Presse  auf  dem  Gebiete  des  Schrifttums,  das  Fragen  der  kommu- 
nalen Verwaltung  behandelt,  sind  überaus  umfangreich.  Dieses 
Schrifttum,  das  entweder  amtlichen  oder  nicht  amtlichen  Ursprungs 
ist,  bildet  trotz  seiner  vielfachen  Verzweigung  durch  die  Gemein- 
samkeit des  Inhalts  auch  vom  Standpunkt  der  Literatur  der 
Staatswissenschaften  eine  Gesamtheit :  die  kommunale  Publizistik. 
Diese  Literatur  zu  beherrschen,  ist  dem  praktischen  Verwaltungs- 
beamten nur  noch  in  seltenen  Ausnahmefällen  möglich.  Selbst 
der  Spezialist  auf  diesem  Gebiete  hat  Mühe,  sein  Gebiet  zu  über- 
blicken   und    ständig    zu  verfolgen.     So    sind    denn   alle  Voraus- 
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Setzungen  gegeben,  die  zur  Bildung  eines  neuen  Wissenschafts- 
gebiets führen,  der  Kommunalwissenschaft,  die  ihren  Stoff  der 
Volkswirtschaftslehre  und  Finanzwissenschaft  ebenso  wie  der 
Statistik  und  Verwaltungslehre  wie  der  Rechtswissenschaft  ent- 
nimmt. Besondere  Hochschulen  für  kommunale  Verwaltung  sind 
gegründet  worden,  und  auch  die  Universitäten  beginnen,  wenn 
auch  zögernd,  den  neuen  Ausbildungs-  und  Fortbildungsbestre- 
bungen auf  dem  neuen  Wissenschaftsgebiet  Rechnung  zu  tragen. 
Ein  kurzer  Ueberblick  über  diese  Publizistik  genügt,  um  die  Be- 
deutung des  kommunalen  Nachrichtenwesens  und  die  Stellung 
seiner  Erzeugnisse  in  dem  neuen  Wissenschaftsgebiet  zu  kenn- 
zeichnen. Unter  den  regelmäßig  erscheinenden  amtlichen  Ver- 
öffentlichungen sind  allgemein  verbreitet  die  Haushaltspläne  und 
Hauptrechnungen.  In  größeren  Städten  erscheinen  sie  als  mehr 
oder  weniger  umfangreiche  selbständige  Veröffentlichungen.  Im 
Auszug  und  in  mannigfacher  Bearbeitung  gehen  sie  in  die  Ver- 
waltungsberichte, statistischen  Jahrbücher  und  in  ähnliche  Publi- 
kationsformen über.  In  den  Hauptergebnissen  werden  sie  ferner 
Bestandteil  der  Fachpresse  wie  der  lokalen  Tageszeitungen.  In 
ähnlicher  Weise  finden  die  zahlreichen  Drucksachen  und  Vor- 
lagen, die  von  der  Stadtverwaltung  dem  Stadtparlament  über- 
mittelt werden,  und  ebenso  die  in  größeren  Gemeinwesen  im  Druck 
erscheinenden  Verhandlungen  der  Stadtverordneten,  ihre  weitere 
Verbreitung.  Eine  Zentralstelle  für  kommunale  Publizistik  ist 
vielerorts  das  statistische  Amt.  Ihm  liegt  in  der  Regel  die  Be- 
arbeitung der  regelmäßig  erscheinenden  und  oft  sehr  umfang- 
reichen Verwaltungsberichte  ob,  vor  allem  aber  die  Herausgabe 
eigener  Publikationen,  wie  statistische  Jahrbücher,  statistische 
Vierteljahrs-,  Monats-  oder  Wochenberichte.  Vielfach  ist  dem 
statistischen  Amt  auch  die  Herausgabe  von  sonstigen  statistischen 
Mitteilungen  und  Monographien  über  einzelne  Zweige  der  Ver- 
waltung neben  den  Darstellungen  besonderer  Zählungsergebnisse 
übertragen.  Zahlreiche  Sonderveröffentlichungen  auf  den  ver- 
schiedensten Gebieten  der  Verwaltung  reihen  sich  dem  an.  Grö- 
ßere wirtschaftliche  Betriebe,  chemische  Untersuchungsanstalten, 
Museen,  Theater,  Lesehallen  legen  Wert  darauf,  die  Ergebnisse 
ihrer  Tätigkeit  und  ihrer  Erfahrungen  zu  publizieren  und  unter- 
einander auszutauschen.  Die  Tätigkeit  der  Stadtbezirksärzte,  der 
Arbeitsnachweise,  der  umfangreichen  amtUchen  und  halbamtlichen 
Organisationen  auf  dem  Gebiet    der   sozialen  Fürsorge  erfordern 
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in  gleicher  Weise  eine  größere  Oeffentlichkeit  und  Austausch- 
möglichkeit, wie  sie  in  periodischen  Sonderveröffentlichungen  ge- 
geben ist.  In  Leipzig  besteht,  wie  schon  erwähnt,  auf  dem  Ge- 
biete der  sozialen  Fürsorge  neben  umfangreichen  Organisations- 
und Adressenverzeichnissen  eine  besondere  Fachzeitschrift.  Die  in 
den  Tageszeitungen  veröffentlichten  amtlichen  Bekanntmachungen 
finden  —  soweit  sie  wichtigere  statutarische  Bestimmungen  ent- 
halten —  mitunter  in  besonderen  Ortsgesetzblättern  eine  selb- 
ständige Publikationsform.  Der  Krieg  und  mehr  noch  die  Kriegs- 
folgen haben  in  diese  kommunale  Publizistik  allerdings  empfind- 
liche Lücken  gerissen,  so  daß  die  Organisation  des  kommunalen 
Nachrichtenwesens  dringend  einer  Neuregelung  bedarf.  Die  Ge- 
meindezeitungen in  ihrer  herkömmlichen  Form  sind  in  der  Regel 
nicht  im  mindesten  geeignet,  den  notwendigsten  publizistischen 
Bedürfnissen  der  Verwaltung  zu  genügen. 

Nicht  weniger  vielseitig  ist  die  nicht  amtliche  kommunale 
Publizistik,  die  periodische  sowohl  als  auch  die  nichtperiodische. 
Neben  rein  wissenschaftlichen  Untersuchungen  nimmt  die  in  be- 
stimmter Richtung  kommunalpolitisch  orientierte  Literatur  einen 
breiten  Raum  ein.  Wissenschaftliche  Publikationsgesellschaften, 
wie  z.  B.  der  Verein  für  Sozialpolitik,  haben  kommunalen  Fragen 
ganze  Reihen  von  Schriften  gewidmet.  Mit  ausgesprochen  poli- 
tischer Tendenz  hat  die  von  Paul  HirscJi  herausgegebene  Samm- 
lung: »Sozialdemokratische  Gemeindepolitik'^  zahlreiche  Unter- 
suchungen geliefert.  In  gleicher  Linie  stehen  zum  Teil  die  Schrif- 
ten amtlicher  Sozialisierungsstellen  und  überhaupt  die  massen- 
haft auftretende  Literatur  über  die  Frage  der  Kommunalisierung. 
Wie  die  Veröffentlichungen  der  sächsischen  Landesstelle  für  Ge- 
meinwirtschaft haben  manche  andere  Publikationen  auf  dem  Ge- 
biete der  kommunalen  Publizistik  halbamtlichen  Charakter.  Zu 
diesen  Uebergangsformen  gehören  z.  B.  auch  die  (unpolitischen) 
Mitteilungen  des  deutschen  Städtetages,  die  ebenso  wie  das  kom- 
munale Jahrbuch  bereits  zu  den  periodischen  Formen  der 
nichtamtlichen  Publizistik  gehören.  Vor  dem  Kriege  wurden 
gegen  20  kommunale  Fachzeitschriften  gezählt,  ungerechnet  die- 
jenigen zahlreichen  periodischen  Schriften,  die  nicht  ausschließ- 
lich dieses  Gebiet  pflegten.  Ein  Teil  der  kommunalen  Fach- 
presse, wie  die  oben  genannten  Mitteilungen  des  deutschen  Städte- 
tages und  die  kommunale  Praxis  hat  außerdem  für  die  Zeitungs- 
presse den  Charakter  von  Korrespondenzen.   Im  übrigen  ist  auch 
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auf  diesem  Gebiete  die  gewerbsmäßige  Zeitungskorrespondenz 
vertreten.  —  Zu  den  Publikationsformen,  die  niciit  ausschließlich 
die  kommunale  Publizistik  vertreten,  diese  aber  pflegen  und  ihrer 
Bedeutung  nach  aus  diesem  Literaturgebiet  nicht  verwiesen  wer- 
den können,  gehört  schließlich  die  Tagespresse.  Schon  die  Tat- 
sache, daß  größere  Blätter  unter  ihren  Redakteuren  und  regel- 
mäßigen Mitarbeitern  nicht  selten  Spezialisten  für  kommunale 
Fragen  beschäftigen,  beweist  die  Zugehörigkeit  der  Tagespresse 
zur  kommunalen  Publizistik  und  damit  —  abgesehen  von  vielen 
anderen  Beziehungen  —  zur  Literatur  der  Staatswissenschaft. 

Von  der  amtlichen  Literatur  unterscheidet  sich  die  nicht- 
amtliche also  in  bemerkenswerter  Weise,  so  daß  von  einer  grund- 
sätzlichen Verschiedenheit  gesprochen  werden  kann.  Bei  der 
amtlichen  Publizistik  —  wenigstens  auf  kommunalem  Gebiet 
—  tritt  der  Na  chrichtenchar  akter  und  damit  die  Tat- 
sächlichkeit des  Berichteten  stark  in  den  Vordergrund. 
Selbst  in  den  verschiedenen  Formen  der  Darstellung  und 
Formung  des  Nachrichtenmaterials  tritt  das  unverkennbar  herv^or. 
Die  nicht  amtUche  kommunale  Publizistik  gibt  dagegen  im  gro- 
ßen Umfange  —  soweit  nicht  technische  und  rein  wissenschaft- 
liche Fragen  zur  Diskussion  stehen  —  ihre  partei-  und  wirtschafts- 
politische Orientierung  in  der  Regel  ebenso  deutlich  zu  erkennen. 
Wenn  das  von  der  einen  Seite  nicht  ohne  Selbstgefühl  geschieht, 
so  kann  dem  nicht  jede  Berechtigung  abgesprochen  werden. 
Denn  nur  diese  Richtung  hat  eine  bemerkenswerte  literarische 
Tradition  auf  diesem  Gebiete  aufzuweisen.  Die  andere  Seite  hat 
eine  so  geschlossene  und  systematische  Darstellung  und  Begrün- 
dung ihrer  Wirtschaftspolitik  nicht  zustande  gebracht.  Ihre  Ver- 
waltungspraktiker waren  in  der  Hauptsache  Juristen,  und  ihnen 
lag  die  volkswirtschaftliche  Behandlung  der  Probleme  in  der  Regel 
zu  wenig,  als  daß  sie  mit  Aussicht  auf  Erfolg  hätten  daran 
denken  können,  ihre  Auffassung  mit  der  gleichen  Geschlossen- 
heit zur  Geltung  zu  bringen. 

Zu  den  Aufgaben  des  Leiters  eines  Presseamtes  wird  es 
ferner  gehören,  die  kommunalpolitische  Literatur  zu  verfolgen, 
das  Wesentliche  vom  Unwesentlichen  zu  unterscheiden  und  die 
Vertreter  der  einzelnen  Verwaltungszweige  auf  wichtige  Publika- 
tionen hinzuweisen.  Selbst  eine  kommunale  Wirtschaftspolitik 
zu  treiben,  ist  aber  nicht  seines  Amtes.  Ein  selbständiges  Urteil 
in  volkswirtschaftlichen  Fragen   ist  für   ihn  unerläßlich.     Er  muß 
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unterscheiden  können,  wo  die  gesicherten  Ergebnisse  der  wissen- 
schaftUchen  nationalökonomischen  Erkenntnis  aufhören  und  wo 
auf  wirtschaftlichem  Gebiete  die  Meinungen  und  Ansprüche  der 
politischen  Konfessionen  beginnen. 

III.  Wesen   und  Aufgabe    des   kommunalen  Nach- 
richtenwesens. 

Das  Nachrichtenwesen  ist  nur  ein  Teil  der  Publizistik.  In 
den  amtlichen  Formen  der  kommunalen  Publizistik,  den  Bekannt- 
machungen, Mitteilungen,  Veröffentlichungen  fehlen  politische  und 
ähnliche  Meinungsäußerungen  fast  vollkommen.  Bezeichnend  für 
die  amtliche  kommunale  Publizistik  ist  also  der  Tatsachen- 
charakter der  Nachricht. 

Die  vielfachen  oft  versteckten  Möglichkeiten  und  Wege  einer 
Einwirkung  auf  die  Presse,  die  in  der  staatlichen  Politik  eine 
Notwendigkeit  bedeuten,  können  in  dem  leichter  übersehbaren 
kommunalen  Leben  entbehrt  werden.  Hier  arbeiten  die  Abge- 
ordneten der  Parteien  in  erheblicher  Zahl  in  engster  Fühlung- 
nahme mit  der  Verwaltung  an  den  Aufgaben  des  Gemeinwesens. 
In  dem  örtlich  begrenzten  Arbeitsgebiet,  das  von  dem  Beteiligten 
bei  interessierter  Mitarbeit  —  in  einigen  Zweigen  wenigstens  — 
auch  von  dem  Abgeordneten  sehr  wohl  übersehen  werden  kann, 
kommt  nicht  die  Beeinflussung,  sondern  die  Information 
durch  die  Presse  in  Frage.  Hier  kann  es  im  Prinzip  nur  Nachrich- 
ten  tatsächlicher  Art  geben  und  jede  andere  Preßpolitik 
muß  letzten  Endes  Schiftbruch  leiden.  P^eilich  kann  nicht  nur 
in  der  Form  der  Mitteilung,  sondern  auch  in  dem  Verschweigen 
eine  wohl  berechnete  Politik  liegen.  Indessen  sind  dergleichen 
kaum  vermeidbaren  menschlichen  und  politischen  Schwächen  auf 
dem  Gebiete  der  amtlichen  kommunalen  Publizistik  enge  Grenzen 
gesteckt.  Wie  weit  dem  vorgebeugt  werden  soll,  können  die  un- 
mittelbaren Interessenten  selbst  durch  eine  zweckentsprechende 
Organisation  des  amtlichen  Pressedienstes  bestimmen.  —  Der 
Tatsachencharakter  der  Nachricht  auf  dem  Gebiet  der  amtlichen 
kommunalen  Publizistik  erinnert  in  mancher  Hinsicht  an  den  sach- 
lichen, neutralen,  wissenschaftlichen  Charakter  der  Statistik.  Das 
ist  schon  deswegen  kaum  verwunderlich,  weil  die  Statistik  von  jeher 
als  die  Wissenschaft  von  den  Tatsachen  bezeichnet  worden  ist  und 
außerdem  im  kommunalen  Nachrichtenwesen  herkömmlicherweise 
eine  zentrale  Stellunsr  einnimmt.  Diesen  Charakter  haben  die  meisten 


532 


Dr.  Schöne : 


kommunalstatistischen  Aemter  von  jeher  zu  wahren  gewußt.  Wo 
sie  die  Grenze  der  statistischen  Tatsachenfeststellung  überschritten 
und  das  wirtschaftspolitische  Gebiet  betreten  haben,  ist  das  von  den 
Konsumenten  der  Statistik  mit  Recht  als  abwegig  zurückgewiesen 
worden.  Wenn  sonst  unerfüllte  Wünsche  blieben,  so  lagen  diese  von 
jeher  auf  denjenigen  Gebieten  der  Sozialstatistik,  die  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  von  der  statistischen  Untersuchung  überhaupt 
nicht  beleuchtet  wurden.  Nicht  ohne  Grund  war  die  neutrale  Statistik 
der  Boden,  auf  dem  um  die  »Oeffentlichkeit  in  Staatssachen«  im 
i8.  Jahrhundert  der  Kampf  begann.  Wie  der  sehr  konservative 
hessische  Staatsminister  Freiherr  Friedrich  Karl  von  Moser,  der 
in  der  Geschichte  der  staatswissenschaftlichen  Publizistik  des 
i8.  Jahrhunderts  noch  heute  einen  ehrenvollen  Platz  behauptet, 
gegen  die  »Hundedemut«  der  Deutschen  eiferte,  Goethe  die  »deut- 
sche Bedientenseele«  verhöhnte,  kämpfte  der  Göttinger  Professor 
Ludwig  von  Schlözer  um  die  Oeffentlichkeit  in  Staatssachen,  um 
die  amtliche  Statistik.  Wie  Minister  und  Potentaten  und  frei- 
mütig selbst  die  Kaiserin  Maria  Theresia  seine  Anschauungen  be- 
achteten, ist  bekannt  genug.  »Unzählige  Gebrechen  des  Landes 
sind  Fehler  der  Staatsverwaltung :  die  Statistik  zeigt  sie  an,  kon- 
trolliert dadurch  die  Regierung,  wird  gar  ihr  Ankläger  .  .  .  Aber 
ist  die  ehrliche  Statistik  von  der  Rednerbühne  geworfen,  so 
schleicht  sich  ihre  Bastard-Schwester,  die  chronique  scandaleuse, 
hinauf,  ruft  Wahrheit  und  Lüge  durcheinander  ....  Offene  und 
Jahr  aus  Jahr  ein  fortgesetzte  Statistik  ist,  so  wie  das  Barometer 
der  bürgerlichen  Freiheit,  also  auch  die  unverdächtigste  und  ur- 
kundliche Lobrede  auf  eine  weise  Regierung.« 

Was  Schlözer  vor  mehr  als  hundert  Jahren  schrieb,  gilt  zwei- 
fellos noch  heute  :  die  Pflege  und  die  Ausbildung  der  Statistik 
ist  der  sicherste  Maßstab  politischer  Bildung.  Wie  für  die 
Tatsachenwissenschaft  der  Statistik  gilt  auch  für  die  amtliche 
kommunale  Publizistik  Sachlichkeit  und  Wahrheit  als  oberstes 
Gesetz.  Alle  politischen  Parteien  müssen,  wie  in  die  Statistik, 
so  auch  in  die  amtliche  kommunale  Publizistik  das  Vertrauen 
setzen  können,  daß  eine  Brunnenvergiftung  absolut  ausgeschlos- 
sen ist.  Wie  der  Staat  die  statistische  Stelle  in  unmittelbare 
Nähe  der  obersten  Verwaltung  setzt,  so  soll  in  der  ähnlich 
gearteten  kommunalen  Publizistik  ein  gleiches  geschehen.  Die 
Eigenart  dieser  Funktionen  auch  verfassungsmäßig  festzulegen 
und   zu   sichern,    bleibt   eine   wichtige   öffentlich-rechtliche    Auf- 
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gäbe,  die  im  wohlverstandenen  Interesse  aller  Parteien  liegt. 
Aus  ihrem  Wesen  ergibt  sich  also  klar  die  Aufgabe  der  kom- 
munalen Publizistik :  den  Tatsachencharakter  der  Nach- 
richten auf  kommunalem  Gebiete  nicht  zu  überschreiten.  Un- 
zweckmäßig ist  es  deshalb,  ein  Presseamt  zur  Propagandastelle 
für  Industriesiedlungen,  für  Fremdenverkehr,  Ausstellungswesen, 
kurz :  zum  kommunalen  Mädchen  für  alles  zu  machen.  In  dieser 
Art  von  Dienstbarkeit,  die  vielfach  in  kleineren  Städten  auch  den 
statistischen  Aemtern  übertragen  wird,  kann  das  Bewußtsein  für 
die  publizistischen  Aufgaben  nicht  gestärkt  und  erzogen  werden. 
Man  ist  deshalb,  wohl  nicht  nur  aus  Gründen  der  intellektuellen 
Reinlichkeit,  dazu  übergegangen,  besondere  Wirtschaftsämter 
einzurichten. 

Deshalb  sind  auch  bloße  juristische  und  volkswirtschaftliche 
Beamte  für  solche  publizistische  Aufgaben  ebenso  ungeeignet  wie 
bloße  journalistische  Routiniers.  Erst  allmählich  wird  es  einer 
noch  zu  entwickelnden  politischen  Kultur  gelingen,  die  hier 
zweifellos  vorhandenen  praktischen  Bedürfnisse  der  Verwaltung 
zu  befriedigen.  Denn  hier  handelt  es  sich  einerseits  um  die  un- 
mittelbar der  Verwaltung  zu  leistenden  Dienste,  andererseits  um 
den  Dienst  in  der  staatsbürgerlichen  Volksbildung. 

Innerhalb  der  Verwaltung  besteht  die  Aufgabe  des  kommu- 
nalen Nachrichtendienstes  in  der  Nachrichtensammlung 
und  in  der  N  a  c  h  r  i  c  h  t  e  n  v  e  r  b  r  e  i  t  u  n  g.  Die  Sammlung 
von  Nachrichten  erstreckt  sich  sowohl  auf  das  Entgegennehmen 
der  dem  Presseamt  von  den  verschiedenen  Dienststellen  über- 
mittelten Nachrichten,  als  auch  auf  das  Aufsuchen  und  die  Bearbeitung 
des  für  die  Oeffentlichkeit  wichtigen  Nachrichtenmaterials  aus 
dem  Bereich  der  Verwaltung.  Daneben  gehört  zu  den  Aufgaben 
des  kommunalen  Nachrichtendienstes  die  Sammlung  und  Bereit- 
haltung amtlicher  und  nichtamtlicher  Nachrichten  außerhalb  des 
Bereichs  der  eigenen  Verwaltung.  Insbesondere  ist  die  kommu- 
nale Fachpresse  und  die  Tagespresse  genau  zu  verfolgen  und  das 
Bemerkenswerte  daraus  an  die  oberste  Leitung  der  Verwaltung 
und  die  sonst  in  Frage  kommenden  einzelnen  Dienststellen  weiter- 
zuleiten. Das  auf  diese  Weise  gewonnene  Material  wird  zum 
Zwecke  etwaigen  weiteren  Gebrauchs  einem  Nachrichten-  und 
Zeitungsarchiv  einverleibt.  Zweckmäßigerweise  geschieht  auch 
die  Verfolgung  der  nichtperiodischen  kommunalen  Publizistik, 
der    wissenschaftlichen    und   politischen  Fachliteratur    durch    das 
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Presseamt.  Daraus  ergibt  sich  von  selbst  eine  nahe  Verbindung 
mit  der  amtlichen  Bibliothek  der  Verwaltung,  die  auch  vielfach 
als  praktisch  empfunden  worden  ist.  Auf  dem  Gebiete  der  Nach- 
richten v  e  r  b  r  c  i  tung  dient  das  amtliche  Nachrichtenwesen  in 
gleicher  Weise  den  Interessen  der  Verwaltung  wie  der  Oeffent- 
lichkeit.  Neben  der  Uebermittelung  von  Nachrichten  tatsächlichen 
Inhalts  kommt  die  Richtigstellung  von  Preßnotizen  in  Frage. 
Auch  darüber  hinaus  ist  der  Versuch  einer  Einflußnahme  auf  die 
Presse  unbedenklich,  wenn  die  amtliche  Herkunft  solcher  Artikel 
erkennbar  ist.  Welche  Form  der  Uebermittelung  der  Nachrichten 
an  die  Presse  gewählt  wird,  hängt  von  vielerlei  Umständen  ab 
und  muß  den  örtlichen  Verhältnissen  angepaßt  werden.  Wenn 
die  Verwaltung  nicht  selten  bewußt  darauf  verzichtet,  das  Nach- 
richtenmaterial der  Presse  zuzustellen  und  sich  damit  begnügt, 
es  an  bestimmter  Stelle  zur  Abholung  durch  die  Presse  bereit 
zu  legen,  so  erinnert  diese  Gepflogenheit  einigermaßen  an  wirt- 
schaftliche Grenzbeziehungen  von  Urwaldbewohnern.  Um  auch 
den  Schein  einer  Beeinflussung  der  Presse  durch  die  Gewährung 
von  Nachrichten  zu  vermeiden,  genügt  es,  wenn  die  amtliche 
Quelle  im  Druck  erkennbar  ist.  Dafür  zu  sorgen  ist  Sache  der 
Redaktionen.  Das  andere  Extrem  ist  die  Einführung  von  regel- 
mäßigen Konferenzen  mit  den  Vertretern  der  Presse.  Hier  sollen 
vom  Leiter  des  Presseamtes  oder  den  unmittelbar  verantwortlichen 
Stellen  der  Verwaltung  Auskünfte  aller  Art  gegeben,  Vorlagen  an 
das  Stadtparlament,  Haushaltspläne  und  sonstige  schwer  über- 
sichtliche und  umfängliche  Drucksachen  erläutert  werden.  So 
notwendig  und  erwünscht  gelegentlich  eine  persönliche  Aussprache 
mit  den  Vertretern  der  Presse  auch  im  Interesse  der  Verwaltung 
sein  kann,  so  wenig  wird  auf  die  Dauer  eine  so  intensive  Be- 
arbeitung und  Belastung  der  Preßorgane  haltbar  sein.  Nur  über 
einzelne  und  grundsätzliche  Fragen  wird  eine  persönliche  Füh- 
lungnahme notwendig  und  nützlich  sein.  Nicht  Instruktion,  son- 
dern Information  muß  die  Aufgabe  solcher  Konferenzen  sein. 
Daß  aber  selbst  so  weitgehende  Einrichtungen  dem  Bedürfnis 
der  Presse  nicht  voll  entsprechen,  hat  die  Erfahrung  verschiedent- 
lich gezeigt  und  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  der  Zeitung.  Der 
Redakteur  legt  nicht  ohne  Grund  Wert  auf  Originalartikel.  Solche 
kann  keine  amtliche  Stelle  für  jede  Zeitung  besonders  liefern. 
Die  gleichmäßige  Bedienung  der  Presse  ist  ihr  Pflicht.  Dem- 
gegenüber ist  der  Journalist,    wie  sich   aus  Presseäußerungen  er- 
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gibt,  leicht  geneigt,  die  einheitlichen  Berichte  der  amtlichen  Nach- 
richtenstelle als  »Waschzettel«  zu  betrachten.  Als  solcher  gilt 
nicht  nur  die  Selbstempfehlung  des  Buchverlegers  für  seine  Pro- 
dukte, woher  er  den  Namen  hat,  sondern  nicht  selten  auch  das 
im  öffentlichen  Interesse  versandte  Nachrichtenmaterial.  Mit  sol- 
chem hatte  es  die  Presse  vor  der  Einrichtung  von  amtlichen 
Nachrichtenstellen  wohl  auch  in  der  Regel  zu  tun.  Die  bekann- 
teste Art,  die  aber  ebenfalls  diese  Bezeichnung  nicht  verdient,  ist 
der  vom  Auftraggeber  meist  verlangte  und  formulierte  textliche 
Hinweis  im  redaktionellen  Teil  auf  amtliche  Bekanntmachungen, 
Hier  wird  erst  mit  der  Gewöhnung  an  die  Tätigkeit  amtlicher 
Nachrichtenstellen  eine  andere  Auffassung  sich  durchsetzen,  die 
deren  Nachrichten  und  Ausarbeitungen  als  das  bewertet,  was  sie 
in  der  Tat  sind,  nämlich  als  Korrespondenzen.  Die  geringere 
Bewertung  dieses  Materials  ist  wohl  mit  in  dem  Umstand  zu 
suchen,  daß  es  im  Gegensatz  zu  anderen  gewerbsmäßigen  Kor- 
respondenzen nichts  kostet.  Wenn  also  in  der  Presse  mitunter 
darüber  geklagt  wird,  daß  trotz  der  Einrichtung  eines  Presseamtes 
die  Zeitungsvertreter  versuchen  müssen,  an  einzelne  Dienststellen 
heranzukommen  und  sich  über  die  berufene  Stelle  hinweg  Infor- 
mationen zu  verschaffen,  so  beweist  das  nichts  gegen  das  Presse- 
amt. Am  wenigsten  dann,  wenn  es  sich  um  Informationen  handelt, 
die  andere  Blätter  dann  nicht  erhalten.  Hier  ist  also  zu  unter- 
scheiden zwischen  dem  privaten  Geschäftsinteresse  eines  Zeitungs- 
unternehmens und  dem  öffentlichen  Interesse,  dessen  Wahrnehmung 
der  Presse  zukommt.  Wo  dieses  nicht  zu  seinem  Recht  zu  kom- 
men scheint,  wird  die  Berufsorganisation  der  Presse  immer  baldige 
Abhilfe  erreichen.  Ebensosehr  wird  die  Aufgabe  des  Presseamts 
und  das  Wesen  der  öffentlichen  Verwaltung  verkannt,  wenn  mit- 
unter darüber  geklagt  wird,  daß  nicht  jede  Information  sofort 
von  dem  beamteten  Journalisten  der  Verwaltung  gegeben  werden 
könne  und  dieser  mitunter  erst  selbst  Information  einholen  müsse. 
In  diesem  Punkte  kann  die  Verwaltung  im  eigenen  und  in  der 
Regel  ebenso  im  öffentlichen  Interesse  nicht  anders  handeln  als 
jeder  Großbetrieb  und  schließlich  jede  große  Zeitung  selbst,  die 
um  Information  auf  journalistischem  oder  geschäftlichem  Gebiet 
angegangen  wird. 

Ueberaus  vielseitig  ist,  wie  oben  gezeigt,  die  amtliche  kom- 
munale Publizistik.  In  die  breiten  Massen  der  am  Gemeinde- 
leben  beteiligten   Personen    dringt    diese    publizistische  Literatur 
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nicht ;  bestenfalls  nur  auf  dem  Umweg  über  die  Tagespresse,  die 
den  Nachrichtenstoff  in  verschiedenem  Umfange  in  der  ihr  zu- 
sagenden Aufmachung  und  Tendenz  verarbeitet  und  weiter- 
gibt. Für  die  beruflich  und  ehrenamtUch  an  der  Gemeindever- 
waltung beteiligten  und  die  wissenschaftlich  an  dieser  Literatur 
interessierten  Personenkreise  kommen  die  amtlichen  Veröffent- 
lichungen zunächst  in  Betracht.  Darüber  hinaus  aber  gehen  sie 
alle  Staatsbürger  an,  die  in  der  Gemeinde  ihren  Wohnsitz  haben 
und  ihre  gemeindebürgerlichen  Rechte  ausüben.  Durch  kommunale 
und  sonstige  Büchereien  sind  diese  Schriften  auch  allen  zugäng- 
lich. Trotzdem  kann  von  ihnen  gesagt  werden,  daß  sie  vom 
Standpunkt  der  staatsbürgerlichen  Volksbildung  nahezu  unter 
Ausschluß  der  Oeffentlichkeit  erscheinen.  Wenige  nur  können 
das  Material  in  der  dargebotenen  Form  lesen  und  selbständig 
beurteilen.  Mögen  die  umfangreichen  Berichte  an  Lesbarkeit 
gewonnen  haben,  in  der  Gliederung  des  Stoffes  übersichtlicher 
geworden  sein :  die  Massenhaftigkeit  des  dargebotenen  Materials 
schreckt  den  Ungeübten  zurück,  der  die  Lektüre  nicht  zum  Studium 
ausdehnen  kann  oder  will.  Hier  ist  die  periodische  Form 
der  Presse  berufen ,  die  wichtigsten  Aufgaben  der 
staatsbürgerlichen  Volksbildung  zu  übernehmen, 
das  Wesentliche  und  Tatsächliche  der  Vorgänge  in  zusammen- 
hängender F"orm  übersichtlich  zu  gestalten  und  zu  verbreiten. 
Unberührt  von  den  Interessen  der  Zeitungsunternehmungen  und 
lediglich  geleitet  von  der  Berichterstattungspflicht  der  Verwaltung 
und  den  Zielen  der  staatsbürgerlichen  Volksbildung  kann  dies 
nur  von  einer  neutralen  Nachrichtenstelle ,  dem  kommunalen 
Presseamt  in  einer  selbständigen  und  politisch  nicht  interessierten 
Gemeindezeitung  geschehen.  Ob  es  sich  um  die  Organisation 
und  die  Tätigkeit  der  allgemeinen  Verwaltung  und  die  ihrer  viel- 
fachen Dienststellen  handelt  oder  um  die  großen  wirtschaftlichen 
Unternehmungen  der  Gemeinde ,  um  ihre  Bildungsanstalten, 
Schulen,  Museen,  Theater,  überall  wird  es  sich  darum  handeln, 
neben  der  eigentlichen  Verwaltungstätigkeit  über  die  weiter- 
reichenden Ziele  und  Probleme  auf  diesen  Gebieten  den  Leser 
zu  unterrichten.  Die  Nutzbarmachung  der  öffentlichen  Biblio- 
theken, Museen  und  Theater  für  die  Ziele  der  Volksbildung  hat 
kaum  begonnen.  Auf  dem  Gebiet  der  staatsbürgerlichen 
Volksbildung  ist  für  weite  Schichten  aber  nahezu  alles  erst  noch 
zu    leisten.     Die  Gemeindezeitung    kann    hier    der  Rahmen   sein, 
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der  alles  wesentliche  zusammenfaßt  und  zum  Gebrauch  bereit 
hält.  Auch  unter  Ausschluß  aller  Parteipolitik:  eröffnet  sich  der 
Gemeindezeitung  ein  so  umfangreiches  Arbeits-  und  Interessen- 
gebiet, so  daß  das  Gespenst  der  Langweiligkeit,  dem  bisher  die 
meisten  Gemeindezeitungen  in  der  Form  von  bloßen  Anzeige- 
blättern zum  Opfer  gefallen  sind,  nicht  gefürchtet  zu  werden 
braucht. 

IV.  Kommunale  Nachrichtenpolitik. 

Damit  ist  bereits  das  Gebiet  der  kommunalen  Nachrichten- 
politik berührt.  Hier  spielt  die  Tagespresse  als  Organ  der  amt- 
lichen Publizistik  eine  wichtige  Rolle.  Sie  nimmt  die  amtlichen 
Bekanntmachungen  auf  und  gewährt  den  kommunalen  Angelegen- 
heiten weiten  Raum.  Neben  Mitteilungen  tatsächlicher  Art  nimmt 
die  politische  und  nach  Befinden  kritische  Behandlung  kommunaler 
Fragen  das  Hauptinteresse  in  Anspruch.  Die  Zeitung  ist  hierin 
keineswegs  frei.  Die  Interessen  des  Leserkreises  machen  ge- 
bieterisch ihr  Recht  geltend.  Eine  parteipolitisch  gerichtete  Zei- 
tung wird  ihren  Lesern  nicht  zumuten,  in  ihren  Parlaments- 
berichten die  Argumente  der  Gegner  in  derselben  Ausführ- 
lichkeit zu  lesen ,  wie  die  Meinungsäußerungen  der  Partei- 
freunde. Die  Generalanzeigerpresse  wird  das  vermeintlich  An- 
stößige überhaupt  vermeiden.  In  einem  Punkte  aber  sind  fast 
alle  Organe  der  Tagespresse  einig :  in  dem  Streben  nach  Wirkung. 
P^indruck  auf  den  Leser  zu  machen,  ihn  zu  gewinnen  und  zu 
fesseln,  ist  das  notwendige  politische  oder  wirtschaftUche  Ziel 
jeder  Zeitungsunternehmung.  Daß  damit  den  allen  gemein- 
samen staatlichen  und  gemeindebürgerlichen  Interessen  nicht 
immer  zum  Ziele  verholfen  wird,  liegt  in  der  Natur  der  Sache. 
Im  notwendigen  Kampf  der  verschiedenen  Interessen  ist  auch  die 
sogenannte  unpolitische  Presse  —  als  wirtschaftliche  Unter- 
nehmung —  selbst  Partei.  Eine  zielbewußte  kommunale  Nach- 
richtenpolitik hat  diese  Tatsachen  in  Rechnung  zu  stellen  und 
nach  Möglichkeit  die  Nachteile  auszugleichen,  die  sich  aus  dem 
Kampf  der  Interessen  für  die  Gesamtheit  ergeben.  Wenn  die 
allen  gemeinsamen  Ziele  der  kommunalen  und  staatlichen  Wohl- 
fahrt und  eine  nach  Möglichkeit  reibungslose  Zusammenarbeit 
der  verschiedenen  Volkskreise  erreicht  werden  sollen,  dann  ist 
die  unumgängliche  Voraussetzung  eine  alle  Beteiligte  erreichende 
neutrale,    sachliche    Berichterstattung    über    die   Angelegenheiten 
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der  öffentlichen  Verwaltung  und  eine  ausreichende  Information, 
die  geradezu  das  Rückgrat  der  staatsbürgerlichen  Volksbildung 
zu  werden  berufen  ist. 

Ohne  die  bedeutenden  Bildungsmöglichkeiten  im  geringsten 
in  Frage  zu  stellen,  welche  die  moderne  Tagespresse  der  Masse 
ihrer  Leser  bietet,  muß  gesagt  werden,  daß  die  Tagespresse 
ihrer  ganzen  Eigenart  entsprechend  die  oben  genannten  Auf- 
gaben allein  nicht  erfüllen  kann.  Die  Ansprüche,  die  an  sie 
gestellt  werden,  schließen  das,  zum  Teil  wenigstens,  geradezu 
aus.  Pas  ergibt  sich  aus  dem  Wesen  der  modernen 
Zeitung. 

Was  in  der  modernen  Tagespresse  am  meisten  hervortritt, 
ist  der  dem  Bedürfnis  der  Lesermasse  folgende  Zug  zur  Sensation. 
Gut  fundierte  Zeitungen,  die  eine  eigene  Tradition  haben  und 
pflegen,  amtliche  Zeitungen,  mitunter  auch  Parteiblätter,  können 
es  sich  leisten,  diesem  Zug  der  Zeit  Widerstand  zu  leisten. 
Andere  können  und  wollen  es  um  so  weniger.  Das  gibt  sich  in 
der  gegen  frühere  Jahrzehnte  stark  veränderten  Art  der  Auf- 
machung, in  der  Zerreißung  des  Textes  durch  marktschreierhafte, 
aufdringliche  und  übertriebene  Ueberschriften  ebenso  zu  erkennen, 
wie  in  der  Formulierung  der  Anzeigen  auf  dem  Stellenmarkte 
des  Redaktionspersonals  im  Zeitungsverlag,  dem  Organ  der  Zei- 
tungsunternehmer. Der  Begriff  der  Sensation,  der  ganz  harmlos 
zunächst  sinnliche  Wahrnehmung  bedeutet,  erhält  in  bezug  auf 
die  Lesermasse  sofort  einen  bedenklichen  Bedeutungswandel  in 
das  grobsinnliche.  Als  »Große  Sensation«  preisen  wandernde 
Artisten  oder  Lichtspielhäuser  ihre  Leistungen  der  Menge  an. 
Die  Tagespresse  leistet  mit  wenig  Ausnahmen  auch  ohne  diese 
Anpreisung  ähnliches.  Ein  neuer  Mordprozeß  muß  mit  allen 
Nebensächlichkeiten  vorgeführt  werden  und  ist  imstande ,  die 
ganze  Disposition  eines  Textabschnittes  über  den  Haufen  zu 
werfen.  Es  ist  das  auf  die  Masse  eingestellte  Niveau,  das  den 
Journalisten  wie  den  Volksredner  anregt  und  in  gewissem  Um- 
fange geradezu  nötigt,  sich  an  das  allen  Gemeinsame  zu  w^enden. 
Diese  Masse  ist  aber,  wie  Simmel  in  seiner  soziologischen 
Studie  über  das  soziale  und  das  individuelle  Niveau  gezeigt  hat, 
etwas  anderes  als  die  Summe  der  Einzelnen.  Sie  ist  ein  durch- 
aus neues  Gebilde,  »das  sich  nicht  aus  den  jeweils  vollständigen 
Individualitäten  ihrer  Teilnehmer,  sondern  aus  denjenigen  Wesens- 
teilen   eines  jeden  herstellt,    in  denen  er  mit  anderen  koinzidiert 
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(übereinstimmt),  und  die  also  keine  andern  als  die  primitivsten, 
in  der  organischen  Entwicklung  zu  unterst  stehenden  sein  können.« 
Diejenigen,  die  d  i  e  s  e  r  Masse  und  dem  Niveau,  daß  jedem  ihrer 
Elemente  zugänglich  sein  muß ,  dienen  —  dazü  gehören  die 
Journalisten  —  nennt  Simmel  geistig  und  ethisch  gefährdete 
Persönlichkeiten.  Die  Masse  handelt  nach  anderen  Gesetzen  als 
das  Individuum.  Sie  »lügt  nicht  und  heuchelt  nicht«  und  handelt 
als  solche  »ohne  jedes  Bewußtsein  der  Verantwortung.«  Aus 
dieser  »Niveaudifferenz  zwischen  dem  Subjekt  Individuum  und 
Subjekt  Masse«  erklärt  sich  die  in  der  Literatur  wie  im  täglichen 
Leben  immer  wieder  bemerkbare  Verachtung  der  Masse  als 
solcher.  Das  trifft  nicht  nur  die  untersten  Schichten  der  Be- 
völkerung. Auch  in  anderen  und  selbst  in  kleineren  Kreisen 
wird  ähnliches  beobachtet.  So  sollen  nach  einer  Aeußerung 
Friedrichs  des  Großen  seine  Generäle  die  vernünftigsten  Leute 
sein,  wenn  er  mit  jedem  allein  spräche,  versammle  er  sie  aber 
zu  einem  Kriegsrat,  so  seien  sie  Schafsköpfe.  Die  Verachtung 
der  Masse  durch  den  Einzelnen  braucht  durchaus  nichts  Un- 
logisches zu  haben,  weil  sie  den  Einzelnen  nicht  trifft  und  die 
Masse  alles  andere  als  etwa  einen  Mittelwert  darstellt.  Viel  eher 
handelt  es  sich  um  ein  Minimum,  und  nicht  ohne  Berechtigung 
ist  zum  Beispiel  das  Recht  als  >ethisches  Minimum«  bezeichnet 
worden.  Inwieweit  das  soziologische  Gesetz  der  Masse  auf  dem 
Gebiet  des  Zeitungswesens  Geltung  hat,  braucht  hier  nicht  weiter 
ausgeführt  zu  werden.  Daß  bedeutsame  Wechselwirkungen  zwi- 
schen Zeitung  und  Masse  bestehen,  kann  jedenfalls  nicht  be- 
zweifelt werden.  Sie  bezeichnen  die  Grenzen  der  Wirksamkeit 
der  Zeitung  als  Organ  der  Volksbildung. 

Mit  der  Autorität  des  gedruckten  Wortes  verkörpert  die 
Tagespresse  die  öffentliche  Meinung.  Diese  öffentliche  Meinung 
ist  ein  Ungeheuer,  ebenso  rätselhaft  wie  die  Seeschlangen  und 
Fabelwesen,  die  einen  ganzen  Zweig  der  Zeitungsliteratur  im 
i6.  Jahrhundert  beschäftigten.  Die  öffentliche  Meinung  in  der 
periodischen  Presse  ist  eine  verhältnismäßig  junge  Er- 
scheinung. Die  weltliche  und  kirchliche  Obrigkeit  bestimmte 
ehemals  den  Ton.  Landesherrliche  Mandate,  gefundene  und  ge- 
stohlene Sachen  wurden  am  Rathause  bekannt  gemacht  oder  vom 
Pfarrer  von  der  Kanzel  verkündet.  Das  politische  Nachrichten- 
blatt, die  Ordinari-Postzeitung,  enthielt  sich  jeder  Meinungs- 
äußerung.    Flüchtigeren   und    weniger  leicht  kontrollierbaren  Er- 
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Zeugnissen  der  Presse  blieb  es  überlassen,  die  freie  Meinungs- 
äußerung in  die  Massen  zu  tragen  oder  ihrer  Stimmung  Ausdruck 
zu  geben.  Die  gewaltige  Macht,  die  dereinst  die  Publizität  der 
Kanzel  besessen  hat,  ist  später  auf  dem  Umwege  über  die  Ge- 
lehrtenrepublik und  die  statistischen  Journale  des  18.  Jahrhunderts 
auf  die  Tagespresse  übergegangen.  Was  in  diesen  Journalen 
und  der  jungen  Tagespresse  sich  auswirken  konnte,  beruhte 
durchaus  auf  der  Persönlichkeit  des  Publizisten,  der  in  der  Regel 
auch  als  Herausgeber  zeichnete.  In  der  umfangreichen  Unter- 
nehmung, zu  der  allmählich  die  moderne  Tageszeitung  sich  ent- 
wickelt hat,  ist  die  wirtschaftliche  Seite  von  größtem 
Gewicht.  Das  hat  zur  Trennung  des  Publizisten  vom  Heraus- 
geber geführt.  Als  Unternehmung  folgt  nun  die  Zeitung  eigenen, 
wirtschaftlichen  Gesetzen.  Der  Publizist  im  alten  Sinne ,  als 
Herausgeber,  verschwindet.  Unternehmer  und  ein  neuer  Typ  von 
Privatangestellten,  Journalisten,  teilen  sich  in  seine  Aufgaben, 
Aus  den  Ruinen  der  alten  Publizistik  ersteht  die  Zeitungsfabrik. 
Ihr  Lebensmark  sind  die  Erträge  des  Inseratenteils,  der  den  Aus- 
bau des  kostspieligen  Nachrichtensystems  ermöglicht.  Das  Bezugs- 
geld übersteigt  kaum  den  Wert  des  dem  Leser  gelieferten  Papiers, 
Die  Gefahr  der  Abhängigkeit  des  redaktionellen  Teils  vom 
Inseratenteil  entsteht.  Bedenklich  ist  nicht  diese  Tatsache  als 
solche,  sondern  der  Umstand,  daß  sie  außerhalb  des  Unternehmens 
nicht  bekannt  zu  sein  braucht  und  daß  der  textliche  Teil  nicht 
wie  die  alte  Nachrichtenpresse  bloß  Nachrichten  tatsächlicher 
Art  bringt.  Vielmehr  spielt  die  Leitung  der  öffentlichen  Meinung 
—  nicht  nur  allgemein  erkennbar  im  Leitartikel  —  und  ihre 
Beeinflussung  eine  größere  Rolle  als  je.  Nichtsdestoweniger  wird 
der  Anspruch ,  zugleich  Ausdruck  der  öffentlichen 
Meinung  zu  sein,  nicht  eben  bescheidener.  Dazu  kommt,  daß 
die  Lesermasse  immer  umfangreicher  wird,  das  Niveau  nach  den 
oben  angedeuteten  soziologischen  Erkenntnissen  also  kaum  besser 
sein  kann.  Wenn  schon  die  paar  Generale  Friedrichs  des  Großen, 
als  Gesamtheit,  nicht  unbedenklich  waren,  was  kann  dann  von 
dem  Publikum  eines  Generalanzeigers  erwartet  werden.?  In  der 
Tat  fehlen  neben  den  obligaten  Lobeserhebungen  über  die  Be- 
deutung der  Presse  keineswegs  kritische  Stimmen,  die  neue  Wege 
der  Entwicklung  weisen  und  ebensowenig  Mißverständnisse,  die 
mit  Ansprüchen  an  die  Zeitung  auftreten,  die  längst  vergangenen 
Epochen    der  Zeitungsgeschichte    angehören.     Dahin   zu  rechnen 
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sind  die  nicht  selten  gehörten  Vorwürfe  der  Gesinnungslosigkeit 
und  Charakterlosigkeit.  Mit  den  —  beim  Individuum  sehr  schönen, 
vielleicht  auch  nicht  seltenen  —  Eigenschaften  des  Charakters 
und  der  Gesinnung  ist  es  nun  eine  eigene  Sache,  wenn  sie  von 
einer  Aktiengesellschaft,  einer  G.  m.  b.  H.  oder  auch  von  einer 
personalen  Unternehmungsform  mit  einem  mehr  oder  weniger 
umfangreichen  Stab  von  angestellten  und  nicht  angestellten  Mit- 
arbeitern vorausgesetzt  werden.  Auch  an  die  beteiligten  Aktionäre 
oder  Genossenschaftsmitglieder  könnte  hierbei  gedacht  werden. 
Wieweit  auch  hier  das  soziologische  Gesetz  der  Masse  Geltung 
hat,  mag  dahingestellt  bleiben.  Ohne  Frage  aber  besteht  die 
Tatsache,  daß  die  Zeitungsunternehmung  ihren  eigenen  —  wirt- 
schaftlichen —  Gesetzen  folgt.  Diese  können  auf  die  Dauer  nicht 
verletzt  werden,  ohne  daß  der  wirtschaftliche  Sinn  der  Unter- 
nehmung verneint  wird  und  sie  sich  selbst  aufgibt.  Ebenso  ein- 
leuchtend ist  daneben,  daß  die  tatsächliche  oder  scheinbare  Beob- 
achtung ungeschriebener  ethischer  Forderungen  mit  den  wirt- 
schaftlichen Interessen  einer  solchen  Unternehmung  nicht  unbe- 
dingt in  Widerspruch  zu  stehen  braucht,  ja  in  gewissem  Umfange 
geradezu  als  notwendig  erscheint.  Mit  dem  Verschwinden  oder 
Verblassen  der  kirchlichen  und  obrigkeitlichen  Leitung  des  Volkes 
erlischt  nicht  das  Bedürfnis  der  Massen  nach  Führung  und  Autorität. 
Im  gedruckten  Wort  der  Tagespresse,  im  rhythmischen  Takt  der 
Periodizität  ertönt  immer  aufs  neue,  eindringlich  und  einhämmernd, 
das  Leitmotiv ;  bei  besonderen  Anlässen  gesteigert,  besonders 
nachhaltig  und  wirkungsvoll.  Diese  Wirkung  ist  tatsächlich,  nicht 
nur  in  der  Einbildung  der  Leitpersonen.  In  wessen  Hände  in 
kritischen  Momenten  die  Presse  kommt,  der  kann  das  politische 
Glaubensbekenntnis  der  Mehrheit  der  Einwohner  einer  ganzen 
Stadt  bestimmen.  An  Beispielen  dafür  fehlt  es  nicht.  Auch  daher 
ist  jeder  Gesinnungswechsel  für  die  Zeitung  gefährlich,  weil  der 
Masse  verdächtig.  Stetigkeit  und  Beharrlichkeit  in  den  Ansichten 
und  Zielen  wird  leicht  als  Gewähr  der  Richtigkeit  und  Zuver- 
lässigkeit, Ehrlichkeit  und  Charakterfestigkeit  hingenommen.  Wenn 
diese  »Garantieen«  der  Autorität  brüchig  werden,  wenn  Streit  und 
persönliche  Verunglimpfungen  im  eigenen  Lager  offenbar  werden, 
dann  sind  die  Folgen  unabsehbar.  Dann  folgt  die  Masse  nach 
denselben  soziologischen  Gesetzen  neuen  Führern,  die  mit  der 
bisherigen  oder  mit  erhöhter  Stärke  das  gewohnte  Leitmotiv  er- 
tönen lassen.     Nicht  Intellekt  und  Ueberlegung,  sondern  Instinkt 
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und  Gefühle,  nicht  Ueberzeugung,  sondern  Ueberredung  sind  die 
Mittel  der  Massenbeherrschung.  Dasjenige  Zeitungsunternehmen, 
das  den  ungeschriebenen  Gesetzen  der  Masse  am  besten  zu  folgen 
versteht ,  mit  der  feinsten  Einfühlung  die  Möglichkeiten  und 
Grenzen  der  Leitung  erkennt,  wird  unter  sonst  gleichen  Umstän- 
den auch  wirtschaftlich  am  erfolgreichsten  sein.  Die  ausgeprägte 
starke  Persönlichkeit,  der  Publizist  der  alten  Zeit  vom  Schlage 
eines  Moser,  Schlözer,  Schubart  mit  allen  seinen  Ecken  und 
Kanten  ist  für  solche  Aufgaben  nicht  eben  geschickt.  Heute 
handelt  es  sich  nicht  mehr  oder  nicht  mehr  lediglich  darum, 
die  Besten  zur  Gesinnung  und  zur  Tat  aufzurufen,  sondern  es 
ist  nach  soziologischer  Gesetzmäßigkeit  die  breiteste  Basis  für 
das  Unternehmen,  die  Zeitungsfabrik,  zu  gewinnen,  das  Niveau 
zu  finden,  auf  dem  vom  P'riseurlehrling  bis  zum  General  jeder 
das  Seine  findet  und  Hunderttausende  zur  Lesermasse  eines  Blattes 
sich  zusammenfinden.  Wie  diese  Aufgabe  lösbar  ist,  hat  die 
jüngste  Zeitungsgeschichte  an  mancherlei  Beispielen  und  Arten 
gezeigt.  Diese  Massen  wollen  nicht  bloß  geleitet,  sondern  auch 
respektiert  sein,  ganz  zu  schweigen  von  Rücksichten,  welche 
die  Inseratenkundschaft  stillschweigend  auferlegt.  In  diesen  Wir- 
kungskreis sich  einzufühlen  und  einzugliedern  muß  die  Pflicht 
und  das  Bestreben  eines  jeden  angestellten  Mitarbeiters  sein. 
Und  ehe  er  dessen  recht  gewahr  wird,  ist  er  drin.  Seine  Interessen 
werden  die  des  Unternehmens,  ideell  und  wirtschaftlich.  Nicht 
anders  wie  etwa  beim  Syndikus  einer  öffentlichen  oder  sonstigen 
Körperschaft  ergibt  sich  bald  eine  vollkommene  Interessengemein- 
schaft mit  dem  Auftraggeber.  Der  einzelne  wird  —  im  engeren 
Verbände  —  wieder  Glied  einer  Gesamtheit,  die  auf  Gedeih  und 
Verderb  verbunden  ist.  Ihre  wirtschaftlichen  Ziele  sind  —  volks- 
wirtschaftlich —  berechtigte  Interessen  wie  die  anderer  Unter- 
nehmungen in  dem  Organismus  der  Volkswirtschaft.  Daß  diese 
Interessen  aber  —  von  löblichen  Ausnahmen  abgesehen  —  den 
Ton  angeben,  daß  die  geschäftliche  Leitung  mit  innerer  Not- 
wendigkeit die  oberste  Leitung  sein  muß,  weil  sie  allein  die 
Tragweite  eines  Artikels,  einer  Notiz  überblicken  kann,  das  ist 
mehr  als  ein  Schönheitsfehler  bei  einer  Institution,  die  gelegentlich 
mit  den  ethischen  Aspirationen  eines  Anwalts  der  Oeffentlichkeit 
aufzutreten  berufen  scheint.  Das  bleibt  nicht  immer  ohne  P"olgen 
für  die  Redaktion:  »Die  vordem  Mitarbeiter  genannt  wurden, 
also  in  mehrfachem  Sinne  als  gleichberechtigt  erkannt  wurden  . .  .  ., 
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die  werden  fein  sachte  niedergedrückt  auf  die  Stufe  anderer  An- 
gestellter in  anderen  Betrieben,  denen  eine  Meinung  nur  inner- 
halb des  unmittelbaren  Ressorts  zusteht  und  auch  da  eben  nur 
soweit,  als  sie  nicht  mit  der  Ansicht  des  Chefs  und  mit  seinem 
weiteren  Ueberblick  über  die  Gesamtinteressen  des  Blattes  in 
Widerstreit  geraten  kann.«  Das  schreibt  —  wenn  auch  etwas 
übertrieben  —  ein  guter  Kenner  des  Zeitungswesens,  J.  J.  David, 
in  einer  lesenswerten  Studie  über  die  Zeitung. 

Nun  gibt  es  zwei  Möglichkeiten,  mit  diesen  Tatsachen  sich 
abzufinden :  man  gewöhnt  sich  an  sie,  begnügt  sich  damit,  sie 
klar  und  deutlich  zu  erkennen  und  sie  in  Rechnung  zu  stellen, 
oder  aber  man  sinnt  auf  Abhilfe.  Da  indessen  diese  Schönheits- 
fehler der  Tagespresse  in  der  wirtschaftlichen  Natur  der  Unter- 
nehmung, der  Zeitungsfabrik,  liegen,  können  sie  nur  durch  eine 
Radikalkur  beseitigt  werden.  Sicher  am  meisten  zeitgemäß  ist 
da  in  Ost-  und  Mitteleuropa  der  Gedanke  an  eine  Sozialisie- 
rung oder  an  eine  Kommunalisierung.  Versuche  in  dieser 
Richtung  werden  sicher  lehrreich  sein,  für  den  Unternehmer 
ebensosehr  wie  für  das  Arbeiter-  und  Angestelltenpersonal,  das 
bislang  sein  Brot  in  diesen  Zeitungsbetrieben  fand.  Ernsthafte 
Versuche  in  dieser  Richtung  sind  bisher  nur  von  nicht  verant- 
wortlicher politischer  Seite  gemacht  worden,  die  selbst  nicht  im 
Besitz  einer  nennenswerten  Presse  war.  Die  einigermaßen  ent- 
wickelte Parteipresse  aller  Richtungen  folgt  dagegen  mit  ver- 
schwindenden Ausnahmen  denselben  wirtschaftlichen  und  sozio- 
logischen Gesetzen,  denen  die  privatkapitalistische  Generalanzeiger- 
presse gehorcht.  Lamentationen  über  die  bürgerliche  Wahlbe- 
tätigung proletarischer  Frauen  und  Mädchen  auf  der  Vorderseite 
und  umfangreiche  Ankündigungen  der  »Kavalierbälle«  auf  der 
Rückseite  desselben  Blattes  in  der  Nummer  eines  radikalen 
Blattes  und  ähnliche  Widersprüche  sind  keine  Seltenheiten.  In 
der  Regel  muß  man  in  der  rein  kapitalistischen  Generalanzeiger- 
presse sehr  genau  zusehen,  um  etwas  Gleichwertiges  zu  entdecken. 
Bei  dem  finanziellen  Interesse,  das  bei  allen  Parteien  an  der 
Aufrechterhaltung  des  ihre  Presse  stützenden  Anzeigewesens  vor- 
handen ist,  scheinen  die  Pläne  und  Versuche,  die  auf  eine  Los- 
trennung des  politischen  Nachrichtenteils  vom  Inseratenteil  hin- 
arbeiten, bis  auf  weiteres  vorwiegend  akademischer  Art  zu  bleiben. 
Der  Gedanke,  das  Inseratenwesen  als  Staats-  oder  Kommunal- 
institut   von    der   politischen  Tagespresse    nach  dem  Vorbild  der 
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Intelligenzblätter  des  i8.  Jahrhunderts  zu  trennen,  ist  in  der 
staatswissenschaftlichen  Zeitungsliteratur  immer  wieder  aufge- 
taucht. Die  Pläne  der  Münchner  Räterepublik  vom  Jahre  1919, 
die  sich  mit  der  Sozialisierung  der  Presse  befaßten  und  ihre 
Ueberführung  in  »städtische  Verfügungsgewalt«  vorsahen,  ver- 
raten, daß  hierbei  nicht  lediglich  »üble  Dilettanten  am  Ruder« 
gewesen  sein  können,  wie  z.  B.  Jöhlinger  in  seinem  Buch  über 
Zeitungswesen  annimmt.  Eine  Kommunalisierung  der  Presse  wird 
aber  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen  wahrscheinlich 
nur  dann  diskutabel  sein,  wenn  sie  in  wirtschaftlicher  Hinsicht 
nicht  bloß  ohne  Opfer  für  die  davon  betroffenen  Einzelnen  wie 
für  die  Gesamtheit  möglich  ist,  sondern  darüber  hinaus  noch 
etwas  einbringt.  Das  aber  wird  dabei  am  wenigsten  zu  erwarten 
sein,  ganz  abgesehen  davon,  daß  ein  erheblicher  Teil  der  Presse 
im  textlichen  wie  im  Anzeigenteil  durchaus  nicht  bloß  lokale 
Bedeutung  hat.  Im  übrigen  werden  die  Beteiligten,  vom  Unter- 
nehmer und  Chefredakteur  bis  zum  Setzer  und  Drucker,  ein 
Wort  mitzusprechen  haben,  bevor  mit  Experimenten  begonnen 
wird. 

So  wenig  Aussicht  auf  Erfolg  eine  derartige  Umgestaltung 
der  Tagespresse  zu  haben  scheint,  läßt  sich  die  Bedeutung  der 
Frage  einer  Pressereform  nicht  verkennen  1).  Als  einst  um  die 
Preßfreiheit  gerungen  wurde,  stand  die  überwiegende  Masse  der 
Nation  der  Regierung  fordernd  gegenüber.  Heute  ist  die  Regie- 
rung ein  Organ  der  Volksmehrheit  selbst.  Der  alte  Gegensatz 
zwischen  Regierung  und  Presse  hat  seine  fundamentale  Bedeutung 
verloren.  Die  Nation  löst  sich  auf  in  Partei-  und  Interessen- 
gruppen, die  sich  gegenseitig  befehden.  An  diesem  Kampfe  ist 
die  Presse  mittelbar  oder  unmittelbar  beteiligt.  Auch  soweit  sie 
nicht  Parteipresse  ist,  kann  sie  als  wirtschaftliche  Großunter- 
nehmung nicht  unberührt  bleiben.  Die  formale,  rechtliche,  Frei- 
heit der  Presse  ist  —  kaum  errungen  —  durch  ihre  wirtschaft- 
liche Verflechtung  zum  guten  Teil  wirkungslos  geworden  oder 
hat  ihren  Inhalt  verloren.  Die  »Großmacht«  Presse  ist  seitdem  nicht 
mehr  eine  freie,  publizistische,  sondern  eine  wirtschaftliche  und 
damit  eine  politische  Großmacht.  Als  sie,  wie  zur  Zeit  Schlözers 
im    letzten  Drittel    des   18.  Jahrhunderts,    rechtlos    und   vogelfrei 


i)  Karl  Bücher    hat    inzwischen  der  »Frage  der  Preßreform«  eine  besondere 
Studie  gewidmet  (Tiibingen   1922). 
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war,  stellte  sie,  gleich  der  Publizität  der  Kanzel,  eine  moralische 
Macht  dar,  der  selbst  die  Großen  der  Welt  aus  dem  Wege  gingen. 
Mit  der  Persönlichkeit  des  Publizisten  stand  und  fiel  diese  Macht 
der  alten  Presse.  Sie  selbst  war  nur  ein  Instrument  in  der  Hand 
jener  publizistischen  Persönlichkeiten.  Das  ist  die  Presse  heute 
noch,  nur  in  völlig  veränderter  Bedeutung.  Aus  dieser  Ver- 
gangenheit der  Zeitung  erklären  sich  die  oft  erhobenen  ethischen 
Forderungen,  die  an  den  »Charakter«  und  die  »Gesinnung«  der 
Zeitung  gestellt  werden.  Sie  sind  der  I  n  d  i  v  i  d  u  a  1  ethik  ent- 
nommen. So  zweifelhaft  die  Berechtigung  ist,  einen  derartigen 
Maßstab  an  einen  wirtschaftlichen  Großbetrieb  anzulegen,  findet 
diese  Beurteilung  eine  —  scheinbare  —  Rechtfertigung  in  dem 
Inhalt  der  Zeitung  selbst.  Tatsächlich  sind  solche  Ansprüche, 
wie  bereits  erwähnt,  allerdings  ungereimt,  jf.  jf.  David  bezeichnet 
es  in  der  genannten  Monographie  über  die  Zeitung  geradezu  als 
albern,  von  der  Zeitung  in  ihrer  heutigen  Form  eine  feste  Ge- 
sinnung zu  verlangen.  —  Die  Zeitung  als  solche  wäre  hiernach 
ebenso  amoralisch  wie  der  Brief  oder  das  Flugblatt  oder  wie 
die  Post,  die  Eisenbahn,  der  Telegraph  und  andere  Beförderungs- 
mittel. 

Steht  das  fest,  so  ist  damit  auch  die  Richtung  der  kommunalen 
Zeitungspolitik  bestimmt :  Nicht  Umsturz  des  Bestehenden,  Um- 
formung der  Zeitung  und  etwa  ihre  Moralisierung  wird  das  Ziel 
sein,  sondern  die  Schaffung  neuer  Formen  neben  den  alten. 
Auch  diese  werden  in  ethischer  Hinsicht  auf  alle  Aspirationen 
verzichten,  also  amoralisch  sein  müssen.  Sie  sollen  die  Zeitungen 
in  ihrer  gegenwärtigen  Form  nicht  ersetzen,  sondern  ergänzen 
und  das  bieten,  was  die  Lesermassen  von  der  politischen  Tages- 
presse weder  erwarten  noch  wünschen:  Berichterstattung  rein 
tatsächlicher  Art  in  rebus  publicis,  also  über  die  Gegenstände 
des  Staats-  und  Gemeindelebens  unter  Ausschluß  jedes  politischen 
und  wirtschaftlichen  Interessenstandpunktes.  Der  Staatsbürger 
soll,  und  zwar  zunächst  von  dem  Standort  der  lokalen  Selbst- 
verwaltung aus,  in  sachlicher  Weise  mit  dem  staatskundlichen 
Tatsachenmaterial  bekannt  gemacht  werden,  dessen  Kenntnis- 
nahme die  unmittelbare  Voraussetzung  einer  jeden  staatsbürger- 
lichen Betätigung  ist  —  oder  vielmehr  sein  sollte.  Die  staats- 
bürgerliche Volksbildung  kann  auf  die  Dauer  nicht  lediglich  in 
der  Hand  von  Zeitungsredaktionen  liegen,  die  selbst  beim  besten 
Willen    und    der    vollkommensten    Einsicht    von  allerlei  Zufällig- 
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keiten  und  Interessen  abhängig  sind.  Ein  Skandalprozeß  mit 
allen  Einzelheiten  oder  eine  Revue  der  Sensationsfilme  der  Woche 
kann  vom  Standpunkt  vieler  Leser  und  damit  auch  des  Zeitungs- 
unternehmers vielleicht  wichtiger  sein,  als  alles  andere.  Schon 
längst  ist  eine  sachUche  Orientierung  in  vielen  Dingen  des  Staats- 
und Gemeindelebens  nur  durch  die  Beobachtung  einer  Mehr- 
zahl von  Zeitungen  verschiedener  Richtung  möglich.  Daß  diese 
in  anderen  Ländern  ziemlich  verbreitete  Gepflogenheit  unter  den 
gegenwärtigen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  in  Deutschland 
heimisch  werden  könnte,  ist  nicht  zu  erwarten.  Um  so  not- 
wendiger ist,  daß  womöglich  in  jeder  Haushaltung  neben  dem 
politischen  Tageblatt  das  staatskundliche  Wochenblatt,  die  Ge- 
meindezeitung,  womöglich  kostenlos,  verbreitet  wird,  als  der 
Sammelplatz,  auf  dem  allen  Staatsbürgern  die  Möglichkeit  ge- 
geben ist,  ohne  bengalische  Beleuchtung  den  nackten  Tatsachen 
der  wirtschaftlichen  und  staatlichen  Entwickelung  ins  Gesicht  zu 
sehen.  Ansätze  zu  einer  solchen  Entwicklung  sind  vorhanden. 
Seit  etwa  Jahresfrist  veröffentlicht  das  Statistische  Reichsamt  in 
der  neuen  Zeitschrift  »Wirtschaft  und  Statistik«  das  wichtigste 
staatskundliche  Tatsachenmaterial  in  monatlichen  Heften.  Da 
der  Nachdruck  mit  Quellenangabe  gestattet  ist,  haben  diese  Hefte 
für  die  Tagespresse  zugleich  den  Charakter  einer  Zeitungs- 
korrespondenz. Wie  weit  dieser  ebenso  wichtige  wie  interessante 
Stoff  von  der  Tagespresse  unmittelbar  oder  in  verarbeiteter  Form 
aufgenommen  wird,  ist  schwer  zu  entscheiden.  Groß  ist  aber 
anscheinend  die  Benutzung  nicht.  Vieles  davon,  soweit  es 
überhaupt  Beachtung  findet,  geht  rettungslos  und  unvermeidlich 
in  dem  Meer  des  Allerlei  unter,  aus  dem  der  Inhalt  jeder  Zei- 
tungsnummer besteht. 

Es  gehört  zu  den  notwendigsten  Aufgaben  einer  wissen- 
schaftlichen Zeitungskunde,  dergleichen  praktischen  Fragen  ein- 
mal nachzugehen  und  gelegentlich  einer  statistischen  Untersuchung 
des  Zeitungsinhalts  festzustellen,  in  welcher  Weise  und  in  welchem 
Umfange,  in  welcher  Vollständigkeit  verschiedene  Tageszeitungen 
aktuelles  Tatsachenmaterial  staatskundlicher  Art  übermitteln. 
Begreiflicherweise  spielen  hier  redaktionelle  Gepflogenheiten, 
finanzielle  Leistungsfähigkeit  und  manches  andere  eine  ebenso 
große  Rolle  wie  Zufälligkeiten  mancherlei  Art.  Das  dem  Unter- 
nehmungscharakter der  Zeitung  entsprechende  Bedürfnis  geht 
dahin,  nach  Möglichkeit  durch  Originalartikel  auch  dann  vor  den 
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konkurrierenden  Blättern  sich  auszuzeichnen,  wo  ein  bedeutsames 
staatskundUches  Nachrichtenmaterial  in  seiner  schmucklosen  Tat- 
sächlichkeit vielleicht  eindringlicher  spricht ,  als  irgendeine 
redaktionelle  Zurichtung.  Kann  eine  solche  nicht  sofort  geschehen 
oder  mit  größter  Schnelligkeit  ein  Mitarbeiter  dafür  in  Bewegung 
gesetzt  werden,  so  wird  mitunter  der  Gegenstand  eher  überhaupt 
fallen  gelassen,  als  daß  er  gegenüber  anderen  Blättern  > ver- 
spätet« den  Lesern  vorgesetzt  wird.  —  Aber  selbst  wenn  sich 
inhaltlich  auf  diese  Weise  die  verschiedenen  Tageszeitungen  eines 
Ortes  auf  das  glücklichste  ergänzen  und  in  ihrer  Gesamtheit 
einen  vollständigen  Ueberblick  über  die  staatskundUchen  und 
kommunalen  Zustände  und  Vorgänge  ermöglichen  würden,  müßte 
diese  Tatsache  für  die  große  Masse  der  Zeitungsleser,  für  das 
»Einzeitungspublikum«,  ohne  praktische  Bedeutung  bleiben.  Dazu 
kommt,  daß  —  besonders  auf  kommunalem  Gebiete,  wo  hart 
im  Räume  sich  die  Sachen  stoßen  —  das  Bedürfnis  hervortritt, 
die  Dinge  im  Sinne  des  jeweils  aufgenommenen  Leitmotivs  zu- 
recht zu  rücken.  Viel  wichtiger  noch  ist,  was  weggelassen  wird 
und  was  nicht,  da  aus  Raumgründen  alles  auf  keinen  Fall  ge- 
bracht werden  kann.  Was  objektiv  ist  —  oder  vielmehr  ge- 
wesen ist,  erfährt  der  Leser  in  begrenztem  Umfange  womöglich 
am  ersten  aus  den  Veröffentlichungen  s  tatist  is  eher  Art,  wenn 
die  Wogen  längst  geglättet  sind,  also  zu  spät. 

Dennoch  besteht  ein  erhebliches  öffentliches  Interesse 
nicht  nur  an  der  objektiven,  sondern  auch  an  der  —  wenn  auch 
relativ  —  vollständigen  Darstellung  des  Sachverhalts.  Solange 
man  der  überwältigenden  Mehrheit  der  Zeitungsleser  nicht  Geld 
und  zugleich  Zeit  geben  kann,  um  mehrere  Zeitungen  neben- 
einander zu  lesen,  wird  die  Notwendigkeit  kaum  bestritten  wer- 
den können,  ein  Blatt  für  alle  Gemeindebürger  zu  haben,  das 
weder  politische  Tageszeitung  ist,  noch  erwerbswirtschaftlichen 
Interessen  folgen  muß.  Nur  eine  solche  Gemeindezeitung  kann 
sich  der  Aufgabe  unterziehen,  das  kommunale  und  staatskund- 
liche  Tatsachenmaterial  in  objektiver  Weise  zur  Darstellung  zu 
bringen,  also  mitzuteilen  und  zur  jederzeitigen  Benutzung  bereit 
zu  halten.  Die  unmittelbare  und  lebhafte  Teilnahme  am  öffent- 
lichen Leben  der  Gemeinde  ist  nur  mit  dem  Mittel  der  perio- 
dischen Presse  zu  erreichen.  Die  Merkmale,  die  sie  kenn- 
zeichnen, sind  neben  der  Periodizität  (der  Regelmäßigkeit 
des  Erscheinens),    die  Aktualität   und  die  Publizität.     Die 
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Aktualität  bedeutet,  daß  das  gegenwärtig  Bedeutsame  im  Vorder- 
grund zu  stehen  hat;  die  PubHzität:  daß  diese  Presse  allen, 
und  zwar  nicht  nur  formell,  sondern  tatsächlich,  zugängig  ist. 
Das  sind  Eigenschaften,  welche  die  bisher  üblichen  Formen  der 
öffentlichen  Verwaltungsberichterstattung  nicht  aufzuweisen  hatten. 
Wenn  von  den  großen  Rechnungswerken  und  Haushaltplänen  und 
den  statistischen  Veröffentlichungen  abgesehen  wird,  die  in  erster 
Linie  für  die  unmittelbar  an  der  Verwaltung  Beteiligten  bestimmt 
sind,  so  bleibt  der  eigentlichen  Verwaltungsberichterstattung  die 
Aufgabe,  über  die  Tätigkeit  der  Verwaltung  und  das  Erreichte 
sowie  darüber  hinaus  über  die  Art  und  Weise  zu  berichten,  wie 
sie  zu  den  mancherlei  erst  in  Angriff  zu  nehmenden  Aufgaben 
sich  stellt.  Ueber  alles  das  wollen  die  Gemeindebürger  und  ihre 
zahlreichen  ehrenamtlich  tätigen  Vertreter  unterrichtet  sein.  Je 
besser  das  geschieht,  desto  sachlicher  und  reibungsloser  kann 
sich  das  Leben  der  Gemeinde  gestalten.  Zu  manchen  Zeiten 
kann  es  von  großem  Nutzen  sein,  wenn  ein  neutrales  Nachrichten- 
organ,  das  alle  Gemeindebürger  erreicht,  vorhanden  ist.  Das 
Fehlen  eines  solchen  Verständigungsmittels  von  erprobter  Sach- 
lichkeit ist  letzten  Endes  die  Voraussetzung  für  manche  ebenso 
schwere  wie  entbehrliche  Kämpfe  gewesen.  Erst  das  Fehlen 
dieser  Voraussetzung  ermöglicht  jene  Kette  von  gegenseitigem 
Mißtrauen  und  von  Mißverständnissen  tatsächlicher  oder  schein- 
barer Art.  Freilich  nutzt  in  den  Tagen  der  Generalstreiks  und 
des  politischen  Kampfes  nicht  die  Gemeindezeitung  alten  Stils 
—  womöglich  in  Gestalt  einer  Zeitungsbeilage !  —  sondern  nur 
als  vollkommen  durchorganisiertes  und  allgemein  verbreitetes 
lokales  Wochenblatt  in  eigener  Verwaltung. 

Der  Inhalt  dieses  Gemeindewochenblattes  darf  nun  nicht 
in  der  oft  beliebten  Form  im  wesentlichen  aus  den  amtlichen  Be- 
kanntmachungen und  etwa  einem  paragraphenreichen  Nachtrag 
zur  Sparkassen-  und  Leihhausordnung  oder  einem  umständlichen 
Regulativ  über  die  neue  Dienstmannsordnung  bestehen.  Wenn 
es  nicht  gelingt,  die  Leser  für  den  Inhalt  zu  interessieren,  so 
wird  der  Wert  des  Blattes  den  der  Makulatur  sowohl  für  den 
Leser  wie  für  die  Verwaltung  nicht  wesentlich  übersteigen.  Diese 
für  jede  Gemeindezeitung  sehr  naheliegende  Gefahr  kann  ver- 
mieden werden  und  zwar  dadurch,  daß  neben  den  allgemeinen 
Interessen  der  Verwaltung  auch  auf  die  allgemeinen  Interessen 
der    Leser   Rücksicht  genommen    wird.      Das    können    aber    nur 
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Interessen  sein,  die  denen  der  Verwaltung  ebenso  gleich  gerichtet 
wie  allgemein  sind.  Das  aber  sind  zweifellos  die  Volksbildungs- 
interessen. Hier  kann  zunächst  an  Organisationen  mancherlei 
Art  angeknüpft  werden,  auch  liegen  hier  Ziele,  die  zu  fördern 
allen  Kreisen  der  Bevölkerung  naheliegen  muß.  Ein  besonderes 
Organ  für  staatsbürgerliche  Volksbildung  könnte  also  die  Ge- 
meinde/eitung  werden.  Im  Interesse  der  Vielseitigkeit  des  In- 
halts lassen  sich  auch  die  mancherlei  sonstigen  —  nicht  speziell 
staatsbürgerlichen  —  Volksbildungsbestrebungen  unterstützen, 
ebenfalls  im  Anschluß  an  kommunale  Kunst-  und  Volksbildungs- 
anstalten. Bei  aller  Anerkennung  der  Bedeutung  der  Tages- 
presse für  die  Volksbildung  wird  zugegeben  werden  müssen,  daß 
neben  den  Tageszeitungen  der  verschiedenen  politischen  und 
wirtschaftlichen  Schattierungen  ein  neutraler  Sammelpunkt  not- 
wendig, ja  unentbehrlich  ist  für  die  zahlreichen  Gebiete  des  Volks- 
bildungswesens. Letzten  Endes  können  diese  Bestrebungen  über- 
haupt nur  auf  dem  Wege  über  die  periodische  Presse  in  die 
breitesten  Schichten  der  Bevölkerung  gebracht  werden.  Auf  die 
Bedeutung  und  die  Nutzbarmachung  einer  solchen  Presse  für  den 
staatsbürgerlichen  Unterricht  in  den  Schulen  sei  nur  nebenher 
hingewiesen.  Voraussetzung  dieser  Gemeindezeitung  ist  die  Auf- 
lösung der  Verwaltungsberichterstattung  in  der 
bisherigen  Weise  und  ihre  Ueberführung  in  die  journalistische 
Form.  Damit  würde  die  Verwaltungsberichterstattung  freilich 
abermals  in  neue  Bahnen  geleitet.  Diese  weichen  zum  Teil  von 
den  bisher  verfolgten  Zielen  ab.  Dies  sei  mit  wenigen  Worten 
aus  der  jüngsten  Entwicklung  der  Verwaltungsberichterstattung 
an  dem  Beispiele  für  Leipzig  erklärt.  Die  bis  zum  Jahre  1908  jähr- 
lich erschienenen  Leipziger  Verwaltungsberichte  waren  im  wesent- 
lichen lediglich  eine  Zusammenstellung  der  Berichte  einzelner 
Dienststellen.  Diese  Berichte  boten  mit  ihrem  umfangreichen 
Zahlenmaterial  zugleich  einen  Ersatz  für  das  damals  noch  fehlende 
Statistische  Jahrbuch  und  gewährten  außerdem  den  sonstigen 
statistischen  Darstellungen  von  Zählungsergebnissen  Unterkunft. 
Bei  einer  vornehmlich  auf  die  Darstellung  des  Zuständlichen 
gerichteten  Berichterstattung  mußte  die  Entwicklung  der 
Dinge,  die  Herausarbeitung  der  Ziele  und  Motive  der  Verwaltung 
naturgemäß  zurücktreten.  Diese  Tendenz  wurde  unterstützt  durch 
die  verhältnismäßig  kurze,  jährliche,  Erscheinungsweise  der  Be- 
richte.    Wie    eben    vom  Standpunkte   der  Verwaltungspraxis  die 
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wissenschaftliche  Vertiefung  im  Sinne  der  Verwaltungslehre  als 
erwünscht,  ja  als  notwendig  empfunden  wurde,  zeigt  anschaulich 
der  gedruckte  Vortrag  zur  Frage  der  Umgestaltung  des  städti- 
schen Verwaltungsberichts,  der  im  Jahre  1910  vom  Direktor  des 
Statistischen  Amts  verfaßt  worden  ist  und  Gedankengängen 
folgt,  die  Karl  Bücher  in  der  Zeitschrift  für  Staatswissenschaft 
gelegentlich  angedeutet  hat.  Die  hier  vorgeschlagene  längere 
Berichtszeit  wurde  vom  Rate  angenommen,  ebenso  sind  die  ge- 
gebenen Richtlinien  maßgebend  gewesen  für  die  Bearbeitung  des 
nächsten  Verwaltungsberichts  für  das  Jahrfünft  1909/ 19 13.  In 
mancher  Beziehung  ist  bei  der  Bearbeitung  dieses  neuen  Verwal- 
tungsberichts über  die  Anregungen  des  genannten  Vortrags  hin- 
ausgegangen worden.  So  ist  z.  B.  versucht  worden,  die  Organi- 
sation der  städtischen  Verwaltung  systematisch  zur  Darstellung 
zu  bringen  und  den  Bericht  zu  einem  Handbuch  der  gesamten 
Verwaltung  auszugestalten.  In  dieser  neuen  Form  der  Bericht- 
erstattung ist  neben  der  ökonomischen  Seite  —  der  Stoff  hat 
etwa  auf  den  fünften  Teil  des  Umfangs  der  früheren  Berichte, 
in  einem  Bande,  sich  zusammendrängen  lassen  —  der  Interes- 
sentenkreis erweitert  worden,  indem  der  Bericht  als  Hand-  und 
Nachschlagebuch  auch  für  einen  größeren  Kreis  der  Beamten 
und  Angestellten  der  Stadt  verwendbar  geworden  ist.  Indessen 
drängen  die  inzwischen  veränderten  Verhältnisse  dazu,  den  Inhalt 
der  Verwaltungsberichte  dem  ungleich  größeren  Kreise  der  an 
der  Verwaltung  nicht  unmittelbar  Beteiligten  zugängig  zu  machen. 
Zwei  Eigenschaften  der  neuen  Berichtsform  erschweren  dies 
erheblich,  wenn  sie  es  nicht  überhaupt  unmöglich  machen :  der 
für  einen  breiten  Leserkreis  noch  immer  zu  große  Umfang  und 
die  zu  lange  (5jährige)  Erscheinungsfrist.  Die  aus  äußeren  Grün- 
den zustande  gekommene  Form  des  Berichtes  für  die  Kriegsjahre 
1914/18  in  Heften  bedeutet  eine,  wenn  auch  keineswegs  grund- 
sätzliche, Auflösung  des  fünfjährigen  Berichts.  Wegen  ihres 
raschen  Erscheinens  vor  allem  ist  die  neue  Form  —  und  zwar 
nicht  nur  in  der  Verwaltung  —  gut  aufgenommen  worden,  ob- 
wohl hier  auf  manches  eben  Errungene  verzichtet  werden  mußte. 
Eine  weitere  Auflösung  der  Berichte  und  ihre  Unterbringung  in 
ein  Erzeugnis  der  periodischen  Presse,  nämlich  der  Gemeinde- 
zeitung, würde  einen  weiteren  Schritt  —  allerdings  grundsätzlicher 
Bedeutung  —  auf  dem  bereits  begangenen  Wege  bedeuten.  Die 
Schnelligkeit  der  Berichterstattung  kann  nun  auf 
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die  wirksamste  Weise  gefördert  werden,    ohne  daß  dem  Aktuali- 
tätsbedürfnis   die    in    dem    fünfjährigen  Bericht    erreichten    Fort- 
schritte  geopfert    zu   werden   brauchen.     Im  Gegenteil    wird    die 
auf  diesem  Wege  erreichbare  Beweglichkeit  der  Bericht- 
erstattung neben   den  Interessen  der  Verwaltungspraxis  den 
Gesichtspunkten    der    wissenschaftlichen    Verwaltungslehre   schon 
aus  Gründen  der  staatsbürgerlichen  Volksbildung  in  weitergehen- 
dem Maße  gerecht  werden  können,  als  dies  bisher  möglich  war. 
Eine  Versachlichung   der    Staats-    und   gemeindebürgerlichen 
Interessen  —  neben  der  die  politischen  jederzeit  ihren  Platz  und 
ihr  Recht   behalten   werden  —  durch   das  Mittel    der  Gemeinde- 
zeitung   bedeutet    aber  zweifelsohne    die  einzige  Möglichkeit,  die 
große  Masse  der  politisch  Berechtigten  auch  außerhalb  der  Wahl- 
zeiten   am  Leben    der  Gemeinde    wirklich    teilnehmen    zu  lassen 
und    ein    Gemeinschaftsbewußtsein    wieder    erwecken    zu    helfen. 
Nicht  erst  seit  der  neuesten  Zeit  sind  die  Einwohner  einer  Groß- 
stadt   nach    dem    treffenden    Ausdruck  Karl  Bücher?,    nicht    viel 
anders,  als  ein  Haufen  zusammengewehter  Sandkörner.     Der  ge- 
nossenschaftliche Geist,    der   in  vergangenen  Jahrhunderten    trotz 
aller  Interessenkämpfe  ein  Zusammengehörigkeitsbewußtsein  mög- 
lich machte,    lebt    nicht   mehr.     Die   zentralistische  Tendenz    des 
absoluten  Staates  hatte  nicht  nur  den  Verfall  der  genossenschaft- 
lichen   und    damit   der   kommunalen  Institutionen   zur  Folge,    sie 
untergrub  auch  die  Freiheit  und  Selbständigkeit  der  Städte.    Wohl 
erwuchs    aus  dieser  Entwicklung   der  wirtschaftliche   Individualis- 
mus und  in  der  Folge  auch  die  Befreiung  der  Persönlichkeit  aus 
mancherlei  Fesseln.     Daß    diese   formelle  Freiheit   der  Einzelnen 
ohne    die    des  Gemeinwesens    auf    die  Dauer    nicht  fruchtet,    be- 
ginnt —  hundert  Jahre  nach  Hegel  —  zu   dämmern.     An  klarer 
Einsicht  aber    fehlt   es   nach  wie   vor.     Mit  gebundenen  Händen, 
in  finanzieller  und  damit    in  wirtschaftlicher  Ohnmacht,    ist    nun- 
mehr   auch    die  Gemeinde    mit    neuen,    formellen  Freiheiten   be- 
gnadet worden.    Aber,  wie  einst  zu  Zeiten  des  alten  Polizeistaates, 
will  das  wenig  bedeuten. 

Bei  der  faktischen  Entrechtung  der  Gemeinden  in  finanzieller 
Beziehung  zugunsten  einer  abermaligen  Zentralisierung  der 
Staatsgewalt  kann  von  Selbstverwaltung  bald  nur  noch  im  formellen 
Sinne  die  Rede  sein. 

Trotz  alledem  aber  liegt  das  wirtschaftliche  und  politische 
Schwergewicht  des  Staates  nicht  in  seinen  obersten,  oft  unsicher 
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tastenden  Organen,  sondern  dort,  woher  er  alles  Leben  empfängt: 
in  den  örtlichen  Gemeinwesen.  Aus  diesen  soll  der  Staat  seine 
Kraft  schöpfen.  Nicht  Theorien  und  Programme,  sondern  die 
unpolitischen  Tatsachen  der  kommunaler  und  wirtschaftlichen 
Verwaltung  sollen  den  Staats-  und  Gemeindebürger  in  den  Stand 
setzen,  sachlich  innerhalb  und  außerhalb  seiner  politischen  Kon- 
fession an  der  Entwicklung  des  Gemeinwesens  mitzuarbeiten 
und  zur  Reinigung  der  von  mehr  als  einer  Seite  vergifteten  poli- 
tischen Atmosphäre  beizutragen.    - 

Wenn  die  Gemeindezeitung  auch  nur  einen  bescheidenen 
Teil  dazu  beiträgt,  indem  sie  dem  berechtigten  Streben  nach 
größerer  Oeffentlichkeit  in  Gemeinde-  und  Staatsverwaltung  ent- 
gegenkommt, dann  wird  der  auf  sie  verwendete  Aufwand  nicht 
umsonst  vertan  sein. 


Die  beiden  Jahre,  die  seit  der  Niederschrift  dieser  Abhand- 
lung vergangen  sind,  haben  nicht  nur  den  Gemeindeverwaltungen, 
sondern  auch  der  Presse  wesentliche  Einschränkungen  auferlegt. 
Manche  Wünsche  und  Ansprüche  auf  diesem  Gebiet  müssen  bis 
auf  weiteres  zurückgestellt  werden.  Das  ändert  aber  nichts  an 
der  grundsätzlichen  Stellungnahme  zu  diesen  Fragen  der  Kommunal- 
politik. Daß  eine  Veröffentlichung  dieser  Ergebnisse  aber  auch 
aus  anderen  Gesichtspunkten  zeitgemäß  ist,  zeigen  die  in  einer 
Großstadt  kürzlich  unternommenen  Versuche,  das  Presseamt  unter 
den  Einfluß  der  politischen  Parteien  zu  stellen.  Ob  damit  der 
Presse  gedient  sein  würde,  braucht  in  diesem  Zusammenhange 
nicht  erörtert  zu  werden.  Das  würde  auf  wissenschaftlichem  Ge- 
biete Sache  der  Verwaltungslehre  sein,  wenn  diese  nicht 
spurlos  verschwunden  wäre,  und  —  wie  Jastrow  gelegentlich  der 
Kieler  Tagung  des  Vereins  für  Sozialpolitik  ausgeführt  hat  —  mit 
Fug   und  Recht   auf  dem  Fundbüro   angemeldet  werden  könnte. 
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Aus  dem  Leben  Friedrich  Lists. 

Von 

Karl  Bücher. 

Durch  die  Güte  des  Herrn  Kreishauptmanns  Lange  wird  mir  ein 
Aktenfaszikel  der  hiesigen  Kreishauptmannschaft  zur  Verfügung  gestellt, 
das  mit  folgenden  zwei  eigenhändigen  Briefen  Fr.  Lists  beginnt. 

I. 
Ew.  Hochwohlgeboren 
nehme   ich   mir   die  Freiheit   um    gütige  Vermittlung    in  einer  persön- 
lichen Angelegenheit  zu  bitten. 

Ich  habe  schon  vor  mehren  Monaten  bey  dem  hochweisen  Rath 
dahier  um  Aufnahme  in  das  Schutzbürgerrecht  nachgesucht,  die  Sache 
ist  aber  wegen  einiger  meine  früheren  Verhältnisse  betreffenden  Bedenk- 
lichkeiten liegen  geblieben  und  ich  habe  auf  die  Beförderung  derselben 
nichts. weiter  gedrungen,  weil  ich  früher  noch  ungewiß  war,  ob  ich 
meinen  bleibenden  Aufenthalt  in  Leipzig  oder  überhaupt  in  Sachsen 
nehmen  werde.  Da  ich  nun  aber  mich  inzwischen  in  Geschäfte  ein- 
gelassen habe,  die  mich  hier  fixiren,  so  wäre  mir  eine  baldige  Ge- 
währung meines  Gesuchs  sehr  erwünscht. 

Weder  meine  früheren,  noch  meine  jetzigen  Verhältnisse  sind  der 
Art,  daß  sie  mir  entgegen  stehen  können.  Die  Würtembergische 
Regierung  hat  mich  förmlich  der  Unterthanenpflicht  entlassen  und  daß 
ich  mit  ihrer  Bewilligung  nach  Nordamerika  ausgewandert  bin,  erhellt 
aus  dem  Paß,  welcher  mir  von  derselben  zum  Behuf  meiner  Reise  dahin 
ausgestellt  worden  ist  und  den  ich  dem  hochweisen  Rath  zur  Einsicht 
vorgelegt  habe.  Meine  früheren  politischen  Verhältnisse  sind  bey  der 
Würtembergischen  Regierung  und  zum  Theil  aus  Gründen,  die  in  der 
Sache  selbst  und  in  den  Fortschritten  der  Zeit  liegen,  so  gänzlich  in 
Vergessenheit  gekommen,  daß  ich  von  dort  eher  Angenehmes  als 
Widerwärtiges  erwarten  darf.  Seit  zehn  Jahren  bin  ich  amerikanischer 
Bürger,    wie    aus    meinem  Patent    erhellt,    wovon  ich  dem  hochweisen 
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Rath  eine  Abschrift  mitgetheilt  habe,  und  seit  dieser  Zeit  habe  ich  alle 
früheren  Verhältnisse  total  ignorirt,  mich  weder  mit  Würtembergischer 
noch  mit  deutscher  Politik  im  Mindesten  befaßt  und  mich  im  Ausland 
benommen,  wie  es  einem  amerikanischen  Bürger  zukommt. 

In  dieser  Zeit  bin  ich  häufig  in  den  Diensten  der  amerikanischen 
Regierung  gestanden.  In  ihren  Diensten  war  ich  vor  vier  Jahren  in 
Paris,  während  welcher  Zeit  mich  der  Präsident  zum  Consul  in  Ham- 
burg ernannt  hat,  welche  Stelle  ich  jedoch  zu  Gunsten  des  gegen- 
wärtigen Inhabers  resignirt  habe.  Während  dieser  Zeit  besuchte  ich 
Deutschland  und  hielt  mich  in  badischen  und  würtembergischen  Bädern 
auf,  ohne  daß  dieser  Regierung  der  Gedanken  gekommen'  wäre,  die 
alte  Angelegenheit  wiederum  aufzurühren. 

Gegenwärtig  bekleide  ich  die  Stelle  eines  amerikanischen  Consuls 
im  Großherzogthum  Baden.  Da  mir  aber  aus  Familien-Rücksichten 
der  Aufenthalt  in  jenem  Lande  nicht  convenirt,  so  habe  ich  sie  mit 
Vorwissen  des  Präsidenten  noch  nicht  angetreten.  Doch  habe  ich  sie 
beybehalten,  weil  es  mir  dadurch  um  so  leichter  seyn  wird,  eine  andere 
Anstellung  zu  erhalten,  im  Fall  später  meine  Verhältnisse  erlauben 
sollten,  sie  anzunehmen. 

Die  Rücksichten,  welche  mich  anfänglich  bestimmten,  meinen  Auf- 
enthalt hier  zu  nehmen,  sind  die,  daß  ich  hier  die  beste  Gelegenheit 
finde,  meine  Kinder  zu  erziehen  und  meine  Frau,  deren  Gesundheit 
durch  das  Amerikanische  Clima  gelitten  hat,  homöopathisch  behandeln 
zu  lassen.  Da  ich  aber  in  meinem  Alter  mich  der  Unthätigkeit  noch 
nicht  überlassen  kann,  so  suche  ich  mich  durch  staatswirthschaftliche 
Schriftstellerey  zu  beschäftigen.  Die  europäische  Politik  ist  mir  seit 
zehn  Jahren  fremd  und  wird  mir  auch  in  Zukunft,  so  Gott  will,  fremd 
bleiben. 

Unter  diesen  Umständen  hoffe  ich  bey  Ew.  Hochwohlgeboren 
keine  Fehlbitte  zu  thun. 

Mit  ausgezeichneter  Hochachtung  beharrend 

Ew.  Hochwohlgeboren 
gehorsamster  Diener 

Leipzig,  den  i.  März   1834.  F.  List. 

IL 
Sr.  Hochwohlgeboren 

den  Herrn  Hof-  und  Justizrath  von  Langenn 
Königlichem  Commissär  dahier 

Euer  Hochwohlgeboren 
nehme  ich  mir  die  Freyheit  hiemit  ein  Exemplar  der  neuesten  Nummer 
der  Sachsenzeitung  ^)  mitzutheilen  und  auf  einen  auf  der  letzten  Seite 
i)  Nach  Salomon,  Gesch.  des  deutschen  Zeilungswesens  III,  S.  323  ein  seit 
1830  in  Leipzig  erschienenes  Blatt.  Die  bei  den  Akten  befindlichen  Nummern 
zeigen  je  ein  auf  schlechtes  Papier  gedrucktes  vierseitiges  Blättchen  in  Quartformat. 
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■derselben  enthaltenen  Artikel  aufmerksam  zu  machen,  der  offenbar  in 
der  Absicht  geschrieben  ist,  mich  in  den  Augen  des  hiesigen  Publikums 
herabzusetzen,  indem  der  Redakteur  derselben  Herr  Bönicke  (Dr.  Ed. 
Bönecke),  mir,  ohne  alle  dazu  erhaltene  Veranlassung  von  meiner 
Seite,  mit  klaren  dürren  Worten  vorwirft,  ich  habe  den  Titel  eines 
amerikanischen  Consuls  für  Baden  usurpirt,  indem  er  eine  in  einem 
andern  deutschen  Blatte  enthaltene  Injurie,  offenbar  in  boshafter  Ab- 
sicht, wiederholt,  darauf  hinweist,  daß  er  gewisse  darauf  Bezug  habende 
Korrespondenzen  besitze,  die  er  veröffentlichen  könne  und  dabey 
meinen  gegenwärtigen  amtlichen  Charakter  ignorirt. 

Zu  besserem  Verständniß  dieses  Artikels  lege  ich  hier  ein  Blatt 
aus  dem  Allgemeinen  Anzeiger  der  Deutschen  bey,  worin  meine  Ant- 
wort auf  eine  in  jenem  Blatt  früher  bekannt  gemachte  Injurie  der 
nämlichen  Art  enthalten  ist.  Daß  der  neue  Angriff  des  Herrn  Bönicke 
mit  jenem  in  dem  Allgemeinen  Anzeiger  in  Verbindung  steht,  liegt  am 
Tage  und  die  Injurie  des  Herrn  Bönicke  ist  um  so  boshafter  Natur, 
als  sie  eine  Wiederholung  jener  enthält,  die  ohne  Zweifel  ebenfalls 
von  ihm  oder  doch  von  einem  seiner  Helfershelfer  in  der  Verläumdung 
ausgegangen  ist. 

Dieser  Herr  Bönecke  steht  nämlich  in  der  engsten  Verbindung 
mit  dem  hier  nur  zu  sehr  bekannten  Herrn  Schmitz  und  die  Veran- 
lassung ihrer  Feindschaft  gegen  mich  ist  folgende.  Schmitz  hatte  mich 
.aufgefordert  in  Sachen  der  Eisenbahnen  mit  ihm  gemeinschaftliche 
Sache  zu  machen  und  Bönecke  das  Ansinnen  an  mich  gestellt,  Auf- 
sätze, welche  ich  in  dieser  Beziehung  bekannt  zu  machen  gedächte, 
in  sein  Blatt  einzurücken.  Beyde  Anträge  glaubte  ich,  aus  leicht  be- 
greiflichen Gründen,  mit  Stillschweigen  erwiedern  zu  müssen,  worauf 
sich  diese  Herren,  wie  ich  privatim  versichert  worden  bin  und  wie 
sich  in  der  Folge  als  richtig  erwiesen  hat,  miteinander  verbanden, 
meinen  Ruf  durch  fortwährende  Angriffe  in  der  Sachsenzeitung  und 
durch  Correspondenzen  in  fremde  Blätter  zu  untergraben.  Die  Sachsen- 
zeitung ist  seit  dem  Anfang  dieses  Jahres  voll  der  gröbsten  Injurien 
gegen  mich,  so  daß  ich  mich  am  Ende  genöthigt  sah,  den  Redakteur 
■wegen  vielfacher  boshafter  Verleumdungen  gerichtlich  zu  belangen. 

Da  ich  aber  versichert  wurde,  daß  die  Praxis  bey  dem  hiesigen 
Universitätsgericht  in  Hinsicht  auf  Injurien  der  Art  sey,  daß  ich  da- 
durch keine  Ruhe  erlangen  würde,  so  acceptirte  ich  ein  Anerbiethen 
dieses  Herrn  Bönicke,  mich  ferner  nicht  anzugreifen  im  Fall  ich  meine 
Klage  ruhen  lassen  würde.  Seitdem  sind  kaum  sechs  Wochen  ver- 
flossen und  die  Beylage  zeigt,  wie  dieser  literarische  Bravo  sein  Wort 
gehalten  hat.  Wollen  Ew.  Hochwohlgeboren  die  Akten  von  dem 
Universitätsgericht  verlangen,  so  werden  Sie  daraus  ersehen,  wie 
systematisch    und   wie   beharrlich   dieser  Mann,    der  mich  nicht  kennt, 
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der   keine    einzige  Thatsache  gegen  mich  anführen  konnte,    mich  ver- 
leumdet hat. 

Weit  entfernt  von  seinem  Streben  abzulassen  scheint  dieser  Herr 
Bönicke  in  Verbindung  mit  seinem  Associe  seine  Bemühungen  nur 
noch  weiter  ausdehnen  zu  wollen.  Artikel  von  derselben  Tendenz  sind 
in  der  Köllner-,  in  der  Abendzeitung,  im  Planeten  usw.  zu  lesen.  Ein 
Blatt  bezieht  sich  auf  das  andere  und  der  ganzen  Intrigue  wird  der 
Anstrich  gegeben,  als  wäre  ich  überall  verdächtig,  als  stände  ich 
überall  in  bösem  Ruf,  als  wäre  das  Publikum  überall  höchst  begierig 
auf  den  Ausgang  der  Sache,  einer  Sache,  von  der  niemand  etwas  weiß 
und  die  niemand  kennt.  Dem  Angriff  in  dem  Allgemeinen  Anzeiger 
haben  sie  sogar  durch  die  Aufschrift  »Warnung  für  Beförderer  der 
Eisenbahnen«  die  Form  eines  Steckbriefs  und  den  Anstrich  eines  halb- 
offiziellen Charakters  gegeben.  Wenn  ich  nicht  irre,  so  ist  es  Sache 
der  Staatsgewalt,  bey  Verleumdungen  und  öffentlichen  Angriffen  diplo- 
matischer Agenten,  deren  Rechte  den  Consuls  zukommen,  von  selbst 
einzuschreiten,  zumal  in  Fällen,  wo  es,  wie  hier,  nicht  blos  um  Be- 
strafung, sondern  auch  um  Prävention  geg^  eine  komplottartige  Ver- 
folgung sich  handelt. 

Ich  muß  daher  Ew.  Hochwohlgeboren  gehorsamst  ersuchen,  diese 
Sache  bey  dem  hohen  Ministerium  zum  Vortrag  zu  bringen,  damit 
Hochdasselbe  in  beyderley  Hinsicht  die  geeigneten  Verfügungen  zu 
treffen  geruhe,  einstweilen  aber  das  hiesige  Censur-Collegium  auf  die 
rechts-  und  ordnungswidrigen  Bestrebungen  dieses  Winkelblattes,  das 
sich  in  den  neuesten  Zeiten  auch  sonst  noch  die  frivolsten  persönlichen 
Angriffe  erlaubt  hat,  nachdrücklichst  aufmerksam  zu  machen  und  vor- 
läufig gegen  den  Bönicke  eine  ernstliche  Abmahnung  zu  erlassen. 

Mit  ausgezeichneter  Hochachtung  beharrend 

Ew.  Hochwohlgeboren 
ergebenster 

Leipzig,  den  16.  Oct.   1834.  F.  List 

Consul  ^er  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika  dahier. 

Beide  Briefe  werden  jedem,  der  den  Lebensgang  Friedrich  Lists 
nur  einigermaßen  kennt,  in  ihrer  klaren  Sachlichkeit  sofort  verständ- 
lich sein.  Der  erstere  zeigt,  wie  schwer  es  ihm  gemacht  wurde,  in 
Leipzig,  wohin  er  im  Sommer  1333  von  Hamburg  übergesiedelt  war, 
festen  Fuß  zu  fassen.  Ueberall  schadete  ihm  seine  politische  Ver- 
gangenheit in  Württemberg,  von  der  zwar  niemand  etwas  Bestimmtes 
wußte ,  die  aber  gerade  dadurch  allen  möglichen  Verdächtigungen 
Raum  bot.  Der  zweite  gibt  ein  Bild  der  Anfechtungen,  die  ihm  aus 
seinen  Bestrebungen  für  den  Eisenbahnbau  erwachsen  waren.  Ein 
Jahr  zuvor  war  seine  Broschüre :  »Ueber  ein  sächsisches  Eisenbahn- 
System  als  Grundlage   eines  allgemeinen  deutschen  Eisenbahn-Systems 
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und  insbesondere  über  die  Anlage  einer  Eisenbahn  von  Leipzig  nach 
Dresden«  erschienen;  in  Leipzig  hatte  sich  ein  Eisenbahnkomitee  ge- 
bildet, dessen  Mitglied  List  geworden  war.  Das  hatte  bei  denen, 
welche  die  Gelegenheit  hatten  benutzen  wollen,  um  im  Trüben  zu 
fischen  und  nun  an  Lists  Sachkunde  einen  unüberwindlichen  Widerstand 
fanden,  eine  heftige  Gegnerschaft  gegen  den  unbequemen  Mann  ausge- 
löst, die  sich  in  allerlei  verdächtigenden  Zeitungsartikeln  Luft  machte. 
Von  ihrer  Wiederholung  und  der  Wiedergabe  der  darauf  erlassenen 
Erklärung  Lists  kann  hier  um  so  mehr  abgesehen  werden,  als  sein 
Schreiben  an  den  königlichen  Kommissar  die  Situation  klar  kenn- 
zeichnet. 

Noch  ehe  diese  Sache  zur  Ruhe  gekommen  war,  hatte  sich  ein 
anderes  Gewitter  über  Lists  Haupte  zusammengezogen.  Der  Stadtrat 
zu  Leipzig  hatte  zwar  am  4.  August  1534  Lists  im  ersten  Briefe  mit- 
geteiltes Begehren  dem  Ministerium  des  Innern  zu  Dresden  unter- 
breitet, aber  hinzugefügt,  er  finde  es  »bedenklich,  Listen  die  Nieder- 
lassung zu  gestatten,  weil  derselbe  im  Jahre  1825  als  Würtembergischer 
Landtagsabgeordneter  eines  Staats-  und  Majestätsverbrechens  sich 
schuldig  gemacht  und  vor  Beendigung  der  diesfallsigen  Untersuchung 
aus  dem  Königreich  Würtemberg  sich  entfernt  habe«.  Das  Ministerium 
des  Innern  hatte  darauf  das  Ministerium  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten ersucht,  auf  diplomatischem  Wege  genauere  Erkundigungen  in 
Stuttgart  einzuziehen.  Ehe  jedoch  Auskünfte  darauf  noch  vorlagen, 
hatte  List  sein  unterm  30.  Juni  1834  vom  Präsidenten  der  Vereinigten 
Staaten  für  ihn  ausgefertigtes  Patent  als  Handelskonsul  zu  Leipzig 
eingereicht  und  um  Erteilung  des  Exequatur  nachgesucht.  Bald  darauf 
ging  auch  vom  sächsischen  Geschäftsträger  in  Stuttgart  die  erbetene 
Auskunft  ein,  »Inhalts  deren  der  gewesene  Professor  List  wegen  der 
gegen  ihn  gehegten  Bedenken  und  der  auf  ihm  anscheinend  noch  ge- 
hafteten Makul  einer  noch  unerledigten  Criminal-Untersuchung  nach 
den  mitgetheilten  Aeußerungen  des  Königlich  Würtembergischen 
Ministers  völlig  gereinigt  erschien«. 

Unterm  29.  September  1834  erteilte  darauf  der  König  List  das 
Exequatur.  »Kaum  war  aber  die  Anerkennung  des  pp.  List  als  Consul 
zu  Leipzig  durch  die  dortige  Zeitung  bekannt  geworden«  —  heißt  es 
in  einem  ministeriellen  Schreiben  vom  10.  Januar  1835  —  »als  auch 
dem  Ministerio  der  auswärtigen  Angelegenheiten  auf  diplomatischem 
Wege  Bemerkungen  darüber  zugiengen,  welchen  nach  es  auswärts  auf- 
gefallen war,  daß  dieser  Mann,  auf  welchem  dermalen  noch  in  Würtem- 
berg das  noch  nicht  abgebüßte  Urtheil  einer  Criminalstrafe  laste,  in 
gedachter  Eigenschaft  hier  habe  aufgenommen  werden  können.«  Der 
sächsische  Geschäftsträger  habe  nunmehr  auf  erneutes  Ersuchen  be- 
richtet, daß  dies  in  der  Tat  der  Fall  sei,  daß  List  sich  heimlich  aus 
Württemberg  entfernt  habe,  und  das  Ministerium  des  Innern  und  das 
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der  auswärtigen  Angelegenheiten  stimmten  in  der  Ansicht  überein,  »daß, 
so  lange  noch  ein  solcher  Makel  an  sei  ler  (Lists)  Ehre  hafte,  der- 
selbe nicht  der  Consul  einer  fremden  Macht  in  einem  deutschen  Staate 
seyn  und  bleiben  dürfe,  um  so  weniger,  als  die  königlich  Sächsische 
Regierung  ihm  unter  diesen  Umständen  das  Exequatur  auf  keine  Weise 
ertheilt  haben  würde«.  Es  müßten  selbst  Zweifel  darüber  erhoben 
werden,  »ob  Listen  sogar  der  fernere  Aufenthalt  in  Sachsen  zu  ge- 
statten sein  werde.« 

Der  Regierungs-Kommissar  (Kreishauptmann)  von  Langenn  wurde 
daraufhin  beauftragt,  mit  List  zu  verhandeln  und  ihn  aufzufordern,  ent- 
weder dafür  zu  sorgen,  »seine  Freisprechung  bei  der  kgl.  württem- 
bergischen Regierung  alsbald  in  gehöriger  Form  zu  erlangen  und  bei- 
zubringen« oder  »die  Functionen  des  Consulats  freiwillig  niederzu- 
legen und  die  kgl.  sächsische  Regierung  dadurch  der  ausserdem  un- 
vermeidlichen Nothwendigkeit  zu  entheben,  ihrer  Seits  in  geeignetem 
Wege  andere  Maasregeln  zu  veranlassen«.  Diesem  Auftrage  kam  von 
Langenn  sofort  nach  und  berichtete  in  einem  längeren  Schreiben  vom 
19.  Januar  1835  dem  Ministerium  über  das  Ergebnis  seiner  schwierigen 
Mission.  Aus  diesem  Schreiben  ist  nur  etwa  folgende  Stelle  bemerkens- 
wert: >Das  Benehmen  H.  Lists  war  aus  diesem  ganzen  Gespräch  ruhig 
und  würdevoll;  doch  sah  man  es  ihm  an,  wie  in  seinem  Inneren  das 
Erstere  vielleicht  nicht  stattfinden  mochte,  und  als  ich  ihm  gesprächs- 
weise die  Frage  vorlegte,  wie  er  denn  den  Arrest  in  Hohen  Asperg 
verlassen,  so  antwortete  er  mir,  es  sey  dieß  mit  Erlaubniß  der  Staats- 
regierung geschehen;  das  Ministerium  habe  ihm  einen  Paß  ausfertigen 
lassen,  der  nun  verstorbene  Cotta  habe  mit  ihm  in  Stuttgard  mehrere 
Erörterungen  (?)  gehabt,  er  selbst  habe  sich  ganz  frey  und  öffentlich 
in  Stuttgard  aufgehalten  und  sey  mit  dem  Ministerialpasse  von  Stuttgard 
abgereiset«  ^).  Außerdem  habe  List  mitgeteilt,  daß  der  Präsident  der 
Vereinigten  Staaten  Jackson  seine  ganzen  Lebensverhältnisse  kenne, 
wie  er  denn  überhaupt  keiner  Behörde  gegenüber  daraus  ein  Geheimniß 
gemacht  habe.  Er  glaube,  daß  Jackson,  der  ihm  persönlich  befreundet 
sei,  keinesfalls  einen  andern  Konsul  ernennen  werde.  Außerdem  be- 
merkte der  Regierungs-Kommissar,  daß  nach  seinen  allseitigen  Er- 
kundigungen   bei  List    »von   politischen  Umtrieben  etwas  nicht  zu  be- 

i)  In  einem  Bericht  vom  29.  Januar  fügt  der  Reg.-Kommissar  noch  folgende 
Aussage  Lists  hinzu:  »Auch  habe  er  förmlich  ad  acta  versichern  müssen,  daß  er 
auf  die  Rechte  eines  würtembergischen  Unterthan  verzichte,  womit  denn  auch  der 
Umstand  zusammengehangen  habe,  daß  er  in  der  Person  eines  dasigen  Sachwalters 
einen  Bürgen  gestellt  habe  wegen  etwaiger  Schulden.  Als  er  aus  Amerika  zurück- 
gekommen und  in  Hamburg  gelandet,  habe  er  mit  dem  Herrn  v.  Cotta  sprechen 
wollen,  da  dieser  ihm  die  Versicherung  ertheilt,  die  Regierung  werde  alles  mög- 
liche thun,  um  ihn  zu  entschädigen,  wenn  er  über  diese  Prozeßsache  weiter  kein 
Aufsehen  erregen  wolle.« 
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merken«  sei  und  weist  darauf  hin,  daß  bei  dem  sehr  starren  und  un- 
biegsamen, mitunter  leidenschaftlichen  Sinn  des  Präsidenten  Jackson 
die  Sache  für  den  sächsischen  Handel  nach  Amerika  nicht  ganz  gleich- 
gültig sein  könne.  Auch  möchte  List  nach  seiner  Rückkehr  nicht 
leidenschaftslos  sprechen  und  handeln. 

Diese  Erwägung  scheint  denn  doch  in  Dresden  einigen  Eindruck 
gemacht  zu  haben.  Wenigstens  legte  von  da  ab  das  Ministerium  des 
Innern  das  Hauptgewicht  auf  den  dem  Professor  List  zum  Behufe 
seiner  Auswanderung  von  der  württembergischen  Regierung  erteilten 
Paß,  den  er  bei  seinem  Einzug  in  Leipzig  der  dortigen  Polizeibehörde 
vorgelegt  hatte.  Aber  dieser  Paß  selbst  war  nicht  mehr  herbeizu- 
schaffen. Die  Polizeibehörde  hatte  ihn  nach  genommener  Einsicht 
zurückgegeben  und  List  selbst  wußte  nicht  zu  sagen,  wohin  er  ge- 
kommen sei.  Er  habe  angenommen  seiner  nun  nicht  mehr  zu  be- 
dürfen. Das  Ministerium  ließ  sich  nun  die  beim  Rate  zu  Leipzig  über 
List  geführten  Personalakten  einsenden,  scheint  aber  nichts  Belastendes 
darin  gefunden  zu  haben;  denn  es  gab  dem  Regierungs-Kommissar 
unterm  30.  Januar  1835  ausdrücklich  die  Ermächtigung  »dem  pp.  List 
zu  seiner  einstweiligen  Beruhigung  die  confidentielle  Versicherung  zu 
ertheilen,  daß  der  Impuls  zu  der  ihm  geschehenen  Eröffnung  nicht 
von  der  kgl.  sächsischen  Regierung  selbst  ausgegangen  sey  und  daß 
letztere  bei  der  weiteren  Aufklärung  der  Sache  mit  der  vollsten  Unbe- 
fangenheit zu  Werke  gehen  werde«.  Wahrscheinlich  hatte  auch  die 
Voraussicht  des  Regierungs-Kommissars  dabei  mitgewirkt,  daß,  wenn 
sich  die  Sache  gegen  den  Konsul  List  wende,  englische  und  französische 
Blätter  die  Angelegenheit  breittreten  würden. 

Damit  enden  die  Akten,  welche  mir  zur  Verfügung  standen.  Wie 
es  scheint,  ist  Fr.  List  als  amerikanischer  Konsul  zu  Leipzig  fernerhin 
unangetastet. geblieben.  Der  Kleinkampf  mit  allerlei  persönlichen  An- 
fechtungen, den  List  sein  ganzes  Leben  nicht  los  geworden  ist,  hat 
ihn  schließlich  zermürbt  und  ist  gewiß  auch  dabei  beteiligt  gewesen, 
daß  er  am  30.  November  I846  bei  Kufstein  seinem  Leben  ein  Ende 
machte.  Darum  schien  es  angezeigt,  diesen  kleinen  Ausschnitt  aus 
seiner  Leipziger  Tätigkeit  der  Oeffentlichkeit  nicht  vorzuenthalten. 


Zu  den  Ursachen  des  Geburtenrückgangs. 

Von 
Kuno  Waltemath. 

In  der  wissenschaftlichen  Literatur  gehen  die  Erörterungen  über 
die  Ursachen  des  Geburtenrückganges  ihren  Gang.  Da  tritt  immer 
wieder    die  Behauptung   auf,    daß    die  Geschlechtskrankheiten   die  Ur- 
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heber  des  Uebels  seien.  Dieselbe  Meining  hat  wiederholt  Professor 
Reißer,  der  Vorsitzende  der  Gesellschaft  zur  Bekämpfung  der  Ge- 
schlechtskrankheiten, verfochten,  so  auch  auf  der  Tagung  dieser  Ge- 
sellschaft im  zweiten  Kriegsjahr,  am  i8.  Oktober  1915,  wo  er  darauf 
hinwies,  daß  die  venerischen  Krankheiten  durchschnittlich  etwa  200  000 
Geburten  verhindern  und  die  Ursache  von  50  Prozent  aller  Früh-  und 
Totgeburten  sind.  Das  ist  alles  zweifellos  richtig,  aber  wenn  wir  die 
Ursachen  des  Geburtenrückganges  klarlegen  wollen,  müssen  wir  wissen, 
ob  die  Geschlechtskrankheiten  gegen  früher  sich  vermehrt  haben. 
Davon  kann  aber  keine  Rede  sein,  wenigstens  nicht  bis  zum  Kriege. 
Im  Gegenteil,  sie  waren  gerade  zu  der  Zeit,  als  bei  uns  in  Deutsch- 
land vor  zwanzig  Jahren  der  Geburtenrückgang  einsetzte,  in  Abnahme 
begriffen.  Im  zweiten  Kriegsjahr  legte  dies  Geheimrat  Krome  im 
preußischen  Landtage  an  der  Hand  der  Rekrutenuntersuchungen  ein- 
dringlich dar.  Im  Heere  waren  darnach  die  Geschlechtskrankheiten 
sehr  zurückgegangen. 

Häufig  hält  man  dafür,  daß  die  große  Reklame  für  die  technischen 
Hilfsmittel  der  gewollten  Kinderlosigkeit  den  Rückgang  verursacht 
habe.  Nur  die  Unterdrückung  dieser  Reklame,  überhaupt  des  Verkaufs 
der  Antikonzeptionsmittel,  könne  uns  von  dem  Unglück  erretten.  Es 
wäre  gewiß  wünschenswert,  wenn  ihr  Vertrieb  unterbunden  würde, 
ob  das  aber  irgendwie  den  Rückgang  hemmt,  ist  mehr  als  zweifelhaft. 
Den  französischen  Bauern,  den  Siebenbürger  Sachsen,  den  Türken 
sind  jene  technischen  Mittel  so  unbekannt  wie  der  Kuh  der  italienische 
Salat,  dennoch  aber  haben  sie  das  Zweikindersystem  ganz  systematisch 
durchgeführt,  und  zwar  mit  den  einfachsten  Mitteln,  wie  sie  bei  un- 
kultivierten Völkern  üblich  sind. 

Vor  dem  Kriege  schoben  manche  der  Sozialdemokratie  die  Schuld 
in  die  Schuhe,  so  u.  a.  Professor  Julius  Wolfif.  Aber  die  Schichten, 
die  bis  dato  der  Sozialdemokratie  anhängen,  sind  zum  großen  Teile 
reich  an  Kindern.  In  den  reinen  Arbeitervierteln  der  Großstädte  und 
der  Industriebezirke  wimmelt  es  immer  noch  von  Kindern. 

Sehr  viele  halten  den  Geburtenrückgang  für  ein  Zeichen  der 
Dekadenz.  Man  argumentiert :  Bei  einer  gewissen  Kulturstufe  tritt 
überall  der  Geburtenrückgang  ein,  die  überall  eine  Begleiterscheinung 
der  hohen  Kultur  ist.  Aber  wie  reimt  sich  damit  die  Tatsache  zu- 
sammen, daß  die  Türken  das  Zweikindersystem  in  höchster  Potenz 
haben,  in  solchem  Umfange,  daß  scharfe  Beobachter  deswegen  das 
Aussterben  des  Volkes  prophezeit  haben?  Der  Geograph  und  Forscher 
Humann  sagte  1880  in  einem  Vortrage  in  der  Gesellschaft  für  Erd- 
kunde zu  Berlin  am  3.  Juli  1880:  »Alle  möglichen  Hausmittel  gegen 
die  Kinder  stehen  auf  dem  Kamingesims,  da  es  im  Oriente  nicht  für 
ein  Verbrechen  gilt,  und  es  ist  nicht  nur  bei  den  niederen  Schichten, 
sondern    in    allen   türkischen  Häusern,    auch  in  den  besten,   gang  und 
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gäbe.  Unter  meinen  vielen  türkischen  Bekannten  kenne  ich  keine 
Familie,  in  der  es  mehr  als  drei  Kinder  gäbe,  die  meisten  haben  nur 
eins,  die  allermeisten  gar  keines.  Die  Eltern  sagen  einfach :  Was  soll 
ich  mit  den  Sühnen  machen,  die  holt  man  zu  den  Soldaten,  und  meinen 
Töchtern  müßte  ich  eine  Aussteuer  geben.  Und  ferner,  wie  kommt 
es  denn,  daß  Frankreich  viele  Jahrzehnte  früher  als  England  und 
Deutschland  die  Bahn,  die  zum  Geburtenrückgang  führt,  einschlug, 
obwohl  es  doch  kulturell  nicht  über  diese  Länder  hinausragte?  Wenn 
wir  unter  moderner  Kultur  und  Zivilisation  die  Durchsetzung  eines 
Landes  mit  höchstem  industriellem,  kommerziellem  und  städtischem 
Leben  verstehen,  stand  Frankreich  von  Beginn  des  19.  Jahrhunderts 
an  zweifellos  hinter  England  zurück,  das  bis  vor  zwei  bis  drei  Dezennien 
eines  gewaltigen  Wachstums  seiner  Bevölkerung  sich  erfreute,  dank 
dem  Kinderreichtum  seiner  Familien. 

Allerdings  kann  nicht  bestritten  werden,  daß  die  Großstädte 
fast  allenthalben  im  Geburtenrückgang  vorangehen.  Professor  Olden- 
berg  hat  191 1  im  »Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik« 
seine  Untersuchungen  darüber  veröffentlicht.  Er  kommt  auf  Grund 
statistischer  Nachweise  zu  dem  Resultat,  daß  weder  Frankreich  noch 
Australien  noch  England  ebenso  wie  Deutschland  von  der  Regel  der 
höheren  ländlichen  Fruchtbarkeit  eine  Ausnahme  machen  i). 

Aber  was  ist  damit  für  die  Beurteilung  des  Problems  gewonnen  ? 
Gar  nichts.  Ja,  wenn  man  schlankweg  behaupten  könnte,  die  Groß- 
städter seien  in  ihrer  Gesamtheit  Anhänger  des  Zweikindersystems  ge- 
worden und  die  Landleute  Freunde  des  alten  Kinderreichtums.  Tat- 
sächlich unterscheiden  sich  nicht  Stadt  und  Land  an  und  für  sich  in 
dem  Umfange  der  Geburten,  sondern  die  einzelnen  Berufsschichten. 
Und  je  nachdem  diese  Berufsschichten  in  einem  Dorfe,  in  einer  Klein- 
oder Mittelstadt  oder  in  einer  Großstadt  vertreten  sind,  ergibt  sich 
die  Höhe  der  Geburtenfrequenz.  Selbst  auf  dem  platten  Lande  gibt 
es  Volksschichten,  die  durchaus  nicht  gut  dastehen.  Das  läßt  sich 
nach  der  Geburtenstatistik  und  nach  der  Statistik  der  Eheschließungen 
in  Preußen  annehmen,  wenn  beide  Statistiken  miteinander  verglichen 
werden.     So  kamen  auf  je  100  Eheschließungen  im  Jahre  1909  bei  den 

i)  Er  berechnet  eine  allgemeine  Fruchtbarkeitsziffer,  indem  er  die  Zahl  der 
Geburten  durch  die  Zahl  der  weiblichen  Bevölkerung  von  15 — 45  Jahren  teilt. 
Darnach  war  diese  Ziffer  in  Preußen 

in  den  Städten  auf  dem  Lande  in  Berlin 

1876/80  160,64  182,93  149,21 

1901/05  129,12  178,72  88,78 

1900/01   war  die  allgemeine  Fruchtbarkeitsziffer  in  Preußen 

auf  dem  Lande  183,41 

in  den  Kleinstädten    148,95 

in  den  Mittelstädten   148,29 

in  den  Großstädten    117,77. 
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selbständigen  Landwirten,  also  bei  den  Bautrn,  Großlandwirten,  Pächtern, 
Administratoren  660  Geburten ,  bei  den  landwirtschaftlichen  Ange- 
stellten 540  Geburten,  bei  den  Tagelöhnern,  Insten,  Heuerlingen, 
Häuslingen  und  den  anderen  landwirtschaftlichen  Arbeitern  570  Ge- 
burten, bei  den  Knechten  und  dem  Hausgesinde  350  Geburten.  Bei  Industrie 
und  Handel  wie  beim  Handwerke  und  überhaupt  in  der  Stadt  die- 
selben Ungleichheiten.  Auf  100  Eheschließungen  finden  wir  bei  den 
industriellen  und  gewerblichen  Unternehmern ,  also  bei  Großunter- 
nehmern, Fabrikbesitzern,  Handwerkern,  Hausindustriellen,  460  Ge- 
burten, bei  den  industriellen  Privatbeamten  300  Geburten,  bei  den 
gelernten  Arbeitern  330  Geburten ,  bei'  den  ungelernten  Arbeitern, 
wozu  auch  Heizer,  Maschinisten  und  Kutscher  gehören,  480  Geburten, 
also  sehr  viele  Geburten,  bei  den  Offizieren,  hohen  Beamten,  Anwälten, 
Lehrern,  Geistlichen,  Künstlern  230  Geburten,  bei  dem  unteren  und 
mittleren  Bureau-  und  Verwaltungsbeamten  sowie  bei  dem  Unteroffizier- 
korps 190  Geburten;  bei  den  Unterbeamten,  wozu  auch  Portiers  und 
das  Personal  in  den  staatlichen  Anstalten,  Schuldiener  usw.  gerechnet 
werden,  350  Geburten,  bei  den  Selbständigen  in  Handel  und  Verkehr, 
d.  h.  bei  den  Großkaufleuten,  Detaillisten,  Geschäftsführern,  Direktoren, 
Hotelbesitzern,  Wirten  400  Geburten,  bei  dem  kaufmännisch  vorge- 
bildeten Bureau-  und  Rechnungspersonal  230  Geburten,  bei  den  Hand- 
lungsgehilfen 270  Geburten,  ebensoviel  bei  den  Kellnern,  bei  den  Hilfs- 
arbeitern in  Handel  und  Verkehr  350  Geburten,  bei  den  Gelegenheits- 
arbeitern 440  Geburten.  Die  höchste  Geburtenziffer  finden  wir  bei 
den  Dienstboten  in  den  herrschaftlichen  Häusern  und  den  städtischen 
Familien,  nämlich  950  auf  je  100  Eheschließungen.  Es  wäre  aber  ver- 
kehrt, daraus  auf  reichen  Kindersegen  in  den  Familien  zu  schließen. 
Dazu  ist  die  Zahl  der  Verheirateten  in  dieser  Volksschicht  denn  doch 
zu  gering.  Die  ungeheure  Höhe  der  Geburtenziffer  rührt  von  den 
vielen  unehelichen  Geburten  bei  den  weiblichen  Dienstboten  her. 

Die  gesamten  Ziffern  geben  natürlich  nur  ein  ungefähres  Bild  der 
Verhältnisse.  Es  fehlt  uns  zu  viel,  um  ein  genaues  Bild  herzustellen. 
Die  Höhe  oder  Niedrigkeit  der  Geburten  in  den  einzelnen  Berufs- 
schichten hängt  vielfach  auch  mit  dem  frühen  oder  späten  Alter  zu- 
sammen, in  dem  Ehen  geschlossen  werden.  Auch  innerhalb  der  ein- 
zelnen Berufe  sind  die  größten  Differenzen  wahrnehmbar.  Welcher 
Unterschied  zwischen  einem  deutschen  oder  gar  einem  polnischen 
Kleinbauern  im  deutschen  Osten  und  einem  Großbauern  in  den  See- 
marschen, einem  Weingutsbesitzer  am  Rhein  und  einem  Großgrund- 
besitzer und  Domänenpächter.  Dort  großer  Kinderreichtum,  hier  ein 
ziemlich  mäßiger  Kindersegen!  Welcher  Unterschied  weiter  zwischen 
einem  Fabrikanten  oder  Fabrikdirektor  und  einem  Kleinhandwerker 
oder  einem  selbständigen  Zigarrenarbeiter  auf  dem  Lande  !  Dennoch 
aber  läßt  sich  aus  den  Ziffern  erkennen,  daß  es  nicht  damit  getan  ist, 
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einfach  Stadt  und  Land  in  der  Frage  der  Geburten  einander  gegen- 
überzustellen !  Wie  will  man  sonst  zu  den  Ursprüngen  des  Geburten- 
rückganges dringen. 

Man  schiebt  auf  die  Industrie  häufig  die  Schuld.  Aber  die  indu- 
striellen Bezirke  gehören  zu  denen,  die  sich  des  größten  Kindersegens 
rühmen  können.  Die  kinderreichsten  Bezirke  waren  bei  uns  vor  dem 
Kriege  seit  Jahren  die  folgenden,  die  auf  je  looo  Frauen  in  gebär- 
fähigem Alter  Kinder  hatten  (im  Durchschnitte  der  Jahre) 
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Bemerkenswert  ist,  daß  die  Münsteraner,  je  mehr  ihr  Bezirk  anfängt 
industriell  zu  werden,  dazu  übergehen  Freude  an  großem  Kinderreich- 
tum zu  finden.  Als  sie  noch  agrarisch  waren,  begnügten  sie  sich  mit 
erheblich  geringeren  Kinderscharen,  die  allerdings  immer  noch  stattlich 
anzuschauen  waren. 

Bei  uns  in  Deutschland  ist  das  Zweikindersystem  am  meisten  im 
Mittelstande  verbreitet.  Beamte,  Lehrer,  Kaufleute,  Geschäftsleute 
aller  Art,  Angestellte,  Privatbeamte  sind  die  Schichten,  die  ganz  be- 
sonders dem  Kindersegen  abhold  sind.  Viele  besser  bezahlte  gelernte 
Arbeiter  eifern  ihnen  nach.  Die  ungelernten  Arbeiter  dagegen,  auch 
noch  viele  gelernte  Arbeiter,  bleiben  den  alten  Sitten  treu.  Ebenso 
tun  es  die  alten  wohlhabenden  Familien  des  städtischen  sog.  Patriziats. 
Ebenso  die  Landbewohner,  obwohl  auch  hier  Ansätze  zu  einem  Wandel 
bemerkbar  sind.  Wie  gesehen,  ist  unter  ihnen  auch  früher  schon  der 
Kindersegen  durchaus  nicht  so  allgemein  verbreitet  gewesen,  wie 
manche  glauben. 

Die  Grundursachen  von  allem  diesem  sind  wirtschaftliche. 
Eine  wichtige  Ursache  ist  die  Unmöglichkeit  für  viele  Männer 
des  »neuen«  Mittelstandes  und  des  Handels  wie  der  Industrie  früh 
zu  heiraten.  Auch  viele  Männer,  die  der  sog.  haute  volee  ange- 
hören, befinden  sich  in  dieser  Zwangslage.  Nur  ältere,  ganz  reiche 
Familien,  die  man  in  den  Handelsstädten  Patrizier  heißt,  machen,  wie 
schon  gesagt,  eine  Ausnahme.  Die  Unmöglichkeit,  früh  zu  heiraten, 
führt  auch  häufig  zu  immerwährendem  Junggesellentum.  Wenn  die 
Männer  endlich  so  gestellt  sind,  daß  sie  heiraten  können  oder  meinen 
es  zu  können,  haben  sie  die  Lust  dazu  verloren.  Sie  sind  eben  all- 
mählich in  die  Jahre  gekommen,  in  denen  man  keine  Aenderungen 
liebt.  In  den  Kreisen  des  hohen  und  mittleren  Beamtentums,  der 
Kaufleute,  der  Privatbeamten  kann  man  häufig  diese  Wahrnehmung 
machen.     Wie  lange  dauert    es,    bis    ein  Kaufmann    oder  Industrieller 
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imstande  ist,  ein  von  ihm  gegründetes  Geschäft  so  in  die  Höhe  zu 
bringen,  daß  eine  Familie  davon  leben  kann.  Wie  lange  muß  ein 
Jurist  oder  ein  Techniker  oder  ein  Forstmann  im  Staatsdienst  auf  feste 
Anstellung  warten!  Wie  spät  gelangen  nicht  höhere  Privatbeamte  zu 
sicheren  und  genügenden  Einnahmen!  Nur  reiche  Heiraten  oder  eigenes 
Vermögen  lassen  frühe  Ehen  zu.  Die  Familien  können  also  schon 
deshalb  nicht  mit  vielen  Kindern  gesegnet  sein,  weil  sie  so  spät  ge- 
gründet worden  sind. 

Daher  bergen  in  den  Städten  die  Quartiere  mit  wohlhabender 
Einwohnerschaft  kleinere  Kinderscharen  als  die  Arbeiterstadtteile. 
Einkommen  und  Kinderreichtum  stehen  gewöhnlich  im  um- 
gekehrten Verhältnis  zueinander.  Das  läßt  sich  besonders  gut  in  Ham- 
burg verfolgen,  weil  hier  die  alten  geschichtlichen  Quartiere,  die  auch 
zugleich  Steuerbezirke  sind,  sich  in  der  Art  der  gesellschaftlichen 
Schichtung  scharf  sondern.  Da  finden  wir  im  Südosten  den  Arbeiter- 
stadtteil Rothenburgsrot,  im  Nordosten  das  arbeiterreiche  Barmbeck, 
im  Norden  Winterhude,  das  mehr  und  mehr  ein  Viertel  der  kleinen 
Leute  wird.  An  der  Außenalster  liegen  die  reichen  Viertel  Harveste- 
hude,  der  Sitz  der  alten  Familien  und  Hohenfelde,  hinter  Harveste- 
hude  das  reiche  Rotherbaum,  der  Sitz  vieler  Kaufleute  und  hoher 
Beamter.  In  Harvestehude  kamen  im  Jahre  1913  4288,50  Mark  Ein- 
kommen auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  in  Rotherbaum  2850,12,  da- 
gegen in  Rothenburgsrot  nur  426,50  Mark,  in  Barmbeck  und  Winter- 
hude nur  wenig  mehr.  Damit  vergleiche  man  die  Geburtenziffer !  Ro- 
therbaum hat  ganz  in  Uebereinstimmung  mit  meiner  Darlegung  eine 
Ziffer  von  9,7,  Hohenfelde  10,1,  dagegen  hat  Harvestehude  eine  etwas 
höhere  Ziffer.  Das  machen  die  alten  Patrizierfamilien.  Barmbeck 
weist  eine  Ziffer  von  29,3  auf,  Rothenburgsrot  von  28,4  und  Winter- 
hude von  30,6.  Man  mag  sich  wundern,  daß  das  ärmste  Viertel, 
Rothenburgsrot  doch  nicht  die  niedrigste  Ziffer  hat.  Hier  wohnen  viele 
unverheiratete  Schiffer,  Hafenarbeiter,  Seeleute,  auch  jetzt  viele  Un- 
verheiratete aus  der  Hefe  des  Volkes,  die  sog.  »Gelegenheitsarbeiter« 
mit  sehr  niedrigem  Einkommen.  Meistens  aber  hausen  in  diesem  Viertel, 
ebenso  wie  in  Barmbeck  und  Winterhude  Handwerksgesellen, 
Fabrikarbeiter,  Arbeiter  im  Handel  und  Verkehr  usw.  Sie 
können  früh  heiraten,  wenigstens  tun  sie  es.  Daher  ihrUeberfluß 
an  Kindern.  Verhältnismäßig  früh  heiraten  auch  die  Handwerks- 
meister, weshalb  der  alte  Kindersegen  in  ihren  Familien  noch  sich  er- 
halten hat,  besonders  dort,  wo  die  Einkommen  gut  sind  und  die  Exi- 
stenz gesichert  oder  wo  jedes  etwas  herangewachsene  Kind  eine  Ar- 
beitskraft mehr  bedeutet,  die  zu  allen  kleineren  Handleistungen  zu  ge- 
brauchen ist  und  zum  Verkehr  mit  den  Kunden.  Die  jüngeren  Hand- 
werker gehen  aber  auch  schon  häufig  von  den  alten  Sitten  ab,  weil 
die  Kindererziehung  so  teuer  geworden. 
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Der  Uebel  größtes  ist  nämlich  folgendes:  Ein  Mann  des  Mittel- 
standes oder  auch  ein  gelernter  Arbeiter  kann  nur  wenig  Kinder 
aufziehen,  wenn  er  ihnen  eine  Erziehung  und  Bildung  geben  will,  die 
Fortkommen  im  Leben  sichert.  Oder  er  muß  sich  wirtschaftlich  ruinie- 
ren. D  a  s  Au  fz  i  eh  en  d  er  K  i  n  d  e  r  ist  eine  kostspielige 
Sache  geworden.  Das  Streben,  wie  es  sich  überall  regt,  den 
Kindern  eine  standesgemäße  und  dabei  möglichst  gediegene  Ausbil- 
dung zu  verleihen,  macht  das  Leben  für  viele  Eltern,  die  nur  ein 
schmales  Einkommen  haben,  zu  einem  Dornenwege.  Wie  einfach  war 
früher  die  Sache,  wenn  die  Jungen  Kaufleute  oder  Handwer- 
ker werden  sollten,  beispielsweise  in  einer  großen  Stadt.  War  der 
Sohn  14  Jahre  alt  geworden,  dann  wurde  er  in  die  Lehre  geschickt. 
Kam  er  zu  einem  Handwerker,  dann  wohnte  er  bei  ihm.  Das  Lehr- 
geld, das  der  Vater  zu  zahlen  hatte,  war  nicht  allgemein  üblich,  auch 
nicht  unerträglich.  Nach  beendigter  Lehre  war  der  Sprößling  wirt- 
schaftlich selbständig.  Aehnlich  erging  es  dem  Nachkömmling,  der 
Kaufmann  werden  wollte.  Behielt  der  Vater  ihn  im  Hause,  und  das 
war  in  den  Hansestädten  und  überhaupt  in  den  Großstädten  die  Regel, 
dann  fiel  eine  Vergütung  ab.  Damit  konnte  der  junge  Novize  bekleidet 
werden  und  ein  Taschengeld  einheimsen.  War  er  18  Jahre  alt  ge- 
worden, dann  vermochte  er  sich  selbst  zu  ernähren,  es  sei  denn,  er  wäre 
stellenlos  geworden.  Sein  Erzeuger  war  jeder  geldlichen  Sorge  um  ihn 
los  und  ledig.  Daß  ein  junger  Mann,  der  sich  des  Handels  befleißigen 
wollte,  sich  erst  die  Berechtigung  zum  Einjährig-Freiwilligendienst  holen 
müßte,  wie  es  früher  üblich  war,  daran  dachten  nur  wenige. 

In  den  letzten  20  Jahren  vor  dem  Kriege  wurde  von  allen  größeren 
merkantilen  Geschäften  die  »Berechtigung«  verlangt,  zum  mindesten 
aber  eine  gute  Schulbildung  in  einer  höheren  oder  Mittelschule,  jetzt, 
nach  Abschaffung  des  alten  Heeres,  allgemein  das  Abiturium  einer 
höheren  Schule.  Auch  das  Handwerk  stellt  immer  größere  geldliche 
Anforderungen  an  die  Eltern  der  jungen  Leute,  die  sich  ihm  widmen 
wollen,  allein  schon  wegen  des  Fachunterrichtes,  der  jetzt  zum  festen 
Bestandteil  der  Ausbildung  eines  jungen  Handwerkers  gehört.  In 
manchen  Zweigen  des  Handwerks  verschlingt  der  Fachunterricht  ziem- 
liche Kosten,  so  im  Baugewerbe,  in  der  Elektrotechnik,  im  Kunstge- 
werbe. Es  gibt  ja  auch  Zweige,  die  außer  dem  obligatorischen  Fort- 
bildungsunterricht einen  besonderen  Fachunterricht  nicht  als  unerläß- 
lich betrachten,  hier  winkt  aber  auch  dem  jungen  Manne  keine  Aus- 
sicht, es  zu  etwas  im  Leben  zu  bringen.  Sie  werden  deshalb  ängstlich 
gemieden.  Kostspielig,  wenigstens  für  Wenigerbemittelte,  ist  auch  die 
Ausbildungs-  und  Lernzeit  eines  Technikers,  der  ein  sehr  gerne  ge- 
wählter Beruf  geworden  ist.  Verteuernd  wirkt  im  Handwerk  vor  allen 
Dingen,  daß  es  in  den  Städten  aus  der  Mode  gekommen  ist,  den  Lehr- 
ling beim  Meister   wohnen  zu   lassen.     Er    wohnt    beim  Vater.     Zwar 
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erhält  er  eine  geringe  Vergütung.  Diese  verschlägt  aber  wenig  bei  den 
kleinen  Mittelstandsleuten  und  den  gelernten  Arbeitern,  die  beinahe 
die  einzigen  sind,  die  in  der  Stadt  ihre  Söhne  Handwerker  werden 
lassen  und  die  es  als  eine  schwere  Last  empfinden,  daß  sie  ihre  Spröß- 
linge noch  einige  Jahre  nach  der  Konfirmation  ernähren  müssen. 
Sicherlich  vermögen  sie  das  nur,  wenn  es  sich  um  zwei  oder  höchstens 
drei  Kinder  handelt.  Haben  sie  mehr,  dann  bleibt  nichts  anderes 
übrig,  als  den  Nachwuchs  sofort  verdienen  zu  lassen.  Die  Jungen 
werden  dann  Arbeitsburschen,  Laufburschen,  ungelernte  Arbeiter.  Das 
ist  aber  etwas,  was  dem  kleinen  Mittelstandsmenschen,  dem  gelernten 
Arbeiter,  eine  Schande  zu  sein  dünkt,  ein  Herabgleiten  von  der  sozialen 
Stufenleiter  zu  sein  scheint.  Das  Los  des  kleinen  Mittelstandes  ist 
sowieso  schon  nicht  allzuleicht.  Schmalhans  ist  meist  Küchenmeister 
und  es  macht  Mühe,  die  Kinder  bis  zur  Konfirmation  durchzubringen. 

Eine  kostspielige  Sache  ist  auch  die  Ausbildung  eines  mittleren 
Beamten  geworden.  Früher  ging  oder  konnte  doch  gehen  der  Weg 
zur  mittleren  Bamtenlaufbahn  durch  die  Schreibstube  eines  Notars 
oder  eines  amtlichen  Bureaus.  Auch  stand  der  Weg  durch  die  mili- 
tärische Laufbahn  frei.  Ohne  allzugroße  Mühe  und  Geldopfer  konnte 
das  Ziel  erreicht  werden.  In  den  letzten  Jahren  war  der  Weg  durch 
die  Kaserne  bedeutend  erschwert.  Die  Anforderungen  waren  so  gestie- 
gen, daß  nur  bei  guter  Schulbildung  ihnen  genügt  werden  konnte.  Jetzt 
ist  der  Weg  ganz  verschlossen,  ebenso  wie  es  der  andere  schon  seit 
langem  ist.  Abgangszeugnis  einer  höheren  Schule  ist  das  Minimum 
dessen  geworden,  was  zur  Anwartschaft  auf  die  Stellung  eines  mittleren 
Beamten  gehört. 

Und  das  akademische  Studium?  O  jerum,  jerum,  o  quae 
mutatio  rerum!  Früher  galt  die  Philologenlaufbahn  als  die  billigste 
Carriere.  Und  jetzt?  Früher  verließ  man  mit  17,  18  Jahren  das  Gym- 
nasium. Wo  kommt  das  noch  vor?  Ein  dreijähriges  Studium  genügte. 
Das  genügt  kaum  noch  bei  einem  Philologen.  Ein  moderner  Philo- 
loge muß  seine  Jahre  im  Auslande  zugebracht  haben.  Jedenfalls  sind 
heute  die  jungen  Akademiker,  wenn  sie  endlich  soweit  sind,  daß  sie 
verdienen  können,  immer  älter  als  sie  früher  jemals  gewesen  sind. 
Wie  viele  unter  ihnen  haben  noch  den  vollen  Schmuck  des  Haares, 
wenn  sie  endlich  soweit  sind,  daß  sie  nicht  mehr  den  väterlichen  Geld- 
schatz zu  belasten  brauchen. 

Der  Geburtenrückgang  ist  dort  nicht  zu  Hause,  wo  die  Kosten 
der  Erziehung  ebenso  geringfügig  wie  vordem  geblieben  sind,  wo  jeder 
Ankömmling  nicht  allein  die  Zahl  der  Esser  vermehrt,  sondern  auch  die 
Zahl  der  im  Hause  mitschafifenden  Hände,  wenn  die  ersten  Jugendjahre 
vergangen  sein  werden.  Daher  sind  die  kleinen  Städte  und  das  platte 
Land  noch  Stätten  des  Kinderreichtums  geblieben.  Eine  Ausnahme 
machen  lediglich    die  mittleren   und    oberen  Volksschich- 
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t e n ,  auf  dem  platten  Lande  also  die  großen  und  mittleren 
Landwirte.  Der  Gedanke  ist  den  Bauern  nun  einmal  eingewurzelt, 
und  mit  Recht  eingewurzelt:  Wie  erhalte  ichdenHofunge- 
teiltr  Was  tue  ich  mit  den  Kindern,  denen  nicht  das 
Los  des  Anerben  zugefallen  ist?  Und  damit  machen  sich 
wieder  die  Sorgen  wegen  der  Aufbringung  der  Kosten  für  die  Aus- 
bildung dieser  Kinder  fühlbar.  Der  Wohlstand  und  die  soziale  Stel- 
lung der  Bauern  hat  sich  ungeheuer  gehoben.  Es  ist  schlechterdings 
unmöglich  geworden,  dem  einen  den  Hof  zu  überlassen  und  ihm  damit 
die  imposante  Stellung  zu  verschaffen,  die  heute  ein  mittlerer  Land- 
wirt einnimmt,  die  andern  aber  Dienstleute,  Arbeiter,  kleinere  Hand- 
werker werden  zu  lassen,  wie  es  früher  Sitte  ward.  Nur  die  höheren 
Berufe,  der  Handel,  das  mittlere  oder  höhere  staatliche  Beamtentum, 
das  private  Beamtentum,  sei  es  in  der  Industrie,  sei  es  auf  den  großen 
Gütern,  und  allenfalls  das  Handwerk  kommen  in  Betracht,  das 
heute  Aussicht  auf  wirtschaftliches  Vorwärtskommen  bietet. 

Sitze  des  Kinderreichtums  sind  die  Woh  nstätten 
der  Kleinbauern,  der  ländlichen  Handwerker  und 
Arbeiter,  und  ebenso  der  Arbeiter  in  der  schweren  In- 
dustrie, überhaupt  der  ungelernten  Arbeiter,  die  noch  nicht  von 
dem  Ehrgeize  gepackt  sind,  ihre  Kinder  sozial  höher  zu  heben.  Diese 
vermögen  gleich  nach  Beendigung  der  Schuljahre  mitzuverdienen  und 
den  väterlichen  Haushalt  zu  unterstützen.  Sind  sie  die  älteren  der 
Kinder,  dann  helfen  sie  mit  die  jüngeren  zu  unterhalten,  bis  auch  sie 
erwachsen  sind  und  selbst  verdienen  können.  Am  sichtbarsten  zeigt 
sich  dies  im  Kohlenbergbau.  In  dem  rheinisch-westfälischen  Kohlen- 
revier verdienen  die  jugendlichen  Arbeiter  von  14 — 16  Jahren  schon 
verhältnismäßig  in  beträchtlichem  Maße,  können  der  Familie  merkbar 
helfen.  Noch  mehr  ist  das  der  Fall,  wenn  das  16.  Lebensjahr  erreicht 
worden. 

Sitze  des  alten  großen  Kindersegens  sind  auch  die 
Familien  der  ländlichen  Parzellanten  und  der  ganz 
kleinen  Landwirte,  die  einen  großen  Teil  ihres  Verdienstes, 
oder  auch  den  größeren,  in  der  Industrie  und  im  Handwerk  finden. 
Ihr  Leben  spielt  sich  auf  wesentlich  einfacherer  Grundlage,  mit  wesent- 
lich geringeren  baren  Geldausgaben  als  das  eines  Städters  ab.  Ihre 
Wohnung  bildet  einen  Teil  des  Gütchens,  das  sie  eignen  und  bedarf 
keiner  besonderen  Miete.  Viele  Lebensmittel,  vornehmlich  Kartoffeln, 
Gemüse,  Obst,  Milch,  Schweinefleisch,  vielfach  auch  Brot  holen  sie  aus 
der  eigenen  Wirtschaft.  Die  hauptsächlichsten  baren  Ausgaben  sind 
außer  für  Kleidung,  Steuern  und  die  Genußmittel  die  Zinsen  für  das 
Kapital,  das  auf  ihrem  Besitz  steht,  sowie  für  den  Ankauf  fremder 
Futtermittel.  Ihre  Kinder  können  sich  in  der  ländlichen  Wirtschaft 
nützlich  machen.     Sie  können  vom  14,  Lebensjahre  an  ihr  Brot  teilweise 
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verdienen,  ebenso  wie  die  jugendlichen  Arbeiter  in  der  Industrie. 
Sie  können,  ebenso  wie  diese,  die  Familie  unterstützen.  Sie  haben 
nicht  den  Drang  der  modernen  großstädtischen  Arbeiter,  eine  oder 
mehrere  Stufen  höher  auf  der  sozialen  Leiter  hinaufzuklettern.  Ihr 
Ehrgeiz  geht  nicht  darüber  hinaus,  dasselbe  Los  des  Lebens  zu  ziehen, 
das  ihr  Vater  gezogen  hat.  Ein  kleines  Gütchen  mit  eigenem  Haus, 
eigenem  Garten,  mit  Obstbäumen,  etwas  Acker,  ein  paar  Ziegen  oder 
auch,  wenn  es  hoch  kommt  einer  Kuh,  mit  Schweinen,  Hühnern  und 
dann  ständige  Beschäftigung  in  der  Industrie,  das  ist  das,  was  sie  er- 
streben. Weite  Teile  Deutschlands  sind  mit  solcher  Schichtung  Gott 
sei  Dank  durchsetzt,  so  Thüringen,  Nassau,  Südhannover,  beide 
Sachsen,  Hessen,  Rheinland,  die  Pfalz,  Baden,  Württemberg,  Franken, 
das  Sauerland,  die  westfälische  Mark,  der  Teutoburger  Wald,  die  Lau- 
sitz, Schlesien,  sowie  die  Umgebung  von  Bremen  usw.  Diese  Klasse 
wächst  mehr  und  mehr,  sie  würde  noch  mehr  wachsen,  wenn  ihr  Land- 
hunger befriedigt  werden  könnte  und  wenn  die  Industrie  mehr  als  bis- 
her sich  auf  dem  Lande  ansiedeln  würde,  anstatt  in  den  Städten. 

Während  des  Krieges,  bei  einer  Beratung  im  preußischen  Abge- 
ordnetenhause, meinte  Dr.  Loh  mann,  daß  ein  Grund  des  Geburten- 
rückganges in  dem  geringen  Einflüsse  liege,  den  die  evan- 
gelische Geistlichkeit  auf  das  Volk  habe.  Er  wies  auf  die 
römisch-katholische  Kirche  hin,  die  es  verstanden  habe,  auf 
den  Geist  des  Volkes  einzuwirken,  indem  ihre  Diener  mit  dem  Volke 
umgehen  und  es  so  dahin  bringen,  jene  moralischen  Qualitäten  zu  be- 
wahren, die  die  Erhaltung  des  alten  Kindersegens  verbürgen.  Deshalb 
sei  das  Wachstum  der  Katholiken  weit  größer  als  das  der  Protestanten. 
Ich  glaube,  Dr.  Lohmann  irrt  sehr  und  verkennt  Ursache  und  Wir- 
kung. Gewiß  nehmen  die  Katholiken  an  Zahl  stärker  zu  als  die  Prote- 
stanten, das  liegt  aber  nur  daran,  daß  gerade  die  deutschen  Gaue,  die 
ganz  oder  überwiegend  katholisch  sind,  wenig  Großstädte  in  sich  ber- 
gen, dagegen  von  Kleinbauern  und  Parzellanten  erfüllt  sind.  Süd- 
deutschland ist  überwiegend  katholisch,  hier  aber  ist  das  Kleinbauern- 
tum besonders  stark  vertreten,  ebenso  liegt  es  im  Westen,  im  Rhein- 
lande, in  Nassau,  im  industriellen  Westfalen.  Im  südlichen  Hannover, 
wo  so  viele  industrielle  und  gewerbliche  Arbeiter  wohnen,  die  nebenbei 
Landwirte  sind,  ist  eine  starke  katholische  Minorität  zu  finden.  Bei- 
spielsweise ist  das  katholische  Eichsfeld  geradezu  typisch  in  dieser 
Beziehung.  Auch  das  katholische  Oberschlesien  ist  reich  an  solchen 
Arbeitern.  Zu  den  Katholiken  gehören  auch  die  Polen.  Diese  sind 
vornehmlich  Landarbeiter,  Parzellanten,  Kleinbauern,  städtische  unge- 
lernte Arbeiter.  Sie  sind  also  von  vornherein  sozial  so  veranlagt,  um 
großen  Kinderreichtum  besitzen  zu  können.  Man  vergleiche  mit  der 
sozialen  Struktur  der  deutschen  und  polnischen  Katholiken  die  der 
Protestanten.     Deren  Geburtenfrequenz  wird  schon  dadurch  ungünstig 
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beeinflußt,  daß  die  meisten  deutschen  Großstädte  protestan- 
tisch sind,  und  gerade  die  volksreichsten,  Berlin  und  Hamburg  voran. 
Katholische  Großstädte,  mit  nur  geringen  oder  doch  nicht  ausschlag- 
gebenden protestantischen  Minoritäten  gibt  es  nur  wenige.  Es  sind 
Aachen  (142000  Katholiken,  12000  Protestanten),  Münster  (75000 
Katholiken,  15000  Protestanten),  Krefeld  (102000  Katholiken,  25000 
Protestanten),  Köln  (410000  Katholiken,  95000  Protestanten),  Mün- 
chen (500000  Katholiken,  90000  Protestanten),  Augsburg  (95000 
Katholiken,  27000  Protestanten)  und  Hamborn  (72000  Katholiken, 
29  000  Protestanten).  Einige  andere  Großstädte,  die  als  katholische 
gelten,  besitzen  starke  protestantische  Minderheiten,  mitunter  so 
starke,  daß  der  katholische  Charakter  sehr  beeinträchtigt  wird.  Solche 
Städte  sind  Düsseldorf  (242000  Katholiken,  107000  Protestanten), 
Duisburg  (127000  Katholiken,  106000  Protestanten),  Essen  (162000 
bzw.  123000),  Gelsenkirchen  (84000  bzw.  81000),  Bochum  70000  bzw. 
65000),  Oberhausen  (58000  bzw.  32000),  Mainz  70000  bzw.  41000). 
Von  den  48  deutschen  Großstädten,  die  19I0  ermittelt  wurden,  machen 
die  genannten  nur  14  aus.  Von  den  34  deutschen  protestantischen 
Großstädten  sind  nur  11,  die  erhebliche  katholische  Minderheiten  aut- 
weisen, nämlich 


Protestanten       Katholiken 

(in 

Tausend) 

Mülheim  (Ruhr)  mit 

70 

41 

Dortmund 

106 

102 

Wiesbaden 

64 

35 

Stuttgart 

233 

53 

Saarbrücken 

56 

47 

Nürnberg 

308 

103 

Mannheim 

98 

83 

Karlsruhe 

67 

61 

Frankfurt  (Main) 

350 

130 

Danzig 

110 

55 

Breslau 

303 

183. 

Dabei  ist  zu  erwähnen,  daß  überall  die  Katholiken  vorwiegend  zu 
den  handarbeitenden  Schichten  gehören,  in  den  Industriegebieten  zu 
den  Arbeitern  in  der  Schwerindustrie.  Selbst  in  den  sehr  katholischen 
Städten  ist  die  haute  volee  meist  protestantisch,  ebenso  alles  was  zu 
den  sonstigen  höheren  Schichten  gehört.  Ferner  ist  zu  erwähnen,  daß 
die  Geburtenfrequenz  auch  in  den  katholischen  Städten  nicht  von  der 
in  den  protestantischen  abweicht.  Selbst  in  Köln,  dem  rheinischen 
Rom,  ist  das  Zweikindersystem  gang  und  gäbe.  Schon  zu  meiner 
Jugendzeit  wurde  darüber  geklagt,  daß  Familien  mit  vielen  Kindern  in 
Köln  keine  Wohnung  finden  könnten.  So  gering  ist  die  Einwirkung 
des  Katholizisnms  in  dieser  Frage  1  Auch  bei  ihnen  ist  das  wirtschaft- 
liche Moment  hier  das  Entscheidende. 

Ebenso    ist    nichts   von    solcher    Einwirkung   in  jenen    ländlichen 
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Gauen  zu  spüren,  die  ein  strenges  gewohnheitsmäßiges  Anerbenrecht 
eignen  und  in  denen  die  groß-  und  mittelbäuerlichen  Höfe  die  Regel 
sind.  Im  katholischen  Münsterland,  wo  solches  der  Fall  ist,  ist  auf 
dem  platten  Lande  die  Geburtenfrequenz  sehr  mäßig.  Und  die  Familien 
der  protestantischen  Kleinbauern  und  Parzellanten  sind  ebenso  kinder- 
reich wie  die  der  katholischen ;  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse,  die 
einen  reichen  Kindersegen  ermöglichen,  sind  bei  den  Protestanten  die- 
selben wie  bei  den  Katholiken.  Die  Tatbestände  der  Geburtenfrequenz 
auf  dem  platten  Lande  sind  überall  dieselben,  ob  es  sich  nun  um 
Katholiken  oder  um  Protestanten  handelt.  Nur  wo  das  platte  Land 
von  Polen  bewohnt  ist,  ist  der  Geburtenstand  günstiger.  Weshalb  das 
so  ist,  deutete  ich  schon  an.  Wenn  in  den  protestantischen  Gegenden 
Ostelbiens  die  Geburtenfrequenz  schwächer  ist  als  in  den  katholischen, 
so  rührt  dies  von  der  starken  Abwanderung  der  deutschen  protestan- 
tischen selbständigen  Arbeiter  her.  Sie  strömen  nach  dem  Westen  und 
in  die  Städte,  auch  in  die  ländlichen  Gebiete  Pommerns  und  Branden- 
burgs, um  dauernd  der  Heimat  verloren  zu  gehen^).  Was  von  Ar- 
beitern übrig  bleibt,  sind  die  meist  unverheirateten  Knechte. 

Als  das  vornehmste  Gegenmittel  gegen  den  Geburtenrückgang  er- 
scheint uns  die  Stärkung  und  Vermehrung  der  bäuerlichen  Stellen  und 
der  Arbeiterstellen  zu  sein,  also  die  Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  der 
inneren  Kolonisation.  Sonst  stehen  uns  kaum  greifbare  Methoden  zu 
Gebote,  die  der  Bewegung  Einhalt  tun  können.  Die  wichtigste  ist  noch 
die,  die  sich  die  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  zum  Ziel 
gesetzt  hat.  Ihre  Anwendung  ist  aber  mit  gewaltigen  Schwierigkeiten 
verknüpft  und  wird  kaum  so  bald  greifbare  Folgen  zeitigen  können, 
solange  wir  unter  den  Nachwirkungen  des  Krieges  leiden.  Dieser  hat 
uns  in  der  Bekämpfung  der  Geschlechtskrankheiten  um  Jahrzehnte 
zurückgeworfen,  er  hat  ferner  weite  Schichten  des  Stadtvolkes  in  so 
ungünstige  geldliche  Zustände  gebracht,  daß  der  Geburtenrückgang 
weiter  fortschreiten  muß.  Der  alte  Kindersegen  wird  endgültig  der 
Vergangenheit  angehören. 


Normalisierung  in  der  öffentlichen  Verwaltung. 

Von 
Bürgermeister  Dr.  Georg  Müller,  Jever  i.  O. 

Neuerdings    spielen    in    der  Privatwirtschaft   die  Begriffe  Normali- 
sierung, Spezialisierung  und  Typisierung  eine  Rolle.     Während  es  sich 


l)  Führer    durch  Landarbeitsausstellung.     Hamburg   1910.     Deutsche  Landw. 
Ges.  Berlin   1910. 
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hier^)  zum  Teil  noch  um  Programme  handelt,  hat  sich  in  der  öffent- 
lichen Verwaltung  die  Normalisierung  2)  in  den  wenigen  Jahren  nach 
dem  Kriege  mehrfach  durchgesetzt. 

Versteht  man  auf  dem  Gebiete  der  Privatwirtschaft  unter  Normali- 
sierung die  Vereinheitlichung  der  Ausführungsformen  und  Abmessungen, 
so  wäre  in  der  öffentlichen  Verwaltung  unter  Normalisierung  zunächst 
die  Vereinheitlichung  der  Verwaltungsakte,  also  der  Verfügungen  der 
Verwaltungsbehörden  zu  verstehen.  Davon  kann  allerdings  nur  in 
verhältnismäßig  geringem  Maße  die  Rede  sein^). 

Dagegen  hat  sich  die  Normalisierung  in  anderer  Weise  durchge- 
setzt; es  sind  z.  B.  in  der  Einkommensteuerverwaltung  einheitliche 
Schätzungsgrundsätze  aufgestellt  worden,  das  Aufkommen  der  Ein- 
kommensteuer wird  nach  einheitlichen  Grundsätzen  verteilt.  Die 
Beamtenbesoldung  im  Reich,  Staat  und  Gemeinde  vollzieht  sich  in 
wenigen  Stufen.  Es  läge  nahe,  darin  nur  die  unschön  sogenannte 
Verreichlichung,  den  Uebergang  von  Verwaltungsgebieten  auf  das  Reich 


i)  Bücker,  Spezialisierung,  Normalisierung,  Typisierung.  Zeitschrift  für  die 
ges.  Staatswissenschaft  76.  Jahrgang  192 1,  S.  427  ff. ;  Krotietiberg,  Spezialisierung, 
Normalisierung,  Typisierung.  Berlin  192 1;  Garbotz,  Die  Vereinheitlichung  in  der 
Industrie  1920  und  Besprechung  von  Waffenschmied,  Archiv  für  Sozialwissenschaft 
47.  Bd.  3.  Heft  (1921)  S.  910/11;  B.  Czolbe,  Die  wirtschaftlichen  Funktionen  der 
Normalisierung  in  der  deutschen  Maschinenindustrie.  Rostock  191 5.  Dissertation 
und  Untersuchung  im  Archiv  f.  exakte  Wirtschaftsforschung.     Bd.   VII,  Heft   i. 

Die  praktische  Durchführung  der  Normalisierung  haben  in  die  Hand  genommen 
in  Deutschland  der  Normenausschuß  der  deutschen  Industrie,  Berlin  NW.  7, 
Sommerstr.  4a,  gegründet  23.  Dezember  1917;  Amerika:  American  Engineering 
Standards  Comitee  in  Newyork,  vgl.  Bericht  in  The  Times,  Imperial  a  Foreign 
Trade  Supplement.  London,  Nr.  199,  200  und  201  vom  27.  April,  6.  Mai  und 
13.  Mai  1922;  England:  British  Engineering  Standards  Association  in  London; 
Dänemark:  Standarisierungsausschuß  des  dänischen  Ingenieurvereins;  Holland: 
Hoofdcommisjie  on  de  Normalisatie  im  Haag;  Frankreich:  Commission  per- 
manente de  Standarisalion  C.  P.  S.,  vgl.  Bericht  in:  La  Journee  Industrielle. 
Paris  Nr.  1162  vom  20.  Januar  1922;  Indien:  International  Electrotechnical- 
kommission;  Oesterreich:  Oesterr.  Normenausschuß  für  Industrie  und  Gewerbe, 
gegründet  28.   September   1920  (Oenig). 

2)  Dagegen  kann  von  einer  fortschreitenden  Spezialisierung  in  der 
öffentlichen  Verwaltung  keine  Rede  sein,  vielmehr  dürfte  das  gegenwärtige  Be- 
streben, die  wichtigeren  Posten  in  der  öffentlichen  Verwaltung  nicht  durch  Berufs- 
beamte, sondern  durch  Politiker  zu  besetzen,  außer  auf  politische  Strömungen  auch 
auf  eine  gewisse  Abneigung  gegen  den  Spezialisten  zurückzuführen  sein. 

3)  Schwache  Ansätze  finden  sich  im  Ausbau  des  Formularwesens;  so  werden 
Formulare  für  Berechnung  und  Ausfertigung  von  Sozialrentenunterstützungen,  für 
Steuern,  Wohnungsbeschlagnahmen,  Getreideumlagen,  öffentliche  Wahlen,  auf  dem 
Gebiete  des  Armenwesen  usw.  ausgearbeitet,  was  recht  praktisch,  aber  von  unter- 
geordneter Bedeutung  ist. 
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und  infolgedessen  reichsgesetzliche  Regelung  zu  erblicken.  Indessen 
ist  dies  nicht  der  Fall.  Damit,  daß  das  Reich  die  Einkommensteuer 
an  sich  heranzieht,  ist  eine  Aufstellung  einheitlicher  Schätzungsgrund- 
sätze noch  nicht  gegeben;  damit,  daß  das  Reich  seine  Beamten  in 
gewisse  Gehaltsstufen  einreiht  und  anordnet,  daß  die  Gemeinden  ihre 
Beamten  nicht  höher  besolden  dürfen,  ist  noch  nicht  gesagt,  daß  jeder 
Staat  und  jede  Gemeinde  im  Deutschen  Reiche  in  gleicher  Weise 
einstuft.  Was  sich  hier  vollzieht,  ist  keine  Wirkung  gesetzlicher  Maß- 
nahmen, sondern  eine  Entwicklung  zu  einheitlichen  Besoldungen,  die 
durch  wirtschaftliche  und  verwaltungstechnische  Bedürfnisse  und  poli- 
tische Einflüsse  bedingt  und  mit  dem  an  sich  unerfreulichen  Fremd- 
worte Normalisierung  noch  besser  als  durch  das  Wort  Vereinheit- 
lichung gekennzeichnet  ist.  Uebrigens  könnte  von  Normalisierung  noch 
insoweit  gesprochen  werden,  als  der  Staat  das  private  Wirtschafts- 
leben im  weiten  Umfange,  insbesondere  durch  das  Reichsmietengesetz, 
die  Baukostenzuschüsse  und  Pachtschutzgesetz  normalisiert  ^). 

Indessen  handelt  es  sich  hier  um  Normalisierungen  des  privaten  Wirt- 
schaftslebens durch  die  Reichsgesetzgebung,  nicht  um  Normalisierung 
der  öffentlichen  Verwaltung  selbst.  Diese  hat  sich  auf  zwei  Gebieten 
völlig  durchgesetzt,  in  der  Einkomm  e  n  st  euerverwaltung  und 
im  Besoldungswesen,  während  im  Bauwesen  2)  die  Normalisie- 
rung sich  noch  im  Entwicklungsstadium  befindet. 


1)  Durch  die  reichsgesetzliche  Miete  wird  die  Mietszahlung  normalisiert  und 
dadurch  die  Bautätigkeit  und  die  Erhaltung  der  vorhandenen  Bauten  ungünstig 
beeinflußt.  Durch  die  Baukostenzuschüsse  »zur  Bekämpfung  der  Wohnungsnot 
und  Förderung  des  Wohnungswesens <  ist  die  durch  die  reichsgesetzliche  Miete 
und  das  mangelnde  Zutrauen  des  privaten  Baugewerbes  zur  Rentabilität  des  Bauens 
lahmgelegte  Baulust  in  den  Jahren  1919,  1920  und  1921  angeregt  und  wäre  gewiß 
noch  stärker  belebt  worden,  wenn  nicht  die  ständige  Preissteigerung  die  Bedeutung 
der  Zuschüsse  immer  wieder  verringert  hätte.  Schließlich  hat  das  Reichspacht- 
schutzgesetz dem  Verpächter  die  Möglichkeit  eingeräumt,  am  Ende  des  Pachtjahres 
eine  angemessene  Rente  zu  erzielen,  wodurch  die  Pachterträge  größtenteils  normalisiert 
worden  sind. 

2)  Mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Entwicklung  hier  noch  nicht  abgeschlossen 
ist,  soll  von  der  Darstellung  abgesehen  werden.  Indessen  darf  bemerkt  werden, 
daß  die  Entwicklung  trotz  der  von  Bücher  a.  a.  O,  S.  436  ff.  entwickelten  bedeut- 
samen Bedenken  in  der  Richtung  der  Normalisierung  liegt.  Es  ist  gewiß  nicht 
nach  jedermanns  Geschmack,  sich  überall  in  gleichen  Zimmern  wiederzufinden  und 
gewiß  bedenklich,  das  Sinken  der  gewerblichen  Arbeitsgeschicklichkeit  und  An- 
passungsfähigkeit und  einen  vermehrten  Einfluß  des  Handels  zu  fördern,  der  sich 
sicher  als  Zwischenglied  zwischen  Bauunternehmer  und  Produzenten  beim  Bezug 
von  Fensterrahmen.  Türen  usw.  einschieben  und  die  im  fabrikmäßigen  Betriebe 
erzielte  Ersparnis  seinerseits  wieder  einstecken  wird.  Ob  also  die  auch  von 
Cornelius  Gurlitt  (das  Dresdner  Siedlungswesen  S.  25  in  Deutschlands  Städtebau 
Dresden,    Berlin-Halensse    1921)  erhoffte  Verbilligung    bei  Feststellung    »etwa    der 
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A.  Einkommensteuei 
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In  der  Verwaltung  der  Einkommensteuer  bemächtigt  sie  sich 
zunächst  der  Veranlagung  der  Landwirtschaft.  Schon  mit  Erlaß  vom 
19.  Mai  192 1 III 14781  hatte  der  Reichsminister  der  Finanzen  »für  gewisse 
Einkommensarten,  insbesondere  für  das  Einkommen  aus  landwirtschaftlich 
genutztem  Grundbesitz  oder  Gewerbetrieb  Durchschnittssätze  als  Hilfs- 
mittel für  die  Einkommensteuerveranlagung  solcher  Steuerpflichtiger 
empfohlen,  die  ihr  Einkommen  nicht  auf  Grund  geordneter  Buch- 
führung angeben  können.  Bei  der  Benutzung  solcher  Durchschnitts- 
sätze darf  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daß  die  Einkommen- 
steuer das  tatsächliche  Einkommen  eines  Steuerpflichtigen,  wie  er  es 
unter  den  besonderen,  bei  ihm  vorkommenden  Verhältnissen  erzielt 
hat,  treffen  will.  Demgemäß  ist  bei  Anwendung  solcher  Durchschnitts- 
sätze stets  im  einzelnen  Falle  zu  prüfen,  inwieweit  sie  nach  den  be- 
sonderen Verhältnissen  des  einzelnen  Pflichtigen  als  zutreffend  anzu- 
rechnen sind.  Je  nach  Lage  der  Verhältnisse  muß  im  einzelnen  Falle 
von  diesen  Durchschnittssätzen  nach  oben  oder  unten  abgewichen 
werden.  Inwieweit  in  einzelnen  Fällen  diese  Normalsätze  anzuwenden 
sind  oder  von  ihnen  abgewichen  werden  muß,  ist  der  Entscheidung 
des  Ausschusses  zu  überlassen.  Auch  die  Festsetzung  derartiger  Normal- 
sätze   hat   grundsätzlich  durch  den  Ausschuß  zu  erfolgen.« 

Mit  Verfügung  vom  2.  März  1922  III  E  3642  bezieht  sich  der  Reichs- 
minister der  Finanzen  auf  den  eben  zitierten  Erlaß  und  erklärt  weiter: 
»Bei  der  Kürze  der  zur  Verfügung  stehenden  Zeit,  will  ich  davon  ab- 


Balkenlängen,  der  entsprechenden  Dachkonstruktion,  der  Größe  und  Gestalt  der 
Fenster,  Türen,  Oefen  usw.«,  tatsächlich  eintreten  wird,  muß  dahingestellt  bleiben, 
namentlich  in  gegenwärtiger  Zeit,  in  der  der  Produzent  nach  Tagespreis  verkauft. 
Ferner  sind  die  Gefahren  nicht  zu  verkennen,  die  dem  bodenständigen  Handwerk 
aus  dieser  auf  das  fabrikmäßige  hinauslaufenden  Entwicklung  entstehen  können, 
wenngleich  der  mit  Motor  arbeitende  Handwerker  dann  in  ruhigen  Zeiten  auf 
Vorrat  arbeiten  und  sich  gerade  heutzutage  die  Vorteile  zunutze  machen  kann, 
die  er  gegenüber  dem  mit  Beschränkungen  aller  Art  arbeitenden  Großbetrieb  hat. 
Indessen  sind  zweckmäßige  Fensterformen  usw.  und  sofort  greifbare  Ware,  die 
nicht  erst  nach  Monaten  einen  ganz  anderen  Preis  bedingt,  bei  den  heutigen 
Preisschwankungen  zu  elementare  Bedürfnisse,  als  daß  die  Entwicklung  dieses  Be- 
dürfnis unbefriedigt  lassen  könnte.  Und  wer  in  der  öffentlichen  Verwaltung  und 
in  den  Vorständen  von  Siedlungsgesellschaften  tätig  ist  und  weiß,  welche  Menge 
Vorarbeit  notwendig  ist,  um  ein  einfaches  Haus  zu  vergeben,  wieviel  Zeit  darüber 
verloren  geht  und  sieht,  wie  ganz  ähnliche  Arbeit  in  jeder  größeren  Gemeinde 
immer  von  neuem  geleistet  wird,  welche  Schwierigkeit  es  macht,  eine  Berechnung 
der  Kosten  eines  noch  so  einfachen  Baues  wegen  der  Ungewißheit  der  Preise 
nach  wenigen  Monaten  zu  erhalten,  wird  eine  schrittweise  Entwicklung  zu  normali- 
siertem, zweckmäßigem  und  schnell  greifbarem  Baumaterial  als  einen  Fortschritt 
begrüßen. 
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sehen,  für  die  Feststellung  der  Durchschnittssätze  besondere  Normen 
schon  jetzt  aufzustellen.« 

Während  hier  noch  die  Feststellung  der  Normalsätze  den  einzelnen 
Ausschüssen  überlassen  wird,  ist  im  Jahre  1922  die  Normalisierung 
weiter  ausgebaut  worden  ^). 

Wichtig  ist,  daß  an  Stelle  der  praktisch  unmöglichen  Festsetzung 
von  Normalsätzen  durch  die  einzelnen  Ausschüsse  eine  Normalisierung 
innerhalb  großer  Bezirke,  wie  sie  die  Landesfinanzämter  darstellen, 
erfolgt  ist.  Diese  Normen  sollen  durchgeführt  werden;  denn  in  der- 
selben Verfügung  werden  die  Finanzämter  angewiesen,  diese  Normal- 
sätze in  den  Steuerausschüssen  durchzudrücken  und  über  erheblichen 
Widerstand  rechtzeitig  zu  berichten.  Diese  Normalisierung  ist  von 
nicht  geringer  praktischer  Bedeutung.  Durch  sie  ist  namentlich  nach 
der    Ueberwindung    der   jetzt   noch    vorhandenen   Mängel    und  Fehler 


i)  Dafür  ist  charakteristisch  die  Verfügung  des  Landesfinanzamts  Oldenburg 
vom    18.  April   1922  I  Nr.   1799,  folgenden  Wortlauts: 

»I.  Im  Anschluß  an  Ziffer  2  der  Randverfügung  des  Herrn  Reichsminislers 
der  Finanzen  vom  2.  März  22  —  III  E  3642  —  übersendet  das  Landesfinanzamt 
in  der  Anlage  eine  Aufstellung  von  Normalsätzen  für  die  schätzungsweise  Er- 
mittlung des  landwirtschaftlichen  Reinertrages  aus  dem  Kalenderjahre   1921. 

Abweichend  von  dem  bisher  üblichen  Verfahren  enthalten  diese  Normal- 
sätze nicht  den  Wert  der  eigenen  Arbeitskraft  des  Betriebsinhabers  und  der  Ehe- 
frau; der  Normalsatz  multipliziert  mit  der  Anzahl  der  bewirtschafteten  Hektare 
ergibt  vielmehr  die  sog.  reine  Bodenrente,  das  ist  der  Ertr.ig  einer  Stelle,  die 
nur  mit  fremden  Arbeitskräften  bewirtschaftet  wird.  Zur  Ermittlung  des  steuer- 
pflichtigen Ertrages  ist  daher  dieser  Bodenrente  bei  Selbstbewirtschaftung  noch 
der  Wert  der  eigenen  Arbeitskraft  des  Betriebsinhabers  und  seiner  im  Betriebe 
tätigen  Familienangehörigen  hinzuzurechnen. 

II.  Die  mitgeteilten  Normalsätze  sind  das  Ergebnis  eingehender  Verhand- 
lungen und  Feststellungen.  Zunächst  hat  das  Landesfinanzamt  vor  Aufstellung  der 
Sätze  an  Besprechungen  teilgenommen,  die  das  Landesfinanzamt  I  Hannover  in 
Hannover,  Hamburg  und  Osnabrück  mit  seinen  Finanzleitern  der  jeweils  angrenzen- 
den Bezirke  zum  Zwecke  der  Aufstellung  von  Normalsätzen  veranlaßt  hatte.  Im 
Anschluß  daran  hat  das  Landesfinanzamt  unter  Hinzuziehung  von  zuverlässigen 
und  sachverständigen  Landwirten  und  unter  Verwendung  buchmäßiger  Ergebnisse 
für  eine  Reihe  von  Betrieben  der  verschiedenen  Boden-  und  Bewirtschaftsarten 
Ertragsberechnungen  aufgestellt.  Die  auf  Grund  dieser  Ertragsberechnungen  zu- 
nächst vorgesehenen  Normalsätze  sind  mit  Vertretern  der  hiesigen  landwirtschaft- 
lichen Berufsorganisationen  eingehend  erörtert  worden.  Alsdann  sind  die  Sätze  in 
einer  gemeinsamen  Besprechung  mit  den  Finanzleitern  und  unter  Hinzuziehung 
von  Vertretern  der  Landesfinanzämter  Hannover  und  Bremen  einer  weiteren 
Prüfung  unterzogen  und  daraufhin  in  der  Fassung  der  Anträge  festgesetzt. 

III.  I.  Die  Normalsätze  sollen  nicht  die  individuelle  Veranlagung  des  Steuer- 
pflichtigen ausschalten. 

2.  Die  Normalsätze  sind  Reinertragssätze;  sämtliche  nach  §  13  Abs.  i  Z.  I 
EStG.  abzugsfähigen  Werbungskosten  sind  bereits  abgesetzt. < 
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eine  einheitliche  Veranlagung  der  ganzen  deutschen  Landwirtschaft, 
die  unter  der  früheren,  namentlich  der  preußischen  Veranlagung  gänz- 
lich fehlte,  nunmehr  sichergestellt.  Ein  weiterer  Schritt  auf  dem 
Wege  der  Normalisierung  würde  die  von  dem  Ministerpräsidenten 
Tantzen  in  Oldenburg  vorgeschlagene  Naturairente  an  Stelle  der  Ein- 
kommens- ,  Vermögens-  und  Grundsteuer  sein.  Dagegen  ist  es  zu 
Normalsätzen  des  gewerblichen  Einkommens  nicht  gekommen. 

Außer  dieser  Normalisierung  fällt  in  dieses  Gebiet  noch  die  Steuer- 
veranlagung der  Lohn-  und  Gehaltsempfänger  durch  den  loprozentigen 
Lohnabzug  und  die  Normalisierung  der  Abzüge  für  Ehefrau 
und  Kinder  und  der  Werbungskosten.  Durch  den  Lohn- 
abzug ist  ein  verhältnismäßig  einfaches  Veranlagungs-  und  Hebungs- 
verfahren geschaffen,  das  zur  tatsächlichen  Zahlung  vieler  Steuerbei- 
träge führt,  die  früher  unbeitreibbar  waren. 

Das  mit  der  Verreichlichung  der  Einkommensteuer  zwar  nicht 
unbedingt  zusammenhängende,  aber  tatsächlich  verbundene  Verbot 
staatlicher  und  Gemeindezuschläge  hat  noch  eine  weitere  Normalisie- 
rung im  Gefolge  gehabt,  nämlich  in  der  Verteilung  des  Ein- 
kommensteueraufkommens zwischen  dem  Reich,  den  Ländern 
und  den  Gemeinden.  Während  früher  die  Länder  ihre  Einkommen- 
steuer selbst  hoben  und  die  Gemeinden  Zuschläge  erheben  durften, 
sind  jetzt,  wie  zur  Genüge  bekannt,  Länder  und  Gemeinden  Kost- 
gänger des  Reiches  geworden.  Dieses  gibt  ihnen  gewisse  Prozentsätze 
des  Ertrages  der  Einkommensteuer  ab.  Die  gegenwärtige  Rechtslage 
und  den  Verteilungsmaßstab  darzustellen,  würde  zu  weit  führen,  zumal 
die  im  Landessteuergesetz  niedergelegte  Gesetzgebung  darüber  noch 
nicht  abgeschlossen  ist.  Wesentlich  ist  aber,  daß  diese  Schaffung  einer 
einheitlichen  Reichseinkommensteuer  mit  ihrer  nicht  de  jure,  aber  de 
facto  eingetretenen  Entwicklung  zum  Einheitsstaate  in  finanzieller  Be- 
ziehung weitgehende  Normalisierungsmaßnahmen  im  Gefolge  gehabt 
hat,  denn  die  Regelung  hat  sich  nicht  auf  die  Verteilung  des  Reichs- 
einkommensteueraufkommens beschränkt,  sondern  hat  ein  ganzes 
System  normalisierter  staatlicher  Zuschüsse  zu  den  Gemeindeleistungen, 
insbesondere  zur  Zahlung  der  Gehälter  für  Gemeindebeamten  und 
Lehrkräfte  im  Gefolge  gehabt,  das  in  den  Beratungen  der  Landtage 
einen  breiten  Raum  einnimmt  und  sich  in  fortwährender  Bewegung 
befindet.  Gerade  die  fortwährenden  Aenderungen  in  dem  System  und 
der  Kampf  um  Aenderung  und  Aufhebung  sind  der  beste  Beweis  dafür, 
daß  die  Normalisierung  dieses  Gebietes  noch  keine  befriedigende 
Lösung  gefunden  hat.  Wenn  von  selten  der  Reichsregierung  zugunsten 
des  Systems  angeführt  wird,  daß  es  in  der  Gesetzgebung  aller  Kultur- 
staaten wiederkehre,  so  beweist  ein  Blick  auf  England,  daß  das  System 

Zeitschrift  für  die  ges    Staatswissensch.     1923.     4-  3^ 
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normalisierter   Zuschüsse    zu    einer  Verschwendungswirtschaft    der  Ge- 
meinden geführt  hat  ^). 

Jedenfalls  bedingt  das  Zuschufisystem  einen  gründlichen  Ausbau 
der  Gemei  n  d  e  fi  n  anzst  a  t  is  t  i  k  und  damit  wiederum  einen  typi- 
schen Fall  von  Normalisierung,  nämlich  den  der  Gemeindehaus- 
haltungspläne und  Finanzstatistiken.  Den  gegenwärtigen 
Stand  dieser  Frage  darzustellen,  würde  hier  zu  weit  führen 's).     Aus  der 


1)  Vossische  Zeitung  vom  i6.  Februar  1922  berichtet  über  die  Vorschläge  des 
englischen  Ersparungsausschusses  unter  Geddes: 

»Der  Ausschuß  wandte  sich  schließlich  der  ins  Uferlose  gewachsenen  Zu- 
schußwirtschaft der  sozialen  und  kulturellen  Ministerien  zu.  Die  Selbstverwaltungs- 
organe der  englischen  Gemeinden  sind  zugleich  beauftragte  Exekutivorgane  des 
Staates  in  der  Schulverwaltung,  in  iVIaßnahmen  der  Volkswohlfahrt  und  im  Woh- 
nungswesen. Die  Gesetzgebung  des  Krieges  und  der  Nachkriegsjahre  hat  nun 
dazu  geführt,  daß  der  Staat  den  Gemeinden  riesige  Summen  als  Zuschüsse  zu  der- 
artigen Gemeindeanstalten  zur  Verfügung  stellte.  Das  System,  nach  dem  diese 
Zuschüsse  bemessen  waren,  ist  nach  Ansicht  des  Ausschusses  nicht  nur  für  die 
Staatsfinanzen,  sondern  auch  für  die  Gemeindefinanzen  verhängnisvoll  geworden. 
Die  Zuschüsse  werden  nämlich  berechnet  in  Prozentsätzen  der  Gemeindeaufwen- 
dungen, wobei  von  einem  bestimmten  Satze  der  Gemeindeaufwendungen  der  Staats- 
zuschuß schneller  wächst  als  der  Gemeindezuschuß.  Diese  Zuschüsse  betragen  z.  B. 
im  Volksschulwesen  50  bis  60  Prozent,  bei  der  Unterstützung  des  Wohnungs- 
baues 90  Prozent.  Dadurch  hat  sich  nach  Ansicht  des  Ausschusses  in  sämt- 
lichen Gemeinden  eine  Ausgabepraxis  herausgebildet,  die  man  nur  als  organi- 
sierte Verschwendung  bezeichnen '  könne.  Die  Gemeindebeamten  und  Ge- 
meindeorgane sind  heute  gar  nicht  mehr  interessiert  an  einer  rationellen  Ge- 
meindewirtschaft, wenn  es  ihnen  nur  gelingt,  die  Ausgabeziffer  hoch  genug  zu 
treiben,  so  daß  der  Anteil,  der  auf  Kosten  der  Landesfinanzen  entfällt,  schnell 
genug  anwächst.  Als  kennzeichnendes  Beispiel  für  diese  Verschwendungswirtschaft 
führt  der  Bericht  die  Tatsache  an,  daß  in  den  Volksschulen  die  Kinder  schon  von 
ihrem  vierten  Jahr  an  zugelassen  werden,  während  in  allen  anderen  Kulturstaaten 
das  6.  Lebensjahr  als  untere  Grenze  genommen  wird,  und  er  betont,  dafi  die  Durch- 
sicht der  Steuerkonten  der  Eltern  der  Schüler  der  städtischen  höheren  Lehran- 
stalten zu  der  interessanten  Feststellung  geführt  habe,  daß  die  Mehrzahl  der  Eltern, 
denen  doch  unterschiedslos  ein  unentgeltlicher  oder  fast  unentgeltlicher  Unterricht 
für  ihre  Kinder  gewährt  werde,  in  der  Lage  sei,  mindestens  die  Selbstkosten  pro 
Schüler  zu  bestreiten.  Der  Ausschuß  spricht  seine  Ansicht  aus,  daß  es  viel 
rationeller  wäre,  den  leistungsfähigen  Eltern  die  Selbstkosten  des  Unterrichts  zuzu- 
muten, um  dafür  den  begabten  unbemittelten  Schülern  der  Volksschulen  Stipendien 
zu  gewähren,  um  es  ihnen  zu  ermöglichen,  ohne  Nebenarbeit  in  erträglichen 
Lebensbedingungen  höheren  Schulunterricht  zu  erhalten  Der  Ausschuß  schlägt 
vor,  in  Zukunft  den  Gemeinden  von  einem  Sachverständigenausschuß  zu  normierende 
feste  Zuschüsse  zu  den  Kosten  ihrer  Bildungsstätten  nnd  sozialen  Einrichtungen  zu 
geben  und  es  einer  vernünftigen  Gemeindefinanzpolitik  zu  überlassen,  mit  diesen 
Summen  ein  Maximum  an  Leistungsfähigkeit  der  subventionierten  Anstalten  herbei- 
zuführen.« 

2)  Vgl.  dazu    insb.  Bucerius,    Preuß.  Verwaltungsblatt   1921,  Nr.    17  und   18; 


Miszellen. 


577 


Normalisierung  der  Zuschüsse  ergibt  sich  die  Normah'sierung  der  Haus- 
haltspläne und  Gemeindefinanzstatistiken  mit  zwingender  Notwendigkeit. 

Schließlich  ist  die  Reichsgesetzgebung  sogar  soweit  gegangen, 
zur  Verhütung  der  Schmälerung  der  Erträge  der  Einkommensteuer  die 
Steuergesetze  der  Staaten  und  Steuerstatuten  der  Gemeinden  zu  kontrol- 
lieren. Erfreulicherweise  sind  der  Reichsfinanzminister  und  die  staat- 
lichen Finanzministerien  hierbei  schöpferisch,  nämlich  durch  Aufstellung 
von  Musterstatuten  tätig  gewesen,  gegen  die  der  Reichsfinanz- 
minister keine  Einwendungen  zu  erheben  erklärt  hat.  Dies  gilt  be- 
sonders für  die  Wohnungsluxus-,  Vieh-,  Federwagen-,  Fahrradsteuer. 
Dieser  vom  Reiche  ausgeübte  Druck  zur  Annahme  der  Musterstatuten 
für  Gemeinden,  die  Gemeindesondersteuern  einzuführen  gedenken,  hat 
eine  Normalisierung  dieser  Gemeindesteuern  zur  Folge  gehabt.  Diese 
Normalisierung  hat  zwar  die  Ertragsmöglichkeiten  dieser  Steuern  stark 
herabgesetzt,  liegt  aber  immerhin  im  Interesse  der  Gemeinden.  Diese 
sind  durch  die  Ausgabe  der  Musterstatuten  einer  großen  Arbeit  der 
Ausarbeitung  und  Einzelberatung  in  den  Gemeindevertretungen  über- 
hoben, die  Gemeindeaufsichtsbehörden  und  Verwaltungsgerichte  können 
eine  einheitliche  Rechtsprechung  schaffen,  die  Bürger  werden  nicht 
mehr  einem  Wust  örtlich  verschiedener  Bestimmungen  unterworfen, 
sondern  finden  Ordnungen  vor,  die  im  ganzen  Deutschen  Reiche 
wiederkehren. 

So  hat  zusammen  mit  der  Verreichlichung  der  Einkommensteuer 
in  ^weitgehendem  Maße  eine  Normalisierung  stattgefunden.  Die  Ent- 
wicklung dieser  Steuer  wie  der  von  den  Normalisierungsmaßnahmen 
betroiifenen  Staaten  und  Gemeinden  wird  lehren,  ob  die  Normalisierung 
diese  Opfer  und  Konstruktionen  wert  gewesen  ist. 

B.  B  e  s  o  1  d  u  n  g  s  w  e  s  e  n. 

Das  zweite  Gebiet,  auf  dem  eine  weitgehende  Normalisierung  ein- 
gesetzt hat,  ist  das  der  Beamtenbesoldungen,  das  vor  und  im 
Kriege  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  weder  rechtlich  noch  tat- 
sächlich einheitlich  geregelt  war. 

So  hatte  das  Reich  seine  eigenen  Besoldungsgrundsätze  in  dem 
Besoldungsgesetz  vom  15.  Juli  1909  und  Preußen  in  dem  Gesetz  vom 
26.  Mai  1909.  Das  Reichsgesetz  enthielt  in  den  Beilagen  I — IV  zum 
Reichsbesoldungsgesetz  nicht  weniger  als  rund  180  Gehaltsklassen, 
das  preußische  Besoldungsgesetz  53  Besoldungsklassen.  Das  herge- 
brachte Besoldungssystem  wurde  während  des  Krieges  notdürftig  ge- 
flickt.    Die  Teuerungsbezüge   betrugen    ein  Vielfaches  der  in  den  Ge- 


Tetzlaff,  Vorschläge  für  eine  Reform  der  kommunalen  Haushaltungspläne  in  Deutsch- 
land, Zeitschrift  des  Preuß.  Statistischen  Landesamtes  192 1.  30.  Konferenz  der 
deutschen  Städtestatistiker,  Halle   192 1. 
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setzen  vorgesehenen  Gehälter  und  Zulagen.  Nach  der  Neuregelung  im 
Jahre  1920  wurde  das  Diensteinkommen  im  engeren  Sinne  —  bisher 
Gehalt  und  Wohnungsgeldzuschuß  —  neu  geordnet;  gleichzeitig  wurden 
auch  den  mit  einem  Amt  verbundenen  sonstigen  Vergütungen  und 
Nebenbezügen,  soweit  sie  künftig  noch  gewährt  werden,  gewisse  Grenzen 
gezogen.  Vor  allem  wurden  die  Gehälter  weniger  unterschiedlich  ge- 
staltet. Die  Beamtenschaft  wurde  in  13  Besoldungsgruppen  eingeteilt. 
Daneben  stehen  6  Gruppen  mit  Einzelgehältern.  Die  Zusammenfassung 
der  Beamten  mit  aufsteigenden  Gehältern  in  13  Besoldungsgruppen 
verwischte  zugleich  die  bisherige  Unterscheidung  zwischen  unteren, 
mittleren  und  höheren  Beamten;  denn  nunmehr  stehen  in  einzelnen 
Uebergangsgruppen  vor  allem  in  den  Gruppen  4,  9  und  10  ehemals 
untere  und  mittlere,  ehemals  mittlere  und  höhere  Beamte  mit  völlig 
gleichen  Gehaltssätzen  nebeneinander.  Eine  völlige  Neuerung  war  die 
Einführung  der  Kinderbeihilfen  und  im  Jahre  1922  der  Frauenzu- 
lage 1). 

i)  Für  Angestellte  sind  Teiltarifverträge  abgeschlossen  worden;  der  erste 
Teiltarifvertrag  vom  4.  Juni  1920  zwischen  der  Arbeitsgemeinschaft  freier  Ange- 
stelltenverbände, dem  Gesamtverband  Deutscher  Angestelltengewerkschaften,  dem 
Gewerkschaftsbund  der  Angestellten,  dem  Deutschen  Volkswirtschaftlichen  Verband, 
dem  Verband  der  Eisenbahntechniker  der  Reichseisenbahnen,  dem  Fachverband 
der  Wasserbaubediensteten,  der  Gewerkschaft  Deutscher  Eisenbahner  und  Staats- 
bediensteten einerseits,  der  Reichsregierung  und  preußischen  Staatsregierung  anderer- 
seits. An  diese  Teiltarifverträge  haben  sich  dann  Teiltarifverträge  der  Einzel- 
staaten angeschlossen,  so  der  erste  Teiltarifvertrag  für  die  Angestellten  bei  der 
oldenburgischen  Staatsverwaltung  vom  29.  Oktober  1920,  abgeschlossen  zwischen 
dem  Zentralverband  der  Angestellten  Deutschland,  Gau  Nordwestdeutschland,  dem 
Bund  der  technischen  Beamten  und  Angestellten,  Gau  Nordwestdeutschland  einer-^ 
seits,  dem  oldenburgischen  Staatsministerium  andererseits. 

Diese  Teiltarifverträge  sind  von  den  Gemeinden  zumeist  angenommen  worden 
und  haben  dieselben  Ergänzungen  erfahren,  wie  die  Beamtengehälter,  also  dasselbe 
Bild  der  Normalisierung. 

Für  die  R  e  i  c  h  s  a  r  b  e  i  t  e  r  ist  maßgebend  der  Tarifvertrag  für  die  Eisen- 
bahnarbeiter vom  II.  März  192 1  und  für  die  Arbeiter  im  Bereiche  der 
Reichspost-  und  Telegraphenverwaltung  vom  15.  Juni  1921.  Die  Tarifver- 
träge sind  aufgebaut  auf  dem  Tariflohn,  dem  Teuerungszuschlage,  gegebenenfalls 
Zuschlag  für  Beamtendienst,  Sonntagsdienst  (10  Prozent  vom  Tariflohn  und  Beamten- 
dienst) und  Ueberstunden  (50  Prozent  Zuschlag  zum  Tariflohn  und  Beamten- 
dienst), Kinderzuschlag  und  Frauenzuschlag  für  6  Tage  und  ist  abgestuft  nach 
Lebensjahren  vom  14. — 24.  Lebensjahre.  Sie  haben  ebenfalls  ihre  normalisierende 
Wirkung  auf  die  Arbeiter  der  Staatsbetriebe  und  der  größeren  Gemeinden  ausgeübt, 
so  daß  der  Oberbürgermeister  von  Leipzig  gelegentlich  des  Straßenbahnerstreiks  im 
Januar  1922  erklärte:  Wir  können  Gehälter  und  Löhne  nicht  mehr  frei  bemessen 
oder  im  Hinblick  auf  die  Industriearbeiter  festsetzen.  Wir  bemessen  die  Löhne 
und  Gehälter  seit  Jahr  und  Tag  danach,  was  Reich  und  Staat  denselben  Gruppen 
bewilligen.     Die  Reformierung    im  Steuerwesen    ist     auch    eingetreten    im  Gehalts- 
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Mit  der  Reichsgesetzgebung  lief  eine  gleichartige  Gesetzgebung 
der  Einzelstaaten  und  der  meisten  (3emeinden  parallel.  Die  Begrün- 
dung der  Vorlagen  ist  ganz  ähnlich ;  das  Ergebnis  ist  dasselbe  Be- 
soldungssystem  mit  13  Gruppen  und  6  Einzelgruppen.  Warum  die 
Gehälter  im  Reich,  Staaten  und  Gemeinden  einheitlich  geregelt  wor- 
den sind,  ist  nicht  so  leicht  zu  sagen.  Allerdings  lagen  Anträge  des 
Ausschusses  für  den  Reichshaushalt  zum  Entwürfe  eines  Besoldungs- 
gesetzes vom  26.  April  1920  vor,  wonach  die  Reichsregierung  ersucht 
wurde : 

9.  soweit  nicht  die  Länder  und  Kommunen    und  sonstigen  öffentlich- 
rechtlichen   Körperschaften    aus    eigenem  Entschlüsse    die    Gehälter 
ihrer   Beamten    diesem   Reichsbesoldungsgesetz   anpassen ,    ihrerseits 
die  Besserstellung    dieser  Beamten    anzuregen    und    nötigenfalls    mit 
allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  zu  betreiben; 
IG.   auf   die    Länder    einzuwirken,    daß    auch    bei    den   Kommunalver- 
bänden   und    den    unter   staatlicher  Aufsicht    stehenden    öffentlichen 
Körperschaften  (Landesversicherungsanstalten,  Berufsgenossenschaften, 
Krankenkassen   usw.)    die    Grundsätze    der   Besoldungsordnung    der 
Reichsbeamten  maßgebende  Anwendung  finden, 
und  ähnlich  Ziffer  11  und   12  hinsichtlich  der  Kommunalbeamten  und 
Lehrer.     Aber    diese  Anträge    sind    bis    zu    den  Gemeinden  niemals 
durchgedrungen;    viel    elementarer    wirkten    die    tatsächlichen    Ver- 
hältnisse  und   die    allgemeine  Erkenntnis,    daß  die  Beamtengehälter 
nicht  genügten,  die  Notwendigkeit  an  Stelle  der  Einzelgehälter  etwas 
neues    zu    setzen,    der    Druck    der    Beamtenorganisationen    und    das 
Bedürfnis,    sich    an    irgendein    Vorbild    anzulehnen.     Da   kam  ihnen 
das  Vorbild    des  Reichs    und    der   Einzelstaaten    zu  Hilfe;    alle  Ge- 
meinden klammerten  sich  an  dieses  Muster.     Daß  auch  die  größten 
Staaten  im  Dunkel  tappten,    geht    aus   der  Vorlage  der  preufiischen 
Regierung  an  die  preußische  verfassunggebende  Landesversammlung  1) 
deutlich  hervor, 
wesen.«     Hier    ist    allerdings    die    Entwicklung    nicht    soweit    gegangen,    daß    alle 
Gemeinden    die  Reichsarbeiterlöhne     bezahlen.      Einzelne    Gemeinden     zahlen     die 
Löhne  der  örtlichen  Organisationen. 

i)  1919/20  Nr.  2341  S.  71  ;  AVas  die  Höhe  der  Grundgehaltssätze  anbe- 
langt, so  steht  der  Staatsregierung  ein  einwandfreier  Maßstab  für  die  Anpassung 
des  Gehalts  an  die  gegenwärtigen  Teuerungsverhältnisse  bedauerlicherweise  nicht 
zur  Verfügung.  Vielmehr  kann  es  sich  nur  darum  handeln,  an  der  Zahlensteigerung 
der  verflossenen  Jahre  ungefähr  zu  schätzen,  was  als  bleibende  Veränderung  auch 
für  die  Zukunft  anzusehen  ist,  was  als  vorübergehende  Teuerung  gelten  muß.  Der 
letztere  Betrag  wird  bei  der  Bemessung  des  Gehalts  nicht  zu  berücksichtigen  sein, 
sondern  kann  nur  als  veränderlicher  Ausgleichszuschlag  in  Frage  kommen.  Unter 
diesem  Gesichtspunkte  gehen  die  in  dem  Entwurf  vorgesehenen  Grundgehaltssätze 
davon  aus,  daß  z.  Z.  etwa  noch  weitere  50  v.  H.  ihres  Betrages  und  50  v.  H, 
des  Ortszuschlages  erforderlich  sind,   um  die  völlige  Anpassung  zu  erzielen.« 
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Auf  eine  einheitliche  Regelung  drängte  fernerhin  innerhalb  der 
Einzelstaaten  das  System  der  Zuschüsse  der  Staaten  zu  den  Besol- 
dungen der  Volksschullehrer,  teilweise  auch  der  Lehrer  an  Fort- 
bildungsschulen und  höheren  Schulen.  Hier  regelten  die  Einzelstaaten 
zunächst  im  Verordnungswege  die  Gehälter  für  die  Volksschullehrer. 
Es  wurden  nicht  nur  die  Gehaltsgruppen  festgelegt,  in  die  die  Volks- 
schullehrer einzugliedern  waren,  sondern  es  wurden  weiter  auch  die  Lehr- 
kräfte der  höheren  Gemeindeschulen,  neuerdings  auch  der  Fortbildungs- 
schulen in  bestimmte  Besoldungsgruppen  eingereiht  und  für  Staats- 
und Gemeindelehrkräfte  ein  einheitliches  Besoldungsdienstalter  und 
eine  einheitliche  Aufrückungsliste  aufgestellt;  die  Selbständigkeit  der 
Gemeindeverwaltung  wurde  gänzlich  ausgeschaltet,  nicht  einmal  ein 
Beschwerderecht  der  Gemeinden  und  eine  Beschwerdeinstanz  gegen 
die  vom  Staat  erfolgte  Eingruppierung  wurde  geschaffen.  Auf  dem 
Gebiete  der  Lehrerbesoldung  ist  es  also  nicht  bei  einer  Normalisierung 
geblieben,  sondern  es  sind  durch  Gesetze  der  Einzelstaaten  i)  einheit- 
liche Besoldungsbestimmungen  aufgestellt  worden. 

Bei  dieser  Sachlage  blieb  den  Gemeinden  nichts  anderes  übrig, 
als  die  Besoldungsordnungen  ihrer  Beamten  zu  normalisieren  und  sich 
an  die  Besoldungsordnung  des  Reiches  anzuschließen.  So  entstand 
aus  der  Buntscheckigkeit  früherer  Gehaltsordnungen  im  Jahre  1920 
eine  einheitliche  Beamten-  und  Angestelltenbesoldungsordnung  ohne 
gesetzlichen  oder  verordnungsmäßigen  Zwang.  Auch  heute  noch  ver- 
bietet lediglich  das  Besoldungssperrgesetz  vom  21.  Dezember  1920 
eine  Höherbesoldung  der  Beamten  den  Einzeltaaten  und  Gemeinden. 
Die  Landtage  der  Einzelstaaten  haben  gelegentlich  versucht,  wider  den 
Stachel  zu  löken,  aber  es  ist  nur  bei  schwachen  Versuchen  geblieben. 
Auch  die  übrigen  öffentlichen  Körperschaften  haben  sich  dem  Reichs- 
besoldungssystem angepaßt,  so  auch  die  evangelische  und  katholische  2j 
Kirche. 

i)  Wie  das  ganze  System  bis  ins  letzte  ausgebaut  worden  ist,  zeigt  am 
deutlichsten  die  Regelung  der  Beziige  der  nebenamtlichen  Fortbildungsschullehrer. 
Früher  setzte  die  Gemeinde  die  Vergütung  für  die  Stunde  selbständig  fest.  Jetzt 
ist  z.  B.  in  Oldenburg  nach  preußischem  Muster  folgende  Regelung  getroffen 
worden:  Vgl.   §  9  Abs.    i  Gesetz  vom   19.  Juni   1922. 

Die  nebenamtlichen  Lehrkräfte  an  den  Berufsschulen  haben  für  jede  Jahres- 
wochenstunde Anspruch  auf  eine  Vergütung  von  '/je  des  Anfangsgrundgehalts  ein- 
schließlich der  Teuerungszulage  der  planmäßig  angestellten  hauptamtlichen  Lehrer 
an  den  Berufsschulen  (Gruppe  9). 

2)  Diese  hat  Besoldungsordnungen  erlassen  ,  z.  B.  die  des  Offizialates 
Vechta  vom  26.  Februar  1922,  wonach  für  die  Pfarrer  folgende  Grundgehälter 
angesetzt  sind: 

22000  M.  in  Ortsklasse  E 

24  000     »     »  »  D 

26  000     »     »  »  C 

28  000     »     »  »  B  und  A. 


Miszellen. 


581 


Mit  der  steigenden  Teuerung  und  Geldentwertung  hat  das  Be- 
soldungssystem stete  Veränderungen  erfahren;  diese  waren  noch  im 
Jahre  192 1  verschiedener  Art.  Erst  allmählich  hat  sich  ein  System 
herausgebildet,  das  auf  der  Erhöhung  der  Teuerungszuschläge  auf- 
gebaut ist. 

Ueberblickt  man  das  Ergebnis  der  Normalisierung,  so  wird  nicht 
zuviel  behauptet  sein,  wenn  gesagt  wird,  daß  die  Beamten  eine  Be- 
zahlung erreicht  haben,  die  an  sich  mit  den  Gehältern  der  Entente- 
funktionäre verglichen,  lächerlich  gering,  aber  im  Vergleich  mit  dem 
Einkommen  der  Gemeindevertreter,  die  früher  die  Gehälter  festsetzten, 
verhältnismäßig  hoch  ist,  jedenfalls  so  hoch,  daß  die  wenigsten  Ge- 
meindevertretungen von  sich  aus  solche  Gehälter  bewilligt  hätten.  Ins- 
besondere gibt  es  in  dem  Beamtentum  jeder  Gemeinde  eine  Zahl  von 
Beamten,  die  ohne  volle  Vorbildung  in  die  Stellung  gekommen  sind 
und  bei  der  Normalisierung  an  den  Vorteilen  der  allgemeinen  Regelung 
teilnahmen,  während  sie  bei  einer  örtlichen  Regelung  eine  ungünstigere 
Sonderregelung  zu  erfahren  gehabt  hätten.  Dabei  ist  charakteristisch, 
daß  die  anfänglich  erstrebte  vorherige  Bewilligung  der  Zuschläge  durch 
den  Reichstag  und  den  Landtag  infolge  der  steigenden  Geldentwertung 
nicht  hat  eingehalten  werden  können.  Tatsächlich  ist  es  so,  daß  der 
Reichsminister  der  Finanzen  mit  den  Spitzenorganisationen  der  Beamten 
die  Zulagen  beschließt  und  das  Kabinett  und  der  Reichstagsausschuß 
die  Beschlüsse  gutheißt.  Die  INIitbewilligung  der  Parlamente  ist  zur 
nachträglichen  Genehmigung  geworden. 

Im  Kampfe  um  die  Teuerungszulagen  ist  noch  ein  Problem  un- 
gelöst geblieben,  das  wohl  als  die  Krönung  der  Normalisierung  be- 
zeichnet werden  kann,  die  Anpassung  derBeamtenge  hälter 
oder  wenigstens  der  Teuerungszulagen  an  die  Teuerung.  Das 
Verlangen  der  Beamtenorganisationen  geht  danach,  einen  Schlüssel 
für  die  automatische  Anpassung  der  Teuerungszulagen  an  die  Teuerung 
zu  finden.  Die  von  den  Beamtenorganisationen  vorgeschlagene  Lösung 
ist  die  der  Anpassung  an  die  Reichsindexzififer.  In  demselben  Maße 
als  die  allgemeine  Teuerung  nach  Maßgabe  der  Reichsindexziffer  zu- 
nimmt, soll  auch  der  Teuerungszuschlag  für  die  Beamten  erhöht  wer- 
den. Die  Entwicklung  geht  offenbar  in  dieser  Richtung,  zumal  auch 
bei  den  Lohnverhandlungen  in  der  Privatindustrie,  in  den  Tarifver- 
trägen der  Aerzteorganisationen  mit  den  Krankenkassen,  bei  der  Fest- 

Neben  dem  Grundgehalt  wird  Ortszuschlag  und  Teuerungszuschlag  angesetzt,  in 
gleicher  Höhe,  wie  er  von  den  Staatsbeamten  jeweils  gewährt  wird.  Bei  leistungs- 
schwachen Gemeinden  gewährt  das  Offizialat  aus  dem  kirchlichen  Hilfsfonds  jähr- 
lich Beihilfen  nach  Maßgabe  des  Bedürfnisses  und  ihr  verfügbaren  Mitteln.  In 
Anordnung  der  rückwirkenden  Zahlungen  hat  die  katholische  Kirche  anscheinend 
weniger  Freigebigkeit  bewiesen  als  die  Reichsregierung,  die  noch  im  Jahre  1921 
Nachzahlungen  mit  Wirkung  ab   i.  April   1920  verfügte. 
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Setzung  der  Diäten  der  Parlamentarier  und  bei  den  Entscheidungen 
der  Schlichtungsausschüsse,  die  Reichsindexziffer  eine  große  Rolle 
spielt  1). 

Jedenfalls  läßt  die  Anlehnung  an  die  Indexziffer  schon  ihrer  Idee 
nach  das  Verhältnis  zur  Entwicklung  der  Staatsfinanzen  vermissen; 
denn  gerade  der  ungeheueren  Preissteigerung  des  Jahres  192 2  stehen 
entsprechende  Mehreinnahmen  des  Reiches,  der  Staaten  und  Gemein- 
den selbst  bei  optimistischer  Beurteilung  der  Mehreinnahmen  aus  den 
Reichssteuern,  den  Gewerbebetrieben,  Grundbesitz  und  Forsten  nicht 
gegenüber.  Weiter  liegt  darin  auch  die  Forderung  der  Gewährleistung 
der  bestehenden  Höhe  der  Lebenshaltung  durch  entsprechende  Teue- 
rungszulagen. Diese  Forderung  ist  aber  ein  Irrtum  *),  »der  in  der 
Vorstellung  liegt,  daß  die  Arbeiterschaft  und  die  Beamten  künstlich 
auf  der  Höhe  ihres  Lebensstandes  erhalten  werden  sollen,  während 
ringsum  im  Volke  nach  seinem  Durchschnitt  genommen,  die  Lebens- 
haltung sinkt  und  fernerhin  unvermeidlich  sinken  muß,  weil  uns  die 
Vorräte  fehlen,  um  allen  eine  gleichbleibende  Höhe  der  Lebensführung 
zu  gestatten,  unsere  Gütererzeugung  aber  lange  nicht  mehr  ausreicht, 
den  Abgang  an  Vorräten  zu  ersetzen.  Hier  liegt  der  große  Irrtum 
der  Forderung  des  gleitenden  Lohnmaßes,  wenn  sie  in  der  leider  üb- 
lichen Weise  aufgebaut  wird.  Aber  der  Gedanke  ist  in  seinem  Wesen 
gesund  und  richtig.  Nur  müfSte  der  Vergleichsmaßstab  ein  anderer 
sein.«  Als  solcher  kommt  aus  denselben  Erwägungen  auch  nicht  die 
Valuta,    also    etwa    der  Dollarkurs    in  Frage,    auch    nicht    die  Zahlen- 

i)  Auf  die  verschiedenen  Möglichkeiten  des  Aufbaus  von  Indexziffern,  sowie 
auf  die  Erfassung  der  Entwicklung  der  Teuerung  und  Zuverlässigkeit  dieser  Ziffern 
einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort.  Vgl.  dazu  Weisel  in  seinem  Aufsatz  »Index- 
ziffern im  Inland  und  Ausland«  in  Bücher%  Zeitschrift  für  die  ges.  Staatswissenschaft 
76.  Jahrgang  192 1,  S.  471  ff.  und  die  dort  angeführte  Literatur.  Wenn  übrigens 
Weigel  die  Teuerungszahlen  der  deutschen  Gemeinden,  die  nach  den  Vorschriften 
des  Statistischen  Reichsamts  gegenwärtig  in  rund  600  Orten  festgestellt  werden, 
als  die  Indexziffern  empfiehlt  und  eine  Konzentration  aller  Kräfte  auf  die  mög- 
lichst einwandfreie  Feststellung  dieser  Teuerungszahlen  fordert,  so  wird  das  im 
Prinzip  richtig  sein.  Aber  aus  der  Perspektive  einer  Landstadt  von  6000  Ein- 
wohnern muß  darauf  hingewiesen  werden,  daß  es  unrichtig  ist,  für  Erbsen,  Speise- 
bohnen, Kartoffeln,  Mohrrüben,  sonstige  Gemüse,  Eier,  Vollmilch,  Nr.  11,  12,  14, 
20,  21,  39,  40  der  Nach  Weisung  die  Preise  zugrunde  zu  legen,  die  für  die  markt- 
gängigste Sorte  am  Hebungstage  am  häufigsten  gefordert  wurde;  denn  in  einer 
Kleinstadt  werden  Erbsen,  Bohnen,  Mohrrüben,  sonstige  Gemüse  ganz  selten, 
Kartoffeln  zum  kleineren  Teile  gekauft,  sondern  zumeist  selbst  und  damit  billiger 
gezogen  und  sogar  Eier  (5597  Hühner  auf  6100  Einwohner)  und  Milch  (278  Ziegen 
und  200  Schafe  auf  etwa   1500  Haushalte)  vielfach   selbst  gewonnen. 

2)  Vgl.  Alois  Zeiler,  Das  Beamtengehalt  auf  neuen  Grundlagen  1918. 
R:  v.  Deckers  Verlag  Seite  9. 
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ergebnisse  des  Verbrauches  ^),  eher  schon  mit  Zeiler  die  jeweilige  Er- 
höhung des  Volkswohlstandes,  ausgedrückt  durch  die  Verhältniszahl 
des  auf  den  Kopf  errechneten  Einkommens  jeden  Jahres  ^j. 

In  der  preußischen  Begründung  für  die  verfassunggebende 
preußische  Landesversammlung  zum  Gesetzentwurf,  betr.  das  Dienst- 
einkommen der  unmittelbaren  Staatsbeamten,  lehnte  die  preußische 
Regierung  im  Jahre  1919  diese  Regelung  ab  und  erklärte  S.  84,  sie 
befinde  sich  hierbei  in  Uebereinstimmung  mit  den  Wünschen  der 
Beamtenvertretungen  und  führte  dazu  aus  :  »Diese  befürchten  mit  Recht, 
daß  sich  die  Beamten  bei  einer  Kürzung  der  Gehaltsbezüge  auf  Grund 
eines  statistiscij  nachgewiesenen  Steigens  des  Geldwertes  mit  ihrer 
Eamilie  nicht  sofort  den  veränderten  Verhältnissen  anpassen  können. 
Miete,  Lohn  und  Dienstboten  und  dergleichen  sinken  erfahrungsgemäß 
erst  nach  einer  längeren  Zeit  andauernden  Sinkens  des  Preisstandes 
ebenfalls.  Außerdem  ist  der  Gedanke  der  automatisch  beweglichen 
Anpassung  schwer  durchführbar  mit  Rücksicht  auf  die  Aufstellung  des 
Haushaltsplanes  und  des  Bewilligungsrechts  des  Parlaments.  Allerdings 
ist  auch  die  Staatsregierung  der  Ansicht,  daß  mit  dem  bisherigen 
System  der  starren  Teuerungszulagen  gebrochen  werden  muß.  Dies 
soll  dadurch  geschehen,  daß  Art  und  Höhe  des  Ausgleichszuschlags- 
satzes, den  jeweiligen  Verhältnissen  entsprechend,  durch  den  Staats- 
haushalt bestimmt  wird.« 

Die  Bedenken,  die  hier  geltend  gemacht  werden,  dürften  inzwischen 
an  Durchschlagskraft  erheblich  verloren  haben  und  es  erhebt  sich  nur 
die  Frage,    ob    schon    die   von  Zeiler  vorgeschlagene,    die  Finanzkraft 

1)  Denn  für  eine  Zählarbeit  der  gedachten  Art  käme  nur  der  wirkliche 
Verbrauch,  d.  h.  der  des  letzten  Verbrauchers,  nicht  des  Weiterverarbeitenden  in 
Frage,  ein  Aufwand,  der  nicht  selbst  wieder  wirtschaftlich  werbenden  Zwecken 
dient,  so  Zeikr  a.  a.  O.  S.  26.  Daher  sind  auch  die  Ergebnisse  der  Umsatzsteuer 
als  Unterlage  nicht  brauchbar. 

2)  Zei/er  schlägt,  um  der  stürmischen  Entwicklung  der  Teuerungsverhält- 
nisse gerecht  zu  werden,  an  Stelle  der  früher  von  ihm  vorgeschlagenen  starren 
Anpassung  an  die  Erhöhung  des  auf  den  Kopf  errechneten  Einkommens  jeden 
Jahres  ein  halbstarfes  Verfahren  vor,  wonach  eine  gemischte  Kommission  zu- 
sammengesetzt aus  je  einem  Vertreter  des  Reichsfinanzministeriums,  des  Statistischen 
Reichsamts  und  des  Reichsfinanzhofes,  drei  Mitgliedern  des  Reichstags  und  drei 
Vertretern  der  Beamtenschaft,  die  erst  ein  Jahr  später  sich  ergebende  Steigerung 
des  Einkommens  schon  im  laufenden  Jahre  anschätzt.  Ist  die  Steigerung  zu  gering 
angeschätzt,  so  soll  eine  entsprechende  Nachzahlung  stattfinden.  Mit  Rücksicht 
auf  parlamentarische  Erwägungen  schlägt  er  schließlich  noch  vor,  daß  die  jährliche 
Bestimmung  der  Anpassungszahl  durch  die  Kommission  erst  dann  in  Kraft  tritt, 
wenn  nicht  Regierung  und  Volksvertretung  übereinstimmend  binnen  einem  Monat 
widersprechen.  »Ein  schweres  Zugeständnis,  da  es  die  Sicherheit  der  Anpassung 
gefährdet,  aber  es  mag  noch  hingehen,  wenn  es  gemacht  werden  muß,  um  selb- 
ständige Anpassung  im  Grundsatz   zu  erreichen.« 


584 


Miszellen. 


der  Staaten  berücksichtigende  Normalisierung  der  Teuerungszulagen 
sich  mit  dem  Grundsatz  einer  ordnungsmäßigen  Finanzwirtschaft  ver- 
trägt und  wie  weit  sie  hinter  den  Wünschen  der  Beamtenorganisaüonen 
hinterherhinkt.  Zur  Zeit  —  Oktober  1922  —  hat  der  Reichsminister 
der  Finanzen  in  einer  Denkschrift  über  die  selbsttätig  gleitende  Gehalts- 
und Lohnskala  (Reichstagsdrucksache  Nr.  5007)  diese  abgelehnt  mit 
folgender  Begründung : 

»I.  Die  Einführung  einer  uneingeschränkt  selbsttätigen  Gehalts- 
und Lohnskala  auf  der  Grundlage  einer  Vollanpassung  ist  im  Hinblick 
auf  ihre  finanzpolitischen  und  volkswirtschaftlichen  Folgen  abzulehnen; 
sie  ist  auch  nicht  geeignet,  den  berechtigten  Forderungen  der  Beamten, 
Angestellten  und  Arbeiter  zu  genügen. 

2.  Die  Einführung  einer  beschränkt  selbsttätigen,  auf  Grund  einer 
schematischen  Anpassung  erfolgenden  gleitenden  Gehalts-  und  Lohn- 
skala ist  wegen  der  damit  verbundenen  praktischen  Schwierigkeiten 
und  wegen  der  Unmöglichkeit  eines  brauchbaren  Vorschlages  als  un- 
durchführbar zu  bezeichnen. 

3.  Nach  den  mit  der  bisherigen  Anpassungsform  gemachten  Er- 
fahrungen liegt  eine  zwingende  Notwendigkeit  zur  Anstellung  neuer, 
praktisch  schwieriger  Versuche  nicht  vor.  Dagegen  wird  die  Regierung, 
wenn  sie  auch  der  Frage  der  Einführung  der  unbeschränkt  selbsttätig 
gleitenden  Gehaltsskala  ablehnend  gegenübersteht,  weiterhin  bemüht 
sein,  nach  Möglichkeit  auf  eine  ausreichende  und  rechtzeitige  An- 
passung bedacht  zu  sein.  Die  Festsetzung  der  der  Anpassung  zugrunde 
liegenden  Verhältniszahl  ist  auch  in  Zukunft  unter  freier  Berück- 
sichtigung aller  in  Betracht  kommenden  Umstände,  namentlich  auch 
der  Reichsindexzififer,  durchzuführen. 

4.  Würde  gleichwohl  eine  selbsttätig  gleitende  Gehaltsskala  für 
die  Beamten  des  Reichs  eingeführt,  so  müßte  dasselbe  zunächst  jeden- 
falls für  die  Angestellten  und  Arbeiter  im  Landes-  und  Kommunal- 
dienst erfolgen,  um  eine  Ueberflügelung  der  Bezüge  der  Reichsbeamten 
durch  die  übrigen  Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter  zu  vermeiden. 
An  einer  gesetzlichen  Grundlage  hierfür  fehlt  es  aber  jedenfalls  hin- 
sichtlich der  Angestellten  und  Arbeiter.  Weiterhin  wäre  die  wahr- 
scheinlich unvermeidbare  Folge  die  Einführung  der  gleitenden  Skala 
für  Arbeiter  und  Angestellte  im  privaten  Dienst.  Hierbei  würde  sich 
eine  Reihe  von  in  ihren  Folgen  nicht  eindeutig  übersehbaren  Ein- 
wirkungen auf  die  Wirtschaft  ergeben. 

5.  Die  Sicherung  eines  Mindesteinkommens  ist  nur  möglich  durch 
Erhöhung  der  Erzeugung  und  Herabsetzung  der  Reparationslasten,  die 
Voraussetzungen  einer  Verminderung  der  Geldinflation  sind.'< 

Wichtig  ist  die  Feststellung  der  finanziellen  Unmöglichkeit  einer 
uneingeschränkten  Proportionierung  und  des  Fehlens  einer  brauchbaren 
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beschränkten  Proportionierung,  sowie  die  Besorgnis  vor  weiterer 
Normalisierung  des  Gehalts-  und  Lohnwesens. 

Immerhin  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  eine  solche  Proportionierung  den 
Schlußstein  des  gewaltigen  Systems  der  Normalisierung  der  Beamtenge- 
gehälter darstellen  würde.  Daß  ein  gewaltiges  System  aufgebaut  ist,  dürfte 
nicht  zuviel  gesagt  sein.  An  Stelle  der  Beamtenbezahlung  früherer 
Jahrhunderte,  die  im  wesentlichen  in  Naturalien  bestand,  und  an  Stelle 
des  dann  folgenden  buntscheckigen  Besoldungssystems  der  Reichs-, 
Staats-  und  Gemeindebeamten  ist  ein  einheitliches  Besoldungssystem 
für  Beamte,  selbst  verschiedener  juristischer  Personen,  wie  es  Reich, 
Staaten  und  Gemeinden  und  öffentliche  Körperschaften  sind,  getreten, 
an  Stelle  unendlicher  Einzel-  und  Kleinarbeit  in  unzähligen  Aus- 
schüssen der  Regierungen  und  Parlamente  des  Reichs,  der  Staaten 
und  der  Gemeinden  ist  eine  einheitliche  Regelung  getreten,  die  alle 
diese  Körperschaften  der  Beschlußfassung  über  die  Teuerungszulagen 
enthebt.  Auf  Grund  der  Beschlußfassung  im  Reich  regelt  sich  die 
Gehaltszahlung  der  Beamten  im  Reich,  Staaten,  Gemeinden  und  öffent- 
lichen Körperschaften  mit  verschwindenden  Ausnahmen.  Wer  Gelegen- 
heit gehabt  hat,  die  ungeheuere  Sisyphusarbeit  des  Personalamts  einer 
Großstadt  in  den  Jahren  1919/I920  zu  verfolgen,  kann  diese  Lösung 
vom  verwaltungstechnischen  Standpunkte  nicht  genug  begrüßen.  Daß 
dieses  gewaltige  System  für  den  ungestörten  Fortgang  der  amtlichen 
Arbeit  von  großer  Bedeutung  ist,  ist  ebenfalls  kein  Zweifel,  da  un- 
befriedigte Teuerungsforderungen  auf  den  Arbeitseifer  lähmend  einwirken. 

Indessen  darf  nicht  verschwiegen  werden,  daß  die  Normalisierung 
der  Beamtenbesoldung  ein  Prokrustesbett  namentlich  zur  Zeit  seines 
Aufbaus  darstellte,  in  dem  vor  allem  auch  in  nicht  wenigen  Fällen 
Beamte  in  Stufen  eingereiht  wurden,  in  die  sie  nicht  gehörten,  weil 
keinem  Unrecht  geschehen  sollte,  und  zweifelhafte  Eingruppierungen 
in  der  Regel  zugunsten  des  Betreffenden  ausfielen.  Ferner  hindert 
die  Schematisierung  aller  Beamtenbesoldungen  in  19  Gruppen  und  die 
grundsätzliche  Aufstiegsmöglichkeit  in  einem  gewissen  Rahmen  eine 
individualisierende  Behandlung  der  Beamten.  Sie  wird  mehr  oder 
weniger  unmöglich  gemacht.  Eingereiht  in  eine  bestimmte  Besoldungs- 
gruppe rückt  der  Beamte  in  dieser,  vielleicht  noch  einer  oder  zwei 
weiteren,  automatisch  ganz  ohne  Rücksicht  auf  seine  Leistungen  auf; 
eine  Heraushebung  besonders  tüchtiger,  eine  Zurücksetzung  weniger 
leistungsfähiger  Kräfte  wird  immer  schwieriger. 

Bedenklich  ist  ferner  der  ganze  Apparat,  der  zur  Kontrolle  des 
Besoldungssperrgesetzes  und  Ausrechnung  und  Kontrolle  der  noch  zu 
besprechenden  Reichszuschüsse  erforderlich  ist  und  dem  Reiche  immer 
mehr  Beamte  aufbürdet.  So  äußert  sich  der  Reichsminister  a.  D. 
Koch  ^)  folgendermaßen : 
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»Mir  scheint  dies  alles  eine  Ueberspannung  des  Versuches,  von 
Berlin  aus  eine  einheitliche  Regelung  der  Beamtengehälter  für  die 
Beamten  aller  öffentlichen  Verbände  herbeizuführen.  Glaubt  man  denn 
eigentlich,  das  Reich  populär  damit  zu  machen,  daß  man  allen  Ge- 
meindebehörden und  allen  Reichsregierungen  die  Möglichkeit  gibt, 
sich  bei  der  Versagung  von  Gehaltsforderungen  auf  das  Reich  berufen 
zu  können  und  sieht  man  nicht,  wie  man  die  vielbekämpfte  Ueber- 
bureaukratisierung  unseres  öffentlichen  Lebens  durch  solche  Maß- 
nahmen fördert?  Denn  wenn  man  die  Gehaltsfestsetzung  auch  des 
letzten  Flurschützen  in  Deutschland  in  letzter  Instanz  in  einer  Reichs- 
behörde in  Berlin  vorzunehmen  hat,  so  wird  das  niemals  ohne  große 
Beamtenscharen  abgehen.  In  diesen  Dingen  liegt  der  Urgrund  der 
Fruchtlosigkeit  aller  Versuche,  Sparsamkeit  in  den  Reichskörper  hinein- 
zubringen. Man  hat  das  ganze  Finanzwesen  der  Länder  und  Gemeinden 
in  letzter  Linie  von  Berlin  abhängig  gemacht,  hat  dadurch  die  Länder 
und  Gemeinden  an  unvorsichtige  Finanzwirtschaft  gewöhnt  und  ist 
nunmehr  genötigt,  diese  Finanzwirtschaft  bis  auf  die  Bezahlung  des 
letzten  Gemeindebeamten  in  Berlin  nachprüfen  zu  lassen.  Demgegen- 
über hilft  das  Herumstreichen  am  Solletat  des  Reiches  nichts.  Denn 
da  die  Ausgaben  durch  die  Aufgaben*  die  man  dem  Reiche  auferlegt, 
entstehen,  erscheinen  die  unvermeidlichen  Ausgaben  an  irgendeiner 
Stelle  des  Istetats  in  Wirklichkeit  doch  wieder.  Die  Beschränkung 
des  Staates  in  der  Uebernahme  von  Aufgaben  und  die  Abwälzung  von 
Reichsaufgaben  an  die  Länder  und  Gemeinden  sind  die  einzigen 
Mittel  zur  Ersparnis.  Nicht  indem  man  abhängig,  sondern  indem  man 
selbständig  macht,  kann  man  die  Etats  entlasten.« 

Bedenklicher  ist  schon  die  Ausschaltung  der  Selbstverwaltung  auf 
dem  Gebiete  der  Geraeindebeamtenbesoldung  und  am  bedenklichsten 
die  ganze  Entwicklung  insofern,  als  sie  schon  jetzt  dazu  geführt  hat, 
daß  die  Gemeinden  und  Staaten  diese  normalisierten  Gehälter  nicht 
mehr  zahlen  können  und  das  Reich  die  Uebernahme  eines  Teiles  der 
Mehraufwendungen  in  Aussicht  gestellt  hat,  die  seit  dem  i.  Oktober 
192 1  für  die  Einzelstaaten  und  Gemeinden  entstanden  sind.  Ohne 
auf  die  Einzelheiten  dieser  noch  im  Stadium  der  Beratungen  befind- 
lichen Novellen  zum  Landessteuergesetz  einzugehen,  interessieren  hier 
aus  dem  Gesichtspunkt  der  Normalisierung  folgende  in  der  Würzburger 
Konferenz  der  Vertreter  der  Länder  vom  28.  und  29.  April  1922  aufge- 
stellten Grundsätze  für  den  Finanzausgleich  zwischen  Reich,  Ländern 
und  Gemeinden : 

»V.  Das  Reich  gibt  aus  Anlaß  der  Erhöhung  der  Beamtengehälter 
Zuschüsse  auf  Grund  von  festen  Richtlinien,  wie  es  bereits  in  der 
Erklärung  der  Reichsregierung  vom  10.  November  192 1  vorgesehen  war. 
Dabei  wird  vorbehaltlich  der  näheren  Beratung  im  Reichsrat  von 
folgenden  Grundsätzen  auszugehen  sein : 
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1.  Bei  der  Feststellung  der  Zuschüsse  ist  auszugehen  von  der  Zahl 
der  Beamten  und  ihrer  Einreihung  in  die  einzelnen  Besoldungsgruppen 
nach  Maßgabe  des  Standes  von  bestimmten  jährlich  wiederkehrenden 
Stichtagen.  Als  Stichtag  wird  erstmalig  der  i.  April  1922  in  Aussicht 
genommen.  Für  den  Begriff  der  Beamten  und  die  Berücksichtigung 
der  Ruhegehaltsempfänger  der  Hinterbliebenen  und  Angestellten  gelten 
die  bei  den  Beratungen  im  Reichsrat  abgegebenen  Erklärungen  der 
Reichsregierung ;  Beamte  und  Angestellte  der  Betriebsverwaltungen 
scheiden  aus.  Die  Länder  teilen  die  sich  hiernach  ergebenden  Zahlen 
dem  Reiche  mit ;  eine  Nachprüfung  durch  das  Reich  findet  nicht  statt. 
Das  Sperrgesetz  bleibt  unberührt. 

2.  Der  Ausgleichsbetrag,  der  bei  der  Bemessung  der  Zuschüsse 
zugrunde  zu  legen  ist,  ergibt  sich  aus  dem  Vergleich  der  Höhe  der 
von  den  Ländern  und  Gemeinden  getragenen  Bearatenbesoldungen 
nach  dem  Stande  vor  der  Besoldungsreform  vom  i.  Oktober  1921 
(Altgehalt)  mit  dem  jeweiligen  Stand  der  Beamtenbesoldungen. 

3.  Von  den  nach  Maßgabe  des  Ausgleichsbetrages  zu  2.  sich  er- 
gebenden Kopfquoten  sind  Abschläge  vorzunehmen,  die  den  Mehrein- 
nahmen der  Länder  und  Gemeinden  aus  den  Mehrerträgen  an  Ein- 
kommensteuer infolge  der  Besoldungserhöhung  Rechnung  tragen  und 
für  die  Länder  und  Gemeinden  einen  Anreiz  zu  Ersparnissen  auf  dem 
Gebiete  der  Beamtenbesoldungen  geben.« 

Nach  einem  Rundschreiben  des  preußischen  Finanzministers  an 
die  Finanzminister  vom  10.  Juni  22  ist  geplant,  »die  in  Würzburg  offen 
gelassene  Höhe  des  Abschlages  der  Kopfquote  auf  40  v.  H.  festzu- 
setzen, so  daß  also  das  Reich  60  v.  H.  der  Mehraufwendungen  zu 
tragen  hätte,  die  den  Ländern  und  Gemeinden  für  die  Erhöhung  der 
Beamtengehälter  gegenüber  den  vor  dem  1.  Oktober  21  aus  ihren 
eigenen  Mitteln  getragenen  Aufwendungen  erwachsen.  Von  dem  4oprozen- 
tigen  Abschlag  schienen  15  v.  H.  als  Steuerkoeffizient  und  25  v.  H.  als 
Sparsamkeitskoeffizient  gedacht  zu  sein«. 

Die  Einwendungen,  die  vom  preußischen  Finanzminister  gegen 
die  Höhe  des  Steuerkoeffizienten  und  »offenbar  ganz  willkürlich  ge- 
griffenen Sparsamkeitskoeffizienten«  (dieselbe  Denkschrift)  geltend  ge- 
macht werden,  interessieren  hier  nicht  unmittelbar,  wenngleich  in  den 
Steuer-  und  Sparsamkeitskoeffizienten  weitere  Normalisierungen  erblickt 
werden  könnten.  Hier  ist  nur  das  eine  von  Bedeutung:  Einzel- 
staaten und  Gemeinden  können  die  Lasten  der  Nor- 
malisierung nicht  selbst  tragen,  sondern  müssen  die 
Hilfe  des  Reiches  in  Anspruch  nehmen.  Diese  Hilfe  wird  ihnen 
aber  nur  im  beschränkten  Umfange  gewährt,  denn  die  Betriebsver- 
waltungen werden  ausgenommen.  So  geraten  diese,  vor  allem  die 
Sparkassen  und  öffentlichen  Kreditanstalten  in  eine  ganz  schwierige 
Lage,  da  sie  die  Kosten  der  normalisierten  Gehälter  nicht  mehr  durch 
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Einnahmen    decken    können    und    sich    verzweifelt    nach  anderen  Ein- 
nahmemöglichkeiten umsehen  müssen  ^). 

Wie  das  Reich  aber  die  neuen  Lasten  der  Normalisierung  tragen 
will,  bleibt  die  wichtigste  B'rage.  Gewiß  ist  es  möglich,  insbesondere 
auf  dem  Gebiete  des  Schulwesens  durch  Beschränkung  des  Lehrplanes, 
Herabsetzung  der  lehrplanmäßigen  Stundenzahl  und  Heraufsetzung  der 
tatsächlich  zu  leistenden,  nicht  der  Pflichtstundenzahl  an  sich,  Gehälter 
zu  sparen ;  aber  diese  Maßnahmen  bleiben  unerheblich  gegenüber  der 
außerordentlichen  Mehrbelastung,  die  das  Reich  durch  die  Normalisie- 
rung selbst  übernimmt.  Die  Zeit  wird  lehren,  ob  die  Normalisierung 
der  Beamtengehälter,  so  bedeutsam  sie  vom  verwaltungstechnischen 
Standpunkt  und  so  wichtig  sie  für  die  Beamten  ist,  aus  finanziellen 
Gründen  auf  die  Dauer  beibehalten  werden  kann. 


i)  So  berechtigt  die  Ausschließung  der  Betriebsverwaltungen  von  der  Zu- 
schußleistung des  Reiches  vom  theoretischen  Standpunkte  ist,  jedenfalls  solange 
als  die  Konsumenten  der  Betriebe  die  Mehrbelastung  tragen  können,  so  un- 
berechtigt ist  die  Ausschließung  der  Sparkassen  und  öffentlichen  Kreditanstalten. 
Diese  haben  notgedrungen  der  Normalisierung  der  Gehälter  folgen  müssen  und 
können  ihre  festangestellten  Beamten  nicht  ohne  weiteres  abstoßen  und  ihre  Kassen 
schließen ;  für  sie  müßte  das  Reich  bei  der  öffentlichen  Bedeutung  der  Sparsamkeit 
auf  jeden  Fall  einspringen.  •  Dieselbe  Frage  wäre  bei  den  Kunstinstituten  ein- 
gehend zu  prüfen.  Inzwischen  —  Oktober  1922  —  scheint  der  Reichsfinanz- 
minister seine  Stellungnahme  gegenüber  den  Sparkassen  geändert  zu  haben,  offen- 
bar in  der  Erkenntnis,   daß  diese   sonst  erledigt  sein  würden. 
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III.  LITERATUR. 


Menzel,  Ad.,  Kallikks,  eine  Studie  zur  Geschichte  der  Lehre  vom  Rechte 
des  Stärkeren. 

Die  sophistische  Philosophie  des  5.  und  4.  Jahrhunderts  vor  Chr. 
wurde  früher  vielfach  als  eine  im  wesentlichen  einheitliche  geistige 
Strömung  aufgefaßt,  deren  Tendenz  durch  den  Gegensatz  zu  der 
platonisch-aristotelischen  Idealphilosophie  bestimmt  war.  Aber  ein 
eingehendes  Studium  mußte  bald  zu  der  Erkenntnis  führen,  daß  in  ihr 
sehr  verschiedenartige  Richtungen  und  sehr  unähnliche  Persönlichkeiten 
vertreten  waren.  Eine  dieser  Richtungen  und  Persönlichkeiten  hebt 
in  der  vorliegenden  Studie  Menzel  heraus,  Kallikles,  den  Philosophen, 
dessen  Lehre  vom  Recht  des  Stärkeren  Plato  in  der  ganzen  zweiten 
Hälfte  seines  umfangreichen  Dialogs  Gorgias  darzustellen  und  zu  wider- 
legen unternommen  hat.  Menzel  sucht  zuerst  mit  Recht  nachzuweisen, 
daß  dieser  Mann  und  seine  Theorie  nicht  von  Plato  fingiert  seien, 
sondern  daß  sie  einer  wirklichen  Person  und  einer  damals  vertretenen 
Lehre  entsprächen,  er  scheidet  diese  Theorie  dann  möglichst  sauber 
von  anderen  verwandten  sophistischen  Strömungen,  in  dem  er  sowohl 
jene  als  die  des  Kallikles  in  ihren  Hauptgedanken  erörtert,  die  Unter- 
schiede feststellt  und  die  Uebereinstimmungen  verzeichnet,  und  er 
untersucht  endlich,  wie  die  Theorie  des  Kallikles  auf  die  Nachwelt  ge- 
wirkt habe,  indem  er  dessen  Gedanken  über  Macchiavelli,  Hobbes,  Spinoza 
bis  auf  Haller,   Carlyle  und  Nietzsche  hinab  verfolgt. 

Von  seinen  Zeitgenossen  unterscheidet  sich  Kallikles  vor  allem  in 
dem  Punkte,  daß  er  sich  mit  Entschiedenheit  auf  die  Seite  des  Starken 
stellt,  und  dessen  Anspruch  zu  herrschen,  als  sein  gutes  Recht  gegen- 
über dem  Schwachen,  und  als  eine  in  der  Natur  selber  begründete 
Ordnung  verficht,  während  die  meisten  anderen  Philosophen,  die  sich 
damals  mit  dieser  Frage  beschäftigten,  sich  damit  begnügen,  einfach 
zu  konstatieren,  daß  es  in  der  Welt  nun  einmal  so  sei,  dafS  der  Starke 
den  Schwachen  unterdrücke,  —  so  Thukydides  in  seinem  berühmten 
Dialog  der  Athener  und  Melier,  —  oder  sich  gar  auf  die  entgegenge- 
setzte Seite  stellen  und  den  Anspruch  der  Schwachen  auf  Gleichheit 
als  eine  gerechte  Forderung  verfechten. 
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Zu  diesen  letzteren,  deren  Hauptvertreter  nach  Menzel  Herodot, 
Protagoras  und  Demokrit  sind,  und  zu  deren  Theorie  von  der  Demo- 
kratie als  der  besten  Verfassung,  tritt  daher  Kallikles  in  den  schärfsten 
Gegensatz.  Die  Demokratie  ist  ihm  nichts  weiter  als  der  Bund  der 
Schwachen,  der  nichtsnutzigen  Herde,  gegen  die  wenigen  Starken,  die 
Edelnaturen,  die  durch  das  Geschwätz  von  Gerechtigkeit  und  Gleich- 
heit und  die  ganze  darauf  hingehende  Erziehung  um  die  Entfaltung 
ihrer  starken  und  mutigen  Triebe  gebracht,  gebändigt,  erniedrigt  kurz 
—  man  könnte  sagen  —  verherdet  werden  sollen. 

Der  Starke  bei  Kallikles,  dessen  Verwandtschaft  mit  iVi/zsc/ies 
Uebermensch,  ja  in  der  Tat  ganz  unverkennbar  ist,  wird  sich  dagegen 
mit  allen  Kräften  wehren  und  kann  es  im  Bewußtsein  seines  guten 
Rechtes.  Herrschernaturen,  Tyrannennaturen,  die  sich  über  Gesetze 
und  Moral  hinwegsetzen,  sind  nach  Kallikles  gerechtfertigt  vor  dem 
Forum  der  Geschichte  und  ihres  eigenen  Gewissens.  Auch  die  Herren- 
und  Sklavenmoral,  der  Satz,  daß  Zivilisation  Tierzähmung  sei,  die  blonde 
Bestie  und  so  manches  andere  bei  Nietzsche  erinnert  so  lebhaft  an  Kallikles, 
daß  Menzel  wohl  recht  haben  wird  mit  der  Behauptung,  daß  hier  be- 
wußt oder  unbewußt  Entlehnung  aus  der  Platolektüre  des  Gorgias  vor- 
liege, wenn  auch  Nietzsche  in  seinen  Schriften  den  Namen  des  Kallikles 
nie  erwähnt  habe.  J.  Kromayer. 


Bücher,  Dr.  Karl,  Beiträge  zur  Wirtschaftsgeschichte.  Tübingen, 
H.  Lauppsche  Buchh.   1922.     462  S.  gr.  8°.     Grundzahl  7,5. 

Die  in  diesem  stattlichen  Bande  vereinigten  Beiträge  sind  Abhand- 
lungen, die  der  Verfasser  früher  an  sehr  zerstreuten  Stellen  veröffent- 
licht hat  und  geben  in  ihrer  Zusammenfassung  ein  Bild  des  weitge- 
spannten Interesses,  das  ihr  Urheber  auf  diesem  noch  so  sehr  der 
wissenschaftlichen  Forschung  bedürftigen  Gebiete  betätigt  hat.  Zu- 
gleich bilden  sie  eine  Art  Rechenschaftsbericht  über  die  Vorarbeiten 
zu  der  vielverbreiteten  »Entstehung  der  Volkswirtschaft«  und  dürften 
darum  für  die  Benutzer  dieses  Buches,  welche  tiefer  in  den  Stoff  ein- 
dringen wollen,  von  besonderem  Werte  sein.  Die  ganze  Sammlung 
enthält  elf  Abhandlungen,  von  denen  die  drei  ersten  und  längsten  dem 
klassischen  Altertum  angehören,  während  sieben  andere  sich  auf  dasINlittel- 
alter  beziehen  und  eine  der  Neuzeit  zuzurechnen  ist.  Natürlich  tragen 
fast  alle  spezialistischen  Charakter  und  trotzdem  wird  man  zugestehen, 
müssen,  daß  viele  von  ihnen  weit  über  das  enge  Gebiet,  das  sie  be- 
treffen,   hinausreichen  und  Ergebnisse  von  allgemeinem  Werte  liefern. 

Dies  gilt  gleich  von  dem  ersten  Stücke  der  Zusammenstellung, 
das  den  Titel  führt  »Zur  griechischen  Wirtsc  ha  ftsges  chic  hte« 
und  die  Aufstellungen  von  E.  Meyer  und  J.  Beloch  kritisch  zerpflückt. 
Die  Bedeutung   dieser   gewiß  nicht   wenig  mühevollen  Arbeit  liegt  auf 
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methodischem  Gebiete.  Ueberall  geht  sie  auf  die  Quellen  zurück  und 
zeigt,  daß  deren  Interpretation  durch  die  neueren  (Historiker  und  Philo- 
logen) zu  einem  reinen  Phantasiegebilde  führt,  das  nur  durch  Ver- 
gewaltigung der  Tradition  zustande  kommen  konnte.  Immerhin  fehlt 
es  auch  nicht  ganz  an  positiven  Ergebnissen,  unter  denen  das  Vor- 
herrschen örtlicher  Produktformen  und  die  Verbreitung  gewerblicher 
Erzeugnisse  durch  die  nationalen  Festspiele  hervorgehoben  sein  mögen. 
Da  nur  der  kleinere  Teil  dieser  fast  loo  Seiten  umfassenden  Abhand- 
lung bereits  in  der  Festgabe  zum  70.  Geburtstage  A.  Schä§le%  ge- 
druckt war,  so  kommen  auch  diejenigen  auf  ihre  Rechnung,  welche  die 
frühere  Veröffentlichung  bereits  kennen.  —  Das  zweite  Stück  enthält 
einen  Wiederabdruck  der  schon  1874  erschienenen  sozialgeschichtlichen 
Erstlingsschrift  des  Verfassers:  »Die  Aufstände  der  unfreien 
Arbeiter  143 — 129  v.Chr.«  unter  Weglassung  ihres  chronologischen 
Anhangs,  der  bloß  für  die  Quellenkunde  der  römischen  Geschichte  in 
der  Gracchenzeit  von  Bedeutung  ist.  Der  große  Sklavenaufstand  er- 
streckte sich  über  den  ganzen  Bereich  des  mittelländischen  Meeres 
und  ist  hier  lebendig  geschildert ;  aber  es  sind  zugleich  die  Folgen 
der  Sklaverei  für  die  antike  Wirtschaftsverfassung  veranschaulicht  und 
die  Eigentümlichkeiten  einer  großen  Proletarierbewegung  hervorge- 
hoben, die  gerade  für  die  Gegenwart  einen  besonderen  Reiz  bieten.  — 
Es  folgt  sodann  »Die  Diokletian  ische  Taxordnung  vom 
J.  301«,  zwei  Aufsätze,  die  im  Jhg.  1894  dieser  Zeitschrift  erschienen 
sind  und  den  ersten,  bis  jetzt  einzigen  Versuch  enthalten,  die  dem 
Edictum  de  pretiis  rerum  venalium  zugrundeliegenden  Wirtschaftsver- 
hältnisse der  spätrömischen  Kaiserzeit  aufzuklären.  Das  Bild,  welches 
hier  gewonnen  wird,  weicht  von  den  überkommenen  Anschauungen 
nicht  unerheblich  ab.  Ueber  den  römischen  Handel,  die  Naturalwirt- 
schaft, die  Steuerverfassung,  die  Ordnung  des  Gewerbebetriebs,  die 
Lohnformen  werden  neue  Ergebnisse  gewonnen  und  dem  ganzen  eine 
Uebersetzung  des  schwierigen  inschriftlichen  Denkmals  beigefügt,  die 
sein  Verständnis  weiteren  Kreisen  aufschließt. 

Es  folgen  sodann  die  auf  das  INIittelalter  bezüglichen  Stücke, 
deren  erstes  in  einer  wenig  bekannten  Zeitschrift  (»Wage«  1876)  abge- 
druckt war  und  durch  den  Vergleich  der  mittelalterlichen  Stadtver- 
fassung mit  der  Dorfmarkverfassung  bemerkenswert  ist,  ganz  abgesehen 
von  den  Gesellenbrüderschaften  der  Zunftzeit,  die  den  Hauptinhalt 
bilden.  —  »Die  Frauenfrage  im  Mittelalter«  bietet  einen  1882 
gehaltenen  und  seitdem  separat  in  2.  Auflage  erschienenen  Vortrag, 
in  dem  der  Frauennotstand  dieser  Zeit  auf  ein  ziffermäßiges  Mißver- 
hältnis der  Geschlechter  zurückgeführt  ist  und  die  sozialpolitischen 
Maßnahmen  der  Städte  gegen  dieses  Uebel  geschildert  werden.  Daß 
längere    Belegstücke    der    ursprünglichen    Ausgabe   jetzt    durch    kurze 
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Verweisungen  ersetzt  sind,  wird  man  begreiflich  finden  können.  — 
Auf  das  Gebiet  der  mittelalterlichen  Finanz  Wirtschaft  führt  die 
folgende  Abhandlung,  in  der  die  beiden  Hauptvertreter  der  städtischen 
Besteuerung,  die  Bede  und  der  Pfundzoll,  einer  finanzwissenschaftlichen 
Analyse  unterzogen  und  die  grundsätzlichen  Abweichungen  derselben 
von  der  modernen  Anschauung  nachgewiesen  sind.  —  Inhaltlich  passend 
schließt  sich  daran  ein  auch  zuerst  in  dieser  Zeitschrift  (1896)  er- 
schienener Vortrag  über  den  öffe  n  tlichen  Haushai  t  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.  im  MA.,  der  den  Abweichungen  der  städtischen  Rechen- 
bücher dieser  Zeit  von  modernen  Staats-  oder  Stadtrechnungen  nach- 
geht und  durch  die  Veranschaulichung  der  Prinzipien  der  Gegen- 
rechnung und  Dotation  bemerkenswert  ist.  Außerdem  wird  der  Aufbau 
der  gesamten  alten  Finanzwirtschaft  in  ihrem  Zusammenhang  mit  den 
öffentlichen  Aufgaben  der  Stadt  gekennzeichnet.  —  Darauf  folgt  ein 
mehrfach  veränderter  und  hier  auf  eigne  Füße  gestellter  Abdruck  der 
Einleitung  zu  dem  Frankfurter  Berufswörterbuch,  das  in  den  Abhand- 
lungen der  Sachs.  Gesellschaft  der  Wissenschaften  erschienen  ist  und 
die  Beobachtungen  des  Verfassers  über  das  Frankfurter  Berufsleben 
übersichtlich  zusammenfaßt.  —  Stück  IX  enthält  einen  in  der  Gehe- 
Stiftung  vom  Verf.  gehaltenen  Vortrag  über  das  städtische 
Beamtentum  im  ]\IA.,  in  welchem  die  Ergebnisse  seiner  umfassen- 
den Ausgabe  der  Frankfurter  Amtsurkunden  zuerst  einem  weiteren 
Publikum  vorgelegt  wurden.  Der  Gegenstand  ist  von  der  Forschung 
noch  kaum  berührt,  und  so  dürfte  die  Herausarbeitung  der  Grundzüge 
des  mittelalterlichen  Beamtentums,  das  von  dem  modernen  so  weit 
absticht,  an  sich  schon  viel  Neues  und  Unerwartetes  bieten,  käme 
nicht  dazu  eine  Darstellung,  die  von  vornherein  darauf  berechnet  war 
weitesten  Kreisen  verständlich  zu  werden.  —  Der  Beschluß  dieser  Ab- 
teilung macht  eine  Abhandlung  über  mittelalterliche  Handwerks- 
verbände,  die  erst  in  diesem  Jahre  erschienen  ist  und  insofern 
aktuellen  Charakter  trägt,  als  sie  Zunftverbände  für  weitere  Gebiete 
aufweist,  die  auf  gleicher  Grundlage  entstanden  waren  wie  die  heutigen 
Gesverkschaften.  Die  Verbindungen  der  Zünfte  aus  den  mittelrheinischen 
Städten  reichen  vom  14.  bis  zum  17.  Jahrhundert  und  zeigen  eine 
Fortbildung  des  lokalen  Handwerksrechtes  auf  dem  Boden  der  Selbst- 
hilfe, die  allerdings  in  der  folgenden  absolutistischen  Zeit  wieder  er- 
stickt ist. 

Schließlich  wird  ein  Wiederabdruck  der  vom  Verf.  besorgten  Aus- 
gabe der  Frankfurter  Buchbinderordnungen  vom  16.  bis  zum 
19.  Jahrhundert  geboten,  die  zuerst  im  »Archiv  für  Fr.  Geschichte  und 
Kunst«  erschienen  war.  Der  Verf.  hatte,  wie  er  in  der  Vorrede  sagt, 
ein  Muster  aufstellen  wollen,  wie  Zunfturkunden  veröffentlicht  werden 
sollten  und  wenn  damit  ein  Beispiel  eindringender  sachlicher  und 
quellenmäßiger    Erläuterungen    zu    den    Paragraphen    der  Statuten   ge- 
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geben  ist,  so  darf  wohl  erwartet  werden,  daß  dieses  Beispiel  in  den 
seit  längerer  Zeit  so  häufigen  Veröffentlichungen  von  Zunftordnungen 
nachwirken  wird.  Der  Fall ,  daß  man  die  ganze  Geschichte  eines 
Gewerbezweiges  von  seiner  Entstehung  bis  auf  die  Gegenwart  zu  über- 
schauen vermag,  ist,  wie  der  Verf.  in  der  II.  Sammlung  seiner  »Ent- 
stehung der  Volkswirtschaft«  sagt,  nicht  gerade  häufig,  und  so  mögen 
diese  urkundlichen  Belege  nicht  unwillkommen  sein.  — ■  Mit  einer 
Statistik  der  Frankfurter  Zünfte  aus  dem  Jahre  1859,  also  unmittelbar 
vor  Einführung  der  Gewerbefreiheit  und  emem  von  anderer  Hand  an- 
gefertigten Sachregister  schließt  der  inhaltsreiche  Band. 

Das  weitgehende  Interesse,  welches  der  Verf.  wirtschaftsgeschicht- 
lichen Problemen  der  verschiedensten  Art  zugewendet  hat,  mag  wohl 
hie  und  da  zur  Nachfolge  reizen.  Erkennt  diese  aus  dem  Buche, 
daß  es  nicht  auf  den  Gegenstand  ankommt,  dem  sich  die  Forschung 
zuwendet,  sondern  auf  die  Ergebnisse,  die  man  daraus  erzielt,  so  dürfte 
die  Wissenschaft  damit  zufrieden  sein.  Die  Ergebnisse  sind  hier  so 
weittragender  Natur,  daß  sie  auf  das  ganze  Gebiet  der  Wirtschafts- 
geschichte zurückwirken  müssen. 


Sander,  Prof.  Dr.  Patil,   Geschichte  des  deutschen  Stiidtezvesens .    Bonn, 
K.  Schroeder  1922.     155  S.  S^*.     M.  80. — .     (Bonner  staatswissen- 
schaftliche Untersuchungen,   hrsg.  von  H,  Dietzel,  E.  Kaufmann, 
R.  Smend,  A.  Spiethoff,  Heft  6.) 
Die  Besprechung    des  vorliegenden  Buches    bringt  mich    in  einige 
Verlegenheit.     Der  Verfasser  ist  am  2.  Mai  1919  verstorben.   Er  hatte 
vorher  den  Wunsch  ausgesprochen,  daß  sein  schriftstellerischer  Nach- 
laß vernichtet  werde.     Trotzdem  hat  man  das  hier  gedruckte  Kollegien- 
heft —  um    ein    solches  handelt    es    sich  —    herausgegeben,    und   zur 
Rechtfertigung  dieses  Vorgehens  sagen  im  Vorwort  zwei  Fachgenossen, 
Sander    habe    eine    »eigenartige  Auff'assung   der  Stadt    als    eines   wirt- 
schaftlich-sozialen Gebildes  in  solcher  Weise  durchgeführt,  daß  wir  es 
für  einen    Verlust    für    die  Wissenschaft    ansehen  müßten,   wenn  diese 
Gedanken  verloren  gingen«.     Also    mußte  man  etwas  Bedeutsames  er- 
warten. 

Nun  habe  ich  vor  Jahren  einen  Aufsatz  »Großstadt- Typen  aus  fünf 
Jahrtausenden«  geschrieben  und  in  meiner  »Entstehung  der  Volks- 
wirtschaft« veröffentlicht.  Das  neue  Buch  mußte  mich  also  von  vorn- 
herein interessieren,  und  ich  mußte  bestrebt  sein,  aus  ihm  zu  lernen. 
Aber  ich  hätte  auch  Grund  zu  der  Annahme  gehabt,  daß  wenigstens 
einer  der  vier  Herausgeber  der  Bonner  Sammlung,  in  welcher  das 
Sandersche  Buch  aufgenommen  worden  ist,  Kenntnis  von  meiner  alten 
Arbeit  gehabt  und  geprüft  hätte,  wie  weit  die  neue  darüber  hinaus- 
gekommen ist.     Das  ist  nun  aber  doch  nicht  der  Fall  gewesen.     Eine 
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kurze  Durchsicht  der  Schrift  ergab  viehnehr,  daß  der  Begriff,  welchen 
Sander  von  der  Stadt  aufstellte,  durch  meinen  Aufsatz  längst  wider- 
legt war  und  im  zweiten  Teil  seines  Buches  fanden  sich  wörtliche  Ent- 
lehnungen aus  meiner  Arbeit,  die  über  den  gewöhnlichen  Begriff  des 
Plagiats  erheblich  hinausgingen.  Um  nicht,  wie  einst  Max  Weber,  eine 
Ehrenerklärung  der  deutschen  Universität  in  Prag  hervorzurufen,  will 
ich  folgende  Stellen  nebeneinander  abdrucken  lassen. 


Bücher, 
Entstehung  der  Volkswirtschaft,  I, 

S.  369. 
...  ist  es  zu  vermuten,  daß  jeder 
Herrscher,  der  etwas  auf  sich  hielt, 
bei  seinem  Regierungsantritt  daran 
ging,  »sich  eine  Stadt  zu  bauen '<, 
welcher  der  Name  ihres  Gründers 
beigelegt  wurde.  Sie  war  gebaut 
nach  dem  Grundriß  von  Theben, 
das  seines  großen  Heiligtums  wegen 
immer  der  religiöse  Mittelpunkt 
blieb,  mit  einem  Königspalaste  piit 
Speichern  und  Scheunen,  Gärten 
und  Teichen  versehen  und  der 
Dichter  des  Hofes  besang  ihre 
Pracht : 

Folgen  16  Zeilen  Verse. 

Nur  eine  dieser  Residenzstädte, 
Memphis,  ist  lange  erhalten  ge- 
blieben. Die  übrigen  sind  bald 
nach  dem  Tode  ihrer  Gründer  ver- 
fallen; das  ausgetretene  Nilwasser 
hat  die  Lehmwände  der  Häuser 
dem  Boden  gleichgemacht;  die 
zwangsweise  angesiedelte  Bevöl- 
kerung hat  sich  wieder  zerstreut, 
und  nur  die  Pyramiden,  deren  jeder 
Herrscher  sich  eine  errrichtete, 
geben  noch  Kunde' von  ihrem  flüch- 
tigen Dasein. 


S.  367- 
Beim  Propheten  Jona  lesen  wir 
im    dritten    Kapitel,    daß  Niniveh, 


Sander, 
Geschichte  des  deutschen  Städte- 
wesens, S.  34. 
Die  Bevölkerung  haben  wir  uns 
im  wesentlichen  aus  Hof-  und 
Tempelangehörigen  bestehend  zu 
denken.  Denn  nach  dem  Muster 
dieser  beiden  Städte  (Theben  und 
Memphis)  pflegte  jeder  Pharao  bei 
seinem  Regierungsantritt  zur  Er- 
höhung seines  Ruhmes  sich  noch 
seine  besondere  Stadt  zu  bauen 
und  der  Dichter  des  Hofes  besang 
ihre  Pracht: 

(Zitat,  durch   Wiedematw,   wie   die 

Vorrede    sagt,   an   einigen   Stellen 

verändert.) 

Der  Wille  des  Königs  rief  diese 
Städte  ins  Leben.  Mit  dem  Tode 
ihres  Gründers  sind  sie  schnell 
Avieder  zerfallen.  Denn  der  neue 
König  verpflanzte  die  dort  angesie- 
delte Beamtenschaft,  die  Diener 
und  die  Fronarbeiter  natürlich  in 
die  von  ihm  erbaute  eigene  Resi- 
denz. Das  ausgetretene  Nilwasser 
machte  die  Lehmwände  der  ver- 
lassenen Häuser  dem  Boden  gleich 
und  nur  die  Pyramiden,  deren  jeder 
Heirscher  sich  eine  als  Grabmal 
errichtete,  geben  noch  Kunde  von 
ihrem  flüchtigen  Dasein. 

S.  35- 
Beim  Propheten  Jona  lesen  wir, 
daß  Niniveh,  die  Große  Stadt,  eine 
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die  »große  Stadt«  eine  Ausdehnung 
von  drei  Tagereisen  geiiabt  habe; 
Herodot  erzählt  uns,  daß  Babylon 
ein  ungeheures  Viereck  gebildet 
habe,  120  Stadien  auf  jeder  Seite 
messend,  so  daß  sein  Gesamt- 
umfang 48c  Stadien  betragen  hätte 
oder  in  unserem  Maße  88  km. 
Es  hätte  also  einen  Flächenraum  von 
484  qkm  bedeckt,  nahezu  achtmal 
so  viel  als  jetzt  die  Stadt  Berlin  . . . 
Es  waren  keine  zusammenhängende 
Straßennetze,  sondern  ummauerte 
Territorien  mitzahlreichen  größeren 
und  kleineren  Häusergruppen, 
zwischen  denen  Felder  und  Gärten, 
Weiden  und  Fruchtbaumhaine  sich 
ausdehnten,  die  im  Kriegsfalle  für 
die  gesamte  umwohnende  Bevöl- 
kerung und  ihr  Vieh  Raum  boten, 
wegen  ihrer  Größe  aber  eine  feind- 
liche Einschließung  aufs  äußerste 
erschwerten.  Wir  mögen  es  wohl 
glauben,  wenn  Aristoteles  berichtet, 
Babylon  sei  bei  seiner  Eroberung 
schon  drei  Tage  in  der  Hand  des 
Feindes  gewesen,  und  ein  Teil  der 
»Stadt  habe  doch  davon  nichts  ge- 
wußt .  .  .« 


Ausdehnung  von  drei  Tagereisen 
gehabt  habe.  Von  Babylon  er- 
zählt uns  Herodot,  daß  die  Stadt 
ein  ungeheures  Viereck  gebildet 
habe,  120  Stadien  maß  jede  Seite. 
Der  Gesamtumfang  hätte  also  430 
Stadien  oder  nach  unserem  Maße 
88  km  betragen.  Babylon  hätte 
also  einen  Flächenraum  von  484 
qkm  bedeckt.  Das  wäre  nahezu 
achtmal  so  viel  wie  die  Stadt  Ber- 
lin ...  Sie  stellte  ein  ummauertes 
Territorium  dar  mit  zahlreichen 
größeren  und  kleineren  Häuser- 
gruppen, zwischen  denen  Felder 
und  Gärten,  Weiden  und  Haine 
von  Dattelbäumen  sich  ausdehnten. 
Im  Kriegsfalle  boten  sie  Raum  für 
die  gesamte  umwohnende  Bevölke- 
rung und  für  ihr  Vieh,  während 
ihre  Größe  eine  feindliche  Ein- 
schließung so  gut  wie  unmöglich 
machte  ...  So  wird  es  verständ- 
lich, wenn  Aristoteles  berichtet: 
Babylon  sei  bei  seiner  Eroberung 
schon  drei  Tage  in  der  Hand  des 
Feindes  gewesen,  und  doch  habe 
ein  Teil  der  Stadt  noch  nichts  da- 
von gewußt. 


S.  370. 
Nirgends  kann  man  diese  Städte- 
leichen besser  beobachten  als  im 
Sudan,  besonders  in  den  Fulbe- 
staaten,  wo  das  Vordringen  des 
Islam  durch  sie  bezeichnet  ist. 
Was  wir  in  den  Reisewerken  von 
der  Ausdehnung  der  Großstädte 
Sokoto,  Kano,  Gando,  Kuka,  Kat- 
sena,  Masena  lesen,  erinnert  leb- 
haft an  Herodots  Beschreibung 
des  alten  Babylon.  Ungeheure 
Mauerringe,  die  in  hartem  Fron- 
dienst erbaut  und  unterhalten  wer- 


S.  37- 
Städte  nach  dem  Muster  Nini- 
vehs  und  Babylons  .  .  .  gibt  es  auch 
heute  noch.  Im  Sudan,  besonders 
in  den  Fulbestaaten  befinden  sie 
sich,  wenn  auch  im  verkleinerten 
]\Iaßstabe.  Was  wir  in  den  Reise- 
werken von  der  Ausdehnung  der 
Großstädte  Sokoto,  Kano,  Gando, 
Kuka,  Katsena,  Matsena  lesen,  er- 
innert lebhaft  an  Herodots  Be- 
schreibung des  alten  Babylon. 
Ungeheure  Mauerringe,  die  in  har- 
tem Frondienst  erbaut  und  unter- 
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den,  umschließen  weite  Flächen, 
die  nur  zum  kleinen  Teile  mit  Häu- 
sern ausgefüllt  sind,  zum  größten 
Teile  aber  als  Felder,  Wiesen  und 
Dattelhaine  dienen;  das  einzige 
ansehnliche  Gebäude  ist  der  Palast 
des  Herrschers,  in  dessen  Nähe 
alle  Tage  ein  lebhafter  Markt  statt- 
findet. Eine  gewisse  Sicherheit  des 
Lebens  und  der  Habe  herrscht  zu 
Zeiten  nur  innerhalb  der  Ring- 
mauer ;  bis  hart  an  dieselbe  strei- 
fen die  räuberischen  Wüsten- 
stämme .  .  . 

Wir  dürfen  diesen  Städtetypus 
.  . .  als  den  der  primitiven  Despoten- 
großstädte bezeichnen.  Eiserner 
Zwang  hat  sie  geschaffen  und  die 
Bevölkerung  in  sie  wie  in  große 
befestigte  Feldlager  zusammen- 
getrieben. Die  Naturaltribute  der 
unterworfenen  Stämme  füllen  die 
Vorratshäuser  der  Gewaltherren 
und  nähren  reichlich  einen  tausend- 
köpfigen Hofstaat  und  zahlreiche 
abhängige  kleine  Leute ;  von  Zeit 
zu  Zeit  bringen  Kriegszüge  »un- 
ermeßliche Beute«.  Ein  wenig 
Industrie  und  etwas  Fremdhandel 
mögen  in  ihren  Außenquartieren 
Platz  finden;  aber  im  ganzen  ist 
eine  solche  Stadt  doch  bloßes 
Schutzorgan  und  Herrschaftsmittel, 
wirtschaftlich  ein  rein  konsumtives 
Gebilde,  das  zur  Gütererzeugung  der 
Nation  kaum  mehr  beiträgt  als  die 
Einwohner  ihren  Gärten,  Feldern 
und  Fruchtbäumen  abgewinnen. 


halten  werden,  umschließen  weite 
Flächen.  Nur  zum  kleineren  Teile 
sind  diese  mit  Häusern  ausgefüllt. 
Zum  größten  Teile  dienen  sie  als 
Wiesen,  Felder  und  Dattelhaine. 
Das  einzige  ansehnliche  Gebäude 
ist  der  Palast  des  Herrschers,  in 
dessen  Nähe  alle  Tage  ein  leb- 
hafter Markt  stattfindet ...  Bis  hart 
an  die  Mauern  streifen  die  räube- 
rischen Wüstenstämme.  Sicherheit 
des  Lebens  und  der  Habe  herrscht 
nur  in  der  Stadt. 


Eiserner  Zwang  hat  diese  ».Des- 
potengroßstädte« (wie  man  sie  nen- 
nen könnte)  geschaffen,  und  die 
Bevölkerung  in  sie  zusammen- 
getrieben. Die  Naturaltribute  der 
unterworfenen  Stämme  füllen  die 
Vorratshäuser  der  Gewaltherren. 
Aus  ihnen  wird  ein  tausendköpfiger 
Hofhalt  unterhalten.  Auch  zahl- 
reiche abhängige  kleine  Leute  leben 
von  ihnen.  Kriegszüge  bringen  von 
Zeit  zu  Zeit  >  unermeßliche  Beute« 
.  .  .  Ein  wenig  Luxusindustrie  und 
etwas  mehr  Fremdhandel  im  Dienste 
der  Reichen  mögen  daneben  Platz 
finden.  Aber  im  ganzen  ist  eine 
solche  Stadt  doch  bloßes  Herr- 
schaftsmittel und  Schutzorgan. 
Wirtschaftlich  ist  sie  ein  rein  kon- 
sumtives Gebilde,  das  zur  Güter- 
erzeugung des  Volkes  kaum  mehr 
beiträgt,  als  die  Einwohner  in  ihren 
Gärten,  mit  ihren  Feldern  und  von 
ihren  Fruchtbäumen  innerhalb  der 
Ringmauer  ernten. 
Damit  dürfte  der  Sachverhalt  für  jeden,  der  lesen  kann,  außer 
Zweifel  gestellt  sein.  Sander  hat  den  Ursprung  seiner  Weisheit  mit 
keiner  Silbe  angedeutet.  Dagegen  werde  ich  an  einer  späteren  Stelle 
(S.  HO  ff.)    reichlich  mit  Namennennung    bekämpft.     Auch  die  dortige 
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Weisheit  (es  handelt  sich  um  das  Lohnwerk)  ist  nicht  Sanders  eignes  Er- 
zeugnis, sondern  V.  Beloiü  entlehnt,  der  natürlich  auch  nicht  genannt  wird. 

Aehnliches  ist  mir  schon  öfter  begegnet,  und  es  würde  mir  nicht 
schwer  fallen,  Schriften  zu  nennen,  in  denen  ich  an  einer  Stelle  still- 
schweigend bestohlen,  an  einer  andern  aber  mit  Kot  beworfen  worden  bin. 
Ich  pflege  mit  bedauerndem  Achselzucken  solche  Niedertracht  bei  Seite 
zu  legen;  ja  ich  habe  einmal  die  Antrittsvorlesung  eines  Fachkollegen 
mit  angehört,  in  der  ganze  Sätze  als  Eigenprodukt  ausgegeben  waren, 
welche  in  einem  meiner  Bücher  standen  und  mit  keiner  Silbe  verraten, 
daß  ich  den  Betrug  empfunden  hatte.  Geistesarmut  verdient  Mitleid 
wie  alle  Armut,  und  in  einer  Zeit,  in  der  das  Stehlen  fast  zur  Gewohn- 
heit geworden  ist,  hat  man  wahrlich  wenig  Mut,  auf  diesem  Gebiete 
einen  strengen  Maßstab  anzulegen.  So  würde  ich  auch  den  toten 
Sander  mit  seinem  geistigen  Raube  ruhig  haben  schlafen  lassen,  wäre 
der  Vorgang  in  der  Verborgenheit  seines  Kollegienheftes  geblieben. 
Wer  sich  im  Hörsaal  mit  fremden  Federn  schmückt,  hat  in  der  Regel 
keine  Kritik  zu  fürchten.  Wird  aber  die  Nachwelt  aufgerufen,  ihm  zu- 
zuerkennen, was  er  nie  besessen  hat,  so  tritt  denn  doch  die  Forde- 
rung der  Wahrhaftigkeit  in  ihr  Recht.   Und  diese  verbietet  zu  schweigen. 

Das  ist  fast  schade.  Rechtfertigt  auch  der  Inhalt  des  Buches 
nicht  seinen  Titel,  indem  es  neben  dem  deutschen  Städtewesen  sich 
auch  mit  dem  ägyptisch-babylonischen,  dem  römischen  und  griechischen 
beschäftigt,  sonst  aber  über  das  Mittelalter  nicht  hinausgeht,  so  ent- 
hält es  doch  manches  Beachtenswerte,  und  man  darf  dies  anerkennen, 
wenn  man  unterstellt,  daß  alles  Sanders  geistiges  Eigentum  ist,  was 
dafür  ausgegeben  wird.  Allerdings  auf  die  Abschnitte  über  das  grie- 
chische und  römische  Städtewesen  kann  ich  das  nicht  ausdehnen  ;  sie 
sind  stark  verzeichnet.  Ein  bloßes  Herumplätschern  in  Einzelheiten 
bringt  uns  nicht  weiter.  Aber  für  das  Mittelalter  ist  die  Hervorhebung 
des  Einflusses  der  Römerstädte  und  der  Bischofssitze  auf  die  Entwick- 
lung jedenfalls  ein  Verdienst,  und  wenn  es  weiterhin  auch  an  falschen 
Verallgemeinerungen  nicht  fehlt,  so  muß  doch  anerkannt  werden,  daß 
eine  Reihe  von  Punkten  zur  Erörterung  kommt,  die  von  Bedeutung 
für  die  Entwicklung  gewesen  sind.  Freilich  zu  einer  völligen  Einsicht 
in  die  durch  die  mancherlei  Streitigkeiten  (über  die  Entstehung  der 
Stadtverfassung,  ihre  geschichtliche  Entwicklung,  das  Wesen  des  Zunft- 
wesens usw.)  arg  verwickelten  Verhältnisse  kommt  es  nicht,  und  man 
legt  das  Buch  mit  der  Erkenntnis  bei  Seite,  daß  gerade  das,  was  für 
die  mittelalterliche  Stadt  charakteristisch  ist,  in  ihm  unerörtert  geblieben 
ist.  Vielleicht  ist  man  auch  zum  Nachdenken  über  den  Unterschied 
zwischen  Abhandlung  und  Lehrvortrag  angeregt.  An  letzteren  erinnern 
doch  nur  die  wiederholt  eingestreuten  Anreden  an  die  Zuhörer.  Ob 
aber  die  letzteren  etwas  anderes  davongetragen  haben  werden  als  die 
heutigen  Leser  ?  Bücher. 
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Kynast,  Dr.  Rudolf,    Die  deutsche  Kakao-  und  Schokoladefabrikation 
in  Krieg  und  Frieden.     (Greifswal der    staatswis.senschaftliche  Ab- 
handlungen, herausgegeben -^'on  Prof.  Dr.  W.  Biermann  und  Prof. 
Dr.    W.  Kahler.   13.)    Greifswald,   Ratsbuchhandlung   L.  Bamberg 
1921.     196  S.    8". 
Die  fleißig    und    sorgfältig   durchgeführte  Arbeit    ist   in  drei  Teile 
gegliedert,   die    auf  ungefähr  je  gleichem  Räume  die  Verhältnisse  der 
deutschen  Kakao-  und    Schokoladeindustrie    vor    dem  Kriege,    in    den 
Kriegsjahren  bis  zum  Waffenstillstand    und   während    des  Ueberganges 
von  der  Kriegs-    zur   Friedenswirtschaft    behandeln.     In   jedem    dieser 
Abschnitte  kommen  nacheinander   die  Rohstoffbeschaffung,   die  Fabri- 
kation, der  Absatz  der  Erzeugnisse,  die  Unternehmungen  und  die  Ar- 
beitnehmer zur  Besprechung.    Da  die  allgemeine  Entwicklung  und  Lage 
der  Kakao-  und  Schokoladeindustrie  unter  gewöhnlichen  Verhältnissen 
bereits  in  zahlreichen  Einzelschriften  und  Aufsätzen  behandelt  worden 
ist,  wendet  sich  bei  dieser  Doktorarbeit  selbstverständlich  die   Haupt- 
teilnahme den  Abschnitten  zu,    die    die  Kriegszeit    und  Nachkriegszeit 
umfassen.     Hier  wieder  stehen  die  Unterabschnitte  Rohstoftbeschaffimg 
und  Absatzverhältnisse  den  andern  an  Bedeutung    voran,    weil  es  sich 
um  die  Rohstoffe  Kakao  und  Zucker  handelt,  von  denen  ersterer  aus- 
schließlich aus  dem  Auslande  bezogen   werden   muß,    der  letztere  fast 
ganz  dem  Inlande  entstammt.     An  beiden  mußten  sich  die  Wirkungen 
der  kriegs-  und  übergangswirtschaftlichen  Regierungserlasse  und  -maß- 
nahmen ganz  besonders  gut  verfolgen  lassen. 

Der  Verfasser  hat  gewissenhaft  an  Hand  der  Aus-  und  Einfuhr- 
verbote für  die  Schokoladerohstofife  die  Bewegungen  auf  dem  Preis- 
markt verfolgt.  Infolge  der  Ausfuhrverbole  für  in  Deutschland  befind- 
liche Lebensmittel  und  der  von  England  erzwungenen  Einstellung  aus- 
ländischer Lieferungen  an  uns,  stieg  der  Kakaopreis  in  Hamburg  sehr 
bald  auf  das  achtfache  der  Londoner  Preise  und  die  Regierung  mußte 
—  nicht  sehr  glücklich  —  mit  Errichtung  der  üblichen  Kriegsgesell- 
schaft einschreiten,  um  die  hereingelangenden  Kakaomengen  zuteilen 
zu  können.  Bei  Zucker,  dem  durch  den  Krieg  der  sonst  starke  Ab- 
satz nach  dem  Auslande  unterbunden  wurde  und  der  daher  einen  ge- 
waltigen Preissturz  erlebte,  der  in  der  Folgezeit  zur  Einschränkung  des 
Zuckerrübenbaus  führte,  wurde  zunächst  durch  ein  Zuckernotgesetz 
Abhilfe  zu  schaffen  versucht,  bis  an  Stelle  des  Ueberflusses  Zucker- 
mangel getreten  war,  und  ebenfalls  obrigkeitliche  Bewirtschaftung  ins 
Leben  trat.  Der  Abbau  aller  Einrichtungen  zur  Bewirtschaftung  von  Kakao 
und  Zucker  nach  Abschluß  des  Waffenstillstandes  ging  so  vor  sich,  daß  an 
Stelle  der  Kakaokriegsgesellschaft  eine  Kakaowirtschaftsstelle  errichtet 
wurde,  mit  dem  Auftrag,  Einfuhr  und  Verteilung  von  Kakao  und  Ka- 
kaopulver zu  überwachen.  Die  befürchteten  Folgen  einer  Freigabe 
der  Einfuhr:    UeberschwenTfriung  mit    fremden  Waren    trat    nicht    ein. 
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Die  deutsche  Kakao-  und  Schokoladeindustrie  mußte  sich  infolge  des 
Kohlen-  und  Zuckermangels  trotz  lockender  Preise  der  fertigen  Er- 
zeugnisse große  Einschränkungen  auferlegen,  die  noch  verstärkt  wur- 
den durch  die  großen  mit  ausländischen  Spekulationen  zusammen- 
hängenden Preisschwankungen. 

Was  hier  nur  angedeutet  wurde,  hat  der  Verfasser  mit  Fleiß  und 
unter  Beibringung  eines  großen  literarischen  Materials  weiter  ausge- 
führt. Die  Hauptbedeutung  seiner  Schrift  liegt  darin,  daß  die  Ein- 
und  Nachwirkungen  des  Krieges  auf  einen  einzelnen  Industriezweig 
geschildert  werden.  Aehnlicher  Untersuchungen  bedürfen  wir  jetzt 
vieler,  und  für  sie  kann  die  vorliegende  als  gutes  Beispiel  dienen. 

Benno    Schmidt. 


Dietzel,  He  i  n  r  ich,  Technischer  Fortschritt  und  Freiheit  der  Wirt- 
schaft. Bonn,  K.  Schroeder,  1922.  62  S.  8°.  M.  35. — .  (Bonner 
staatsw.  Untersuchungen  Heft  7). 
Man  mag  bezweifeln,  ob  eine  Aufgabe,  wie  der  Verf.  sie  sich  ge- 
stellt hat,  wissenschaftlich  lösbar  ist.  Daß  der  technische  Fortschritt 
der  letzten  anderthalb  Jahrhunderte  quantitativ  den  aller  früheren 
Perioden  übertrifft,  wird  wohl  niemand  bezweifeln.  Aber  lassen  sich 
die  Epochen  so  miteinander  vergleichen?  Für  die  technische  Ent- 
wicklung eines  Zeitalters  kommt  es  doch  wohl  auch  darauf  an,  was 
am  Anfang  desselben  an  technischen  Kenntnissen  vorhanden  und  in 
Uebung  war.  Aber  zum  Vergleiche  dieses  Erbgutes  mit  dem  schließ- 
lich Erreichten  fehlt  es  an  jedem  Maßstabe.  Die  Größen  gar  aus  ver- 
schiedenen Zeitaltern  miteinander  zu  vergleichen,  ist  völlig  unmöglich. 
Es  ist  doch  nichts  damit  erreicht,  daß  man  die  Hemmungen  aufführt, 
welche  dem  jeweils  möglichen  Fortschritt  entgegenstanden,  im  Alter- 
tum die  Sklaverei ,  im  Mittelalter  das  Zunftwesen  und  dann  ihnen 
gegenüberstellt,  wie  herrlich  weit  wir  es  unter  dem  System  der  freien 
Konkurrenz  gebracht  haben.  Die  Fortschritte  wollen  nicht  bloß 
quantitativ,  sondern  auch  qualitativ  gewertet  werden,  und  hier  wird 
man  vielleicht  zuzugestehen  kein  Bedenken  tragen  können,  daß  allein 
die  Erfindungen  des  Schießpulvers  und  der  Buchdruckerkunst  im  IMittel- 
alter  in  der  ganzen  modernen  Produktionstechnik  an  kultureller  Trag- 
weite kein  Gegenstück  haben.  VVahrscheinlichkeitserwägungen  sind 
doch  noch  keine  Beweise.  Daß  der  Verf.  die  ganze  Zeit  vom  Mittel- 
alter bis  zum  Schlüsse  des  18.  Jahrhunderts  als  unterschiedsloses  Ganzem 
zusammenfaßt,  hat  doch  wohl  die  Tatsachen  gegen  sich,  daß  die  Zeit 
des  Merkantilismus  an  sich  dem  technischen  Fortschritt  wenigstens  in 
Manufakturen  und  Fabriken  hätte  günstig  sein  müssen  und  daß  die 
Anfänge  des  englischen  Maschinenwesens  noch  in  diese  Zeit  fallen. 
Die  Polemik  des  Verf.  mit  Sotnbart  berührt  nicht  sympathisch ;  sie  läuft 
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auf  bloße  Wortklauberei  hinaus.  Im  letzten  Abschnitte  spricht  sich 
der  Verf.  über  die  Aussichten  der  Technik  im  Zukunftsstaate  aus  und 
schließt  mit  den  Worten:  »Seitdem  die  revolutionäre  Energie  des 
Individimms  entfesselt  wurde,  seitdem  das  Konkurrenzsystem  herrscht, 
rauscht  der  Strom  der  Erfindungen :  post  hoc  et  propter  hoc.  Kommt 
es  zu  einer  Revolution  der  Gesellschaft,  welche  eine  neue,  dem  Ancien 
regime  ähnelnde  soziale  Ordnung  ans  Ruder  bringt,  dann  wird  die 
Revolution  der  Technik  bald  nur  noch  eine  schöne  Erinnerung  sein. 
Allein  im  reinen  Aether  der  Freiheit  konnte  der  Riesenflug  vor  sich 
gehen;  die  Stickluft  der  , Organisation'  müßte  ihm  ein  Ende 
bereiten.«  — r. 


Kulemann,  IV.,  Die  Genossenschaf tsbcivegung.  I.  Band:  Geschicht- 
licher Teil.  Darstellung  der  Entwicklung  in  allen  Kulturländern 
sowie  der  internationalen  Beziehungen.  Berlin,  O.  Liebmann, 
1922.     276  S.  8».     M.  511,  geb.  M.  649. 

Nachdem  es  sich  zu  meinem  lebhaften  Bedauern  s.  Z.  als  unmög- 
lich erwiesen  hat,  das  umfassende  Werk  Kideniann%  über  die  Berufs- 
vereine hier  ziu-  Besprechung  zu  bringen,  möchte  ich  nicht  verfehlen, 
auf  das  neueste  Erzeugnis  seiner  fleißigen  Feder  nachdrücklich  auf- 
merksam zu  machen.  Das  Buch  über  die  Genossenschaftsbewegung, 
dessen  erster  Band  eben  erschienen  ist,  füllt  in  der  Tat,  wie  das  erst- 
genannte, eine  empfindliche  Lücke  unserer  Literatur  aus.  Es  soll  in 
zwei  Teile  zerfallen,  von  denen  der  erste  über  die  Tatsachen  der  Aus- 
breitung des  Genossenschaftswesens  auf  vergleichender  Grundlage  be- 
richten will,  während  der  zweite  zu  den  hauptsächlichsten  prinzipiellen 
Fragen  vorurteilslos  Stellung  nehmen  soll. 

Der  hier  vorliegende  erste  Band  stellt  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung der  Genossenschaftsbewegung  in  sämtlichen  Kulturländern 
sowie  die  internationalen  Beziehungen  dar.  Er  beginnt  mit  einer  Ein- 
leitung, in  der  die  Gesamtentwicklung  doch  wohl  auf  zu  einfache 
Linien  zurückgeführt  wird.  Das  Genossenschaftswesen  des  klassischen 
Altertums  ist  jedenfalls  unterschätzt,  während  die  mittelalterliche  Ent- 
wicklung im  Anschluß  an  Gierke  geschildert  wird.  Daß  auf  diesen 
auch  die  Stufenfolge  der  gewerblichen  Betriebssysteme  (S.  3  f.)  zurück- 
geführt wird,  ist  ein  merkwürdiger  Irrtum,  der  nicht  allzuhoch  einge- 
schätzt werden  darf.  Dann  folgt  die  Darstellung  der  neueren  deutschen 
Genossenschaften,  in  welcher  der  allgemeine  Ueberblick  am  Anfang 
doch  wohl  zu  kurz  ausgefallen  ist.  Der  ganze  Abschnitt  würde  über- 
sichtlicher ausgefallen  sein,  wenn  vieles,  was  später  unter  den  einzelnen 
Genossenschaftsverbänden  dargestellt  ist,  zu  einer  Schilderung  der 
Gesamtentwicklung  verbunden  worden  wäre.  Daß  auch  die  Organi- 
sation des  Kleinhandels    hier    aufgenommen  ist,  geschah  wohl  nur  aus 
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Zweckmäßigkeitsgründen,  wird  aber  gewiß  von  den  Benutzern  als  an- 
genehm empfunden  werden. 

Der  zweite  Abschnitt  behandelt  die  Genossenschaftsbewegung  in 
den  außerdeutschen  Ländern ,  nämlich  Großbritannien ,  Frankreich, 
Belgien,  Holland,  Schweiz,  Spanien,  Italien,  Oesterreich ,  Ungarn, 
Dänemark,  Schweden,  Norwegen,  Finnland,  Rußland,  Serbien,  Bulgarien, 
Rumänien,  Griechenland,  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und 
Japan.  Die  Nachrichten  sind  für  die  letztgenannten  Staaten  recht 
dürftige.  Ueberhaupt  war  die  Sammlung  des  Materials  für  diesen  Ab- 
schnitt keine  leichte;  es  mußten  meist  die  Zeitschriften  für  das  Ge- 
nossenschaftswesen benutzt  und  die  aus  ihnen  zu  ziehenden  Mitteilungen 
miteinander  kombiniert  werden.  Besonders  anzuerkennen  ist,  daß  die 
Daten  überall,  soweit  möglich,  bis  auf  die  Gegenwart  fortgeführt  sind. 
Erwünscht  gewesen  wäre  noch  ein  resümierendes  Schlußkapitel,  in  dem 
die  Ergebnisse  der  Entwicklung  in  den  einzelnen  Ländern  vergleichend 
zusammengefaßt  worden  wären.  Natürlich  verbietet  sich  eine  Nach- 
prüfung der  angeführten  Tatsachen  von  selbst ;  man  muß  sich  ganz 
auf  die  Gewissenhaftigkeit  des  Verfassers  verlassen  und  kann  dies  auch 
getrost. 

Endlich  werden  in  einem  dritten  Abschnitt  die  Bestrebungen  zur 
Herbeiführung  einer  internationalen  Vereinigung  der  Genossenschaften 
einfach  referierend  vorgeführt.  Daß  der  Verf.  dem  von  den  Gewerk- 
schaften herausgegebenen  Internationalen  Genossenschaftsbulletin  und 
seinen  Zahlen  kein  großes  Vertrauen  entgegenbringt,  wird  man  ihm 
nicht  verdenken  können. 

Der  Hauptwert  des  Bandes  liegt  in  der  objektiven  Zusammen- 
fassung eines  so  reichen  Tatsachenmaterials,  wie  es  an  keiner  zweiten 
Stelle  zu  finden  ist.  Die  Entwicklung  der  Genossenschaften  hat  sich 
wohl  in  keinem  Lande  ohne  Hemmungen  und  Streitigkeiten  vollzogen, 
und  auf  sie  ist  es  zurückzuführen,  wenn  von  dem  heutigen  Zustande 
gesagt  werden  muß,  daß  sein  »Charakterbild  in  der  Geschichte  schwankt«. 
Daß  der  Verf.  durch  diese  üble  Beigabe  sich  nicht  hat  schrecken 
lassen  und  die  Mühe  auf  sich  genommen  hat,  auf  beschränktem  Räume 
die  zerstreuten  Züge  zu  einem  Gesamtbilde  zusammenzufassen,  darf 
ihm  als  besonderes  Verdienst  angerechnet  werden.  —  r. 


Mombert,  Prof.  Dr.,  Besteuerung  und  Volkswirtschaft.  Karlsruhe, 
Braunsche  Hofbuchdruckerei,  1922.  105  S.  8^  M.  18. — . 
Im  einleitenden  Abschnitte  gibt  der  Verf.  einen  Ueberblick  über 
die  wechselnden  Grundgedanken  der  Besteuerung;  in  älterer  Zeit  rein 
fiskalische  Absichten,  volkswirtschaftliche  Erwägungen  schon  bei  den 
Merkantilisten  und  Physiokraten,  die  bei  A.  "Simith  und  seinen  Nach- 
folgern sich  zu  bestimmten  Forderungen  verdichten,    bei  Ad.    Wagner, 
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Schaffte  und  L.  ^tein  die  Anerkennung  gemeinwirtschaftlicher  und  so- 
zialpolitischer Gesichtspunkte  und  mit  ihrer  Verwirklichung  in  der  Ge- 
seticgebung  ein  Zurücktreten  der  volkswirtschaftlichen  Zielsetzung,  die 
wieder  mehr  Beachtung  finden  müsse.  Im  zweiten  Abschnitte  werden 
die  Beziehungen  der  Besteuerung  zur  Wirtschaft  zunächst  im  allgemeinen 
untersucht;  dann  wendet  sich  der  Verf.  der  Besteuerung  der  Akku- 
mulationsfonds zu,  die  er  höchstens  als  einmalige  Maßnahme  zulassen 
will  und  erörtert  ausführlich  die  Besteuerung  des  Konsumtionsfonds. 
Nach  einigen  allgemeinen  Bemerkungen  bespricht  er  hier  in  längeren 
Ausführungen  den  Einfluß  der  Verbrauchsbesteuerung  auf  die  Produk- 
tion, namentlich  wo  sie  zu  technischen  Verbesserungen  führt,  hebt  die 
differentielle  Belastung  von  Betrieben  verschiedener  Größe  hervor,  ver- 
breitet sich  ausführlicher  über  Monopole  verschiedener  Art,  empfiehlt 
sein  Projekt  der  Verbrauchseinkommensbesteuerung  und  weist  nach- 
drücklich auf  die  Notwendigkeit  einer  die  Kapitalbildung  befördernden 
Steuerpolitik  hin.  In  einem  auf  diesen  etwas  diffusen  Abschnitt  fol- 
genden 5.  Kapitel  bespricht  der  Verfasser  den  Einfluß  der  Geldent- 
wertung auf  die  Besteuerung.  Er  stellt  den  Satz  auf:  »Die  Valutafrage 
ist  in  erster  Linie  ein  Produktionsproblem,  und  jede  Steuerpolitik, 
welche  schädigend  auf  die  Produktionsleistungen  unseres  Landes  ein- 
wirkt, macht  sich  damit  mitschuldig  an  den  Schwankungen  und  der 
fortdauernden  Entwertung  der  Markvaluta.«  Außerdem  weist  er  darauf 
hin,  daß  bei  sinkender  Valuta  die  Einnahmen  aus  der  Einkommens- 
besteuerung hinter  den  Ausgaben  zurückbleiben  und  empfiehlt  dafür 
Verbrauchs-  und  Verkehrsabgaben.  Die  Frage,  ob  eine  Steuer  sozial- 
politisch günstig  oder  ungünstig  wirke,  dürfe  nicht  nach  dem  Augen- 
blickserfolge entschieden  werden.  Sozialpolitisch  gut  gemeinte  Steuern 
könnten  —  so  wird  in  einem  folgenden  Abschnitte  gesagt  —  für  das 
ganze  Wirtschaftsleben  unheilvoll  werden.  Alles  das,  was  heute  aus 
»sozialpolitischen  Erwägungen«  dem  Vermögen  und  Einkommen  auf- 
geladen werde,  gehe  letzten  Endes  auf  Kosten  der  kommenden  Gene- 
ration der  deutschen  Arbeiterschaft.  Auch  eine  vom  Standpunkt  der 
einzelnen  Privatwirtschaft  aus  durchaus  erträgliche  Steuer  auf  das  Ver- 
mögen könne  volkswirtschaftlich  schädlich  wirken. 

Man  muß  dem  Verf.  dankbar  sein,  daß  er  die  volkswirtschaftlichen 
Gesichtspunkte,  die  bei  der  Besteuerung  mitspielen,  zusammengestellt 
und  so  nachdrücklich  betont  hat.  Das  war  ein  Zeitbedürfnis.  Belang- 
reiche neue  Gedanken  darf  man  in  dem  kleinen  Buche  nicht  suchen. 
Die  Darstellung  ist  klar  und  durchsichtig.  Die  öfter  gebrauchte  Wen- 
dung »daran  vergessen«   ist  aber  doch  wohl  sprachlich  unrichtig. 

— -r. 
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Griinfeld,  Dr.  Ernst,  Die  deutsche  AnßenhandelskojitroUe  (die 
Politik  der  Sperren)  vom  Kriegsausbruch  bis  zum  Inkrafttreten 
des  Friedensvertrags.  (Bonner  staatswissenschaftliche  Unter- 
suchungen Heft  2).     Bonn,  Karl  Schröder,   1922.     100  S.  8". 

Die  Schrift  ist  wichtig  als  gute  Einführung  in  das  fast  nicht  über- 
sehbare Gewirr  von  Gesetzen,  Verordnungen,  Organisationen,  Regie- 
rungsmaßnahmen usw.,  das  man  unter  der  Bezeichnung  Kriegswirt- 
schaft zusammenzufassen  pflegt.  Obwohl  sie  sich  dabei  auf  den  Teil 
der  Fragen  beschränkt,  die  den  Außenhandel  berühren,  ist  die  Fülle 
des  hierfür  zu  verarbeitenden  Stoffes  so  groß  und  sind  die  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen  und  Zusammenhänge  so  mannigfaltig,  daß  dem 
Verfasser  Anerkennungen  für  diese  erste  mit  Sachkenntnis  und  gutem 
Darstellungsvermögen  betriebene  Durchforstung  des  Gestrüpps  der 
kriegswirtschaftlichen  Begebenheiten  gebührt. 

In  der  Einleitung  hebt  der  Verfasser  hervor,  wie  Sperren  bis  zum 
Kriege  etwas  ganz  Ungewohntes  waren  und  wie  die  ersten  Verbote 
durchaus  militärischen  Bedürfnissen  entsprangen.  Zuerst  verbot  man 
die  Ausfuhr  von  Dingen,  die  dem  Feinde  unmittelbar  zur  Kriegs- 
führung dienten,  bald  aber  auch  von  Rohstoffen,  Chemikalien  usw. 
die  ihm  irgendwie  nützlich  sein  konnten.  Da  die  deutsche  Industrie 
Wert  darauf  legte,  ihr  Absatzgebiet  im  Auslande  nicht  zu  verlieren, 
kommt  es  sehr  bald  zu  Reibereien  zwischen  ihr  und  den  militärischen 
Stellen.  Gegen  Ende  191 5  tritt  auch  schon  der  Gedanke  der  Ver- 
sorgung der  deutschen  Zivilbevölkerung  mit  Vorräten  hervor ;  nicht 
viel  später  werden  Hinweise  auf  die  Notwendigkeit  der  Erhaltung 
unserer  Währung  im  Auslande  laut.  Man  glaubte  auch,  durch  Aus- 
fuhrverbote feindliche  bisher  von  Deutschland  abhängige  Wirtschafts- 
zweige zu  schädigen,  um  später  allerdings  oft  die  Erfahrung  zu  machen, 
daß  man  gerade  damit  die  Einbürgerung  heimischer  Industriezweige 
im  Auslande  förderte.  Bald  werden  auch  Erzeugnisse  wie  Leder  und 
anderes  im  Inland  spärlich.  Ueber  alle  diese  Rücksichten  wird  aber 
immer  mehr  die  Erhaltung  der  Währung  gesetzt.  Die  seit  19 15  ein- 
setzende Ausfuhrpolitik  geht  deshalb  vor  allem  darauf  aus,  die  Preise 
bei  der  Ausfuhr  zu  erhöhen,  und  es  beginnt  das  System  der  Mindest- 
preise, das  im  Auslande  zu  immer  stärkerer  Verärgerung  führt.  Die 
Liste  für  die  ausfuhrverbotenen  Güter  wird  allmählich  so  groß,  daß  sie 
bequemer  durch  eine  solche  ersetzt  werden  kann,  die  die  für  die  Aus- 
fuhr noch  freien  Güter  angibt.  Mit  dem  Zusammenbruch  scheiden 
viele  ausfuhrverbotene  Güter  aus,  aber  an  der  Währungspolitik  wird 
im  großen  und  ganzen  festgehalten. 

Von  der  Rücksicht  auf  den  Stand  der  Mark  im  Auslande  war 
auch  die  ganze  Einfuhrpolitik  bestimmt.  Im  Januar  191 7  wurde  ein 
allgemeines  Einfuhrverbot  erlassen.     Nur  mit  besonderen  Bewilligungen 
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der  zuständigen  Behörden  war  die  Einfuhr  gestattet.  Durch  den  Zu- 
sammenbruch und  die  Besetzung  des  Westens  wurde  diese  Politik 
schwer  gefährdet.  Das  allgemeine  Ausfuhrverbot  wurde  1920  abge- 
ändert und  die  Organisation  des  Reichsbeauftragten  für  die  Ueber- 
wachung  der  Ein-  und  Ausfuhr  trat  ins  Leben. 

Im  nächsten  Kapitel  der  Schrift  wird  die  Handhabung  und  der 
Umfang  der  Aus-  und  Einfuhrbewilligungen  geschildert.  Ihre  Spitze 
fand  diese  Verwaltungstätigkeit  in  dem  Amte  des  Reichskommissars 
für  Aus-  und  Einfuhrbewilligung.  Bereits  seit  Oktober  1914  begann 
man  aber  auch  schon  mit  der  Errichtung  von  Zentralstellen,  von  Hilfs- 
organen der  Reichsregierung  bei  der  Bearbeitung  der  Anträge  auf 
Ausfuhrbewilligungen.  Sie  werden  im  3.  Kapitel  der  Schrift  behandelt. 
Die  Zentralstellen  wurden  meistens  von  den  Interesseverbänden  unter- 
halten, die  dazu  Vertrauensleute  aus  ihren  Kreisen  abordneten.  Sie 
wurden,  als  mit  dem  Eintritt  des  Waffenstillstandes  und  mit  der  Ein- 
schränkung der  Ausfuhrverbote  ihr  Abbau  in  die  Nähe  rückte,  die 
wirtschaftliche  und  finanzielle  Not  aber  nach  neuen  Auskunftsmitteln 
Ausschau  halten  ließ,  abgelöst  durch  die  sog.  Außenhandelsstellen, 
denen  auch  die  Besorgung  der  Ein-  und  Ausfuhrangelegenheit  anver- 
traut wurde.  Sie  waren  vor  allem  bestimmt,  dem  mit  der  Markent- 
wertung drohenden  Ausverkauf  Deutschlands  ein  Ende  zu  machen  zu 
einer  Zeit,  wo  Ausfuhrzölle  wegen  der  zu  verschiedenen  Verhältnises 
in  den  einzelnen  Industrien  keinen  genügenden  Ausgleich  gebracht, 
höchstens  Vergeltungszölle  bei  den  ausländischen  Staaten  hervorge- 
rufen hätten. 

Das  Schlußurteil  des  Verfassers  über  die  Außenhandelskontrolle 
im  Kriege  und  während  des  Waffenstillstandes,  dem  man  beistimmen 
kann,  lautet  dahin,  daß  alles  nur  Notbehelfe  gewesen  sind,  an  deren 
Stellen  aber  kein  besonnener  Kritiker  etwas  Besseres  zu  setzen  gewußt 
hätte,  und  daß  die  Nachwelt  von  unseren  Taten  einst  vielleicht  nichts 
so  sehr  bewundern  wird  als  unsere  Leistungen  der  Vorrätewirtschaft 
mit  Sparstofifen,  Ein-  und  Ausfuhrbeschränkungen  und  der  Wiederge- 
winnung der  wirtschaftlichen  Selbstbestimmung  über  unseren  Außen- 
handel nach  den  Verheerungen,  die  die  feindliche  Besetzung  mit  ihren 
Zerstörungen  an  unserer  westlichen  Zollgrenze  angerichtet  hat. 

Benno    Schmidt. 
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Preisaufgaben. 

Fürst  1.  Jablonowskische  Gesellschaft. 

Nachdem  die  für  1922  ausgeschriebenen  Preisaufgaben  der  Fürstl. 
Jablonowskischen  Gesellschaft  keine  Bewerbung  gefunden  haben,  ist 
in  der  letzten  Jahressitzung  beschlossen  worden,  neue  Aufgaben  zu- 
nächst nicht  auszuschreiben,  aber  diejenigen  für  1923  und  1924  auf- 
recht zu  erhalten.  Dem  Gebiete  der  Staatswissenschaften  gehören 
folgende  an: 

1.  Der  Einfluß  der  periodischen  Presse  auf  die  staatswissenschaft- 
liche Literatur  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  und  speziell  auf  die  Ent 
stehung  der  Universitätsstatistik.     Einliefening  bis  31.  Okt.   1923. 

2.  Vergleichende  Darstellung  der  Preisgestaltung  im  Anzeigen- 
wesen der  Zeitungen  und  ihrer  Ursachen.   Einlieferung  bis  31.  Okt.  1924. 

3.  Die  Naturalabgaben  im  römischen  Kaiserreich  vom  ersten  bis 
fünften  Jahrhundert  n.  Chr.     Einlieferung  bis  31.  Okt.   1923. 

Preis  je  3000  M. 

Die  ohne  Namensangabe  einzureichenden  Bewerbungsschriften  sind 
wenn  nicht  die  Gesellschaft  im  besonderen  Falle  ausdrücklich  den 
Gebrauch  einer  andern  Sprache  gestattet,  in  deutscher,  lateini- 
scher oder  französischer  Sprache  zu  verfassen,  müssen  ein- 
seitig geschrieben,  mit  Seitenzahlen,  sowie  mit  einem  Kenn- 
wort versehen  und  von  einem  versiegelten  Umschlag  begleitet 
sein,  der  auf  der  AufSenseite  das  Kennwort  der  Arbeit  trägt  und  in- 
wendig den  Namen  und  den  Wohnort  des  Verfassers  angibt.  Jede 
Bewerbungsschrift  mu(i  auf  dem  Titelblatt  die  Angabe  einer  Anschrift 
enthalten,  an  welche  die  Arbeit  für  den  Fall  zurückzusenden  ist,  daß 
sie  nicht  preiswürdig  befunden  wird.  Die  Einsendungen  sind  an  den 
Archivar  der  Fürstlich  Jablonowskischen  Gesellschaft,  Universitäts- 
bibliothek in  Leipzig,  zu  richten.  Die  Ergebnisse  der  Prüfung  der 
eingegangenen  Schriften  werden  durch  die  Sächsische  Staatszeitung 
im  März  des  folgenden  Jahres  bekanntgemacht.  Die  gekrönten  Be- 
werbungsschriften werden  Eigentum  der  Gesellschaft. 

Zuschriften  und  Anfragen  sind  zu  richten  an  den  derzeitigen 
Sekretär  der  Gesellschaft  für  1923  Geh.  Hofrat  Professor  Dr.  Q.  Wiener, 
Leipzig,  Linnestr.  4. 


6 14  Preisaufgaben. 

Das  Norwegische  Nobel-Institut 

teilt  einen  sehr  ausführlichen  Bericht  der  von  ihm  herbeigezogenen 
Sachverständigen  für  die  von  ihm  ausgeschriebene  Preisaufgabe :  D  a  r- 
stellung  der  Geschichte  der  Freihandelsbewegung  i-m 
19.  Jahrhundert  und  ihre  Bedeutung  für  die  internatio- 
nalen Friedensbestrebungen  mit.  Wir  entnehmen  demselben, 
daß  von  den  9  eingelieferten  Arbeiten  4  als  kurze  Abhandlungen  über- 
haupt nicht  in  Betracht  kommen  konnten  und  daß  auch  von  den 
übrigen  keiner  der  Preis  hat  erteilt  werden  können.  Nur  eine  englische 
Arbeit  wurde  zur  Herausgabe  in  der  »Publications  de  l'Institut  Nobel 
norvegien«  empfohlen. 


Erklärung. 

Den  Freunden  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft 
teile  ich  hierdurch  mit,  daß  ich  mit  dem  Abschlüsse  dieses  Heftes  die 
Redaktion  niederlege.  Ich  danke  allen,  die  mich  seither  durch  ihre 
freundliche  Mitarbeit  unterstützt  haben.  Die  noch  in  meinen  Händen 
befindlichen  Beiträge  sind  dem  Verlage  zur  spätem  Veröffentlichung 
übergeben  worden.  Für  etwa  eingetretene  Verzögerungen  bitte  ich 
nicht  mich  verantwortlich  machen  zu  wollen. 

Leipzig,  den  30.  Juni  1923.  Karl  Bücher. 
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